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J. | 
Allgemeine Verwaltungs-⸗Sachen. 


1. 


Cirkular⸗Reſkript des Koͤnigl. Staatsminiſteriums an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Oberpraͤſidenten, die Verhuͤtung unbes 
da gr Geſuche DEN 


J. Gemaͤßheit einer an das Staatsminiſterium unterm 21. No— 
vember pr. erlaffenen Allerhöchſten Kabinets-Ordre, erhalten Euer ıc. 
ein Publifandum (Anl. a.), betreffend die Verhütung unbegründeter 
Immediat Geſuche, mit dem Auftrage, folhes in Ihrem Namen 
in den Amtsblättern durch mehrmalige von Zeit zu Zeit zu wies 
derholende Petannbnad ungen, zur Öffentlichen Keuntniß zu bringen *). 

Berlin, den 5. März 1836. 

Das Staatsminifterium. 
Friedrih Wilhelm, Kronprinz. 
Sch. v. Altenfiein Gr. dv. Lottum. Frh. v. Brenn. 
v. Kamptz. Mühler, Ancillon. v. Witzleben. 
v. Rochow. v. Nagler. Gr. v. Alvensleben. 


*) Zunaͤchſt im März 1836. durch fämmtliche Umteblätter gefchehen. 
!innafen. Heft 1. 1836. | 4 





ee ee, — 
Publikandum 


Ungeachtet durch fruͤhere, oftmals in Erinnerung gebrachte Verord⸗ 
nungen, insbeſondere durch Das Publikandum vom 14. Februar 1810,, 
dad Anbringen von ungegrändeten und nicht gehörig vorbereiteten Im⸗ 
. mediate Befchwerden und Gefuchen verboten worden: fo hat dennoch die 
Zahl derfelben in einem fo großen Maße zugenommen, daß das Pus 
blifum wiederholentlich: auf die deshalb befichenden Beflimmungen vers 
wiefen werden muß. — 

Zugleich wird aber den Bittſtellern auf Allerhoͤchſten Befehl Fol⸗ 
gendes bemerklich gemacht: | 

4) Eine Zmmediat-Entfcheidung kann überhaupt nicht erfolgen, bevor 
nicht der Weg durch Die Orts, Provinzials und Minifterialbehörs 
den gehörig verfolgt ift. Gefuche und Beſchwerden, in denen dies 
nicht gefehieht, werden ohne Verfügung den betreffenden Miniftes 
rien zur Vefcheidung der Bittſteller zugefertigt ; und auch diefe find 
demnächft genöthigt, fie den untergeordneten Behörden zuzuweifen, 
wenn letztere übergangen worden. Dadurch aber mird, felbft wenn 
die Gefuche zuläflig find, zum eigenen Nachtheile der Bittfteller 

Zeitverluft herbeigeführt. | 

2) &s if durchaus erforderlich, daß der Immebiat-Eingabe die abs 
ſchlaͤgigen Beſcheide der Minifterien. und der denſelben untergeord⸗ 
neten Behörden, und zwar, da fie „geroöhnlich bezugsweife auf eins 
ander abgefaßt find, insgefammt eigefügt werden. Die Unters 
laſſung diefer Vorfihrift veranlaßt in den mehrſten Fällen Zeitvers 

(wit, und hindert eine fchnelle Erledigung der Sache. Nach Ber 
> wandtniß der Umflände werden den Bittſtellern dergleichen Gefuche 
ohne Befcheid zurücgefandf werden. 
+8) Eben fo find iederholurigen bereits zurüchgewieferer Immediat⸗ 
SGeſuche, mern, feine neue Thatfachen an efuͤhrt werden, ganz zweck⸗ 

108, und ift fünftig darauf gar Feine Beſcheidung zu erwarten. 

4) Die große Zahl Derienigen, welche um fortlaufende Unterftüßung _ 
oder Verſtaͤrkung ihrer Penſion bitten, verfennt, daß die Gtaatd 
mittel nicht hinreichen, ihre Wünfche zu befriedigen; es ift daher 
darauf jedesmal abfchlägiger ‚Befcheid zu erwarten. 

Eben fo wird | 
5) auf Unftellungs-Gefuche folcher Werfonen, welche grundfäglich dazu 
nicht geeignet find, jedesmal Zurlchweifung erfolgen. 
++ 6) Die Einfendung von Kunfiproduften, Manufaktur Sachen, Bir 
ern und, Mufifalien, darf niemals ohne vorgängige Anfrage und 
darauf ertheilte Erlaubniß erfolgen; wenn letztere fehlt, werden 
den Einfendern dergleichen Sachen ohne Beſcheid auf ihre Koften 
zuruͤckgefendet werden. ö ar 
S$eder, welcher beabfichtigt, bei Gr. Königl. Majefiät ein Ge⸗ 
fuch oder eine Beſchwerde anzubringen, hat obige Vorſchriften gehörig 
zu beachten. 


— — — — 
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Cirfular-Reffript der Könige. Minifkerien an fämmeliche 
Koͤnigl. Regierungen, das Verfahren gegen Aue 
rulanten betreffend. | 


Der Königl. Regierung wird die unterm 25. Mai d. 3. an 
das Königl. Staatsminifterium ergangene Allerhöchfte Kabinets« 
Drdre, das Verfahren gegen Querulanten betreffend, anbei in Abs 
fihrift zur Nachricht und Beachtung in vorkommenden Fällen mit 
getheilt. (Anl. a.) | 

Berlin, den 12. Zuli 1836. ur e 
Minifterium der Geiftlichen, Une Minifterium des Innern für 





terrichts: und Medizinak Ans . Handel: und Gewerbes 
gelegenheiten. Angelegenheiten. 
v. Altenſtein. v. Brenn. 
Minifterium des Innern und der Polizei. Minifterium des Königl. 
In Bertretung. Haufes, II. Abtheilung. 
Koehler. | | v. Ladenberg. 
Verwaltung für Handel, Fabrikation Finanzminifterium. 
und Baumefen. wo. AUlvensieben 
Rother. 7 
a. 


Auf den Bericht des Staatsminifteriumd vom 28. v. M. will Ich 
die Worfchriften der Befanntmahung vom 14. Februar 1810. 2 Art. 
VI. und des daraus entnommenen 442. des Anhangs zur Allgem: 
Gerichts⸗Ordnung, die —— unbedeutſamer Querulanten betref⸗ 
fend, dahin erlaͤutern, daß nur die Miniſterien befugt ſein ſollen, die 
Den Uebertretern dieſer Vorſchriften angedroheten Strafen, welche durch 
eine unmittelbar an Mich gerichtete, oder bei den Miniſterien gefuͤhrte 
unbegruͤndete Beſchwerde verwirkt worden, durch ein bloßes Dekret zu 
verhaͤngen, oder durch die ihnen untergeordneten Behoͤrden verhaͤngen zu 
laſſen, wogegen die Provinzialbehörden, wenn fie einen _QDuerulanten 
aus den Beſtimmungen der Befanntmachung vom 14. Februar 1810. 
und der Gerichtd:Ordnung Chl. III, Zit. 1. 8.9. 12—3A wegen einer an 
fie gebrachten Befchwerde firafbar erachten, nach den Vorſchriften $.$. 
30. und f. zu — und eine foͤrmliche Unterſuchung einzuleiten 
baben, damit die geſetzliche Strafe durch ein Erkenntniß ſeſtgeſtellt werde. 
Ich beauftrage die betreffenden Minifter und VermaltungssChefs, biers 
nach bie von ihnen’ reffortirenden Behörden, in: foweit ſie es mit Rüde . 


ficht auf die den adminifirativen Behörden bereits ertheilte Anweiſung 
*) Geſetz· Samml. für 1606-1810. ©: 64.. 
Anmal. Jahrg. 1253 3tes Heit, S. 692. 
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vom 23. Mai 1815. (Anl. b.) noch erforderlich finden, zu belehren und 


zu infiruiren. : 
. Berlin, den 35. Mai 1836. r * 
Jo — Friedrich Wilhelm. 


An 
das Staatsminiſterium. — 2 


a f } I b. 2 
Das Publikandum vom 14. Februar 1810. betrifft bloß die unmit⸗ 
telbar im Kabinet und. beim Miniferio einzureichenden Gefuche, und ift 
auch Feine hinreichende WVeranlaffung vorhanden, nach dem von der Koͤ⸗ 
nigl. Regierung unterm 22. März gemadjten Antrage durch ein new zu 
ertrabirendes Gefeg daffelbe auf die ProvinzialKollegien auszudehnen; 
vielmehr iſt es rathfam, es den Einwohnern auf jede Weiſe zu erleich: 
tern, fich mit ihren Gefuchen an die leßtern zu wenken. Ueberdem wer, 
den Perfonen, welche fich in ihren Schriften eines ungebührlichen Ques 
rulirens fhuldig machen, jchon nach gemeinem Rechte zur Unterfuchung 
und Beftrafung ‚gezogen werden fönnen. — 
Berlin, den 23. Mai 1818. 
Der Minifter des Innern. Der Minifter der Polizei. 

v. Schudmann. _ Fuͤrſt zu Wittgenftein. 

’ Der Minifter der Finanzen. 
| v. Klewiß. 


An J 
die Königl. Regierung hieſelbſt. 
Annal. Jahrg. 1818. 2tes Heft, ©. 295.) 


Cirkular⸗Reſkript der Königl. Minifterien des Innern und 
der Polizei, fowie der Finanzen, an fammtliche Königl. 
Regierungen der Rheinprovinz, über das Verfahren 

bei Kompetenz-Konflikten zwifchen den Gerichten und 
den Verwaltungsbehörben ‚in berfelben *). | 


: . Der König, Negierung wird anbei eine Abfchrift der In— 
firuftion vom 30. März e. 

über das Verfahren bei Kompetenz-Konfliften zwifchen den 

Gerichten und den Berwaltungsbehörden in der Rhein— 

 prodifz, foweit daſelbſt noch das franzöfifche Recht gilt, 

zue Nachricht und Beachtung in vorfommenden Fällen, auch um 

») Bergl. Infruftion vom 1. Juli 1835. für die Regierungen und 

- Gerichte in den übrigen Provinzen: (Annal. Jahrg. 1836. 3tes 

Heft, ©. 582.) 
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die untergeordneten Behörden, ſoweit es letztere angeht, darnach zu 
inſtruiren, überfandt. (Anl. a) 
Berlin, den 31. Dezember 1836. | 

Der Minifter des Innern und der Polizei. Der Finanzminiſter. 

oe Nohom v. Alvensleben 
\ ; i 2 u | 

dee E a, 43 
Inſtruktion uͤber das Verfahren bei Kompetenz.Konfliffen 
zwifchen den Gerichten und den Verwaltungsbehoͤrden in 

der Rheinprovinz, ſoweit dafelbft nochdas franz 
\ zoͤſiſche Recht gilt. — gr 
Gar. ETE TERIE} } ‚ f} / 44 M 
Da das durch die Allerhöchſte Kabinets⸗Ordre vom 30. Juni 1808. 
ee Seite 86) bei Kompetenz » Konfliften zwiſchen den 
erichten und den WVerwaltungsbehörden angeordnete Verfahren nicht 
immer gehörig beobachtet wird, indem "einerfeits : die Verwaltungsbehoͤr⸗ 
den feinen! beflimmten auf Ginleitung des Konfliftuerfaßrens  ausdrüc, 
lich gerichteten Antrag auffellen,; und denfelben in der Negel nicht zeitig 
genug, oft erft in der legten Inſtanz, anbringen, andererfeits auch die 
Gerichte die Entfcheidung des Konflifts in der vorgefchriebenen Art nicht 
fofort einholen; fo finden fich die unterzeichneten Minijterien zur Abs 
hilfe der hierdurch berbeigeführten Hebeljtände veranlaft, Folgendes für 
diejenigen Landestheile der Nheinprovinz, in welchen das franzöfifche 
Necht noch gilt, zu verordnen: su, SUahEm Zn 234 BITSHATIEN, 
. 1. Die Gerichte find fchuldig, heim arſten Vortrage einer ne 
zunaͤchſt zu prüfen, ob die darin angersgte ——A V hi de 
geeignet, oder nach den gefeglihen Vorfchriften davon Auisgefcloffe ei. 
$. 2. Findet der. Rechtsweg nicht Statt, fa muß der Kläger durd) 
Erfenntniß, wogegen die gefeßlichen Nechtsmittel zuläffig bleiben, zus 
rücfgewiefen werden. Hält das Gericht den Nechtsweg für zuläffig, fo 
muß der Betrieb des: Prozeffes fo Larige fortgefrgt werden; bis die Wer: 
waltungs> oder fisfalifche Behörde den, Konflikt 5 und 4,) erbebt. 
$. 3. Die Verwaltungs- oder fisfalifihe ; —3 — ot „ihrer rt, 
fobald fie durd Die Votladung zur Beanfıportiing der Klage, durch 
Lıtisdenunziation, Adzitation oder fonft Kenntniß von einem ihr Neffort 
betreffenden Prozeß erhält, ebenfalls zu prüfen, ob nadı den beitchenden 
gefeglichen Vorfchriften der Mechteweg zuläffig oder; auggefchloffen .fei- 
Im letztern Falle Hat fie ohne Verzug und wo möglich) noch, vor..der 
nächften Prozeg-Verhandlung den Konflift zu erheben, und hierüber einen 
motivirten Beſchluß abzufaffen. - | TEE CNITEN 
4° Die Verwaltung oder fisfalifche Behörde zeigt. darauf den 
eingelegten Konflift, unter Anführung der Grimde deſſelben oder unter 
abfchriftlicher Beifügung des darüber gefaßten Befchluffes, dem öffentli- 
hen Minifterio desjenigen Gericht! an, vor welchem der Prozeß ſchwebt, 
mit dem Erfuchen, das Geriht'von dem eingelegten Konflift in Kennte 
niß zu feßen. —* 
8.5. Die Verwaltungs⸗ oder fiskaliſche Behoͤrde darf, nachdem 
fie den Konflikt auf die in den 8.3. 3. und A. bezeichnete Weiſe erhebt, 
bis zur Entfheidung deffelben fich auch nicht eventuell auf die Klage 
einlaſſen. Bel 

\ 


6 [4 


2 &:6. Wenn bie bei dem Proz heiligle Verwaltungs « oder 
fidfalifche Behörde eine Unterbehörde ie fo hat diefelbe a die Ers 
mächtigung pur Erhebung des Konflikts bei-der ihr vorgefegten Vers 
waltungsbehörde nachzufuchen. u | 

8. 7. Sobald der - Konflift auf: die vorgefchriebene Art erhoben 
worden, muß ‚das. betteffende Gericht das Mechtsverfahren einftweilen 
durch Worbefcheid, wogegen fein Rechtsmittel zulaͤſſig ift, einftellen, das 
Öffentliche Minifterium aber fogleich über den erhobenen Konflift an den 
Zuftizminifter, unter Beifügung der Klage, der KonfliftssEinlegung und 
des darauf erfolgten gerichtlichen Worbefcheides, berichten. 

ig. 8. Schwebt der Prozeß bei einem Friedensgerichte, fo erftattet 
baſſelbe den Bericht an den Oberprofurator des betreffenden Landgerichts, 
—— unter Beifuͤgung feines. Gutachtens dem Juſtizminiſter 
erreicht. ——— 

8. 9. Die Verwaltungs oder fiskaliſche Behoͤrde erſtattet, nachdem 
fie den Konflikt erhoben hat (5.8. 3. 4. 7.), ihrerſeits Bericht an das 
Pen Verwaltungs Miräfterium , mit: Einreichung der. Klage und 

vor Beilagen. ° ©. er DR a ee ar ka 
%,.: Berlin, den 30. März, 1836. F TURTFLE, 
önßrhr.. dv. Altenſte in. Frhr. v. Brenm v. Kampk 


tea geÄrt. *—— 
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Reſtkript der Könige. Minifkerien des Innern iind ber 
Polizei, ſowie der Finanzen, an die Königl..Regierungen 
“au, Pofen und, Brömberg, deren Gefchäfts-Bermaltung 
0 mitiden: Juſtizbehoͤrden betreffend. Ä 


:i51 Beh der: Meorganifation der Juſtizbehörden in der Provinz 
ne iſt zur Sprache gekommen, welcher Schreibart ſich die dorr 
tigen Provinzial: Verwaltungsbehörden bei Aufträgen, welche fie 
nad) $. 50. der Ak. „öchften Verordnung vom 26. Dezember 1808., 
wegen. verbefferter. Einrichtung der ProvinzialsPolizeis und DVermals 
tüngsbehörden, und nach Artitel XIT. litt. b. der Allerhöchſten 
Sdre vom 31. Dezember 1825., in Gegenfländen ihres Geſchäfts— 
reifes den ihren Neffort nicht untergeordneten Juſtiz-Unterbehör— 
den zu ertheilen befugt find, bedienen follen. Es iſt angemeffen 
befunden worden, für folche Aufträge fortan nicht den eigentlichen 
Reſkripten⸗Styl, fonderh eine Schreibart zu wählen, welche fich 
dem zwiſchen koordinirten Behörden üblichen Requifitions-Style 
näher anfchließt. | 
"Die Königl. Regierung wird daher hierdurch angemiefen, diefe 
Beſtimmung bei allen Erlaffen an die FuftizUnterbehörden zu bes 
folgen, und dahin zu fehen, daß letztere zur Ausführung der ihnen 


7 
in: Berwalturigsfachen: zu ertheilenden : Auftraͤge nicht im fireng ge 
bietenden Tone, überhaupt mit Vermeidung aller ſolcher Ausdrücke 
— Formen, welche nur allein in dem Verhältniß des Vorgeſetz⸗ 

ten zu dem Lntergebenen gebräuchlid) find, aufgefordert werden, 
wobei es ſich von ſelbſt verfieht, daß die: Juſtiz-Unterbehörden fols 
chen Erlaſſen eben ſowohl Folge leiſten-müſſen, als den an f e im 
beſtimmt befehlenden Tone gerichteten . Berfügungän. ı 

Die ZuftizsUinterbehörden haben fich dagegen in allen an die. 
Provinzial»-Berwaltungabehörden zu richtenden Anfragen und Ans 
zeigen, .:fowie die unterm, Derwaltungsbehörhen> bei, Beantwortung 
der an. ſie von den: Mropinzial:Zuftizbehörden ergangenen Erlaffe des 
Berichts⸗Styls und der Berichts-Form, melche die. rinfachfte ift, 
audy ferner. zu bedienen, wonad die Königl. Regierung die Unter: 
behörden Ihres Refforts mit der erforderlichen Inſtruktion zu vers 
fehen hat. Die DOber:Gerichtsbehörden der dortigen Provinz ‚find 
bereits von dem Königl. Zuftizminifterig ur Beobachtung eines 
gleichen Verfahrens! bei “allen in - Juſtiz⸗ na vor⸗ 
kommenden Korreopondenzien mit den — ——— 
angewieſen. misn..=, 

Berlin, den 27, Dezember 1838. VE 
Minifterium des Innern und der Polizei. EEE 

Koehler. v. Alvensleben. 
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zu ri die — uesslämehee von Be und — 
ſten⸗Liquidirung· bei Ausrichtung von Geſchaͤften in ges 
ringer Entfernung von dem Wohnorte des Beauf— 
tragten betreffend. 





Beın von. ‚Seiten. det Disyiptinat:Miniftetien eine ähnliche 
Dorfeh chrift, als die. von der’ Königl. Regierung” mittelft Berichts 
dom 12. b. M. u. I: eingereichte Verfügung des Königl. Zufkizs 
minifterit vom 11. Juni 1825. ausfpricht, wegen Unzuläfjigfeit von 
Diäten» und Fuhrfoften: Fiquidirung bei Ausrichtung von Gefchäften 
in einer Entfernung von nur 4 Meile von dem amtlichen Wohns 
orte des Beauftragten, und auf einen nur halbtägigen Zeitraum, 
bis jet nicht ergangen iſt, ſo -findet dies feine Erläuterung 
nur in der hier gehegten Vorausſetzung, daß Seitens der Verwal—⸗ 
tungs⸗ Kollegien ſelbſt und deren Vorſtände die Zahlung von Diä— 
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quidirung von Diäten und Neifeföften nicht. eignet,‘ wird unzwei⸗ 
felhaft fein. ei mnaend . a: 
er Berlin, den 14. Januar 1836.: 2. Fer de 
Der Minifter des Innern und Der Chef des Finanzminiſterii. 
er. cxi⸗ oe Al vens be ben. . 
ER HUT an N Na n"" 
a 5 öJ— ar ie yargat u 6 
Hei abilen nd age 
“ Ib2 a). 7 Bu 22 BT OIAR | PRAKtIEE Vie SF): ae) Er Ta 17 ce 
ut N m MR CH cn? ASTRA —V 
"Auszug, aus. dem Reſkripte des Kbnigt, Juſtizminſte⸗ 
riums, an. das Koͤnigl. Oberlandesgericht zu Marien— 
werder, die Einziehung des Militair-Önaden ehalts auch 
bei interimiſtiſchen Auſtelluͤngen im Cisildienſte 
A a * betreffend. ai, I mia 


’ > 
4 N 19 Id N 
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Des Herrn Kriegsminiſters v. Witzleben Excellenz, hat ſich 
jedoch nach dem Schreiben vom. 29. v. M. dahin erklaͤrt: 
daß das ——— auch ‚dann eingezogen. wer: 
den’ folle, wenn’ der im E vildienfte interimiſtiſch Angeftellte 
als ſolcher in ein Verhältniß tritt, für welches in dem be⸗ 
treffenden Verwaltungs-Etat ein Quantum ausgeſetzt iſt, 
aus welchem er. fein Einkommen für die interimiftifche Ans 
ſttellung ‚bezieht. u APR Ä 
Diefem Berlangen hat der Juſtizminiſter bei Vergleichung 
deſſelben mit dem Beſchluſſe des Staatbminiſteriums vom 27. Des 
zember 1826. *) nichts entgegenfiellen könne — Vena 
Das Königl. Dberlandesgericht bat In ige den Hulfsexe⸗ 
kutor N. zu beſcheiden, quch ſich in künftigen Fällen Hiernach zu 


achten. N RE TE 
Berlin, den 28. Mär; 1836. De uni 


— Der Juſtizminiſter san, er 
| N a Mühler. = * u y. nr so 
) Annal. Jahrg. 1826. Ates Heft, ©. 947. a | * 
| Re a ee kan st 


. % 2 9 

. er er 7: —A — — 

— * Konigl. Minifterien bee —8 und, 
ber Polizei, fowie Der Finanzen; an ſaͤmmtliche Königk , 


ES Sa die Penfions + Berhälniffe der noch: * 
45 Fahre biegen — —— a are 





tee dee unterm 31. Dftober 1835: 9 an = tan 
möriflerium erlaſſenen Allerhöchſten Käbinets:Osdre < haben des Küs 
nigs Majeftät die Vorſchrift der Allerhöchſten Kabinets-Ordre vom 
16. Auguft 1826., in Abſicht der noch nicht .15 Jahre dienenden 
Beamten, dahin näher zu, beſtimmen geruhet, daB Beamte, welche 
in dem nach letztgedachter Drdre angeordneten Verfahren, nach ders. 
Beſchluſſe des Staatsminifteriums, zur unfreiwilligen Penſtonirung 
geignet fein würden, in dem Falle, wenn iſie znoch nicht 15 Tahre 
gedient haben, nach der Vorſchrift des Penſions— Reglemente ohne 
Denfion des S Dienftes zu entlaffen find. 

Wenn in einzelnen Fällen jedoch Verhältniſſe vorhanden fein 
foltten;: welche im. —* der Gnade eine Ausuchme motivirem; ſo 
wollen: des Königs: Majeſtät eben fo, wie jn ſolchen Fällen, iu- wels 
hen die Allerhörhfte Kabingfe:s Ordre vom: 4. September 1827., **) 
wider noch nicht 15. Zahre. Diengude Beamte, angewendet werden 
muß, befondern Bericht erwarten. 

„Der, ‚Königl. Regierung werden. dieſe Aflerhöchfien, Beſtim⸗ 
inlunigeh zur Kenntnifinähing und Beachtung bei den wetoggender 
BRUCH zu formirenden, Anträgen befannt gemacht. 

"Berlin, den 17. Januar 1836. — 
Finanzminiſterium. Miniſterium des Innern und der il 

‚p Alvensleben. In Vertretung. 

Koehler. 


Jahrg. 1835. dtet Heft, ©. 897. BR BR 
ET a A ie 
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8. 


aAllerhöͤchſte Kabinets⸗Ordre die Tragung der durch den 
Feldzug von 1805. als Auszeichnung; erworbenen 4— 
troddel zur Civil⸗ niform betreffend. | 





Auf den beigehenden Bericht des Min iſtets des Innern und 
der ‚Polizei vom 11: EZ M. habe Ich bewilligt, daß diejenigen, 


ww, 


zur Tragung einer Eivil-Uniform berechtigten Beamten, welche zu 
denjenigen Unteroffizieren. und, Soldaten, gehören,‘ denen durch Meine 
an das allgemeine MriegdtDepattenenk? ergängene Drdre vom '17: 
März 1809. *) bie: darin-nähereibefchriebenie Gäbeltroddel als be⸗ 
fondere Auszeichnung, berlichen worden, dieſe Säbeltroddel auch. ju 
ihrer gegenwärtigen, Kivil-Uniform zu. tragen befugt fein: »follen. 
Die betreffenden Derwaltungs- Chefs haben hiernach weiter zu ver⸗ 
fügen, aber auch darauf gehörig ſehen zu laſſen, daß der Eivilbe- 
arte, "ber. don DieferErlbubniß Gebrauch machen: will, ‚fein. Recht 
zur. Tragung der‘ am ‚AT. ‚März: 1809: — Sabe iucdben 
Bu nachweiſe. 

— den 14, 1 Bebrunn 1836. al 2.04 





si — — Beier waie ſu 9 
Gtoneminißerium —— er Br oe 
370 —— fr 1888. ©. —* at meeinden nat dam 
‚gi: FIIR; EN ae 44 13191 5% 
9. 1:5 1: Bi 1 . r ‚nenn : 


Muss ic aus bem Refkkipte des Rhnigl. Miniſteriums des 
—2 und der Polizei, an die Königl; Regierung zu 

\ Cöslin, das Abftimmungs-Berfahren bei den Lands 
mi rathswahlen betteffend. — 


> 
4 —118 





Bei den künftig ſtattfindenden — iſt nach je: 
besmaliger Abſtimmung, wenn ſelbige die Wahl eines Kandidaten 
zur Folge gehabt hat, der Name des Erwählten in der Liſte der 
Waͤhlbaren zu löſchen, bevor zur weitern Abſtimmung geſchritten 
wird, damit denjenigen, welche als Kandidaten ſchon erwählt ſind, 
bei der nachfolgenden Abſtimmung keine Stimmen mehr gegeben 
werden können. 
Berlin, den 30. Dezember 1835. 
Minifterium des Innern und ber Polizei. 
Koehler. 


10. 


De bes Königl. Minifteriums des Innern und der 
olizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Arnsberg, wegen 
der uͤber das Ableben von Landraͤthen unverzuͤglich 


an dag Miniſterium zu erſtattenden Berichte, 
In 





M 


Die Königl. Regierung » dem. miche hheten Miniſterio 


- 11 
den Tod des Landraths N. zu Hagen noch nicht angezeigt. Cs 
wird She daher bemerklih gemacht, ‚daß über das Ableben der 
Landräthe jedesmal unverzüglich Bericht, auch die Anzeige ermartet 
‚wird, mem die interimifiifhe Verwaltung der erledigten Stelle 
übertragen worden. Rückſichtlich des. ꝛe. N. fieht das Miniftgrium 
diefem Berichte noch entgegen. Ä * 

Berlin, den 21. Mai 1836... ur oa © 
Minifterium des Innern und der Polizei. | 
| Wr ERRULER 


* 


er: 


Girrfulars Verfügung der Königl. Regierung zu Pofen, 
an fämmtliche Königf. Landraͤthe, die Anlegung und 
Führung landräthlicher Regiftraruren - betreffend. 





Mir überfenden Ihnen hierneben den Entwurf zu. einem Plane 
füe eine landräthliche Regiftratur, welcher volllommen ſyſtematiſch, 
möglichft einfach und. überſichtlich ausgearbeitet, alle Verwaltungs⸗ 
zweige umfaßt, und mithin. auch allen Bedürfniffen einer tadello: 
fen Regiftratur- Ordnung entfprechen wird. (Unl.- a.) | | 

Wir wünſchen, daß Sie nad) biefem Plane die dortige lands 
räthlihe Regiftratur nach und nad) einrichten laffen, wollen Ihnen 
dieferhalb jedoch Feine Zrift vorfchreiben, ſondern behalten uns nur 
vor, nad) Ablauf eines angemeffenen Zeitraums Ihre Anzeige dar⸗ 
über zu erfordern, was zur beſſern Ordnungslegung Ihrer Negis 
firatur nach diefem Plane gefchehen fei. Rt 

Sollten Sie bei der Ausführung finden, daß bei einzelnen 
Titeln, Sektionen und Abtheilungen des Plans, Abänderungen ein: 
treten müffen, oder doch wünfchenswerth find, fo fehen wir Shree 
diesfälligen Anzeige entgegen, um Ihre Bemerkung gemeinnügig 
zu machen, indem. wir fie den übrigen Herren Landräthen mit: 
theilen. nt: 

Poſen, den 6. März 1836. 
Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


— F — 
ta + Entwurf: 
su einem Plane für eine landraͤthliche Kegiftratur. 





kit L.: Gefete und: Werordnungen. 
Geſetz Sammlung. 
Amts⸗ und Berordnungeblätter: E36 
Aufficht auf die Publikation derfelben. 
| ammlung allgemeiner, Landes: Verordnungen, Edifte ıc. 
Kit. I. Allgemeine Verwaltung. 
©eft. 1. Generalia. 
Allgemeine ge vi über: 
Belegung der Öffentlichen Dienfiftelfen. 
echte und Pflichten der Staatsdiener. 
ser. fE 5 Verfahren bei Prüfung zu, Aemtern. er 
ca Eidesformel der — — dergleichen. | Bi 
‚et. 2. Vorgeſetzte Behörde. —— 
Miniſterien, Oberpraͤſidium. a, 
Regierung ıc. 
Sekt. 3. Kreisbehörde. 


N a Organifation B DR I 
x er Einfegung der Kreisbehoͤrdenn. 2 alt 
Beſchãftskreis derfelben. | 


57T Vegutalhtiing ‘dir nfruftion Me die Pandräfße. . 
Feſlſetzung der Diäten und Deteropen: der — — 
ſekroͤtuire, Boten ꝛc. 7 
Abthl. b. Behallunge-Saden-.. — 
—2 8 Landraths arten RL 
Kreiefefietaird. — Br 


Boten ‚1 
Dinftätrung der Sireißfefrstaite..s...; ee 
⸗ Boten. 
Binreichun der Konduitenskiften. — 
Url —— der Kreisbeamten. * 
C(Cuüuberbaupt alles, was letztere perſonlich Anigeht.) 
ER um Anftellung. 

Abthl. c. Kanzleu Sachen 
(alles, * das andraibliche Bireau und den Buͤreau⸗ 

Dienſt ange eht), z. B. K 

Acta wigen des E Nftsbetriebs in: dem Buͤreau. 

⸗ Einrichtung der landraͤthlichen Regiſtratur. 

« Xnfchaffung der BireauBchärfniffe, als uͤten⸗ 

ſilien, — — 
Liquidation der Botenldhne. 
des Geſchaͤftslokals. 
s Berrechnung der landräthlichen Eportefn und 

dergleichen. 
zit. IM. Landeshoheitd-Gachen. 

Set. 1. Landesbefignahme und Huldigung xc. 

Beſitznahme afquirirter Provinzen. 
Ableiftung des uldigungseides von den Untertbanen. 
Zhron-Veränderungen, Landestrauer ꝛc. 


dus 


33 
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Sekt. 2. Landes⸗Verfaſſung md Verwaltung. 
en Hausgeſetze. 
Grundzuͤge ber Landes⸗Verfaſſung. 
Wegen des Koͤnigl. Titels und Wappend ie. 
Sekt. 3. Standesherren. | 
Abthl. a. Generalia, 
Verordnungen über bie Berhältniffe der Standeöherren, 
deren. Öerechtiame ꝛc. Bine 
«e b..Specialia. 
Solms ⸗Braunfels. 
Solms⸗Hohenſolms. 
Sekt. 4. Staändiſche Verfaſſung. 
Abthl. a. Generalia. 
Einführung einer ftändifhen WVerfaffung. 
Vorfchriften wegen Wahl und Remuneration der Nepräs 
fentanten. , 
e b. Speciıalia. 5 
Repräfentation des Kreifes. 
Mahl der Nepräfentanten, 
Remuneration der MRepräfentanten ıc. 
Set. 5. Verhältniffe mit dem Auslande. 
Abthl. a. Allgemeine Verbältniffe. 
Konventionen, Friedensfchlüffe. 
Territorial⸗ Verlegungen. 
Liquidationen gegen fremde Staaten. 
Beſchwerden gegen ausländifche Beamten, 
Volliretung von Strafurtheilen ausländifher Behörden 
gegen diefjeitige Untertbanen. 
Frevel bieffeitiger Unterthanen in ausländifchen Forften und 
umgefehrt, und dergleichen mehr: | 
(Jeder zes Staat bildet eine eigene Rubrik.) 
Abthl. b. Landesgrenzen. | — 
- sc. Auswanderungs-, Abfahrts-, Abſchoß⸗ und 
Unterthanen-Rezeptions-Sachen. 
Acta Gen. wegen der Auswanderung dieſſeitiger und Eins 
wanderung fremder Unterthanen. 
Acta Gen. wegen der Rechte und Befugniffe der Ausläns 
der in den Preußiſchen Staaten. 
a — wegen der Auswanderung dieſſeitiger Unter⸗ 
anen. ‚ 
Acta spec, wegen ber Aufnahme von Ausländern als 
Preußifhe Unterthanen. | 
Set. 6. Standes:Erhöhung, Auszeichnung, Ordens 
Sakden. 
5 Abthl. A. Generalia. 
Acta gen, wegen der Orden und Ehrenzeichen: 
.o = s s National-Abzeichen. 
«» DB. Specialia, 
Acta spec. wegen Ertbeilung von Orden und Ehrenzeichen. 
⸗ 2Erlaubniß zur Tragung fremder Orden. 
⸗ Vorſchlaͤge zu Auszeichnungen und Ber 
lohnungen für befondere Berdienftlichkeit. 


» 


14 — | 
Acta spec. wegen Charafter-Erhöhung, Erhebungen in den 
Adelſtand, Adelsbeſtaͤtlgung, Ordens 
liſten sc. 
Sekt. 7. Legitimationen. 
Acta wegen der Namen-Beränderungen. 


. s + Führung erdichtefer Namen. 

. » .s Legitimation unehelicher Kinder. 

. .. Hei von Urfunden, 3. B. für den 
Gebrauch im Auslande. 


Sekt. 8. Gnaden-Sachen. 
Begnadigungen bei feierlichen Gelegenheiten, z. B. bei Thron⸗ 
veränderung, Beſitznahme neuer Provinzen, und ſonſtige 
Königl. Önadenbezeigungen. 
Sekt. 9. Lehenweſen. 
Acta gen, über das Lehenweſen. 
« spec. über jedes einzelne Zehn. 
zit. IV. Statiſtik. 
Sekt. 1. Kreiseintheilung. 
Ä Acta, betr! die geograppifche Eintheilung des Kreifes in 
Birgermeiftereien, Gemeinden ıc. 
. « . die Aufnahme einer Zopographie des Kreiſes. 
e Aufnahme geographifcher Karten vom Kreife. 
P «e Xrennung emzelner Difirifte vom Sreife, und 
Vereinigung anderer mit demfelben. | 
(überhaupt alles, was auf die geographifche Lage des Kreis 
| fes Bezug bat.) 

St. 2. Sammlung ſtatiſtiſcher Nachrichten. 
"Acta, wegen Aufnahme der flatiftifchen Tabellen und Bes 
Sch völferungsliften des Kreifes und deren Einfendung. 

e wegen Aufnahme befonderer Tabellen über die Kuls 
— Produktion der Bodenflaͤche, uͤber die Ge⸗ 
erbe ⁊. 
e. wegen der Ortschroniken. | 
Sekt. 3. Zeitungs» und Verwaltungs: Berichte, 
Vorfchriften wegen Erftattung der Zeitungsberichte. 
Sammlung der monatlidy erfiatteten Zeitungeberichte. 
Sahresberichte über den Zuftand des Kreiſes. 
Sekt 4. Perio diſche Schriften. 
Herausgabe von Zeitungen. er 
—— ⸗Intelligenzblaͤttern. 
| WM ⸗WVolkskalendern ꝛec. 
zit. V. Polizei⸗-Sachen. 
Sekt. 1. Ausübende Polizei. 
Beſtimmung der Grenzen und bes Umfangs der Pollzeigewalt. 
Polizei⸗Verfaſſung. 
Polizei⸗, Strafe und Sportelweſen. u 
Periodiſche Berichte der Polizeibehörden über die Polizei⸗ 
Verwaltung. 
Polizeibehoͤrden, Polizeibeamte, Kreisaugreiter ꝛc. 
Dr Unterſtuͤtzung der Polizeibehörden durch bewaffnete Hand. 
Henn Winwirfung des Militairs auf die Orts-Poligeiverwaltung ꝛc. 


45 


Abthl. a. Generalia. * 
(Allgemeine Beſtimmungen.) 


» b, Specialıa, 
(Ob hier. und. bei den nachfolgenden Rubrifen noch eine ' 
Unterabtheilung nad) — ſtattfinden muß, 


0 wird der Umfang der Ber 
Sekt. 2. Siherheits, Polizei. 
Abthl. a. Gendärmerie. 


andlungen ergeben.) 


% 


.  b. bürgerliche Sicherbeits-PoligeisInfitute. 
ı Nachtwächter, Patronillen, Bürgerwachen, WBachtordnung, 


Land 


Abthl. C. Pa; 


u 
a. Generalıa. 


ind Sremdens Polizei. 


Verpflichtung dazu und zu ähnlichen Dienftleiftungen. 
Aurm als Poligei-Inflitut, - ° © En 


X 


allgemeine — — ZUR i 
wegen der Fremden Meldungen und der Uufenthaltsfarten. 
der Vaß- Ausfertigung s⸗Gebuͤhren. 
der WBanderbücher als Legitimationd,Dofumente. 
des Paßweſens überhaupt und des Paßedifts. 
. b. Speciıalna, PR Ä 

‚ Acta, wegen :der Paßformulare. 


⸗ 


* 
* 


“un. 


s 


« Paßausfertigungen. 
Aufficht auf verdächtige Fremde. 
ss. proffribirte Ausländer. 
falfcher Paͤſſe. En 
Befchwerden uͤber Beherbergung nicht ges 


meldeter Fremden; 


Erhebung und Verrechnung. der Paß-Auss 
fertigungs⸗Gebuͤhren ıc. 


Abthl. D. Verbrechen, Verbrecher und Bagabunden. 
a, Generalia, er 


das Verfahren gegen Vagabunden. 


Acta, betr. 


8 
® 
5 
c 
s 
—⸗ 


⸗ 


den Transport 


er Vagabunden. 


Verfolgung der Verbrecher. | 
Verfahren bei gefundetun Leichnamen, 
x 


‚das Verfahren bei allgemeinen Landes Bis 


.s bei Selbiimorden ꝛc. 


fitationen. 


wegen Unterbringung der Verbrecher und Bas 


gabunden in Öffentliche Anſtalten. 


die Behandlung der Gefangenen. 


die Aufficht auf.die aus den Strafanſtalten 
entlaffenen Werbrecher, und ähnliche allge 
meine Borfchriften. Ä 


b. Specialia. 


- Acta, betr. 
8 s 


® 


7 


’ 


die Verfolgung der Verbrecher. 
die Unzeige gefchebener Verbrechen. 
die durch Selbfimord um’s Leben Gekom⸗ 


menen.. 

die gefundenen Leichname. 

” im Kreife abgehaltenen Vagabunden⸗Viſi⸗ 
ionen. , 

die Liquidation der Zransportfoften der Bas 
gabunden und Verbreiher. 


— 
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Acta, betr. die aus dem Mititairitande verſtoßenen Ins 
dividuen. ' 
F s die periodifchen Nachmweifungen der *vorgefals 
9. Tenen Verbrechen. 

cm ⸗ dito der entfprungenen Verbrecher. | 

#2 die gegen die gefährdete Sicherheit getrofs 
fenen Maßregeln. | 
. s Die Einfendung * Auszüge aus den Trans⸗ 


Ne Ä port-Journal.. | 
Ä — * Bufect auf den ®erbrecher N. N, 
J Vagabunden N. N.ꝛc. 


Abthl. E. Befängniffe, Zucht⸗ und Urbeitshäufer. 


a. General 
— — 


ecıal en 
ee N, 
Liquidation _ — 
Verpflegung der Gefangenen. 
Reglement für das Gefaͤngniß. 
Einrichtung und Reparatur der Gefaͤngniſſe. 
Beſtallung der Gefaͤngnißbeamte. 
Abthl. F. Sicherheit des Eigent hums. 
gefundene und herrenloſe Sachen, 
Ahr angebaltene Sachen. 
Landen angeſchwemmte Gegenftände. 
Landungsgebuͤhren. 
Verbot der Dietriche, 
falſche Maͤnzen, Muͤnzfuß. 
Beſtimmung des Zins ußes, Wucher. 
Troͤdler, Pfandleiher. 
Verbot der Hazardſpiele, der Ausſpielungen, der Prioat⸗ 
lotterien. 
Aufſicht auf richtiges Maß und Gewicht. 
Abthl. G. Perſoͤnliche Sicherheits-Polizei. 
Verbot des Waffentragens, der heimlichen Waffen. 
p se Bahrens und Reitens an befuchten Orten. 
s  polizeimidrigen Schießens. 
Vorbeugung des Zweifampfes. 
Borfhriften wegen Aufbermahrung des geladenen Gewehrs. 
Merbot gebeimer DBerbindungen, Aufruhr, Unruhen. 
Yufficht über Zufammenfünfte. 
Demagogifche Umtriebe. (Politifche Verbrechen.) 
Bertilgung der Wölfe, —— mn 
Halten und Umherlaufen der Hunde. 
Baden in Seen und Fluͤſſen. 
Unglüdsfälle zu Waſſer. nn Sandgruben 
(durch Gift, fiebe V. 3. 
Verbot des Auen. der Kinder. 
— — wegen zu fruͤhen Begrabens. 
Scheintodte. 
a. Generalia. 
(Allgemeine Borfchriften.) 
b. Specialia, 
Abthl. 


z / 
47 
Abthl. — Polizei — Lebensmittel. 
Sorge fürhinreichende, — — mn z· B 
or⸗ und Aufkauf auf Maͤrk 
Marktverkehr, ee Be 
Verhütung des Mangels und der Theurung. 
Maßregeln gegen Mangel an Brot und Saat⸗Getreide. 
Zufuhr von Lebensmitteln - Ein» und Ausfuhr. 
Ausfall der Ernte, Mehl» Surrogate. 
Verbot des Branntweindrennens aus Kartoffeln. 
Berfälfchte Eſſige, Branntweine, Weine ıc. 
Aufficht auf Bäder und Meßger. 
.a. Generalia, | 
b. Specialia, 

Abthl. J. Ufer, Damms und Wege⸗Polizei. N 
Aufficht anf den — Zuſtand der Landſtraßen. 
Bruͤcken, Stege, Leinpfade. 

Wegeweiſer und Ortstafeln. 
Wege⸗Reglement. — \ 
Lauf der Fluͤſſe. 
Ueberſchwemmungen und Sicherung dagegen. 
Abthl. K. Bene noir 
a. Sorge für — und Verminderung der 
Feuersgefahr. 
Allgemeine Feuers Potizeigefege und Verbrdnungen. 
Aufbewahrung und Transport des Schießpulvers. 
— Aufſicht auf feuerſichere Bauten. 
Abſchaffung der Stroh⸗ und Rohrdaͤcher.) 
Anſchaffung und Unterhaltung der Feuerloſch⸗Anſtalten. 
Feuer⸗Ordnung der Stadt N. N. 
Feuer » Bıfitationen. a ie 
Prüfung zweckmaͤßiger Löfchmittel: 
Anzeige von Beuersbrüniten. - —“ 
Ä * Brandſchaͤden⸗Verſicher ung. 
Generalia. Das Brand-Aſſeküranz-Inſtitut und — 
| me Verordnungen über Die Brandverſi icherung 
reffend. 
Spec : alıa. wegen Aufnahme und Einfendung der Brand: 
/ ata 
4 megen Erhebung der Brandſteuer, 
jährliche Berichte über die Verwendung der angewie⸗ 
fenen. Brand, Entſchaͤdigungsgelder. 
Sett. 3.1 Meiizinutsiulizei 
Rott. A, Generalia:‘ 1 DR 
’ —— Borfchriften, vorgen dei Wedizinatt, Zare. 
⸗ ⸗ An enei Tare. 
Verfol ung der Mebizinal-Kontrabentionen, - 
Aufſicht auf die Mputbiten, Natgia⸗iden · m 
— bei epidemiſchen Kantheiten. 
ua Viehkrank beiten. i 
Verfauf der Site san 1 
Schutzpocken⸗Im mpfung- 
(Berfahren zur: edertelebtung von Sinti Ertruns 
eenen aan ſiebe v2 0.7: 
Annalen Heft AS I wu, wire rt 2, 


“+ 


18 


* 


Abthl. B. Special alıa, 


Anſte ung ber prattiſchen Aerzte, Wundärzte, — 
ge ar ea 

. 0 4 von Difirifts-Yerzten, Phyſikern. 
Die Medizinal⸗Kontravention des N. N, betreffend. 
Anftellung der Hebammen, — Hebammengrofchen. 
Errichtung, Belegung und Viſitation der Apotheke zu N. 
Auffiht auf die Materialiften, Droguiften. 
Impfung der Schußpocden im Kreife. 
Ruten — epidemiſchen und endemiſchen Krankheiten. 

⸗der Blatternſeu 

— (Mutterforn, Slanpengifte-) 

Mahnfinnige, Taube, Blinde. 
Unlegung ‘von Begräbnißplägen, Werlegung berfelben au⸗ 

ßerhalb des Orts, 5** Wohnplatze, Austrocknung 


von Suͤmpfen, Sorge fuͤr gutes Trinkwaſſer, Reini 
Peit der Bhf. n g g ſſer, g⸗ 


Aufſicht auf den Giftverkauf. 
Geſundheits⸗ und Medizinal-Anflalten, Heilungs-Anflalten, 
Bäder, Mineral-Brunnen. 
Yusgebrochene Krankheiten unter dem Rindvieh. 
⸗ ⸗ :s deu Schafen. 


Sekt. 4. „Befinde: Dotigei. 


(gemeine Meiimbeoruung, 
Orimbeorüoung der Stadt 
Gegenfeitige Beſchwerden —— und der Dienfiboten. 
Lohn » Lafeienmwefen. 
Barren iger und RE 
BausVolize 
* url ht auf Br "baulichen Zuftand der Gebäude. 
(Feuerfichere Bauten, ſiehe V. 2. K.) 
Anlegung neuer Gebäude — BausKonzeflionen. 
—— zur Abtretung unbebauter Grumbpöde zum 


Mühlen » Anlagen. 


6. a N der äußeren Ordnung Bequemlicteit, 


Pläne zu Ane⸗ * Dorfs⸗Anlagen. 

Verſchoͤnerung der Staͤdte und Doͤrfer durch Promunaden. 
Numerirung der Haͤuſer. 

Straßenordnung, Straßenbeleuchtung. 

Sepflangung der Räume zwiſchen den Käufern mit Bäumen. 
Verbot des Einfangens der Gingenögel. 

Oeffentliche Beluftigungen, Zanzmufifen, — 
Schauſpiele, Baͤlle = Ä 


7. Gewerbe⸗Polize 


Zunft, Berfaffung, 5 luffücht auf: die. Zünfte. 

ewerbefreiheit, Abfchaffung von Monopolen. 

— ausländifcher as im deſitigen 
ebiete 

Gewerbe⸗Taxen. 


Manufakltur⸗ und: Sebritwefen. ; 


Beförderung von Fabrik⸗Anlag 


Gewerbe, welche eine befondere e poligeilice: Auffücht erfor- 


dern, als: : 
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Daufirer, Abdecker, — Schornſteinfeger, Gaſt⸗ 
and Schanfwirtbe, gymnaſtiſche Kuͤnſtler, Mufitmacher, 
Spierführer, Marionettenfpieler, Zodtengräber, Zeichens 
einiger ꝛ⁊c. 
Fan A Gershalie; 
B. Specialia. 


| Satt. ge Landwirthſchaftliche Polizei. | 
——— — utsherrlichen und bäuerlichen Verbhaͤltniſſe. 
ufhebung der ——————— 
ne, der Frobndienfte. 
Verbeſſerung des Aderbaues, der Biefen-Lultur. 
Dagelfchäden s Affefuranz. 
Anpflanzung von Futterfräutern. 
Gartenbau, Baumfchulen, ea 
Verbefferung der Forſten, Forſtpolizei. 
Weinbau, Bergwerks⸗Polizei. 
Jagd-Polizei, Fiſcherei⸗Polizei 
race Wr Inder Eiern, Pferdes Prämien. 
er erino⸗Schaͤ 
⸗ Poſt-Polizei. 
— 53— Poſtverordnungen. 
Poſt⸗Kontraventibnen. 
Poſteinrichtung, Poſt⸗Kommunikation. 
. 10. Volksbil dung und ——— 
Abthl. A. Sittliche Bildung des Volks 
Beobachtung des oͤffentlichen Anſtandes. 
Mafregeln gegen die Sittenloſigkeit. 
Warnung gegen Müßiggang. 
Aufhebung der Bordelle. 
Uneheliches Zufammenleben, Unzucht. 
Fornikations⸗ und Anticisationt-Etafen, 
Aufficht auf die Sittlichfeit der Borftellungen, der Schaus 
fpieler und Marionettenfpieler. 
Abfchaffung von Mifbräuchen, Unterdrüdung des Luxus — 
Aufwand bei Zrauerfällen 
Geier von Öffentlichen und Fottsfeten. 
— ſiehe V. 2. F.) 
Abtpl. B. bandel, Cenſur. 
zB. Buds Nachdruck, Baufiren mit Ber. 
Lithographiſche Anftalten, Empfehlung von Schriften. 
Eonfurgefege, verbotene Schriften, Aufſicht auf Leipbiblios 
thefen; Lefezirkel, Flugſchriften ıc. 
‚ Religions: = BUREROLE WOLLE) 
(fiehe Tit. VIII.) 
Sekt. 11. Gebutdete Religions-Seften. — 


eu \ ers n — ie 
errnhuter, Mennoniten arat en % Dr 
Mbthl,-B; Juden, — 


Alles, was Juden als Singuli an a noeh.) 
—5* der. ſtaatsbuͤrgerlichenVerh Aue der Juden. 
— 58 gegen Berl: 


ußert 143 
Unvergleitete 3 uden« . — 


er m 19971 82 


20 
(Die Verhandlungen, welche die Juden als Korporation 
angeben, ſiehe Zit. VII.) 
Tit. Ve Armenwefen. 
Sekt. 1. Armen-Unterküßung. 
Abthl. A. Generalia. 
Vorfchriften wegen Unterfiigung der Orts⸗Armen. 
. B «  bürftiger und erfranfter Reifenden. 
⸗ s Unterbringung verwaiſeter und verlaſſe⸗ 
ner Kinder. 
5 ⸗ ⸗ des Kollektirens. 
Pr s der Urmen-Abgaben von Luftbarfeiten 
und dergleichen. 
Abthl. B. Specialia. 
Unterfiügung der Armen im Kreife- 
Nachgeſuchte Kollefte und Bettelbriefe. 
Sammlung von Beiträgen für Verungluͤckte. 
Kurfoften Für arme Kranfe. 
Unterbringung der Waiſen und verlaffenen Kinder. 


Sekt. 2. Deffentlihe ArmensAnflalten. 
Wittwen⸗Verſorgungs⸗Anſtalten. 

Leibrenten⸗Verſicherungs⸗Anſtalten. 
fandhaͤuſer, Spaarkaſſen. 
terbekaſſen. 

Waiſen⸗ und Findelhaͤuſer. 

s 3. Hospitäler und Armenſtiftungen. 

Hospital zu N. N. 

ArmensInfitut zu N. N, 2. 

Stiftung des N. N. zum Beſten der Armen zu N. N. 

Sit. VII. Aufficht auf Kommunen und Korporationen. | 
Seft. 1: Im Ullgemeirien. 

(Infofern etwa Verhandlungen vorkommen, welche nicht 
allein die Kommunen, fondern auch alle übrige unter 
vormundfchaftlicher Aufficht_der Verwaltungsbeboͤrde ſte⸗ 
bende- Korporationen, als: Hospitäler, Geſellſchaften ꝛc. 
umfaffen.) | 

Seft. 2. Gemeinden. 
Abthl. A. Generalia. ! 
ierber fommen ale allgemeine Beſtimmungen Aber: 
efallung der Kommunalbeomten — deren, Rechte und 


Pflichten. 
Feſtſebung der Beſoldung der Buͤrgermeiſter · 
Vorſchriften wegen der Anfertigung. der Gemeinde: Etats. 
„erg rg dad Gemeinde, Nechnungswefens. 
=» 2 «  Revifion der Gemeinde⸗Kaſſen. 
Allgemeine · Beſtimmungen wegen des Gemeinde⸗ Schul⸗ 
denweſens. Ze 
Berwaltung'der Gemeinde⸗Waldungen. 
Erbverpachtung, Veraͤußerung und: Verpachtung des Grund; 
u, Veritiögens der Gemeinde ' = Er 
nr Benubung der Gemeinde⸗Jagden. 
-  Zorfifrevel in Gemeinde-Waldungen. 34 
Gemeinde»-Bauten, und die Konfurrengpflichtigkeit der Ge⸗ 
F mginden zum Wegeban nn u 00.00 


‚9 


m 


' 


u a..Berfaffung: 
B 


KCErbebung der jährlichen Bei 
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Verpflichtung zur Tragung von KommunalsLaften. 
Beſteuerung der Korenfen zu Gemeindebedürfniffen. 
‚7° Veitreibung der. GemeindesSefälle. 
— Bang der Gemeindebeiträge zu Kommmunalbeduͤrf⸗ 
niffen. ' 
Genehmigung zu, Berbeiratbungen, Aufnahme der Gemein- 
deglieder und Beifaffen, Gewinnung des Bürgerrechte 
.. ‚und ‚Erhebung von Bürgergeldern. 
Prozeffe der Gemeinden. 


Abthl. B. Specialia, 


—— —— Buͤrgermeiſtereien oder des ganzen 
reiſes 

- "In der Regel werden alle Spezial⸗Akten, nach den ein⸗ 

einen Gemeinden angelegt, unter Rubrik C. reponirt. 

a indeß häufig Verhandlungen vorfomnen werden, die 

ihrer Natur nach die Zrennung nach den einzelnen Kom⸗ 

’ munen nicht zulaffen, fo ‘werden diefe unter folgenden‘ 
Nubrifen reponirt. | | 


fung eines neuen: Entwurfs zu einer neuen 


RB: WESER ce Sta te» und Kommunal⸗Ordnung. 


Einführung der Städteordnung: 
Stadtwappen, 
b, KommunalsYemter.' 
Befegung der Buͤrgermeiſter⸗Stellen. 
.e se Beigeoröneten-Stellen. - 

Schoͤffenwahlen im Kreiſe. 
Inftruftion für die Bürgermeifter. 
Gefchäftsverwaltung der Bürgermeifter.. 

" Urlaubsgefuche der Kommunalbeamten. 
Aufnahme von Nachmeifungen der Kommunalbeamten ıc. 


— Etats, Kaſſen- und Rechnungsweſen. 


Reviſion der Gemeinde⸗Kaſſen. 
Zuſtand des Rechnungsweſens. —J 
d. Aktiv- und Paffiv-Kapitals®ermögen. 
ZIdhriiche Ueberſichten der Gemeinde-Schulden. 
WBeaͤhl det Schuldentilgungs⸗Ausſchuͤſſe. 
Nachweiſung über das Aktiv⸗-Vermoͤgen. 


Knien Der Onmendeaf der Geld⸗Etats. 


"ve, Grundvermögen,. Nusungen, Gerehtfame und 


« 


ſtehende Debungen ze... 
F. Öemeinde-Forft: Verwaltung. 
Drganifation ‘der EEE Bm eLiung, in Gemäß» 


alnaııı re beit des Edifts. vom 24.. Dezember 181 


Beſtellung der Kommunal: Sreis-Korfibeamten. " 
._®,.* ..e Kommunals$reis-Forftinfpeftoren. 
Definitive Einrichtung der —— — 
traͤge der Gelder fuͤr die Kom⸗ 
. mumal-Borfiverwaltung. ° — 
Jaͤbrlich Wirtbſchaftsplaͤne⸗ | 
WVerwendung / der Pfandgebühren ic. ni" 


A8Gemeinde Bauften.“ 


Konkurrenz der Gemeinden bei Unterhaltung der Landſtra⸗ 
Ben und Bicinal:Wege. | 
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—— N USE: DON und dergleichen allgemeine Baus 
Ungelegenheiten. 
h. Befleuerung, ze. Laſten der Gemeinden. 
3.8. Beiträ Gemeinden zur Unterhaltung der Lans 
RE ira 


Beiträge zur ——— der Bettleranſtalt und dergl. 
Parifikation von Kreiskoſten. 
Abthi. C. Specialia, (Einzelne Gemeinden betreffend.) 
Jede — — bier eine eigene Rubrik, z. B. Ges 
meinde 
Kommen Gen andlungen vor, welche nur zwei oder drei 
Gemeinden betreffen: fo werden fie auch bier bei der 
einen Gemeinde reponirt, bei den andern aber im 
Mepertorio vor ber Linie eingetragen. 
Set. 3. Juden⸗Gemeinden. 
Hieher kommen die Verhandlun —— die Juden als 
eine Korporation angeben, (vid, V. 2, 2) als z. * 
ng des Kommunalweſens J Ju 
Beſtellung der Juden⸗Vorſteher, Rabbiner. 
Verwaltung dei Gemeindewefend der Zudenfchaft ꝛc. 
Sekt. 4. Gefellfchaften und Verbindun Be ja! fofern fie 
feinen gewerblichen Zweck haben.) 7). 
. Freimaurer» 2ogen. \ 
Eafino » Gefellfchaften. 
Leſe⸗Geſellſchaften. 
Zit. VIII. Religions. und Unterrigts.Gaden. 
Set. 1. Religions-⸗Sachen. 
Abthl. A. Aufrechtbaltung der Würde und bes Anſe⸗ 
hens der Religion. 
—“ der Störum des ——— durch Schlie⸗ 
ng der Kirchenthuͤren läden ꝛc. 
Aufſicht auf Bethäufer an den 7* aßen. 
rozeſſionen, Wallfabrten, Religionsgebräuche. 
eier der Sonn, und Feſttage. 
Unterdrädung des Nberglaubend. Sntoleran 3 
Wunder, Wunderkuren, Weiſſagen, Schaßgräber. 
Abthl. B. Pfarreien und Pfarrer. 
| Befegung , Einkanfte „Berechtigungen ber Pfarrſtellen zu 


BER unb Sibrung des Pfarrers N. N, 
Pfarr Verband, Parochialzwang ıc. 
Abthl. C. KirhensVorfieber, KRirhenbebiente, 
e D. Kirchen⸗ und Pfarrs Vermögen, 
(von jeber Kirche und Pfarrei befonders.) 
e E. Stiftungen zu religidfen Zweden. 
(von A, Shf — befondere.) ſens 
s F. Kirchen⸗ ud Bfars,Öckaude 
Ban und Meparatur der Ki Pie 2 5 . N. 
vo. be — Aude au N. N, 
Abthl. 6. Rollekten. 
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Seft. 2. Unterrichts⸗Sachen. 
Abthl. A: Deffentliher Unterricht. 
a. Generalia 
Allgemeine Beflimmungen : | 
wegen des Schulweſens, Schulordnungen, Schulbücher; 
. ee der Eltern, die Kinder zur Schule 
zu halten. 
Bildung der Schullehrer, deren Nechte und Pflichten. 
Erziehungs-Unfalten, gymnaſtiſcher Unterricht ıc. 
b. Specialia. — Gymnafien. — Sefundairs 
‚Säulen. 
Errichtung des Gymnaffi zu N. N, 
Belellung des Verwaltungsraths. 
Disziplin im Gymnafio ꝛc. 
c, Specıialia. — Elementar-Schulen. 
(Zede Schule mit den Verhandlungen über Beſetzung 
der Lehrerſtelle, Einfünfte derfelben, Unterricht in ders 
felben,) Bifitation, Prüfungen ꝛc. möchte ein Fascifel 
bilden, welches aus den — Spezial· Akten über 
einzelne Gegenſtaͤnde: 4 B. Verbefferung der Befols 
dungen der Schullehrer) durch Notizen oder Abſchrif⸗ 
ten vervollfländigt werden muß. i 
Aufſicht auf den Iebenswandel und die Dienfifährung 
‚ „des Schullehrers N. zu N. i 
Schultehrer-Konferenzen, Leſezirkel der Schullehrer. 
d. — — Andere Unterrihtsd-Anflalten. 
rziehungs-Anftalten, Muſik⸗Inſtitute. 
— für gymnaſtiſche Leibesübungen, Navigations⸗ 
ulen %. i 8 
Abthl. B. SchulsVermögen. | 
(Jede Schule bildet ein Aftınftüd.) 
Abthl. C. Schul-Gebäube. | 
Bau und Reparatur des Schulhauſes. 
Abthl. D. us zur Beförderung des Unter 
richt | | 


Ä Gede beſonders.) 
Zit.IX. Militaria, 
Sekt. 1. a ed | 
Abthl. A. Stebendes Heer. | — 
Hierher kommen die —— welche die Mili⸗ 
tair-Berfaffung des Heeres im Allgemeinen, die Vers 
hältniffe des Militaird zum Civilftande, und Die indis 
viduellen Verbältniffe der Soldaten des fiehenden Hee⸗ 
res angeben. 
a, Generalia. | 
3. B. Allgemeine Beflimmungen wegen: : 
der Eintheilung und Stärfe der Linien-Regimenter. 
.. s„ des Feldetats der Truppen. 
des Gerichtsſtandes der Militairperfonen, 
der Befugniß der Soldaten zur Verbeirathung. 
Ainſiedeiung und Erwerbung von Grundſtuͤcken ıc. 
b. Specaalia. 
3. DB. Exzeſſe der Soldaten :c. 


Abthl. B. 
a 


. Genera 


Wbgang und Enfaß der Armee. 


1a. 


Allgemeine Beflimmungen: 
wegen Beurlaubung, Werfegung zur Kriegsreſerve und 


B 


Entlaffung der Soldaten des ſtehenden Heeres, 
Ausmittelung der in den Kriegen vermißten Lan⸗ 
desfinder, Das dabei zu beobachtende Verfahren; 
s  Berpflichtung zum —— 
Aushebung der Erſatz⸗Mannſchaften fuͤr das ſte⸗ 
hende Heer; 
s Unterfuchung der Brauchbarkeit der Rekruten. 
s» der MWohnfige Veränderungen militairpflichtiger In: 
dividuen; 
e des Eintrittd der Trdimilligen in's fiebende Heer. 
» der Verbältniffe der vormaligen Konffribirten zu 
ihren Remplacents. 
orladung der Refraktairs. 


MWerbungen fremder Maͤchte ıc- 
b. Specialia, 
Acta betr. die Gefuche um Beurlaubungen, Berfegung zur 


⸗ 


Abthl. C. 
a, tan 


Kriegsreferve und Entlaffung der Soldaten des fie 

henden Heeres. Ä 

wegen Aushebung der Erfagmannfchaften für das 

fiebende Heer pro Anno „.. 

wegen der fich gemeldeten Zreiwilligen für das fles 

bende Heer. Ä 

wegen der Z.odtenfcheine von ben im Felde gebliches 

nen oder verftorbenen Soldaten. 

— der in den Kriegen vermißten Landes⸗ 
nder. 

wegen der Einfiandsgelder der ehemals Naffaufchen 

Soldaten. 

wegen der Werbungen fremder Mächte im bieffeitigen 

Staatsgebiete. ER 

Vorladung der ausgebliebenen Dienfipflichtigen betr, 

die Reklamationen der in fremden Militamdienfen 

ſtehenden dieffeitigen Unterthanen betreffend. 
Landes Bewaffnung. 

dwehr. 


wehrbezirke. 


Organiſation der Landwehr und Feſtſtellung der Land: 


Uebungen der Landwehr. 

Befreiung vom_Landwehrdienfte. 

Errichtung der Landwehr: Kavallerie. 
Bekleidung und Bewaffnung der Landwehr. 
Organifation des 2ten Aufgebots u. f. w. 


b. Landſturm. 
ufammenziehung. 
waffnung. , 
Sekt. 2. Militairbebdrden. 
| Kriegsminiſterium. 
General» Kommando. 


Militair » Intendanturen. j F 
(Notififatorien wegen deren Wirkungskreis.) 
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Sekt. 3. Bildungs und Uebungs-Anſtalten. Revuen. 
Kadetten⸗Anſtalten; Kriegs⸗ und Brigadeſchulen. 

Reiſen der General» Stabsoffiziere zur Unterſuchung der 

Kriegstheater N NT 

Beſchaffung der Exerzierplaͤtze. — Revuepläße, 

“# ..e dei Terrains zu den Schießuͤbungen der Gars 
niſonen. J 
Entſchaͤdigungs⸗Geſuche der Grundeigenthuͤmer, wegen Be⸗ 

ſchaͤdigung Ihres Eigenthums bei Revuen und Exerzitien. 
Sekt. 4. Ordens und Ehrenzeichen. Br 
General-Aften, wegen der vaterländifchen und fremden Mis 
litair⸗Orden. | 
Spajaliätten, wegen bed. Preußifchen. Militair «Berdienft- 
rdens. 
SpezialsAften, wegen des eiſernen Kreuzes. 
der Kriegsdenkmuͤnze von 1813—1814. - 
ee wegen der den Inhabern der Naffaufchen Dis 
J Litas Verdienſtmedaille zuſtehenden Zulage. 
wæegen Errichtung der Gedaͤchtnißtafeln fuͤr 
die im Kriege 1813—1815. gebliebenen Bas 
terlandsvertheidiger. 
Set. 5. Invaliden-Verforgung, Militair-Penfiors 
und Gnaden Sachen. 
Allgemeine Beſtimmungen; 
wegen Verſorgung der Invaliden im Civildienſt. 
. Erleichterung des bürgerlichen Etabliffements derfelben. 
Specialia, wegen der Önadengebälter invalider Krieger. 
s der Verſorgungs⸗ Unflalten für erblins . 
dete ‘Krieger. | N 
e Snvalidenhäufer. 
E len 
eo ‚Militair-Waifenhäufer und dergl. mehr. 
Sekt. 6. Deferteurs. | | 
Abthl. A. Generalia, 
Allgemeine Beflimmungen:, 
wegen der vaterländilchen Deferteurs ; x 
des Verfahrens gegen fremde Deferteurs, 
Kartel- Konventionen mit auswärtigen Staaten. 
Abthl. B. Specialia. 
Acta, wegen — und Transports fremder Des 
erteurs. 
u N s Verfolgung vaterländifcher Deferteurs. 
⸗ s  Verbeimlihung von Deſerteurs durch Unter 


thanen. _ Ä | 
s. .» Konfisfation des Vermögens ber Deferteurs. 
Sekt. 7. Feſtungen. 
Expropriation der Grundeigentbämer, Behufs der Uns 
Iegung von Feflungswerten. 
Anlegung der Pulvermagazine. in den Feſtungen. 
Wohnungen des Feſtungs⸗Kommandanten. 
Mevenuen des Feflungs:-Kommandanten. 
| Anlegung von Gebäuden innerhalb des Feſtungs⸗Rayons. 
Set. 8 Bündniffe, Friedensſchlüſſe, Siegesfeſte. 


x 


* 
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u se kan 


A. Genera 


Allgemeine Beflimmungen : 
der Natu als Berp der Truppen. 
ze ” ⸗ * un —— Marſche 
» 6 erpfiegun u . 
W— — — — 


— — 
‚» + Liquidation der Leiſtungen an bie Truppen 
des Magazinwefens. 
Abthl. B. Specialia. 
a, Berpfiegung vaterländifcher und fremder 
ruppen. 
Berdingung der Lieferung ber Truppenverpflegung. 
Verpflegung der Zruppen aus Magazinen. 
Naturalstieferungen der Unterthanen. 
Geldverpflegung der Truppen. 
b. Geltungs- Verpflegung und Proviantirung. 
‚ Lieferungen zur Proviantirung der Feſtungen. 
c. Liquidationswefen. 
Ziquidationen der von den Unterthanen an vaterlänbifche 
Truppen geleifteten Verpflegung. 
Deögleichen von fremden Truppen. 
‚ (Acta nad) Perioden anzulegen.) 
Liquidation der Verpflegung und des Lagerfirohes der Mis 
litair⸗Arreſtaten 
Liquidationen von Soldruͤckſtaͤnden der Militairs. 
d. Magazin⸗Berwaltung. 
Anlegung eines Magazins zu N. 
—— des Magazin⸗Verwaltungs⸗Perſonals. 
Magazin-Abfhläffe. | 
Liquidation der MagazinsBerwaltungsfoften. 
Mevifion der Magazin, Rechnungen. 
Sekt. 10. Mobilmahung und Befleidung der Truppen. 
——— zur Armirung und Bekleidung vaterlaͤndiſcher 
ruppen. 
Desgleichen fremder Truppen. 
Anlegung von MontirungssDepote. 
. se. Waffen Depots, Zeughäufer. 
⸗⸗ ⸗Train⸗Depots. 
Einſammlung der von den Truppen in den Marfih-Duars 
. tieren zurüchgelaffenen Waffen ꝛc. 
Et. 11. Demobilmahung. 
a der aus der Kampagne zuruͤckkommen⸗ 
en Zruppen. j 
Bertheilung der Pferde bemobilgeworbener Zruppentheile 
| an die Unterthanen. | 
Sekt. 12. Einquartierung der Truppen. | 
Abthl. A. Servis- und Einquartierungswefen. 
a. Generalia, 
| Allgemeine Beflimmungen: wegen des Gervifeb. 
Grundfäge bei Vertheilung der Einquartierung. 
Beflimmung ber Gervisfäge. 


* 


2 


- » Servisfleuern. Ä 
Unterfiügung der er abmwefender Militairs durch 
Duartier und Holz. 
Borfehriften wegen Anfertigung und Einfendung der Ser⸗ 
vis⸗Liquidationen. | 
b. Specialia. 
Einrichtung des Serviswefens in der Stadt N. 
EinquartierungssKatafter.) 
inquartierungssBefchwerden. _, \ 
Befreiungen von der Natural-Einquartierung. 
Bildung der Servis.Kommiffionen. 
Beſtellung der Servis⸗Rendanten. | 
nierf hgenng@ Betacie der Familien abmefender Militairs. 
Liquidation Serviſes (periodenweife. 
ss ber Holz. und GervissZufchüffe. 


. ss Dffigiere. , 
Beſchaffung des Beuerungs- Materials für einquartiertes 


Mititair. j 
Abthl. B. GarnifonsEinridtung. 
_a. Generalia. 
Allgemeine Beflimmungen : n #; 
wegen der Einrichtung der Kafernen, 
| — ⸗ ⸗ ⸗ Garniſon⸗Lazarethe. 
⸗⸗ Millitair⸗Arreſt⸗Lokale. 
b. Specialia. 
Einrichtung und bauliche Unterhaltung der Kafernen. 
Befchaffung der Kafernenslitenfilien. 
Anftellung und Befoldung der Kafernenbeamten. 
Liquidation der Koften der Kafernen-Bermaltung. 
Belchaffung des Brenninateriald für die fafernirten Truppen, 
Einrichtung eines Garniſon⸗Lazareths. 
ss eines Ordonanz⸗ und Arreſthauſes. 
einer Garniſon⸗Kirche. 
⸗ ⸗eines Militair⸗Wachthauſes. 
Liquidation der Wachtbeduͤrfniſſe. 
Einrichtung von Reitbahnen für die Garniſonen. 
Pe s Montirungs:Kammern. 
⸗ ⸗ « Bandwerfefluben. 
or GarnifonsBerwaltungs-Etats. 4 
t. 13. Marſch⸗ und Borfpann-Gaden. 
Abthl. A. Generalia. ſp 
Allgemeine —— 
wegen der Truppenmaͤrſche und Dislokation bes Vorſpanns. 
s_ e EtappensKonventionen mit fremden Staaten. 
Abthl. B. Specialıa. 
Megulirung der Mititairftraßen. 
—— ——— ” —— 
eſtellung und Beſoldung der Etappen⸗Kommandanten. 
Truppenmaͤrſche durch den Kreis. * — 
Dislofation der im Kreiſe kantonirenden Truppen. 
— Vorſpanngeſtellung fuͤr Militairs. 
Beſtellung von Parkaufſehern. 
— des fuͤr vaterlaͤndiſche Truppen geſtellten Vor⸗ 
panns. 


”.. e 1 


— Desgleichen fuͤr fremde Truppen. PL asus 
“0 Unterbringung der auf dem Marſche erfranften Militairs. 
Br Keifen fürftlicher und anderer bober Perfonen. 
> Set. 14. Patriotifhes Wirken für militairifhe Zwede. 
Ro: auens und Mädchens Bereine.. 
ereine zur Verpflegung verivundeter Krieger. 
s  « Unterfiüßung von Snvaliden, deren Wittwen 
und. Waifen. 
r *  Unterflüßung der Krieger im Felde. 
Sammlung von Beiträgen zur Unteritügung der Invaliden. 
Vertheilung der Waterloo » Unterjtügungsgelder. 
Seft. 15. Kriegesfchäden. 
Entſchaͤdigungs⸗Geſuche wegen erlittener Kriegesfchäden. 
- Wiederaufbau der im Kriege zerflörten Städte, Dörfer und 
Vorſtaͤdte. 
ok X. Juſtiz-Verwaltung. 
(In fofern Verhandlungen vorfommen, welche darauf 
Besug baben.) 
3. B. Unträge der ‚Gemeinden wegen Organifation von 
NJuſtizbehoͤrden in ihrer Mitte. 
Einrichtung der Gefhäftslofale far die Juſtizbehoͤrden ıc. 
zit. XI. Finanz» Verwaltung. 
Sekt. 1. Kaffen- Verwaltung. 
Abthl. A. Generalia,. 
Allgemeine Vorſchriften, über: 
das Kaflens und Nechnungswefen (in Beziehung auf bie 
Staatsfonds.) 
das Etatswefen. 
Sufififation der Liquidationen und Rechnungen, und 
4 deren Einreichung. 
Abthl. B. Specialia. ” 
Einrihtung -und Befegung der Kreiskaſſen. 
Revifion derfelben. Ä 
Kaffen-Ertrafte derfelben. 
Eeft. 2. Domainen und Forften. | 
In ſofern der Kreisbehdrde Aufträge in diefem Betreff 
zugeben.  , — 
Sekt. 3. Steuern. 
Abthl. A. Im Allgemeinen. 
Steuer⸗Verfaſſung des Kreiſes. | 
Gutachten über Einrihtung des Steuerweſens. 
Geſetze über das gefammte Abgabenmwefen. 
Abthl. B. Direfte re nr 
a. Generalia, 
Allgemeine Vorſchriften: | 
wegen Erhebung der Grundfleuer; 
. ss 0 emerbefteuer; 
# » . 2. .' Klaffenfteuer. 
Unterfuchung der Steuer-Reflamationen. 
b. Specialia. 


1. Grundfieuer, ältere. (vor dem Geſetze vom 30. 
— Mai 1820.) 
Aufnahme der Katafler. 


— en —— 


29. 
‚Erhebung der Steuer 
Unterfuchung der Pelgranaione Bienen, und Nach⸗ 
* Aaßgeſuche. er * 
2. Grundſieuer, — u? 7 Da Pe | 
J (wie oben.) 
3. Gewerbeſteuer, ältere. | 
(wie oben.) 
4. Gewerbefteuer,: neue.. 
a (mis oben.) 
2. he Klaffenfteuer. . 6 
wie oben) 
c. ‚ Außerördentlice Steuern.. 
Ausfchreibung von Kriegsſteuern. 


⸗gezwungenen Anleihen. 
‚€ . s Bermögensfteuern. 
Zu ; in . Einfommenfteuern. 


Prinzeflinnenfteuern. on PR 
R d. Ratafirirung. | — 
Abtbl. C. In direkte Brenn 
a. Generalia, ' 
Allgemeine Bellimmunge 
‚wegen Erdebung der Ta und Shlahtfleuer. - 7 
⸗ g Zollr und Verbrauchsſteuer. 
z ER we einmoſiſteuer. 
Branntwein⸗ und Braumalzſteuer. 
⸗ ⸗DTabacksſteuer. 
— wer Stempelſteuer. 
„;Kantrasetionen gegen jedes. betreffende Set. 


2 Broste 1a. RE * 

abl, und Schlachtſteuer. a 
olls und Verbrauchsfteuer. 

* ERERPNAIN, Malz, Wein mo ſt⸗ und Tabadeı, 


ſt eu — 

4. Stempeißeuer — 

—— . Befondere Abgaben von Zünften, Gemerben. 
Abgaben, der Juden an den Staat (Schußgeld) von — 

— ng don Monopolen, als Scherenſchleifen ꝛc. ! 
Einnapmen. des Staats von Maͤrkten. | jo 

; _ an Bürgergeldern ıc. 

. op. E. Chauffe-Abgaben. — J 

Fluß⸗Zoͤlle. — | v2 

Zt. XII. geembe Sachen. K 

— Hierher werden alle Diejenigen n Vabandlungen PIE: 
te welche einen zum eigentlichen Wirfungsfreife der Kreise 

ng behörden nicht gehörigen Gegenſtand haben, z. ‚B. n 
Auftraͤge von vorgefegten Behörden, L in Angelegenheiten” 

“ Mequifitionen anderer Behörden, fremder Reſſorts 

Br Gefuche von Einfaffen des Kreifes um — in Pris 

—8 “ — — und N, ur 


.. 
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30 
1. 


Verhaͤltniſſe zu auswärtigen Staaten, 


12, 


Neffripe bes Könige. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Pofen, die Eins 
wanderungen von Auslaͤndern in die bieffeitigen 
Staaten betreffend. 





r ne Königl. Negierung ift nach Inhalt des Berichts vom 
10. d. M., 

betreffend das Geſuch des polniſchen Gutsbeſitzers N., ihn 

für einen Preußiſchen Unterthan zu erklären, und zur Ab⸗ 

leiſtung des homagii zu verſtatten, 
darüber zweifelhaft, ob die Einwanderung eines Ausländers nur 
erft dann geſtattet werden könne, wenn derſelbe von feiner bishe 
rigen Obrigkeit einen Auswanderungs:Ronfens beibringe. Die Bor: 
legung eines ſolchen Konfenfes ift aber im. Allgemeinen nicht ers 
forderlih; menigftens iſt Preußifcher Seits ſtets der Grundfag 
feftgehalten worden, daß fchon allein die faßtifche und felbft die 
nicht ausdrücklich genehmigte Auswanderung — vorbehaltlich der 
dadurch vermwirften Strafen — das. dieffgitige Unterthanen-Berhält- 
niß aufhebe, und eben fo durch die bloße Einwanderung daffelbe 
erworben werde. | | 

Die Einwanderung kann aber erft nad) erfolgter Begründung _ 
eines Domizils, welches letere durch die Abficht, zu bleiben, vers 
bunden mit der perfönlichen: Anmefenheit, Fonftituirt wird, für ges 
fchehen angefehen werden. TELLER / 

Das frühere, noch zur Zeit der Publifation des Allgem. Land: 
rechts flattgefundene Kolonifirungs: und das. Werbe⸗Syſtem hätten 
gar nicht in Anwendung fommen fönnen, wenn von den Kolonis 
fien--und den Angeworbenen zuvor die Beibringung eines Emigra⸗ 
tions:Konfenfes Seitens ihrer. vorigen Landes-Obrigkeit gefordert 
worden - wäre; feit der Erfcheinung des Allgem. Landrechts find 
aber feine-die Einwanderung erfchwerenden allgemeinen Gefege ers 


ngen. —* | | 
Es könnte daher im vorliegenden. Falle :nur darauf ankom⸗ 
men, ob befondere Geſetze oder Staats:-Berträge vorhanden find, 

welche rüdfichtlich der Unterthanen des ruffifchpolnifchen Reichs eine » 
Ausnahme begründen. Allein dergleichen befondere Gefege und 
Verordnungen in Bezug auf Perfonen, welche unverdädhtig find, 
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und an Hi legten polnifchen Inſurrektion nicht Theil genommen 
haben, find weder dieffeits befannt, noch von der Königl. Regier 
rung allegirt worden. Daraus, das andere Staaten, namentlid 
die kleineren deutfchen, ſowie auch die Schweizer: Kantone, aus Bes 
forgniß vor Webervölferung oder aus anderen Gründen fich verans 
laßt gefunden haben, die Einwanderung zu erfchweren, und die 
Aufnahme eines Fremden an gewiſſe Bedingungen und Nachweiſe 
zu knüpfen, folgt für den Preußifchen Staat, bei Ermangelun: 
ſpezieller gegenfeitiger DBerträge, Feine Verbindlichkeit, oder es 
nur Beranlaffung, ein gleiches Verfahren anzuordnen. 

Wenn demnady der ꝛc. N. N. nicht etwa ein befcholtenes und 
der Sheilnahme an den polnifchen Unruhen verdächtiges Subjekt 
fein _follte, fo wird feine Aufnahme in den dieffeitigen Unterthanens 
Derband weder die Beibringung eines Emigration®:Konfenfes, noch \ 
eine Kommunikation mit der Regierung feines bisherigen Aufent- 
halts erheifchen. 

Berlin, den 29. Februar 1836. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 


J 13. 


Auszug aus dem Reſkripte des ge Minifteriume: des 

— und der Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu 

er, die Auswanderungen nach fremden Staaten ohne 
——— aus letztern betreffend. 


Uebrigens enthält der Artikel 18. der deutſchen Bundesakte 
keinesweges die Vorſchrift, daß derjenige, welcher auswandern will, 
eine obeigfeitlihe Befcheinigung darüber, daß er in dem betreffens 
den Staate Aufnahme gefunden, beizubringen habe. Eine ſolche 
Derbindlichfeit würde in vielen Fällen das Auswandern unmöglich 
machen, befonders für die Perfonen, die in dem Staate, in wel⸗ 
chem fi e ein Unterfommen fuchen, noch gar nicht gekannt find. 
Es darf daher ein Atteft der gedachten Art, in fofern nicht an- 
dermweite fpezielle Konventionen mit einzelnen Staaten dies feſt⸗ 
ſetzen, nicht gefordert werden. 

Berlin, den 8. Februar 1836, 

Der Minifter des Intern und der doltzel 
v. Rochow. 


32. 
sent, ’ * 14. 


Auszug aus dem Keffripre des Königl. Minifteriums des 
Innern und der Polizei, an die Königl. Regierung zu 
Liegnitz, in eben derfelben Angelegenheit. 





Uebrigens wird der Königl. Regierung bemerklich gemacht, 
daß Sie zu weit gegangen, wenn. Sie den, einen Emigrations— 
Konfens nachfuchenden Perfonen foldhen nicht eher als nach geſche— 
hener Beibringung des Aufnahme » Konfenfes von Seiten des an— 
deren ‚Staates ertheilt hat. Denn eine. folche,. in vielen Fällen 
die Auswanderung unmöglich machende Mafregel ift im Allgemei— 
nen nirgend vorgefchrieben, und läßt fi. aucd ‚aus den Kartel; 
Konventionen nicht folgern. Nur mit der Krone Baiern befieht 
rücfichtlih der militairpflichtigen Perfonen eine ähnliche * Aus⸗ 
wanderung beſchränkende Anordnung. 

Berlin, den 12. März 1836. 

en des rn und der Polizei. 
Koebler. 





15. 
GirkularıReffript des Königl. Minifteriums des Innern 
und der Polizei, an fämmtliche Königl. Regierungen, 
wegen. der. bei Bezeichnung des Großherjoglich Heffifchen 
Daufes und der Prinzen und Prinzeffinnen beffelben 
zu gebrau chenden Titulatur. 





Der Königl. Regierung theile ich das von Sr. Ereellem dem 
Herrn. Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten unterm 19. d. 
M. an mich erlaffene - Schreiben, wegen der bei Bezeichnung des 
Großherzoglich Heffifchen Haufes und der Prinzen und Prinzeffin 
new deffelben zu gebräuchenden Titulatur, hierbei abſchriftuch zur 
RNachricht und Beachtung mit. Anl. a) | 

Berlin, den 24. März 1836. 

‚Der Minifter des Innern und der ee 
v. Rochow. | 


a; ' 
Der am n-bief igen Königl. Hof⸗ be taub; te Großherzoglich Heſſiſche 
Geſchaͤftstraͤger hat ee — — daß nn einigen Kös 


nigl. Behörden bei Bezeichnung des Großherzoglichen Haufes und der 
Prinzen 


% 
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Prinzen und Prinzeffinnen bdeffelben noch zumeilen die Benennung Heſſen⸗ 
Darmftadt gebraucht wird, obwohl diefe Benennung den feit einer Reihe 
von Fahren allein geführten Zitulaturen Sr. Könıgl. Hoheit des Große 
berzogs nicht gemäß if. Allerdings führt diefer Souverain ſchon längft 
ausfchließlich den Titel Großherzog von Heſſen und bei Rhein, und, mie 
der Großberzogliche Gelchäftsträger bevormortet, werden die Prinzen und 
Prinzeffinnen des Grofherzogl. Haufes nur mit dem Zitel als. Prinzen 
und Prinzeſſinnen von Heſſen bezeichnet. Jedoch it zur Wermeidung 
von Verwechfelungen mit gleihbenannten Öliedern des Kurfürfilichen 
und des Landgräflich.Heffifchen Haufes die Bezeichnung als Prinz und 
Prinzeffinnen von Heſſen und bei Rhein zuläflig. | 

Sndem ich mich beebre, Euer ne Mittheilung zu mas 

chen, erfuche ich Diefelben ergebenit, die Behörden Ihres Reſſorts auf 
—— Beobachtung der obigen Titulatur aufmerkſam machen zu 
wollen. 
Berlin, den 19. März 1836. 

YAncillon. 
Un 

den Königl. Geheimen Staatds und 
Minifter des Innern und der Polizei, 
Heren dv. Rocho w, 
Ercellen;. 


16. 


Cirfular: Verfügung des Königl. Dberpräfidenten der 

Rheinprovinz, an die Königl. Regierungen in berfelben, 

betreffend das Verfahren in der Stadt Franffurt a. M. 
gegen diejenigen Perfonen, welche das dortige Heiz 
mathsrecht nicht erlangt haben. | 





Nach einer Mittheilung der dieffeitigen Bundestags;Gefandt: 
fhaft wird von der Polizeibehörde der Stadt Franffurt, wie bes 
reits in einzelnen Fällen gefchehen, im Allgemeinen der Grundfaß 
angewendet, daß felbit durch einen langjährigen Aufenthalt dafelbft 
das dortige Heimathsrecht nicht erlangt werde, vielmehr Fremde, 
ihres langjährigen Aufenthalts ungeachtet, jederzeit wieder in ihre 
frühere Heimath zu verweilen, und zwar, ‚wenn fie hier ihr Hei— 
matherecht verloren, als heimathlofe Perfonen anzufehen feien. Da 
zu beforgen fieht, daß folche früher den dieffeitigen Staaten ange 
hörig gewefene Perfonen bei flattfindender Fortweifung von Frank: 
furt die Rückkehr in die dieffeitigen Staaten verfuchen werden, bei 
nicht vorhandener Verpflichtung der Wiederaufnahme aber ihre Zus 
laffung nur dann wird nachgegeben werden fünnen, wenn fie an 
ihrem früheren Wohnorte Unterfommen und Broterwerb finden, fo 
wird es das Intereſſe der Dieffeitigen Gemeinden erfordern, die 
Grenz:Polizeibehörden dieferhalb mit der erforderlichen Inſtruktion 

Annalen, Heft I. 1836. . & 


” 
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zu verfehen, damit foldhe von Frankfurt ausgeiwiefene, heimathlofe 
Derfonen fofort an der Grenze zurücgewiefen, und nur dann zu: 
gelaffen werden, wenn fie den Nachweis führen, daß fie in ihrem 
frühern MWohnorte Unterfommen und Broterwerb zu gewärtigen 


haben. | 
Koblenz, den 14. März 1836. 


Der Oberpräfident der Rheinprovinz. 
v. Bodelfchwingh. 


IM. 
Staats -» Einfünfte. 
A. . 
Finanz: Berwaltung, Kaſſen- und Rechnungs— 
| ‚ wefen im Allgemeinen. 
17. 


- MReffript des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Kiegniß, die Kau— 
tionsverhältniffe ftellvertretender Kaffen- und Rech⸗ 
nungsführer. betreffen. | 





Der Königl. Regierung wird auf den Bericht vom 16. b. M., 

. die Suspenfion des Oekonomie-Inſpektors N. in der Strafanftält 
zu N. und die einftweilige Webertragung feiner Kaffen: und Rech— 
nunge:Gefchäfte auf den Kontrolleue N. betreffend, hierdurch be- 
merflid gemacht, daß die Anficht der Maforität des dortigen Kol: 
fegii, als fie die von dem erſtern geleiſtete Amts-Kaution nicht nur 
pro praeterito, bis zum Tage der Kaffen: Abnahme, fondern auch 
fo lange für verhaftet zu erflären, als deffen Suspenſion dauern 
wird, nicht ald die richtige erfcheint: Das unterzeichnete Miniftes 
rium iſt viehnehr mit der Minorität des Kollegii darin einverfkäns 
den, daß es an einem rechtlihen Grunde fehlt, den N, für den 
Schaden, welcher etwa durch die Schuld des ihm ohne feine Zus 
ſtimmung gegebenen Vertreters in der Kaffen: und Rechnungsfüh⸗ 
rung der Anftalt entſtehen könnte, verantwortlich zu maäthen und 
mit der fraglichen Kaution zu verpflichten. 

Die Königl. Regierung hat daher hiervon zu abftrahiren, das 
gegen bie Vorſchriften der 5.5. 448. 450. und 451. Thl. 11. Tit. 


„ 
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M. des. Allgem. Landrechts auf den vörliegenden Fall anzuwenden, 
und nur. die möglichite Kontrolle des ald Stellvertreter des ıc, N. 


fungirenden Kontrolleurs N; eintreten zu laffen. 
Berlin, den 13. Juli 1836. * 
r Minifterium des Innern. und der Polizei. 


Koehler. 


= 





— 


18. 
Reſkript der Koͤnigl. Miniſterien des Innern und der | 
Polizei, ſowie der Finanzen, an die Koͤnigl. Regierung 
zu Achen, betreffend die Feſtſtellung des Thatbeſtandes 

behufs der wegen. Kaffenverbrechen einzuleitenden 
\ J Unterſuchungen. 


\ 





Benn die Kriminalordnung $. 199. beſtimmt: 

bei Kaffenverbrechen dient der von der vorgefehten Kaffens 

behörde gezogene Defekt zur Feftftellung des Thatbetandes, 
ſo verfieht‘ das Geſetz hierunter zunächft allerdings die Höhe des 
Defekts, die. in der Kaffe fehlende Summe, allein zugleich auch 
die Angabe und Befcheinigung derjenigen Umſtände, wodurch der 
wirklich vorhandene Defekt ſich als ein dem Kaflenbeamten zur Laft 
fallendes Berbrechen geftaltet. Das bloße Borhandenfein eines | 
Defefts involvirt noch Fein Verbrechen des Kaffenbeamten ; denn 
der Defekt kann durch ein zufälliges Ereigniß entflanden fein, wels 
Ges dem Beamten, entweder gar nicht oder nur als ein geringes 
Kechſtens feine Erftattungs: Verbindlichkeit herbeiführendes Verfehen 
anzurechnen iſt. Kerner Bann der Defekt in einer leichtfinnigen, 
unordentlihen, nachläffigen Amtsführung feinen Grund haben, fo: 
‚wie endli in dem böslichen Vorfate des Beamten, der Kaffe 
Gelder zu entziehen, und in feinen Nutzen zu verwenden. 

Die Königl. Regierung fcheint von der Anſicht auszugehen, 
"Daß, fowie ſich Anzeigen eines Verbrechens, wenn auch nur ent: 
fernt zeigen, es Sache des Staats:-Profurators fei, folche weiter 
zu werfolgen, und den Thatbeftand ſoweit feftzuftellen, daß dems 
nächſt die eigentliche peinliche Unterfuchung darauf eingeleitet wer: 
den fann. Bei Dienftverbrehen, welche nach der Alferhöchften 
Kabinet3:Drdre vom 6. März 1821. nach Vorſchrift der Kriminals 
ordnung vom 11. Dezember 1805. unterfucht, und nach Borfchrift 
des Allgem. Landrechts beftraft werden müffen, ift dies aber nicht 
richtig. Hier, und insbefondere bei Kaffenverbrechen, muß die Dienfts 
behörde nach der oben angeführten Geſetzſtelle m. Serutinio 


— 
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unterziehen und den Thatbeftand fefiftellen, foweit die ihr zu Ges 
bote ftehenden Mittel dazu ausreichen. Die nad) ‚der Regierungs- 
nfteuftion vom 31. Dezember 1825. erforderliche Ermächtigung 
von Seiten der Minifterien zu dem Antrage auf Einleitung der 
gerichtlichen Unterfuchung läßt ſich auch nicht "eher ertheilen, als 
bis ſich überfehen läßt, um welches Verbrechen es ſich eigentlich 
andelt. 
: Die Königl. Negierung hat daher bei der gegenwärtigen Lage 
der Sache von dem Staats-Profurator Auskunft über die durd) 
ihn gemachten Ermittelungen zu erbitten, und fodann weiter zu 
berichten. 
Berlin, den 4. Januar 1836. 

Finanzminifterium.  Minifterium des Innern und der Polizei. 

v. Alvpensleben. Koehler. 


419 
Befanntmachung der Königl. Regierung zu Merfeburg, 


die Anwendung gebructer Formulare zu Penfionsz ıc. 
Quittungen betreffend. 


Wir finden uns veranlaßt, den betreffenden Zahlungs : Em: 
pfängern befannt zu machen, daß die gedrudten Formulare zu den 
Penfions⸗ ꝛc. Quittungen bei den mit der Zahlung Seitens unfrer 
Hauptfaffe beauftragten Spezialfaffen das Buch, oder 48 Stüd, 
zu dem Preife von 75 Sgr., oder das Stüd zu 2 ©pf., jeder: 
zeit in Empfang genommen werden können. Bei diefem fo gerin- 
‚gen Preife und der dadurch aud den Quittungs-Ausfiellern ers 
wachſenden Bequemlichkeit dürfen wir annehmen, daß die Anwen: 
dung derfelben bald ganz allgemein werden wird. 

Gin Mehreres, ald der obige Sat, darf von den Spezial: 
kaſſen weder für die Formulare ſelbſt, noch für deren Ausfüllung 
(weiche lediglich den Zahlungs-Empfängern überlaffen bleibt) erho— 
ben werden. I 

Merfeburg, den 26. Mär; 1836. 


Königl. Preußifche Regierung. 
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oo 03-B Ä RER Sue: 
Domainen⸗ Forſt⸗ und Jagd⸗Verwaltung. 
20. 


Cirkular⸗Reſkript des Niniferiums des Königl. Haufes, 
an. fämmtliche Königl. Regierungs» Präfidien, die von 
. en zu erftattenden Domainens und Forſt⸗Ver⸗ 

* waltungsberichte betreffend. 





| Bei der Erſtattung der Berwaltungsberichte ift von den Kös 
nigl. RegierungssPräfidien zeither ein verſchiedenes Verfahren beobs 
achtet worden. Manche derfelben haben den Forfi:VBerwaltungs: 
bericht des Oberforfibeamten mit dem, die Domainens und Forfts 
Verwaltung umfaffenden Präfidial-Bermaltungsberichte, andere das 
gegen mittelft eines Schreibens überreicht, und dann die Forſt⸗Ver⸗ 
waltung mit der Domainen-Verwaltung zuſammen in einem Prã⸗ 
ſidial⸗Verwaltungsberichte abgehandelt. 
Sch finde es zweckmäßig, daß die Forſt-Verwaltungsberichte 
abgeſondert erftattet werden. Ich veranlaffe das Königl. Regie— 
rungs⸗Präſidium daher, künftig den Forft: Berwaltungsbericht des 
Obexforſtbeamten immer beſonders einzureichen, und in den Bericht, 
mittelſt deſſen dies geſchieht, gleich das aufzunehmen, was über die 
Forſt— Verwaltung von Seiten des Königl. Regierungs-Praſi dii zu 
ſagen iſt, über die Domainen-Verwaltung aber dann einen ſepara— 
ten Bericht zu erflatten, welcher Tediglich die leßtere zum Gegen: 
ſtande hat. 
Berlin, den 8. Januar 1836. 
Ef des —— des Königl. Hauſes, zweiter Abtheilung 
v. Ladenberg. | 





21. 

Cirkular⸗ Reſkript des Miniſteriums bes Königl Hauſes, 

an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, die Anfertigung 

—* Einreichung der Militair-Berforgungsstiften in der 
‚Domainens und Soꝛſt⸗ Verwaltung hetreſſend. 





lim die nad) * Eirkular— Verfügung vom 25. Januar 1827. 
erforderlichen Nachrichten über die bei, der Domainen:Berwaltung 
angefiellten verforgungsberechtigten Militairs liefern, ‚zu können, wird 
die Königl. er — die Nachweiſung von den im 
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Sabre 1835. in Shrem Bezirke im Reſſort dee Domainen:Ber: 
waltung fattgehabten neuen Anftellungen, und zwar nad Vorſchrift 
Nr. 2. der gedahten Eirfular : Verfügung gefertigt, bald an mic) 
einzureichen, auch fünftig diefe Nachweifung jährlich unaufgefordert 
für das jedesmal verfloffene Jahr bis zum legten Januar einzus 
reihen. 

In ſofern im Reſſort der Forft: Verwaltung Militair: Ber: 
forgungsberechtigte angeftellt worden, welche nicht zur Zahl 
der invaliden in den Forft: Derfotgungsliften aufgeführten Jaͤger 
gehören, ſo iſt davon ebenfalls eine Nachweiſung zu fertigen, und 
ſolche bis zum letzten Januar jeden Jahres einzureichen, woge⸗ 
gen es bei der Einreichung der durch das Regulativ vom 13. Fe⸗ 
bruar 1835. zu 18. angeordneten Nachweiſung der verſorgten 
Invaliden des Jäger-Korps zum 10. Januar eines jeden 
Jahres auch ferner verbleibt. 

Berlin, den 18. Januar 1836. 


ebe des Miniſteriums des Königl. Hauſes, zweiter acheium 
v. Ladenberg. 


— — 





22. 


Cirkular⸗Reſkript des Minſieriums des adnigl. Saufen, 
an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, die Innehaltung 
der für berufene Beamte feftgefegten ——— 

| Termine betreffend. | 





Es iſt mehrmals der Fall vorgefommen, daß der, bei der 
Anftellung dor Beamten zu deren Dienftantritte dieffeits feftgefeßte 
Termin von denfelben nicht eingehalten worden, indem diefe Bes 
amten fi ‚vor dem Antritte ihres Dienftes von der Königl. Res 
gierung, in deren Bezirke fie angefiellt worden, Urlaub zu vers 
ſchaffen gewußt haben. 
| Da hierdurch die von mir ertheilte Anweifung, den Dienft zu 
einer beftimmten Zeit anzutreten, außer Kraft. gefeht wird, jo ha 
die Königl. Regierung foldhe Urlaubs: Gefudhe der von mir anget 
fellten Beamten, welche einen fpätern Dienftantritt, Als von mit 
feftgefegt worden, zm Folge haben, fünftig zurückzuweifen, und 
fireng darauf zu halten, daß die feſtgeſetzten Antritts⸗Termine nicht 
Überfihritten werden. 
Berlin, den 30. Zannar 1336. A 
Ehef. dee FRIENDS des Königl. Haufet, weiter arrhetung. 

v. en A 
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Cirfular:Reffript des Minifteriums bes — Hauſes, 

an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die Uebergabe und 

bauliche Unterhaltung der Dienftwohnungen der Do: 

mainen-Rentbeamten, Amts-Unterbedienten und Forft: 
beamten betreffend. | 


Es ereignet fich öfters der Fall, daß die Königl. Negierungen 
darauf antragen: Koften für Neparaturen in den Dienſtwohnungen 
der Rentbeamten, : Amts⸗Unterbedienten und Forftbeamten, welche 
nad) Vorſchrift des allgemeinen Regulativs vom 18. D tober 1822., 
und des Regulativs vom 20. Dezember 1830, in Betreff der 
Dienitwohnungen der Forfibeamten, von den Wohnungs Inhabern 
zu tragen find, auf Die Königl. Baufonde zu übernehmen. \ Ob» 
wohl dergleichen Anträge, wenn fie gehörig miotivirt geweſen, aus: 
nahmsweife genehmigt worden find, fo if es doch nicht zweifelhaft, 
daß folche bei einer zweclmäßigern Kontrole der Dienſtwohnungen 
ganz hätten vermieden werden Fönyen. Die Gründe nämlich, aus 
welchen dergleichen Anträge gemacht werden, find in ber Regel: 
a. daß bei dem Webergange. einer Dienfimohnung bon einem 
Beamten an einen andern, von deren Befchaffenheit nicht ger 
hörig Kenntniß genommen worden, daß fich dann fpäter eine 
unerwartet große Dieparaturbedürftigfeit ergiebt, und es in 
dieſem Falle unbillig erfcheint, dem zeitigen Wohnungs: Inha: 
ber SKoften aufzubürden, welche — wenigftens zum größeren 
Theile — eigentlich fein Vorgänger hätte tragen follen; oder 
b. daß die Koſten für ſolche Inſtandſetzungen wegen feüherer 
Dernachläffigung der Wohnung fo ‚bedeutend ausfallen, daß 
bei eintrerender Penfionirung oder bei dem Tode eines Woh: 
nungs- Inhabers, der Penfionair oder die Erben des Beamten 
ſich außer Stande befinden, die Zahlung zu- leiften. 
In beiden Fällen aber Faun der der Staatskaſſe erwach- 
fende Nachtheil vermieden ‚werden, wenn 
zu a. bei jedem Wechſel im Beſitze der Dienſtwohnung eine ord: 
nungsmäßige Webergabe ftattfindet; und 
zu b. darauf geachtet und gehalten wird, daß 
diejenigen Reparaturen, zu welchen die Mohnungs + Inhaber 
nad) den oben angezogenen Regulativen verpflichtet find, reiht: 
zeitig geſchehen; 
daher ich mich in dieſer Hinſicht zu folgenden Srfimmungen ver: 
anlaßt ſehe: 
1) Sobald eine Dienſtwohnung an einen andern Inhaber übers 


® 
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geht, muß eine fürmliche Webergabe derfelben erfolgen, und 
diefe durch einen damit zu beauftragenden Kommiffarius in 
Gemeinschaft mit dem Diftrifts:Baubeamten bewirft werden. 

2) Das erftemal, wo eine Dienftwohnung auf die unter Nr. 1. 
erwähnte Art übergeben wird, ift von derfelben durch den 
Baubeamten ein genaues Inventarium aufjunehmen, welches 
von dem Mohnungs:Inhaber hinfichts der Anerfennung der 

Richtigkeit deffelben befcheinigt, bei der Regierung aufbewahrt, 
und den ‚fpäter vorfommenden Uebergaben der nämlichen Woh: 
nung zum Grunde gelegt wird. 

3) Bei jeder Uebergabe ift von den Uebergabe:Kommiffarien eine 
von dem abziehenden Beamten oder den Erben des lehten 
Wohnungs: Znhabers und dem anziehenden Beamten zu volls 
ziehende Verhandlung aufzunehmen, und gleich nach erfolgter 
Vebergabe nebft dem Inventarium an die Königl. Regierung 
zu befördern, wobei zugleich der Anfchlag des Baubeamten 
von denjenigen Inſtandſetzungen miteingereicht wird, welche 
etwa. auf Koften des abgehenden Beamten oder der Erben 
defielben erforderlich find. 

4) Trifft es ſich in einzelnen Fällen, daß eine Wohnung nicht 
gleich wieder bezogen wird, fondern eine Zeitlang unbewohnt 
bleibt, fo findet die Webergabe in der Art Statt, daß der 
fünftige Wohnungs: Inhaber dabei durch einen andern Beam: 
ten vertreten wird. Wird die Wohnung demnächft bezogen, 
fo hat der eben erwähnte Beamte der Ddiesfälligen Uebergabe 
ebenfalls beizumohnen. 

5) Die Königl. Negierung hat bei eigener Vertretung dafür zu 
forgen; daß die von dem Baubeamten als nothwendig bejeichs 
neten Inftandfeßungen (Nr. 3.) ohne Verzug und in uns 
tadelhafter Weiſe ausgeführt werden. 

6) Die vorgeſetzten Beamten, namentlich die Forſt-Inſpektoren, 

nicht minder die Departements-Räthe, find verpflichtet, von 
dem Zuftande der Dienftwohnungen von Zeit zu Zeit Kennts 
niß zu nehmen, und wenn fie finden, daß folche nicht in einer 
brauchbaren und dem- Anftande entfprechenden Befchaffenheit 
find, wegen der erforderlichen Inſtandſetzung die nöthigen An 
träge zu machen’ 

Berlin, den 18. Zanuar 1836. 
Chef des Minifteriums des Königl. Haufes, zweiter Abtheilung. 
v. Ladenberg. 


4 
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Cirkular⸗Reſkript des Miniſteriums des Koͤnigl. Hauſes, 
an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die. jährliche, Eins 
fendung der‘ Qualififationss und Konduiten-Liften- von 
fämmtlichen Domainen-Rentmeiftern, Rentbeamten 
und Amts» Intendanten betreffend. 





Die Königl. Regierung weiſe ich. hiermit an, mir bis Ende 
März d. J. von fämmtlicdyen Domainen:Rentmeiftern, Rentbeam: 
ten-und Amts-Intendanten ihres Bezirfs eine vollftändige Qualis 
fifations: und Konduiten-Lifte einzureichen, auch künftig jährlich 
mit Einreichung diefer Lifte in der Art fortzufahren, daß ſolche 
ftets Ende März hier eingeht. | | | 

In diefer Lifte ift bei, jeder Stelle, unter, befonderer Rubrik, 
zugleich das. Dienfteinfommen eines jeden dieſer Beamten an Be 
foldung und Bureaufoften fummarifch anzugeben. 


Berlin, den 9. Februar 1836. 5 
Ehef des Minifteriums des Königl. Haufes, zweiter Abtheilung. 
— v. Ladenberg. 
25. 


Cirfular-Reffripe des Miniſteriums des Koͤnigl. Hauſes, 
an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die Reviſion der 
Amtsgefaͤlle durch die DomainensRentmeifter 

| betreffend. 


\ 





Es ift in einigen Fällen die Reviſion der Amtsgefälle den 
Domainen-Rentmeiftern in ihren eigenen Gefchäftsbezirfen mit gutem 
Erfolge und mit Erfparung an Koften gegen diejenigen übertragen 
worden, welche hätten verwendet werden müflen, wenn das Ges 
fchäft anderen Kommiffarien übertragen worden wäre. Ich nehme 
hieraus Beranlaffung der Königl. Regierung zu eröffnen: daß ich 
die Beforgung jenes Gefchäfts durch die Domainen:Rentmeifter in 
ihren Amtsbezirfen im Allgemeinen wohl für zuläffig halte, wenn 

a. die furrenten Dienftgefchäfte des Rentmeiſters folches ge: 
ſtatten; 

b. derſelbe ſonſt in Beziehung auf die dazu, erforderlichen Rechts⸗ 
fenntniffe und auf die Beurtheilung und Darfiellung, der 
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vorfommenden zweifelhaften Verhältniſſe als völlig qualifizirt 
zu-betrachten if, und 
8 auch nach den obwaltenden Verhältniſſen, und nach der bis⸗ 
herigen erprobten Führung des Rentmeiſters, eine gleichzeitige, 
dieng ganze bisherige Gefälle-Erhebung des Beamten und ſeine 
‚damit in Verbindung ſtehende übrige Geichäftsführung um: 
fafjende fpezielle Revifion und Kontrolle deffelben entbehrlich, 
und in Diefer Beziehung vielmehr eine mit probeweife aus: 
zuwählenden einzelnen Präftations: Tabellen durch den Depars 
tements⸗Rath vorzunehmende Nachrevifion, welche jedesmal 
unerläßlich bleibt, genügend erfcheint. 
Damit indeß diefe Fragen jedesmal forgfältig erwogen wer; 
‚den, fo wird die Königl. Negierung hierdurdy angewiefen, in jedem 
Falle, mo fie die Nevifion der Amtsgefälle einem Domainen:Rent: 
meifter innerhalb feines Amtobezirks übertragen will, darüber mit 
beſonderer Rückſicht auf jene Fragen zu berichten. Auch wird es 
zur Vermeidung nachheriger Weiterungen in Beziehung auf die den 
Domainen:Rentmeiftern bei der Vebertragung diefes Geichäfts zu 
erftattenden baaren Auslagen, und auf die ihnen in dem Falle 
einer zwedmäßigen Ansführung zu gewährenden Nemunerationen, 
angemefjen fein, hierüber jedesmal vorher ein Abfommen mit ihnen 
zu treffen, und bat die Königl. Regierung darüber ebenfalls in 
jedem einzelnen’ Falle einen beftimmten VBorfchlag zu machen, wo— 
bei es fich von felbft verfieht, daß es hiebei auf eine angemeffene 
Erfparung gegen den Koftenaufwand, welcher, wenn die Gefälle: 
Nevifion durch einen andern Kommiffarius bewirft würde, vermen- 
det werden müßte, hauptfählich ankommt, und daß daher auch die 
Koften der vorbingedachten Kachrevifion durch den Departements: 
Rath nicht unberücjichtigt bleiben müſſen. 
Berlin, den 20. Mär; 1836. 


Chef des Minifteriums des Königl. Haufes, zweiter Abtheilung. 
db. Ladenberg. 


26. 


Lirkular⸗Refkript des Miniſteriums des Koͤnigl. Hauſes, 

an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen dieſſeits der Weſer, 

bi Beitellung der Pacht: Rautionen Seitens der Do 
mainensPächter betreffend. ! 





rad) den allgemeinen Bedingungen zur Berpachtung der Do: 
mie, it im $. 52. den Pächtern überfaffen, die zu leiftende 
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Pacht:Kaution in baarem Gelde oder in Staatspapieren zu befiel: 
len, und die Zufichernng. beigefügt, daß, im, Falle die Kaution. in 
boaren Geldern beftellt worden,, diefe gegen A Prozent Zinfen bei 
der Seehandlung untergebracht werden follen. Da jedoch in neuerer 
Zeit diefes Inſtitut, den erlaffenen öffentlichen -Befanntmachungen 
zufolge, folche Kapitalien nicht ‚mehr zu 4 Prozent, fondern nur 
zu 3% Prozent DVerzinfung annimmt; fo ift es nöthig, daß mit 
dem gedachten $. der allgemeinen Pachtbedingungen, rüickſichtlich 
jener Zuficherung, eine Abänderung und zwar in der Art getrofs 
fen werde,. daß ſtatt der Morte; 

„diefe gegen 4 Prozent Zinſen bei der Seehandlung, 
geſetzt werde: 

„„diefe, nach der Wahl des Pachters, bei der Königl. Bank 

oder bei der Seehandlung zinsbar,” 
und daß ferner ſtatt der Worte: | ; 

„und diefe Zinfen” i 
gefeßt werde, 
„und: die Zinfen, welche das eine ober das andere dieſer 

Inſtitute zahlt.” 

Die Königl. Regierung wird hiernad) angewiefen, diefe Ab⸗ 
änderung bei einem etmwanigen neuen Abdeud der Bedingungen . 
zu bewirken, und bis dahin von’ jet ab in allen Kontrakten ſpeziell 
34 bedingen. | 

Berlin, den 31, März 1836. 

— des ee * Königl. Hauſes, Zeiler. —* 
Ladenberg 
die Köni l. K ierungen otsdbam,. . | J—— 
Frankfurt, tettin. Kerr £ 


Abfchrift an fämmtliche übrige: Königl. Regierungen dieffeits 
- ber Wefer, mit der Anweifung, fi) danach gleichfalls zu achten, 
und von jet ab in allen Pachtfontraften zu beflimmen, daß 
baare Kautionen nur unter der Bedingung angenommen merden, 
daß folche nach der Wahl des Pächters bei der Banf oder hei der 
Geehandlung unterzubringen, und. zwar gegen diejenigen Zinfen, 
welche das eine oder das en. su Juſtitute zahlt. | 
Berlin, den 31. März 1 
Chef des Minifteriums * Königl. Haufed, zweiter Abtheilung. 
v. Ladenberg. 


— 
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jet. t we, ug 27. — RE | FO LIND 
Reſkript des Miniſteriums des König. Haufes, an bie 
Königl. Regierung zu Bromberg, in wiefern bei Do: 
„mainens und. Forftgebäude-BawÜntreprifen von deren- 
2 Öffentlichen: Ausbietung abzuſtehen fei. 


ring 





Die König. Regierung beauftrage ich, bei Domainen-Bauten 
die Vorſchrift des’ $. 19. der Inſtruktion der Könige. Ober-Rech— 
‚ nungsfammer vom 18. Dezember 1824., nach Maßgabe der ab: 
fchriftlicdy "beiliegenden, an die rer zu Königsberg erlaffenen 
Berfügung vom,30, April v. J. gehörig zu beachten. (Anl. a.) 
Berlin, den 9. Februar 1836. en ! 
Chef des Minifteriums des Königl. Haufes, zweiter Abthelung. 
v. Ladenberg.  - a 


/ a. — 

Die Roͤnigl. Ober⸗Rechnungskammer hat mir den Beſchluß der 
Koͤnigl. Regierung vom 14. Januar 1831. über dad Verfahren bei Aus; 
thuung von BausEntreprifen, in Bezugnahme auf die Vorfchrift des $. 
49. der. Inftruftion der, Königl. ObersNechnungsfammer vom 18... Des 
zember 1824. *) mitgeteilt. SR —— 

Ich bin mit der Koͤnigl. Regierung darin einverſtanden, daß bei 
Domainen⸗Bauten, zu welchen den Paͤchtern · bedeutende Leiſtungen, na⸗ 
mentlich die Baufuhren und Handdienſte obliegen, die Ueberlaſſung der 
Entrepriſe an den Mindeſtfordernden nach öffentlicher Ausbietung, in 
dieſen Leiſtungen der Pächter Schwierigkeiten findet, welche einem prafs 
tifchen Erfolge dieſer Maßregel in den Weg, treten, daß daher bei den 
DomainensBauten diefer Art, von der Regel der Öffentlichen Ausbies 
tung der Entreprife abgeftanden, und fie, was ich Ihr ürberlaffe, nur da 
‚angewendet werde, wo befondere Verhältniffe es geftatten. 

... Anders iſt e8 mit denjenigen Domainen-Bauten, u welchen den 

ächtern, und mit den Forits-Bauten, zu welchen den Nutznießern der 
Gebaͤude feine derartigen Leitungen obliegen. — ' 
5 Bei diefen muß die Verfieigerung die Entreprife die Negel bleiben, 
doch überlaffe ich der Königl. Regietung, im Falle befonderer dafuͤr fpres 
hender, von Ihr zur Rechnung näher nachzumeifender Verbältniffe, Yud, 
nahmen zu machen. . Bu ee ES, 

Hiernadh hat. die Königl. Megierung für die Folge zu verfahren. - 

Berlin, den 30. April.1835;  ., . 66 F 
‚Chef des Miniſteriums des Koͤnigl. Hauſes, ‚zweiter Abyheilung: 
— en ae 


r 
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Un . 


die Könige. Regierung zu Köntgeberg, 
N in Pr. 


*) Zahrg. 1825. Ifted Heft, ©. 11. 


Ab 
28. 


Cirkular⸗Reſkript des Minifteriums des König. Haufes, 
an’ fämmteliche Königl. Regierungen dieſſeits der Weſer, 
mit Ausfchluß derjenigen zu Stralfund, wegen der den 
Domainen:Pächtern bei Abfchließung neuer Pacht-⸗Kon⸗ 
trafte aufzulegenden Bau-Berbindlichfeiten. 


Su Folge der jeßt zur Anwendung fommenden allgemeinen 
Bedingungen wegen der den Domainen:Pächtern bei Abfchliefung 
neuer Pacht: Kontrafte aufzulegenden Bau-Verbindlichkeiten, finde . 
ih mich veranlaßt, die Königl. Negierung zur Vermeidung von 
geitraubenden Nüdfragen und Weiterungen auf denjenigen Geſichts— 
punft noch befonders aufmerffam zu machen, von welchem auszus 
gehen ift, wenn bei dem Beginn einer neuen Pachtung auf. der 
einen oder andern Domdine, etwa noch ein für, allemal Inſtand— 
ſetzungs Baue Auf Koften des DomainensBaufonds in Antrag kom— 
men foßlten, indem bereits in mehreren Fällen fo übertricbene, und 
mit dem Ertrage der Güter in fo ungünftigem Verhältniß ftehende 
Bau-Forderungen gemacht worden find, daß die Genehmigung dazu 
verfagt werden müßte. 2s F 

Neue bisher noch nicht beſtandene Bau-Anlagen, Erweiterun— 
gen vorhandener Gebäude, Veränderungen in und an denſelben, 
Verbeſſerungen und Umgeſtaltungen in der bisherigen Bauart ꝛc. 
dürfen in dergleichen Fällen ohne beſondere Autoriſation durchaus 
nicht berückſichtigt werden. Nur ſolche Baue und Reparaturen an 
vorhandenen Bauwerken, welche ſich ſchon gleich bei der neuen 
Verpachtung lediglich zur Erhaltung oder Herſtellung derſelben in 
ihrem jetzigen Umfange und in ihrer gegenwärtigen Einrichtung 
und Bauart als unerläßlich nothwendig darſtellen, und ohne Ber: 
zug auch dann ausgeführt werden müßten, wenn die Domaine 
nicht auf längere Zeit unter härteren Bau-Verbindlichkeiten ver: 
pachtet würde, können nach forgfältiger Prüfung des Bedürfniffes 
und in dem Maße bewilligt werden, wie es die Baufonds geftats 
ten, wobei jedoch die bisherigen Bau⸗Verpflichtungen der Pächter 
nicht zu überfehen find, indem bei der Aufnahme der noch aus 
dem Baufonds zu beftreitenden Herſtellungen ſtets vorausgefeßt 
werden muß, daß der alte Pächter zuvor feine kontraktlichen Bau: 
Verpflichtungen überall und auf dad pünktlichſte erfüllt hat, und 
in diefer Beziehung nichts mehr zu leiſten ift, denn was jenem 
obliegt, darf nicht zur Aufnahme fommen, muß vielmehr von dies 
ſem erſt noch vollſtändig erledigt werden. 
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Es liegt alſo durchaus nicht in der Abſicht, die Vorwerks— 
Gebäude auf Köften des Baufonds vorweg in einen ſolchen Zuſtand 
ſetzen zu laſſen, daß ſie während der neuen Pachtperiode ohne wei— 
tere Reparatur aushalten, und: dem Pächter nichts daran zu thun 
übrig bleibt, fondern es kommt nur auf die Ausführung derjenigen 
Herftellungen an, welche unter gewöhnlichen Umftänden fihon beitn 
Beginn der” neuen Pacht unvermeidlich find, und bei verftändiger 
Sparſamkeit nicht. länger ausgefegt werden dürfen, ‘welche aber 
auch zugleich von folcher Bedeutung find, daß ihre Ausführung 
gleich in den erften Jahren dem Pächter, welchem bei.der Erfüls 
lung der Baw-Berbindlichfeiten, der bei Feitftellung des Pachtzin: 
fes dafür gemachte Ertrags: Abzug zu Gute fommt, in Hinficht 
diefes Abzugs nicht füglic ohne befondere Vergütung angefonnen 
werden fann. 

Damit übrigens in den Fällen, wo Fiskus hiernach gewiſſe 
Juſtandſetzungen noch ein für allemal bloß mit Hülfe der vom 
Sächter zu leiftenden Fuhren und Dachdeckungen übernimmt, oder, 
wo er, was in der Regel das Zweckmäßigere ift, dem Pächter dazu 
noch gewiffe Beihülfe in Gelde und Holz, oder in dem einen oder 
dem andern bewilligt, durch die. Faffung der desfallfigen Zufiches 
rung darüber, daß der Pächter ein mehreres nicht zu fordern be— 
rechtigt fei, und alle übrigen größeren Koften der bezeichneten Baus 
‚ ten, fowie alle außer denfelben fonft noch nöthigen Inſtandſetzun-⸗ 
gen, den allgemeinen Bedingungen gemäß, allein zu tragen, und 
ohne Beihülfe zu bewirken habe, Fein Zweifel entftehe, find ders 
gleichen Bewilligungen in den Kontrakten ſtets ausdrüdlih nur 
als beftimmte Ausnahmen von der Regel, wonad Pächter alle In— 
ftandfegungen allein zu leiften haben, zu bezeichnen, und die dafür . 
bewilligten Beträge in Zahlen anzugeben: 

Berlin, den 31.. März 1836. 

Chef des Minifteriums des Königl. Haufes, zweiter Abtheilung. 
| v. Zadenberg. 
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Cirkular⸗Reſkript des Minifteriums des Koͤnigl. Haufeg, 
an fämmtliche Königl. Regierungen, die Berichterftattung 
gen von degtern an erfteres in Angelegenheiten bäuerlicher 
Regulirungen, Separationen, Servituts-Abfindungen und 

Bermandlungen von Zehnten und Dienften in’ 

Renten, betreffend. „. 


Es ift bisher in Beziehung auf die Frage: in welchen' Far. 


r 
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(en es nad der Beſtimmung Seite 7. lit. d. der Geichäfts: An- 
weifung vom 31. Dezember 1825. ) zu den Negulirungen der bäuer: 
lihen Berhältniffe, einfchließlich dee Dienftverhältniffe, eigentlichen 
Separationen, Gervituts: Abfindungen und Berwandlungen von 
Zehnten und Dienften in Rente, der Berichterftattung an das 
Minifterium bedürfe, wenn diefe Operationen nicht von den Ge— 
neral:Kommiffionen, fondern von den Königl. Regierungen felbft 
geleitet werden, noch nicht übereinftimmend verfahren worden. | 
Bei der unverfennbaren Abſicht jener Geſchäfts-Anweiſung, 
den Königl. Regierungen gegen die Inſtruktion von 1817. eine 
erweiterte Befugniß beizulegen, halte ich jedoch nicht zweifelhaft, 
daß die Königl. Negierungen, abgefehen von dem Falle, wo durch 
Provofation bei der 
General: Kommiffion nach den gefehlichen Beſtimmungen 


die Wahl der Entſchädigungs⸗ Art verloren geht, und in. 


welchem daher zu einer folchen Provokation ſtets die höhere 
- Genehmigung erforderlich ift, 
fo lange bei den von ihnen geleiteten derartigen Ope— 


rationen die geſetzlichen Vorſchriften vollſtändig in 


Anwendung kommen, nur zur Genehmigung zu berichten haben, 
a. wenn bei Dienſten und Zehnten eine Entſchädigung durch 
—Grrupndſtuͤcke, ſtatt in Rente, oder 
b. bei Aufhebung von Servituten eine Entſchädigung in Rente, 
ſtatt in Grundſtücken, beabſichtigt wird; ſowie 
c. überhaupt, wenn Die Abfindung | oder Entfchädigung eine jähr⸗ 
liche Rente von 50 Rthlr. in Gelde oder in Land, überfteigt; 
und daß es unter diefer Borausfegung auch bei Berechnung des 
zu c. beftimmten Betrages von 50 Rthlr. jährlich, nicht auf die 
Gutihädigung, weiche die Domaine von fämmtlichen bei dem Ge: 
fchäft, jedoch ohne gemeinfchaftliche Verbindung betheiligten Grund: 
befiern- zu empfangen, oder beziehungsweife ihnen zu gewähren 
hat, fondeen nur auf diejenige anfommt, welche fie von jedem ein- 
zelnen für fich verpflichteten Sntereffenten, .oder von der Geſammt— 
heit gemeinſchaftlich verpflichteter Sntereffenten zu empfangen, und 
beziehungsweife jedem einzelnen für fich berechtigten Intereſſenten, 
. oder ber — — berechtigter Intereſſenten zu 
gewähren hat. 


So oft —— bei bean Operationen don der vollftän: 


digen Anwendung der gefeglichen Borfihriften in irgend einer Bes 
ziehung abgemwichen werden foll, ift dazu eben fowohl die Minifte 
trial: Genehmigung nadzufuchen, wenn das Gefchäft. von der Kö: 
nial. Regierung, als wenn es von der General:Kommiffion geleitet 
wird, da auch in Beziehung auf die von der leßtern geleiteten 
..) Jahrg. 1825. Ates Heft, ©. 836. 
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derartigen Geſchaͤſte die Beſtimmung: daß die höhere Genehmi⸗ 
gung nur einzuholen ſei, 
—— wenn bei Dienſten und Zehnten eine Entſchädigung durch 
Grundſtücke, ſtatt in Rente, und bei Aufhebung bon Ger: 
| vituten eine Entfhädigung in Nente, ftatt in Grundftüden, 
\ beabfichtigt wird, 
nur unter der ausdrücklichen Vorausſetzung gegeben iſt, daß die 
geſetzlichen Vorſchriften vollſtändig zur Anwendung kommen. 
Hiernach iſt daher zm verfahren. 
Berlin, den 7. März; 1836. 
i a des Minifteriums des Königl. Haufes, me Abtheilung. 
v. Lad enberg. 
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Lirkular⸗Reſkript des Miniſteriums des Koͤnigl Hauſes, 
an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen der oͤſtlichen Pro⸗ 
vinzen, mit Ausſchluß derjenigen zu Poſen, Bromberg 
und Stralſund, die bei Parzellirungen und Abzweigun— 

gen baͤuerlicher Beſitzungen zu beruͤckſichtigenden 
e Abgaben betreffend. 





Die in der neuern Zeit ſehr häufig vorgekommenen Fälle, 
daß dem Domainen⸗Fiskus abgabepflichtige bäuerliche oder. ſonſtige 
Beſitzungen parzellirt, oder einzelne Theile davon abgezweigt wor: 
den, ehe die geſetzlich vorgeſchriebene Repartition der Abgaben und 
reſp. Ablöſung derſelben erfolgt iſt, veranlaſſen mich, die Königl. 
Regierung hierdurch anzuweiſen, dem Publikum und den Behörden 
die geſetzlichen Beſtimmungen des Landfultur:Edifts vom 14. Sep⸗ 
tember 1811. und der Ablöfungs» Ordnung vom 7. Zuni 1821. 
durch das Amtsblatt mit der Verwarnung in Erinnerung zu brins 
gen, daß die Intereſſenten es ſich felbit beizumeffen haben würden, 
wenn fie bei fernerer Ausführung folcher ‚Operationen ohne bors 
herige Genehmigung der Abgaben: Repartition und Erfüllung der 
Borfchriften wegen Ablöfung der Abgaben, in Nachtheil Fämen. 

Berlin, den 7. Februar 1836. 


Chef des Minifteriums des Königl. Haufes, zweiter Abtheilung. 
v. La denberg. 
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Sl. | 
Lirkular⸗Rehkript des Miniſteriums des Koͤnigl. HZauſeo, 
an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen dieſſeits der Weſer, 
das Verfahren bei Domainen- und Forſt-⸗Veraͤu⸗ 
herungen betreffend. J 





Ich habe benierft daß bei den Domainen: und Korft: ‚Veräus 
ferungen fowohl in der Faffung der Negeln der Lizitation, als. in 
der Faſſung der Beräußerungs - Bedingungen und Beräußerungs: 
Verträge felbft, bisher wenig übereinftimmend verfahren worden: ift, 
und die hieher gelangten Entwürfe oft mehrfacher Berichtigungen 
bedurft haben. 

Wenn gleich der Gegenſtand wegen der ſehr beſchränkten Ber: 
äußerung der Domainen an Wichtigkeit verloren hat, fo find deffen 
ungeachtet zur Herſtellung jener Webereinftimmung.. und ‘zur. Ers - 
leihterung des ‚Entwurfs, der Ausfertigung, der Revifion und der 
Super: Revifion der Veräußerungs: Bedingungen und Verträge hier . 

die anliegenden „Regeln der Lizitation bei Veräußerung von Do⸗ 
mainene und Forſt-Grundſtücken,“ (Anl. a.) : 

die anliegenden „Allgemeinen Bedingungen der Veräußerung 
von Domminen» Borwerfen. und andern. ‚größeren Domainen⸗ 

und Forſt⸗Etabliſſements,“ (Anl. b.) 

die - anliegenden: „Allgemeinen Bedingungen . der Veräußerung 

von, mit Gebäuden verfehenen Domainens und. Forftl:Grund- 

ſtücken, welche nicht zu den Vorwerken oder andern a. 

Etabliſſements gehören,“ (Anl. c.) 

und‘. rn 

die anliegenden ——— —— * — 
von a und Forſt⸗ — — —— 
- (Anl. .d 
entworfen worden. 
Die Königl. Regierung hat dieſe Stüde, (Bufah, an. die gö⸗ 
nigl. Regierungen zu Magdeburg und Merſeburg mit: Beachtung | 
jedoch des: Unterfchiebs zwiſchen den Landestheilen dieffeits und. jen⸗ 
ſeits der Elbe, in Hinſicht der Verzinſung der kreditirten Kauf— 
und Erbſtands⸗Gelder⸗Theile,) (Zuſatz an Die Königl. Regierungen 
zu Poſen, Bromberg, Breslau, Liegnitz, Oppeln und Stralſund: 
„wie ſie für. den. dortigen. Bezirk hier berichtigt find”) in der für 
ihren Bedarf erforderlichen Zahl von Exemplaren abdrucken oder: 
lithograpbiren, zu laffen, und. dann bei den vorkommenden DVeräuße: 
rungen ſtets in der. Urt in, Anwendung zu bringen, daß die ge: 

Annalen. Heft I. 1836. D 
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druckten oder lithographieten “allgemeinen Bedingungen ber. Beräu: 
Gerung und zwar, je nachdem der Gegenitand zu der einen oder 
der andern: der angegebenen drei Kategorien gehört, die einen oder 
die anderen jedesmal den für die befiimmte Veräußerung zu ent: 
werfenden und ausjufertigenden Bedingungen und demnächft aud) 
den Verträgen ſelbſt beigeheftet, darin in Bezug genommen, und 
fowohl von der Königl. Regierung, als von: den Kompetenten und 
Erwerbern mit vollzogen, und daß nicht minder, wenn die Ver: 
äußerung nicht ausnahmsweife aus freier Hand erfolgt, aud) die 
gedruckten oder lithographirten Regeln der PLizitation in gleicher 
Art jedesmal in einem von der Königl. Negierung vollzogenen 
Eremplar den Bedingungen für die beflimmte Veräußerung bei: 
geheftet, darin in Bezug suonm und von dem Meiftbietenden 
mit volljogen werden. 

Damit über die Art, wie nach meiner Abficht von den An- 
lagen Gebrauch gemacht werden fol, fein Zweifel übrig bleibe, laſſe 
ich der Königl. Regierung hiebei zugleich noch 

ein Schema zum Entwurf der Bedingungen einer. befiimmten 
Domainen: oder Forſt-Veräußerung, (Anl. e.) 
ein Schema zu einem Domainens. und. Forft Beräußerungd: Ber: 
trage (Anl. Sr | 
und 
‚ein Schema zu einer Berfleigerunge-Verhandlung wegen eines 

Domaineri: oder Forf-Grundftüds, (Anl. g.) 
alle drei, Stücke mit Bemerdungen über den Gebrauch derfelben 
verfehen, zugehen; um nach Anleitung derjelben, verfieht ſich, m 
ben verfchiedenen Fällen mit den esfordertichen Modifikationen, zu 
——— 

*) Bon den „Allgemeinen Bedingungen der Veräuferung 
von Domainen-Vorwerken und anderen größeren Domainen: und 
Forſt· Etabliſſements“ wird indeffen jetzt allerdings nur beim. Wie: 
derverfauf dem Fisfus adjudizirter Erbpachts- und anderer etwa 
zum Miederverfauf ermworbener Vorwerke und größerer Etobliffe: 
ments, fowie in den Fällen Gebrauch: zu machen fein, wo etwa 
ausnahmsweife: die Beräußerung eines ſchon zu den: Domainen ge— 
hörenden Vorwerks oder derartigen Etabliffements Aller höchſt ge⸗ 
nehmigt werden möchte. 

(Zufag an die Königl. Regierungen zu Magdeburg und Mer: 

feburg: 
Mas den oben: erwähnten Unterfihied in Betreff der Verzin ſung 
der kreditirten Theile der Kauf- und Erbſtands-Gelder betrifft, ſo 
— Der hier folg ende Sat iſt in den Reſktipten an die Koͤnigl. Mer 
» geerungen zu Poſen und Bromberg ausgefall en. 


‘ 54 
hat die Königl. Regierung die allgemeinen Bedingungen der Ders 
äußerung für die Veräußerungen von Grundftüden jenfeits der 
Elbe dahin abgeändert abdruden oder lithographiren zu laffen, daß 
beziehungsmweife im $. 12. und im $. 10. flatt: „Fünf vom Huns 
dert” vielmehr: „Vier vom Hundert” gefegt wird.) 

Berlin, den 30. Zanuar 1836. | 
Chef des Minifteriums des Königl. Haufes, zweiter Abtheilun 
v. Ladenberg. 





Regeln: der Lizitation bei Veräußerung von Domoinens 
und Forft- Grundftücen, 


1) Da die Veräußerung, wenn fie nicht auf die eine oder die andere 
Art derfelben ausdrüclich befchränft wird, ſowohl durch reinen Vers - 
fauf, als durch Verkauf mit Vorbehalt eines Domainen-Zinfes, als 
durch Erbverpachtung gefchehen darf, fo koͤnnen unter jener Bors 
ausfegung die Gebote bei der Lizitation auf jede diefer Erwerbungs- 
Arten gerichtet und angenommen werden. 

2) Bei dem Berfauf mit Vorbehalt eines DomainensZinfes, und bei 
der Erbverpachtung wird jedoch der beflimmte jährlihe Domainen⸗ 
Zins, und der jährliche Erbpacht:Kanon durch die Gebote nicht ge⸗ 
fteigert, fondern nur das Kaufs oder das Erbitandsgeld macht einen 
Gegenſtand der Fizitation aus. a 

3) Ob das Gebot auf die eine oder die andere der freigeftellten' Ers 
werbungs⸗Arten das annehmlichere fei, wird lediglich darnach beurs 
theilt, um wieviel folches das für jede desfelben fefigefegte Mini- 


mum überileigt. 

4) Steben aber die Gebote hiernach gleich, und findet fich auch in 
Beziehung auf die Sicherheit. des Bewerbers auf Kauf nichts zu 
erinnern, fd ift allemal das Gebot auf Kauf mit Domainen-Zins, 
dem Gebot auf Erbpacht, und das Gebot auf reinen Kauf dem. 
Gebot auf Kauf mit Domainen-Zinsd vorzuziehen. 

5) Zeder wird zum Gebote zugelaffen, dem die Gefeße den Beſitz von 
Grundſtuͤcken geftatten, er muß aber auch ald ein Mann befannt 
fein, der genägendes Vermoͤgen zur Exmwerdung beſitzt, oder fich 
fonft als Ötreihend ſicher, ausmeifen, oder auf Verlangen den ſechs⸗ 
fen Theil. feines Gebots als Kaution bei einer ihm zu benennenden 
Königl. Kaffe deponiren. Ausländer haben überdies fofort ihken 
Bevollmächtigten in der Provinz zu benennen. 

. 6) Mitglieder der Regierung dürfen jedoch ‚in dem Bezirke derfelben 
ohne fpezielle Uutorifation des Miniſterii nicht als Mitbewerber bei 
der Lizitation angenommen werden. Daffelbe gilt von den Forſt⸗ 
DOffizianten bei Grundftücken, welche nicht über drei Meilen von den. 
Grenzen der Reviere, für welche fie angeſtellt find, belegen find, 
und von ‘den DomainensIntendanten und Rent: und Wachtbeamten 
bei Grundftüden, welche innerhalb des Bezirks des ihnen anvers 

trauten Amts liegen, ſowie denn auch die mit ag der Lizis 
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tation beauftragten Kommiffarien bei berfelben unter feinen Um⸗ 

. . Händen als Bewerber fonfurriren dürfen, 

7) Jeder bleibt an fein Gebot gebunden, bis er nicht nur überboten, 
fondern auch derjenige, welcher ihn überboten hat, von dem Lizita— 
tiong-Kommiffarius nach den Beitimmungen zu 5. als ficher ange 
nommen ijt. — — 5 

8) Derjenige, welcher unter den als ſicher angenommenen Bietern, nach 
den Beſtimmungen zu 3. und 4. das boͤchſte Gebot gethan hat, 
bleibt ſeinerſeits in allen Faͤllen zum Abſchluß und zur Erfuͤllung 
des Vertrags verbunden, wenn nicht etwa eine neue Lizitation an— 
beraumt wird, oder fonft die ausdrücliche Erflärung erfolgt, daß 
fein Gebot nicht angenommen werde. 





. . b. u 
" Allgemeine Bedingungen der Veräußerung von Domainen- 
Vorwerken und anderen größeren Domainen, und 
Forft:Etabliffements. 


&. 1. Erwerber erhalten im Fall des reinen Verfaufs oder des Verfaufs 
mit Vorbehalt eines Domainen:Zinfes das volle Eigentpum, im 
Fall der Erbpacht aber das volle erbliche Nutzungsrecht des ver: 
äußerten Objefts. un I, 

8.2. Die Veräußerung gefchieht in Paufch und Bogen, und wirt fo 

wenig für die angegebene Größe und für. etwanige Bermeffungss 

fehler, als für die Angabe der Ausfaat, des Ertrags, oder einer 
fonfiigen Befchaffenheit des Objefts Gewähr geleifiet. 

8. 3, Auch. übernehmen Erwerber alle auf dem veräußerten Objefte las 
ftenden Servituten, gleichviel, ob folche in dem fpeziellen Kontraft 
benannt find oder nicht, indem fie jeden Anfpruch.auf Gewähr; 
leitung an die veräußernde Behörde megen gar nicht oder nicht 

- vollftändig, oder nicht richtig erfolgter Angabe der. auf dem Objeft 
baftenden Gervituten entfagen. BR 

8. 4. *) Patronat, Zurisdiftion und hohe und Mittel-Fagd, imgleichen 
das Recht der Standfchaft unter den Nitter s Öutsbeligern geben 
durch die Veräußerungen an. fi) und ohne befondere anderweite 
Berleihbung niemals auf die Erwerber mit über, vielmehr treten 
fie in diefen und Ag r Beziehungen nur in die Kategorie an 
derer, mit dergleichen echten nicht beliehenen Grundbefiger. 

Auch die Fleine oder niedere Jagd. erhält Erwerber nür dann 
«mit, wenn fie ihm: nach dem befondsren Kontrafte ausdrüdlich mit 
zugefichert wird, und auch in diefem alle bleibt da, wo daß Reh⸗ 
wild mit zur Fleinen oder niedern Jagd. gehört, die Jagd auf letz⸗ 
teres ausgefchloffen, wenn fie durch den Kontrakt nicht auedrüce 

lich mit überlaffen wird. JOER 

$. 5. Auf freies Baus, Brenns, Nutz- und Schirrholz aus Königl. Fors 
fien, es fei zu welchem Behuf eg wolle, erhalten Erwerber feinen 
Anfpruch.. Auch auf freies Raff⸗ und. Lefeholz, auf die Befugnig 

Streu zu reihen, imgleichen auf alle Wald-Nebennugungen. erhält 
der meifibietend Verbleibende feinen Anſpruch. 


+) Diefer 8. 4. ift hier gleich in derienigen Faſſung aufgenommen, wie folche 
das fpäterere EirfularReftript vom 22, Juli 1836. vorfchreibt. 
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8. 6. Eben fo bleiben die Waldweide in Königl. Forften, Schillen, Dienſte, 
Zwangs- und Bannrechte und Einſaſſen-Praͤſtationen, ſowie alle 
ſonſtigen gutsherrlichen Gerechtſame in Beziehung auf die Domats 

nen⸗Doͤrfer, welche dem veraͤußerten Objekte bis zur Veraͤußerung 
etwa zugeſtanden, in ſofern nicht ın einzelnen Fällen mit hoͤherer 
Genehmigung ausdruͤcklich ein anderes befiimmt wird, flets von 
der Veräußerung ausgefchloffen. 

8. 7. Bon allgemeinen Landeds, Kreis, Gozietätd: und RommunalsFas 

ſten genießen Erwerber feine Befreiung; muͤſſen vielmehr diefe, fo: 
wie die auf dem verdäuferten Objeft etwa baftenden Laften und 
Abgaben an Kirchen, Pfarren, Schulen und milde Stiftungen, 
imgleichen die Unterhaltung und neue Herftellung der Wege, Deis 
che, Daͤmme, Gräben, Brüden,' Fluß-Ufer und fonftigen Bauans 
lagen und alle desfallfigen baaren und Natural-Leiftungen tragen, 
ohne deehalb in der Folge an den Fiskus als Verfäufer oder Erb’ 
verpächter irgend einen VergütungssAnfpruc machen zu fönnen, 
‚indem fie auch wegen nicht erfolgter Angabe an Lafign, Abgaben 
und Leiſtungen, weldie auf dem veräußerten Objefte baften, oder 
“wegen nicht vollfiändig oder nicht richtig erfolgter Angabe derfel- 
ben, jedem Anfpruch auf Gewährleiftung an die verdußernde Ber 

bdoͤrde entfagen. j 

8.8. Was insbefondere die von den Ermwerbern, in Gemäßheit des Ges 
feßes über die Einrichtung des Abgabeweſens vom 30. Mai 1820. 
zu übernehmende jährliche Grundfteuer betrifft, fo haben fie folche, 
wie fie, den Gefegen gemäß, zunaͤchſt und ‚in der Folge von der 
Steuerbebörde fefigefegt wird, in monatlichen oder fonit uͤblichen 
Raten und zwar den zunächft feflzufegenden Betrag glei vom 1. 
Desjenigen Monats an, in welchem die Uebergabe erfolgt, an Dies 
jenige Kaffe abzuführen, welche mit der Einziehung der rund» 
fteuer beauftragt ift. 

8.9. Sind die veräußerten Objefte verpachtet, fo treten Ermerber in 
HDinficht derfelben, fofern der fpezielle Kontraft darüber nicht außs 
drücklich etwas anders beitimmt, bei der Lebergabe, und, wenn der 
een noch über den, in dem fpeziellen Veraͤußerungs⸗ 

ertrage näher bezeichneten Tag der Uebergabe hinausgeht, über: 

baupt von diefem Tage an in die Nechte und Verpflichtungen des 

Fiskus, als Verpächters, demgemäß haben fie auch den Pächter nes 

.. gen ded Guper-Inventarit, ſoweit er beziehungsweife folches zurück 

zulaffen verbunden, und deſſen Abnahme vom Verpächter zu for: 
dern berechtigt ift, ohne Zuthun des Fisfus zu befriedigen.- 

Die bid”zu dem in dem fpeziellen Vertrage jedesmal näher 
bezeichneten Zage der Uebergabe verfallenen Pacht-Zinfen und fone 
Ban Leitungen des Pächters, bleiben aber der Staatsfaffe vors 

ebalten. 

$.10. Die Zahlung der Kaufs und Erbfiandsgelder darf nur in baarem 
Gelde, und muß von den Ermwerbern auf ihre Koften zur Regies 

rungs⸗Hauptkaſſe geleiftet werben. Ä 

8.11. Wegen der Zahlungs: Termine gelten folgende Beflimmungen: 

a, im Fall des reinen Verfaufs muß von dem Kaufgelde 
mindeſtens ein Drittheil noch vor dem in dem fpeziellen Ber- 
trage beſtimmten Zage der Uebergabe und der Reſt fpäteftens 
binnen zwei Jahren nach jenem Zage, und zwar in zwei gleis 
chen Friſten und Zheilen, alfo jährlih mit ber Hälfte berich 
tigt werden. 


ı 


23 we bes Verkaufs mit Vorbehalt eines jähr 
In 


8.12. 


8.13. 


en Domainen-Zinfes. . 
Beträgt das Kaufgeld nicht über 500 Rthlr. —— ſolches 
noch vor dem in dem ſpeziellen Kontrakte beſtimmten Tage der 
Uebergabe gang, beträgt es aber mehr, fo muß davon mindes 
fiens die Hälfte, und wenn dieſe nicht 500 Rthlr. erreicht, letz⸗ 
tere Summe noch vor, der Mberreſt aber binnen Jahresfriſt 
nah jenem Zage berichtigt werden. 

e. Im Fall der Erbpaht müffen bie Erbftandsgelder, wenn 
der Betrag nicht über 1000 Rthlr. beträgt, noch vor.dem in 
dem fpeziellen Kontrakt beflimmten Tage der Uebergabe ganz, 
fonft aber muß davon mindeltens die Hälfte, und wenn Diele 
nicht 1000 Rthlr. beträgt, die. letztere Summe vor, und der 
Meit binnen Jahresfrift nach jenem Tage berichtigt werden. 

Die nach vorſtehendem $ beziehungsweife auf Jahreefriſt und auf 

— Jahre kreditirten Theile der Kaufe und Erbſtandsgelder ha⸗ 

en Erwerber jedenfalls von dem in dem ſpeziellen Kontrakt bes 
fiimmten Zage der Uebergabe an mit fünf vom Dundert 

(refp. in den Provinzen Sachſen und Neuvorpommern mit vier 

vom Hundert) auf’s. Jahr zu verginfen, und dieſe Zinfen bezie« 

bungsweife — am letzten Juni und letzten Dezember jeden 
abres und bei Einzahlung des letzten Kapitalbetrags, jedesmal 
auf ihre Koſten zur Regierungs-Hauptkaſſe zu berichtigen. Außer⸗ 
dem. bleibt, wenn die Zahlungs-Termine nicht prompt eingehalten 
werden, dem Fisfus die Forderung der gefeglichen Verzugs⸗Zinſen 
ohne Befchränfung vorbehalten. ws — 

Im Fall des Verkaufs mit Vorbehalt eines jaͤhrlichen Domainen⸗ 

Zinfes, muͤſſen Erwerber den letztern und im Fall der Erb⸗Ver⸗ 

pachtung den jährlichen Erbpacht-Kanon von dem in dem fpeziels 


len Kontraft befiimmten Tage der Uebergabe an, in vierteljäbrigen 


8,14. 


leichen Theilen am 1. Juni, 1. September, 1. Dezember und 1. 

arz jeden Jahres praenumerando zur Regierunge-Daupts 
Faffe, wie zu derjenigen Spezial-Rezeptur, wohin fie damit gewie⸗ 
fen werden, baar in flingendem Gelde abführen.‘ 

Fällt der in dem fpeziellen Kontrakt beſtimmte Tag der Uebers 
gabe nicht auf einen Dieter ZahlungssZermine, fo if der verhält: 
nigmäßige Betrag für die Zeit von dem zur Uebergabe beſtimmten 
Zage bis zu dem zundchft eintretenden Zahlungs-Termin gleich bei 
der Üebergabe zu berichtigen. , , 
Sollte ſich die Uebergabe zufällig einige und bis auf 8 Tage über 
den in dem fpeziellen Kontraft benannten Zag derfelben binaus 
verzögern, fo wird dadurch doch in der Verpflichtung der Erwer⸗ 
ber, die Kaufs und Erbftandsgelder beziebungsmweife noch vor dem 
in dem fpeziellen Kontraft bezeichneten Texmin der Uebergabe zu - 
bezahlen, und die Freditirten Theile von diefem Termin an zu vers 
zinfen, auch beziehungsmweife den Domainen-Zins und den Erb» 


pachts-⸗Kanon von demfelben an praenumerando abzuführen, 


8.15. 


nicht8 geändert, vielmehr begeben fie ſich wegen einer folchen Vers 
zögerung, wenn fie nicht über 8 Zage währt, jedes Einwandes 
oder Anfpruchs und Abzugs. 

Auf Erlaf an dem Domainen-Zind oder an dem Erbpachts⸗Ka⸗ 
non oder auf fonflige Entfchädigung bei Unglüdsfällen aller Art, 
fie mögen zu den gewöhnlichen, ungewöhnlichen oder aller unges 
wöhnlichfien gehören, fieht den Ermwerbern niemals ein Anſpruch 


8.16, 


“ 


. er 5A 


u, und haben fie namentlich auch, wenn die bei del veräußerten 
Ihjefte befindlichen zu ‚deren Benugung erforderlichen Gebäude 
durch Brand und anderen Zufall ganz zu Grunde geben, auf irs 
gend eine Beihülfe Seitens des Fisfus, als Verkäufers oder Erbr 
verpächters, zur Wiederherfiellung derfelben feinen. Anſpruch; viels 
mehr müffen fie und namentlich auch die Erbpächter, welche daher 
jedem aus dem $. 55. des Anhangs zum Allgem. Landrscht ber- 
zuleitenden desfallfigen Anſpruch an den Fiefus, als Erbverpächter, 
entfoßen, auch die durd) aufal zerftörten Gebäude ganz aus eiges 
nen Mitteln und ohne alle Beibülfe des Erbverpächters wieder 
Dean. Dagegen ſollen den Erbpähtern, ohne Unterfchied der 
rovinz, diejenigen Aufprüche zugefichert fein, welche nach dem 
Allgem. Landrecht, Thl. I. Zit. 21. $. 207— 211. den Erbpaͤchtern 
eingeräumt find. _ ER 
Bis zur volfiändigen Beriihtigung der refp. Kauf: und Erbftandes 
Gelder und fo lange der Domainen:Zins oder der Erbpacts:Kas 
non nicht etwa durch KapitaldsZahlung volifiändig abgelöft if, 
dürfen Erwerber an den afquirirten. Objeften ohne Zuſtimmung 


des Domainen⸗Fiskus Feine Veränderung vornehmen, wodurch die _ 


Sicherheit deffelben vermindert werden koͤnnte. Auch find fie bis 
dahin verpflichtet, die Gebäude ſtets bei einer auforifirten inländis 
ſchen Feuer⸗Sozietaͤt und zwar, foweit es die Gefege derfelben ge⸗ 
fatten, nach ihrem wahren Werth verfichert zu halten, weshalb 
fie, wenn ‚etwa dieſe BVerficherung bei der Uebergabe noch .nicht 
Hattfindet, folche gleich vom UebergabesZermin an, oder doch, wenn 
in. Diefem Zermin die Aufnahme in eine” autorifirte inländifche 
—— nicht zulaͤſſig ſein ſollte, von demjenigen Termine an, in 
welchem 34 nach der Uebergabe die Aufnahme in eine ſolche 
Sozietat zulaͤſſig if, bewirken muͤſſen. Ueber die Erfüllung dies 
fer Werbindlichfeit müflen fich Erwerber auf Verlangen der Kb: 
nigl. Regierung jederzeit gegen Diefelbe ausweifen. . 
*) Sind die Gebäude zur Zeit der Veräußerung bei 
dem Domainen-Feuerfihäden-Fonds Fatajtrirt, fo wird dies eben 
fo betrachtet, ald wenn fie noch .bei feiner Sozietät verfichert wäs 
ren, und müffen daher auch Erwerber nicht nur die Verſicherung 
leich vom Uebergabe:Termin an, oder doch, wenn in dieſem die 
Aufnahme in eine autorifirte inländifche Sozietät nicht zuläffı 
fein follte, von- denjenigen Termin an, in welchem zunaͤchſt na 
der Uebergabe die Aufnahme in eine folche Sozietät geitattet ift, 
bewirken, fondern haben auch im Fall eines Brandſchadens auf 
irgend eine Entfchädigung aus dem DomainensFeuerfchäden-Fonds 


keinen Unſpruch. Nur, wenn in einem folchen Falle fich noch ins 


nerbalb desjenigen, fiets mit dem 1. Mai Mittags 12 Uhr ablaus 
fenden Rechnungs⸗Jahres des Domamens Feuerfchäden. Fonds, in 
welches die Uebergabe trifft, ohne Verſchulden der Erwerber in 
der Zeit von Ertheilung des Zufchlags an, bis zum Zermm der 
Uebergabe, oder, wenn alsdann die Aufnahme bei einer autorifirs 
ten inländifchen Feuer⸗Sozietaͤt nicht zuläffig fein follte, bis zu 
demjenigen Zermin, in welchem zunächft nach der Uebergabe die Auf: 
nahme, in eine folche Sozietät zuläffig ift, ein Brandfchaden an 
den bei dem DomainensFeuerfchädens Fonds Fataftrirten Gebäuden 


2) Bon bort ab bis zum Schluſſe diefed $. 16. fortgebliehben in den, den 


Königl. Regierungen zu Pofen, Bromberg, Breslau, Liegnig, Oppeln und 


- Stralfund mitgeteilten Exemplaren. 


— 
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ereignet, fol dem Erwerber zur Mieberberftellung beffelben, wenn 
in dem fpeziellen Kontrakt nicht ein anderes bedungen ift, die 
Hälfte desjenigen Betrages gewährt werden, welcher aus diefem Fonds 
dazu zu zahlen fein würde, wenn die Veräußerung nicht erfolgt wäre. 
8.17, Nach erfolgter Uebergabe und fobald ihnen die Erwerbungs⸗Do⸗ 
fkumente und fonft erforderlichen Atteſte vom Fiskus ertheilt find, 
müffen Ermerber den Befiktitel von dem afquirirten Objefte und 
beziehungsmeife die Erbpächter von der Erbpacht-Gerechtigfeit des⸗ 
felben für fih in das Hypothekenbuch und dabei den übernomme- 
nen Domainen⸗Zins und beziehbungsmeife den Erbpachts Kanon 
fammt allen fonit übernommenen zur Eintragung geeigneten. Ber 
pflibtungen sub Rubr. II., die'nah $. 11. wi Sahresfriit und 
beziehungsmeife auf zwei Jahre freditirten Theile der Kaufe oder 
Erbjtandsgelder nebfi der Verpflichtung zur Verzinſung derfelben 
aber sub Rubr. III. vorzugsweiſe vor allen andern Forderungen 
ro Fisko eintragen -laffen, auch darüber, daß folches gefcheben, 
päteftend innerhalb 8 Wochen, nachdem ihnen die Dofumente 
und fonft erforderlichen Atteſte ertbeilt find, den Rekognitions⸗Schein 
auf ihre Koften bei der Königl, Regierung einreichen. 

8.19. Erwerber tragen die Koften der gerichtlichen Vertrags-Voll—⸗ 
ziebung, die Stempelfoften, fomweit folche nad) $.3. des Geſetzes 
vom 7. März 1822. zum Unfaß zu bringen find, die Koften der 
Uebergabe, fomweit ſolche nicht theilmeife von den abziehenden Pächs _ 
tern zu tragen find, und die, Koften der Befigtitel-Berichtigung 
und der Eintragungen allein. | | 

8,19, Erwerber entfagen allen, ihnen gegen diefe allgemeinen Bedinguns 
gen, und die mit ihnen unter Bezug auf diefelben gu Stande 
fommenden Verträge etwa zuftehenden Einreden und Rechtsbehel⸗ 
fen, namentlich auch dem Einwande der Verletzung uͤber die Haͤlfte 
unbedingt. 

Bla en | 

Allgemeine Bedingungen der Veräußerung von mit Gebäu- 

den verfehenen Domainen und Forft- Grundftücen, melde 

. nicht zu den Vormerken oder andern größeren Etabliffe: 

| ments zu rechnen find. 





$. 41. Erwerber erhalten im Fall des reinen Verfaufs oder des Verfaufs 
mit Vorbehalt eines Domainen:Zinfed das volle Eigenthbum, im 
Fall der Erbpaht aber das volle erbliche Nugungsrecht des vers 
äußerten. Objefts. 

8. 2. Die Veräußerung gefchieht in Paufch und Bogen, und wird fo 
wenig für die angegebene Größe und für etwaige Vermeſſungs⸗ 
fehler, als für die Angabe der Yusfaat, des Ertrags, oder einer 
fonftigen Befchaffenbeit des Objekts Gewähr geleiftet. 

&. 3. Auch übernehmen Erwerber alle auf: dem verdäußerten Objeft las 
ſtenden Servituten, gleichviel, ob folche in dem fpeziellen Kontraft 
benannt find oder nicht, indem-fie jedem Anſpruch auf Gewähr: 
leitung an die veraͤußernde Behörde wegen gar nicht oder nicht 
vollftändig, oder nicht richtig erfolgter Angabe der auf dem Objekt 
baftenden Servituten entfagen. | | “ 

8. 4. Die gefammte Jagd auf dem veräußerten Objeft bleibt dem Fis- 
fus vorbehalten, auf freies Bau-, Brenn, Nutz⸗ und Schirrholz 


8.5 
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aus Koͤnigl. Forſten, es ſei zit welchem Behu ‘8 wolle, erhalten 
Erwerber feinen Anſpruch, eben fo wenig auf die Berugung der 


Waldweide in Königl. Forften, oder auf irgend -ein anderes‘ Mecht, 


welches fich über die Grenzen des veräußerten Grundftäcds hinaus 
erfireckt, und welches nad) dem ſpeziellen Kontrakt nicht ausdruͤck⸗ 
Lich mit überlaffen wird. we en a 

Von allgemeinen Landes⸗, Kreis- Gozietäts- und Kortmunal-La- 
fien genießen Erwerber feine Befreiung, müffen vielmehr diefe, fo 
wie die auf dem veräußerten Objekt etwa haftenden Laften und Ab⸗ 
gaben an Kirchen, Pfarren, Schulen’ und milde Stiftungen, ims 


‚gleichen die Unterhaltung und neue Herfiellung der Wege, Deiche, 


ämme, Gräben, Bruͤcken, Fluß⸗Ufer und fonftigen Bau-Anlagen 


“und alle desfallfigen baaren und Natural⸗Leiſtungen trägen, obne 


deshalb in der Folge an den Fisfus, ald Werfäufer oder Erbvers 
pächter, irgend einen Vergütungs-Anfpruch machen zu Fönnen, in- 
dem fie auch wegen nicht, erfolgter — von Laſten, Abgaben 


und Leiſtungen, welche auf dem veraͤußerten Objekt haften, oder 


8. 6. 


wegen nicht vollſtaͤndig ‘oder nicht richtig erfolgter Angabe derfels 
ben, jedem Anfpruch auf Gemährleiftung an’ die veräußernde Bes 
boͤrde entſagen. =, — 

Was insbeſondere die von den Erwerbern, in Gemaͤßheit des Ge⸗ 


ſetzes uͤber die Einrichtung des Abgabenweſens vom 30. Mai 1820. 
zu uͤbernehmende ‚jährliche Grundſteuer betrifft, fo haben fie ſolche, 


8.7. 


wie fie, den Geſetzen gemäß, zunaͤchſt und in der Folge von der 
Steuerbehoͤrde feftgefegt wird, in monatlichen Naten und zwar den 
zundchft feftzufegenden Betrag gleich vom 1. desjenigen Monats 
an,: A welchen die Uebergabe erfolgt, an die GrundfteuerKaffe 
abzuführen. pn ] | —— 

Sind die veraͤußerten Objekte verpachtet, ſo treten Erwerber in 
Hinſicht derſelben, ſofern der ſpezielle Kontraft darüber nicht aus— 


druͤcklich etwas anderes beſtimmt, bei der Uebergabe, und, wenn 


der Pacht-Kontraft noch über den, in dem ſpeziellen Veraͤußerungs— 
Vertrage näber bezeichneten Tag der Uebergabe hinausgeht, uͤber⸗ 
haupt von diefem Tage an, in die Mechte und Werpflichtungen 
des Fiskus, ald Verpaͤchters. Demgemädß haben fie auch den ya ⸗ 
ter wegen des Super⸗Inventarii, ſoweit er beziehungsweiſe ſolches 


zurückzulaſſen verbunden, und deſſen Abnahme vom Verpachter 


5.8 


5.9. 


zu fordern berechtigt iſt, ohne Zuthun des Fisfus zu befriedigen. 
Die bis zu dem in dem 'fpeziellen Vertrage jedesmal näher ber 


shake Zage der Uebergabe verfallenen Pacht-Zinfert und fonftigen 


eiftungen des Pächter ,bleiben aber der Staatskaſſe vorbehalten. 
Die Zahlung der Kaufs und Erbitandsgelder darf nur in baarem 
Gelde, und muß von den Erwerbern auf ihre Koften zur Regie: 
rungs⸗Hauptkaſſe geleiftet werden. 
Wegen der Zahlungs:Zermine gelten folgende Beftimmungen : 
a. &m Ball des reinen Verfaufs,. 
Beträgt das —— nicht über 400 Rthlr., fo muß davon 
mindeitens die Haͤlfte noch vor, der Meft aber fpätefleng bins 
nen Jahresfrift nach dem in dem feziellen Kontraft beſtimm⸗ 
ten Zage der Uebergabe eingezahlt werden. 
DBeträgt aber das Kaufgeld mehr als 400 Rthlr., fo muß 
von demfelben mindeſtens ein Drittheil, und wenn diefes 200 
Rthlr. nicht erreicht, mindeftens diefe Ießtere Summe noch. vor 
dem in dem fpeziellen Vertrage beſtimmten Tage ber ee 
und der Reſt fpätefiend binnen zwei Jahren nach jenem Tage, 


8. 10. 


und zwar in zwei gleichen Friſten und Theilen alſo jäbrlich 
mit der Haͤlfte beri tigt werden. ſ ) b ch 


b. Im Fall des Verfaufs mit Borbebalt eines Domai: 


nen-Zinſes. Beträge Das Kaufgeld nicht über 200 Rthlr., 
fo ‚muß folches noch vor dem, in dem fpegiellen Kontrakt bes 
fiimmten Tage der Uebergabe ganz, beträgt es aber mehr, fo 
‚mug davon mindeſtens die Hälfte, und wenn diefe nicht, 200 
Rthlr. erreicht, letztere Summe noch vor, der Ueberreſt aber 
binnen Fapresfrift nach jenem Zage berichtigt werden. 
c. Im Ball der Erbpacht muͤſſen die Erbſtandsgelder, Wenn 
der Betrag nicht über 400 Rthlr. beträgt, noch vor dem, in 
dem fpeziellen Sontraft beflimmten Tage der Uebergabe ganz, 
fonft aber muß davon mindeſtens die Hälfte, und, wenn bie 
nicht 400 Rthlr. beträgt, die leßtere Summe vor, und der 
Reſt binnen Jahresfrift nach jenem Tage berichtigt werden. 
Die nach vorfichendem * beziehungsweiſe auf Jahresfriſt und auf 
zwei Jahre kreditirten Theile der Kauf- und Erbftandsgelder has 
ben Erwerber jedenfalls von dem, in dem fpeziellen Kontraft ber 
flimmten Zage der Uebergabe an, mit fünf vom Hundert (refp. 
in den Provinzen Sachfen und Neuvorpommern mit vier vom 
Hundert) auf's Jahr zu versinfen, und dieſe Zinfen, beziehungs- 
weiſe balbjäbrig am letzten Juni und Ießten Dezember jeden 
Jahres und bei Einzahlung des letzten Kapitalbetrags, jedesmal 
* ihre Koſten zur Regierungs-Hauptkaſſe zu berichtigen: 
Außerdem bleibt, wenn die een akt prompt ein⸗ 
gehalten werden, dem Fisfus die Forderung der zefeglichen Vers 


7 —AI ohne Beſchraͤnkung vorbehalten. 


m Fall des Verkaufs mit Vorbehalt eines jährlichen Domainen; 
Zinfes, müffen Erwerber den Ießteren, und. im Fall der Erbvers 
pachtung den jährlichen Erbpacht-Kanon von dem, in dem fpeziele 
len Kontraft bejtimmten Tage der Lebergabe an, wenn der Bes 
trag nicht zwei Thaler erreicht, jährlih am 1. uni, 
wenn er zwar zwei Thaler, aber nicht vier Thaler erreicht, in 

halbjährigen gleichen heilen am 1. Juni und 1. Dezember 
jeden Jahres, R 
und wenn er vier Thaler erreicht und überfleigt, in wierteljährigen 
gleichen Theilen am 1. Juni, 1. September, 1. Degember und 
4. März jeden Jahres, | 
und zwar in allen Fällen praenumerando zur Regierungs⸗Haupt⸗ 
Fafle, oder zu derjenigen Spezial⸗-Rezeptur, mohin fie damit ge: 
wiefen werden, baar in flingendem Gelde abführen. s 
Fällt der, in dem fpeziellen Kontraft befiimmite Tag der Ue- 
bergabe nicht auf einen diefer Zahlungs-Termine, fo ili der vers 
hältnigmäßige Betrag für Die Zeit von dem zur Uebergabe be» 
fimmten Zage bis zu dem zunaͤchſt eintretenden ZahlungssLermin 
gleich bei der Uebergabe zu berichtigen. 


. Sollte fich die Uebergabe zufällig einige und bis auf 8 Tage über‘ 


den in dem fpeziellen Kontraft benannten Tag derfelben hinaus 
verzögern, fo wird dadurch doch in der Verpflichtung der Erwers 
ber, die Kauf- und Erbiiandsgelder beziehbungsmweife nody vor dem, 
in dem fpeziellen Kontrakt —— Termine der Uebergabe zu 
bezahlen, und die kreditirten Theile von dieſem Termin an zu ver— 
zinfen, auch beziehungeweiſe den Domainen⸗Zins und den Erb: 
pachtstanon von demfelben an, praenumerando abzuführen, nichts 


[4 
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ndert, vielmehr begeben fie ſich wegen einer folchen Verzoͤge⸗ 
ge , wenn ie nicht über 8 Tage währt, jebes Einipaudes ober 
Anfpruchs und Abzugs. ; 
5.13. Auf Erlaß an dem Domainen⸗Zinſe oder an, dem Erbpadt-Kas 
“ non, oder auf fonftige Entfchädigung bei Ungluͤcksfaͤllen aller Art, 
fie mögen zu den gewöhnlichen, ungewöhnlichen oder aller: unges 
wöhnlichfien gebören, ſteht den Ermerbern niemals ein Anfpruch 
:zu, und haben fie namentlich ‚auch, wenn die bei dem veräuferten 
Dbjeft befindlichen, zu deren Benutzung erforderlichen ‚Gebäude 
durh Brand und andern Zufall ganz zu Grunde geben, auf irs 
gend eine Beihuͤlfe Seitens des Fiskus, als Verkäufers oder Erb» 
verpächterd, zur Wiederherftellung derſelben feinen Anfpruch; viels 
mehr müffen fie und namentlic, auch die Erbpäcter, welche daher 
jedem aus dem $. 55. des Anhangs zum Allgem. Landrechte bers 
zuleitenden desfallfigen Anfpruce an den Fisfus, als Erbverpaͤch⸗ 
fer, entfagen, auch die durch Zufall zerflörten Gebäude ganz aus 
eigenen Mitteln und ohne alle Beihilfe des Erbverpächters wies 
der herfiellen Dagigen ſollen den Erbpäctern, ohne Unterſchied 
der Provinz, bieienigen Anfprüche zugefichert fein, welche nach dem 
tern eingeräamf find. 
$.14. Bis zur volliändigen Berichtigung der refp, Kaufe und Erbſtands⸗ 
gefder, und ſo lange der Domainen⸗Zins oder der Erbpacht-Ras 
non nicht etwa durch Kapital⸗Zahlung vollſtaͤndig abgelöft if, dürs 
fen Erwerber an den afquirixten Objekten obne Zultimmung des 
Domainen-Fisfus Feine Veränderung vornehmen, wodurch die Gis 
cherbeit defielben vermindert werden koͤnnte. Auch, find fie bis 
dabin verpflichtet, die Gebäude ſtets bei einer autorifirten inländis 
Shen FeuersSozietät und zwar, ſoweit es die Geſetze derfelben ges 
flatten, nach ihrem wahren Werth verfichert zu halten, weshalb 
fie, wenn etwa diefe Werfiherung bei der Uebergabe noch nicht 
fattfindet, folche gleih vom Uebergabe⸗Termin an, oder doch, wenn 
in diefem Termin die Aufnahme in eine autorifirte inländifche 
Sozietät nicht rufe fein follte, von demjenigen Zermin an, in 
welchen zunächft nach der Uebergabe die Aufnahme in ſolche So⸗ 
zietät zuläſſig iſt, bewirken müflen. | 
Ueber die Erfüllung diefer Verbindlichkeit muͤſſen fich Erwer⸗ 
ber auf Verlangen der Königl. Regierung jederzeit gegen Diefelbe 
ausweiten. a. 
°) Sind die Gebäude zur Zeit der Veräußerung bei dem 
Domainen-Feuerfchädenfonds Fataftrirt, fo wird Dies eben fo bes 
trachtet, als wenn fie noch bei feiner Sozietät verfichert wären, 
und müffen daher auch Erwerber nicht nur. die Verficherung gleich 
vom Uebergabe⸗Termin an, oder doch, wenn im diefem die Aufs 
nahme in, eine autorifirte inländifche Sozietaͤt nicht zuläffig fein 
follte, vol demjenigen Termin an, in mweldem zunaͤchſt nach der 
Uebergabe die Aufnahme in eine folche Sozietät geftattet iſt, bes 
wirken, fondern haben auch im Fall eines ——* auf ir⸗ 
end eine Entſchaͤdigung aus dem DomaineneFeuerſchaͤden⸗Fonds 
einen Änſpruch. Nur, wenn in einem ſolchen Falle ſich noch ins 


*) Von dort ab bis zum Gchluffe diefed $. 14. fortgeblieben in den, den 
Königl, Regierungen zu Poſen, Bromberg, Breslau, Liegnit, Oppeln und 
Stralfund mitgetheilten Exemplaren, 
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merbhalb bdeejenigen, ſtets mit dem 1. Mai Mittags 12 Uhr ab« 
+ Aanfenden Rechnungsjahres des Domainen » Feuerfchädens «Fonds, 
in welches die Uebergabe trifft, ohne -Werfchulden der Erwerber in 
der Zeit: von Ertheilung des Zufchlags an, big zum Zermin der 
“= Webergabe, oder, wenn alsdann die Aufnahme bei einer autorifir« 
te inlandiſchen Feuers Sozietät nicht zuläffig fein follte, bis zu 
demjenigen Termin, in welchem zunaͤchſt nach der Uebergabe die 
Aufnahme in eine ſolche Sozietät zuläffig ift, ein Brandfchaden an 
den, bei dem DomainensFeuerfchäden:Fonde Fataftrirten Gebäuden 
ereignet, foll dem Erwerber zur Miederherfiellung deffelben die 
© Hälfte desjenigen Betrages gewährt werden, welcher aus diefem 
Fonds dazu zu zahlen fein würde, wenn -die Veräußerung nicht. 
— Serfolgt waͤre. | ’ 
8.15. Nach erfolgter Uebergabe, und fobald ihnen die Erwerbungs,Dos 
kumente und ſonſt erforderliben Attefle vom Fiskus ertheilt find, 
: müfen! Erwerber den Befittitel von dem akquirirten Objefte und 
bezgiehungsweiſe die Erbpaͤchter von der Erbpacht-Gerechtigfeit des: 
“+ felben, für fih in das Hypothekenbuch und dabei den üͤbernom— 
menen DomainensZins und beziehungsmeife den Erbpacht-Kanon, 
ſammt 'allen fonft übernommenen, zur Eintragung geeigneten Ver: 
pflihtungen, sub Rubr. II., die nad} $. 11. pi Sabresfrif und 
beziehungsweiſe auf zwei "Jahre Freditirten Theile der Kaufs oder 
 Erbftandsgelder nebft der Verpflichtung zur Werzinfung derfelben 
"aber sub Rubr. III, vorzugsweiſe vor allen anderen Forderungen 
ro Fisko eintragen (afen auch darüber, daß ſolches gefcheben, 
päteftens innerbalb -8 Wochen, nachdem ihnen die Dofumente und 
ſonſt erforderlichen Attefte ertbeilt find, den Rekognitionsſchein auf 
. ihre Koften bei der Königl. Regierung einreichen. 
$.16. Erwerber tragen ‘die Koften der gerichtlichen Vertrags-Vollziehung, 
die Stempelfoften, ſoweit folche nach $. 3. des Geſetzes vom 7. 
März 1822. zum Anfag zu bringen find, Die Koften der Ueber: 
‚gabe, foweit folche nicht theilweife von den’ abziehenden Paͤchtern 
u tragen find, und die Koften der Befigtitel-Berichtigung und der 
Fintragungen allein. Ä 2, 
8.17.-Eriverber  entfagen aller, ihnen gegen .diefe allgemeine Bedingun- 
gen und die mit ihnen ünter Bezug auf Ddiefelben zu Stande 
kommenden Verträge etwa zuftehenden Einreden und: Rechts Be— 
‚helfen, namentlich auch, dem Einwande der Verlegung über die 
FHaͤlfte unbedingt. | 


r AMA. 





d. 


Allgemeine Bedingungen der Veraͤußerung von Domainen 
und Forſt-⸗Grundſtuͤcken ohne Gebäude, 


$. 1. Erwerber erhalten im Fall des reinen Verfaufs oder des Verkaufs 
mit Vorbehalt eines Domainen-Zinfes das volle Eigenthum, im . 
Hall der Erbpacht aber das volle, erbliche Nugungsrecht des vers 
dußerten Objefts. — 
8. 2. Die Veräußerung geſchieht in Pauſch und Bogen, und wird fo 
bwenig für die angegebene Größe und für etwanige Vermeffungs- 
febler, ald für die Angabe der Ausfaat, des Ertrags oder einer 
ſonſtigen Befchaffenheit des Objefts Gewähr geleiftet. 
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$. 3. Auch übernehmen Erwerber alle auf dem veräußerten: Objekte la⸗ 
ftenden Servituten, gleichviel, ob folche in beim. fpeziellen Kontraft 
benannt find, oder nicht, indem fie jedem Anſpruch ‚auf: Gewähr, 
leiftung an die veräußernde Behörde wegen gar nicht oder nicht 
vollſtaͤndig, oder nicht richtig erfolgter. Yingabe der auf dem Ob⸗ 
jeft haftenden Servituten entfagen. ER 
$, 4. Die gefammte Jagd auf dem — ————— bleibt dem Fis⸗ 
fus vorbehalten, auf freies Baus, Brenn, Nutz⸗ und Schirrbolz 
aus Königl. Forſten, es fei zu welchem Behuf es wolle, erhalten 
Erwerber feinen Anfpruch, eben fo wenig auf die Benugung der 
Maldweide in Königl. Forften, oder auf irgend ein anderes!Xecht, 
welches fich über die Grenzen des veräußerten Grundſtuͤcks hinaus 
erſtreckt, und welches nach dem -fpeziellen Kontraff nicht ausdruͤck⸗ 
lich mit überlaffen wird, P 
8.5. Von allgemeinen Landes, Kreis, Sozietätd« und Kommunal:Las 
fien genießen Erwerber Feine Befreiung, müffen. vielmehr diefe, fos 
mie die auf dem veräußerten Objeft etwa. baftenden Lalten und 
Abgaben an Kirchen, Pfarren, Schulen. und milde Stiftungen, 
imgleichen die Unterhaltung und neue Herfiellung der Wege, Deis 
che, Dämme,. Gräben, Brüden, Slußslifer. und fonftigen Baus 
Anlagen und alle desfallfigen ‚baaren und Naturalskeiftungen tra« 
‚gen, obne. deshalb in der .Folge. an den Fiskus, als WVerfäufer 
oder Erbverpächter, irgend einen Wergütungs-Anfprucdh machen zu 
fönnen, - indem fie auch wegen nicht. erfolgter Angabe von Laſten, 
Abgaben und Leiftungen, welche auf dem veräußerten Objekte hafs 
ten, oder wegen nicht — oder nicht richtig erfolgter Angabe 
derſelben jedem. Anſpruch auf Gewaͤhrleiſtung an die veraͤußernde 
Behörde entfagen. IJ. X 
§. 6. Was insbeſondere die von den Erwerbern, in Gemaͤßheit des Ge⸗ 
ſetzes uͤber die Einrichtung des Abgabenweſens vom 30. Mai 1820, 
zu übernehniende jährliche Grundſteuer betrifft, fo haben fie ſolche, 
wie fie, den Gefegen gemäß, zunaͤchſt und, in der Folge von der 
> Steuerbehörde fefigefeßt wird, in monatlichen Raten, und zwar 
den zundchft feitzufegenden Betrag gleich vom 1. desjenigen Mo: 
nats an, in welchem die Liebergabe erfolgt, an die Grundfteuers 
faffe :abzuführen. \ Ä 
8.7. Sind die. veräußerten Objefte verpachtet, fo treten ‚Erwerber in 
Hinficht derfelben, fofern der fpezielle Kontrakt darüber nicht aus⸗ 
druͤcklich etwas anders beflimmt, bei, der Uebergabe, und wenn der 
Pachtfontraft noch. über den, in dem. fpeziellen Veraͤußerungs-Ver⸗ 
* trage näher bezeichneten Zag der Uebergabe hinausgeht, überhaupt 
von diefem Tage an in die Nechte nnd Verpflichtungen des Fisfus 
als Verpaͤchters. Demgemäß baben fie auch den Pächter. wegen 
des Super⸗Inventarii, — er beziehungsweiſe ſolches zuruͤckzu⸗ 
laſſen verbunden, und deſſen Abnahme vom WVerpaͤchter zu fors 
dern berechfigt if, ohne. Zuthun des. Fisfus zu befriedigen: Die 
bis zu. dem, in dem: fpeziellen Vertrage jedesmal näher begeichnes 
ten Tage der, Uebergabe verfallenen PachtsZinfen und fonjtigen 
Leitungen des Pächter bleiben aber der Staatskaſſe vorbehalten. 
$. 8. Die Zahlung der Kauf- oder Erbftandsgelder barfinur in baarem 
Gelde, und muß: von. den. Emverbern auf ihre Koften zur: Regies 
rungs⸗Hauptkaſſe geleiftet werden. . Er \ > 
8.9. Wegen ber Zablungs-Zermine gelten folgende Beſtimmungen: 
a. Fall des reinen Verkaufs. Betraͤgt das Kaufgeld 
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nicht Über. 400 Rthlr, fo muß bavom mindeftend die Hälfte 

nun... noch vor, der Reſt aber fpäteftens binnen Fahresfrift nach dem 

in dem fpsgiellen Kontrakt beflimmten Zage der Uebergabe eins 

gezahlt werden. Beträgt aber das Kaufgeld mehr als 400 Rthlr., 

fo muß. vor: demfelben mindeftens ein Drittheil, und wenn dies 

fes 200 Rthlr. nicht erreicht, mindeſtens diefe leßtere Summe 

noch vor dem, in dem fpejiellen Vertrage beftimmten Tage 

.. der. Uebergabe, und der Reit fpätellens binnen zwei Jahren 

nach jenem Tage, und zwar in zwei gleichen Friften\und Theis 
* fen, alfo jährlich. mit der Hälfte berichtigt werden. 

: b. Im Fall des Verfaufs mit. Vorbehalt eines Dos 
mainensZinfed. Beträgt das Kaufgeld nicht über 200 Rthl., 
fo muß ſolches noch vor dem in dem fpejiellen Kontraft bes 
ſtimmten Zage ber Uebergabe ganz, beträgt es aber mehr, fo 
muß davon mindeflens die Hälfte, und wenn diefe nicht 200 

Rthl. erreicht, leßtere Summe noch vor, der Ueberrefi aber 
binnen Jahresfrift nach jenem Tage berichtigt werden. 

Im Fall der Erbpacht müflen die Erbfiandsgelder, wenn 

der Betrag nicht über A400 Rthl. beträgt, noch vor dem, in 

. dem fpegiellen Kontraft beitimmten Zage der Uebergabe ganz, 
fonft aber muß. dann mindeſtens die Hälfte, und, wenn Diele 
... nicht 400 Rthl. beträgt, die leßtere Summe vor, und der Reſt 
. binnen Jabresfrift nad jenem Tage berichtigt werden. 

8.10. Die nach vorficehendem $ beziehungsweiſe auf Sahresfrift und auf 
wei Zahre Freditirten Theile der Kaufs und Erbftandsgelder, ha= 
. ben Erwerber: jedenfalld von dem, in dem fpeziellen Kontraft be⸗ 
fimmten Zage der Uebergabe an, mit fünf vom Dundert (refp. 
vier vom Bundert) auf's Jahr zu verzinfen, und dieſe Zinfen 
‚beziehungsmeife halbjaͤhrig am letzten Juni und leßten Dezember 
jeden Jahres, und bei Einzahlung des legten Kapitalbetrags, jedes- 
mal auf ihre Koften zur Regierungs » Hauptkaffe zu berichtigen. 
Außerdem bleibt, wenn die Zahlungs.Zermine nicht, prompt eins 
4... gehalten werden, dem. Fisfus die Forderung der gefeglichen Ders 

uge-Zinfen ohne Befchränfung vorbehalten. 
8.11. Im Fall des Verkaufs mit Vorbehalt eines jährlichen Domainen:Zins 
fes müffen Erwerber den leßteren, und im Fall der Erbverpach⸗ 

’:; ° tung den jährlichen Erbpacht⸗Kanon von dem, in dem fpeziellen 

Kontraft beflimmten Zage der Uebergabe an, ’ 
wenn der Betrag nicht zwei Thaler erreicht, jährlich am 1. Juni, 
ivenn er zwar zwei Thaler, aber nicht vier Thaler erreicht, in halb» 
Karigen ‚gleichen Theilen am 1. Juni und 1. Dezember jeden 
ahres, 
und wenn er vier Thaler ns und überfleigt, in vierteljährigen 
gleichen Theilen am 1: Junf, 1. September, 1. Degember und- 
»- 4. März jeden Jahres, | . 
und zwar in allen Fällen praenumerando zur Regierungs⸗Haupt⸗ 
kaſſe, oder zu derjenigen Spezial⸗Rezeptur, wohin fie damit gewie⸗ 
fen werden, baar in Flingendem Gelde abführen. ce 
Fältt der in dem fpeziellen Kontraft befiimmte Tag der Uebers 
gabe nicht -auf einen diefer Zahlungs-Termine, fo iſt der verhält, 
nißmaͤßige Betrag für Die Zeit von. dem zur-Lebergabe beflimmten 
Zage bis zu dem zunächft eintretenden Zahlungs⸗Termin gleich bei 
: der Uebergabe zu berichtigen. _ 
8.12. Sollte fi die Hebergabe zufällig einige und bis auf 8 Tage über 
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den, in bern fpegiellen Kontrakt bertannten Tag derfelben hinaus 
verzögern, fo wird dadurch: doch im der Verpflichtung der Erwerber, 
Die Kauf, und Erbfiandsgelder beziebungsmweife noch vor dem, in 
dem fpeziellen Kontraft bezeichneten Termin der Uebergabe zu. be: 
zablen, umd die freditirten Theile von diefem Zermin an zu vers 
zinfen, auch beziebungsweife den Domainen⸗Zins und den Erb» 
pachts·Kanon von demfelben an praenumerando abzuführen, nichts 
geändert,. vielmehr begeben fie fich wegen einer ſolchen Werzöges 
rung, wenn fie nicht über 8 Zage währt, jedes Einwandes, oder 
Anſpruchs und Abzugs. 
8.13. Yuf Erlaß an dem DomainensZinfe oder an dem Erbpacht:Kanon, 
oder auf fonftige Entfchädigung bei Unglüdsfällen aller Art, fie 
mögen zu ben gewöhnlichen, ungewöhnlichen oder allerungewoͤhn⸗ 
lichften gehören, fteht den Erwerbern niemals ein Anfpruch zu, und 
baben fte namentlich auch, wenn die auf dem veräußerten Grunds 
ſtuͤcke etwa von ihnen oder ihren BefigNachfolgern zu errichten: 
den Gebäude durch Brand und andern Zufall ganz zu Grunde 
eben, auf irgend eine Beihilfe Seitens des Fisfus, als Werfäus 
ers oder Erbverpächters, zur Miederberftellung derfelben feinen 
Anfpruch ; doch follen den Erbpächtern, ohne Unterfchied der Pros 
vinz, Diejenigen Anfptüche zugefichert fein, welche nach dem Allgem. 
— Landreht, Thl. 1. Tit. 21. $. 207211. den Erbpaͤchtern einge⸗ 
räumt find. . 2 \ 
$.14. Bid zur voflftändigen Berihtigung der refp. Kauf» und Erbſtands⸗ 
gelder, und fö lange der Domainen Zins oder“ der Erbpacht:Kanıon, 
nicht etwa durch Karital:Zahlung vollſtaͤndig abgelöft ift, dürfen 
Erwerber an den afquirirten Objeften ohne Zuſtimmung des Dos 
mainen⸗Fiskus Feine Veränderung vornehmen, wodurd die Sicher 
heit deffelben vermindert mwerdert Pönnte. - | 
8.15. Nach erfolgter Uebergabe und fobald ihnen die Erwerbungs.Dofus 
mente und fonft erforderliche Attefte vom Fisfus ertbeilt find, 
muͤſſen Erwerber den Befigtitel von dem afquirirten Objefte und 
beziehungsweife die Erbpächter von der Erbpacht-Öerechtigfeit des 
felben für fich in das Hypothekenbuch, und dabei den uͤbernom⸗ 
menen DomainensZing und. beziehbungsweife den Erbpachte-Kanon 
fammt allen fonft übernommenen, zur Eintragung geeigneten Vers 
pflihtungen sub Rubr. U., die nach $. 11. — ahresfriſt und 
beziehungsweiſe auf zwei Jahre kreditirten Theile der Kauf⸗ oder 
Erbitandsgelder nebſt der Verpflißtung zur Werzinfung derfelben 
aber sub Rubr. III. vorzugsweife vor allen andern Forderungen 
ro Fisfo eintragen Taffen, auch darüber, daß folches gefcheben, 
päteftens innerhalb 8 Wochen, nachdem ihnen die Dofumente 
und fonft erforderlichen Attefte erteilt find, den Refognitionsfchein 
auf ihre Koſten bei der Königl. Regierung einreichen. 
$.16. Erwerber tragen die Koften der Vermeffung und Chartirung bes 
Grundftücs, die Koſten der gerichtlichen Vertrags-Vollziehung, die 
Stempelfoften, foweit ſolche nach 3. 3. des Geſetzes vom 7. März 
1822. zum Anfag zu bringen find, die Kofien der Uebergabe, fos 
weit folche nicht theilmeife von den abziebenden Pächtern zu tras 
gen find, und die Koften der Befigtitels Berichtigung und der Eins 
tragungen allein. 
8.17. Erwerber entfagen allen, ihnen gegen — emeine Bedingungen, 
und die mit ihnen unter Bezug auf dieſelben zu Stande fom, 
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* menden Verträge etwa zuſtehenden Einreden and Rechts⸗Behelfen, 


„1, namentlich. au 
unbedingt. 


2* 


Sch 





E. 
ema 


dem Einwande. der Verlegung über die Hälfte 





zum Entisurf der Bedingungen einer beftimmten Domainen: 
— oder Forft-Weräußerung. | 


Bemerkung. 

1. Da in der Regel die Domainen⸗ 
- and Forſt⸗Grundſtuͤcke nur auf Ver⸗ 
‚fauf mit oder ohne Vorbehalt eines 

Domainen⸗Zinſes auszubieten find, 
und die Erbverpachtung ausnahms; 

‚weife nur da zu wählen iſt, wo ent« 
‚ weder. befondere Rechtsverhältniffe 
in Beziehung auf das Grunditüd 
„nur De. Erbverpachtung geftatten, 
..oder der Mangel an Konfurrenz 

von Käufern ed räthlich macht, 
auch die Erbverpachtung zu vers 

‚fuchen, oder fonit die bloße Erb; 
‚ verpachtung ausdrücklich angeord⸗ 
. net wird, fo wird das, was hier 

von der Austhuung in Erbpacht 


und von der Feflfeßung des mi— 


nimi für den Fall der Erbvers 
pachtung und des Erbpacht⸗Ka⸗ 
geſagt iſt, in der Regel weg⸗ 
allen. 
2. Werden etwa bie Negeln der 
Lizitation und die allgemeinen Bes 
"dingungen ber Veräußerung nicht 
„abgedruct, fondern Lithographirt, 
ſo ift natätlich flatt der Worte: 
z3gedruckten“ zu fegen „ls 
’* tbographirten.” 
3. Betrifft die Veräußerung em 


“MBormerf oder anderes ‘größeres’ 


* Etabliffement, fo find natuͤrlich 
nicht die bier allegirten, ‘fondern 
die allgemeinen Bedingungen der 
Berdäuferung von Domai—⸗ 
nens®ormwerfen und andes 
ren größeren Domainenund 


Gorfi:Etabliffements zu al 


egiren und beizufügen. 


1.Betrifft -fie aber ein Grumdfiid - - 


obne Gebäude, fo find natürlich 
‚nicht die hier allegirten, — 
Kr | — die 


Die Ziegelei zu N. N., zu welcher 
die in dem anliegenden, von dem 
Kondukteur N. N. im Jahre 18.. 
"aufgenommenen Bermeflungs:- Plan 
(Beil.1.) verzeichneten Grundfiticke, 
welche nach der Bermeffung des N. N, 
⸗Morg. — IR: Gartenland, 


E [j — s er, 
.» 3: — ss Miecfen, 
ee — ss HofundBauftelle 


J berhaupt⸗ Morgen — MD. ents 
balten follen, gebören, ſollen mit 
den Gebäuden, Bewährumgen und 
Brunnen, foweit ſolche Königliches 
Eigenthum find, und mit dem Königl. 
Inventarium an Ausſaat und Bes 
ftellung und,an Ziegelei s Öerätben, 
welches in der anliegenden Nachrveis 
fung (Anl. 2.) verzeichnet ift, an den 
Meiftbietenden, mit öder obne Bors 
behalt eines DomainensZinfes, ver 
fauft, oder aub in Erbpadt 
ausgethban werden. 

Mit Einfhluß der Gebäude und 
des Inventarii, foweit beides Koͤ⸗ 
nigliches Eigenthum, ift nach anlies 
graben BVeräußerungs Plan (Anl.s.) 

. Für den Fall des reinen 

Verfaufs, ohne Vorbehalt 
eines DomainensZinfesg, 

"das geringfte Kaufgeld auf 

8000 Rthl. — far. — pf. 
11. Für den Fall des Verkaufs 
mit Vorbehalt eines jähr, 
lihben Domainen-Zinfes,- :: 
a. de geringfie Kaufgelb 


au 
4,400 Rthl. — far. — pf. 
-b. der jährlibe Domai—⸗ 
nen-Zins auf — 
200 Rthl: — far. — pf. 
und / 
Es IT. 


I 


die allgemeinen Bebinguns 
en der Veräußerung von 
— und Forft; 
Grundfüden ohne Gebäw 
de, zu allegiren und beizus 


fügen. 

4. Die befonderen Beräußerungss 
Bedingungen müflen jedesmal 
nothwendie 

a. die naͤhere Beſtimmung we⸗ 

der kuͤnftigen Kommunal⸗ 

Berbältniffe des Grundſtuͤcks 
und des Erwerber, und 

b. die beflimmte Angabe bes 

Zaged, an welchem die Urs 

bergabe erfolgen fol, ent: 

halten; 

zu dem letztern ift in der Regel 

einer der vier DuartalsZahlungss 

Termine zu wählen, wenn nicht’ 
befondere Umftände die Wahl ei: 
ned andern Zermins erbeifchen. 
5.*) Betrifft die Veräußerung ein 
ganzes Vorwerk, in Dinficht deffen 
Domainen-Fisfus früher Patro⸗ 
nat-Baulaften zu tragen hatte, 
welche jegt aus dem Watronats 
Baufonds befiritten werden, fo 
muß zur Genuͤgung der desfall: 
figen gefeßlichen Borfchrift in den 
befonderen Bedingungen auch die 
Berpflibtung zur Entrichtung des 
ermittelten Patronat⸗Kanons mit 
demjenigen Betrage, welcher das 
für in dem Veraͤußerungs⸗Plan 
von dem.Ertrage in Abzug ges 
bracht ift, und deffen Eintragung 
sub Rubr. I. des Hypotheken: 
buchs ftipulirt werden, 


6. Iſt der Gegenftand, welcher 


veräußert wird, verpachtet, und 
ſoll er gleichzeitig aus der Pacht 
zurückgenommen, und dem Er: 
werber übergeben werden, oder 
läuft der Pacht: fontraft noch 
über den zur Uebergabe an den 
Käufer beflimmten Tag hinaus — 


*) Die DBemerfung umter 5. ift in 
dem den Regierungen zu Bofen und 
Bromberg mitgetheilten Schenna 
weggelaifen, und find darnach die fols 
genden Nummern in 5— 11. vers 
ändert. 


Annalen. Heft I. 1836. 
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111. Für den Fall der Erbver— 
padhtun ’ 
a. Das geringfie Erbſtands— 


geld auf 
1700 Rthl. — for. — pf. 
b. der jährlihe. Erbpacht— 
Kanon auf 
350 


> Rthl. — fgr. va pf. 
beſtimmt. 

i der Lizitation gelten die in 
der gedruckten Beilage Ar. 4. ents 
baltenen Regeln, welchen ſich alſo 
jeder unterwirſt, der nach erfolgter 
Zulaflung ein Gebot abgiebt...,, 

Die Veräußerung felbft fol unter 
den in der gedruckten Beilage Nr. 
5. enthaltenen allgemeinen Bedins 
gungen der Veraͤußerung von mit 

ebäudenverfehbenen Domais 
nen und Forſt⸗Grundſtuͤcken, 
welche nicht zu den Vorwer— 
fen oderanderngrößeren Eta— 
bliffements zu rechnen find, 
fowie unter ————— beſonderen 
Bedingungen geſchehen. | 
‚ Beide, ſowohi jene allgemeinen, als 
diefe befonderen Bedingungenmwerden 
daber ſowohl von der Königl. Regie⸗ 
rung, als von den — welche 
Gebote abgeben, fuͤr den Fall, daß 
ſie den Zuſchlag erhalten, als verbind⸗ 
lich anerkannt, und ſollen nach erfolg⸗ 
tem Zuſchlage auch dem abzuſchließen⸗ 
den Vertrage zur Grundlage dienen. 

Die erwähnten beſonderen Bedins 
gungen find aber folgende: 

A. Su den von dem Erwerbernach den 
allgemeinen Bedingungen zu uͤber⸗ 
nehmenden Servituten gebört, um 
ihrer ausdrücklich zu erwähnen, ins⸗ 
befondere auch die Verbindlichkeit, 
dem Befißer der angrenzenden, jegt 
dem N. N. zugehörigen Buͤdner⸗ 

Stelle zu jeder Zeit den Gebrauch 

des jeßt beſtehenden zwiſchen den 

Streich Scheunen und dem Ziegels 

Dfen nach dem Ufer des N. Nfchen 

em führenden Fußweges zu ges 
e 


atten. 

B. Der Ziegelei ſteht das Recht zu, 
die zur Fabritation erforderliche 
Ziegelerde unter der Bedingung 
ar der angrenzenden Feldmarf des. 
Dorfs N. N, und von 
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in der Regel find jedoch die Ob⸗ 
jefte erſt vom Zeitpunfte des 
Pacht⸗ Ablaufs an zu veräußern, 
und alfo der Zag ber Zurüd- 
nahme vom Pächter zugleich zum 
Tage. der Hebergabe an den Kaͤu⸗ 
fer zu beflimmen, — fo ift das 
Nöthige deshalb, den Umſtaͤnden 


nach, unter Beifuͤgung des Pacht- . 


Kontrafts, oder eines Ertrafts 
daraus, ebenfalls in die befondern 
Bedingunyn aufzunehmen. 
7. Werden Grundftücde verfauft, 
auf welchen fich Holzbeflände bes 
ssifinden, welche noch pro Fisko 
abgeholt, verfilbert und abgefah⸗ 
ren werden follen, fo ift natüre 
lich in den fpeziellen Bedingun: 
en das Nähere: deshalb feitzus 
eben ; eben fo, wenn Holzbeſtaͤnde 
oder Inventarienfiüde zwar dem 
Erwerber mit uͤberlaſſen, jedoch 
von demfelben noch befonders bes 
“zahlt werden foller. In der Res 
el ift jedoch der Werth der Holz⸗ 
Befiänd, und ber, Inventariens 
ſtuͤcke, welche nicht dem Fisfus 
'refervirt bleiben follen, gleich mit 
in dad minimum des Kauf: oder 
Erbftandsgeldes mit einzurechnen, 
damit die Bemerber den Umfang 
der zu übernehmenden Zahlungen 
ſogleich beſtimmt -zu überfehen 
vermögen: 
5. Paſſiv⸗Servitute des Objekts, 
welche bereits bekannt find, fo- 
wie beflimmte Abgaben an Kir⸗ 
dien, G©eiftliche, Schulen und 
milde Stiftungen, welche auf dem 
Objekte haften, find in den befon- 
deren Bedingungen fietd in der 
Art anzugeben, Daß die allgemeine 
Verpflichtung des Erwerbers, auch 
alle andere auf dem Objeft haf⸗ 
tende Paſſiv⸗Servituten und La- 
fien und Abgaben ohne Entfchä- 
Digung zu tragen, wie folche in 
den allgemeinen Bedingungen feſt⸗ 
gefiellt ift, dadurch nicht aufges 
boben oder befchränft wird. 
9. Sollen Rechte, die fich über 
die Grenzen des zur Veräußerung 
gefellten Dbjefts felbft hinaus 
erſtrecken, mit veräußert werden, 


dort abfahren zu laſſen, daß die 
Defiter der Grunbflüde, in wels 
chen bie Ziegelerde gegraben wird, 
für den Verluſt, welchen fie das 
durch in der Öfonomifchen Bes 
nutzung der Oberfläche des Bodens 
erleiden, biß zwei Jahre nad) ers 
folgter Zuwerfung und Planirung 
der Öruben, fowie auch diejenigen 
Grundbeftter, welche durch die Ab⸗ 
fubre ‘der Ziegelerde über ihre 
Grundftüde Verluſt erleiden, das 
für nach der Feflfegung der Kö- 
nigl. Regierung vollftändig ent⸗ 
fehädigt werden, und daß die Zus 
werfung und Planirung der Gru⸗ 
ben, aus welchen die Ziegelerde 
entnommen if, auf Koflen der 
Biegelei aefchehen. muß. Diefes 

echt wird dem Erwerber, welcher 
dagegen auch die Bedingungen, 
inter welchen folches nur ausges 


- übt werden darf, zu erfüllen hat, 


c 


mit überlaffen.  . 
. In Dinfiht der Kommunal Ber: 
bältniffe tritt das ZiegeleisEtabltffe- 


. ment nach der darüber von der 


D. 3 


E. 


F. 


Königl. Regierung mit der Dorf: 
fchaft zu N. N. getroffenen Ver⸗ 
einigung mit. der leßtern derge- 
ſtalt in Verband, daß beide eine 
Kommune ausmachen, und das 
ZiegeleisEtabliffement : zu fämmt- 
lichen Laſten diefer Kommune Drei 
Vierzig Theile beizutragen bat. 
u den von dem Erwerber zu 
übernebmenden Abgaben am: die 
Geiftlihen gehören, um ihrer hier 
ausdruͤcklich zu erwähnen, insbe⸗ 
fondere auch Drei Scheffel Rog—⸗ 
gen in natura und funfzehn Sil⸗ 
bergrofchen baar an den Prediger, 
und Acht Megen Roggen in na- 
tura an den füfter zu N. N. 
Die Uebergabe foll am 1. Juni 
18... erfolgen. u 

*) Bon dem ZiegeleisEtabliffes 
ment ift bisher die Hütung mit 
3 Kuͤhen und 2 Stuͤck Jungvieh 


*) In der durch das folgende Cirfus 


larKeffeipt vom 31. März; 1336. 
vorgefchriebenen neuen Faſſung bier 
aufgenommen. 


1 


1 


fo ift folches jedesmal, mit 9% 
nauer Bezeichnung derfslben und 
der Bedingungen ihrer Mitüber: 

laſſung, näher anzugeben: 

0. Soll Erwerber Gerechtſame, 
Dienfte oder andere Praͤſtatidnen 
mit in apacıt übernehmen, fo 
find die Bedingungen deshalb ſtets 
in ähnlicher Art, mie hier zu F. 
gefchehen, zu fallen; verficht fich 
jedoch mit der noͤthigen Abände: 
rung, wenn fich ohne Gefahr für 
das fisfalifche Intereffe der Ter- 
minus ad quem der ®erpach: 
tung befiimmt angeben läßt. 

1. Welche befondere Bedingungen 
und Zufäge fonjt noch nothwen⸗ 
dig und zweckmaͤßig find, muß 


in jedem einzelnen Falle erwogen‘ 
werden, und baf die Königl. Re 


gierung ſtets für die vollfiändige 

ufnahme und angemeffene Faf: 
fung derfelben und der fonftigen 
Zufaß-Bedingungen in einer mit 
der Ordnung der allgemeinen Be: 
dingungen forrefpondirenden Weis 
befoige eben ſowohl, als für die 
volltändige Bezeichnung des Ob- 
jekts der’ Veräußerung felbit zu 
forgen. 


12. Daß die Bezeichnung des Objefts 

immer mit Bezug auf einen Ver: * 

mefjungs- Plan und unter Beifuͤ⸗ 
ung eines folchen erfolge, it aber _ 


neswegs nothwendig. Vielmehr 


bedarf es dieſer Bezugnahme und - 


dieſer Beifuͤgung, ſowie uͤberhaupt 
der Angabe des Flaͤchen⸗Inhalts, 
welchen die Grundſtuͤcke nach einer 
vorhandenen Vermeſſung haben 
ſollen, in allen ſolchen Faͤllen nicht, 
wo das Dbjeft ſich ſonſt fo be— 
ſtimmt bezeichnen läßt, daß dar— 
über fein Zweifel übrig bleibt, 
und weder Berdunfelungen der 
Grenzen mit bleibenden Königl. 
Grundſtuͤcken für die Folge, noch 
©treitigfeiten mit den Erwerbern 
feichzeitig zur Veräußerung ge: 
hellter angrenzender Grundſtuͤcke 
zu beforgen find. 

Die Königl. Inventarienſtuͤcke, 
welche dem Erwerber mit übers 


km 
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67 
unter der Herde ' bed Vorwerks 


Forſt ausgehbt —— ſo 


Das Recht zu dieſer Waldhuͤ⸗ 
tung bleibt zwar, den allgemeinen 
Bedingungen gemäß, von der Vers 


aͤußerung ansgefchloffen ; dagegen 
wird dem Ermerber die Nußung 
dieſes Rechts unter 
dingen überlaffen : 


folgenden Der 


a. die Befugniß zur Nutzung der 
oben —— ——— 
Berechtigung, und ebenſo die da⸗ 
mit verbundenen Verpflichtun—⸗ 
gen, geben mit dem Ziegelei:Etas 
bliffement auf alle Befig-Nach- 
folger des Erwerbers über, fo 
lange Fisfug es für gut hält, ſie 
ihnen fernerhin zu laffen; will 
er Died nicht, fo iſt er berechtigt, 
nach einjähriger Kündigung die 
Befugnig zurücknehmen. Dem 
Erwerber aber und feinem Bes 
fig: Nachfolger foll niemals 
eine Auffündigung zufiehen ; 
darf die Hütung nur, wie bigs 
ber, böchfteng mit 3 üben und 
zwei Stuͤck Jungvieh, und nur 
unter der Herde des Vorwerks 
N. N, ausgeuͤbt werden, und 
müffen fich der Erwerber. und 
eventuell feine Belig-Nachfols 
ger, inBinficht der Ausuͤbun 
aller forjiwirtbfchaftlichen um! 
forſtpolizeilichen Anordnungen, 
der Königl. Negierung unters 
werfen; — 
der jährliche Zins fuͤr die Nuz⸗ 
zung. beträgt ⸗Rthl. = und 
muß von dem Erwerber und 
eventualiter von feinem Beſitz⸗ 
Nachfolger jedesmal am 1. De: 
zember zur Forfifaffe in N.N., 
oder wohin er fonjt damit ges 
wiefen wird, baar in Kourant 
Ssabgeführt werden; 
.einK&rxlag an dem Zinfe findet 
unter feinen Umſtaͤnden und 
Unglücgfällen fatt; 
in dem Hypothekenbuche deg 
Ziegelei-Etabliffements foll uns 
ter der zweiten Rubrif vermerft 
werden: — mit, dem Grund⸗ 
9 


— 
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Laffen werben follen, find dages 
gen jedesmal fpeziell nachzuweiſen. 
Auch kann e8 zur Vermeidung 
von Irrthuͤmern wegen der Su— 
per » $nventarien s Gebäude des 
Paͤchters oft zweckmaͤßig fein, ent» 
weder die Königl. Gebäude, wels 
che mit überlafjen werden, ſpeziell 
u benennen, oder jene Guper: 
nventarien«Gebäude als folche, 
die. vom Fisfus nicht mit über: 
laffen werden, näher zu zeichnen. 


Bemerfungen. 

41. Wird das Genehmigungs : Res 
ffript bloß im Auszuge beiges 
fügt, fo if hatt: - 

„beglaubigte Abfchrift” 
zu feßen: | 
„beglaubigtem Auszuge.“ 

. Iſt in dem Genehmigungs.Res 
ffript bloß die Genehmigung dar, 
über ** daß das Objekt übers 
baupt veräußert werden darf, und 
der weitere Betrieb der Veraͤu⸗ 
ferung demnächfi, weil ber Ges 
genftand nicht 5 Rthlr. Rente, 


ſtuͤcke das im Vorſtehenden bes 
zeichnete Nutzungsrecht, unter 
den eben daſelbſt feſtgeſetzten 
Bedingungen und Verpflichtun« 
gen verbunden fei, und fo lange 
auf jeden Erwerber übergebe, 
bis der Domainen’Fisfus von 
feiner Befugniß, zu fündigen, 
Gebrauch mache. 

Der Erwerber erfennt die hiernach 
feſiſtehende Real-Verpflichtung auss 
drücklich an, und iſt ſchuldig, auf 
ſeine Koſten den Vermerk ſofort in 
das Hypothekenbuch eintragen zu 
laſſen. 

Im Fall der Erbpacht, erleidet 
dies dadurch eine Veraͤnderung, daß 
die Nutzung mit der Erbpacht⸗Be⸗ 
rechtigung verbunden wird, und mit 
dieſer auf die kuͤnſtigen Erwerber 
übergeht, und daß der Vermerk, 


wegen der dem Fiskus zuftebenden 


Befugnig zur Kündigung, auf dem 

folıum der Erbpachtberechtigung un⸗ 

ter der zweiten Nubrif gemacht wird. 
So gefchehen, N. N. den ten 


18.» 
Königl. Preußifche Regierung. 
Abtheilung ꝛc. 


f. 
Schema 
zu einem Domainens und Forft-Veräußerungs-Verfrage. 


oder 100 Rthlr. Kaufgeld ers. 


reichte, von der Regierung felbft« 
ſtaͤndig gefchehen, fo ift im Eine 


zroifgien der Rönigl. Regierung 
. N. und dem ⁊c. N. N. zu 
N., ift auf Grund des in bes 


N. 


S. 1. 
Es verfauft die Königl. Res 
u N. N. dem ⁊c. N. N. 
zu N. N. die Ziegelei zu N. N., 
u welcher die in dem, dem Haupt⸗ 
emplar diefes Kontrakts im Dris 
ginale und dem Neben» Eremplar 


ange binter ber Jahreszahl des 
Genehmigunge-rfripts noch eins 
aufchalten: | 
„und fraft der den Regierun— 
„gen nach ihrer Gefchäftsan. 
„Meifung ertheilten Befugniß.” 
3. Wenn nicht verfauft, fondern 
vererbpachtet wird, fo ift zu fegen : 
im Eingangs flatt Kauf⸗Kon⸗ 
fraft: 


„Erbpacht⸗Kontrakt,“ 
im $.1. ſtatt: Es verfauft 
„Es überläßt” 
und att: mit Vorbehalt des 
„im 8.3. bedungenenjähr: 
lichen Domainen-Zinfeg” 
„in Erbpadt,” j 
im $.2. flatt: „diefem Me 
fauf” 
„Diefer Erbverpahtung” 
und flatt: „Käufer,” 
„Erbpächter,” 
im $. 3. fiatt: „Käufer,” 
ale 
ſtatt; „Kaufgeld,” 
„Erbfiandsgeld,” 
und flatt: „Domainen, 


’ 


Zinfes,” 


au 

„Diefer Erbverpahtunga” 

und im Schluß flatt:„KAufer” 
„Erbpäcter.” 

4. Wenn obne Vorbehalt eines 
DomainensZinfes verfauft wird, 
fo iſt am Schluſſe des $. 1. flatt 
der Worte: 

„mit Vorbehalt des im $. 3. 
bedungenen DomainensZinfes” 
zu fegen: 

„und zwar rein ohne Worbes 

balt eines Domainen-Zinfes,” 
und ift dann der Schluß des $. 
3. von den Worten an: 

„und verpflichtet fich” 
wegzulaffen, 

5. Wird der Vertrag ausnahms— 
meife nicht auf Grund der Lizis 
tation, fondern aus freier Hand 
abgefchloffen, fo ift zu feßen im 
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deffelben in * Kopia bei⸗ 
gebefteten, von dem Rondukteur N. 

. im Sabre 18... aufgenommenen 
Bermeffungs- Plan (Beilage Nr. 2.) 
verzeichneten Grundſtuͤcke gehören, 
en nach der VBermeflung des ꝛc. 


e Morg. — DIR. Aderland, - 

1 E— 2 der, 
— 2 Wieſen, 

ee — ⸗ Hofund Bauſſelle 


uͤberhaupt · Morg. — [)R. entbale 
ten follen, mit den Gebäuden, Bes 
währungen und Brunnen, . fomeit 
folche Königliches Eigentbum find, 
und mit dem Königl. Inventarium 
an Ausfaat und Beitellung und an 
ZiegeleisGeräthen, welches in der 
anliegenden Nachmeifung (Beil. Nr. 
3.) verzeichnet id, mit Vorbe— 
balt des im $. 3. bedungenen 
jäprlihen DomainensZinfes,. 


Dei die ſem Verkauf werden die 
jedem Eremplar dieſes Kontrafts in 
einem gedrudten Eremplar beir 
gebefteten allgemeinen Deines en 
der Veräußerung von, mit Ge 
bäuden verfebenen Domainens 
und ForfisGrundfiüdfen, wel 
he nicht zu den Vormerken, 
oder anderen größeren Etas 
bliffements zu rechnen find, 
(Beilage Nr. 4.) von beiden Seiten 
als ein integrirender Theil dieſes 
Kontrakts anerkannt, und verpflich⸗ 
ten ſich beide Theile, dieſe Bedins 
gungen eben fo zu erfülen, als 
wenn fie von Wort zu Wort in 
diefen Kontraft mit aufgenommen 
wären, weshalb diefelben auch in 
beiden Eremplaren fowohl von der 
Königl. Regierung, als von dem 
Käufer, und zwar von letzterm 
gerichtlich, mit vollzögen find. 

3 


Unter diefen ——— zahlt 
Kaͤufer der Koͤnigl. egierung fuͤr 
die ihm verkaufte Ziegelei, einſchließ⸗ 
lich der Gebäude und des Inven— 
tarii, ſoweit beides Koͤnigliches Ei⸗ 
enthum, das von ihm bei der 
allen gebotene Kauf: 
geld von 
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3 3. ſtatt: „von. ibm bei ber 
izitation geboten,” 
„mit ihm bei der voram. 
gegangenen Unterhand—⸗ 

ung vereinbarte” 
und im .$. 5. flatt: der Lizis 
tationg-®erbandlung 
„der vorangegangenen 
Unterbandlung," 
6. Betrifft: die Veräußerung ein 
Domainen-Borwerf oder anderes 
rößeres Domainen : oder Forfts 
tabliffement, fo find im $. 2. 
ftatt der dort in der unterftriches 
nen Stelle allegirten allgemeinen 
Bedingungen vielmehr der 


* 


„von Domainen-Vor— 
werfen und andern groͤ— 
‚Seren Domainen- und 


Borf:Etabliffements” 
zu allegiren und beizufügen. 
Betrifft aber die Veräußerung 
“ Domainen und Forfi» Grund: 
ſtuͤcke ohne Gebäude, fo find ſtatt 
‚der, in der unterftrichenen Stelle 
‚erwähnten allgemeinen Bedinguns 
‚gen, vielmehr die | 
‚„vonDomainenundForfk 
Grundftüfen ohne Ge 
bäude zu allegiren und 
beizufügen. 

7. Wegen der fpeziellen Bedinguns 
gen der Veräußerung und wegen 
der Bezeichnung des Objekts, wird 
auf, die Bemerfungen unter 4. 
bis 12. "bei dem Ehema zum 
Entwurf der befonderen Bedins 
gungen Bezug genommen. 


se Mehl. . Pf 
fchreibe » Xhaler Ger. 

Pf. und verpflichtet fıch 
außerdem für ſich und feine 
Befig-Nahfolger zur Ent: 
rihtung eines jädrlihen Do: 
mainen:Zinfes von Rthlr. 
fehreibe Thaler. 


Die Uebergabe an den Käufer 
fol am ten 18 ftattfinden. 


.5. 

Sonſt ſollen bei dieſem Ber- 
kauf, gemaͤß der Lizitations— 
Verhandlung, noch folgende ber 
fondere Bedingungen und Zufäße 
zu den im $. 2. allegirten allges 
meinen Bedingungen Anwendung 

den. Fe 

A. ꝛc. 

- (Bier find die ſpeziellen Bes 
dingungen und Zuſaͤtze nach Anlei⸗ 
tung de3 Schema's zum Entwurf 
der Bedingungen einer beflimmten 
Domainens oder Forfi-Veräußerung | 
und der demfelben beigefügten Bes 
merfungen zu inferiren.) 

Zu Urkund deffen iſt diefer dop⸗ 
pelt ausgefertigte Kontraft, von 
welchem das Daupt»Eremplar dem 
Käufer ausgereicht worden, das 
Neben: Eremplar aber der Königl. 
Regierung verbleiben foll, ſowohl 
von der letztern, mittelft gewoͤhn⸗ 
licher Linterfchrift, als von dem ıc. 

. N. zu «N. N:, und zwar von 
dem legtern gerichtlich, -- vollzogen 
worden. 

So gefchehen N.N., den: - ten 

18 


Königl. Preuß. Regierung. 
Abtheilung Für ıc 
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we Shema 

ju einer Verfteigerungd: Verhandlung wegen Veräußerung 
eined Domainen⸗ oder Forft-Grundftüds. 


GSefcheben N. N. den . . ten». ... 18. 


. In dem auf heute-bier anftehenden, rad 
| Ausweis der in einem befondern Heft gefams 
Gegenwaͤrtig melten Beſcheinigungen durch die ꝛc. — die 

® — — — — — 

machung erfolgt iſt, ingleichen die ſonſtige Art 

vor. dem ꝛc. N. N. ald der Bekannimachung durch Umlauf oder Auss 
Kommiffariusder Königl. ruf in den benachbarten Orten) gehörig be: 
Degierung zu NN.: kannt gemachten Verfleigerungs: Termine zur 
1. Der ⁊c. N. N. aus N.N. Weräußerung der Königl. Ziegelei: zu N. N., 


2. Der x. hatten fich vor dem ——— von der 
2. Ser ⁊c. Koͤnigl. Regierung zu N. N., mit Abhaltung 
4 Der ıc. dieſes Termins beauftragten a» N. N, die 
5. Der ıc. feitwärts unter Nr. bis». . . aufgeführten 
6. Der ıt. - Perfonen eingefunden, von welchen die Abris 
7. Der ıc. gen dem Kommiffarius fämmtlich bereits von 


Perſon befannt find, der zu Nr. 5. benannte 
ic. N. N. aus N. N. aber von dem ıc. N. 
N, aus N. N. refognoscirt ward. 
Den Unwefenden wurden zundächit die an- 
liegenden, von der Königl. Regierung unterm 
.. ten... . 18. . vollzogenen Bedingun- 
gen der Veräußerung dieſer Ziegelei und alle 
denfelben beigebefteten Beilagen, als: 


Bemerkung. der Bermeffungs-Plan, die Inventarien- 
Es verfieht fich, daß, Nachweifung, der Verdußerungs> Plan, 
wenn die Veräußerung die Regeln der Lizitation und die allges 
eint andere Kategorie von ‚ meinen Bedingungen der Veräußerung 
Gegenftänden betrifft, von mit Gebäudenverfebenen Dos . 
auch die darauf paffenden » mainen: und Forfi-Grundftücden, 
allgemeinen Bedinguns welche nicht zu den Vorwerken 
gen beizufügen und hier oder anderen größeren Etabliffe- 
zu allegiren find. ments zu rethnen find, 


vorgelegt, und beziehungsweife langfam und 
- deutlich vorgelefen- 

Sie erflärten fämmtlich, den Inhalt diefer 
Etüde, welche auch fchon feit — Tagen auf dem 
Amte N. N. und in der Negiftratur der Koͤ⸗ 
nigl. Regierung zur Einficht der Bewerber 
offen gelegen haben, wohl verfianden zu bar 
ben, und ſich fowohl den Regeln der Lizitation 

- unterwerfen, ald auch für den Fall des Zus 
ſchlags die Bedingungen der Veräußerung, und 
zwar fowohl die allgemeinen, als die befon« 
deren erfüllen zu wollen, indem fie damit ein: 


. 
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verflanden find, baß ſolche alsdann dem Kontrakts⸗Abſchluß 
zum Grunde gelegt werden. 
Hierauf ward zum Ausgebot ſelbſt geſchritten, und dabei 
ugleich mit Prüfung der Sicherheit der ſich von den Anwe— 
Een meldenden Bieter verfahren. 
Es ward die Ziegelei zundchit : 
I. zum reinen Verkauf ohne Vorbehalt eines Do, 
mainensZinfes ausgeboten, und hierauf boten dafür 
an Kaufgeld: 


1. der ıc. N. N. aus N. N., welcher von dem Rom» 
miffarius nach feinen ihm näher befannten Vermoͤ⸗ 
gend Verhältniffen als hinreichend ficher angenom> 
men ward. . .. D . > . 2 . 


2. der ıc. N. N. aus N. N., welcher mit der Vers 
fiherung, daß ihm freie Dispofition darüber zuftebe, 
und dad er ſolche im Fall des Zufchlags fofort bei 
der König. . . Kaffe zur Sicherheit feines Ger 
bot$ niederlegen wolle, ... . Rtbir. in Staatsfchulds 
fheinen vorzeigte, und daher ebenfalls als ficher ans 
genommen ward. . .. « 8500 Rthlr. 


” 
3. der ıc. N, N, aus N. N., für deffen Gebot der mit 
anmwefende ꝛc. N. N. aus N. N., welchen Kommife 
farius als Hinreichend ficher Fennt, einftehen zu wol« 
Im erklaͤrfe. ..09000 Rthlr. 
Mit dieſem Gebote blieb der letztere für den Fall des reis 
nen Verkaufs Meifibietender, 

1. Geſchab die Ausbietung zum Verfauf mit Bor 
behalt eines jährlihen Domainen»Zinfes, weL 
cher nach den Bedingungen 200 Rthlr. beträgt. 

Hierauf boten: . 
1. Deric. N. N. aus N. N.) bei jedem inser. hier die | 4400 Rthlt. 
2. Der:c.N.N. aus N,N.| nöthigen Bemerfungen | 4500 - 
Is 005 55 wegen der Sicherheit, 5000 = 
MA. EP ee mie vor, 540 = 
womit der leßtere auf Kauf unter der Verpflich⸗ 
fung zur Entrichtung des obigen DomainensZin- 
Bemerfung. ſes Meiftbietender blieb. Endlich erfolgte 
Es ifi bier der Fall A. die Ausbietung auch noch auf Erbs 


8000 Rtpir, 


borausgefegt, daß verpachtung, mit der Verpflichtung des 
ausnabmsweife auch  rbpächters zur Entrichtung eines jährlichen 
auf Erbpacht ausges Kanond von 350 Rthlr. 

boten werden fol. Hierauf boten: 


1. der ꝛc. N. N. aus N. N. inser, wegen der 4700 Rthl. 
2. ⸗ꝛc. = s « s|Sicherheit, wie vor,[2700 +» 
| womit letzter für den Fall der Erbverpachtung 
Meiftbietender blieb. 
Bemerfung. Da nun hiernach die höchften Gebote 


Wären bei dem gleichen betragen: 
Gebot von 9000 Nett. ul zul 2.0.9000 RtHl. 


für den Fall U. 5500 Rihl. mithin gegen 
und für den Fall II. 2800 dad Minimum 8000 - 


Rthl., alſo in jedem der beis Med = 1000 Nihir. 


‚den Fälle 1100 Rthl. Aber 
dag Minimum geboten, fo 
"würde das Gebot zu II. das 
beite fein. . 
Waͤren aber bei dem gleis 
chen Gebot von 9000 Rthl. 
ul. für den Fall II. 5000 
Fibi. und für den Fall in. 
2801 Rtbl., alfo im) Fall 1. 
nur 1100 Rtbl. und im Fall 
111. 1101 Rthl. über das 


Minimum geboten, fo würde 
das Gebot zu ill. auf Erb: 


pacht das befie fein. 


zu — 
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S5400 Rthl. 
mithin gegen 
das Minimum 4400 ⸗ 
mehr = 1000 Athlr. 
zu Il. .. . 2700 Mehl. 
mithin gegen / 
das Minimum _1700 . 
mebr = 1000 MRtbir. 
mithin für jeden der drei Fälle gleich viel fiber 
das Minimum mehr geboten it, fo ward den 
Kompetenten eröffnet, daß in fofern zu I. oder 
U. nicht noch ein Mehreres geboten würde, 
nach den Regeln der Lizitation das zu I. 


erfolgte Kaufgebot als das befte angefehen 
werden müffe. 

Es wollte indeffen Niemand weiter bieten, 
und ward, daher deric. N. N. zu N. N. mit 
dem von ihm auf reinen Verkauf ohne Vor⸗ 
behalt eines Domainen-Zinfes gebotene Kauf: 
geld von Neun Tausend Thalern als Meijt, 
bietender angenommen. 

Der ꝛc. N. aus N. N. ſelbſt ſowohl, als der 
ıc. N. N. aus N.N., welcher wiederholt ers 
klaͤrte, für die —— jenes Meiſtgebots 
mit feinem geſammten Vermoͤgen haften zu 
wollen, haben hierauf ſowobl diefes Proto— 
fol, als die anliegenden Verdußerungs,Bes 
dingungen und die ihnen beigebefteten Re, 
geln der Lizitation und allgemeinen Bedin, 
gungen ber Veräußerung, nach vorberiger 
Vorlefung und Genehmigung, eigenhändig 
unterfchrieben. 

(N. N,) 

| (N. N.) 

So gefcheben N. N. den ten 
(N, N.) (N, 


18.. 





32. 


Cirkular⸗Reſkript des Miniſteriums des Koͤnigl. Hauſes, 
an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, dieſſeits der Weſer, 
in eben derſelben Angelegenheit und in beſonderer Be— 
ziehung auf die zur Nutzung mit zu uͤberlaſſende 

| Waldweide. 


In dem mittelſt Verfügung vom 30. Januar c. der Königl. 
Regierung zugefertigten Schema zum Entwurfe der Bedingungen 
einer beflimmten Domainens oder Forft-Beräußerung, find unter 
Lit. F.a—e. audy die Bedingungen angegeben, auf den Fall, 
wenn das Recht zur Waldweide, welches nad) den allgemeinen Be: 
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— von der Veräußerung ausgefchloffen bleibt, dem Ermer: 
ber des Grundftüds zur Nugung fiberlaffen wird, und iſt dieſe 
Veberlaffung als eine Zeitpacht dargeftellt worden. Da aber dieſe 
Darftellung bei einer Nugung, die mit dem Grundfiüde auf fünf: 
tige Beſitzer übergehen fol, Bedenfen und hindernde Differenzen 
veranlafjen könnte, jo wird die Stelle Litt. F. in der Art abge: 
ändert: 

F. Von dem Ziegelei-Etabliſſement ꝛc. (wie ſchon S. 66 
— 68 wörtlich aufgenommen.) 
| Berlin, den 31. Mär; 1836. 
Chef des Minifteriums des Königl. Haufes, zweiter Abtheilung. 

v. Ladenberg. 


33. 
Girfular: ‚Reffript des Minifkeriums des Königl. Haufes, 
an fämmtliche Königl. Regierungen, ven Dienftantritt 


und Gehaltsbezug der Königl. Forftbeamten 
betreffend. 





Es find Fälle vorgefommen, daß Forftbeamte die ihnen über: 
tragenen Stellen nicht mit dem Zeitpunfte angetreten haben, von 
wo ab ihnen das Gehalt bewilligt worden ift, woraus Weiterungen 
wegen Zahlungen der durch die einftweilige Verwaltung der Stelle 
verurfachten Koften entftanden find. Zur Bermeidung derfelben 
beftimme ich, daß der Termin der Anftellung immer foweit hinaus: 
gerückt werden muß, daß der angefiellte Beamte zu diefem Zeit: 
punfte auf feinem Poften auch wirklich eintreffen Fann. Sollte 
ein Forftbeamter aber deffen ungeachtet feine Stelle erſt ſpäter an 
treten, fo iſt ihm das bemwilligte Gehalt immer erft vom 1. desje- 
nigen Monats ab zu zahlen, in deſſen erſter Hälfte er ſeinen Poſten 
wirklich antritt. 

Berlin, den 6. Januar 1836. 


Eher des Minifteriums des Königl. Haufes, zweiter Abtheilung. 
v. Zadenberg. 
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Girfular-Reffripe des Minifteriums des Koͤnigl. Haufes, 
an fämmtlihe Königl. Regierungen, die Haltung von 
Dienftpferden Seitens der Königl. Forſt⸗-Inſpektore 
- . betreffend. — 


Bei der Beſtimmung der Dienſtaufwands-Entſchädigung, welche 
die Forſt-⸗Inſpektoren beziehen, ift von der Dorausfegung ausge: 
gangen, daß diefe zu ihrem Fortkommen in Dienfigefchäften, je 
nachdem der Umfang ihres Gefchäftsfreifes und die Lofal-Berhält- 
niffe das eine oder das andere erfordern, entweder zwei Pferde, 
welche auch zum Reiten brauchbar find, oder zwei Wagenpferde und 
ein Reitpferd ununterbrochen nothwendig halten müffen. 

Dies ift auch in der That der Fall, wenn die Gefhäfte nicht‘ 
leiden, und Snfonvenienzen mancherlei Art vermieden werden follen. 
Ich finde mich daher veranlaft, hierdurch) feftzufeßen, daß fünfs 
tig, wie dies bei andern Beamten unter ähnlichen Berhältniffen 
aefchieht, durch ein Atteſt nachgewiefen werden foll, daß die Forft: 
Inſpektoren in dem Jahre, wofür ihnen die Dienftaufwande-Ent: 
Schädigung gezahlt worden, auch wirklich die zur ordnungsmäßigen 
Berwaltung ihres Dienftes erforderlichen Pferde gehalten haben. 

Dies Atteft ift von dem Oberforfibeamten auszuftellen, und 
der Korfiverwaltungs-NRechnung, in der das Gehalt und die Dienft- 
aufwands-Entfchädigung der Forſt-Inſpektoren verausgabt wird, als 
Belag beizufügen. | 

Berlin, den 31. Zanuar 1836. 

Chef des Minifteriums des Königl. Haufes, zweiter Abtheilung. 
v. Zadenberg. 





35. 

Cirkular⸗Reſkript des Minifteriums des Königl. Haufes, 
an fämmeliche Königl. Iegierungs-Präftdien, die Haltung 
von Dienftpferden auch Seitens der Oberforſt— 

= beamten betreffend. 





In der Vorausfehung, daß die Oberforfibeamten bei den Kü- 
nigl. Regierungen, welche firirte Fuhrkoſten beziehen, die zur Wahr: 
nehmung ihres Dienftes erforderlihen Pferde halten, habe ich in 
der heute an die Königl. Regierungen erlaffenen Cirkular-Verfü— 
gung angeordnet, daß Iediglich die Pferde-Unterhaltung der Forſt⸗ 
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Infpeftoren durch ein zur Rechnung zu bringendes Atteft nachge— 
wiefen werden fol. Es ift indeffen die Unterhaltung eigener Pferde 
von Seiten der Oberforſtbeamten im Intereſſe des Dienftes nicht 
minder nothwendig. 

Deshalb fordere ich das Königl. Regierungs : Präfidium auf, 
entweder darauf zu halten, daß dieſe ebenfalls die zu ihren Dienft: 
reifen erforderlichen Pferde unterhalten, oder, wo befondere Um: 
ftände eine Ausnahme zuläffig machen, zu einer Abweichung davon 

unter gehöriger Motivirung meine Genehmigung einzuholen. . 
Berlin, den 31. Januar 1836. 
Chef des Minifteriums des ‚Rönigl. Haufes, zweiter Abtheilung. 
v. Ladenberg. | 


— — 





| 36. 
Cirfular: Verfügung der Königl. Regierung zu Magde: 
burg, an die Königl. Oberförfter, die Zahlung der Ko: ' 
ſten für Hülfs: Auffiht in den Königl. Forſten 
| betreffend. 





Die Königl. General:Berwaltung für Domainen und Forſten 
hat mittelft Reffripts vom 28. v. M. gemißbilligt, daß Koften 
für Hülfs-Auffiht von den Oberförftern vorgefchoffen werden, und 
ift angeordnet, dergleichen Ausgaben unmittelbar durch die betref- 
fende Forfifaffe an die Empfänger: leiften zu laffen. 

Diefe Beſtimmung wird Ihnen daher hiermit zur Nachadh- 
tung befannt gemacht. 

Magdeburg, den 17. Januar 1836. 

Königl. Regierung. 
Abtheilung für die Verwaltung der direften Steuern, Domaine 
und Forſten. 


37. 


Auszug aus dem Reffripte des Minifteriums des Königl. 
Haufes, an die Königl. Regierung zu Magdeburg, daß 
‚ „ben Forftbeamten die Ausführung der Forftfulturen 
nicht in Entreprife zu überlaffen fei. 





Zugleich wird der Könial. Regierung zur Beachtung für die 
Folge zu erkennen gegeben, daß den Forfibeamten die Ausführung 


\ 
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der Forfifulturen weder ganz, noch theilmeife, mehr in Entreprife 
zu überlaffen if. Denn, da die Borfchläge zu den Kulturen mit 
von den Öberförftern ausgehen, und ihnen die Kontrolle über die 
Ausführung zunädyft obliegt, fo iſt e8 unpaffend, und im Prinzip 
nicht zu rechtfertigen, jene Beamten zugleich zu Entrepreneurs ders 
felben zu machen. 
Berlin, den 8. Januar 1836. 
Minifterium des Königl. Haufes. 
General-Berwaltung für Domainen und Sorften. 
Kepler. 


38. 


GickulanReffript des Minifteriums des Königl. Haufes, 
an fämmtliche König. Regierungen, daß die an Forfk 
beamte verpachteten Fagden von biefen nur felbit 
benußt werden, dürfen. 





Durch das Eirfular:Keffript vom 4, Zuli 1833. ift bereits 
beflimmt worden: daß die an die Forfibeamten aller Dienfiklaffen 
verpachteten Jagden nur von diefen felbft benußt, und ohne aus: 
drüdliche minifterielle Genehmigung weder verafterpachtet, noch an 
andere Fagdliebhaber zum Befchuß übertragen werden dürfen, viel: 
mehr in dem Fall, wenn die betreffenden Forfibeamten. foldhe nicht 
ſelbſt beſchießen können oder wollen, ſofort zurückgenommen, und 
im Wege der Lizitation anderweit verpachtet werden ſollen. Ich 
finde mich veranlaßt, dieſe Beſtimmung zu wiederholen, und die 
Königl. Regierung hiedurch gemeſſenſt anzuweiſen, auf deren un⸗ 
bedingte Befolgung mit aller Strenge zu halten, auch jeden ein: 
zelnen Fall, wo ein Forfibeamter ohne vorgängig nachgefuchte und 
erhaltene Genehmigung die Pacht, oder auch nur den Befchuß der 
Jagd an einen Dritten überlaffen hat, Behufs der dieferhalb noch 
andermweit zu, treffenden Disziplinar: Maßregeln, fofort zu meiner 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 18. Januar 1836. 

Chef des Miniſteriums des Königl. Hauſes, zweiter Abtheilimg. 
v. Ladenberg. 
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Befanntmachung der Königl. Regierung zu! Münfter, 

Die -SagdsAusäabung Seitens der Fagdberechtigten auf 
ihrem eigenehümlichen Grunde betreffend. * 





Da die Beftimmung in der Schlußfielle des Miniſterial-Re— 
ffripts vom 18. Dezember v. 3. *), „daß dem Jagdberechtigten 
auf feinem eigenthümlichen Grunde zu nothwendigen Ausrichtungen 
und Yediglih zu feinem Gebrauch einen Hafen auf den Anftand 
zu fihießen geftattet bleibt,” Zweifel veranlaßt hat: ob nämlich) 
diefe Beftimmung nur auf die Befiter von Privat: oder Hovefaats: 
Jagden ſich befchränft, oder von Jagdberechtigten im Allgemeinen 
zu verſtehen fei, fo wird hierdurch erflärt, daß nady der Faſſung 
des Minifterial:Reffripts jene Schlußftelle nur .allein:auf die Be: 
figer der Privat-Fagden bezogen werden. kann, indem die. Worte : 
„geftattet bleibt,” nur auf- eine, frühere, Ausübung hinweifen, 
die in Koppel:Fagden nie beftanden hat. 

Münfter, den 16. Februar 1896. 

F Königl. Regierung. 
Jahrg. 4835. 1ſtes Heft, ©. 942. — 


Reſkript der Miniſterien des Koͤnigl. Hauſes, ſowie des 
Innern und der Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu 
Achen, die Eröffnung und Schließung der‘ niedern 
Jagd betreffend. Ze 





Der Königl. Regierung wird im Verfolg des Berichts vom 
2. Dezember v. 3. anliegend Abfchrift der Allerhöchſten Kabinets: 
Drdre: vom 5. d. M. (Ant. a.)- mit der Auflage zugefertigt, nach 
"Maßgabe diefer Allerhöchften Genehmigung den Tag der Eröfftüng 
und des Schluffes der niedern Jagd im dortigen Regierungsbe: 
zirfe alljährlich mit Berüdfichtigung der Witterung und “der ‘mehr 
oder minder vorgefihrittenen Ernte fetzuftellen und öffentlich be: 
fannt zu machen. 

Berlin, den 19. April 18306. 

Minifterium des Königl. Haufes, Minifterium des Innern und 

| zweite Abtheilung. ‚der Polizei. 
v. Ladenberg. Kokhler. 


* 
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Ihrem Antrage vom 5. v. M. gemäß, will Sch auch der Regie: 
rung zu Achen einfimeilen, und bis zur Publikation einer neuen Jagd- 
ordnung die Befugniß ertheilen, in ihrem ganzen Verwaltungsbezirk den 
* der Eröffnung und des Schluſſes der kleinen Jagd jährlich feſt⸗ 
zufeßen. 2 

Berlin, den 5. April 1836, | 


Friedrih Wilhelm. 
un 
den Stäatöminifter v. Rocho w um | 


den wirflihen Geheimen Rath 
v, 2adenberg. . z } 


C. 
Steuern. 
41. J 
Cirkular-Reſkript des Koͤnigl. Finanzminiſteriums, an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen und Provinzial-Steuer: 


Direftionen, die Vorladungen aftiver Militairperfonen 
in Zoll- und Steuer: Unterfuchungen betreffend. 





- Nachdem von dem Königl. Minifterium des Innern und der 
Polizei in der Eirfulars- Verfügung vom 24. Dezember v. 3. *) die 
fämmtlichen Regierungen veranlaßt worden find, die Polizeibehör- 
den ihres Bezirks dahin anzuweifen, daß fie von jeder Vorladung 
eines Dffiziers, Unteroffiziers oder Soldaten, entweder dem Bor: 
gefeßten deffelben Nachricht geben, oder foldhe durch den letztern 
bewirken, hat das Könige. Kriegsminifterium den Wunſch ausge 
fprochen, daß in Zoll: und Steuer:Unterfuchungen auf gleiche Weife 
verfahren werden möge. i 
Darder Antrag in den 8.5. 54. 55. nnd 244. des Anhangs 
zur Allgem. Geridhtsordnung Rechtfertigung findet, fo ift 
> auch von den in Zoll: und. Steuer: Unterfuchungen erfol- 

genden Borladungen der Offiziere, Unteroffiziere und Gols 
daten den betreffenden Borgefegten Nachricht zu geben, 
oder eine jede folche Vorladung durch letztere zu bewirken, 
wonach die Unterbehörden mit Anweifung zu verfehen find. 
Berlin, den 27, März 1836. 
Finanzminiſterium. 
v. Albensleben. 
*) Jabrg. 1835. Ated Heft, ©. 1053. 
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Cirfular:Reffript des Königl. Finanzminifteriums, an die 

Königl. Regierungen, betreffend die Ausfertigung der für 

den fteuerfreien Berfehr mit dem Großherzogthum Baden 
erforderlichen Urfunden durch die dortigen Bezirfgämter. 


Mit Bezug auf das Eirfular vom 2. September 1834. *) 
wird die Königl. Regierung benadhrichtigt, daß im Großherzogthum 
Baden, welches nach dem durch die Gefehfammlung publizirten 
Dertrage vom 12. Mai 1835. dem Zollverein beigetreten ift, und 
deffen Unterthanen daher, wie fich von felbft verfteht, ebenfalls nach 
jenem Cirkulare zu behandeln find, die in den Anlagen diefes Cir— 
kulars vorgefchriebenen Legitimationen von den Bezirfsämtern des 
Großherzogthums ausgefertigt werden. 
Berlin, den 23. Februar 1836. 
h Finanzminifierium. 
v. Alvensleben. 


*) Jahrg. 1834, 3tes Heft, ©. 830 ff. 


43. 


Bekanntmachung des Königl. Provinzial-Steuerdireftorg 
der Rheinprovinz, den zollfreien Verkehr mit der freien 
Stadt Franffurt a. M. betreffend. | 


In Folge des im Tten Stüd der Gefeßfammlung befannt ges 
machten Vertrages vom 2. Zanuar d. 3. über den Anfchluß der , 
‚freien Stadt Frankfurt an den Zollverein, wird nunmehr der ge— 
genfeitig abgabenfreie Verkehr zwifchen den fchon vor dem 2. Ja— 
nuar d. J. zum Zollverein gehörenden Staaten und dem Gebiet 
der freien Stadt Kranffurt,. in Beziehung auf die Königl. Preus 
ßiſchen Lande mit Ausnahme des Kochfalzes, der Spielfarten und 
der einer Ausgleichungs-AUbgabe unterliegenden Gegenftände, eintreten. 

Es bleibt daher von jeht ab nur die Einfuhr des Salzes und 
der Spielfarten aus dem Gebiete der freien Stadt Frankfurt in 
die Königl. Preußifchen Lande unter den gefeglich angedrohten Stras 
fen verboten, fowie umgefehrt die Einfuhr des Salzes aus, den Kür 
nigl. Landen nad) dem Gebiete der freien Stadt unterfagt if. 

Die Ausgleihungs:Steuer ift bei dem Uebergange aus dem 
Gebiete der freien Stadt Franffurt von folgenden Gegenftänden zu 
entrichten: 

bon 
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dom Branntwein mit 9° Thle. für die Ohm zu 120 Quart bei 
50 Prozent Alkoholſtärke nach Tralles; | a 
von Tabacksblättern und Tabacksfabrikaten mit 20 Sgr. vom 


— * 
von Traubenmoſt mit gr. op 
von Wein mit 25 Sgr. | vom Eentner. 

Die vorgedachten ausgleichungssfteuierpflichtigen Gegenftände dür— 
fen, vorbehaltlich weiterer Bekanntmachung, nur auf denjenigen Stra, 
Ben und über diejenigen Stellen in die Königl. Lande übergehen, 
welche für den Eingang derfelben aus den übrigen zollvereinigten 
‚Staaten eröffnet find. . J | 
Bei dem Transporte derjenigen Waaren, welche nad) der Ver. 
ordnung vom, 19. November 1824. der Transport» Kontrole im 
Binnenfande unterliegen, find die Vorſchriften jener Berordnung 
auch für dergleichen aus dem Gebiet der freien Stadt Frankfurt 
in die Königl. Lande und umgefehrt übergehenden Maaren zu beachten, 
Vorſtehendes wird im Auftrage des Hohen Finanzminiſterii 
hierdurch zur Öffentlichen Kenntniß gebracht. | 

Frankfurt a. M., den 13. Mär; 1836, KRLER 
Der Geheime ee Provinzial:Steuer-Direktor. 

| | v. Schütz. 





Cirkular⸗Reſkript des Koͤnigl. General⸗Direktors der 

Steuern ‘an die Koͤnigl. Regierungen, betreffend die Aus— 

fertigung der für den fteuerfreien Verkehr mit der freien 

Stadt Franffure a. M., erforderlichen Urfunden 
durch das dortige Polizeiamt. 


Mit Bezug auf die Verfügung vom 2. September 1834, * 
und deren Beilagen wird die König. Regierung benachrichtigt, daß 
in der freien Stadt Frankfurt, welche mittelſt des durch die Ger 
feßfammlung publizirten Vertrages vom 2. Januar d. $, dem Zoll: 
vereine beigetreten if, die Behufs der Erlangung von ffeuerfreien 
Geröerbefcheinen zum Auffuchen von Waarenbeftellungen oder zum 
Ankauf von Waaren beizubringenden Urkunden nad) den jener Vers 
fügung beigefügten Zormularen von dem Polizeiamte ausgefertigt 
werden. — | 
Berlin, den 8. Mai 1836. | 

j Der General:Direftor der Steuern, 
—F Kuhlmeyer. — 
*) Zahrg. 1834. 3tes Heft, ©. 830 ff. 


Annalen. Heft I. 1836. 3 
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45. 


Gi-fntaniBerfägung der Königl. Regierung zu Potsdam, 
“an fämmtliche Landräthe und Magifträte, die Bemillis 
gung von Gemwerbefcheinen zu einem ‚ermäßigten 

Steuerfatze betreffend. 





Sm Verfolg unſerer Eirkular⸗Verfügung vom 10. April 1835. *, 


diie Gewerbeſcheine zu ermäßigten Steuerfäßen und deren Nachſu— 


‚chung betreffend, werden Ihnen folgende, nachträglicy höhern Orts 


ergangenen Beflimmungen zue Achtung und Befolgung . befannt ° 


emacht. 

— I) Nur für Militair-Invaliden dürfen unentgeldliche Gewerbe: 
fcheine zum Mufifmachen nachgefucht werden. 

2) Für den Handel mit Porzellan im Umherziehen muß jeder: 
Be volle ‚gefegliche Steuer von 12 Thlr. jährlich, gezahlt 
werden. 

3) Nur auf ſolche Kramwaaren, welche zur Kategorie des Krams 
der Lumpenſammler gehören, iſt eine Ermäßigung des Steuer: 
ſatzes zuläſſig. Die Krammaaren müffen daher bei’ Nackfır: 
chung des Gewerbefcheines jederzeit fpezifizirt werden. 

4) Auf Leinwand und Leinen: Waaren -ift der Steuerfag nicht 
unter 8 Thle. zu ermäßigen. 

5) Wer außer Leinwand noch mit andern —— — im 

Umherziehen handeln will, muß die. volle Steuer von #} 
jährlich zahlen. 

6) Nur für Weber, welche die von ihnen gefertihter —*8 
in der Umgegend zum Verkauf umhertragen, dürfen gerin— 
gere Steuerſätze in Antrag gebracht werden. 

7) Für Krammaaren, wie ſolche ad 3. bezeichnet find, ferner 
für Biftualien, iredenes Geſchirr und grobe ‚Holzwaren, iſt 
mindeſtens der Steuerſatz von 4 Thlr. zu zahlen. —: 

8) Marionettenſpieler und Schaukaſten-Vorzeiger dürfen Peine 

- _ unentgeldliche Gemwerbefcheine ‚weiter erhalten. 

9) Desgleihen Papparbeiter. 

10) Zinngießern, Keffelflidern, Topfbindern und umpenfammlein 
dürfen ebenfalls unentgeldliche Gewerbeſcheine nicht weiter 
bewilligt werden, felbft. denen nicht, welche folche noch pro 
1856. erhalten haben. 

Da wir übrigens wahrgenommen haben, daß die Vorſchrif⸗ 
ten obiger Cirkular— :Berfügung vom 10: April 1835. bisher nicht 
firenge genug beachtet worden, fo werden Sie (c.) Ba aufge: 


) Jahrg. 1835. 2te8 Heft, ©. — 


fordert, ſich aller Anträge zue Bewilligung von freien oder Ges 
werbefcheinen zu ermäßigten Steuerfäßen, welche den gegebenen Be: 
fimmungen entgegen laufen, gänzlich zu enthalten, indem dadurch 
nur unnöthige Schreibereien veranlaßt werden. 

- Potsdam, den 30. Zanuar 1836. 

0 Königl. Regierung. 
Abtheilung für die Verwaltung der direkten Steuern, Domainen 

und Forſten. 

Steltzer. 


| 46. Br 

Befanntmachung der Königl. Regierung zu Pofen, die 

 Buläffigfeit eines temporairen Steuer-Erlaffes von 
Mühlenwerfen betreffend. 


— 





Unm ſolchen Müllern, welche den Betrieb einer geringeren 
als der zur Steuer veranlagten Anzahl von Gängen vorherfehen, 


und fich darnach dauernd einrichten wollen, oder. welche bei Müh: . 
len von "einem vollbefleuerten Gange. zeitweife nur auf einen fehr - 


geringen Betrieb rechnen können, die Möglichkeit zu gewähren, fich 
von der Zahlung der Gemwerbefteuer für die vorausfichtlidy eine zu 
geringe Nutzung liefernde Zahl von Gängen oder Betriebsperioden 
zu befreien, find von Seiten des Herrn General: Direftors der 
Steuern folgende Bedingungen fefigeftellt, unter denen Fünftig ein 
Steuer:Erlaß von periodifch außer Betrieb und unter amtlichen 
Berfchluß gelegten Mühlenwerfen bewilligt werden fann. 

.. 13) Hat eine Mühle nur einen Gang, und wird davon der 
volle oder. zweite Steuerfaß entrichtet, ſo iſt es geftattet, dieſen 
Gang auf Perioden von drei Monaten und länger unter Berfchluß 
legen zu laffen, und tritt dann für die angenieldete. Periode ein 
verhältnißmäßiger Steuer-Erlaß ein; iſt der Gang jedoch nur mit 
dem unterſten Steuerfahe belegt, fo ift eine Kevifion nur für die 
Dauer einer ganzjährigen Verſchluß-Periode zuläffig. 

-2) Enthält eine Mühle mehrere Gänge, und find diefe 
- a. durchgehends gleich befteuert, fo gilt daffelbe wie ad 1. 
von jedem einzelnen Gange, für welchen der Verſchluß ge: 
wünfcht wird; - 8 
b. fofern aber die einzelnen Gänge einer verfchiedenen Befteues 
rung unterliegen, fo hat die Berfchließung eines derfelben im- 
mer nur die Abgangsftellung von dem am niedrigft befteuer- 
ten Gange, und zwar mit fleter en A obigen Bes 


— 
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ftiimmungen wegen der verfchiedenen Dauer der Verſchlußzeit 
zur Folge. 

Beſteht alſo beiſpielsweiſe eine Mühle aus 4 Gängen, wovon 
zwei jeder zu dem vollen, einer zu dem zweiten und einer zu dem 
niedrigſten Steuerſatze veranlagt iſt, ſo iſt bei Verſchließung eines 
Ganges, gleichviel ob er den höchſten oder niedrigſten Satz zahlt, 
doch nur eine Remiſſion des niedrigſten, bei Schließung zweier 
Gänge ein Erlaß des niedrigſten und zugleich des zweiten Steuer: 
ſatzes zuläffig, und nur bei Verfchliefung dreier Gänge kann au 
ßerdem noch die Steuer von einem der vollbefteuerten Gänge in 
Abgang fommen. 

Sndem wir von diefen Beftimmungen das betheiligte Publikum 
und diejenigen Unterbehörden unferes Derwaltungsbezirks, welchen 
die Veranlagung zur Gewerbefteuer obliegt, hierdurch in Kenntniß 
fegen, machen wir die letzteren gleichzeitig darauf aufmerffam: 

1) daß die. Anmeldung auch wegen des ganzjährigen DBers 
fchluffes eines Ganges feinesweges zur Folge hat, daß die Steuer 
dieſes Ganges in der Rolle nicht zum Soll gefiellt werde, daß 
vielmehr, um die jährlichen Nollen mit den aufgenommenen Kata 
fern in fleter Webereinftimmung zu halten, und zufällige bloß zeit: 
weife und willführlihe Abänderungen der Katafter. zu vermeiden, 
der entfiehende Steuer: Ausfall durch die Semefter: — zu 
uuſtifiziren bleibt; 

2) daß es hinreichend iſt, wenn in der Verhandlung über die 
Anlegung des Berfihluffes mittelft eines amtlichen Siegels, bemerkt 
wird, daß diefer Verſchluß auf Abmeldung des Müllers erfolgt ſei, 
indem der Beweis, daß der betreffende Gang außer Ermwerbsfi: 
bigfeit gefeßt fei, ſchon genügt, und es mithin feiner ſpeziellen Ans 
‚gabe eines rundes für die Abmeldung bedarf; 

3) daß bei eintretender Miederbefteuerung eines in Abgang 
geftellt gewefenen Ganges, welcher nicht den höchſten Sat zahlt, 
fein höherer als der früher entrichtete Steuerfaß zur Hebung fom: 
men darf, fofern nicht etwa eine Veränderung des MWofferzufluffes 
inzwifchen eingetreten und nachgemwiefen fein follte. 

Poſen, den 24. März 1836. 
Königl. Preuß. Regierung. 


| AT. 
Befanntmachung der Königl. Regierung zu Merfebursg, 
die Gewerbefteuerpflichtigfeit der Defonomen er 
Sefellfchaften betreffend. 


Nach einem, das Gefet wegen Entrichtung der Gewerbefteuer 
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vom 30. Mai 1820. erläuternden. Finanzminifterial-Refkripte vom 
38; v. DM. find auch diejenigen Perfonen als Speifes oder Schank⸗ 
wirthe gewerbeſteuerpflichtig, welche bloß den Mitgliedern einer fos 
genannten. gefchloffenen Gefellichaft Speifen oder Getränfe zum 
Genuß auf der Stelle gegen Entgeld verakreichen. Diejenigen, 
weiche: ein hiernach ftelierpflichtiges Gewerbe betreiben wollen, ha: 
ben daher nach $. 19. des Geſetzes vom 30. Mai 1820. der Bes 
börde ihres MWohnorts hiervon Anzeige zu machen. Auf diefe Ans 
zeige haben die Gemwerbefteuer-Aufnahmebehörbden die vorfchriftsmäs 
Bige Zugangsftellung der betreffenden Individuen bei der Gewers 
befteuer zu bewirken, gegen diejenigen Individuen hingegen, welche 
fih einer Berabfäumung jener Anzeige fchuldig machen follten, 
die Unterfuchung wegen Gemwerbeftener : Kontravention einzuleiten. _ 
Diejenigen Perfonen, welche zeither, ohne Gewerbeſteuer zu ente 
richten, den Mitgliedern einer gefchloffenen Gefellfchaft Speife und | 
Getränfe zum Genuß auf der Stelle gegen Entgeld verabreicht 
haben, : haben diefe Steuer vom 1. Januar d. J. ab zu zahlen, 

find daher in die erſte GSemefter-Zugangslifte d. 3. mit dem 

lichen -Mittelfage der Steuer vom Speife: und Schankge⸗ 
werbe aufzunehmen. 
Merfeburg, den 20. April 1836. 

Königl. Preußifche Regierung. 





48. 


Befanntmachun ung des Koͤnigl. Provinzial⸗Steuerdirektors 
zu Coln, die ntrichtung ber Weinſteuer betreffend. 


Im Auftrage des Königl. Finanzminiſteriums bringe, ich hier: 
durcqh zue Kenntniß der Weinbauer, wie des Königs Majeſtät durch 
Alterhöchfte Kabinets⸗Ordre vom 27. Januar d. J. eine Erwei⸗ 
terung der Beſtimmungen der Allerhöchſten Kabinets-Ordre vom 
28. September 1834. dahin zu genehmigen geruht haben, daß 
denjenigen Weingutsbeſitzern, welche ihren Wein von der Gemeine, 
wo er gewonnen und gekeltert worden, weg⸗ und nad) ihrem an⸗ 
derweitigen Wohnorte ziehen, auch wenn fie nicht Weinhändler oder 
Saft: und Schanfwirthe find, die Weinfteuer fortlaufend bis zum 
Berfauf oder bis zur Konfumtion. a Conto geſtellt werde, in 
ſoſern ſie 

1) in einem Orte kochen, der in einem weinbautreibenden 

SpezialsHebebezirf liegt, an dem Orte aber, wo der Wein ges 

wachfen ift, fie felbfi feine zu deffen längerer Aufbewahrung 
geeignete Keller beſitzen; wenn fie hiernöchſt 
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2) den Wein, fel e8 von eigenem Wachsthum oder von. erfaufı 
‚ten, mit denfelben zugleich gefelterten Trauben, in Mengen 
von nicht weniger als einem Fuder brutto aus der. Gemeine, 
wo er gewachſen ift, in die ihres Wohnorts bringen, und wenn fie 
3) die Ortsveränderung gleich bei der Gewinn:Anmeldung. an: 
zeigen, und folche nicht vor beendigter Herbft:Revifion: der 
Meinbeftände, längftens jedoch bis 14 — — — 
geſchieht. 
| Cöln, den 24. Februar 1836. — n 
Der Geheime Dber-Finanz- Rath und Proline Dit 
In Bertretung. R — * 
Der Geheime — 
Meyer. ET LEE 


49. 


Girfular- :Reffript des Königl. Sinanzminifteriums, in 

fämmtliche Königl. Regierungen, daß ‚jede DBereitung 

von Stärfe oder Syrup zum Verkaufe der Gemerber 
| fteuer vom Handel unterliege. 





Da hier zur Kenntniß gekommen ift, daß hie und da Zweifel 
darüber obwalten: ob Landleute, welche aus felbft gewonnenen Kar: 
tofjeln, Stärfe zum Berfauf anfertigen, oder aus Kartoffeln und 
Kartoffel-Stärfe Syrup zum Berfauf fabriziven, deshalb gemerbes 
fteuerpflichtig feien,? fo wird in Erinnerung ‚gebracht, daß die Bes 
reitung dog Stärke und Syrup zum Berfauf, auch wenn nur 
felbft gewonnene Produkte dazu verwendet werden, der Gewerbe 
feuer vom Handel unterliegt. Sofern dies in dem Bezirfe der 
Königl. Regierung überfehen fein. follte, wird Diefelbe veranlaffen, 
daß die bezeichneten Bin beizgidenden zue Gewerbeſteuer erahs 
gezogen werden. - 

Berlin, den 21. Februar 1836, | 

Finanzminifterium. J 
v. Ylvensleben.. 





50. 
Befanntmadying der Königl. Regierung zu genkfuet a. 
d. O., die beſchraͤnkte Stempelfreiheit für fehiebs: 
amtliche Bergleiche betreffend. 





Es iſt zu unſerer Kenntniß gekommen, daß einige Schieds— 
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männer, deren urfprünglicher Wirfungsfreis nach den höhern Orts 
ergangenen Beftimmungen darin „befteht, zur Vermeidung von Pros 
zeffen, flreitige Angelegenheiten auf. Anrufen der Intereſſenten güts 
lich zu (lichten, und darüber eine Verhandlung zum Protokoll zu 
regiftriren, in die diesfällige Vergleichs-Verhandlung auch wohl 
Berträge ı und fonftige ——— gleich mit, aufnehmen, um 
dasjenige, zur’ Ausführung zu bringen, , worliber bie Intereſfenten 
ſich fo eben verglichen haben,“ ohne ſich jedoch auch rückſichtlich 
dieſer Verhandlungen? des Stempelpapiers zuſ bedienen, weil fie der 
Meinung ſind, daß es nach der Verordnung vom 26. September 
1832. und, der Inſtruktion vom 2. April 1834.. ſowie nad) der 
Allerhochſten Kabinets:Ordre.vom: 44. Auguß 1832. zunden ſchiede· 
richterlichen Verhandlungen der Anwenduns bes, Gempelpapierh 
überhaupt nicht bedürfe. 2... mis amstblen m mess 
ir finden uns. daher oeranlaßi,. darauf, aufmgrbfm zu mar. 
chen, daß die in den obigen ‚Derordnungen- bewilligt. pelfrei⸗ 
heit ſich „lediglich, nur auf die, Befreiung. der: ‚fhiedsamplishen. Ver⸗ 
gleiche. über die Art der Schlichtung des vorgewefenen Streits, 
vom Prozeß und Bergleichsitempel, wicht aber ‚auf. dergleichen, zur 
Ausführung. diefer . Vergleiche . aufgenommenen Vertrags: Verhaud:;) 
lungen erſtreckt, diefe ‚vielmehr: der Stempelpflihtigfejt, ‚eben ſo rl ! 
terliegen, als ob fie ‚außer. Verbindung mit ı dem ‚Bergleiche < 
ſchloſſen wären, und daß daher die © Schiedsmänner in allen Zählen, 11: 
wo fie in ihre zur Schlichtung des. porgeweienen Streits aufgenom⸗ 
menen fchiedsamtlihen Vergleiche, Behufs der Ausführung der leb: 
tern, derartige, der freiwilligen Gerichtsbarkeit angehörige Der: 
bandlungen, oder auch nur- Punftationen dgrüber mit ‚aufnehmen,,; 
bierzu, nach den Beſtimmungen des Stempelgeſetzes und der Al: 
lerhöchſten Kabinets-Ordre vom 19% Juni 1834., bei Bermeidung 
der für den Unterlaffungsfah geordneten Stemyelftrafen, die Stem: 
pel, welche diefe befonderen Gefchäfte tarifmäßig erheifchen, bei eis 
gener DBertretung ganz in derfelben Art zu verwenden haben, mie 
folches geſchehen fein würde, wenn die „diesfällige Verhandlung vor 
einer gerichtlichen Behörde oder einem Notar, aufgenommen wäre. 
Die fchiedsamtlihen Bergleichs:Protofolle, welche, gleich den 
Verhandlungen aller übrigen Behörden, der Kontrolle des Provin: 
zial-Stempelfisfals' unterkiegen, : werden von RI van Bei —8 
Zeit revidirt werden. ar „ta? 
Frankfurt a. d. D., den 3. März 1836. * x 
| Bull — — ——— 


T3: 
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"md ann Ari“ D.': a 
| ‚Bergiseelöinefen. R ” 
51. — 


Alte Rabinete-Döre, daß kein Knaben vor ieh 
‚aglegtene dreizehnten Lebensjahre zur. Gruben-Urbeit ei 
‚unser sagt sugelaffen werben dürfe... 


J FH es l ar 





— 


Roch Ihrem Antrage vom -16. v. ‚fette Ich mit Ans 
*8 des Art. 29. des franzöftf iſchen a. Dekrets vom 3. Ja⸗ 
nude 1813. hierdurch feſt, daß in demjenigen Theile der Rhein⸗ 
provinz, in welchem dieſes Dekret noch gültig iſt, Fein Knabe vor 
zuruͤckgelegtem dreizehnten Lebensjahre zur Gruben⸗Arbeit unter 
Tage zugelaffen werden darf. Etivaige Kontraventionen der Kot | 
zeſſionare oder Gruben: Vorgeſetzten gegen dieſe Beſtimmui g ſollen 
nach erfolgter Ermittelung, wie "alle andere Bergmwerks: Kontraven⸗ 
tionen, dem Borgwerkogefetze d om 21. April 1810. und dem Por 
lizei⸗Dekret vom 3. Januar 1813. gemäß, beſtraft werden. ' Sie 
haben diefen Erlaß durch die Amtsblätter der betreffenden Regie⸗ 
rungen befannt du machen, und auf deffen Ausführung beſten Acht 
u haben. | 
2 — den 9. März 1836, 


_ Fäiedtich un P 
den Staats, und Sufligminifter v. zumre 


und den wirklichen Geheimen Rath, sFr 
Grafen v. Alvensleben: — | 7} 





Tre 


E. ed 3, 


en, Verwaltung Be 


Auszug aus ee General: Ekkulnreides: König. Generah 
Poſtamts, an ſaͤmmtliche Poſtanſtalten, verſchiedene — 
Poſtvorſchriften und Anordnungen betreffend. 


Portofreibeit der Amen Freiſchule zu Coͤln. 
1. Der in Cöln beſtehenden evangeliſchen Armen-Freiſchule iſt 
auf die in ihren Angelegenheiten zu führende Korreſpondenz, * 


89: 
ſolch 4 oder untet Kreuzband Augeht und: Biefande wird, im⸗ 
gleichen auf die Berfendung' von Drudfhriften bis zu einem Ge⸗ 
wichte von 10Pfdpoſttaͤglich im -Ganzen mit einer Poſt, mit 
Vorbehalt des: Miderrufs, die Portofreiheit betoitlige worden.” ‚Die 
Sendungen’ müffen' mit: dem Rubro: ;: 
Ä „Ungelegeriheiten - ‚der evangelifchen‘ Armen Frethnle zu Kan”. n⸗ 
und mit dem Siegel der; Anſtalt verſehen ſein ©: 
Paket⸗ und Geldfendungen‘ für ‚die: gedachte‘ Direktion Sie 
dagıgen von der obigen. Begünſtigung ausgeſchloſſen. 174 
Poriofreiheit des Kunſtvereins zu Danpig.- '"" 
2. * Kunſtverein zu Danzig iſt auf die Korrefpondenz in 
allgemeinen Angelegenheiten deſſelben mit Vorbehalt des Wi— 
derrufs und unter der Bedingung die Portoſteihelt bewilligt wor⸗ 
ben, daß bie Briefe‘ offen ober: unteerBtermöan verſendet, und mit 


* Rubrik: — — un 4 
un tngelogenhit des Danziger Bunfiereine” — Pre 
begeichnet werden. sii...n. EBEN TIER 


Auf Gelds und Datorfenbungen Anter He Porofeiet fine 

Anwendung. - a z — © 
Porto das al emeine Archiv BR efchi tatun 
Portofreiheit · f reg oh | ſchichtskunde es 

3. Dem Direktor der -Königl. een Hauptmann a. 
D. dv. Ledebur, hier, iſt auf die Berfendung des von ihm rebis 
girt werdenden „allgemeinen Archivs für. die Geſchichtskunde des 
Preußiſchen Staats” in Briefform bis 16 Loth, und in Paketen 
bis zum Gewichte von 10 Pfd. im: Ganzen pofttäglich, ſowie auf 
die desfalls von ihm-abgehende, oder für ihn anfommende Redak⸗ 
tiong-Korrefpondenz bis‘ zum Gewichte von: 2 Loth, mit Vorbehalt‘ 
bes Widerrufs, und unter der Bedingung die Portofreiheit bewil⸗ 
ligt worden, daß die Verſendung der Korreſpondenz und Adreſſen, 
ſowie der Gegenſtände in Briefform bis zum Gewichte von 16 
Loth, offen oder unfer Kreuzband geihehe, und fämmtliche Abreſſen 
mit der Rubrik: 

| "Angelegenheiten des Allgenieinen Archibs für die Geſchichts⸗ 
J kunde des Preußiſchen Staats” - 
verfehen werden. 

Den Poftanftalten wird dieſes ur: Nachricht und * 
und mit der Anweiſung hierdurch bekannt gemacht, genau darauf 
zu ſehen, daß die obige Portofreiheit nicht gemißbraucht werde. 

Porto freiheit der Koͤnigl. Muſeen. 

4. Der General, Sntenbantur der Königl. Mufeen iſt auf die 
Korrefpondenz, welche das allgemeine und alleinige Intereſſe der 
Königl. Mufeen betrifft, und, ‚unmittelbar bon der Konigl. Gene⸗ 


3% 


rab Intendantur abgefendet wird, ober. unmikelör on . eins 
seht Die, Porntofreiheit bewiſſigt worden. 
zn, Zu dieſem Ende müſſen die Schreiben mit den: Kubeik:, it 

37 Aligemeine Angeiegerheiten deu Kbnigi. Mufeen”. 
bezeichnet, und in Abſicht aufı die von; der Königl, CET 
abgehenden außerdem mit Dem; amtlichen, Siegel verſchloſſen fein. 
In leßterm Falle wird; die Nichtigkeit. Des, ‚portofreien. Rubrums; 
nadj;.befonderg. von dem „ betreffenden Büreaubeonnen - Durch Bei⸗ 
feßung feines Namens auf der. Aweffe-befcheinige, werden sr. 

Auf Geld,, und Paletſendimges findet: * Vorofreiheit feine 

Anwenduug; mer 13 qusa a gur: — 

te Ausdehnung, 4 Vvorto mben fhrlden  Sotdatenfreund.” ” Er 

5Die dem Schaufpfeleti Sch neider hier, nach $. 6 des 
‚GonerokEirfulms.: Ren arm: 3. Mai Eau die Verſen⸗ 
dung des „Soldatenfreundes” bewilligte Portofreiheit iſt, mit Don: 
behalt des Widerrufs und unten der Bedingung/auch auf bie, in 

Angelegenheit diefer Zeitfchrift an die Nedaftion derſelben ejnge⸗ 
henden Brellungen Defekte Rückmeldungen und; Artis 
fel zur Aufnahme in den Soldatenfreund, ausgedehnt 
worden; daß die. desfallfige Kotreſpondenz offen oder unter. Kreuz⸗ 
Bun verſendet, und mit der. Rubrik: 

eier HUngeirgeiheie? des Solbatenfeeunbet : 
—* werde. 7 
ge der Vortoſti ben bee Adehern Bein. im tie i 
ı Deut ſchland. Ye 
A dem Apotheker: Verein im nördlichen Deutfchland 4 
ve bewilligt geweſene »Portofreiheit auf Büchers und: Journal⸗Sen⸗ 
dungen. -ift unter den bisherigen Bedingungen * für — Jahr 

1836. zugeftanden worden, . » 

Ä BB der Portafreibet. ber. abe Naturforier a Bonn. 
Bre au ı 

*F 3. ‚Der zu. Bonn — Breslau befiehenden Kaiferlic, Leopol⸗ 
Bine :Sarolinifchen Akademie der Naturforfcher iſt die nach; der, 
Cirkular-Verfügung Nr. 9; vom 9. April 1828. zugeflandene Por⸗ 
tofreiheit auf ihre Korreſpondenz und auf Pakete bis zum Gewichte 
von 10 Pfd. poſttäglich auch fuͤr das Jahr 1836. bewilligt worden. 
. - Verbot der Annahme von Blntegeln. 

- "9. Durch $.,89. des Zar: Regulativs,. vom. 48. Dezember. 
1824. iſt beſtimmt worden, daß lebende Thiere mit den Poften 
nicht befördert werden dürfen. Diefes Verbot erſtreckt ſich auch 
auf Blutegel, welche daher unter keiner Bedingung aut ne 
tung mit der Poft anzunehmen find. 

Paket: Beförderung nach Helgoland. | | 
10. Bei dem Mangel einer Foßnerbinbing viifihen — 
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m 
burg; und, der. Inſel Helgoland ; ift die: Vefürdreneg non Fahrpof-, 
gegenftänden dahin durch das’ Ober-Poftamtige Hamburg, unthun⸗ 
liduhrDiefelben: müffen: vielmehr von den Mſendern, Behufs der 
Weiterſendung, an ein Handlungshaus in Hamburg adreſſirtz werden 

Daß ſolches künftig geſchehe, darauf Haben; din Poſtauſtaltem 
zu halten, und die betreffenden: Abſender bei Einlieferung der Pa- 
fete auf das obige Verhältniß aufmerffan zu macen«. 4; ni 31.13 

Einziehung. der Porto: Defskte, Untk1H Ggurnisin 

11. Nach $. 95. des Potto Regulativs vom 18. — 
1824. ift-fein Korreſpondent verpflichtet, bei unrichtiger Andrni⸗ 
dung der Porto:Tare Seitens: der Poſtbeamten Portobeträge unter 
15 Sgr. nachzuzahlen. — liegtꝰ jodech — ra, für” 
den Pofibeamten, ſich dergleichen zur Könige. Poſtkäſſe fl fach 
Mortobeträge von dem Sorrefponberki — — A —38 
dern es wird. dadurch. nur, beſtimmt, daß, der letztere w —25 
Willen zur Berichtigung dexſelben nicht „verpflichtet. {ein Jn 
nach haben fich,, die ‚ dolauflalten genau Au,.achten, unb 
blifum in vorfommenden Fallen auf diefe, Beflimmung, ie 
zu madıen. 

- Erfcheinung einer neuen Poffarten-Tapete. für die. — 
19. Bon der den Poſtanſtalten mittelft General s Cirfulare 
vom 24. Februar pr. empfohlenen Karte im großen Mapftabe, zur 
Benußung als Tapete für die Paffagierftuben, iſt eine neue ber» 
vollſtändigte und verbefferte Auflage erfchienen, 

Die Poftanftalten werden auf- diefe neue Auflage aufmerffam 
gemacht. | 
| Berlin, den 1. März 1836... : u 
Der General » Poftmeifter. 

v. —— 





Cirkular⸗-Verfuͤgung der Königl Regierung zu Yorstam, 
an, fämmtliche Bau: + Znfpeftoren, fowie an fämmtliche 
Domainen; Pacht⸗ und Rentaͤmter, die —— Der 
tofreiheit in Domeinen-BawSachen, betreffenß. 

4 

"Bon dem Königl. Gerieral,Yoßamte ih es — Serage * 
bracht worden, daß in den Fällen, wo die Pächter Königl. Do: 
mainen alle Koften, fowohl für Neubauten, als für Reparaturen 
aus eigenen Mitteln beftreiten, die bisherige Portofreiheit in. Der. 
mainen⸗Bau⸗Sachen auf diejenige Korreſpondenz Zu beſchränken ſei, 
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welche ‘bloß die Ansübung des‘ Dberaufhteriges des Staats * 
begleichen Bausen vetreffen.. 5 
Da nun jetzt alle Domainen mit obiger Bedingung berpachu 
werden; fo 'haben Sie bei. denjenigen: Aemtern, wo: folcye fchon eins 
— nach dem Vorſtehenden zu verfahren. 
Was Ihre eigene: Koreefpondenz mit uns betri fft, ſo wird 
dieſe in der Regel portofrei ſein je’ 
— den 23. März 1836. 


te erg Regierung. 
Abtheilung J— die Ws: der. direkten Sau, Doninen 
niuu Sr: und Forſten .. 


—J 1Stelgew Br 
er Sem — — en 
NT vorftehönder Verfügung” an’ 1 Färhmitliche Domeknen, 

und Rentämter zur Nachricht und Nachachtung. Die dis 
vefte Korreſpondenz der Herren Beamten‘ mit ung wird hiernach i in 
- der! Hegel portopflichtig fein: EN 
— Potsdam, den 23. März 1836. 
Are für die Derwältung der direkten Steuern, Domeinen 
und Forften. - 
LETTER IE CE 


Ih) IE 


4 . 


eher Pe) . 3 sau, v. 
Landbau und Viehzucht: 
| it 
Cirfular-Reffript des Königl. Minifteriums des Innern 


für GemwerbeAngelegenheiten, an fämmtliche Königl. Ges 


neral⸗ Kommiſſionen, die Anſtellung deren —————— 
belieſfenb. 7 


— — 


Ze bei begehen Gefchäftsgange haben die General⸗ Kom⸗ 
miſſionen die Anſtellung ihrer Subalternen bei den Miniſtern in 
Antrag gebracht. Nachdem aber deren Verhältniſſe beſtimmter 
geordnet ſind, ſo bedarf es deſſen nicht mehr; vielmehr hat die Kö— 
nigl. ‚General-Kommifion dergleichen Anftellungen fünftig. Selbfi 
ohne. weitere Nüdfrage zu bewirken. Es verfteht ſich jedoch von 
felbft, daß. Sie Sich dabei nad) den. Vorfhriften, welche den Kö— 
nigl. Megierungen wegen der. Anſtellung ihrer Subalternen ertheilt 


— 


- 
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find, insbefondere aber wegen. der. Berforgung der‘ Snvaliden und 
der verforgungsberechtigten -»Unteroffiziere zu achten, auch dasjenige, 
‚was Ihr Selbſt wegen der vorzugsweifen Berüdfichtigung der zu. 
andermweiter Anftellung geeigneten Defonomier Kommiffarien zu er⸗ 
fennen gegeben ift, zur Norm zu nehmen hat. Auch befchränfen 
fih) die hiernach von der. Königl. General:Kommiffion auszuübene 
den Befugniffe auf die etatsmäßigen Gubalternen. Zur Anftelung 
von Hülfsarbeitern, muß nad); wie vor die Genehmigung des Mi: 
nifterii eingeholt werden, mas. jedoch auf die gegen Kopialien ans 
genommenen Hülfsfchreiber nicht zu beziehen ift. 
(Zuſatz an die Königl. General:Kommiffion zu Soldin:) 
Eben fo bleibt Ihr die Anftellung der nach dem Negufatio 
vom 2. Dezember 1832. gegen feparate Remuneration zu — 
tigenden Hülfsſchreiber überlaſſen. | 
Berlin, den 21. März 1835. 
Minifterium des Innern für Gewerbe: ‚Angelegenheiten. 
. bb Brenn | 


55. 


Cirkular⸗ Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des —— 

für Gewerbe⸗Angelegenheiten, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Re- 

gierungen, ausfchließlich "der Rheinifchen, mit der In⸗ 

(fruftion, die Ausbildung und Prüfung der Defonomies 
Kommiffarien betreffend. 


Es hat fih die Nothwendigfeit erwiefen, die Zulaffung der 
ODekonomie⸗Kommiſſarien nicht allein von dem Afte der Prüfung 
abhängig zu machen, fich ihrer Tüchtigkeit vielmehr in ähnlicher 
MWeife, wie es bei der Zulaffung zu anderen Staatsämtern ges 
fchieht, dadurch zu verfichern, daß fie unter den Augen und der 
Leitung der Behörden, durch die fie dereinft vornämlich befchäftigt 
werden follen, dafür ausgebildet werden, und je nach ihrer Vor⸗ 
bildung eine beflimmte Laufbahn und eine gewiffe Stufenfolge durchs 
gehen. Nachdem das Minifterium hierüber die Königl. Regieruns, 
gen und Generalsfiommiffionen mit ihren Gutachten vernommen, 
ift von demfelben die hier beigefügte Inftruftion (Anl. a.) erlaſſen 
worden, welche der Königl. Negierung mit der Anmeifung zuges 
fertigt wird, fie durch die Amtsblätter befannt zu machen, und 
fich bei den von Ihr vorzunehmenden Prüfungen danach zu achten. 

Dabei wird Derfelben zu erfennen gegeben, daß Ihr diefe 
Prüfungen, wegen der bei Ihr ſich meldenden Kandidaten, zwar 
nad) wie ‘vor verbleiben. Doch hat Sie die letzteren wegen ihrer 
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Borbeteitung dazu nah näherer Beftimmung der 5.5. 5. 6. (Mr. 
1. 20 und 4.) 9. und 10. der Infteuftion, an die General:Koms 
imiffion Ihres Departements zu verweifen, und nur dann erfi, wenn 
der Kandidat diefe beftanden, und ſich darüber durch die. Zeugniffe 
der. General:Kommiffion ausgeriefen und dasjenige beigebracht hat, 
ad nach 5.5.6. (Nr. 4.) und 11..(Nr.. 1.) Behufs des Eramens 
zum Defondmie-Kommiffarius erfordert wird, dafjelbe zu veranlaffen. 
Webrigens wird Derfelben noch Folgendes. bemerflich gemacht, 
se Rn der Inſtruktion ift bereits. darauf hingemiefen, daß ſo— 
. wohl bei der Vorbereitung der, Defonomie s Kommiffarien, als bei 
ihrer (Prüfung darauf zu halten ift, daß fich diefelben in der öko— 
nomiſchen Technik und deren Anwendung auf die öffentlichen Ge: 
ſchäfte befriedigende. Kenntniffe und Fertigkeiten erwerben, und über 
den Beſitz derfelben ausweifen. Das Minifterium wird Sorge 
dafür tragen, daß fähigen jungen Männern einige Unterfiühung 
zu Theil wird, um die öfonemifchen Lehranftalten dazu zu be- 
nußen, worüber der Königl. Regierung zu feiner Zeit das Weitere 
zugehen fol. Ihrer Seits aber hat Diefelbe, den Beftimmungen 
in der Allerhöchften Kabinets-Ordre vom 7. Juni 1834. gemäß, auf 
jene Qualififation mit befonderer Strenge zu halten, da der Beruf der 
Defonomie-Kommiffarien hauptfächlich der ift, daß die Auseinander: 
ſetzungs- und anderen öffentlichen Gefchäfte in wirthichaftlichen Be: 
ziehungen nach richtigen Anfichten und Grundfäßen geleitet, und 
die ökonomiſchen Gutadhten mit voller Sachfenntniß erflattet werden. 
2. Berlin, den 11. April 1830. | 
Minifterium des Innern für Gemwerbe:-Angelegenheiten. 
v. Brenn. 


. s a. 
| | Snftruftion a 
"wegen der Ausbildung und Prüfung der Defonömie 
ze Kommiffarien. | 
Im Allgemeinen 
ie d | g. 1. 1— 
Zur Qualifikation eines Defonomie-Rommiffarius — eines Theils 
die Faͤhigkeiten, Kenntniſſe und Fertigkeiten eines öfonomifchen Techni⸗ 
fer, andern. Theils Gewandtheit in der Behandlung der öffentlichen 


Gefchäfte. In det erfiern Beziehung muß er mit dem praftifchen Bes 
hrs der Landwirthſchaft im Bereiche mindeßens einer oder der andern 


— 


rovinz des Landes vertraut ſein, in dem Maße, daß er nicht nur die 
uͤchtigkeit und Zweckmaͤßigkeit der handwerksmaͤßigen Arbeiten zu wuͤr⸗ 
digen, zu kontrolliren, und erforderlichen Falls zu verbeſſern, ſondern 
auch den ganzen Betrieb einer Gutswirthſchaft von Bedeutung in allen 
Einzelnheiten nad gelaͤuterten Grundſaͤtzen einzurichten und zu leiten 
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verſtehe. Seins Kenntniß der Tandwirfhfihaftlichen Gewerbslehre miiß 
ferner zu einem wiſſenſchaftlich geordneten und durchdachten Wiſſen aut 
ebildet fein. "Er muß mit den beſſern Schriften uͤber die Landwirth⸗ 
chaft und über die landwirthſchaftliche Bonitirungs⸗ und Detarationss 
Kunft vertraut fein‘ Er muß fich die Fertigfeiten eines Boniteurs an—⸗ 
“ geeignet haben, um andere Boniteure bei dem Gefchäfte der Bonitirung 
zu leiten und zu kontrolliren, alfo die Klaſſen, in welche die Bodenar⸗ 
ten auseinander zu ſetzen find, und die bei dem Werthe derfelben in 
Anfchlag kommenden Nebenumflände gehörig zu unterfcheiden, das Werths- 
'verbältnig ſowohl im Allgemeinen, als nach befonderen oͤrtlichen Bezie⸗ 
hungen angemeffeh "zu berechnen, auch die wirthfchaftlichen VBerbältniffe 
jeder Gegend, jedes Orts und jeder Wirthfchaft, und zwar ſowohl der 
Vorwerke, als der bäuerlichen Grundſtuͤcke, richtig und beſtimmt aufzu⸗ 
faſſen, ihre Beduͤrfniſſe und ihren Ertrag zu erkennen, und die ander⸗ 
weitigen Einrichtungen, wodurch ihre Eigenthuͤmlichkeiten am zweckmaͤ⸗ 
ßigſten benutzt werden, anzugeben im Stande fein. Von der mit der 
Landwirthſchaft im engeren Sinne zuſammenhaͤngenden Forſtwiſſenſchaft, 
dem Sagdroefen, „Gartenbau, Torfbau, und den mit derſelben haͤufig 
verbundenen Gewerbsanftalten, Ziegeleien, Brau⸗ und Brennereien, des⸗ 
gleichen von dem für die praftifhe Landwirthfhaft fo wichtigen Baus 
Wefen, muß er eine allgemeine biftorifche Kenntnig ihres Betriebes und 
ihrer Regeln befigen. 2 
In Beziehung auf feine Ausbildung als Gefchäftsmann iſt von ibm 
die Bekanntfchaft mit der rechtlichen Natur der Ländlichen Beſitzſtaͤnde, 
als Eigenthum, Lehn, Erbzins, Niefbrauh, Pacht und der bäuerlichen 
Befiverhältniffe, den: Gemeinbeiten und Servituten, ingbefondere mit 
den auf Sicherung und Werbefferung der Landfultur abzwecenden, und 
die ländliche Polizei betreffenden Vorfhriften, ‚namentlich von Gemeins 
heitstheilungen, bäuerlichen Negulirungen, Borfluthsfachen, zu fordern. 
Er muß im Allgemeinen mit den Vorſchriften des ordentlichen Pros 
307 den Gerichts⸗ und Hypotheken⸗Einrichtungen, den in den Geſchaͤfts⸗ 
kreis der Oekondmie⸗Kommiſſarien einſchlagenden, theils das Reſſort der 
Regierungen, theils der General-Kommiffionen betreffenden Verwaltungs⸗ 
Grundfägen, den Gteuer- Einrichtungen, den Staͤndiſchen⸗, Gemein e⸗ 
und anderen provinziellen Korporations⸗Verfaſſungen bekannt; insbes 
fondere aber mit den Vorſchriften über das Verfahren in Angelegenhei⸗ 
ten der ©emeinheitstheilungen, Ablöfungen, gutsherrlich-bäuerlichen Re: 
master. zu Vorfluths⸗ und andern zum Gefhäftsfreife der Defonomie- 
ommifjarien gehdrigen Angelegenheiten ; nicht minder mit, den Grund: 
fäßen und Werfahren der Domainen-Beranfchlagung und den landfhaft: . 
lichen und gerichtlichen Zaren der Provinz ganz vertraut fein. Er muß 
fich endlich, über feirte praftifche Fertigkeit in der Behandlung “aller zum 
Wirkungskreiſe der Oekonomie⸗Kommiſſarien gehörigen Gefchäfte, als in 
in der Direktion’ der YAuseinanderfegungs-Gefhäfte, Bildimg der Theis 
fungspläne, Inſtruktion fireitiger Punkte, Ausarbeitung von Auseinan⸗ 
derfeßungs-Rezeffen, Taraufnahmen und Erſtattung technifcher Gutachten 
ausmweifen. F —— 9 
Zur Erforſchung dieſer Qualifikation genuͤgt es an der Beibringung 
ſchriftlicher Probearbeiten und einer mündlichen Prüfung nicht; vielmehr 
uß die Laufbahn des Kandidaten von der Art geweſen fein, daß man 
aus derfelben und den Zeugniffen über feine Führung und feine ander: 
weitig _beflandenen Prüfungen, die Ueberzeugung von feiner angemeffe- 
nen Vorbereitung gewinnen kann. Das mündliche. Eramen und die 


96 


Probearbeiten Finnen alfo. nur zur Beſtaͤtigung der hieraus fich erge⸗ 
———— dienen, insbeſondere, um von feiner Urtheilskraft, 
dem Umfange und der Gruͤndlichkeit ſeines ———— feinen Faͤbig⸗ 
keiten, in deutlicher, ſowohl muͤndlicher, als ſchriftlicher Entwickelung ſei⸗ 
ner Kenntniſſe und Ideen, Uebergeugung zu gewinnen. 


Wer fih dem Dienfte, als Sekonomie⸗Kommiſſarius widmen will, 
muß fich ‚bei der Behörde über; feine — dazu ausweiſen, und 
die weiterhin beſtimmten Stufen ſeiner ferneren Ausbildun — 
Dexrx Regel nach ſollen nur Geſchaͤftsleute, welche die Qualifikation 
der Neferendarien (der Oberlandesgerichte oder Regierungen) haben, und 
praktiſche Landwirthe zu der Laufbahn der Defonomie-Siommiffarien vers 
- flattet werden. PR | | eg 

Nähere Beſtimmungen rädfichtlich ber Vorbildung der 
 DetonomiesKommiffarien aus der Klaffe der praf- 

— | tifhen Landwirthe. 20 
Praktiſche Landwirte, welche fih zu Oekonomie⸗Kommiſſarien qua⸗ 
Lifigiren wollen, müffen eine wiflenfhaftliche Ausbildung in dem Maße 
befigen, dag fie nicht nur im Stande find, einen, mohlgeordnetert, deut 
lichen und biündigen fchriftlichen Vortrag zu machen, fondern auch die 
Gegenftände ihres Willens auf deutliche und beſtimmte Begriffe und 
Grundfäge zurücdzuführen, die ihnen beimohnenden SKenntniffe nach ih⸗ 
ren Gründen zu entwiceln, ſich folchergeftalt der Gewißheit und Zuvere 
laͤßigkeit derfelben bewußt zu werden, und durch eigenes Studium der 
‘vorhandenen Schriften fich weiter auszubilden. | , 

’ 2 AR —⸗ 
Dieſelben muͤſſen ſich daruͤber ausweiſen, daß fie ein oder mehrer⸗ 
große Güter (Rittergäter, Domainen-VBormerfe ıc.) mindeſtens drei Sabre 


‚Erfolg, bewirthſchaftet haben. Hat es ihnen dazu an Gelegenheit ges 
fehlt, fo muͤſſen fie doch mindefiend 6 Jahre lang als Gehülfen.in einer 
folchen Landwirtbfchaft befchäftigt gewefen fein. Haben fie auf einer 
anerfannten landwirtbfchaftlichen Lehrankalt Audirt, fo wird ein Jahr 
diefes Studiums zweijährigem Wirthfchaftsbetriebe in der Stellung eines 
Adminiſtrators oder Gehülfen gleich geachtet. | 


Sie haben fich einer erſten Prüfung zu unterwerfen: 
a. über ihre wiffenfhaftliche Vorbildung mindeftens in dem S. 4. bes 
zeichneten. Umfange; . | — | 
b. darüber, daß fie fi mit der Iandwirthfchaftlichen Gewerbslehre in 
rationeller (wiffenfchaftlicher) Begründung vertraut gemacht haben. 
Bei diefer Prüfung muß zugleich ihre Urtheilsfraft und ihre Fähig« 
feit in der Unmwendung ihrer Kenntniffe auf landwirtbfihaftlihe Einriche 
tungen näher erforfcht werden. Um diefes ihr Willen und / ihre Faͤhig⸗ 
feiten zu erforfchen, follen ihnen zwei bis drei Aufgaben zur fchriftlichen 
Ausarbeitung vorgelegt, und es du dann eine mündliche Prüfung vers 
anftaltet werden. . | 


8, 7: — 

Berechtigt hiernach der Kandidat zu der Hoffnung, daß er ſich die 
Fertigfeiten in der Anwendung feiner Fähigkeiten und Kenntniffe auf 
die Öffentlichen Gefchäfte zu eigen machen werde; fo foll er | 
4) einem Defonomie» Kommiffarius Als Protofollführer zugeordnet 
werden, und in diefer Eigenfchaft, je nach der Entwickelung A 
J ig⸗ 


— 97 
Fähigkeiten, ein bis zwei Jahre befchäftigt werben. Die Beſchaͤf⸗ 
“tigung deffelben foll aber keineswegs auf bloßes Protofollführen 
befchränft ;_ vielmehr, je. nach den Fähigfeiten des Kandidaten, auf 
alle Entwürfe zu den unter Werantwortlichfeit des Defonomie- 
Kommiffarius zu erlaffenden Verfügungen, Berichten, Berechnun⸗ 
gen, Planbildungen u. f. w. gerichtet werden. Auch fünnen ibm 
die eigene Faffung der Protofolle und die Vernehmüngen der In- 
tereffenten, beiderlei Gefchäfte jedoch nur, in Öegenwart und unter 

‚ anfmerffamer Theilnahme des DefonomiesKommiffarius überlaffen 
werden. Zugleich foll ihm’ durch Zuziehung bei_den Bonitirungss 
Gefchäften vielfache Gelegenheit gegeben werden, fich darin zu üben. 
2), Wenn der Protofollführer fich nach dem Zeügniſſe des Denen, 
Kommiffarius tüchtig. gemacht hat, um als Kommiffions- Gebälfe 

. zugelaffen zu werden, fo foll der Behörde davon, unter Einfendung 
einiger von demfelben gelieferten Ausarbeitungen, insbefondere von 


den Diener, die der Kommiffariug feinen Ver⸗ 


bandlungen bat zum Grunde legen fönnen, Anzeige gemacht,.und, 


wenn die Behörde diefe Arbeiten tlichtig findet, der rotofollfühs » 


. rer zum Kommiſſions⸗Gehuͤlfen ernannt werden. 
Hiernaͤchſt foll er 


3) mindeftend ein Fahr Ing an, den Vorträgen und Arbeifen des 


Kollegii der Generalfommiffion, oder der an ihrer Stelle die 
Gefhäfte ihres Reſſorts leitenden Regierungs » Abtheilung, Theil 
nebmen, und 
4) nach diefer Vorbereitung noch ein bis zwei Jahre, nach näherer 
Beſtimmung des $. 58. der Werordnung vom 20. Juni 1817., 
‚durch Theilnahme an den örtlichen Auseinanderfegungen befchäfs 
tigt werden. Zugleich foll ibm die felbiiftändige Bearbeitung eis 
niger Ausdeinanderfeßungen, unter Kontrolle eines Oekonomie⸗Kom⸗ 
miffarius oder Mitgliedes ded Kollegüi, aufgetragen werden. Nach: 
dem er zwei diefer Uuseinanderfegungen bis zur Rezeß⸗Vollziehung 
abgeſchloſſen, und ein Zeugniß desjenigen Oekonomie⸗Kommiſſarius 
oder Departements⸗Rathes, unter deſſen Konttolle vr geſtanden, 
daruͤber beigebracht hat: 
daß derſelbe ihn zu dem Examen als Oekonomie⸗-Kommiſſa⸗ 
rius gehoͤrig vorbereitet erachte, 
ſoll er zu demſelben verſtattet werden. 


$. 8. | Br 
- Die Prüfung ift auf den ganzen Umfang der Kenntniffe und Fer⸗ 


figfeiten, welche nach $. 1. von einem Defonomi-fommiffarius gefors 


dert werden, zu richten. Insbeſondere find die Urtheilöfraft des Kandis 


baten und feine praftifchen Fertigfeiten in der Behandlung der Gefchäfte 
mit vorzüglicher Sorgfalt zu erforfchen. J 
Dieſe bei den Koͤnigl. Regierungen oder General⸗Kommiſſionen zu 
veranſtaltende Prüfung geſchieht theils mündlich, theils ſchriftlich. Bei 
der muͤndlichen Pruͤfung, die hauptſaͤchlich auf den Umfang des Wiſſens 
und der natürlichen Faͤhigkeiten des Kandidaten zu richten iſt, ſoll ders 
‚ felbe unter andern ‘einen mündlichen Vortrag in einer auf Öfonomifche 
Streitigfeiten binauslaufenden Spruchfache halten. "Ueber die praftifche 
Fertigkeit des Kandidaten in der Behandlung der zum Bereiche der 
Defonomie-Kommiffarien gehörigen Gefchäfte, müffen ſich die Eraminas 
toren vornehmlich aus dert von demfelben in feiner Eigenfchaft als Des 
fonomiesGehülfe gefertigten Arbeiten Ueberzeugung verfchaffen. In dem 
Behuf müffen - ihnen nicht nur die abgefchloffenen Probearbeiten ($. 7- 
Annalen. Heft J. 1836. & 
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Nr, 4.) vorgelegt werden, fondern es fleht auch bei ihnen, fich eine oder 
die andere von den übrigen durch denfelben felbfiftändig bearbeiteten 
Eachen einzufordern. Weiter foll dem Kandidaten eine fchon beendigte 
Auseinanderfeßung vorgelegt werden, um fich in einem fchriftlichen Vor; 
trage über die Richtigfeit und Zweckmaͤßigkeit der Behandlung gutacht- 
lich zu Außern. — 


Ergiebt ſich bei der — ein eg an natürlichen Fähigfeis 
ten, insbefondere an Urtheilskraft, welcher Mistrauen erregt, fo muß 
der Kandidat. für immer zurücdgemiefen werden. Zeigen ſich aber die 
Mängel in feinem Wiſſen und feinen praftifchen Fertigkeiten, fo muß 
er mit dieſen Mängeln befannt gemadt, und ihm eine Friſt befiimmt 
werden, in welcher er fich über die Ergänzung derfelben auszuweiſen hat. 
Diefe nachträgliche Prüfung kann dann auf diejenigen. Gegenflände bes 
— — in welchen ſich feine Ausbildung als mangelhaft ges 
zeig | 
Nähere Beſtimmungen rüffichtlich der Vorbildung und 
h Pruͤfung der Neferendarien. 

— 810 J 

Bevor Reſerendarien der Regierungen oder Oberlandesgerichte zu 
der Ausbildung, für den Dienſt der Defonomie-Kommiffarien verſtattet 
werden, müffen diefelben und zwar die Regierungs-Referendarien min- 
deftens zwei Jahre lang, und die Oberlandeggerichts-Referendarien, d. i. 
Diejenigen, welche in dem zweiten Examen bei den Juftizbehörden beftans 
den find, mindeftens ein Jahr lang bei einer Königl. Negierung oder 
GeneraleKommiffion gearbeitet haben Die einen wie die anderen. müffen 
entweder ein Jahr lang den Unterricht auf einer vom Staate anerfanns 
ten landwirthfchaftlichen Lehranftalt genoffen haben, oder zwei Jahre 
lang als Gehülfen in dem MWirthfchaftsbetriebe eines großen Gutes bes 
ſchaͤftigt gewefen fein. ’ 

— ſie ſich uͤber ihre gute Fuͤhrung und ihre Applikation in 
dieſen Vorſtufen gehoͤrig ausgewieſen haben, werden ſie zu dem Examen 
der Oekonomie⸗Gehuͤlfen verliattet. Dies Examen ſoll nur darauf ges 
richtet werden, daß fie fich die Tandwirthfchaftlihe Gewerbslehre, ſoweit 
ge aus Schriften erlernt werden Fann, angeeignet, und fich anſchauliche 

enntniß des Erlernten erworben haben. 
11 


Nach beftandenem Eramen werden fie einem Oekonomie⸗Kommiſſa⸗ 
rius als Gehülfen zugeordnet, dergeftalt, daß fie alle. diejenigen Ges 
fchäfte felbfiftiändig verrichten fönnen, wozu «8 der Qualififation eines 
öfonomifchen Sachverftändigen nicht bedarf. Sie müffen in diefer Ötel» 
lung mindefiens zwei Jahre lang arbeiten. Während diefer Uebungszeif 
follen fie von dem Defonomie-fommiffarius möglichit zu allen, auf Eine 
nahme des Augenfcheing gerichteten Verhandlungen, insbefondere bei den 
Bonitirungen zugezogen, und überhaupt in den technifchen Theilen der 
YuseinanderfeßungssÖefchäfte vielfältig gelibt werden. Es verfteht fi 
jedoch von felbft, daß die Leitung. der Bonitirungen und die Feftitellung 
der Mefultate des eingenommenen WUugenfcheing dem Defonomie-Koms 
miffarius verbleibt, nicht minder, daf die übrigen, dem Gehülfen zu übers 
laffenden technifchen Yusarbeitungen von dem Defonomie: Kommilffarius 
- prüfen, und, dem Befinden nach, zu berichtigen find, fo daß fie nur 

urch das Anerkenntniß des Ießtern, als Grundlagen der Verhandlung 
oder der Entfcheidung, rechtliche Wirkung erhalten. 


"9 


Nachdem die Gehälfen in der Behandlung ber Gefchäfte, nament- 
lich in dem oͤkonomiſchen Theile derfelben, Uebung gewommen haben, 
ſoll es wegen der ihnen zur felbiftändigen Leitung zu fbertragenden Aus» 
era wie in dem Falle des 4 7. Nr. 4 gehalten 
werden. Ä * 


S. 12. * 

Bevor dieſe Klaſſe von Detonomie «Gehhitfen in bie Stellung der. 
Oekonomie ⸗Kommiſſarien eintritt, muß mit, befonderer Aufmerffamfeit 
darauf gefehen umd gehalten werden, daß fie in dem dfonomifch-technis 
ſchen Theile ihres Berufs vielfältige Uebung gehabt und zureichende 

Eicherheit darin gewonnen haben. Sie müffen alfo: h 
4) ein Zeugniß des Oekonomie⸗Kommiſſarius, dem fie als Gehitfe | 
beigeordnet waren, und des Departements⸗Raths für den Diftrift 
beibringen, daß fie der Bonitirung fundig find und zur Peitung 
derfelben, insbeſondere der Boden⸗Klaſſifikation und Feftftellung der 
MWerthöverhältniffe, ſich tüchtig gemacht, überhaupt bei den ihnen 
aufgetragenen Arbeiten in dem technifchen Theile derfelben gruͤnd⸗ 
liche Kenntniffe, Sicherheit und Gewandtheit an den Zag gelegt. 


baben ; 

2) der Provinzialbehörde zwölf. ihrer technifchen Arbeiten (Entwürfe 
von Separationsplänen, Gutachten, Über einzelne Sfonomifche Punfte 
zc.) nambaft machen, aus welchen diefe ‘drei jur Prüfung ihrer 
Fähigkeiten auswäßlt; | 

3) Die von ihnen felbfiftändig bearbeiteten Auteinanderfegungen und den 
aftuellen Stand jeder Sache angeben, aus. welchen die Behörde 
zwei zur Prüfung auswaͤhlt. ie die fchrifflichen Wrobearbeiten, 
fſo iſt auch ihre mimdliche Prüfung vornämlich auf ihr oͤkonomiſch⸗ 
technifches Wiffen, deffen Umfang, Gründlichfeit und praftifche Ges 
diegenheit zu richten. Im Br finden die Beflimmungen in 
den 8.9. 8. und 9. auch auf diefe Klaffe von Kandidaten Anwendung. 


Borbereitung der Gefhäftsleute anderer Klaffen. 
8. 13. | 
Wollen Gefchäftsleute anderer als ber oben bezeichneten Klaffen, 3. 
DB. Teldmeffer, fih zu Defonomie-Kommiffarien ausbilden, fo können 
fie dazu nur dann zugelaffen werden, wenn fie in einer oder der andern, 
der Gefchäftsführung der Defonomie + Kommiffarien entfprechenben Bes 
ziehung eine ausgezeichnete Borbildung gewonnen haben. 
;, In diefem Falle haben die Behörden die Genehmigung des Miniftes 
sit wegen deren Zulaffung nathzufuchen, und dabei den Bildungsgang, 
welcher einem folchen Kandidaten, Behufs feiner Vorbereitung zu dem 
Examen eines Gehülfen, und fpäterbin eines Oekonomie⸗Kommiſſarius, 
vorzuzeichnen ift, im Vorſchlag zu bringen. “ 
erlin, den 11. April 1836. 
Minifterium des Innern_ für: Gewerbe-Angelegenbeiten. 
v. Brenn 
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| 50. | 
CirfularsReffripe der Könige. Vermaltung für Handel, 
Babrifation und Baumefen, an fämmteliche Königl. Res 
gierungen, fowie an die Königl. Minifteria-BauKom- 
miffion hiefelbft, die Dienftfiegel der Felomeffer und 
| Bau⸗Kondukteure betreffend. 


In Verfolg des Cirkulars vom 18. April v. 3. *) und mit 


Rückſicht auf das Gefeh vom 6. Juni v. J, eröffne ich der Königl. 


Regierung Folgendes im Hinficht der Dienftfiegel der Feldmeffer 
und Bau:Kondufteure. 

Da diefe Beamten ihren Broterwerb häufig in’ Privat: Auf: 
trägen fuchen müffen, da fie ferner in verfchiedenen Regierungs⸗ 
bezirfen. Befchäftigung fuhen müffen, endlich aber ihre Dienftfiegel 
im Salle einer Beförderung abzuliefern verpflichtet find; fo erfiheint 
es angemeffen, daB fie letztere nur während ihrer, Befchäftigung 
im Staatsdienfte in Händen haben, wnbillig aber, fie die Koften 
für deren Anfchaffung fragen zu laflen. | 

.. Hiernady wird auch die Bezeichnung foldher Siegel mit dem 
Namen deffen, der fie führt, wie fie in dem Eirfular vom 18. 
April v. J. angemeffen erachtet worden, beſſer wegfallen. 

Diefe Siegel werden daher als Umfchrift den Namen des. 
Negierungsbezirfs und als Auffchrift das Wort: „Feldmeſſer oder 
Bau: Rondufteur” erhalten. Die Könial. Regierung ꝛc. wird fie 
anfertigen laffen, für die Dauer des Auftrages aushändigen, und 
nad) deffen Beendigung wieder ‚einziehen. 

Die Koften werden aus ihrem Dispofitiong: Fonds, oder nach 
Umftänden, aus dem Ertraordinario der Baufoften für denjenigen 
Bau zu beftreiten fein, bei deffen Ausführung fie nöthig werden. 

Berlin, den 15. Januar 1836, 


Berwaltung für Handel, Fabrifation und Bauweſen. 
Rother. 


*) Jahrg. 1835. 2tes Heft, S. 379. 
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57. 


Cirfular-Refkript bes Königl. Minifteriums bes Innern 
für Gewerbe: Angelegenheiten, an die Koͤnigl. General: 
KRommiffionen zu Stargard, Soldin, Berlin, Breslau 
und. Etendal, fowie an die betreffenden Königl. Regie 
rungen, wegen andermeitiger Fejtftellung der Normal 
Zaren bei Dismembrationen der zu Eigenthume: 


rechten verliehenen Bauerhoͤfe. 





Der gonigl⸗ General⸗Kommiſſion wird auf den Bericht vom 
30. September v. J. 

wegen anderweitiger Feſtſtellung der Normal-Taxen bei Die: 

membrationen der nach dem Edikte vom 14. September 1811. 

zu Eigenthumstechten, verliehenen Bauerhöfe, 

im Einverſtändniß mit dem Königl. Juſtizminiſterio Folgendes er⸗ 
öffnet. 

Die von Ihr angenommene Meinung, daß die im $.29. Iit. b. 
des Edikts vom 14. September 1811. getroffene Beſtimmung mit 
jeder Parzellirung ihre Wirkung verliere, iſt jedenfalls irrig. Das 
Nämliche gilt von Ihrer Anſicht, als ob der Parzellirung ungeachtet 


der Ate Theil der urfprünglicden Normaltare unter allen Umftäns 


den nach wie vor verfchuldet werden könne, da dies offenbar zur 
. Bereitelung jedes Zwedes der gefeglichen Befchränfung der Ber: 
fhuldung führen würde. 

Dagegen hat die Königl. General:Kommiffion folgende Grund: 
. Füße zu befolgen, als: 
1) Werden von dem Hofe geringe, zu einer bäuerlichen Nahrung 


nicht hinreichende Parzellen abgezweigt: fo ift die Befchrän: 


fung wegen der nur für ein Viertel zuläffigen Verſchuldung 
der Regel nach auf die Parzellen nicht zu übertragen. Schon 
die Faſſung des Gefehes, welches von Bauergütern hans 
delt, - fpricht dafür; auch find es nur dicke, nämlich ganze 
Bauerhöfe und eigentliche Bauerwirthfchaften, bei deren Schul: 
denfreiheit die ———— Verwaltung irgend intereſſirt 
ſein kann. 
Wenn aber 

2) die dismembrirten Grundſtücke nach der Theilung einen Um: 
fang behalten, daß jedes zu einer bäuerlihen Nahrung hin: 
reicht, fo muß es für ein jedes diefer Theilſtücke bei der im 
Geſetz ausgedrückten Regel bleiben, weil alsdann bei den 
Parzellen die — Rüdſi ichten anwendbar bleiben, wes⸗ 


— 
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halb die hypothekariſche — der in ihrem urfprüng- 
lichen Beftande erhaltenen‘ Bauerhöfe befchränft ift. 

Bei der Beurtheilung der Frage: 
was als eine ſelbſtſtändige bäuerliche Nahrung anzufehen iſt? 
— können aber in’ Fällen ‚der vorliegenden Art, die beiden 
En = der Abloſungs⸗ Ordnung anzunehmenden Merfinale, 
näml 

a. daß die Stelle fpannpflichtig ift, 

b. daß bisher auf derfelben Zugvieh gehalten worden, 
nicht zuf Norm dienen. Wohl Fünnen diefelben ald Erfen: 
nungszeichen folder Bauerhöfe benugt werden, die in ihrem 
bisherigen Beftande verbleiben. Wenn aber diefer Beftand 
verändert wird, fo geht der Natur der Sache nad ein Theil 
der Merkmale verloren, die zuſammen genommen die Folge: 
rung rechtfertigen, daß die Nahrung beträdhtlic genug. ift, 
um für eine Bauer:-Nahrung zu gelten. Was aber das dritte 
nach der Ablöfungs- Ordnung geltende Merkmal anlangt, daß 
nämlich für die Stelle Zugvieh erforderlich ift: fo iſt dies 
fo unbeftimmt, daß die ungleichartigften Anwendungen deſſel⸗ 
ben flattfinden. Die Königl. General:Kommiffion hat daher 
jeden abgetrennten Theil, der groß genug ift, um nach der 
ortsüblichen Wirthfchaft ein Gefpann von 2 Pferden oder 2 
Ochſen mit dem darauf gewonnenen Futter zu erhalten, für 
eine ſelbſtſtändige bäuerliche Nahrung anzunehmen. 

Was die Frage betrifft: 
ob und unter welchen Umſtänden die Reviſion und Abän- 
derung der Normaltare eines durch Parzellirung verklei⸗ 

nerten Hofes erforderlich iſ? 

ſo kann es, da die Normaltaxen immer nur einen mäßigen 
Preis der Bauergüter angeben, nicht darauf ankommen, die— 
ſelben zu revidiren, wenn unbedeutende Theile davon getrennt 
werden. Die Koſten einer ſolchen Tax-Reviſion würden außer 
allem Verhältniß mit dem Gegenſtande des Geſchäfts ſtehen, 
und die Parzellirungen gegen den urſprünglichen Zweck der 
Normaltaxen erſchweren. Es iſt aber ganz unthunlich, zu 
beſtimmen, bei welchem Maße von Parzellirungen darauf ein— 
gegangen, oder die beſtehende Taxe aufrecht erhalten werden 
ſoll, und es muß lediglich der Beurtheilung der Königl. Ge: 
neral⸗ Kommiſſion überlaſſen bleiben, ob die abgetrennte Par— 
zelle im Berhältniffe zu dem Geſammtbetrage des Hofes und 
mit Berücjichtigung der in dem fpeziellen Falle beftehenden 
9: tormaltare von dem Belange ift, daß die Iehtere deshalb er— 
mäßige werden muß; oder ob diele Tare, der Parzellirung- 
ungeachtet, doch nicht hinter dem Werthe des Hofes zurüd- 
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bleibt, und demnach ohne weitere Nevifion beftätigt werden 
fann. ° | 
Was endlich die Frage anlangt: 
durch welche Behörde die anderweitige Negulirung der 
‚Normaltare bei Dismembrationen von Bauergütern zu 
zu bemwirfen if? J | 
. fo handelt es fich hierbei von einem Gegenftande des Ver—⸗ 
waltungs⸗Reſſorts. Wenn alfo nicht die Königl. General 
Kommiffion, vermöge der mit den Parzellirungen zufammens 
‘ hängenden Ablöfungen, als forum specialis icausae eins 
tritt: fo find es nach der Gefchäfts:Infteuftion für die Mes 
gierungen vom 23. Oktober 1817. $. 2. Nr. 4. diefe, wel⸗ 
he die Regulation nah 4. 2. 3. zu treffen, und reſp. die 
‚Normaltaren zu ermäßigen haben. Den Gerichten ift feine 
Kognition über die Angemeffenheit der Normaltaren beiges 
legt; fie haben vielmehr: nur dafür zu forgen, daß die Hypo: _ 
thefenbücher in diefer Beziehung in Ordnung gehalten, die 
Behörden alfo von den eingetragenen Veräußerungen inter: 
richtet, und Feine ven Normaltaren zumiderlaufende Gefchäfte 
eingetragen werden. a nz 
Berlin, den 31. Zanuar 1836., 
Minifterium des Innern für Gewerbe » Angelegenheiten. 
v. Brenn 


An 
die Koͤnigl. General-Kommiffion zu Stargard, und 
abfchriftlih zur Nachricht und Achtung an die Königl. 
Generals Kommiffionen zu Soldin, Berlin, Breslau 
und Stendal, fowie an — Koͤnigl. Regie⸗ 
rungen, mit Ausſchluß jedoch derjenigen in den Pro⸗ 

vinzen Neuvorpommern, Sachſen, Weſtphalen 
und der Rheinprovinz. 





| 58. i 
Cirfulars Verfügung der König. Regierung : zu Brom⸗ 
‚ berg, an fämmtliche Königl. Landrathsaͤmter, mit einer 
Anleitung zum Anbau der zur. Zuderfabrifation 
brauchbaren weißen Runfelrübe. : 





Anliegend (a.) erhält das Königl. Tandräthliche Amt 5 Exem— 
plare einer Anleitung zum Anbau der zur Zuderfabrifation brauch— 
baren weißen Runfelrübe, mit dem Auftrage, folche denjenigen Land: 
wirthen des Kreifes zugehen zu laſſen, welche daran ein befonderes 


Sntereffe nehmen möchten. 


a 


N. 
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Veberdies wünfchen mir, daß das Königl. Iandräthliche Amt 
Gelegenheit nehmen möge, den Anbau der weißen Runkelrübe ‘den 
Einfaffen ganz befonders und auf geeignete Weife zu empfehlen, 
und fie dadurch aufmerffam zu machen, wie der ihnen daraus er- 
wachſende Vortheil um fo weniger aus dem Auge zu verlieren fei, 
als ein günftiger Abſatz wahrſcheinlich durch eine binnen Kurzem 
bier in's Leben tretende Fabrifanftält, deren Zweck es fein wird, 
Zuder aus Nunfelrüben zu bereiten, genugfam gefichert wird. « 
Wenn wegen Befchaffung des Saamens der ächten weißen, ' 
und zur Zuderfabrifation befonders geeigneten Nunfelrübe, Berle: 
genheit entftchen könnte, wird das Königl. Tandräthliche Amt auf : 
die im öffentlichen Anzeiger zu unferm Amtsblatte erfchienene 
Annonce des. hiefigen Kaufmanns A. Wiefe, der folchen zum Vers 
fauf ausbietet, aufmerffam machen. 
Bromberg, den 25. März, 1836. 


Königl. Negierung. Abtheilung des Innern. 


a4 | 
Kurze Anleitung 


zum Anbau der zur Zucerfabrifation brauchbaren weißen 
| | Runfelrübe. | 


Die weiße Runfelräbe, welche fih zur Gewinnung des Zuckers am 
beften eignet, muß eine fräftige, nicht verfrüppelte Mahlmurzel haben. 
Arbeitet die Ruͤbe fich aus der Erde empor, fo daß deren oberer Sun 
bervorragt, und der Einwirfung von Luft und Sonne preisgegeben fit 
fo wird fie viel weniger Zucker geben, als die Nübe, welche bis an die 
Krone mit Erde bedeckt bleibt. Man kann fich durch den Geſchmack 
davon uͤberzeugen, daß der hervorragende, von Erde entblößte Theil der‘ 
Nübe immer fehr wäffrig ift. DER 

Hieraus ergiebt fich, daß der Nübenbau nach folgendeh Negeln, die 
den unterrichteten Landwirthen fchon größtentheildsbefannt fein mögen, 
zu betreiben ift. 

1) Boden: fruchtbar, lehmigt, locer und in gutem Stande, wenigftens 

‚ einen Fuß tief gute Erde, nach landwirthfchaftlicher Erfahrung 

nicht falpeterbaltig. , i 

2) Lage: mehr flach als tief, wenig abfhüffige, Feine muldenfoͤrmige, 
hohle Aecker; denn. das Gewähs kann fiehende Näffe durchaus 
nicht vertragen. A 

3) Das Land darf durchaus nicht frifch gedüngt fein. - 

4) Dasjenige Land, welches in der legten Brache nicht befommert war, 
und gehörig geduͤngt worden ift, dann Roggen oder Weiten getras 
gen bat, eignet fi am beften zum Bau diefer Nunfelrübe. Den 

rößten Ertrag giebt folcher Boden, worauf Weißfohl, Taback und 

tbfamen gedeihen, wenn er gehörig tief aufgelodfert worden. 

Iſt das Land in guter Beaderung, fo fchadet ed nicht, wenn es 
vor dem Ruͤbenbau auch noch eine Gerfie oder HafersErndte gelies 
-fert hat. Unter diefer Vorausfegung giebt auch die nackte Brache 
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einen guten Ertrag, da die Mübe vermoͤge ihrer tiefen Pfahlwurzel 
und ihres fchirmartigen Blaͤtterbaues theild aus der Tiefe, theils 
aus der Luft ihre Nahrung empfängt. 
5) Das Land muß entweder mindefiendg 9—12 Zoll tief gegraben, oder 
ebenfo tief geacert fein. Dies läßt ſich vermittelt Fortſteckens und 
Anſtellens des — durch. zweimaliges Pflügen- in einer und der— 
felben Furche bewirfen- ' 
- 6) Bor dem Legen der Kerne (welches in den erſten Zagen des Aprils 
i efchiebt) muß das Land geadert werden. 
) Die Pflanzen müffen wenigftens 16—18 Zolf in's Gevierte, vermit⸗ 
telft des Neihenzieberd (Marqueurs) von einander entfernt ſtehen. 
8) Beim Legen der Kerne wird mit Huͤlfe einer Handbade die. Erde 
4 bis 14 Zoll. tief gehoben , während mit der lirifen Hand 2—3 
Kerne eingelegt, ‚und fogleich mit der Hacke wieder eingedrückt werden. 
9) Die Kerne werden. in einem Ichmigen Boden 1 Zoll, und in fans 
digen 15 Zoll tief gelegt. 2 | 
10) Sind fie aufgegangen, und ſtehen mebrere Pflanzen auf derſelben 
Stelle, fo muͤſſen die Übrigen ausgezogen werden. Man läßt die 
fräftigfte und vollfommenfte fieben, bält mit der linfen Hand die 
zum Fortwachfen beftimmte Pflanze feft, und zieht ganz vorfühtig 
die Übrigen mit der rechten Hand aus. 2. 
41) Gut ift es, wenn das ſich zeigende Unfrauf zwei bis dreimal durch 
Bebaden entfernt und dadurch gleichzeitig der Boden gelockert wird, 
12) Im Laufe des Septembers oder Dftobers, je, nachdem die Rüben 
die nöthige Reife erlangt haben, werden fie forgfältig ausgemacht, 
fo daß fie unbefchädigt bleiben; dann werden fie entbläftert und 
bei trodener Witterung eingefahren. 


® “ 





r 
Bekanntmachung der Khnigl. Regierung zu Cdolin, ber 
treffend die Anpflanzung von Maulbeerbaumen 
Behufs des Seidenbaues. 





Diejenigen, welche ſich für den Seidenbau intereſſiren, wer⸗ 
den auf die diefem Stüde unſeres Amtsblattes angefügte Beilage, 
(Anl. a.) welche diefen Gegenftand und befonders das Verfahren 
bei Anpflanzungen der Maulbeerbäume betrifft, aufmerffam gemacht. 
 Cöslin, den 19. März 1836. . 

Königl. Regierung. 





W ur re 
Ueber Seidenbau und Zucht des Maulbeerbaums. u 


In unſern nördlichen Gegenden wurde der Seidenbau zuerfl im 
47ten Jabrhundert durch franzoͤſiſche Religions Flüchtlinge betrieben. Fries 





drich der Große wendete vom Fahr 1750. an, feine befondere Aufmerk⸗ 
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ſanikeit dieſem Zweige der Betriebſamkeit zu, und dm Jahr 1774. wur: 
den in der Mark, Magdeburg und Pommern ſchon 13,164 Pfund Seide 
gewonnen. Manche läftige Anordnungen und mehrere durch‘ unzweck⸗ 
mäßiges Verfahren herbeigefuͤhrte Mipernten, brachten indeß den Seis 
denbau fpäter in uͤbeln Ruf, man gab ihn beinah ganz auf, und Tau⸗ 
fende von -damald vorhandenen Maulbeerbäumen und mit ihnen ein bes 
deutendes National-Kapital, wurden feit dem Jahre 1810. als nutzlos 
vernichtet. Dennoch fegte “eine nicht "uribedeuteride Anzahl Schullehrer 
in der Provinz Brandenburg den Seidenbau unbeachtet und im Stillen 
fort, und verfchaffte fich jährlich durch den Werfauf ihrer felbft erzielten 
Seide einen bedeutenden Gewinn. £ P 
Wie anſehnlich dieſer Gewinn geweſen, gebt beifpieldmeife daraus 
hervor, daß der Schullehrer Goͤtze zu Stücken, der den Seidenbau 
26 Fahre lang betrieben, davon durcdfchnittlich eine jährliche reine Eins 
nahme von 130 Nthfr. gehabt hat. Ebenſo hatte der Schullehrer Hens 
ning zu Zinna von 305 Pfund —— Seide im Jahr 1833. 
eine reine Einnahme von 125 Rthlir. 15 Sgr./ im Jahre 1834. aber 
481 Rthlr. 4 Ser. von 37 Pfund Seide. — Im Jahr 1825. wurde in: 
der Provinz Brandenburg von‘62 Schullehrern noch 482 Pfund Seide 


ewonnen. 

R Auf diefe Gefogeung geſtuͤtzt und durch die erlangte Ueberzeugung 
ermuthigt, daß die im Lande erzeugten Kokons eine Seide von vorzuͤg⸗ 
Kicher Güte gemähren, welche von den Seidenarbeitern begierig gefauff 
‚ wird, begann zuerft der Kunſthaͤndler Bylzani gu Berlin, den Geis 
Denbau im Großen zu treiben, und gewann bereit$ im Jahr 1826. uns 
ter fehr unguͤnſtigen Umftänden über 1000 Pfund Kofons. Diefer glüds 
Liche Erfolg erregte allgemeine Aufmerffamfeit; der Gewerbeverein bes 
willigte den füchtigften Seidenzuͤchtern anfehnliche Prämien, das Minis 
fterium der geiftlihen Angelegenheiten gab mehreren Schullebhrern Uns 
- Kerflüßungen zur Unlage der fehlenden Zimmer zur Geidenzucht, insbes 
fondere aber belebte die Ueberzeugung, durch eine leichte und wenig Zeit 
raubende Arbeit eine bedeutende Einnahme ‚gewinnen zu fünnen, den 
Seidenbau auf’s Neue. un Ä 

Sehr: ſchmerzlich empfand. man jett die, erfolgte Wernichtung einer 
großen Zahl von Maulbeerbäumen, welche beinah die einzige, wenigftens 
unter allen Umftänden die gedeihlichfte Nahrung für den Seidenwurm 
geben. Man forfihte nun genauer nach über die Natur und den Anbau 
des Maulbrerbaumes, und erwog die Mittel, fich ihn zur . Seiden⸗Kultur 
wieder in Menge zu verſchaffen. Es ergab, fich daraus, daß der Maul 
beerbaum beinab jedem Klima trogt, indem er felbff in Schweden ges 
gedeiht, und daß er auch mit ganz mittelmäßigen Boden vorlieb nimmt, 
nur die Naͤſſe ſcheut. Das fchnellfte Mittel zur Beförderung des Geis 
denbaues würde zwar der Anfauf von Maulbeerbäumen von bedeuten: 
der Größe, aus Gegenden, wo fie in Menge vorhanden find, gemefen 
fein, diefer Weg zeigte fich jedoch als zu Fofifpielig, und das Fort: 
fommen großer, weit transportirter Bäume zweifelhaft. Man wählte 
alfo den Weg des Unfdens, und es giebt bereits eine große Anzahl von 

Saamens und Pflanzfchulen diefes nüglihen Baumes. ’ 

. Leider hat in unferer Provinz die vernichtende: Axt kaum einige mes 
nige Maulbeerbäume übrig gelaffen, und wenn wir an den Vortheilen 
des Geidenbaues Theil nehmen wollen, fo muͤſſen wir zuerfi auf die 
Anzucht von Bäumen denfen. ‚Die Königl. Negierung bat bereits, die 

Ynläung von Maulbeerbäumen in verfchiedenen Baumfchulen der , Kö- 
nigl. Foͤrſten angeordnet, es werden’ indeß noch einige Jahre hingehen, 


— 
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bevor daraus pflanzbare Bäume entnommen werben koͤnnen. Gehr ers 
wuͤnſcht ift es Daher, daß eine Bewilligung "des Königl. Minifterii der 
geiftlichen Angelegenheiten es möglich gemacht bat, den -Geiftlichen und 
Schullebrern der ‚Provinz, fowie einigen Städten eine Zahl von 1800 
vierjäbhrigen, bereitd in Plantagen pflanzbaren Maufbeerbäumen zu übers 
weiſen, deren Ankunft binnen Kurzem erwartet wird, und welche nach 
dem angemeldeten Begehr vertheilt werden follen. 

Da es überaus wichtig ift, daß die Kultur ded Maulbeerbaumes 
nicht von Haufe aus, durch Unfenntniß der Entpfänger und unzweck⸗ 


mößiges Verfahren derfelben, in üblen Ruf gebracht, und dem Klima 


oder dem Boden mit Unrecht das fchlechte Gedeihen des Baumes zuge⸗ 


fehrieben wird, fo, werden folgende Bemerfungen über das Verfahren 


bei Maulbeerbaum-Anpflanzungen bier An ihrem Orte fein. Ä 
Wenngleich) der Maulbeerbaum mit geringem Boden vorlieb nimmt, 


fo ift doch naffer Boden nicht für ihn geeignet, daher er fich befonders -' . 


für etwas höher gelegene Orte von füdlicher Lage eignet, obgleich letz⸗ 
tere nicht durchaus erforderlich if. Wie jeder andere Baum, muß die 
junge Pflanze den nöthigen Raum haben, um fich gehörig entwiceln 
u fönnen, e8 muß daher jeder Pilänzling von dem andern 16 bis 20 
uß_entfernt fiehen, fo daß der Morgen Landes etwa 64—100 Bäume 
faffen kann. Die größere Entfernung ift bei gutem Boden nöthig, in 
welchen "die Bäume größer werden, die geringere genügt für leichten 
Boden. Die anderweitige Benugung des Bodens, befonders durch Dad 
früchte, ift dem Baume beilfam, (lem dadurch nur nicht Wurzel oder 
Stamm verlegt wird, und ift daher das den Bäumen gegönnte Land 
bis dahin, daß fie pflückbar werden, nicht ertraglos. Daß der Baum 
befonders in der Jugend, gegen Befchädigung durch Menfchen und Vieh 
gefchugt werden muß, veritebt fich von — Sehr zutraͤglich iſt den 
jungen Pflanzen, wenn die Pflanzloͤcher moͤglichſt lange vor dem Eins 
pflanzen gemacht werden, damit die Erde, durch die Ruftdüngung bes 
fruchtet wird, auch dürfen die Löcher nicht zu Fein fein. Vor dem Eins 
pflanzen müffen die Wurzeln des Baumes genau befehen werden. Sie 
find zwar, als Die fünftigen Ernährer des Baumes, —— ſchonen, 
es muͤſſen jedoch alle etwa angefaulten-mit einem ſcharfen Meſſer ganz 
abgefchnitten, die eingebrochenen oder geauetfchten bis über die ſchadhafte 


Sielle, fowie einzelne übermäßig lange Wurzeln bis zur Länge der übriz. 
en verfiugt werden. Demnädhft muß unten in das Pflanzloch, befons 
ers im leichten Boden, etwas gute Gartenerde gefchüttet, die Wurzel, 


darauf gefegt und mit etwas Erde derfelben Art überfchüttet werden. 
Hierauf wird das Loch mit der auͤs demfelben genommenen Erde vol« 
lends angefüllt und der Baum tüchtig Begoffen, welches Begiefen bei 


anhaltend trocener Witterung zu wiederholen iſt. Die Wurzeln müffen 


möglichit gleichmäßig nach allen Seiten. ausgebreitet werden, und darf 
der Stamm nicht tiefer, in die Erde fommen, als er früher geſtanden 
hat. Da in den erften Jahren die Wurzeln mit ihrem eigenen Wachs» 
thum genug zu thun haben und Stamm und Zweige nur fpärlicd vr 
naͤhren fönnen, fo ift 08 zum Gedeihen des Baumes unerlaͤßlich nöthig, 
daß demfelben nur hoͤchſtens 2 bis 3 Hauptäfte gelaffen, und diefe Auf 
3 bid 4 Zoll verfiußt werden,. was bei der Herbſtpflanzung am’ bellen 
im naͤchſten Frühjahr, bei der Frübjahrspflanzung aber vor dem Eins 
— geſchieht. Im — Fruͤhjahre muͤſſen die etwa in der Mitte 
des Baumes in die Hoͤhe gewachſenen und die nach Innen Se le 
Zweige ganz meggefihnitten werden, damit der Baum eine breite Krone 
bildet, und Fünftig beim Ablauben bequemer bejliegen werden fann. 


— 
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Sehr beilfam iſt e8 dem jungen Baume, wenn im Herbſte etwas Miſt 
über feine Wurzeln gebreitet wird, der im Fruͤhjahr wieder weggenoms. 


men werden fann. In den beiden erſten Zahren darf der Baum nicht 
abgelaubt werden, im dritten Fahre koͤnnen fhon einige Zweige und 
Blätter zum Zuttern der Seidenwuͤrmer abgefchnitten werden, und vom 
vierten Jahre ab kann er, bei fonft guter. Pflege, eine volle Ernte von 
Blättern geben. ! 

Möchten alle Land: und Stadtgemeinen, möchten alle größern und 
kleinern Grundbefiger fich entfchliegen, dem Anbau des Mauldeerbaums 
einen verhältnigmäßig nur Fleinen Antheil Lahdes zu widmen; fie würs 
den dadurch dem Geidenbau das ihm fehlende Fundament geben, fich 
ſelbſt aber "durch eigene Benugung oder Verpachtung der Bäume ‚mit 
geringe: Mühe eine nicht unbedeutende Einnahme verfchaffen, 

Bie wichtig der Seidenbau werden und welche große Ausdehnung 
ihm gegeben werden Fann, gebt daraus hervor, daß jährlich an roher 
Seide ungefähr 600,000 Pfund, an Werth mehr als 5,000,000 Rthlr. 
in den Preußiſchen Staat eingeführt werden. - : Dur 


- 


* 


Für jegt: alfo nur erſt Bäume, mit Vertrauen gepflanzt und mit 


Verfiand aepflegt- Die Seidenraupe und ihr Gefpinnit werden ſich 


demnächft fchon finden, und Begehrenden dazu nach Möglichkeit Rath 
und Beiftand gegeben werden. Ä 
Denen, welche fich über Maulbeerbaumzucht und Seidenbau näher 


| belehren wollen, werden dazu folgende Schriften empfohlen : 


v. Türk, vollftändige Anmeifung zum Geidenbau. Potsdam, bei 
Niegel, 1829. 2 Theile. 


| DBolzani, Wegweifer zum Seidenbau. Berlin, Bereinsbuchhandlung, 


1831. . 
Coͤslin, den 14. März 1836. ie 





Er 60. ZUR 
Bekanntmachung der Königl. Regierung zu Magdeburg, 
die Vertilgung des fogenannten Reitwurms 

betreffend. —J 


⸗ 





Es find hin und wieder Klagen über die Zerſtörung der Feld: 
früchte durch den fogenannten NReitwurm bei uns angebracht wor: 
den, und ift zugleich das Einfchreiten der Behörden zur DBertil 
gung diefes schädlichen Inſekts in Anfprudy) genommen. Wenn 


‚gleich es nicht nöthig erfcheint, durch polizeiliche Verordnungen. 


Vorkehrung gegen diefes Uebel, das ohnehin nicht ausgebreitet ift, 
zu treffen; fo halten wir es doch für zweckmäßig, diejenigen Mit 
tel, welche nach den bisher gemachten Erfahrungen zur Bertilgung 
des Inſekts zweckdienlich find, zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Der Reitwurm, auch Maulwurfsgrilfe (Gryllotalpa, L.) ge: 
nannt *), wegen feiner Aehnlichfeit rücfichtlich der Füße und der 
*) Huch unter den Namen: Erdgrille, Erdfrebs, Erdengerling, Gers 
ftenwurm, Schrotwurm und Werre befannt. 
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Lebensart mit dem Maulwurf, wird den Feld» und Gartenfrüch⸗ 
ten beſonders dadurch ſchädlich, daß er ſich unter der Erde in be 
deckten Gängen fortgräbt, die zarten Wurzeln des Getreides und 
anderer Gewächſe, die ihm außerdem zur Nahrung dienen, unter: 
wühlt, und fo vorzugsweife in_trodenen Jahren verurfasht, daß 
die Pflanzen allmählig abfterben und vertrocdnen. 


Das Webel- ift jedoch nur lofal, kehrt auch nicht jedes Jahr | 
wieder, fondern wird bloß bei einer für das Infekt günftigen Witz 


terung bemerkbar. So fchnell außerdem die Vermehrung diefes 
Inſekts ift, (die weibliche Maulwurfsgrilfe legt gewöhnlich binnen 


24 Stunden 2 bis 300 Eier) und fo verderblich hin und wieder > 


defien Berheerungen find, fo plößlich pflegt es-andern Theils wie: 
der zu verfchwinden, ohne daß man ſich den Grund davon zu er: 
flären weiß. 

Nach der Erklärung von Sadjverftändigen ift der Monat April 
und Mai der Zeeignetefte Zeitpunkt, um die Vertilgung des Reit 
wurms zu bewirken, weil fich hier die Höhlen,‘ in welchen ſich die 


Eier diefes Thiers, die ungefähr die Größe ſtarker Hirfeförner, 


und eine glänzende, gelblichbraune Farbe haben, befinden, am leicy 


teften erkennen laffen. Die Eier, auf deren Zerftörung es vorzugss | 


weife anfommt, findet man leicht, wenn man den freisfürmigen 
Fährten, die zu den Höhlen führen, mit dem Finger oder irgend 
einem paffenden Inſtrument nachwühlt. 

Um den. Reitwurm jelbft von den Feldern zu vertreiben, ift 
es rathſam, das- Saatforn mit Kienöl mäßig zu befeuchten. Der 
ftarfe Geruch hiervon ift dem Inſekt fo zumwider, daß es die mit 
folhdem Korn befäcten Aeder verläßt, ohne ihnen weiter Schaden 
zuzufügen. Statt des Kienöls kann man fich auch des Seifen: 
waflers zur Vertreibung des Reitwurms bedienen, indeni man mit 
dieſem ein beſäetes Ackerſtück befprengt. 

Will man den Reitwurm fangen, fo mache man im Geps 
tember auf einem Diſtrikt von ungefähr dreihundert Quadratfuß 
drei bis vier Gruben, fülle folche mit frifchem Pferdemift, und be— 
decke diefen mit etwas Erde; es verfammeln ſich dann nad) dem erften 
Reifwetter alle Maulwurfsgrillen der Gegend darin, um fich vor 
den Froſt zu fchüßen, wo fie nun leicht getödtet werden können. 

Da diefes Infekt in den Gärten nicht weniger Verwüſtung 
anrichtet, fo ift hier das Mittel fehr anwendbar, daß man feine 
Gänge in den Gartenbeeten, wo es hauptſächlich hauft, voll Waffer 
‚gießt, worin ‚man einige Tropfen Del gemifcht hat. Die Maul: 
wurfsgrillen verlaffen hierauf bald ihre Wohnung, Eriechen langſam 
hervor, werden ſchwarz und ſterben. 


Wir müſſen es der Beurtheilung der betheiligten Privaten 


überlaſſen, diejenigen Mittel anzuwenden, von denen fie ſich den 


\ 
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günſtigſten Erfolg verſprechen, und — daß ſie mit Rückſicht 
auf ihr eigenes Intereſſe alles aufbieten werden, um. dem Yleber: 
bandnehmen des Neitwurms zu feuern und deſſen Vertilgung ſo⸗ 
viel als möglich zu bewirken. 
Magdeburg, den 5. März; 1835. 

Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 

J 





61. 
Bekanntmachung der Königl. Regierung zu Pofen, bes 


treffend die fchädlichen Eigenfchaften der Schlempe 
aus. gefeimten Kartoffeln. 





Es ift don mehreren Seiten die Erfahrung gemacht worden, 
daß die aus bereits gefeimten Kartoffeln gewonnene Schlempe mans 
cherlei ſchädliche Wirfungen auf das. damit gefütterte Rindvieh 
geäußert, und bei demſelben eine beſondere Krankheit mit nachfol- 
genden Ericheinungen hervorgebracht hat- Die’ Thiere befommen 
mehr oder minder angefchwollene Füße, bei deren Berührung fie 
heftige Schmerzen zu erfennen geben; bei einigen zeigten ſich die 
Beine bis an den Leib ftarf geröthet und heiß, bei andern außer: 
dem auch Bläschen auf der Haut, die eine gelbe ätzende Flüffig- 
Feit enthielten, nach) und nach aufbrachen und eine Borfe bildeten, 
wodurch die Ertremität das Ausfehen befam, als fei fie mit einer 
hellbraunen Mafje überzogen. Die kranken fonnten fih nur mit 
Mühe legen und aufftehen, und in der Gegend der Klauen, am 
Saume, erfchienen oft rafch um fich greifende Geſchwüre, fo daß 
man das Abfallen der Klaue beforgen mußte. Dabei ließ das 
Vieh vom Futter ab, die Haare fträubten fih, und es trat ein 
immer heftiger werdendes Fieber ein, Anfangs mehr entzündlicher 
Art, fpäter den höchften Grad von Schwäche befundend. Ging 
auch in der erſten Zeit der Krankheit der‘ Mift noch regelmäßig 
ab, fo erſchien doch gewöhnlich bald ein flinfender, fchmerzhafter 
"Durchfall, wobei die Patienten fo von Kräften famen, daß fie be— 
ſtändig mit ausgeſtreckten Ertremitäten liegen mußten, ‘und. jede 
Bemühung, fie aufzurichten, vergeblich war. Die Schleimhäute des 
Maules und der Nafe befamen im DBerlauf der Kranfheit weine 
immer blaffere Farbe, aus dem Maule floß ein zäher Speichel, 
und die Bindehauf der Augen fonderte vielen Schleim ab, welcher 
bald übelriecdyend wurde, auch bildeten fich in Folge des beftändis 
gen Liegens der Thiere nicht felten brandige Flede auf dem Rük⸗ 
fen und au den oberen Theilen der Schenkel. 
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| Nach dem Tode fand: man einige Male: Ergießung einer wäſſe⸗ 
rigen gelblichen Flüſſigkeit unter der Haut, außerdem gänzlichen 
Fettmangel und blaſſe Farbe der Muskeln. 

Weit ſeltener wie die Ochſen, wurden die Milchkühe von der 
Krankheit befallen, und das Uebel nahm bei denſelben einen viel 
mildern und günſtigern Verlauf an. An den Eutern entſtoud ge⸗ 
wööhnlich ein geringer Ausſchlag. 

Als Vorbauungsmittel gegen die Krankheit wurde mit Erfolg 
angewandt: eine Auflöſung von A Roth Glauberſalz und eben ſoviel 
Salpeter, einem ausgewachfenen Thiere auf 3 Mal in 24 Stun: 
den eingegoffen, und. dies am’ dten und Iten Tage wiederholt; aus 
ferdem Haarfeile an beiden Oberfchenkeln, und fleißige Waſchun⸗ 
gen der Ertremitäten mit lauwarmen Waſſer. Diefelben Mittel ' 
dienten gleichfalls zur Heilung der bereits erkrankten Thierer auch 
folfen in der Periode der Krankheit, wo die Schwäche noch nicht 
überhand genommen, Aderläffe von 4 bis 6 Pfund ſich nüßlich ers 
wieſen und diefelben auch als Präfervativ ſich mohlthätig gezeigt 
haben. Daß übrigens fogleich beim erjten Auftreten der beſchrie⸗ 
benen Kranfheits:Erfcheinungen die Fütterung verändert, und in 
Stelle der Schlempe Heu oder Grünfutter gegeben werden müffe, 
verfieht fih von felbft; jedoch follen bie krankgeweſenen und die - 
durch. die Präfervative Eau erhaltenen Thiere fih nach und nach 
fo an die erwähnte Kartoffel-Schlempe gewöhnt haben, daß fie 
nım ohne Nachtheil fortwährend damit gefüttert werden Fonnten. 
Daß die Kartoffelpflanze (solanum tuberosum) wie die übrigen 
Arten Nachtichatten einen eigentlichen giftigen Stoff (solanım) 
enthalte, ift befannt, daß derfelbe aber nicht bloß im Kraute, dem 
Stengel und den Beeren des Gewächſes, fondern auch in den 

Keimen der Knollen fi ich erzeuge, ſcheinen die neuern Unterſuchun— 
gen über dieſen wichtigen Gegenſtand zu beſtätigen. Dieſes Gift 
wird durch die Hitze nicht zerſtört, geht aber auch nicht. bei. der 
Deſtillation in den Branntwein über, fondern bleibt als eine fire ' 
Subſtanz in der Schlempe zurück, und bedingt damit die fchäbli- 
chen Eigenschaften derfelben. Sobald daher zur Bereitung der 
Schlempe, wie dies namentlih in den Sommermonaten häufig der 
nn ift, bereits gefeimte Kartoffeln verwendet werden, find bei der 

Benutzung derfelben als Futter die obigen Nachtheile für das Maftvieh 
zu beforgen, und wird die Entfernung der Keime und die möglichfte 
Verhinderung und Unterbrechung des Keimens demnad) nicht drin: 
gend genug angerathen werben fünnen. Zur Erreichung dieſes 
Zweckes ift es angemeffen, die Kartoffeln in den Kellern niemals 
fo hoch aufzufchütten, daß zwoifchen ihnen und dem Gewölbe nicht 
mindeſtens ein freier Naum von 6 bis 8 Zoll bliebe, auch müffen, 

fo lange es die Witterung erlaubt, Zuglöcher und Thüren wenig: 
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fiens während des Tages offen gelaffen werden. Werden aber die 
Kartoffeln in Gruben aufbewahrt, fo find letztere gehörig mit 
Dunftfängen. und Dunftröhren zu verfehen. 

Indem wir Vorſtehendes zur Kenntniß der Herren Kreisphy— 

ſiker, Thierärzte- und Brennerei:Befiter bringen, veranlaffen wir 

Diefelben zugleich, diefer wichtigen Sache Ihre ganze Aufmerffams: 
feit zuzumenden, und Diefelbe näher zu prüfen, Shre gewonnenen 
Erfahrungen und Beobachtungen darüber uns aber ausführlich mit: 
zutheilen. 

Pofen, den 25. Februar 1836. 

Königl- Preuß. Regierung. 
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Cirkular⸗Verfůgung der Koͤnigl. Sun: zu Potsdam, 
an fämmtliche Superintendenten, das Verfahren bei Ver⸗ 
eidigung ber evangeliſchen Geiftlichen betreffend. 





Zur Herftellung eines gleichmäßigen Verfahrens bei den Ber: 
eidigungen der evangelifchen "Geiftlichen, fowie, um denfelben die 
erforderliche, einen heilfamen Eindrud verbürgende Würde zu fihern, 
und zugleich den Königl. Regierungen Oelegenheit zu gewähren, 

die in ihrem Bezirke neu angeftellten Geiftlichen perfönlich fennen 
zu lernen, ift von dem Königl. Hohen Minifterium der Geiftlichen, 
Unterrichts: und Medizinal Angelegenheiten, durch das Reffript 
vom 4. v. M. feftgefegt worden, 

daß die Vereidigung der evangelifchen, Geiftlichen vor der: 

jenigen Königl. Regierung, in deren Bezirke die Anftellung 
geſchieht, im Kollegio erfolgen ſolle. 

Indem wir dies mit Bezug auf die Verordnung vom 20. 
März 1815. (Amtsblatt des Jahres 1815. S. 151) zur Kennt— 
niß der Herren Superintendenten bringen, bemerken wir, daß hier⸗ 
nach alfo die Ableiftung des Amtseides von Seiten der evarigeli- 
ſchen Geiftlichen, nad) erfolgter Ordination derfelben, von uns hier 
bewirkt. werden wird, mithin die bisher, von Seifen der Herren 
Superintendenten bei Gelegenheit der Einführung der evangelifchen 
Geiftlichen in das Geelforger: Amt, bewirfte Bereidigung aufhört, 
daß jedoch in Gewaßheit des Schluſſes der m Verordnung 

von 
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von den’ Herren Superintendenten bei weiterer Beförderung ber 
Geiſtlichen, den letztern bei der Einführung in das neue Seelſor⸗ 
ger-Amt, mit Zurückweiſung auf ihren erſten Eid, das feierliche Vers 
fprechen treuer Erfüllung, det Pflichten des neuen Amts abzunch. 
men, und hierüber ein befonderes, mit den. Einführungs:-Berhands 
lungen’ einzureichendes Protokoll aufzunehmen if. — 
Potsdam, den 21. März 1836. — 
Königl. Regierung. 
Abtheilung für die Kirchen-Verwaltung und Fr Shutnifen 


Reffripe. des Könige: Minifteriums der - Geiftlichen, 
Unterricht + und Medizinal- Angelegenheiten, an dag 
\ Königl. ‚Prodinzials Schulkollegium hieſelbſt, in wie 
fern den PVereidigungs-Protofollen der Geiftlichen und 
Gomnaſ alegehete die Seempelfreiheit zuſtehe. 





de⸗ gonigl. Seerimil Ehh Nouegium ahett «uf die 5 


vom 4 d. M. wegen Verwendung des Stempelpapiers zu den bei Ber: 
eidigungen der Gymmaflal : Lehrer aufzunchmenden Verhandlungen, 
im abſchriftlichen Anfchluffe (a.) die von demfelben in Bezug ge: 
nommene, an-den Herrn Oberpräſidenten der Rheinprovinz gerich— 
tete Verfügung des unterzeichneten und des Königl. Finanz-Mini— 
ſterii vom 9. Februar v. F mit ‘dem Bemerken zugefertigt, daß, 
da ein’ allgemeiner, aus dem Gefetze felbft hergeleiteter Grundſatz 
darin ausgeſprochen iſt, deſſen Anwendung auch i in der hieſi gen 
Provinz keinem Bedenken unterliegt. 

Berlin, den 265. Januar 1836. ih did - 
Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts: und Medina: Ange: 
legenheiten. 

v. Altenſtein. 


J 


A. 


Da in * von —— ——— in dem ge aͤlligen Berichte | 


vom 28. Oktober v. J. hervorgebobenen Fällen der Wereidigung der 

katholiſchen Geiftlichen, ‚der evange liſchen · Geiftlichen,; und der Gymna⸗ 

f jals£ehrer die. Bereidigungs-Protofolle nicht von Beamten, melche mit 
terlichen. oder. Yolgeilichen Verrichtungen oder mit der Verwaltung 
öffentlicher Ab aben beaufträgt find, ‚aufgenommen vverden, fo bedarf 

es, wie wir eo. 5 Docmwohlgeboren” auf bie dieöfällige Anfrage bier: 
: ‚Annalen, ‚Heft I. 1836. H 
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durch ergebenft, erwiebern, ‚allerdings der Verwendung des Stempe 


pierd Dazu nibdt. <- <> ) 
Berlin, ben 9. Februar 1835, - — 
Der Miniſter der Geiſtlichen, Unter⸗ Der Chef des Finanzminifteriums, 
richtd- und Medizinal⸗Angelegenheiten. v. Ulvensleben 
ia v. Altenſtein. Va := 


den Königl. Oberpräfidenten der Rheinntsvim, 
Herrn v. Bodelfhwingh, 
Hochwohlgeboren, zu Eoblen. 


. + ; 


"64. 
Cirfular-Reffript des Königl. Minifteriums der Geiftlis 
hen, ‚Unterrichtss und Medizinals Angelegenheiten, an 
fämmtliche König. Konfiftorien und Regierungen, die 
Dispenfarion vom Fanonifchen Alter betreffend. -- 





Das Minifterium hat aus wichtigen Gründen und befonders 
deshalb, weil gegenwärtig eine fo große Zahl tüchtig vorgebildeter 
Kandidaten des evangelifchen Predigtamts vorhanden ift, für nöthig 
erachtet, hierdurch feitzufeen, daß die Dispenfation vom, kanoni— 
ihen Alter, wenn Kandidaten oder: Kirchen: Patrone diefelbe für 
ſolche erbitten, ‚nur in den Fällen ertheilt werde,. wenn; der. Kan⸗ 
didat bei der Wahlfähigkeits-Prüfung die Cenſur: „vorzüglich be⸗ 
fanden” erhalten hat. | | Ä 
Die Königl., Konſiſtorien, imgleichen die Königl. Regierungen, 
baben in vprfommenden- Fällen die betreffenden Patronatsbehörden 
und die Kandidaten des Predigtamts hiernach zu bejcheiben. 

Berlin, den 19. März 1856. | Eee 

Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts: und Medizinal⸗Ange⸗ 
eye fegenheiten. ——— 
v. Altenſtein. 


} 





Ä 65. 
Cirfular- Verfügung der Königl. Regierung zu Achen, an 
fämmeliche Superintendenten, bie Aufbringung der kirch⸗ 
lichen Beduͤrfniſſe betreffend. 


In mehreren evangelifchen Gemeinden unſers Regierungsbes 
zirks, welche die Beſtreitung ihrer kirchlichen Bedürfniſſe nicht mehr 
im Wege freiwilliger Beiträge zu Stande bringen konnten, iſt ſeit 
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⸗ der Weg des! Kommmunal-Budjets eingeſchlagen 
worden. . !— 
Es find ſolche noch im vorigen Jahre pro 1636. dabei ver: 
blieben, obgleich die evangeliſche Kirchenordnung. bom 5. März v. 
3. einen: andern Weg: dazu anmweift, indem nach den $.6. 18. und 
131.*) derfelben, in Errhangelung disponibler Kirchenmittel, und da, 
wo die Gefehe die Kommunen: zur Aushülfe nicht-verpflichten, das 
Benöthigte. durch Umlage auf die Mitglieder der firchlichen Ges 
meinde oder Pfarrgenoffen,. nach Berhältniß..der von denfelben zu 
zahlenden direften Staats: und Kommunalfieuern, beſchafft, und die 
Bertheilung ung zur Genehmigung: vorgelegt werden ſoll.  »* 
‚Wir beauftragen: Sie, die evangelifhen :Gemeinder Ihres Sut 
perintendenturbezirfs, bei. welchen Umlagen Für kirchliche Bedllef 
niffe ‚ftattfinden, auf die Vorſchrift jener d.d. aufmerkſam und ihl 
nen die Befolgung derfelben: zur. Pflicht. zu machen- u... u 
Dieſe Umlagen ' find. Hinfichtlich der gewöhnlichen. laufenden 
Piechlichen Bebürfniffe nach der Klaſſenſteuer, für. Bauten nach det 
Grundfteuer allein, oder nad Grund; und Klaſſenſteuer zu ivertheik 
len, und da, wo die Einfommenfteuer eingeführt: ift, - können beide 
Arten nach diefer bemerfftelligt werden. Jedoch bemerken wit da— 
bei, daß mir da, wo in einer enangelifchen Gemeinde. bisher, nach 
desfaflfiger Webereinfunft, ein anderer Bertheilungs: Modus zur Anz 
wendung gekommen ift, ſolchem auch nicht entgegen. fein wollen, 
. fobald dag Presbyterium und die Repräſentanten der Gemeinde 
nur einſtimmig defjen Beibehaltung wünſchen. 0.1 


Achen, den 9. März; 1836. ———— nat 

Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 
Jahrtg. 1835. 1iſtes Heft; S. 109m 128. ee 
j 66. Fe : Sr 


Cirfular-Berfügung. der. Königl Regierung zu Potsdam, 
an fämmtliche Superintendenten, die Wahrnehmung der 
Rechte geiftlicher Inſtitute bet Gemeinheitsthei⸗ 

lungen sc. betreffend. 





Es iſt ſchon durch die 5.8. 17. 18. und 44. der. Verord⸗ 
nung vom 20. Zuni 1817. (Gefeg- Sammlung Seite 161) beſtimmt 
worden, daß bei Regulirungen : der gutsherrlichen und bäuerlichen 
Berhältniffe, bezüglich, auf die dabei. eintretenden, Sepnrationen, 
die ‚Rechte: der dabei, betheiligten geiftlichen Inſtitute zugleich. von 
der. Rönigl, Generak: Kommiffion a und nach $ 
eerzygie Sp auf] rd gt, 


⸗ F 
tree rn Karla FR “ En 
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11. der Verordnung’ donr30. Imm 1834; Geſeh⸗ Sammlung, Seite 
96) ift näher beſtimmt worden: PR 
>. 1 dafoden Gemeral:Kommiffionen;' in Beziehung auf die bei | 
; ihnen: :anhängigen Auseinanderfehumgen, - die. Ausübung des 
2: 2 den Provinzialbehörden zuſtändigen Oberaufſichtsrechts über 
das Vermögen der Korporationen und öffentlichen Anſtal⸗ 
‚ten; desgleichen die Wahrnehmung der Patronatrechte in 

—  : Betreff der von dem Patronate der Regierungen reſſorti⸗ 
renden geiſtlichen Güter, verbleibe: 

— — iſt ‚en; Beziehung nf: ſaͤmmtliche Separationen nd 
öbtöfungen, welthe.refp. ‚auf den Grund; des Regulirungs Edifts 
vom .14. September 11811., der Gemeinheits-Theilungs:Drdnung 
vom 7, Juni 4821. und Ablöſungs-Ordnung vom nämlichen' Tage 
bei ‚der Königl. General-Kommiſſion eingeleitet werden, und‘ bei 
welchen Kirchen): "Pfarren, Küſtereien, "Schulen oder fonftige 
geiſtliche Snftitute auf irgend eine Weiſe Fonfurriren, : das bis- 
ber von der: amterzeichneten. Behörde ausgeübte Oberauffichtsrecht, 
desgleichen bei geiftlichen Inſtituten Königk: Patronats, die Wahr: 
nehmung der Patronats⸗Rechte des Fiskus, anf die arg. — 
neral⸗Kommiſſion übergegangen. 

Es ſind dieſe geſetzlichen Beftimmnungen bisher nicht na 
zur Ausführung gefommen; nad) 'einer desfalls . dieffeits. mit. der 
Königl. Göneral-Kommiffion für die Kurmark Brandenburg erfolg« 
ten, Kommunifatien:> wird. indeffen von jetzt an fireng darauf: ger 
fehen werden, daß dieſe Beſtimmungen überall zur. Anwendung 
fommen. Es hat hierbei jedoch die. Ießtgedathte Behörde. zugefagt, 
daß von den bei” derfelben eingehenden: Provokationen auf Ausein: 
anderfegungen gedachter Art, bei denen geiſtliche Inſtitute bethei⸗ 
ligt ſind, dieſe mögen Königl. oder Privat: Patronats fein, der uns 
terzeichneten Behörde Nachricht gegeben, und der letztern dadurch 
Gelegenheit gewährt werden ſolle, ihre Wünſche in dem einen oder 
dem andern Falle durch unmittelbare Mittheilung oder durch die 
Vertreter der, Pfarren und ſüſterſtelen bei den Verhandlungen 
geltend zu machen. 7 —VV Si 

Indem wir dies zur Kenntniß der — Superintendenten 
bringen, werden diefelben angewiefen, ſich ‚überall hiernach zu ad): 
ten; es wird jedod) denfölben dieffeits jedesmal davon Nachricht 
gegeben werden, wenn der unterzeiähneten Behörde von der Kö— 
nigl. General:Kommiffion die !Benachrichtigung von einet Provofa- 
tion gedachter : Art jugehet, "damit den Herren Superintendenten 
die Gelegenheit gegeben ' wird, bei‘ allen Separatiohen und Ablös 
fungen ‚ !beiweldjen geiſtliche Inſtitute, fei es ‚ale Provefanten, 
Provöfaten, oder ſonſt hach Maßgabe: der: gefehlichen Beſtimmun⸗ 
gen. als gugezögene Intereſfenten betheitigt find! befonders bei den⸗ 
jenigen Königl. "Patronats, von der Angelegenheit vollftändige Kennt⸗ 
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niß zu nehmen, und diefelbe ſtets im Auge zu behalten; "audi, 
wenn“ fich- hierbei. ergeben follte,' daß! die WVertreter der Kirchen, 
Pfarren; "Küftereien und Schulſtellen beſondere Wünſche und Un: 
träge” zu machen haben, und dieſerhalb oder’ ſonſt die dieffeitige bei 
—— — bei der Königl. General⸗ Kommiſſion ‘für er⸗ 
forderlich erachten, der unterzeichneten Behörde hierüber ungeſäumt 
Scricht ga erfatten.u ei, mlallre C 

MPotsdam, den 29.Februar 1836, Tun T 
63% IPB DIE ie * König. Regierung! af Kun — ’; hu) 
Abtheilung für Die a ee und das Schuftöefen. 


in 
im altärdd 


ne, AH 
i A re Ära — 
trhuhl er Inu par ori at 
er 67%. i ’ \ | 
Cirfular- Verfügung der Könige. Regierung in Pots—⸗ 
dam, an, fämmtliche Superingendenten und Schulinfpef; 
toren, gereen? die Anlegung ‚und Unterhaltung ber Be - 
41‘, Sa Er STAHL Neayle ll” Yy 22H RN Tl e: ii) 
haͤge, Brüden und Taͤn en auf den b \ Gemeinh its⸗ 
cheilungen den geiſtlichen Inſtituten, Schuten und mil? 
den Stiftungen zugewieſenen Ländereien. ' 


Nach gepflogenem Schriftwechſel mit der Königl. General: 
Kommiſſion für die Kurmark Brandenburg, wird Ihnen hierdurch 
zur Richtſchnur und Achtimg bekannt  gemader Ra 
daß Kirchen, Narren, Küfter: und Schutftellen, ſowie auch 
ſſonſtige milde Stiffüngen, in denjenigen Fällen, wo fie bei 
Ausemanderfegungen in Genteinheiten als Betheiligte abge? 
funden, und nicht etwaͤ wie nad) $. 101 der’ Gemeinheitd- 
theilungs⸗Ordnung die Sthufen. dotirt werden, berechtigt find, 
‚nach Analogie der. %$. 95. und 96. Und unter Beruckſichte 
aung des $. 63. der Seneinheitstheiluhgs:Ötdnlng vom 7. 
Suni 18521. die Anlegüng und Unterhaltung‘ der. Gehäge, 
Brüden und Tränfen, welche ſich auf den ihnen zugewiefenen 
Abfindungs: Plänen nothwendig machen, ‘von den fämmtlichen 
Separations-Jutereſſenten, und den. hiervon auf die betreffen: 
den pia corpora felbft fallenden Antheil, von den Kirchen: 
und Schulgemeinen zw verlangen. I —— 

Diefer Unterſchied in den Gemeinen muß ſtrenge feſtgehalten, 
und bei Kirchen, Pfarren und. Küſterſtellen auf die zur Kirchen-, 
bei, Schulen, auf die zür Schul:Gemeine gehörigen Mitglieder, und 
zwar ohne Nückſchritt auf die Patronen bei Kirchen, Pfarren und 
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üſtereien, und bei Schulen auf, Die, Gerishtsobrigkeit, in fofern, 
tom und; die. Berichtsobrigfeit ‚nicht auch bei. der, Separqtion. 
berheifigt find, zurückgegangen werden, weil Kirchen, Pfarren und 
Kuſterſſellen nzirz pont den zu ihyen, gehörigen Glaubemsgenoffen,, 
Schulen dagegen von. ‚ofen. dazu gehörigen. Hausbätern verſchiede⸗ 
—— — 169) Se * 
atrikeln, Deſignationen, Urbarien und dergleichen weiſen 
in der Regel das Beſitzthum der Küſtereien nach, und geben für 
den zwiſchen ihnen und den Schulen zu machenden Unterſchied die 
Norm au⸗ 2038 3. u ML —— nal u 
Potsdam, den 24. Januar 1836. 
Königl._ Regierung. 
Abtheilung für die a und das Schulwefen. 
eher. 


a RE ER 


\ 


Sind nt Burma BB 7 39 ge Delesgelgealt 
| = on 68! | N — 
— bes, Koͤnigl. Konſiſtoriums der Pro— 
vinz Brandenburg, an ſaͤmmtliche Superintendenten, Die 
zu vermeidende Beilegung unſchicklicher Tauufnamen 
— — betreffend. —— 





Auf Befehl des Königl. Miniſterij der, Geiſtlichen und Unter— 
richt8-Angelegenheiten, haben, wir die in dem Amtsblatte vom Sabre 
1816. abgedruckte Verfügung vom 21. November ej. a, die zu 
vermeidende Belegung. unfchieflicher Taufnamen betreffend, durch 
eine, anderweitige Berfügung vom heutigen Tage, (nl. a. und b.) 
welche in dem, Amtsblatte abgedruckt werden. wird, in Erinnerung 
gebracht, da neuerdings wieder Fälle befannt geworden, wo Geiſt⸗ 
liche den Kindern bei der Taufe, nach dem Willen der Eltern, un: 
ihicliche Vornamen beigelegt haben. Indem wir Gie hierdurch 
noch befonders darauf, aufmerkſam machen, beauftragen wir Sie, 
Ihre Didcefanen dahin zu belehren, daß fie in zweifelhaften Fällen 
eſſer thun würden, einen Beſcheid bei und nachzuſuchen, al$ dem 
ünſchicklichen Berlangen der Eltern nachzugeben. | 

Derlin, den, 28, März 1830. | 

Königl. Konfiftorium der ‚Provinz, Brandenburg. 


— — 
Da neuerdings, wieder Fälle vorgekommen find, wo den. Kindern 
bei der —2 Ha Der Willen ber Tas unfchicfliche Vornamen beis 


gelegt wurden,‘ fo wird den Superintendenten und Predigern der Pros 
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ving die im diefer Beziehung durch das Amtsblatt erlaffene Verfügung 
vom 21. November 1816. (Anl. b.) hierdurch in Erinnerung gebracht. 
Berlin, den 28. März 1836. — 
KRoͤnigl. Konſiſtorium der. Provinz Brandenburg. 
—AV Pe — — b. 
Auf Veranlaſſung einer unterm 25. Oktober d. J. erlaſſenen Ver 
fuͤgung des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern wird den Superintenden⸗ 
ten und Predigern der Provinz Brandenburg zur Nachricht und Ach— 
tung befannt gemacht, daß bei der Zaufe eines Kindes nur die Beiles 
gung folcher Vornamen verſtattet werden foll, welche entweder zu den 
isher unter den Ehriften üblichen Zaufrtamen. gehören, oder, falls fie 
new gebildet worden, doch theils an fich einen Sn, theils in ihrer Be- 
deutung nichts Anſtoͤßiges baben. Selbft Familien-Zunamen, welche nicht : 
zugleich fchon übliche Zaufnamen find, dürfen als ſolche den Zäuflingen 
— werden. | a 
', Berlin, den 21. November 1816. — 
Koͤnigl. Konſiſtorium der Provinz Brandenburg. 


m | 69. Ä — 
Cirkular⸗Reſkript der Koͤnigl. Miniſterien der Geiftli- 
chen, Unterrichts- und Medizinal⸗Angelegenheiten, ſowie 
des Innern und der Polizei, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Ober⸗ 
praͤſidien, mit Ausnahme des Rheiniſchen, die Nichtaus— 
ſtellung kirchlicher Atteſte für ausgetretene Militair— 
| pflichtige und Deferteurs befreffend. — 


— 


Es iſt zur Sprache gekommen, daß ausgetretene Mititait: 
pflichtge ſich am die Geiſtlichen ihres Heimathsorts wenden, um 
von ihnen die Ertheilung ihres Geburtsfcheines und die Bewirkung 
ihres Aufgebots in ihrer Heimath zu erbitten. Da durd) die Ge: 
währung folcher Anträge die Ausgetretenen einen Vorſchub erhal: 
ten, im Auslande zu verbleiben, und ſich ihrer dieffeitigen Mili: 
tairpflicht weiter zu entziehen, fo beauftragen wir das Königl. Ober: 
präffdium, zu veranlaffen, daß den Geiftlichen in deſſelben Bereiche 
ausdrüdlic unterfagt werde, den ausgetretenen Militairpflichtigen, 
fowie den Deferteurs, Geburtsfcheine zu ertheilen, oder’ deren Aufs 
gebot zu bewirken. Dabei ift den Geiſtlichen zugleich zur Pflicht 
zu machen, wenn Anträge von Perfonen, welche noch im militairs 
pflichtigen Alter ftehen, um Ertheilung von Geburts: oder anderen 
firchlichen Atteften, um Bewirfing des Aufgebots 2c. an fie ge: 
macht werden follten, bei denen fie vermuten können, daß fie aus: 
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getreten * die Geſuche an die ‚Drtebehörde zur weiteren Ver⸗ 
fügung abzugeben. | 

Berlin, den 26. März 1836, F 

Der Miniſter der Geiſtlichen, Unter⸗ Det uhr des Innern 


richte: und Medizinal:Angelegen: und der Polizei. 
heiten. RN In Bertretung. 
v, Altenuſtein. ..,.. Koehlet u 

8 —. je HR, 4 

VI. a 

Oeffentlicher Unterricht, | — 

40 — ———— 


kickalar⸗-Reſteipr des Koͤnigl. Niniferiims der — 
chen,” Unterrichts⸗ und Medizinal-Angelegenheiten, an 
fämmtliche Königl. Regierungen, die zur Immatrikula— 
tion der Studirenden erforderlichen Zeugniffe und den 
Anfang der afademifchen Borlefungen betreffend. 


Die Königl. Regierung wird hierdurch beauftragt, "bie ‚Eins 
faffen Ihres Bezirks. durch eine, die Artifel1. 2. und 4. des Bun- 
desbeichluffes vom 14. November 1834. (Geſetzſammlung von 1835. 
Nr.28. Seite 287—289) vollftändig enthaltende Bekanntmachung 
in dem nächften Stüde des Amtsblattes, auf die Zeugniffe, welche 
Studirende zur Uniberfität mitbringen müffen, und auf die Folgen 
des Mangels derfelben, ſowie auch darauf aufmerffam zu machen, 
| daß die Vorlefungen .des Sommer-Semeſters bei den Univerjitäten 
in Berlin, Bonn, Breslau, Greifswald und Halle und der afade: 
mischen Sehranftalt in Münfter am erften Montage nach dem Sonns 
tage Jubilate, bei der Univerfität in Königsberg aber am erſten 
Montage nad) dem Sonnfage Misericordias Domini, und die 
Porlefungen des’ Winter: Semefters bei fämmtlichen- Univerfi täten 
und der afademifchen Rehranftalt in Münfter am erfien Montage 
nach dem 18. Dftober eines jeden Jahres vorfchriftsmäßig ihren 
Anfang nehmen. | 

Diefe Bekanntmachung iſt im Auguſt dieſes Jahres, ſowie in 
den nächſten zwei Jahren zu denſelben Friſten zu wiederholen. 

Berlin, den 8. Februar 1836. 29 

Minifterium der Geiftlihen, Unterrichts: und Medizinal : Ange 
legenheiten. 
v. Altenſtein.— 
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- GirfularReffript bie, Koͤnigl. Minifteriumg der Geiſtli⸗ 
chen, Unterrichtez, und — An 
fänmttiche Königt. Hbetpräfidenten, die Ahminduhg des 
Verbots ‚des Beſuchs fremder, Univerjieäten af "- 
Pharmazeuten betreffend." 


_ 


EEE bei min Frage deſtellt wotden, dbdas in! dee A. 
lerhöchſten Kabinets-Ordre dom 20. Mat 1883.als Regel /geſtellie 
Verbot des Beziehens fremder‘ Univerfitäten von dieſſeitigen Un⸗ 
terthanen älith hinfichtlich desjenigen Beſuchs akademiſcher Worte! 
ſungen in Wirkung beſteht, welcher den zur Staatsprüfuitig! ſich 
vorbereitenden Apothekern nach Vorſchrift des Pruͤfungs⸗Reglements 
für die Medizihalperfchen frei’ geſteilt iſt seinem. Theile der fonft 
verordneten Servirzeit zu ſubſtituiren. "Das Nefultat der darüber 
mit der. Königl. Minifterials Kommiffion geführten Berathung ift 
dahin ausgefallen, daß auch auf Fälle diefer Art das geftellte Ber: 
bot, wenn auch demfelben. hinfihtlih der Pharmazeuten nicht die 
gleiche unmittelbare, Kommination „einer, Unfähigfeit ‚sur künftigen 
Geichäftspraris, wie bei den Studirenden der Medizin, 0 
worden, doch an und für ſich ebenfalls Anwendung findet, ſo daß 
alſo jedenfalls das ohne die vorfiheiftsmäßige, von mir zu erthei— 
Iende befondere. Erlaubniß. betriebene Studium auf auswärtigen 
Univerfitäten zu Peiner Anrechnung bei den reglementsmäßigen Bor: 
bedingungen für die. pharmazeutifche ‚Staatsprüfung fommen-Fann. 
Euer. ıc. erfuche ich deshalb ergebenft, hievon. die Pharmazeuten der 
dortigen Provinz durch eine Bekanntmachung in den Amtsbläftern 
der Negierungen in Kenntniß ſetzen zu laſſen, und. die leßteren,, 
fowie das Medizinal:Kollegium, zugleich anzuweifen, auch hinfichte 
lich. der Pharntazeuten bei ihrem flattgefundenen Studio auf einer 
ausmärtigen Univerfität dasjenige in Betreff der Anfrage bei mir. 
vor der Zulaffung ‚zur Staatsprüfung zu beobachten, was in, der. 
fürzlich dieferhalb ergangenen Verfügung. wegen der mediziniſchen 
Prüfungs⸗Kandidaten bereits allgemein vorgeſchrieben iſt.  ", 
Berlin, den 16. Januar 1836. * — 
Der Miniſter der, Geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal Ange⸗ 


A 
j 
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u legenheiten. - x 
:&% Altenheim... . ee 4 
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12. | 
. Auszug aus. dem Reſkripte des Konigl Min iteriums des 
Innern und der Polizei, an die Koͤni 1. Regierung zu 


Mihden, betreffend: die Anfragen vor’ (nftelung von 
Ausländern als Elementat— Schullehret. Zu 





— Der Königl. Regierung eröffne ih auf d Bericht vom 23. 
November. v. J. daß die, Anfragen bei der beab tigten Zulaffung, 
non; Ausländern, . ‚welche. feine. Univerſität beſucht haben, zu öffent⸗ 

— Echulleheer · Amtern auch — en. zu. vide 


” Aal 

| Bin den 16 — 4837. ns 
„2 Winlher des Innern und- der Bl 2.3 

4:7; ; v. Roſch o w. eo i * 

jr fi seit ' ——— 

— us — 24 TOT RE 1— — —8 

is deln cp u 7 


3 g aus ven a Si des tar, Minifkeri des 
ern und der Poligei, an die Koͤnigl. Regierung zu 
Brombers— die polizeiliche Erlaubniß zur Erspeilung 

| von: Privarunterricht betreffend. 





Der Könige, Regierung eröffne ich auf den Bericht vom 28. 
v. gr daß die Bewilligung der darin für den Privatlehrer N. _ 
aus N. im Sädhfifchen Voigtlande nachgeſuchten Erlaubniß zur 
Ertheilung des Privatunterrichts im Preußiſchen Staate nach der 
Allerhöchſten Kabinets-Ordre vom 10. Juni 1834. Geſetzſammlung 
&. 135) nicht zum Reſſort meines Miniſterii gehört, Diele Er— 
laubniß iſt vielmehr von der Beibringung des durch die gedachte 
Verordnung vorgeſchriebenen Zeugniſſes der betreffenden Auffichts— 
behörde abhängig gemacht, und nur beſtimmt worden, daß Auslän— 
dern ein ſolches Zeugniß nicht ohne vorherige Genehmigung des 
Miniſterii des Innern und der Polizei ausgefertigt werden ſoll. 
Es kommt alſo zunächſt darauf am, und muß ausdrücklich bemerkt 
werden, ob die örtliche Aufſichtsbehörde, nach der ihr beiwohnenden 
Ueberzeugung, ein neben der Tüchtigkeit zur Unterrichts-Ertheilung 
ſich auch auf Sittlichkeit und Lauterkeit der Geſinnungen in reli— 
giöſer und politiſcher Hinſicht ſich erſtreckendes Zeugniß zu erthei⸗ 
len im Stande ſei. Erſt in dieſem Falle iſt za meines Mi: 


— 
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nifteri zu beurtheilen, ob etwa nach hier vorliegenden Notizen. die 
Augftelung eines ſolchen Zeugniffes dennoch bedenklich erfheine. >, 
RNoggerlin, de BT Fan. 1836 ENTER ERRRTE 
He Miniſter des Innern und der Polizei, = 
“14739 3 135 59% RR ee. BALL IFEEZ 


+ 1 — ie 2* * 
— Are ti 4 — — — J 14 
.. “ DZ Ze — De . 4 — 


en ann 74. zer li! er 


a een N ee Rn 
ver Polizei, gi, bie Herren, N. N, und, Genoffen ju.N,, 
die Yulnapine yon audländifchen, Privarlehrern.,... 
| "betreffend. or me 
nd ii. 2 ne u en a da 
Auf Ihre Vorſtellung vom 1:9 M., wegen‘ Bermeigerung 
det 'Erlaubni an den’ Sprachlehrer N.’ aus dem Kahton "Bern 
zum dortigen Privatunterricht in der franzöfiichen Sprache kann 
ich” mich nicht veranlußt finden, die dirsfälligen Verfügungen des 
irn Oberpräfideriten nnd der Königl Regierung abzuändern. 
un Daurch die Allerhöchite Kabinets Drdre von 10: Jum 1834. 
— vorgeſchrieben, daß Niemand ohne ein‘ Zeugniß der’ örtlichen 
lüfſichtsbehörde zur Ertheilung bon Lehrſtunden, als einem Ge. 
werbe, zugelaſſen werden ſolle, und daß in Betreff der Ausländer 
ein folches Zeugnif nur nach vorausgegangener Genehmigung des 


— 


F Miniſterii des Innern und der Polizei ausgeſtellt werden dürfe. 


“Die Kompetenz meines Minifterit befchränft ſich alfo darauf, 
zu beurtheiten, "ob Gründe vorhanden feien, die Ausſtellung eines 
folchen Atteftes, auch wenn die örtliche Behörde daſſelbe zu ertheis 
len fein: Bedenken findet, aus Rückſichten, welche die perfönlichen 
oder fonftigen Beziehungen des Ausländers betreffen, zu unterſa— 
gen; Feinesweges liegt e8 aber in feinen Attributionen, die Aus 
ftellung eines foldhen, auch auf die Tüchtigfeit zur Unterrichts-Er- 
- theifung in Beziehung auf Kenntniffe und Sittlichfeit ſich erftref- 
fenden Attefles, der dagegen  obwaltenden Bedenfen der Ortsbe- 
Hörde ungeachtet, anzuordnen. ABER ZU 
Berlin, den 15. März 1836 "0° u. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
ar RAUM | 
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REIFE IL IE RNE a ee ‚16: ja eier ne Imitn 
— des Königt, RIO: | 


giums der Rheinproving,„.an fämmtliche Gymnaſial⸗Di⸗ 
reftionen in derfelben,. Daß Verfahren bei der Entfer— 


nung eines Schůͤlers von der Schule betreffend. 





Die Entfernung eines Schülers von der Schule iſt eine in 


ihren Folgen Für, dieſen, ſowie für: die, ‚Angehörigen deſſelben 
wichtige aßfegel, dap, u⸗ derſelben nur in dem äußerften. 5a 
geſchr fen werden darf. "Damit bei ‚Anwendung derſelben überall 
möglichſt gleichmäßig: verfähren werde, 9 Befifnimen wir hierdurch 
Folgendes: 

. Die Entfernung eines Schülers von ber Schule ift in der 


— 


int 
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* 
‚bie, ſtille Entfernung in. der Weife zu verfuchen, . daß, 


der Direktor, die Angehörigen ‚von dem Betragen des Schü⸗ 


Regel nur dann anzuwenden, ‚wen, Die, jaerehhen, Schul: 
ſtrafen auch in ihrer Steigerung. —— rfolg geblich en ſind⸗ 
und Beſſerung des vielfach; Beftraften, ‚unter, ‚den ‚obmaltenden 
—— nicht: zu erwarten His Hierin iſt —56 die 
nothweudige Berüdfichtigung des MIR „des Zoglings anges 
"deutet; und daß, bei.den Mitgliedern der niedern Klaſſen nr 
elten die Entfernung vothwendig werden kann. 

join dieſelbe iñ der Lehrerkonferenz beſchloſſen, ſo iſt —* 


lers amtlich benachrichtigt). und denſelben den Rath ertheilt; 


den Schüler zurückzunehmen. Bleibt dieſer Rath unbefolgt, 
fo trifft den Straffälligen; für dieſes Mal eine angemeſſege 


Schulftrafe, demſelben wird aber: zugleich vor. der Lehrerkonfe— 


* renz bedeutet, und den Angehörigen ‚Durch den Direktor aus 


9 


gezeigt, daß bei nicht erſoigter Beſſerung die Ausfhlie, 
Bung erfolgen werde, 
Erfolgt die Befferung nicht, fo ift alsdann die Ausfhliefung, 


‚zur, Ausführung zu/ beingen, fo daß. der Direktor den. Anger . 


hörigen den desfallfigen. Konferenzbefchluß mittheilt. Iſt der 


"Schüler ein Fremder, fo bat der Direktor auch, der. Polizei 


A) 


Anzeige zu machen, damit; der Ausgeſchloſſene nicht, länger 
als unter ‚der Auflicht ‚der. Schule ſtehend betrahtet werde. 

Wenn, befonders bei erwachfenen Schülern, die Vergehungen 
von wirklicher Bösartigfeit zeigen, oder bei größerer Unfitts 
lichfeit das Beifpiel und der Umgang eines Schülers den 
Vebrigen gefährlich werden follte, fo kann es in folchen aus 
Ferordentlichen Fällen nothwendig werden, fogleich zur Aus: 
ichließung zu fchreiten. Die Lehrerfonferenz hat alsdann noch 


* 


‚enthaltenen Fällen, 
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zu erwägen, ob der Schüler. öhne Bedenken in eine andere 
Anſtalt aufgenommen werden könne, oder. ob mit diefer Auf— 
nahme auch für feine neuen Pritfehüler Gefahr erwachſen 
werde. Im erſten Falle kann, wie bei den unter 2. und 3. 
in, die Ausichließung‘ ohne unfere: Genehmi: 
gung ausgefproihen; und vollzogen: werden. In dem, dem 
Schüler auszufiellenden Zeugniffe ift nach einer allgemeinen 
Charafterifirung. deffelben , am Schluffe,, zu bemerfen, daß er 
„till. von der Schule entfernt,” oder „ausgeſchloſſen“ worden 
fei, worauf der Direktor eines andern. Gymnaſiums der Pros 
vinz ihn Auf erfolgende Anmeldun aufzunehmen, fich jedoch 
wegen Mittheilung der nähern Verhältniſſe, welche die ftilfe 


: Entfernung oder Ausjchließung veranlaßt haben, an den ent: 
laſſenden Direftor zu wenden hat. 


Sollte jedoch die Lehrerkonferenz der Anſi cht ſein, daß der 


„betreffende Schüler auf ein anderes Gymnaſium nicht aufge: 


nommen werden - dlirfe, fo hat der, Direktor ausführlich an 
uns zu berichten und unfere Entfcheidung nachzufuchen. Be: 


ſtätigt diefe die Anſicht der Lehrerfonferenz, fo werden wir 


ſämmtliche Direktoren der Provinz von einem ſolchen Falle 
in Kenntniß ſetzen, ſo daß in dem Entlaſſungs-Zeugniß auch 


dann nur zu bemerken iſt, daß der Schüler „ausgejchloffen” 
ſei; die Angehörigen des Schülers werden aber ‚durch den 


Direktor von unferer Entfcheidung in Kenntniß geſetzt. 


5) In dem unter 2. bezeichneten Falle erfolgt. niemals eine Be: 


kanntmachung an die übrigen Schüler der Anflalt; wird die 


Ausſchließung ausgefprechen, jo find die Mitglieder der Klaffe, 


6) 


‚welcher. der Ausgeſchloſſene angehörte, nur dann von der Aus: 
ſchließung in Kenntniß zu fegen, wenn auch die Vergehen 


des Schülers zu ihrer Kenntniß gefommen find. 


„In dem Programm. ift eintretenden Falls nur zu bemerken, 


daß ein Schüler ausgefchloff en worden ift, der Nanien wird 
jedoch verfchwiegen ; der ftillen Entfernung gefchieht gar Feine 


eye 


iv hegen zu fämmtlichen Direktoren und Lehrern der 


Gprinäfle ien das Bertrauen, daß fie bei den hiernach zu beurthei- 
fenden Fällen mit Umficht verfahren, und die zur Befferung und 
Erziehung des Einzelnen zuläffige Milde mit der Strenge zu vers 
einigen wiffen werden, welche die Erhaltung der Autorität der 
Schule und ihrer darin begründeten Mirffamfeit erfordert. 


Koblenz, den 22. Sanuar 1836. 
Königl. Rheinifches Provinzial-Schul:Foflegium, 
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— an BE 55 Ras oo 76. 2 * ——— 
Refolution des Konigl. Juſtizminiſterlums an den Guts⸗ 
beſitzer N.,, zu Königsberg in Pr., daß über die Zurhei- 
lung eines Gutes. zu. einer beftimmten Schulſozietaͤt der 
Wecg Rechtens nicht ſtattfinde. 





* Auf die Vorſtellung vom 19. Oktober v. %. wird Ihnen, 


im Einverſtändniß mit dem Königl. Minifterium der Geiftlichen, 
Unterrichts: und Mebdizinal:Angelegenheiten, hierdurch eröffnet, daß 
daß dortige Königl. Oberlandesgericht zur Einfeitung der von 
Ihnen wider den Fiskus, in Vertretung der Königl. Negie- 
| rung, angeftellten Klage anzuwelfen, © 72° 
nicht Statt gegeben werden fann, da dem Untrage,. 
daß Fiskus verurtheilt werde, 'das Ihnen zugehörige Gut A. 
bei der Schulfozietät Sch‘, wozu es feit undenklichen Zeiten 
gehört, zu belaffen, 
der $: 18. lit. k. der Inſtruktion zur Gefchäftsfübrung der Kö— 
nigl. Regierungen. vom 23. Dftober 1817. (Gefebfammlung ©. 
260) entgegen ift, wonach den Negierungen ohne höhere Genehmi: 
gung freifteht, Schulfozietäten einzuridten und zu ver: 
theilen,. wo. die Ortſchaften es wünfchen, oder Lokalumſtände 


% 


es nöthig machen... 


Es bleibt daher, wie Ihnen in der Verfügung des dortigen 
Königl. Oberlandesgerichts vom 5. Juni v. J. bereits zu erken— 
nen gegeben worden, nur der Weg der Beſchwerde bei dem der 

önigl. Regierung vorgeſetzten Miniſterium offen, ſowie es ſich von 
elbſt verſteht, daß Ihnen unbenommen iſt, Ihre Rechte auf Be: 
freiung von Beiträgen zu den Koſten des in Klein⸗S. zu errich— 
tenden Schulgebäudes, in Gemäßheit des Neffripts des Genetäls 


Direftoriums. vom 28. Februar 1805, (Ediften-Samml. Band 11. 
&. 2897) und der 8.8. 240.708: 709. 759. und 760. Tit. 11. 


bl. II. des Allgem. Landrechts gegen die übrigen bei dein frag- 
lichen Schulbau betheiligten Intereffenten geltend zu mädchen, wenn 
Sie ſich damit durchzufommen  gefrauen. — — 
Berlin, den 8. Januar 1836. 
— Der — 


J ühler. 





2* 


Se 12% 
— Kommunalweſen. 
77. 


—— des Koͤnigl. — den 
Geſchafuhherteht der Kommual:Lanbtage —— 


1 
1 





en —— Allerdöchſe Vererduungene 
a. die Kabinets-Ordre vom 1. Juni 1826. über den lei 
verkehr bei den Kommunal:Landtagen, 
b. die Kabinets-Ordre vom 17. Zuni 1833., mir 
c. die Kabinets:Drdre vom 26. Dftober 1835. en 
über den Geſchäftsgang, wenn von Seiten. des Kommunal: 
Landtags Befchwerden über Verfügungen des Minifteriums 
des: Innern und. der Dokzei oder der anderen Dinderien 
erhoben werden, 
ſind durch die Jehrbücher 9 * Kenntnif der Gericte zu bein 
gen. (Anl. a. b. und c.) 
elin, den: 2. Januar 1836. 
Der Zuftizminifter. 
' Mühlen 


*) Aus diefen, (Band 47. ©. 303-305), bieher Äbermommen. 


= 
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Auf den Antrag der unter — Sohnes, des BR, Rh 
niglihen Hoheit und Liebden, Vorſitz für die ſtaͤndiſchen Angelegenheiten 
befiehenden Kommiſſion ‚finde ich Mich bewogen, über den Geſchaͤftsver⸗ 
Fehr mit den Kommunal-Landtagen biermit Folgendes feftjufeten. 

Die Gegenftände, welche den Klmmunal-Landtagen auf Meitien 
Befehl oder nad. dem Gutbefinden der Behörden zu aut Erflärung oder 
Begutachtung vorzulegen fein werden, erhalten nicht die Form der Pro; 
vinzial-Landtags-Propofitionen, und geben direft an den Oberpräfiden- 
ten zur ———— Vorlegung an die Staͤnde. Die Gutachten, Er: 
Härungen und Beſchluͤſſe der Stände find nismals in der Form an 
Mid, oder an irgend eine Baer Bee Ein gaben, fondern lediglich 
in der eines Votı oder Conclusi zu faflen.. Dieſelben peben an den 
Oberpräftdenten, der, wenn fie zum Reſſort der, Provinzial-Bermaltung 
gebören, die erforderlichen Verfügungen fofort felbft — und die, 
welche ihrem Gegenftande nah an die Miniflerien oder an Mich Serdh 
gelangen müffen, zur weiteren Veranlaffung an den Minifter des Ins 
nern einzureichen hat. Dem Oberpräfidenten ift demnach von fämmtlis 
chen auf die Eingaben * KommunalsLandtage ge faffenden —— 
nen Mitttheilung zu machen, damit derſelbe die Staͤnde durch die Land⸗ 
räthe darnach befcheiden koͤnne. Derſelbe hat außerdem ſowohl beim 


w 
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Schluffe eines jeden Kommunal: Landtags ein Verzeichniß ſaͤmmtlicher 
von den Ständen daſelbſt abgegebener Erflärungen und gefafter Be— 
fchlüffe, als fpäter, wen ‚alle, Materialien, zu Befcheidung der Stände 
an ihn eingegangen fein‘ werden; einen Nächweis von den auf die Er: 
flärungen und Befchlüffe des Kommunal-Landtages gefanten Reſolutio— 
nen und, getroffenen Verfügungen, durch den Minifter des Innern‘ an 
Mich einzureichen. Endlich finde Ich, Mich noch veranlaft, bei diefer 
Gelegeribeit zu beſtimmen, daß, roenn ber. den Verhandlungen einer Roms 
munalsLandtags-Berfammlung ‚in. denen Faͤllen, in welchen nach den Ge⸗ 
ſetzen eine Majorität von Zweidritteln nicht erforderlich iſt, eine Gleich⸗ 
heit der Stimmen ftattfindet, die Stimme des Vorfigenden entfcyeiden fol. 
Ich beauftrage das, Staatsminifterium, „wegen in Anwendungbrins 
gung diefer Beftimmungen das Erforderliche zu veranlaffen, 
Berlin, den 1. Juni 18261. 8 N 
Ä — Friedrich Wilhelm. 
An N 5 II I NEN —44 
das Staatsminiſterium. 3 u one en rl lol 
ana ee 2 SEEN. ee 
ae N "2... ) 1913.25, * 
Auf bie Beſchlußnahme der unter Meines Sohnes, des Kronprinzen 
Könige. Hoheit, Vorſitz niedergefegten Immediat s Rommiffion für die 
Stände-Angelegenbeiten habe, Ich, genehmigt, daß Immediat⸗Vorſtellun⸗ 
gen der Kommunal-Landtage, wenn fie Befchwerden “gegen Verfuͤgun— 
gen des Minifters des Innern und der, Polizei enthalten, von den Ober 
präfidenten unmittelbar an Mich - eingereicht erden, jedoch. unter. gleich“ 
aeitiger Einreichung einer Abfchrift : derfelben an den gedachten Minifter. 
as Staatsminifterium hat die Oberpräfidenten diefem gemäß mit Ans 
weifung zu verfeben. — i 
Berlin, den 17. Juni 1833. _ . 


0“ + b 
“ ‚ri 


- 
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Friedrich Wilhelm. 
An 
das Staatsminiſterium. u > 
Auf den Antrag der zum fünften Provinzial-Landfüge verfammel- 
ten. Stände der Kur: und Neumark — — des Markgraf⸗ 
—3.* Niederlaufig will Ich die Beſtimmung * Ordre vom 17. 
Juni 1833., wonach Beſchwerden der Kommungal-Landtage gegen Vers 
Figungen des Minifters des Innern und der Polizei von den Oberprä= _ 
tdenten an Mich unmittelbar eingereicht werden dürfen, unter den in 
Meiner ‚frübern Ordre vom 1. Jüni 1826.' fearfehten Modififationen 
auch auf Befchwerden gegen andere Minifter ausdehnen. Es iſt jedo 
alsdann gleichzeitig Ubfchrift des die Beſchwerden enthaltenen Kommurs 
nalsLandtags,Conclufi nicht bloß Ihnen, ſondern auch dem betheiligteit 
Re einzureichen. Sie haben die betreffenden Oberpräfidien 66 
anzuwe en * aa LET mer . 4 BE 0; s :D 


... Berlin, den, 26. Dftober 1835... ne 
>11 "nt. er ’ ; ‚ e n ‚* * — Friedtich "Wilhelm. — Kkı ? 
lub: Mom ' ran Pr FRI DE p.3 
den Staatsminiſter v. Roch We ir. non el m 
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er Ä ‘ 4 18. 
Refkript des adaigl Min hainms des nn und bei 
Polizei, an, die Koͤnigl. Regierung zu N. N., die amt 


lichen Verhaͤltniſſe der Landraͤthe zu den Stadt: * 
agiſtraten betreffend. / ur 


Pe Lildeath N. hat. mittelft der in Abſchrift beigehenden 
reine, bezüglich Auf den ihm von der Königl. Negierung uns 
term ‚23. Januar d. J. ertheilten Beſcheid, um Feſtſtellung feines 
Verhãltniſſes ‚zu den Stadt-Magiſträten gebeten. 

Wenn ih nun: die-Iandräthliche Verfügung vom 1. Dezember 
b. J. welche zu ‚jenem Befcheide. Beranlaffung gegeben,. mit dem 
letztern ſelbſt vergleiche, ſo kann ich "zu. der. darin enthaltenen Zur 
rechtweifung feine Beranlaffung finden. Der Landrath, veranlafte 
den, Magiftrat, in. ‚einem : fpeziellen Falle eine. Ausfertiguug der 
Militairbehörde einer dortigen Einmwohnerinn zu infinuiren. | 
Ä Man würde nun in Wahrheit den, Landrath, welcher als bes 
fändiges Organ .der Regierung überhaupt auf Ordnung zu ſehen, 
inſonderheit Aber‘ als Kreis:-Polizeibehörde und "in den ihm oblie— 
genden Militair:Angelegenheiten auch die Folgſamkeit des Magie 
firats in Anfpruch zu nehmen "hat; auf “eine feiner Stellung uns 
angemeſſene ‚enge Wirkſamkeit beſchränken, wenn man ihm in ſol— 
chen Fällen, welche "die Kommunalverwaltung gar nicht berühren, 
in welden ‚vielmehr der. Magiſtrat nur als Behörde handeln ſoll, 
das Recht ſtreitig machte, demſelben einen Auftrag: zu einer ein: 
zelnen ganz unbedeutenden und unverfänglichen Handlung zu geben. 
Der $. 189. der Städteordnung vom 19. Nobbr. 1808. berechtigt den 
"Staat, jeder andern Behörde, als der Regierung, die Aufficht über die 
- Magifträte aufzutragen. Keine andere Behörde ift dazu fo geeignet, 
als der Landrath, und, wenn, bie Königl. Regierung demfelben dieſe 
Aufſicht über‘ die- Stadt N. nicht 'ganz ſpeziell aufgetragen haben 
foflte; ‘fo iſt &8 doch. immer / rathſam, einzelne. daraus hervorgehende 
unverfängliche und zweckmäßige Handlungen: bei, entftehendem Kon: 
flifte zu ratihabiren, um nicht dag Anfehen des Landrathe, dem 
Magiftrat gegenüber, zu beeinträchtigen. 

Mas-aber die allgemeine Einrichtung wegen Infinuation der 
Erfaffe der Militairbehörden onlangt, fo- hat-:der Landrath nur 
feine Erwartung ausgefprochen,' daB der 'Magiftrat fi ch dem Ders . 
langen der Militairbehörde nicht entziehen,‘ und ihn zwingen werde, 
die Sache höhern Orts‘ zur Sprache zu bringen. Er hat alſo da: 
durch anerkannt, dag, dem Magiftrat hierunter eine generelle Ans 
weifung zu ertheilen, nicht zu feiner Kompetenz, : fondern ju der der 

Annalen. Heft I. 1856, J 
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Regierung gehöre. Daß er aber zu DBermeidung unnüger Schrei: 
berei im Wege der Vermittelung, in einem völlig human gefaßten 
Grlaffe, den Mapifität zur Einwilligung "in diefe Einrichtung an 
disponiren ſuchte, iſt keinesweges tadelnswerth, und verdient "Die 
Bezeichnung als Einmiſchung nicht, welche in dem Erlaſſe vom 
23. Zanuar enthalten iſt. © 

Nad) diefen "Andeutungen möge die König. Regierung in 
der Folge das Berhältniß der Landräthe zu den Magifträten be- 
krachten und behandeln, und den erfteren zwar. feine Ein miſchung 
in die Angelegenheiten des Kommunalhäüshalts öfne beſondern 
Auftrag geſtatten, jedoch dafür ſorgen, daß ihr Anſehen, alg be⸗ 
ſtändige Kommiſſarien der Regierung und als, Kreis: Polizeibeh 
wenn ſich's bluß um das Verhältniß der Behörden gegen einander 
in Röpierungs Angelegenheiten handelt, ohne Nott nicht, betintväch⸗ 
tige erde. Hierzu wird Ihr der Schluß, des gi 189, ) der. Städte: 
ordnung hinreichendes Anhaften geben. E 
SDen Landrath N. möge die Königl Hegiktung Enter hier⸗ 
nach mit der weitern Beſcheidung verſehen. 

Betlin, den 12. März 1836. 


Dar Midipre ded Innern und, der Ati. 
v. Nohom. * — 


«*) 86. 189. 1.c. erigms folgt aus ‚ber 54 ron rin 
„daß die Geſchaͤftsfuͤhrung des Magifirats ‚nieht nur der Yufficht 
und Kontrofle der Aropingiafbebärhe, fondern auch des Departe⸗ 
mentsraths und jeder andern dazu gedrdneten Behörde unterwor⸗ 
fen bleibt. Wllen dieſen Behoͤrden iſt er ſchuldig, jederzeit diejenige 
Aunskumft, welche verlangt —— gr — een 
RR Berichte gu erflatten, | AL 


X 





79. * .n 4 
— des Köniit. Ninifkeiims. des Iann ui der 


Polizei, an den Magiftrar zu N. die nchagung der 
fuͤr die Magiſtrats· Beamten angeordneten 


zeichen betreffend: 


Dem Masifrate eröffne ih at feine Eingabe vom 18. b. 
M., die im $.-208. der ‚Städteordnung von 1808. für die Ma- 
giffrate: Beamten angeordneten Amtszeichen betreffend, daß über die⸗ 
fen Gegeuftan bis jeßt eine Allerhöchſte Beftimmung Seiner Ma: 
jeftät des Königs nicht erfolgt: iſt, ‚and: ‚daher. die: Sad zur Zeit 
auf fi) beruhen muß. cn | 5.44 
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Was die eventuelle ‚Anfrage: des Magiſtrats: von wen bie 
Koften: der. Amtszeichen würden. gefragen werben, müfien ? anlangt, 
fo verficht es ſich von felbft, ‚daß, in. fofern die. Gtadtverordneten 
nicht die Koſten bewilligen, Diejenigen, welche die Medaillen und 
Ketten tragen wollen, fie auf eigene Koften, wie die Staarsdiener 
ihre Uniformen, anſchaffen müflen. le Se „ 

Eben die Schwierigkeit ‚wegen bes diesfälligen beträchtlichen 
Aufwandes hat zeither die Aysführung des 9. 208, gehindert. 

Berlin, dem 5. Februar 1836. . 02m. 
Der Minifter des Innern und. der: Polizei. 
m u Roch ow. 73, 


dh 
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Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Königsberg in Pr., 
Die Uebernahme von Kreis-Rommunalfajjen Seitens 
der ſtaͤdtiſchen Buͤrgermeiſter betreffend. 





Wenn die Königl. Regierung, wie Derſelben auf den, Bericht 
vom .20. 9. M., das Geſuch des Bürgermeifters N! zu N., um 
eftättung der Uebernahme der Kreis:Kommuhälfäffe neben feiriem 
Amte betreffend, ermwiedert wird, in Ihrer Amtsblatt-Verfügung 
vom 3. September 1834. :den Bürgermeiftern die Einnahme ftäd: 
tiicher Kaſſengelder unbedingt unterfagt. hat, fo. ift- dies nur zu 
billigen, da die Bürgermeifter die ftädtifchen Kaſſen zu beauffichti- 
gen haben, und daher nicht ſelbſt Solche führen Fünnen, Eu 
Anders ſiellt fich aber das Verhältniß in Hinficht der Der» . 
waltung einer Kreissgommunalfaffe, welche unter ſpezieller und di: 
reßter. Aufficht des Landraths ſteht. Hier fällt- obiger Grund eg, 
und. e6 kommt nur darauf an, ob der Bürgermeifier für ein fol: 
es Nebenamt noch Zeit genug übrig habe? und ob ſolches nicht, 
befonders durch . häufige Entfernung vom Orte, der Verwaltung 
des Bürgermeifter: Amts nachtheilig werden” möchte? Tritt in dies 
fer Beziehung Fein Hinderniß ein, fo R 28 felbft wünfchenswerth, 
den auf fehs Jahre und ohne Penfionsberechtigung angeftellten 
Bürgermeiftern kleiner Städte, welchen nur eine dürftige Befol: 
dung ausgefegt werden kann, die Uebernahme folder Nebenämter 
zu erleichtern, indem eine derartige Verbeſſerung ihrer Lage, durch 
welche ihnen auch nach dem Ausfcheiden aus der Bürgermeifter: 
ftelle noch einiger Unterhalt gefichert bfeibt, — wird, 
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Perſonen von ' beferer Bilbung die. Annahme der eine‘ ganz pres 
‚faire Stellung gewährenden Bürgermeifterfiellen angenehm, und 
“fie bei Verwaltung derſelben ſelbſtſtändiger zu machen. 

“4 Auch wird in der Regel die Verwaltung einer Kreis⸗Kom— 
munalfaffe; befonders «wenn der Wohnort des Bürgermeifters: zu- 
gleich die -Kreisftadt ift, nicht foßiel Geſchäfte geben, daß ſie nicht 
neben der Bürgermeiſterei-Verwaltung einer Heinen, Stadt sn 
Bequemlichkeit beforgt werden "Farn. - 

In ſofern nun nach obigen’ Andeutungen kein Bedenken ge⸗ 
gen die Uebernahme der Kreis-Kommunalkaſſe von Seiten des ꝛe. 
N. ftattfindet, möge die Königl. Negierung folche geflatten, entge= 
gengefeßten Falles aber die Bedenken näher entwideln. Ä 

Berlin, den 8. März; 1836. 

— — des — und der Polizei. 
Koehler. 


81. 
Reſolution des Koͤnigl. Miniſteriums des Intern und 
der Polizei, an die Stadtverordneten zu N., und abs 
ſchriftlich an bie Königl. Regierung zu Potsdam, daß 
die Verbindung, einer ftädtifchen Rendantur mit dem 
| Sunbifarn unzuläffig ſei. 





Den Siopieritneten zu N, aoffne ich auf fe Vorſel 
lung vom 27 November v. J., den Antrag enthaltend, dab. 
dem für die dortige Stadt zu errwählenden neuen Syndikus zu⸗ 
gleich die Verwaltung einiger ſtädtiſchen Kaſſen übertragen werden 
dürfe, zum Beſcheide, daß die Verbindung einer ſtädtiſchen Ren: 
dantur mit dem Syndikat nicht als zuläffig betrachtet, die Berfü- 
Hung der Königl. Regierung zu Potsdam, ‚welche ſolche nicht ge: 
ftatten will, daher nur gediligt werden fann. 

Berlin, den 21. Januar 1836. 

‚ Der F Rete des Innern und der poliel 
v. Rochow. | 


we 483 
82, 


Bellen ‚des König Miäifiettems bed En umd der 
inden, bie — 


— — — 1.14 
04 


au gi — ie ——— in. dem; Beige ve Si Br von 
_ 6; Mund zwars ıı ©. 

1) bis zu weldem Betrage Ge kinbe Foſerſnue dem: Gemeine 
demitgliedern bei gehöriger ualififatisn, und welche folcher 
Stellen den verforgungsbere;Hfigten Korps: Fäger zu verleihen 
feien? und 

2) ob aud bei Kommunaf:Forfiftellen.:die: ariegerejers⸗ Jager den 
Korps⸗Jägern, wie bei Königl. Stellen, gleich. geſtellt werden 
können? — 

werden dahin beantwortet, daß 
ad 1) ein Unterſchied rückſichtlich der Dotirung der fraglichen 
Poſten in Beziehung auf die Verpflichtung der Kommus 
Fe nen, ihre Förfterftelen mit verſorgungsberechtigten Korps⸗ 
“ Zägerh zu befeten, nicht anzuerkennen, überhaupt nut dann 
1: Be Befegung. einer„berartigen Stelle mis einem Subjekte 
anderer; Kategorie zu geſtatten iſt, weun ſich ein Verſor⸗ 
— der aFßeren Klaſſe uͤberall nicht ermits 
teln läßt; 
a . aber die Cirkular⸗ :Berfügung des Königl. Finanzminifterii 
vom 34. Oktober: ABB. (Anl. a) old Anhalt: dienen muß. 
Zur näheren. Erläuterung ‚empfängt indeß die Königl. Regie— 
tung im abfchriftlichen Anfchluß die von. dem; Herrn; uRgiegeminde 
ſter und der General⸗Verwaltung für Domainen und Forſten ges 
meinſchaftlich mit mir Ad die Regierung. zu Fraukfurt erlaſſene 

Verfügung vom 16. Dezember 1835, um Daraus zu’ entnehmen, 

daß. ein umbedingtes. Recht auf Webenslängliche,. Anftellung bei den 
zur, Keiegsteferve entlaſſenen Korps⸗Jägern, welche ſich zu zwanzig—⸗ 
jähriger Dienfizeit verpflichtet haben, nicht: angenommen, und daß 
ihre: Anftellung nur dann genehmigt: werden kann, weun fich bei 
Befegung der vafanten Stellen Feine Korps: Zügen‘, ermitteln laſſen, 
die nad) Bollendung jener. rg au mit — ——— aus⸗ 
geſchieden find.’ RA er ER 
— den 13. Marz 1836. 3 — 
Der Minifer‘ des! Innern BER da Bei 
ge Rochow. Ir 
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a. 


In Verfolg ‚der Verfuͤgungen vom; 25. Januar und 14. Mai d, 
3 *) wird die Könggl. Regierung hierdurch autorifirt, folhen Interimi; 
iſch art eftellten Korps⸗Jagern, welche fich zum ywanzigjäbrigen Mili 
koirbienße, verpflichtet «haben, und zur Kriegs⸗Reſerve entlaffen,: oder als 
balbinvalide durch ım Dienſt erlittene Be —22 beurlaubt ſind, das 
vorgeſchriebene Legitimations⸗ ⸗Atteſt der Berechtigung zur lebenslaͤnglichen 
Anitelfung,’ gleith den bereits” zur: Forts Berforgung uͤberwieſenen Korps 
Sägern, zu ertheilen, nachdem felbige zuvor in — dei ra 
vom 7. Juni 1621, vereidigt worden ſind. 
Zem den 31. Oktober 1833. 
—— Der en miniffer. 


j 


PIREOT —8 Neaitkungen.ı: ii... uituü. 


dJuhrg — ee S 308. 65 ls 
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—— ber Kin, nigl, Minifterien des Innern 
und der Polizei, ſowie des J——— an ſaͤmmtliche Koͤ⸗ 
nigl Regierungen, die Berufung: :qualifiziveet Militairs 
Invalden da an | 

5173 sn betre di.’ Jıljo. 
J lrlaing ra Jan AR AIBIRIERT, 5 ı que, Fi ba 

Durch⸗ bie. —— ber eAhrheifung für: * Invalidenwe⸗ 
fei im Relegenmiiiftirien vom: ihr Juli 1835. ) Wi die Einigl. 
Reglering?veranfaßt · worden: 3 Bin, 

n die Kommunalbehörden ‚ai zuweiſenſech bei ———— Bar 
kanzen“für die Folge aller Aufruſe dee Invaliden durch öffent: 
Blätter. za enthalten, und sich, Dagegen nady. Maßgabe 
7 er au. 7. Märkı1832:: wegen Ueberweiſung 
qualiſi zirter· Indaliden vorlommenden Balls an die; Konisl. 
* Regierung yarwendens u. Mmwing: 
Inzwiſchen iſt von einigen: König, REN Aheils⸗ bei 
dem Keiegsminifteniö, theils bei : dem are und 
der Polizei/ dringend befürwortet wor den: ©; 

daß den Kommunen die öffentliche Aufforderung zur Mel⸗ 
dung geeigneter Kompetenten Behufb.- der Beſetzung vakanter 
Unterbebienungen nacgegehe bleiben, möge, indem die Er: 
fahrung gezeigt habe, Haß die Kommunen durch diefes Ver⸗ 
fahren auf dem fürzefien Wege zu ihrem Zwede gelangen, 


) Jahrg. 1835. 2ted Heft, ©. 324. 


— 
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"nd zugleich die Ueberzeugung erhalten, daß ber ſich vielleicht 
in ihrem Bereiche befindende, mit Verſorgungs-Anſprüchen 
— *5 gehörig qualifizierte Invalide nicht unberückſichtigt 
' bleibe. niit u 
In Folge diesfaͤlls zwiſchen den Minifterien des Krieges 
und des Innern und der Polizei ftattgehabter Kommunikation, and, 
da die vorerwähnte Verfügung insbefondere durch den Konflikt zwis 
fchen den Kommunen und der Jntelligenzblatt: Verwaltung über In— 
fertionsfreiheit der Aufrufe der Invaliden herbeigeführt worden ift, 
die Kommunen aber auf foftenfreie Infertion folher Befanntmas 
Qugent feinen Auſptuch dcichen können, wird die mehrgi 
Verfügrag der Micheitang für. das Invalidenweſen hierdurch / dahi 
mer u ek une en i 
daß. den Kowmunen, Kobald fie; die Inſertionskoſten 
bezahlen, der öffentliche Aufruf der Invaliden zur Befegung 
a erledigter Stellen zu geflatten fei, die Beftimmungen des Eir: 
— kular Etlaſſes des Militäir- Defonomie- Departements vom 7. 
= März 1832. (Anl. a.) mithin nurlerft dann zum Anwendung 
— ‚Formen; wenn dee Aufruf nicht zum Ziele geführt hat. 
Die Königl, Regierung hat daher hiernach das weiter Ers 
forderfiche, zu veranlaſſen. N 
re», Berlin, den, AL Januar 183836. | 
Kxiegsminiſterium, Miniſtexrium des Innern. und. der. Polizei. 
9 Wiplebem un In Vertretung. * 
PET AN ne in Dita Koehler. 


trırher 
la —7 aan 
.r . . f ) 2 


’ a. 

Da däfters der Fall eintritt, daf es bei Beſetzung ber vafanten für 
verforgumgsberechtigte Invaliden beitimmten Eivik-Unterbedienungen ar 
dazu qualifizirte Individuen mangelt, ſolche Polten daher durch nicht 
berechtigte Leute interimiftifch während längerer Zeit verwaltet merden 
müffen, und diefer Mangel an geeigneten Gubieften, fich vorzüglich bei 
Belegung der Chauffermärteritellen zeigt; fo baben des Herrn Kriege: 
miniſters Excellenz Beranlaffung genommen, die Königl. General⸗Kom⸗ 
mando’d zu erfuchen,. fi von. den in ihrem Bereich befindenden Invali—⸗ 
den und deren Dualififation zu folchen Anftellungen in fleter Kenntniß 
zu erhalten, um bei vorfommenden Fällen den betreffenden Königl. Re— 
gierungen, auf diesfallfige Nequifition, gebörig qualifizirte und verfor- 
gungeberschtigfe Invaliden zur Anftellung Überweifen zu koͤnnen. 

Die Königl. Regierung erfuchen wir hiernach, in allen Fällen, mo 
fich zum Befegung vafanter Givil-Interbedienungen, unter den Seitens 
der ug m Regierung notirten verforgungsberechtigten Invaliden, quä- 

llifizirte Subjefte nicht vorfinden, Behufs der Ueberweifung folcher In⸗ 
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validen, mit * 356 gelegenen Kooisl· — direkt 
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Keffript- des Königl. Miniſteriums bes ‚Innern. und, "her 
Polizei, an die Römigl. Regierung zu Oppein, die Ars 
ftellung und Vereidung ber Echulzen und Schöppen 
J in n ſtaͤdtiſchen Kaͤmmereiddrfern San J 
au: : 


3,19 133 ‚594 





‚Die: in dem Berichte der Königl. Hegisrung. vom 16. v. M. 
PER ie Umftände kann ich nicht ſo ‚erheblich, finden, um dem 
Magiſtrate zu Leobſchütz das bisher von ihm ausgeübte Recht, die 
Ortsgerichts-⸗Perſonen in feinen Kämmereidörfern zu vereidigen, zu 
entziehen. Schon als "nächfter Polizei: Obrigkeit würde dem Maz | 
giftrate Dies. Recht nicht verfagt werden können, um fo weniger 
aber, als er in diefer Hinficht Die ältere Sbfervanz für ſich hat. 

Was die für" die Vereidigung erhobenen‘ Gebühren betrifft, 
. fo ift die Befugniß dazu zwar noch gar nicht:in Lite -gewefen. 
Sn fofern indeffen- der Magiftrat dazu nicht durch eine befondere, 
höhern Orts genehmigte Sporteltare ermächtigt ft, wird die Kö— 
nigl. Regierung ihm deren Erhebung zu unterfagen haben, weil 
im Allgemeinen die Polizei: Obrigfeiten nur foldye Sportelg erhes 
ben dürfen, weldje geſetzlich angeordnet find, überdem aus den 
eingereichten Ertraften der :Urbarien. hervorgeht, ‚daß der Magiſtrat 
zu Leobſchütz für den Dreiding, in welchem die Vereidung geicher 
ben kann, bereits eine fire Steuer von den Gemeinden: fur die 
Beſorgung der polizeilichen Geſchäfte erhält. 

Die Frage: 
in wiefern der Magiſtrat vor der Vereidigung der Schuizen 
und Schöppen die Genehmigung * landräthlichen Behörde 

ertrahiren müffe ? 
iſt bis jetzt gleichfalls noch nicht freitig gewefen, und- daher. zur 
Zeit keine Veranlaſſung vorhanden, darüber zu entſcheiden. 

Sollte aber der Magiſtrat dagegen Beſchwerde führen, fo 
wird ihm auch darin gewillfahrt werden müffen, weil das Allgem. 
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Landrecht, Thlo El Kit. 7. 473 eine ſolche Beſchraͤnkung den 
gutohevrlich Gerechtſame nicht zuläßt 4 BR VIA ———»—e 
gu Der Son gern überlaſſen, hiernach den Magi⸗ 
at zu beſcheiden· ad ee na 
* Berlin, den 8. Februar 1836. Asnisa⁊⸗ 
ra Deru Winiſter des Innern und der: Polizei.a⸗ 
Aden Gou anetiten ATIE SvarRoch o wan e r 
ae er tar ya’ iind 
N smart? en le na neuer allainıde mat dugt 
PF 1349377 
ich eure " PP x 
Reſkript bes a Minſter luins ves Inliern und der 
—9 Value ad RR 
Polizei, an die Koͤnigl — zu Dppetn, betreffend 
die Verpflichtung zur unentgeldlichen Verwaltung 
des Schulzenamts. 


— 77 Het 


ar, Der Königl, Feaieranp ‚wird auf den, Bericht, vom, 28. Den 
Finher Dar des zn ienranrame" ad en der a 
i ur Reelachechworde des Bausräuedbifäslh N. zu N., wi 
22 der Ihre Entſchelduiig vom‘ 8.Mai 1835. | Ä 
20Beſihung des Rekurrenten beigelegten CEigenfthaft“. einer Erd⸗ 
ſcholtiſei und der sdeöhalb. demſelben angeſonnenen unentgeld⸗ 
lichen Verwaltung des Schulzenamts, betreffend, 
hemerklich gemacht, daß die Adminiſtrationsbehörde, wenn eg darauf 
anfomnf, einen, Einwwohner, aus privatrechtlichen Derbindlichkeiten = 
zu ‚einer öffentlichen , Zei ung, anzubalten, ſich nur an ein.. ganz 
klar erwieſenes Rechtsverhältniß halten kann. — 
Einen ſolchen klaren und unzweifelhaften Beweis kann aber 
in Hinſicht der mit dem Beſitze eines Gruudſtücks verbundenen 
Rechte und Pflichten nur das Hypothekenbuch liefern, Auf Ur: 
kunden, die vor Anlegung des Buchs vorhanden und gültig waren, 
ouf Entfcheidung ‚darüber, ob fie. noch güftig oder durch, fpätere 
Derträge oder Verjährung erloſchen feien, auf. Interpretation von 
rrilibaften Derträgen und Entfcheidung, über die Verbindlichkeit 
erfelben für die Kontrahenten felbft und. dritte Perſonen darf ſich 
die Adininiftrationöbehörde ‚nicht einlaffen, muß “vielmehr die Ent: 
scheidung dem Nichter überlaffen. In Gemäßheit diefer Grunds 
füge kann auch ein Grundftüd als mit der, Verpflichtung zur Ber: 
waltung des Schulzenamtes und eventuell zur Remunerirung deg 
Stellvertreterd belaftet nur dann angefehen werden, wenn diefe 
Reallaſt und das damit verbundene Recht aus dem Hypothefens 
buche fich ergiebt, oder fonft außer Streit und Zweifel ift. Iſt 
dies nicht der Sal, fo muß demjenigen, der in Folge früherer 


wegen bed 
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Berhäteniffe den: Beſitzer zur: Uobernahme jeuer - Laſt noͤthigen wirt, 
überlafn werden, die Verbindlichkoeit im Rechtswege zu obweifen. 
Nach dieſen Grundſatzen möge: die: NoniglNRogleruug TER vor⸗ 
— Falle die hier wieder beigefügte, Beſchworde bes iR: N;; 
erledigen. HEIL ET Era EI ee 
Sollte. aber ber. ꝛc. N. kernel bod ——— für die 
Verwaltung des bereits niedergelegten / Schulzenamtes noch nach⸗ 
träglich eine Vergütung zu fordern ſich für berechtigt halten, fo 
- muß ihm ebenfalls überlaffen — ſolche im Rechtswege zu 
— F 1836. 
134 er u Ani! kauft LER 
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Poli ‚hen, Rönigl. St Sa‘ v⸗· 

K1 le a Denhebrn 1 N mat des 
—— in den ehemals. Abe phalifchen. — 
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MIN Er ertüänäihe ich nicht, auf she) geehrte —**— 

66 der auf den Schulzen⸗Guͤtern in 

Er une ifchen —6 ruhlnben Verpflichtung 

zu Verwoltung des Schulzenamts und die Ftage betreffend: ob 

Diefe ‚Verpflichtung bloß im Rechtswege oder auch im Mege. der 

Adniiniftration in Anſpruch genommen werden kbune? Folgendes 
ergeben zu erwiedern. 

Die Königl. Regierung zu Magdeburg feitet in ihren, mir 
gefaͤligſt mitgetheilten Berichte den Wegfall obiger Verpflichtung 
hl aus der Weitphälifchen Verwaltungs: Ordnung vom 11. Fas 
Audr 1808., thells aus dem Defret ‚vor 28. März 1809., ‚ wegen 
Aldiftfation. der Lehen,” her. 

Nun ift ober. die Berwaltungs» Drdnung durch das 29 
bom 31. März 1833. für wieder aufgehoben erklärt, und es fi 
Ban deffelben die $.$. 18. bis Sa. Tit. 7. Thl. IL. des Allgem. 

andrechts eingeführt worden, daher denn auch die $.$. 48. bis 50. 
mit den darin ausgefprochenen Berechtigungen und Derpflichtungen 
der Schulgen- Güter, nicht allein der Lednfchulzen: Güter; für wies 
der eingeführt angejehen werden müffen. 
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—Was aͤber das Defret: vom 28. Märzıt809. anlangt; ſo iſt 
folches durch das Gefeg vom 21. April 1821. 9.1. Nr. 3. aufgehoben; 
und es find alle Diejenigen Verpflichtungen, welche deffen migeachtet 
aufgehoben "bleiben follen, ſpeziell aufgefühut worden. Unter dieſen 
finder fich die Verpflichtung zu Verwaltung des Schulzenamts wicht, 
und es iſt auch, ohne den Morten des Gefeges Zwang anzuthuu, 
die Verwaltung dieſes Amts, welche zugleich sein Ehrenrecht des 
Betheiligten in ſich ſchließt, nicht unter die Kategorie der aufge⸗ 
hobenen Dienſte zu bringen. nataitoge® 217 03° Auptnghudr® 
Nun ſoten aber mach den Gutsherren alfe diejenigen 
Rechte verbleiben, welche nicht auf ehoben find, und es ſoll nach 
$. 46. bei einem Über die Derpftihrung entftehenden Streite dit 
Nräfumtion für deren Fortdauer einfreten. Hiernach würde, wenn 
88 auf dieſes Geſet ‚Allein ankäme, bei einen ſolchen Streite im 
Intereſſe der öffentlichen Verwallung das Interimiſtikum immer 
{0 zu keguliten fein, daß der Beſitzer eines Gutes, welches vor⸗ 
mals ohne Zwelfel zu den $. 48. Tit7. Thl. II. des’ Landrechts 
bezeichneten gehört hat, im Adminiſtratibuswege zu Erfühlung der 
damit verbunden geweſenen Berpflihtungen ängehalten, und ihm 
Behufs der Befreiung davon den Rechtsweg zu befchreiten über: 
laffen werden müßte. a 
Es kommt aber hiebei in Betrachtung, daß das Allgem. Lands 
recht am angeführten, Orte nicht „allein von Lehnfchulzens Gütern, 
fondern . von Gütern, auf welchen das, Schulgenamt ruht, im UL 
gemeinen ſpricht, und wohl der Fall vorfommen kann, daß, dies 
Recht und dieſe Verpflichtung aus einem andern. Titel, als dem 
des. Lehnverhältniſſes zwiſchen Beſitzer uud Gutsheren,, eutſtanden 
fein, und daß z.B. der Landesherr ſelbſt bei. Gründung. eines 
neuen Dorfes, ‚oder auch die Gemeinde, als ‚bleibende Entſchädi— 
gung für die Verwaltung ein Stück Domanial» oder Gemeinde, 
Sand dem Gute mit der; fortwährenden Verpflichtung zu Devil 
tung des Amts ohne befondere Vergütung zugelegt baben- fann 
In diefem Falle würde es auf das Dekret vom 23. März 1809. 
und deffen Aufhebung durch das eg vom 21. April 1825., ſo— 
wie auf die im legtern enthaltenen Beflimmungen gar nicht an: 
fommen fünnen. | Ä 


Ferner fommt in Erwägung, daß durd) die Verordnung vom 
31. März 1833. das Landrecht wieder eingeführt, und fid daher 
lediglich an das Wort des $. 48. Tit. 7. Thl. IT. zu halten ift. 
Nach dieſem iſt die Verpflichtung zu Verwaltung des Schulzen⸗ 
amts nur dann in Anfpruch zu nehmen, "wenn das Amt mit dem 
Beſitze eines beftimmten Gutes verbunden ift, nicht aber danın, 
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wenn es vordem damit-werbunden war, und auf irgend eine Weiſe | 


die Verbindlichkeit erlofchen iſt. ER w 
Dieſe Rückſicht macht es unzukäffig, im Verfolg des $. 46, 
des. Gefehes vom 24. April 1825. in allen Fällen‘ für die Forts 
dauer des Rechtes und der Verpflichtung. zu-präfumiren, und ohne 
Unterfchied ein Interimiſtikum in obengedachter Art einzuführen- 
Bielmehe wird dies nur dann zuläffig fein, ‚wenn bei ‚Einrichtung 
des Hypothekenweſens feit. der Wiederbefignahme ein Gut, als 
Schulzengut, in die Hypothefenbücher wirklich eingetragen ift, der 
Befiger und der Richter alſo die mit foldhen Gütern nach Wies 
VRR des Landrechts verbundenen Rechte ausdrüdlich oder 


is de 


herrn fowohl, als der Gemeinde, welche vom Beſitzer eines Gutes 
die Ausübung des Amts verlangen, gefetlich überlaffen, eine Wei: 
gering deſſelben im Rechtswege zu befeitigen. Für die Verwal— 
tung. des Amts dagegen muß ‘inmittelft in gewöhnlicher Weiſe, 
als ob Fein verpflichtetes‘ Gut vorhanden wäre, geſorgt werden. ' 
"Nach gleichen Grundſätzen ift zu verfahren, wenn ein’ Schuls 
zen: Gntsbefier das Necht auf das Amt in Unfpruc nimmt, 
Gutshert oder Gemeinde aber‘ diefes Necht beftreiten- 

Em. Excellenz erfuche ich nun ganz ergebenft, hiernach in 
vorfommenden Fällen nicht nur Selbſt aefälfig entfcheiden, fondern 
auch die Regierungen hiernach mit Anweifung verfehen zu wollen. 
Berlin, den 28. Januar 1836. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
un Rochow. 


Bekanntmachung der Königl. Regierung zu Merfeburg, 
betreffend die Anfertigung und öffentliche Mittheilung von 


f 


Veberſichten der, ſtaͤdtiſchen KommunalBerivaltung. 





| Aus einer uns zufällig zu Geſicht gefommenen gedruckten 
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Bekanntmachung des Magier einer: einen Stäbe des hieſtgen 
Regierungsbezirk haben mwir mit Vergnügen erſehen, daß derſelbe, 
nachdem er“feit feinen Eintritte im Jahre 1882. bemüht geweſen, 
feiner Kommunal⸗Verwaltung durch Erweiterung der vorhandenen 
und Eröffnung neuer Hülfsquellen ‚einen beſſern Erfolg zu ver⸗ 
ſchaffen, und ihm dies, der in einer bedeutenden Kommunalichuld 
Hund “der Nothwendigkeit eines - großen Reparaturbaues liegenden 
ütigünftigen Verhaltniſſe ungeachtet," ‚gelungen‘ ift, dem dortigen 
Publikum eine: mit den nöthigen Rehnungs;Ertraften belegte ver: 
gleihende UWeberfiht des Zuftandes des Kommunalweſens in: den 
Jahren 1831: und 1834. vorgelegt, und dadurch auch die Eins 
: mohner, welche ‚nicht felbft an der Verwaltung oder an der Kon— 
trollirung "derfelben Theil nahmen, in Stand geſetzt hat, die Des - 
tails der Verwaltung kennen zu lernen, was ohne Zweifel weſent⸗ 
lich dazu beitragen wird, das Vertrauen der Einwohner zu vers 
mehren, den Gemeinſinn zu meden, und auch die, welche ‚dafür 
weniger empfänglich fein möchten, von der: undermenaceit * 
von ihnen zu tragenden Laſten zu überzeugen. 
Wir können nicht umhin, das dadurch von dem- Moediſtrate 
einer kleinen Stadt gegebene gute Beiſpiel' zur Nachahmung hier⸗ 
mit öffentlich bekannt zu machen, und rechnen mit Zuverſicht dar: 
auf, ähnliche Ueberſichten, insbeſondere von den Kommunalbehörden 
aufgeſtellt zu ſehen, und eingeſendet zu erhalten, die bei dem Um— 
fange der Kommunallaſten, welche die Höhe der ſtädtiſchen Bes. 
dürfniffe den Eingefeffenen aufzulegen für jegt noch nöthig macht, 
der Belebung des Gemeinfinnes in ihren Kommunen doppelt ber 
dürfen. 
WMerſeburg, den 19. Zanuar 1836. \ 

Königl,. Preuß. Regierung. Abteilung, des J Innern. 


88. 


Schreiben des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und 
der Polizei, an den Koͤnigl. Staatsminiſter Herrn v. 
Klewitz, Excellenz, zu Magdeburg, betreffend die Aus— 
| übung der den. Befigern von Mediarftädten  zuftehenden 
Rechte in. Sequeſtrations⸗, Konfurss ıc. Faͤllen. | 





Ew. "Eirlenj ermangele ich nicht, auf das * Schrei⸗ 
* vom 25. v. M. ganz ergebenſt zu erwiedern, ‘daß es in Hin: 
ſicht der Rechte, welche ein Rittergutsbeſitzer nach dem ante 
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Titel der —— ‚über eine Mediatſtadt auszu⸗ 
üben hat, bei eintretender Beſchlagnahme des Gutes ohne Zweifel 
eben ig, zu. halten. fein „wird, wie. es in Hiuſicht »der- ftändifchen 
Gerechtſame in Wee fruͤherer Korreſpon denz⸗ inſonderheit meines 
Schreiber⸗ vom 30. Maib. J., zu halten iſt. 

Lritt nämlich *. Beſchlagnahme bloß Behufs der Sega 
| Gratien ein, fo bleibt. derjelbe,, wenn, auch ‚vorübergehend aus dem 
Befite des Nutzungsrechts geſetzt, doch immer der Cigenthümer 
feines Gutes, welchem. ‚die; Ausübung der. Chrenvechte nicht ſtrei⸗ 
tig gemacht werden kann. 

Iſt dagegen der Konkurs formell eröffnet worden, fo ift das 
Gut der Maffe anheim gefallen, und der, Gemeinfchuldner kann in 
Beziehung auf daffelbe. gar Fein Necht mehr ausüben, welches ihn 
obenein,. wie es namentlich in Hinſicht der Polizeiverwaltung oft 
möglich if, regreßpflichtig machen könnte, Eine ſolche Handlung 
goürde. die Uebernahme einer neuen. Schuldnerbindlichkeit auf dag 
zum Konfurfe gedirhene, Vermögen ſein, daher ſie nach der. Ge— 
richtsordnung Thl. J. Tit. 50. $. 36 nicht ſtattfinden kann. 

Em. Excellenz fee id) daher ergebenſt anheim, — in 
vorkommenden Fällen gefälligſt zu verfügen. 

Berlin, den 6. Februar 1836. 

> Miniſter des Innern und der peliei 
N, u Rodom DER 





89. 


Keffript des aonigt Minifkeriums des Innern und bet 

Polizei, an den Königl. Oberpräfidenten der ne. 

Brandenburg, betreffend die Gewinnung bes Bürgers 
rechts in Beziehung auf Grundbefiß und — itz. 





Auf Em. Ercellenz Bericht vom 15. d. M., 

betreffend die Feftfegung im $. 6. des Statuts für die Stadt 
Cottbus, nach welcher die Bewohner der AmtsVorftädte und 
dos Schloßgebietes dafelbft, wenn fie im Stadtbezirk Grund: 
ftüde befiten, deren Umfang zur Gewinnung des Bürgers 
rechts im Allgemeinen verpflichtet, Bürger zu; werden, ‚gehal- 

ten fein follen, 
erwiedere ich ergebenſt, daß. ich nach dem Begriffe, welchen die re- 
pidirte Städteordnung mit dem Bürgerrechte verbindet, nicht das 
ür ſtimmen kann, daß ſolchen Perſonen, welche nicht ihren Wohn⸗ 
ie in der Stadt haben, die Verbindlichkeit auferlegt werde, das: 
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felbe · bloß wegen; ‚eines ae her Stabtbezirke zu gewin⸗ 
nen/weshalb bei Sr Mojeſtät dem Könige auf eine Aenderuirg 
des fu. 14. der Stadteordnung angetragea werden müßte. 


Seine Majeftät: würden: aber auch jedenfalls bei der Beftäti- 
gung um deshalb. Bedenken finden, weil den Gtadtbehörden zu 
Cottbus nicht das Recht. zußeftanden werden Lamm, durch ihre Be- 
ſchlüſſe Perſonen, welche nit zur, Kommune: gehbren, Beichrän: 
fungen und nicht geletzlich begründete Verbindlichkeiten aufzulegen. 
Iſt aber witklich die Verbindung zwiſchen der Stadt und den 
Amtsvorſtädten ſo eng, daß die letzteren, dor; Enge: Der Sache nach, 
aur Theile der Stadt ausmachen, ſo kann nach J. 6. der renidir- 
ten Städteordnung die Vereinigung ſelbſt ohne den Antrag. der 
Betheiligten durch Die Regierung angeordnet werden ; und es kommt 
folcheufalls, wenn eine Verſtändigung zwiſchen den Intereſſenten 
nicht zu treffen if, darauf: an, die, nöthigen Einleitungen und Gr: 
õrterungen zu peranlaſſen, mm mich zu. Den. nach 6. 29& der: Ein: 
Führuags-Drdnung mir zuſtehenden Feftfegungen in den ‚Stand, zu 
ſetzen· Bis aber auf diefem Wege. die wirfliche Bereinigung erfolgt. 
iſt, können die Bewohner der Amtsvorfiädte nur wie alle- andere 
Fremde behandelt werdhen. ni —— 
Erxw. Excellenz ſtelle ich hiernach unter Nückſendung der bei: 
den Entwürfe des: Statuts, das Weitere auhein. 
Berlin, den 27. Februar 1836. — wer 
, Der "Minifter des Innern und der Poltzei. °" 
| 7 v. Rochow. | | 7 
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Cirkular⸗Reſkript des Königl. Miniſteriums des Innern 
und der Polizei, an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, 
ansfchließlich der Rheinifchen und derjenigen zu Stral⸗ 
find, betreffend die Bertheitung der aus dem Kommunagal⸗ 
Berbande hervorgehenden Laften und Ausfchliefung des 
Rechtsberfahrens in Steeitigfeiten über dieſelben. 





Wenngleich es nach der befichenden Geſetzgebung Beinem Zwei⸗ 
fel unterliegt, daß die definitive Feſtſtellung der Grundfäße, nad 
welchen die ans dem Kommunal-Berbande hervorgehenden Laften 
auf die Gemeinde⸗Glieder zu vertheilen find, nur im adminiſtrati⸗ 
ven Wege erfolgen Fann, und daß dabei im Allgemeinen der Meg 
Nechtens auegefchloffen bleibt; fo Haben ſich doch hierüber unter 
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den Verwaltungs: und Juſtizbehörden nicht überall — 
Anſichten hervorgethan/ und das Miniſterium des Innern und der 
Polizei ſieht fi: dadurch weranlaßt; zur Bermeidung‘ von! Konflik⸗ 
ten der Königl. Regiebung diejenigen⸗ Grundſätze su. eröffnen, zu 
deren Feſtſtellung DIE darüber: mit: den Königl. PUlRgminiitee tee 
— Verhandlungen geführt haben. his au. 

Es verſteht ſich Iwar bon feld, daß Briflungeii; Welche: fich 
—— * auf ein? im Beſi ige: einer: Gemeinde: oder eines Theiles 
ihrer Mitglieder befindliches BermögenssÖbjeft beziehen, und Auf 
Privatvechts⸗ Berhätthiffen ‚beruhen, in ftreitigen ällen vor Gericht 
regulirt werden nrüffen.. Döffelbe iſt auch, in Ermangelung güt⸗ 
licher Einigung, der Fall hinſichtlich ſolcher Leifharigen, zu denen 
die Mitglieder einer Gemeinde ſich wechſelſeitig Behufs der Ruitz⸗ 
barkeit ihrer Privatbeſitzungen in Anfprucy: mehmen, ſowie endlich 
im’ Anfehung aller derjenigen gemeinſamen Laſten, welche zwar aus 
eindnr: Korporatious⸗ Berbande gleichfalls entſpringen, deren Dei 
thefuntg jedoch mach dem Geſetze durch. den Richter feſtzuſtellen diſt. 

Zn ‚allen: dieſen Fällen handelt es ſich nur um Private 
zehn die dadurch, daß ſie bei Mitgfiedern einer Sruirinbe” m 
tig geworden find, ihren Charafter nicht verändern.‘ 

Ganz anders verhält es ſich ader «in — foldher * 
fiungen, welche den Mitgliedern einer; politifchen Gemeinde, als 
ſolchen, gegen diefe letztere obliegenauHier iſt nicht, mehr. von Pris 
vatrechten Die Rede, denn die Verpflichtungen der Gemeindeglies 
der, als folcher, find nicht Gegenftände, ihrer privatrechtlichen Die: 
pofition; es handelt fich vielmehr von faatsrechttichen Berhältniffen 
und von der Ausführung polizeilicher Anordnungen, die nach der 
bejtehenden Gefeßgebung nicht Gegenftand einer prozefjualifchen Ers 
Örterung fein können, indem nad) $. 1. der Einleitung zur Allgem. , 
Gerichtsordnung‘ der 'richterliche Ausſpruch ſich auf Sachen und 
Nechte beichränfen, ſoll, die einen Gegenftand des  Privateigen 
thums ausmachen... In der. Feſtſtellung dieſer Berhältniffe, ‚und. der 
en entfpringenden. Leiſtungen, ſowie in der Vertheilung der 
ern, werben unſtreitig Hoheitsrechte ausgeübt, welche nach 

6. der Verordnung vom’ 26. Dezember 1808. (Beilage ber’ Re: 
— Inſtruktion dem: 23. Oktober 1817.) nicht: Gegenftand 
des Prozeſſes ſein ſollen, mithin der ausſchließlichen Kompetenz der 
Verwaltungsbehörden angehören. Insbeſondere wird, für die in 
Rede ſtehenden Verhältniſſe der im; $..36. angeführte d. 78. Dit. 
14. Thl. II. des Allgem. Landrechts, als Regel, Anwendung 
finden. müffen,.; wogegen. der ins. 37. der gedachten Derordnung 
angezogene $. 79. Tit. 14. Thl. II. des Allgem. Landrechts die 
„Bälle bezeichnet, in denen. ausnahmsweiſe die Berufung auf den 
Rechtsweg Ratkfindet, a 
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MOie Anordnung des Vertheilungs⸗Maßſtabes 'folcher Laften 
und Leitungen iſt ebenfo unzweifelhaft adminiſtrativen Reſſorts 
Die Verwaltuugsbehörden haben daher auch über die Eriftenz und 
die Aufrechthaltung einer in Beziehung auf die Vertheilung der 
aus dem ſtaatsrechtlichen Berbande entfpringenden Laften behaups 
teten‘ Obfervanz definitiv zu entſcheiden; und dies ift eben am 
nothmendigften gerade: dann, wenn die Vertheilung diefer Laſten 
Auf Obſerbanzen beruhet, die, wie fih von felbft verſteht, im dieſer 
Beziehung, nach den Bedürfniffen und’ nach veränderten Umftän: 
den ſich modifiziren müffen, und daher nicht geeignet find‘, durch 
gerichtliche Entfcheidungen ftabilitirt: und. der nothwendigen Fort: 
bildung entzogen zu werden. im m 

Die Königl. Regierung wird demnach veranlaßt, den vorfte: 
henden Grundfägen gemäß in vorfommenden Fällen zu verfahren, 
und die betreffenden Behörden darnach mit Anweifung zu verfehen. ° 
Die Gerichtsbehörden werden dem entiprechend dur das Königl. 
Juſtizminiſterium belehrt werden: - 

Berlin, den 24., Februar 1836, 1. 5. 

Minſterium des Innern und: dev Polizei: .i,  ; 
a EI RCÄTER SEE ru. 
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Reffeipe des Koͤnigl. Minifteriunig des Inhern und der 

Polizei, an die Königl. Regierung zu Liegnitz, betreffend 

die Einziehung, auch, Älterer Kommunal: Abgaben Rück; 
ftände im Wege adminiſtrativer Exekution. 





Wit der von der Königl." Regierimg tm, Berichte vom 18. 
dv. M. auf Ankaß des in Landshut bosgefoininenen‘ Spezialfalles 
aufgeftellten Anficht, daß Kommunal⸗Abgaben ⸗Rückſtäͤnde, die älter 
als zwei Jahre feien, nicht im Wege der ddmitiftrafiven Exeku— 
tion, fondern nur dom dem Richter" eingesögen werben‘ könnten, 
kann ich nicht einverftänden fein, muß vielmehr "deinfenigen, was 
Ihr "dieferhalb Seitens des Herrn Oberpräffdenteh zu erfeniten 
gegeben wotden, lediglich 'beiftimmen. Der -$: 65: Tit. 14. Thl. 
11; des Allgem. Landrechts, ſowie die 8:8: 856. und 396. Tit. 50! 


Thl. I. der Allgem. Gerichtsordnung handen nur“ von dem Vor: 

jugsrechte der Aefalifchen Abgaben im Koturfe;und der 83. 

Tit. 14. Thl. II. des Allgem. Landrechts nun von der Geltend: 

machung kines Vorzugsrechts gegen drit te Perſonen. Daß aber 
Annalen. Heft I. 1836 K 
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ein Vorzugsrecht, wenn der Fall, wo ein ſolches in. Anſpruch ge: 
nommen wird, gar. nicht vorliegt, in's Allgemeine hin, nicht prär 
fumirt- werden könne, verfteht fi von felbft, daher jene Borfchrif: 
ten auf die Einbringung von Nüdftänden ſtädtiſcher Abgaben ‚in 
- Feiner Beziehung, auch nur der Analogie nah paſſen. De nun 
auch. der $. 130. Tit. 8. Thl. II. des Allgem. Landrechts den 
Magitträten die Einbringung unſtreitiger fHädtifcher ‚Abgaben. ohne 
alle Beſchränkung hinfichtlich der. Zeit der, Fälligkeit geftattet, ſo 
hat es bei der. Verfügung des Herrn Oberpräfidenten - fein, Be— 
wenden 23 4 hr hit | RR, 
Berlin, den 27. Februar 1830, — 

Der Miniſter des Innern und der Polizei 
ONE ow. 


- 


‚ıf : @i1u3 Prıba. tie" 92. | \ | 
Keffript des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Minden, die Her- 
anziehung der Bearhten zu Rommunal-Steuern 
| betreffend. 


— — t 


Aus dem Berichte ‚der, Königl. Regierung vom 30. u, M. 
habe ich erfehen, welche Meinungsverfchiedenheit in Ihrem Kol: 
fegium über die. Anwehdung des Gefeges vom 11. Zuli 1822., 
‘wegen Heranziehung der Staatsdiener zu den Gemeindelaften, $. 
1. entſtanden ift. Die‘ Auslegung’ dieſes Gefeges kann aber nad) 
dem Wortinhalte deffelben feinem Zweifel unterliegen. Es be: 
fimmt, daß das -Dienfteinfommen nur dan die Grundlage der 
Befteuerung der Beamten bilden folle, wenn das Einfommen aller 
übrigen.Einwohner der. Beiteuerung derfelben ebenfalls zum Grunde 
liege, und regulirt die Ausführung. diefes Grundſatzes. Hiernach 
bezieht es ſich alfo Lediglich auf. Einfommenfteuern, und ſetzt 
feft, nach welchem ‚VBerhältniffe die Beamten von ihrem Einkom— 
men dazu beitragen follen- Bon, andern direften Steuern befreit 
das Geſetz die Beamten, durchaus, nicht, und erwähnt felbiger nur 
im $. 3., in welchem vorgeſchrieben ift, bis zu welchem Marimum 

die Beamten, aus Rüdfichten auf das Belle des. Dienftes, mit 
direkten Beiträgen alter Art angezogen werden follen. Hier: feßt 
es alfo direkte Steuern- außer der Einfommenfteyer voraus, und 
diefer Dorausfegung’gemäß werden auch. die Beamten Überall, wo 
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die Kommunalfteuern durch Zufchläge zue Klaſſenſteuer aufgebracht 
werden, bis zu jenem Marimum mit angezogen. - F 

Hiernach möge die Königl. Regierung auch in: dem dortigen : 


Bezirke verfahren. 
Berlin, den 19. Februar 1836. 


Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 


93. 
Reſkript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an den Königl. Dberpräfidenten der Provinz 
Preußen, betreffend die Nichtherangiehung zur ſtaͤdtiſchen 
Perfonal:Kommunal:Steuer in Beziehung auf eis 
tigen und wechfelnden Aufenthalt. 





Ew. Ercellenz überfende ich hiebei eine Beſchwerde des Guksbe⸗ 
figets N. über feine Heranziehung zur Perfonal-Rommunal:Steuer 
von Königsberg zur gefälligen Entſcheidung, fann jedoch nicht um— 
hin, dabei zu bemerken, daß, wenn die Thatfachen richtig vorge⸗ 
tragen ſind, die Beſchwerde gegründet ſein dürfte, da die Beibe— 
haltung eines den größten Theil des Jahres leer ſtehenden Abſtei⸗ 
gequartiers in einem eigenen Haufe, bloß zu dem Zwecke, um bei 
gelegentlichen Beſuche ein bequemes Unterfommen zu finden, Feis 
nesweges den perfönlichen Wohnſitz begründen dürfte. 

Berlin, den 14. Februar 1836. — 

Der Miniſter des Innern und der Polizei. © 
ER In Ötellvertretung. 
Koehler. ' | 


a —— = 
Refkript des Königl. Minifteriumg des Innern und dir 
Polizei, an den Königl. Oberpraͤſidenten der Provinz 

Preußen, in eben derfelben Angelegenheit, “2 





„Em. Epeellenz heile ich im abfchriftlichen Anſchluſſe (a.) zur, 
gefälligen Kenntnißnahme den Befcheid mit, welcher in Folge Ihres 
Berichts vom 27. v. M. dem Gutsbefiger N. auf N. hinſichtlich 

82 —J—— 
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feiner Beſchwerde über Heranziehung zu den Kommunalfteuern der 
Stadt Königsberg heute von hier aus ertheilt worden ift. 
‚Berlin, den 10. März 1836. | 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
In Stellvertretung. 
KRoehler.. 





Ew. Hohmohlgeboren erwiedert das Minifterium des Innern und 
der Polizei auf Ihre Befchwerde vom 5. v. M., über Ihre Heranzie⸗ 
bung zu den. Kommunalfieuern der Stadt Königsberg, daß daflelbe une 
ter den Umſtaͤnden, welche in der Ihrer Borftellung nicht beigefügt ge= 
wefenen, jedoch von Dam Herrn Oberpräfidenten.der Provinz eingereich- 
ten Befcheidung des ‚leßtern vom 11. Dezember v. J. (Anl. b.) aus⸗ 
einandergefeßt find, dafıır annebmen muß, dag Sir auch in Königsberg 
einen: Wohnſitz im rechtlichen Sinne haben, und daher dort fommunale 
fieuerpflichtig fein. Es kann demnach der Reſolution bes Herrn Ober: 
präfidenten nur beigeffimmt werden. Sollten’ aber Em. Hochwohlgeboren 
den Herrn Oberpräfidenten überzeugen koͤnnen, daß das thatfächliche 
Verhaͤltniß _demfelben irrthümlich. dargeftellt worden fei, fo wird derfelbe 
felbft das Weitere verfügen. 

3.7 Berlin, den 10. März 1836. 
IE Minifterium des Innern und der Polizei. 
57 oehler. 
Id Mr | 
den Gutsbefiger, Herrn N. auf N. 
PR Ew. :c. haben in dem gefälligen Schreiben vom 7. d. M. fich be⸗ 
wert: 
daß der hieſige one Sie mit ‚24 Rthlr. pro Anno zur 
Kommunals Perfonaliteuer heranzieht, wiewohl Sie bereits als 
Befiter des Guts N. 96 Rtblr. jährlich Klaffenfteuer zahlen, 
und haben darauf angetragen, Sie entweder von der Kommunale 
fleuer zu entbinden, oder Ihnen einen verhältnigmäßigen Erlaß 
an der Klaffenfteuer zu bewilligen. 

Ich bedauere, den beſtehenden Vorfchriften nach, diefen Antrag nicht 
genehmigen zu dürfen. in 

Die Klaffenfteuer erhebt der Staat "zur "Befriedigung feiner Ber 
dürfniffe, die Kommunrtalfteuer ift dagegen! eine Abgabe, welche die Stadt 
» zur Befriedigung ihrer Bedürfniffe erhebt. Beide haben mit einander 
nichts gemein, ſiehen in feiner Verbindung, und es fann die Höhe der 
einen, die der andern eben fo wenig mobdifiziren, al$ die Entribtung 
der eiuen, die der andern unbedingt ausfchlieft. Sie werden gemöhn: 
lich um deshalb von einem und demfelben Individuum gleichzeitig nicht 
erhoben, weil der Fall felten vorfommt, daß ein Faffenfieuerpflichtiges 
Individuum auch ein Domizil in einer fädtifchen Kommune hat, Deren 
Einwohner Kommunal-Perfonal-Abgabe zahlen, 
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Sn den, Städten wirb nämlich vom Staat, anftatt. ber Klaſſen⸗ 
feuer, mit wenigen Ausnahmen, unter dem Namen „Mahl- und Schlachts 
fteuer” eine indirefte Abgabe erhoben, zu welcher jeder, auch der Klaffens 
fteuerpflichtige, in dem Verhaͤltniß — als er Fleiſch und Mehl⸗ 
fpeifen in der Stadt kauft. Wuͤrde die Mahl- und Schlachtſteuer abs 
gefchafft, und auch in den Städten die Klaffenfteuer. allgemein einger 
führt, fo würde, wie das auch jeßt in mebreren Städten der Fall ıf, 
jeder flädtifche Bürger, neben der an den Staat zu entrichtenden Klafs 
fenfteuer, an die Stadt PerfonalKommunal:Abgabe zahlen müffen. 

Nach diefer Auseinanderſehung werden Em. ıc. zuvörderfi davon 
Sich überzeugen, daß der Umitand, ob Em. ꝛc. Perfonal-fiommunals 
Abgabe in einer Stadt bezahlen, auf die Entrichtung der von. Em. ıc. 
erforderten Klaffenfteuer Feinen Einfluß bat. Demnach iſt die Aller 
hoͤchſte KabinetssOrdre vom 18. Juli 1825. (Gefeg: Sammlung pro 
1825. ©. 188) auch im vprliegenden Falle nur in fofern entfcheidend, 

‘als diefelbe beitimmt, daß die Klaffenfteuerpflichtigfeit derjenigen Perfos 
nen, welche fich theils in, theils außerhalb einer mahl⸗ und fchlachts 
fieuerpflichtigen Stadt aufhalten, zunächfi nach ihren Gewerbe, Amtes 
und Standes-Verhältniffen, eventualiter wo. diefe Verhaͤltniſſe nicht ent: 
fcheibend find, nach der Dauer ihres Aufenthalts, je nachdem diefer laͤn⸗ 
ger oder fürzer in der Stadt oder auf dem Lande während der Dauer 
eines Jahres flattfindet, fefigeftellt, und demnach entfchieden werden foll: 

ob anzunehmen ifl, daß das betreffende Individuum dem Staat 

durch Beitrag zur Mahl: und Schlachtfteuer feine Steuer ents 
— — ob von demſelben auch noch die Klaſſenſteuer zu er⸗ 
eben iſt. 

Nach dieſem Geſetz duͤrfen demnach Beamte, die in einer mahl⸗ 
und ſchlachtſteuerpflichtigen Stadt domiziliren, Feine Klaſſenſteuer ent; 
richten, - auch wenn fie den größeren Theil ded Jahres außerhalb der 
Stadt leben, weil fie, ihrem Amtsverhaͤltniß nach, zur Stadt gebören; 
PBrivatperfonen, welche aber in einer Stadt Fein beflimmtes Gefchäft has 
ben, und nur eine Zeit lang in einer mahl⸗ und fchlachtfleuerpflichtigen 
Stadt wohnen, werden dagegen Flaffeniteuerpflichtig, wenn fie länger 
als ſechs Monate außerhalb der Stadt zubringen. 

.. ftädtifche Abgaben enticheidet die Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre 
gar nicht. 

Der $. 9. Tit. 2. Thl. I. der Allgem. Gerichtsordnung beflimmf, 
daß dad Domizil dadurch begründet werde, daß Jemand an einem Orte 
feinen beftändigen Wohnſitz aufgefchlagen bat. Der $. 11. 1. c. fagt, 
daß anzunehmen ift, der babe an einem Drte feinen MWohnfig aufge 
fchlagen, der fich dafelbft alles anfchafft, was zu einer eingerichteten Wirtb- 
fchaft gehört. Da bei Ew. ꝛc. daß letztere hinfichtd Königsberg der Fall 
it, fo haben Sie in Königsberg Ihr Domizil aufgefchlagen. Der $. 15. 
1. c. beſtimmt ferner, daß derjenige, welcher, wie Ew. ıc. an zwei vers 
fchiedenen Orten völlig eingerichtete Wirthfchaft bat, und abmechfelnd 
bald an dem einen, bald an dem andern Orte fich aufhält, an beiden 
Drten bomizilirt. Der $. 5. der Gtädteordnung vom 19. November 
1808. erflärt alle diejenigen für Einwohner einer Stadt, welche dafelbit 
ihren Wohnſitz haben. Die $.$. 26. und 44. 1. c. verpflichten ſowohl 
die Bürger, ald die Schußverwandten und alle ftädtifhe Einwohner, zur 
- Kommunalbedürfniffen verpältnigmäßig die nöthigen Mittel herzus 
geben. \ 

Hiernach iſt Ew. ic. Verpflichtung, zu den flädtifchen Laſten beizus 
tragen, gefeglich begründet, und es fönnfe nur in Frage fommen, ob 
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von Ew. ıc. eine zu hohe Kommunal-Abgabe erfordert wird. Wegen 
der Real-Kommunalabgabe haben Em. 1c. diefes nicht, wegen der Pers 
fonal-Kommunalabgabe, die mit 24 Rthl. jährlih von Em. ıc. gefordert 
wird, indireft geäußert. | 

Es wiirde indeffen zur Begründung einer folchen Ueberbürdung er: 
forderlich fein, dag Ew. ıc. nachweiſen, daß Ihr Gefammt-Einfommen 
‚weniger als 1600 Rthlr. jährlich beträgt, welche Summe von der fiäds 
tifchen Schäßungs-Kommiffion als Ihr jährliches Gefammt;Einfommen 
angenommen ill. , 
> Soll bier Ermäßigung eintreten, fo würde der Nachweis des ge: 
ringern Eirfommens geführt werden müffen, um dadurch eine Ermäßis 
gung der erforderten Kommunal Perfonalftieuer von 24 Rthlr. jährlich 


zu mofiviren. 
Königsberg, den 11. Dezember 1835, 
z v. Schdn.” 
n 


den Sutibefiger, Herrn X. auf N. 
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Cirkular⸗Reſkript der Koͤnigl. Miniſterien des Krieges und 
des Innern und der Polizei, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Ober: 
präfidenten, wegen Zurücfvergütigung der Kommunal 
fteuer für das in Lägern oder im Kantonnement vom 
Militair Fonfumirte Fleifch. 


Des Königs Majeftät haben durch die in Abfchrift beifol- 
gende Allerhöchfte Kabinets:Ordre vom 13. v. M. (Anl. a.) WU: 
lerhöchft Dero Beftimmung vom 12. Auguft 1824., wegen Zu: 
rüdvergütung der Kommunalfteuer für das in den Militair-Speiſe⸗ 
anftalten in den Garnifonen Fonfumirte Fleiſch, dahin auszudehnen 
geruht, daß auch die Kommunalfteuer für das von den Truppen 
unter andern Berhälniffen, und namentlicd in Lägern oder im 
Kantonnement Fonfumirte Fleifch, von welchem die Rommunalfteuer 
hat entrichtet werden müflen, und welches genau nachgewiejen und 
fontrollirt werden kann, zurücdvergütet werden fol. | 

Sndem wir Em. ıc. erfuchen, hiernach die Königl. Regierun: 
gen zu inftruiren, bemerfen wir noch in Bezug auf den Liquida: 
tions⸗Gang, welcher bei der nach der anliegenden Allerhöchften An: 
ordnung eventualiter eintretenden erweiterten Zurüdvergütung der 
. Kommunal:Schladhtfteuer zu beobachten fein wird, daß es in den Fällen, 

-wo die Truppen die Fleifchbeichaffung felbft beforgen, bei dem dies: 
falls in Betreff der Steuervergütung von dem, in den Garnifonen 
fonfumirten Sleifche bisher bereits beftandenen Verfahren verbleis 
ben fann, wogegen für die Fälle, in welchen die Fleifchbefchaffung 
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durch die Militair:Adminiftrationsbehörden bewirkt wird, noch feſt⸗ 
zufeßen fein wird, daß die Steuer-Rüdvergütung auf die Liquidas 
tionen diefer Behörden und gegen deren Quittungen, oder gegen 
die von den gedachten Behörden atteftirten Liquidationen der Fleiſch— 
Lieferanten und gegen: die -Quittungen der feßtern, zu leiften fei. 
: ° Das Kriegsminifterium wird demgemäß das Erforderliche an 
die Mititairbehörden, erläffen. | jr 

& Berlin, den 11. Mär; 1836. 

Der Keiegsminifter. Der Minifter des Innern und der Polizei. 
"9. Witzleben. In Bertretung. 

ER a Koehler. 





* Auf den Bericht der Minifterien des Krieges und des "Innern und 
der Polizei vom 31. v. M., will Ich Meine Beftimmung vom 12. Aus 
guft. 1824., wegen Zurücvergütung der Kommunalfteuer für das in den 
Militeir-Speifeanjtalten in den Garnifonen fonfumirte Fleifch dahin aus: 
dehnen, daß auch die Kommumalfteuer für das von den Truppen unter 
andern Berhältniffen, und namentlich in 2ägern oder im Kantonnement 
fonfumirte Fleifch, von welchem die Kommunalfteuer hat entrichtet wer⸗ 
den. müffen, und welches genau nachgemiefen und fontroflirt werden kann, 
zurichzuvergüten fein foll. Ich überlaffe den Minifterien, darnach das 
weiter Erforderliche zu verfügen. 

Berlin, den 13. Februar 1836. \ 
EL Friedrich Wilhelm. 
Un ‘ 
die Minifterien Yes Krieges und des Innern | 
und der Polizei. 
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Alterhöchfte Kabinets⸗Ordre, die Berhältniffe der Juden 
Ä im Preußifchen Staate betreffend. 





Aus Three Eingabe vom 22. v. M., deren Anlagen hierbei 
zurüdgehen, habe Ich mit Befremden erfehen, daß Sie den Antrag 
gemacht, „daß Ich durch ein Wort der Gnade Sie und Shre 
Glaubensgenoffen vor unverfchuldeter Geringfhägung ſchützen und 
vor underdienter Verachtung bewahren möge,” und Cie haben die 
Veranlaſſung zu diefem Geſuch aus einer öffentlich befannt ge: 
machten Verordnung des Zuftizminifters über die unpaffenden Um: 
fchreibungen des Namens Jude, und in welcher zugleich an eine 
frühere und micht gehörig beachtete Verordnung wegen jüdiicher 
Vornamen erinnert wurde, welche Meiner Ordre vom. 19. Juni 


a 


\ 
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zum Grunde lag, entnommen, Sr. diefer Ordre habe ich den "Miz 
nifterien und Behörden anbefohlen, in-ihren Berichten ſich, wenn 
von Juden die Rede fei, der modernen, :vielfältigen. Umfchreibuns 
gen diefer' Bezeichnung zu. enthalten, . und wenn hieraus‘ Gerings 
ſchätzung und Verächtlichkeit in Hinſicht auf Juden gefolgert wer⸗ 
den ſollte, fo kann dabei nur böſer Wille oder Irrthum zum Grunde 
liegen, indem Ich nichts Anderes beabfichtigt habe, als. diejenige 
Bezeichnung, welche in allen Gefeßen: und auch in dem letzteren 
über die bürgerlichen Verhältniffe dee Juden vom 11. Mär, 1812 
aufgenommen worden ift, für die allein richtige zu halten, mithin 
auch für diejenige, deren fih die Minifterien und Behörden zu ' 
bedienen haben. Sie werden hieraus Meine Abficht, den gefehlich 
beftehenden Zuftand der Juden aufrecht zu erhalten, und hieraus 
alfo auch entnehmen, daß es gar Feines erneuerten Wortes der 
Gnade und Beruhigung bedarf. Eine vorurtheilsfrei unfernommene 
Bergleichung der jebigen und der früheren Zeiten in Bezug auf 
die Verhältniſſe der Juden im Preußifchen Staate kann wohl nur 
zum Vortheil der erfteren ausfchlagen, und treue Erfüllung der 
Unterthanene und Bürgerpflichten wird, : zu. welcher Religion fich 
auch die Einzelnen bekennen, von Mir nach wie 'vor ſtets aners 
Fannt werden. Ich verftatte Ihnen, von diefer Ordre jeden bes 
liebigen Gebrauch zu machen. u 
Berlin, den 15. Oftober 1836. 


Sriedrich Wilhelm. 


Ä Un 
den Kaufmann und SeidenwaarensFabrifanten 
Joel Wolff Meyer, hiefelbft. 


97. 
Reſkript des Könige. Minifteriums, des Innern und der 
Polizei, an den Königl. Oberpräfidenten der Provinz 
Pofen, die Zulaffung der Schugjuden zu Repräfentan: 
ten und Beamten der dortigen jüdifchen Korporationen 
betreffend. 





Mit der in Ew. ıc. Berichte vom 16. v. M. vorgetragenen 
Anficht, daß es wünfchenswerth fei, nur naturalifirte Juden als 
Repräfentanten und Beamten der dortigen jüdifchen Korporationen 
zuzulafien, daß ſich aber die Ausfchließung der Schugjuden aus 
der Derordnung vom 1. Zuni 1833. nicht folgern laſſe, bin ich 
zwar einverftanden. Es würde jedoch zu dieſer Feftftellung Aller: 
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höchſt geſetzliche Deklaration erforderlich ſein, welche im Antrag 
zu bringen, nur durch. die in der Praxis hervorgetretenen Webel: 
ſtände Veranlaſſung gefunden werden. kann. Vorauszuſetzen iſt 
aber, daß die. Juden von ſelbſt geneigt fein werden, zu ihren Ne: 


präfentanten die angefehenften Mitglieder ihrer Korporationen: zu - - 


wählen, und daß. dieſe wieder eine gleiche Rüdficht bei der Wahl 
ihrer Derwaltungsbeamten nehmen werden. Nur dann, wenn die 
Erfahrung zeigen follte, daß diefe Borausfegung nicht zutreffe, und 
dies durch beftimmt angegebene Fälle erwiefen würde, dürfte ein 
Antrag an des Königs Majeftät zu rechtfertigen fein. Die Wahl 
eines einzelnen "Schugjuden zum Repräfentanten würde übrigens 
“einen folchen Antrag noch nicht motiviren, da es, ſo lange nicht 
etwa die Mehrzahl aus Schugjuden befteht, feinem Bedenken un« 
terliegen fann, daß auch diefe Klaffe ihre Vertreter habe. Ä 

Ew. .zc. erfuche ich daher, wenn Sie auf den Antrag zurüd. 
zufommen fih bewogen finden, folchen in der obgedadhten Art zu 
motiviren,- bis zu Allerhöchfter Entfchließung aber die Aufnahme 
der gedachten Klauful in die Statuten nicht zu geftatten. — 

Damit, daß den Juden die Feſtſetzung irgend eines Einzugs: 
geldes bei der Aufnahme eines neuen Korporations: Mitgliedes nicht, 
zu geftatten ſei, bin ich vollfommen einverjtanden. 

Berlin, den 2. April. 1836. 

Der Miniſter des Innern und der al 
v. Rochow. 
98. 

Reffripe des Könige. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an den Königl. Oberpräfiventen der Provinz 
Pofen, die Niederlaffung naturalifirter Juden aus der 

Provinz Polen in andere Provinzen betreffend. 





Ich habe zeither allen naturalifirten Zuden aus dem * 
herzogthum Poſen, welche ſich zur Niederlaſſung in. andere Pros 
binzen gemeldet haben, ſolche geftattet, und ihnen, im fomweit fie 
fi) da, wo das Geſetz vom 11. März 1812. gilt, anfiedeln woll⸗ 
ten, das erforderliche Naturalifations: Patent ertheilt, indem es 
meine Abfiht war, zubörderft durch die Erfahrung. zu erfennen, 
ob es nicht wegen der Menge folcher Anmeldungen und der fon: 
ſtigen Verhältniſſe erforderlich fei, in Zukunft gewiffe Grundfäße 
- deshalb feſtzuſetzen. Die Erfahrung hat nun Allerdings dargethan, 
daß es nothmwendig ſei, * dieſe ——— zu beſchrän⸗ 
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en, da die Zahl der. Auswandernden fo groß: ift, daß die Gemein- 
den, beſonders die-Provinzen Schleſien und Brandenburg, fich durch 
diefen Zuwachs ihrer jüdischen Bevölferung beläftigt finden,. und 
die Zudenfchaften felbft ihm Schranfen gefegt zu fehen wünfchen, 
befonders da verfichert wird,. daß nicht alle diejenigen Juden des 
Großherzogthums, welche die Naturalifation erhalten hätten, auch 
diejenigen Requiſi te beſäßen, welche das Geſetz vom 1. Juni 1833. 
vorausſetzt. 

Was dieſen letzten Gegenſtand anlangt, ſo iſt es nicht meine 
Abſicht, deshalb Erorterungen zu veranlaſſen. 

Wenn es dagegen auf die Aufnahme ſolcher Juden in. an: 
deren Provinzen ankommt; fo ift, um Befchwerden vorzubeugen, 
es nothwendig, in Zufunft mit einer größeren Strenge zu verfah: 
ren, und nur diejenigen zuzulaffen, von welchen mit Wahrfihein- 
lichkeit zu .erwarten iſt, daß fie den Gemeinden, in welchen fie fich 
niederlaffen wollen, nicht zur Laſt fallen werden. | 

Deshalb‘ werde ich, vorbehaltlicy weiterer durch die Fünftige 
Erfahrung fi) etwa als nothwendig erweifenden Beftimmungen; den 
naturalifirten Juden aus der Provinz Pofen, welche Handwerfe, 
Fabrifgefchäfte aller Art, eine Miffenfchaft oder Kunſt, oder auch 
den Ackerbau betrieben haben, die Niederlaſſung in anderen Pro— 
vinzen, in welchen die Juden Staatsbürgerrechte genießen, auch 
fernerhin ohne Schwierigkeit geſtatten. 

Dahingegen ift es erforderlich, im Hinſicht derjenigen, welche 
zeither, fei es ald Haupt: oder Nebengefchäft, den Handel betrie: 
ben haben, Fünftighin Einfchränfungen eintreten zu laffen. 

Ich werde daher ſolchen den Konfens zur Niederlaffung in 
einer andern Provinz nur dann ertheilen, wenn fie glaubhaft nad): 
weifen, daß fie zeither fchon ein ftehendes folides Handelsgeſchäft 
von einem feften Verkaufsplatze aus betrieben haben, und das Ver⸗ 
mögen befißen, ein folches- aud an dem Drte der neuen Nieder: 
loffung zu begründen,. wozu ich vor der Hand die Summe von 
2000 Rthlr. für ee, erachte. 

Damit aber die Befcheinigungen glaubhaft beigebracht wer 
den, ift es nöthig, daß diejenigen, welche den Konfens zur Verle— 
gung ihres Mohnfiges in eine andere Provinz fuchen, fich nicht 
mehr, bei mir. unmittelbar, fondern bei derjenigen Königl. Regie— 
rung melden, in deren Bezirke fie zeither gewohnt haben, dag von 
diefer dasjenige, was fie zu ihrer Legitimation beibringen, fireng 
unterfucht, und dann der Antrag auf Ertheilung meiner Bewilli— 
gung bei mir nachgefucht werde. Hierbei ift immer der Ort, in 
welchen fie ſich niederlaffen wollen, und, bei Dörfern, fowie bei 
Orten, deren mehrere gleichen Namens vorhanden find, auch der 
Kreis: und Negierungsbezirk anzugeben. 


X 


} 
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Da die Berichtserſtattung in jedem einzelnen Falle die Kö— 

nigl. Regierung ſehr beläſtigen würde, ſo mögen dieſelben in ta— 

bellariſcher Form monatliche Nachweiſungen derer einreichen, für 

welche fie die Bewilligung zur Verlegung ihres Wohnſitzes in An: 

trag bringen. Diefe Nachweifungen werden folgende Rubrifen 
enthalten müſſen: 

1) Laufende Nummer, 

2) Name, 

3) zeitheriger Wohnort und jüdiſche Korporation, zu welcher 

der Betheiligte gehört hat, | 

-4) Datum der Poſenſchen Naturalifations: Patente, 

5) Ob der DBetheiligte die jüdifche Korporation wegen der Sp: 
- nagogen:Berbindlichfeiten bereits abgefunden hat, oder ſich die 
Abfindung noch vorbehält, | 

6) zeitheriges Gefchäft® # 

7) Nachweifung des Vermögens, 

8) Ort, refp. Kreis: und Regierungsbezirf der Fünftigen Rieder: 
laffung, 

9) Gefchäft, welches er dort, treiben will, 

10) Bemerkungen. 

In letzterer Kolonne ift dasjenige anzuführen, mas etwa zur 


. befondern Unterftüßung des Antrags gereichen, oder, wenn auch 
den fonftigen Requifiten genügt wäre, demſelben entgegenſtehen 
möchte. 


Ich werde dann die auf ſolche Anträge bewilligten Naturalis 
fationss Patente oder Konfenfe den Regierungen, in deren Bezirke 
ſich die Betheiligten niederlaffen wollen, zufertigen, ihnen dabei für 
den Fall, daß die Abfindung der jüdifchen Korporation noch nicht 
erfolgt fein follte, aufgeben, von Beibringung der diesfallfigen Be: 


ſcheinigung die Ausantwortung des Naturalifationss Patents ab: 


hängig zu machen, und dann immer die Königl. Regierung dortis 
ger Provinz, von welcher der Antrag gefchehen, von dem, was ich 
verfügt habe, benachrichtigen.  . 
- Berlin, den 26. März 1836. 
Der Minifter des Innern und der vn 
v. Rochow. 





99. 
Refolution der Koͤnigl. Miniſterien des Innern, an die 
Kaufleute N. N., zu N. in der Niederlauſitz, die Ver⸗ 
hältniffe der Juden in der Laufig betreffend. 


In Folge Allerhöchſten Befehls eröffnen wir Ihnen auf, She 
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Immediatgeſuch vom 30. September v. J. um Verbeſſerung des 
gewerblichen Zuſtandes der moſaiſchen Glaubensgenoſſen in der Nies 
derlaufig, hiermit zum Befcheide, daß zwar die völlige Regulirung 
der Berhältniffe der Laufiger Iſraeliten erfi von Erlafjung des 
in Berathung befindlichen allgemeinen Gewerbe: Polizeigefees, ſo⸗ 
wie des Geſetzes über die bürgerlichen Verhältniſſe der Juden in 
den neuen Provinzen, zu erwarten ift. Sndeffen. bieten fich ſchon 
‚durch die jegige Gefeßgebung den Niederlaufiger Ffraeliten Mittel 
zur Verbeſſerung ihres Zuftandes dar, deren Benugung EN 
hauptſächlich von ihnen felbft abhängt. 

Nach dem Sächſiſchen Geſetze vom 16. Auguft 1747. nãm⸗ 
lich, welches noch in ber Laufig gilt, follen fi nur diejenigen 
Suden in Sachſen aufhalten, welche entweder Iandesherrliche Konz 
zefffonen oder Päffe des Kammer⸗-Kollegii befigen, nat) welchen fie 
fi) in den angemwiefenen Orten auf die in der Konzeflion oder 
den Päſſen vorgefchriebene Zeit und Art aufhalten dürfen, wobei 
fie ſich aber mit dem Gefchäfte begnügen müffen, das ihnen darin 
geftattet worden. 

Hiernach kann, in fofern nicht Nechte dritter Perfonen ent: 
gegenftehen, den Laufißer Juden der Aufenthalt aller Orten, for 
wohl. in den Laufigen, als in den übrigen ehemals fächfifchen Lan: 
destheilen, zum Betriebe aller erlaubten Gewerbe, mit Ausnahme 
des Haufihandels, auf vorherigen Antrag geflattet werden. 

Ferner find die Laufiger Juden vom Handwerföbetriebe durch 
das Gefet nicht ausgefchloffen. Zwar verbieten oft die Innungs— 
Artikel die Annahme der. Zuden als zünftige Lehrlinge, Gefellen 
und Meifter. In diefen Artifeln ift aber meiftens den Landes: 
herren das Recht der Mehrung und Minderung vorbehalten. 

Wenn alfo ein Sfraelit feinen Sohn einem. Handwerfe wid: 
men will, und einen Lehrherrn, der ihn aufzunehmen bereit ift, 
findet, fo fann das in Folge der Innungs-Artikel entgegentretende 
Hinderniß durch Einholung der Allerhöchſten Dispenfation befeis 
tigt werden. 

Demnähft wird vom Minifterio des Innern und der Polizei 
den inländifchen Juden zur Weberfiedelung in andere Provinzen 
Grlaubniß, und, wenn fie aus einer neuen Provinz in eine alte 
ziehen wollen, das Naturalifations: Patent nad) dem Gefeße vom 
11. März 1812. ertheilt. Glaubt daher ein Niederlaufigifcher 
Firaelit in einer andern Provinz ein befieres Fortfommen zu fins 
den, und legitimiert er fich über fein Wohlverhalten und feine Ers 
werbsfähigfeit, fo wird feiner Weberfiedelung feine Schwierigkeit 
entgegenftehen. 

Endlich ift durch, die Allerhöchſte Kabinets: Drdre vom 19. 
September 1828. allen inländifchen Zuden der Einzeln: Berfauf 
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auf den — in den ehemals Sähhfifchen Orten geſtattet 
Ein gleiches Recht tritt den Juden in den ehemals Sächſiſchen 
Landen in allen Theilen der Monarchie um ſo mehr zur Seite, 
als ſolches nach dem Geſetze vom 11. März 1812, felbft / auslaͤn⸗ 
diſchen Iſraeliten zuſteht. 
| Mollen nun die mofaifchen' Glaubenspenoffen der Nieberlaufi 
ſich von ihren zeitherigen Gewohnheiten nad) Bedürfniß der Um: 
fände entfernen, und. die in Obigem angedeuteten Hülfsmittel bes 
nußen, fo wird es ihnen ‚möglich werden, ſchon vor allgemeiner 
Regulirung diefer Angelegenheit ihre Verhältniſſe zu verbeſſern, und 
gern find wird geneigt, durch jene Mittel, auf gefchehende Anträge, 
für ihr beſſeres Fortfommen zu forgen. 

Berlin, den 19. März 18306. _ 
Der Minifter des Innern für Der Minifter des Innern und der 


"Gewerbe: Angelegenfeiten. —Polijzei. 
v. Brenn. .. In Vertretung deffelben. 
Koehler. 
VIII.. 
Polize i. 
A. 


Im Allgemeinen. 


100. 


Cirkular⸗Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 

und der Polizei, an ſaͤmmtliche Königl. Regierunzen, die 

en ber Polizei-Uniform Seitens ver feütifchen 
Polizeibeameen betreffend. 





Zur Befeitigung der Zweifel, welche Über die Wfugniß der 
ſtãdtiſchen Polizeibeamten zum Tragen der Polizei» Miform obges 
waltet haben, ift zur Allerhöchiten Entfcheidung berichet, und von 
Er. Majeftät genehmigt worden, daß die für die Kinigl. Dolizeis 
beamten vorgefchriebene Dienft : Uniform auch von der im Dienſte 
der Kommünen fiehenden Polizei:Erefutivbeamten, fowie von 
denjenigen Magiftrats-Mitgliedern, denen die Polizeiverwal- 
tung ſpeziell und für ihre Perfon’ übertragen worden ift, ans 
gelegt werde. Um jedoch die Kommunal-Polizeibeanten unterſchei— 
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den zu Fönnen, follen diefelben blaue Auffchläge tragen; der. 
Kragen bleibt unverändert... -. 

Wird die Polizeiverwaltung einer Stadt, in Folge befondern 
Auftrages, von dem :-Dberbürgermeifter oder Bürgermeis 
ſter perſönlich geleitet, fo iſt wegen der von demſelben anzulegen⸗ 
den Uniform fpeziell in. jedem einzelnen Falle anzufragen. 

Berlin, den 31. März 1830. 
Der — des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 


401. 


Reffripe bes Königl. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Stettin, die Unis 
form der ftädtifchen Polizeibeamten. betreffend. 





| Der Königl. Regierung wird auf die Anfrage vom 30, v. 
M., in Betreff der Uniformen der fädtifchen Polizeibeamten, bier: 
durch eröffnet, daß die Farbe der Aufichläge Feine andere ift und 
fein kann, als die des blauen Uniform: Rodes, weil fie fonft näher 
würde bezeichnet worden fein. 
Berlin, den 14. Zuni 1836. — 
Miniſterium des . und der Polizei. 
: Koehler. | 


102. 


Neffript des Königl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizi, an die Koͤnigl. Regierung zu Potsdam, 
in eben derfelben Angelegenheit. 





Der Königl. Regierung erwiedere ich auf den Bericht vom 
10. v. M., wegen der von einigen Bürgermeiftern binfichtlich ihrer 
Uniformitung gemachten Anträge, daB die Bürgermeifter derjenigen 
Städte, in nelchen die Ausübung der Polizei den Magifträten nur 
vermöge der Städteordnung obliegt, zur Tragung der Polizeiunis 
form nicht berechtigt und noch — verpflichtet ſind. 
Berlin, den 4. Auguſt 183 
Der Miniſter des — und der Polizei. 
In Vertretung. 
Koehler. 
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103. 


Reſkript des Konigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Frankfurt ‚a, Di 
das Tragen der PolyeisUniform, betreffend, , . 


Der Königl, Regierung , wird.a ‚auf ‚die in dem Berichte vom 
26.. v. M. hinfichtlic des Tragens der Polizei· Uniformen gemach⸗ 
ten —53 — hiermit eröffnet, daß die Cirkular⸗Verfügung vom 
31.*Maͤrze d. J. ſich nur auf diejenigen, Bürgermeiſter bezieht, 
denen die Holiseiverwaltung ſpeziell und perſünlich anvertraut 
ift, und die ſolche nicht bloß als Dirigenten des Magiftrats zu 
handhaben berufen find. Ob dies nun in’ Anfehung der Bürgers 
meifter zu N. und N. der Fall, ift weder bier befannt, noch aus 
bem Berichte der Königl. Regierung zu ‚entnehmen. . Wenn nicht, 
fo leuchtet von ſelbſt ein, daß diefelben auf Anlegung der Polipei 
Uniform feinen Anfpruc machen fönnen. 

Ebenſo wenig fommt denjenigen Magiftratsmitäliedern, "größe: 
rer Städte, welche in Polizeifachen nur verfügen, eine Polizei: 
Uniform zu, indem diefelben weder —— von —— 
ten einer ſelbſtſtändigen — Pe ſiud. 

Berlin, den 10. Juni 183 


Der Miniſter des — und Polizei.) 
J v. Rocho w. 


104. 


Reſkript des Rönigt. Minifterjums des Snneen und ber 
Polizei, an bie Königl. Regierung zu Koblenz, die Unis 
form der‘ Dberbürrgermeifter alg Polizei, Direktoren 
"großer Städte, betreffend. 


Der Königl. Regierung wird auf die Anfrage vom 1. d. M, 
wegen der von dem dortigen Oberbürgermeiſter anzulegenden Pos 
lizei⸗ Uniform, hiemit erwiedert, daß derſelbe, als Polizei-Direftor 
einer großen Stadt, nach $. 5. des Rang-Reglements vom 7. Fe: 
bruar 1817. *) zur Anlegung der Uniformelaffe Ne. 5. nad) Maßgabe 
der mittelft Eirfulars vom 21. April 1832. ae der Königl. Regierung 
zugegangenen Beftimmungen berechtigt if. , 

- Berlin, den 19. Zuni 1836. ' | 
Der Minifter — — und der Bali 
Rochom. 
.n, — dr & 1 Ds a 
8) Jahrg. 1832. 2tes Heft, ©. 328. 
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105. 


Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Bromberg, die 
Uniform der ſtaͤdtiſchen Polizeibeamten betreffend. 


Der Königl, Regierung wird auf den Bericht dom F v M,, 
die Ausführung der Allerhöchſten Beſtimmung wegen der Uniform 
der fädtifchen Polizeibeamten betreffend, hiermit erwiedert, daß: 

1) Polizeifommiffarien immer, und 

2). Polizei: Sergenfen danu ebenfalls zur Anlegung der Polizei: 
% Uniform. verpflichtet. ind, wenn fie lediglich als, olizeiz 
' beamte angeftellt‘ worden. In kleineren und ãrmeren Stadt; 
gemeinden, wo der Dienft des Polizei: Sergenten mit dem 
des Stabedieners einem und demfelben Individuo Übertragen 
ir Tein pflegt; ift jedoch von der Uniformirung abzuſtehen, 
wenn. die Vermögens: Berhältuiffe der Kommune eine  folche 

| Ausgabe nicht geftatten. 

Mas nun die Uniformirung der mit ber Polizeiverwaltung 
ſpeziell beauftragten Magiſtratsmitglieder betrifft, fo bleibt die wei: 
tere Beftimmung für jeden einzelnen Fall auf die deshalb erfor: 
derliche befondere Anfrage vorbehalten. : 

Berlin, den 30. Mai 1830. 

Der Minifter des Innern und der zo 
v. Rochow. 


un 
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106. 


Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an die Königl. Regierungen zu Potsdam, Königs: 
berg in Pr., Danzig, Pofen, Cöln und Achen, betreffend 
die’ Befeßung der hoͤhern Polizeis Subalternen- und der 
Polize-Rommiffarien-Stellen, fowie die Zulaffung und 

Ausbildung der Juftiz-Referendarien zu folchen. 





Es if neuerlich der Fall porgefominen,, daß ein ZufizRes 
ferendarius, welcher den Poften eines Polizei:Kommiffarius. bei einer 
Königl. Polizeibehörde nachgefucht, und, um fih für denfelben ge: 
hörig auszubilden, fich erboten hat, einftweilen als Hülfsarbeiter 
unentgeldlih Dienfte zu leiften, mit diefen Anträgen hauptfächlich 
deshalb zurücgewiefen worden ift, weil zunächſt tüchtige und ge: 

| are übte 
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übte Polizei-Sergenten, fowie ändere geringer befolbete Polizei— 
beamte zc., berüdjichtigt werden müßten. - 

Dies giebt Veranlaſſung, der. Königl. Regierung bemerflich 
zu.machen, daß, wenigfiens der Regel nad, das Aufrüden der 
Polizei» Sergenten in die Stellen der PolizeisKommiffarien nicht 
wünfchenswerth erfcheint. 

Die Bildung derjenigen Perfonen, mit ‚welchen gewöhnlich 
Sergentenftellen- .befegt werden, ift in ihren Grundlagen meift fo 
mangelhaft, daß davon nichts für die Verwaltung eines Amtes zu _ 
hoffen ift, weiches die Beftimmung bat, auch in fchwierigeren und 
verwidelteren Fällen nach eigenem Ermeſſen ſelbſtſtändig handelnd 
einzuſchreiten. Außerdem würde es aber auch der Stellung der 
Polizei⸗Kommiſſarien in der Geſellſchaft nicht vortheilhaft fein, wenn 
fie der Regel nach aus einer Klaffe von Beamten hervorgingen, 
deren Stellung eine Verwendung zu allen und jeden Ausrichtun: 
gen ‚ohne. Unterfihied mit fich bringt. . ie 

Es fcheint ebenfo wenig räthlich, daß man Individuen, die 
ihrer Ausbildung nach höhere Anfprüce machen dürfen, als Ser: 
genten anfiellt,. ald daß man Gergenten deshalb, weil fie als 
ſolche ihren Beruf erfüllt haben, zu Kommiffarien befördert; jenes 
nicht, weil die Befähigung zum Exekutiv-Dienſte höherer Grabe 
nicht ein Durchgehen der unteren bedingt, diefes nicht, meil die 
Anforderungen an einen PolizeisKommiffarius ganz andere find, 
als diejenigen, wonach die Tüchtigfeit eines Polizei» Sergenten zu 
beurtheilen ift. 

Dagegen empfiehlt es fich, bei den immer ſteigenden Anfprüs 
chen an die Bildung der Polizeibeamten, ſowohl im Dienfte als 
im Leben, won dem Umſtande, daß in einigen Zweigen des Staats: 
dienftes eine Ueberfüllung von jüngeren Arbeitern vorhanden ift, 
für die Polizeiverwaltung Vortheil zu ziehen, indem man bei der 
dadurc gewonnenen größeren Auswahl darauf Bedacht ninimt, auch 
für die geringer befoldeten Polizeiftellen Beamte von allgemeinerer 
und höherer Borbildung zu erlangen. In diefer Hinficht find be: 
fonders die Neferendarien zu berüdfichtigen, bei welchen: vorzugs- 
weife woiffenfchaftliche und zugleich fchen einige Gefchäftsbildung an: 
zutreffen ift. Es bleibt zwar, in jofern diefelben fih für, den eres 
kutiven Polizeidienft beftimmen, unerläßlich, daß fie fich in demfel: 
ben zuvörderft bei: einer. größeren Polizeibehörde ‚verfucht haben; 
dies kann ihnen aber auch unbedenklich aeftattet werden. Denn, 
ob gleich es fich von ſelbſt verſteht, daß jede Polizeiverwaltung die 
erforderlichen Arbeitsfräfte in ihren befoldeten Beamten finden: muß, 
fo ift doch. weder ein Anlaß, die unentgeldlich ſich darbietende Hülfe 
zurüdzjuweifen, noch irgend ein Grund vorhanden, einem Neferen: 


Darius die Gelegenheit zu feiner Ausbildung als Polizeibeamter. zu 
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verfagen, zumal ein folder ſchon durch das Univerfitäts «Studium 
und die beftandene Prüfumg Anſtellungs-Anſprüche erworben har, 
mithin audy durch feine Zulaffung zur HülfssDienftleiftung bei einer 
Polizeibehörde die Zahl der Anftellungsberechtigten keineswegs ber 
mehrt wird, mas bei jedem Eivil-Supernumerarius, ‘welcher fich erft 
durch unentgeldliche Befchäftigung Anfprüche auf Berüdfichtigung 
erwerben will, immer der Fall ift. | 

Da nun außerdem der Beforgniß, daß aus einer ſolchen Dienft- 
leiftung ein unbedingtes Recht auf Anftellung im der Polizeiver- 
waltung hergeleitet werden möchte, durch gehörige Belehrung vor: 
gebeugt werden Fann, indem ausdrücklich zu bevormorten ift, daß 
nur in dem Falle voflftändiger Befähigung auf Anftellung bei der 
Polizeiverwaltung gerechnet werden dürfe: fo nehme ich um fo we— 
niger Anftand, die Königl. Negierung auf dag in der großen Zahl 
Anftellung fuchender Juſtiz-Referendarien und Auskultatoren ſich 
darbietende Mittel zu einer zeitgemäßen allmähligen Berbefferung 
des noch immer nicht befriedigenden Zuftandes der erefutiven Po: 
lizei, befonders aufmerffam zu machen, ald die in diefer Beziehung 
bei der Polizeiverwaltung der hiefigen Reſidenz gemachten Erfah: 
tungen zu einem befriedigenden Erfolge geführt haben. 

Berlin, den 24. März 1836. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
a v. Rochow. 


107. 


Refkript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern und der 

Polizei, an die Königl. Regierung zu Merfeburg, bie 

Berfegungen einzelner Gendarmen und die Veränderuns 
gen in der Dislofation der Gendarmerie betreffend. 





Der Herr Chef der Gendarmerie bat von dem Verfahren 
hieher Anzeige gemacht, welches von der Königl. Regierung bei 
Berfeßung des Gendarmen N. von N. nach N. beobachtet worden. 

Sch finde mich dadurch veranlaßt, der Königl. Regierung zu 
erkennen zu geben, daß bloße Perfonal»-Berfegungen von 
Derfelben durch die Mitwirfung des Brigadiers in Ausführung 
zu bringen find, jedoch die Genehmigung des Minifterii voraus: 
fegen; auf die letztere kann jedoch immer erſt angetragen werden, 
wenn bie Königl. Regierung mit dem  Brigadier über die Vers 
feßung Sich geeinigt hat, wovon in dem zu erfiattenden Berichte 
jedesmal Erwähnung zu machen if. 

Daß, wie in dem gedachten Falle gefchehen, der an die Stelle. 
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des zu verfeßenden eintretende Gendarm von der Königl. Regie⸗ 
rung ausgewählt werde, ift den Verhältniffen in’der Regel nicht 
angemeſſen; dieſe Auswahl ift vielmehr dem Brigadier zu über⸗ 
laſſen. x a a N 

— Anträge auf, Beränderungen. in: der Dis lok ation der Gen 
darmerie ſind dagegen zuvörderſt dem Miniſterio zur Prüfung vor⸗ 
zulegen, und wird darüber alsdann von hier aus die nach K5— 
des Gendarmerie⸗Edikts erforderliche Berftändigung mut dem Herrn 
Chef der Gendarmerie eingeleitet werden. u... 

Berlin, den 29. Februar 16836. 
Der Minifter des Innern und der Polizei, j 
v. Rochow. Eee 
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Reffript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und Beh 

Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Königsberg in 
Pr, die Bekanntmachung polizeilicher Verordnungen 
BL betreffend. Me 


Auf. Die Anfrage vom 29: November v. fr in ‚Betreff: dee 
angemeffenen Bekanntmachung ortspolizeilicher Berordnungen: in 
der. Stadt Königsberg, wird der Königl. Regierung hiermit or⸗ 
wiedert, daß die Bollftändigfeit der: Publikation östlicher Polizei⸗ 
Borfcheiften lediglich nach der bisher. üblich geweſenen Art und 
Weiſe der Bekanntmachung zu beurtheilen m̃, Übrigens aber durch 
eine etwanige Benugung des Amtsblattes zu -diefens Zwecke darin 
um jo weniger. etwas geändert: wird; als‘ daffelbe fuͤr die Publika⸗ 
tion bloß örtlicher Verordnungen gar nicht beſtimmt iſt, 

Berlin, den 23. Januar 1836. 

Miniſterium des Innern und der Polizei. 
Koehler. 


| 409. | | 
Reffript des Königl, Juſtizminiſteriums, an den Koͤnigl. 
General⸗Prokurator zu Cdin, das Verfahren gegen Offi⸗ 

ziere in Polizei-Kontraventions⸗ Sachen betreffend. | 





Mittelft abfchriftlich anliegenden a 24. Dezember 
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d. J. *) hat der Here Minifter des Innern und der Polizei ſämmt—⸗ 
liche Provinzial-Regierungen beauftragt, die Polizeibehörden dahin 
anzumeifen, daß. fie von jeder Borladung eines Offiziere, Unter: 
offiziers oder Soldaten in Polizei:Kontraventions:Sachen entweder 
dem Vorgeſetzten deffelben Rachricht geben, oder folche durch den 
Vorgeſetzten bewirken. Mit Rückſicht auf diefe Verfügung, ver 
aulaſſe ich Ew. Hochwohlgeboren, die Rheinifchen Polizeigerichte 
mit gleicher Inſtruktion zu verſehen. 
Berlin, den 15. Februar 1836, 
og Juſtizminiſter. 
v. Kamptz. 
) Jahrg. 1835. ates Heft ©. 1058. 


—110. 
Reſolution des Koͤnigl. Miniſteriums des Innerh und der 
— an den Magiftrat zu Alt-⸗Ruppin, die Rüge des 
: Ungeborläms ‚gegen beffen Anordnungen betreffend. 


Auf den Bericht des Magiftrats vom 26. v. M, wegen der 
von den dortigen Eigenthümern N. N. bei Gelegenheit einer Ba: 
gabunden:Bifitation bemwiefenen Unfolgfamfeit, wird dem Magiftrate 
bemerflich gemacht, daß in fünftigen ähnlichen Fällen. darauf zu 
halten. ift, daß. die Geftellung. zu der in Rede ſtehenden, wie zu 
onderen ‚ähnlichen Hülfsleiftungen, gleich bei. Vermeidung einer ans 
gemeſſenen Drdnungsftrafe anbefohlen werde, deren eventuelle Feſt⸗ 
ſetzung und Einziehung alsdann, auf den Grund der ———— 
—— dem Magiſtrate unbezweifelt zuſteht. 

Berlin, den 12. März 1836. :. 

| ars des. Innern und der voltet 


ei Nein lat | 
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111. 


Refkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an den Königl, Dberpräfidenten der Provinz 
Brandenburg, daß unqualifiziree Unternehmer herauszu: 
gebender Zeitfchriften durch qualifiziree Redaktoren 
nicht vertreten werden koͤnnen. 


= Indem ich mit Ew. Excellenz auf den Bericht vom 1. d. 
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M., wegen ider von. bem Kupferſtecher N. hier ‚beabfichtigten Her- 
ausgabe eines Tageblattes. für alle Stände, darüber völlig einvers 
ftanden- bin, daß. dem ꝛc. N., weil er die nad) dem. Eirfular-Er: 
foffe. vom 18. Dezember. 1833.) erforßerliche wiffenfchaftliche Aus: 
bildung“ nicht beſitzt, die Erlaubuiß zur Herausgabe einer Zeit: 
fchrift nicht ertheilt werden kann, und Ew. Excellenz anheim ftelle, 
dengemäß dein Unternehmer ablehnend zu beicheiden, finde ich mich 
zugleich: veranlaßt, Ew. Excellenz in Beziehung auf den übrigen 
Inhalt Ihres oben erwähnten Berichts, unter Rüdiendung der 
Beilagen, zu erwiedern, daß ich der in einzelnen früheren Fällen 
von Ew. Ercellenz befolgten Anficht, als ob der Mangel willen: 
fchaftlicher Ausbildung des Unternehmers durch die vollftändige 
Befähigung des Redakteurs für ergänzt anzunehmen, und jenes 
Mangels. ungeachtet. die Erlaubniß, zur Herausgabe einer Zeitichrift 


zu ertheilen ‚fein möchte, nicht beiftimmen fann. 

Ein ſoiches Verfahren, entfpricht weder der Abficht, nocd dem 
wörtlihen Inhalte des vorher gedachten Cirkulars, welches ‚ledig: 
lich von Ertheilung der Konzeffionen zur Herausgabe periodifcher 
Schriften handelt, und die Bedingungen feftfegt, von welchen die 
Ertheilung folcher Konzeffionen abhängig fein foll. 

Ew. Ercellenz erfuche ich daher, die Erlaubniß zur Herauss 
gabe einer Zeitfchrift immer nur dann zu ertheilen, wenn der Uns 
ternehmer den Bedingungen jenes Eirfulars gehörig zu genügen 
im Stande ift. Ä 
Berlin, den 11. Februar 1836. Es 

Der. Minifter des Innern und. der Polizei. - 
v. Rodhom. 
) Zahrg- 1833, 3tes Heft, S. 992. 


112. Ä 

Reffripe der Königl. Minifterien, an ſaͤmmtliche Königl. 

Oberpraͤſidien, und abfchriftlih an das Königl. Obers 

GenfursKollegium, die Aufnahme von Berichten und 

Nachrichten über Verhandlungen deutſcher Stände Ber: 
fammlungen in die oͤffentlichen Blätter betreffend. 





Die Bundes: Berfammlung hat in der dritten diesjährigen 
Sitzung befchloffen: ; 

daß Berichte und Nachrichten über Verhandlungen deutſcher 

Stände » Verfammlungen nur aus den öffentlichen Blättern 
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und aus. den zur Oeffentlichkeit beftimmten Akten des bes 
treffenden Bundesſtaates in die Zeitungen und periodifchen 
Schriften aufgenommen, und daß deshalb die Herausgeber 
und Redaktoren der Fentlichen Blätter angehalten werden 
follen, jederzeit die. Quelle anzugeben, aus welcher fie ſolche 
Berichte und Nahrichten gefihöpft haben. ‚ 
Wir erfuhen das Königl. Oberpräfidium, : diefen Bundes 
befchluß ‚durch die Negierungs:Amtöblätter zur. Machachtung von 
Seiten der Betheiligten zur öffentlichen Kenntniß zu bringen, und 
auch die von Demfelben veffortirenden Cenforen anzumeifen, auf 
die Befolgung der vorfiehenden Beftimmung aufmertſam zu ſein. 
Berlin, den 16. Juni 1836. 

Die Geheimen Staatsminifter 
der Geiftlichen, Unterrichts: der ausmärtigen des Innern und 


und Medizinal⸗Angele⸗ Angelegen⸗ der Polizei. 
| genheiten. heiten. v. Roch o w. 
y. Altenſtein. Ancillon. 
Polizei der erſten Lebensbeduͤrfniſſe. 
113. 


Cirkular-⸗Reſkript der Koͤnigl. Miniſterien, an fämmelis 
che Königl. Regierungen, ausfchließlich derjenigen zu 
Königsberg ) die Anfertigung ber Nachweifungen 
über die Durchfchnittss Marfepreife ——— 





Von den Unterbehörden der Regierungen find sis jet vier 
verfchiedenartige Nachweifungen zum Behuf der Berechnung der 
Durchſchnitts-⸗Marktpreiſe des Getreides, der Fourage und Vik⸗ 
tualien erfordert und angefertigt worden, nämlich: 

1) eine im Anfange des Jahres einzureichende Nachweiſung der 
im vergangenen Jahre fiattgefundenen monatlichen Durchſchnitts⸗ 
Marftpreife des Weizens, Roggens, Hafers, der Gerſte x. 
nebft der Angabe des jährlihen Durchfchnittspreifes und der 
Martini-Marktpreife, um daraus für die Abtheilung der dis 
reften Steuern, Domainen und. „Forften zur Negulirung des 
Kanone und zur Einfendung einer General:Nachweifung an 
das Könige. Finanzminifterium, ‚gegenwärtig an die Generals 


: "An welche bereits unter dem 4, September. 1835. in gleicher Art 
verfügt worden. 


— 
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Verwaltung der Domainen und Zorfien im Miniſterio des 
Königl. Haufes, eine Ueberſi cht zu fertigen; 
2) eine von den Landräthen zc. im Anfange jeden Monats ein, 
zureichende Nachweifung ſämmtlicher, in jeder Stadt wäh— 
. rend des vergangenen Monats fiattgefundenen Getreider und 
Biktualien-Durhfchnitts-Marktpreife, zum Zwed der Einfen- 
dung, einer Zufammenftellung. für alle Städte des Departe: 
ments an das Kriegsminifterium; 
3) eine für die Minifterien des Junern, nach den Kalendermo— 
naten aufzunehmende Rachweiſung der Durchſchnitts-Markt⸗ 
preiſe won Weizen, Roggen, Gerſte, Hafer, Erbſen ꝛc. zur 
Erlangung eines ſicheren Anhalts bei Feſtſtellung des den 
Poſthaltern nach ihren Entrepriſen-Kontrakten für den Fall 
des Eintritts hoher Roggen- oder Haferpreiſe in den betref⸗ 
fenden Städten zu gewährenden Adjuti, und 
4) eine monatliche Nachweiſung für den mit dem Anfange eines 
jeden Monats an des Könige Majeftät zu erflattenden Zei- 
tungsbericht. 

Da nun einerſeits die Behörden nicht allein unnöthige. Mühe- 
und Schreiberei erfparen, wenn fie von der Einfendung jeder ein: 
zelnen befonderen Nachweifung entbunden werden, andererfeits aber 
auch zu erwarten ift, daß alsdann die darin aufjunehmenden Ans 
gaben in Zufunft eine noch größere Zuverläffigfeit und forgfälti- 
gere Ausarbeitung erhalten werden, fo ift befchloffen worden, daß 
vom 1. Februar 1836. ab, flatt der drei zuerft gedachten Nach— 
weifungen, nur noch die oben sub 2. erwähnte angefertigt werden foll, 
welche jedoch für den Monat November mit den darin flattgefuns 
denen Martini» Durchfchnitts: Marftpreifen zu verſehen ift,-und in . 
welcher jedenfalls die Getreide: und-Biftualienpreife von allen Gar: 
nifonorten des Regierungsbezirfs zu verzeichnen find. Diefe Nach: 
weiſung ift fodann fpäfeitens bis zum Löten des nächftfofgeniden Mo- 
nats bei jedem ‘der unterzeichneten Minifterien einzureichen. 

Wegen :pünftlicher Zunehaltung des Termins: für den Sr. 
Majeftät einzufendenden Zeitungsbericht, bleibt es übrigens bei den 
desfalls ‚befichenden befonderen Borfchriften. 

Berlin, den 17. Zanuar 1836. 


Minifterium des Innern für Gewerbes Kriegsminiſterium. 


Angelegenheiten. v. Wi b leben. 
de Brenn. 
Minifkerium des Innern und der Minifterium des Königl. Haufes, 
Polizei. zweite Abtheilung. 


In Bertretungdes Herrn Chefs. v. adenberg. 
Noehler. A a | 
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Reſkript der Königl. Minifterien des Innern, an bie 
Königl. Regierung zu Pofen, die Einführung von Preig- 
Machmweifungen für den Brot und Fleiſchverkauf 

betreffend, 


—_— 


Auf die Anfrage vom 25. November pr., wegen des in Po- 
fen zur Befeitigung der Willkühr bei dem Berkaufe der Bad: 
waaren und des Fleifches einzuführenden Verfahrens, wird der 
Königl. Regierung hiemit erwiedert, daß die Anwendung der in 
dem angeführten Minifteriol-Erlaffe vom 2. April 1834. *) der 
Regierung zu Minden empfohlenen Maßregel, für die Stadt Po: 
fen feinem Bedenken unterliegt, weshalb der Königl. Megierung 
überlafjen bleibt, dort danad) das Weitere anzuordnen, 

Berlin, den 20. Zanuar 1836. 

Die Minifterien 
des Innern für Gemwerbe-Angeles des Innern und der Polizei, 
genheiten. er In Bertretung. 
v. Brenn. Koehler. 


*) Zahrg. 1834. 2tes Heft, ©. 477. 





D. 
Ordnungs⸗ und Sitten Polizei, 
115. ( 


Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre, betreffend die Ausfchliegung 
bes öffentlichen Verfahrens in folchen Fällen, in welchen 
daffelbe der Sittlichkeit nachtheilig werden fönnte. 





Ich eröffne Ihnen auf Ihren unterm 27. November v. J. 
erftatteten Bericht, daß es bei Erlaffung Meiner Beſtimmung vom 
31. Januar 1822. (Geſetz-Samml. ©. 89) Meine Anficht allerdings 
geweien ift, die Deffentlichfeit der Verhandlung in allen Fällen aus: 
zufchließen, in welchen fie der Sittlichfeit nachtheilig werden fönnte, 
Diefe Ausfchließung Fann daher nicht auf die in der gedachten Ans 
ordnung namentlic) angeführten Artifel 330—340. des Strafge: 
ſetzbuchs befchränft ‚werden, fondern muß überhaupt in allen Fäls 
len eintreten, in welchen bei deren öffentlicher Verhandlung aus 
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der Beichaffenheit des Perbrechens oder aus dabei Fonkurrirenden 
Handlungen Nachtheil oder Gefahr für die Sittlichfeit, Bekannt⸗ 
fchaft mit unfittlihen Handlungen und Verirrungen des fittlichen 
Gefühls zu befürchten find. Sie haben diefe, zur Abſtellung des 
Mipverfiändniffes Meiner Tandespäterlichen Abficht erlaffene Ber’ 
fimmung durch die Rheiniſchen Amtsblätter befannt zu machen, 
und die Gerichtshöfe darüber, fowie über die mißbräuchliche Pu— 
blizität bei der Ausfchliefung der Deffentlichfeit folcher Fälle, mit 
. näherer Vorſchrift zu verfehen. (Anl. a.) 


Berlin, den 4. Zanuar 1836. 
Friedrich Wilhelm. 


An 
den Staatss und Juſtizminiſter 
v. Rampe. 





\ 
8 


Es find mehrmald Mißbräuche ber Yublizität in den von berfelben 
ausgefhloffenen Unterfuchungen bemerft worden, welche füglich zu vers 
meiden gemwefen wären, wenn die darüber unterm 31. Januar 1822. 
von de Königs Majeflät erlaffene Verordnung nicht nach ihrem Buch 
flaben, fondern nach ihrer hinreichend ausgefprochenen Abſicht befolgt, 
oder wenigfiens uͤber etiwanige Zweifel angefragt worden, und nicht da⸗ 
gegen bedauerlich die Unficht, daß in dubio die Deffentlichfeit aufrecht 
u erhalten fei, hin und wieder nur zu deutlich hervorgetreten wäre. Sch 
* mich daher veranlaßt ſehen muͤſſen, des Könige Majeſtaͤt hierüber 
Vortrag zu halten, und uͤberſende Em. Hochwohlgeboren hiebei beglaus 
bigte Übfchrift der darauf unterm 4. d. M. erlaffenen Allerhöchfien Or: 
dre mit dem Auftrage, diefelbe bald möglichjt durch die fämmtlichen 
Amtsblätter befannt machen zu laffen, und das dffentlibe Minifterium 
zur genauefien Handhabung derfelben anzumeifen. Die Nheinifchen Ge: 
rihtshöfe haben vermoͤge diefer Allerhöchften Ordre nicht bloß die Ber 
fugniß, fondern auch die Pflicht, ohne Befchränfung auf gewiſſe Artikel 
des Strafgeſetzbuchs die Publizität des gerichtlichen Verfahrens in allen 
Fällen auszufhließen, in welchen fie der Gittlihfeit nachtheilig ımd in 
welchen Durch die Öffentliche Verhandlung, aus der Befchaffenheit des Verbre⸗ 
chens oder aus dabei fonfurrirenden Handlungen, Nachtheil oder Gefahr 
für die Gittlichfeit, Bekanntſchaft mit untittlichen Handlungen und 
Verirrungen des fittlihen Gefühle zu befürchten find. Die Rheiniſchen 
Gerichte find daher zur Beförderung einer Abſicht berufen, wrelche des 
Königs Majeftät Allerhöchfelbft Ihre Randesväterliche nennen; dies giebt 
die hinreichende Gewähr, daß fie dem Allerhöchften Vertrauen zu ent: 

fprechen, fih treu und gewiffenhaft befireben werden; fie haben biefe 
Befugniß, ohne Befchränfung auf eine Nomenklatur von Verbrechen, im 
Vertrauen auf ihr unbefangenes, gewiffenhaftes und richtiges Urtheil in 
einem Grundfaß erhalten, * ſie um ſo mehr in den Stand ſetzt, die 
Allerhoͤchſte Abſicht erfüllen zu koͤnnen, als es nunmehr der Angabe 
ſpezieller Motive nicht bedarf. Es ergiebt ſich von ſelbſt, daß die Un⸗ 
terfuchungen und das Verfahren nicht allein, wie bisher in den 8.8. 330 
— 340. des Strafgefeßbuchs, fondern auch mom aller andern Verbre⸗ 
chen, Vergeben und Handlungen, aus deren öffentlihen Verhandlung 
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die obgedachten Nachtheile und Beforgniffe entfleben fönnen, von der 
Deffentlichkeit ausgefchloffen werden müflen ; e8 gehören dahin nicht blog . 
die Unterfuchungen wider Die Degen folder Handlungen felbfi vor Ges 
richt geftellten Angefehuldigten, z. B. in dem Falle des 8. 318. des Strafs 
gefegbuchs, fondern auch Unterfuchungen wegen anderer Vergehungen, 
in welchen grobe Unfittlichfeiten, unzüchtiger Lebenswandel oder andere, 
die Schambaftigfeit verlegenden Handlungen zur Erörterung fommen, 
und aus deren öffentlichen Verhandlung der grelle, die Würde und Bes 
fiimmung der Öerichtshöfe herabwuͤrdigende Widerfpruch entftehen würde, 
dag durch fie dasjenige Öffentlich verbreitet würde, vor welchem Polizei 
und Genfur das Volk und Schuldisziplin die Jugend forgfam verwahs 
ren. Es liegt eben fo von felbit vor, daß die Friedensgerichte in den 
zu ihrer Kompetenz gehörigen Fällen, nach eben diefen Worfihriften zu 
verfahren haben, und daher hiernach anzumeifen find. Es gehört hier— 
bin infonderbeit auch die Beſchlagnahme unfittlicher Schriften, Kupfer: 
ftihe und anderer bildlicher ge und die Verhandlung über 
dieſelben. Es würde widerlinnig fein, Gegenflände, welche der oͤffentli— 
chen Kenntniß entzogen werden follen, durch den Nichter felbit zu ders 
felben zu bringen. WBerbandlungen über folche Gegenitände follen von - 
nun an weder in den Lofalien, noch in den Stunden der gewöhnlichen 
Sitzungen des Friedensgerichts flattfinden. 

Auch über die Mipbräuche und dag zweckwidrige Verfahren, wels 
ches bin und wieder bei der Ausfchliegung der Deffentlichfeit in den 
obgedachten Fällen bemerft worden, Habe ih Sr. Majeftit nähern Bes 
richt erflattet, und bin durch die Allerhöchfte Kabinets-Ordre vom 4. d. 
M. angemwiefen, darüber die Gerichtshöfe mit näherer Vorfchrift zu vers 
ſehen. enn gleich daruͤber das Weitere bis dahin, daß das nunmehrige 
Verfahren zu näheren Erfahrungen Gelegenheit gegeben hat, ausgefegt 
bleibt, fo liegen doch Mifbräuche vor, welche fihon jegt abgefielit wers 
den müffen. Dahin gehören: 

1) das Gr. Majeftät dem Könige unter ben aedachten Mängeln 
befonders vorgetragene, und mit dem Zwecke der Ausſchließung der Def: 
fentlichfeit unvereinbarliche Verfahren, daß eine folche zu dieſer Aus, 
ſchließung beftimmte Sache zu einer öffentlichen Sitzung angefündigt, 
und erfi in diefer befannt gemacht ward, daß fie nicht öffentlich verbans 
delt werden folle, und das Publikum fich daher zu entfernen habe. Dies 
Verfahren fällt daher jeßt um fo mehr weg, als es der Begründung 
jenes Ausfchliegung auf einen der in der Verordnung vom 31. Januar 
1822. angeführten 8.8. des Gtrafgefegbuchs nicht mehr und dem Pu⸗ 
blifum gegenüber überall nicht bedarf, Es find daher fünftig die Thuͤ—⸗ 
ren ded Gerichts-Saals mit einem kurzen Anfchlage (daß die Sitzung 
jetzt ‚nicht öffentlich fei) zu ſchließen, und, wenn bereit3 Zuſchauer in der 
Yudienz verfammelt find, diefelben vor der Einführung des Angeklagten 
in die Audienz mündlich einzuladen, fich zu entfernen, weil die bevorſte⸗ 
bende Sache nicht Öffentlich werde verhandelt werden; dem Angeſchul⸗ 
digten iſt jedoch der über die Ausſchließung der Deffentlichfeit gefaßte 
Beſchluß zu publiziren. 

2) Der Umftand, daß dem Publifun das Verbrechen, bdeffen Un— 
terfuhung von der Deffentlichkeit ausgefchloffen iſt, namhaft gemacht 
und angedeutet wird, wodurch gerade bei dem Theile des Publikums, 
für welches befonders geforgt werden foll, die Aufmerffamfeit befonders 
aufgeregt wird. Dies Verfahren iſt daher zu vermeiden, und endlich 

3) das ſchon mehrmals gemißbilligte, aber dennoch nicht allenthal- 
ben abgejiellte Verfahren, daß das in der Unterfuchungsfache felbft be: 
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wieder eingetretenen Yublifums öffentlih publizirt, und dadurch dem 
legtern nähere Kenntniß der Sache gegeben wird. Dies fchon mit der 
Verordnung vom 31. Januar 1822. in geradem MWiderfpruch fiehende 
mißbräuchliche Verfahren iſt fehlechterdings abyuflellen, und genügt «6, 
die wiebereingetretene Deffentlichfeit der Sitzung durch die Wiederöffnung 
der Gerichtsthären und Abnahme des oben unter Nr. 1. gedachten Ans 
ſchlage an denſelben zu erkennen zu geben. 

uer Hochwohlgeboren haben dieſes Reſkript nicht allein den Ober⸗ 
Profuratoren abſchriftlich mitzutheilen, ſondern auch gleichzeitig mit der 
Allerhoͤchſten Kabinets-Ordre vom 4. d. M. durch die Rheiniſchen Umts, 
bläfter befannt zu machen. Das öffentliche Minifterium hat auf ges 
nauefte aolaung diefer Vorſchriften zu balten, und die Fälle, in wel, 
chen fie nicht beobachtet worden, Euer Hochwohlgeboren anzuzeigen, wel⸗ 
chemnähft Sie diefelben unter Mittheilung Ihrer AUnficht zu meiner 
Kenntniß zu bringen haben. 

Derlin, den 8. Sanuar 1836. 
Der Juſtizminiſter. 


v. Kamptz. 


Un 
den Königl. GenernlProkurator, Herrn Geheimen 
Ober⸗Juſtizrath Biergans, in Cöln. 





x 


116. 
Cirkular⸗Reſkript des Könige. Minifteriums des Innern 
und der Polizei, an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, auss 
‚ feblieglich derjenigen zu Arnsberg und Pofen, die Wer» 
hütung der Völlerei im Branntmeingenuß durch Bil: 
dung von Vereinen unter ven Schänfern betreffend. 





Die Befanntmahung der Negierung zu Arnsberg vom 17, 
Juli v. 3. (S. 192 des Amtsblattes) (Ant. a.) über den unter 
den Schänfern einiger Bürgermeiftereien zu Stande gebrachten Ber: 
ein zue Verhütung der Völlerei im Branntweingenuß ift von des 
Königs Majeftät mit um fo größerem Wohlgefallen bemerft wors 
den, als fie, auf eine gleihe Befanntmahung der Regierung zu 
Poſen, (S. 466 des vorjährigen Amtsblattes) (Anl. b.) ſchon nach 
kurzer Zeit einen ähnlichen Verein in der Stadt Zions, Schrims 
mer Kreifes, in’s Leben gerufen hat. 

Es erfcheint fehr wünſchenswerth, daß für die Verbreitung 
diefer Vereine von allen Seiten thätig mitgewirft werde. Werden 
auch ihre Erfolge anfänglich nur unbedeutend fein, fo verdienen fie 
doch gepflegt zu werden, weil fie die öffentliche Aufmerffamfeit eis 
nem Gegenfiande zuwenden, der feiner Natur nad) leider der les 
gislativen Einwirfung faft ganz entzogen if. Das Ertrem, bis 
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zu welchem die-Neigung zum Trunfe in Nord: Amerifa herrfchend 
werden mußte, um die Mäßigfeits-Gefellichaften hervorzurufen, trift 
zwar, glücklicher Weife, der Beobachtung im Vaterlande noch nicht 
entgegen: allein zu verfennen find deffenungeachtet die betrüben- 
den Folgen nicht, welche eine immer vermehrte Branntwein⸗Kon— 
fumtion der Bevölkerung jett ſchon und noch mehr in Zufunft 
bereitet. Auch in andern Staaten ift man zur Iebendigften Webers 
zeugung von diefer Thatſache gelangt, und es ift von Seiten der 
Regierungen Alles geichehen, die Bemühungen der Privat: Vereine 
zu unterftüßen, welche Belehrung und Aufklärung der unteren 
Klaffen über die Folgen des übermäßigen Genuffes geiftiger Ge— 
tränfe zum Gegenftande ihrer Wirffamfeit gemacht haben, 

Die jebt hier in Berlin in einer deutfchen Ueberſetzung ber- 
ausgefommene „Gefhichte der Mäßigkeits-Geſellſchaft 
in den vereinigten Staaten Nord:Amerifas von R. Baird,” lie: 
fert nicht nur hierüber die erfreulichiten Aufſchlüſſe, fondern enthält 
auch eine intereffante Darfielung der Mittel, deren fi) die Mäs 
ßigkeits⸗Geſellſchaften bedient haben, um ihren Grundfäßen Aner: 
fennung und weitere Berbreitung zu verfchaffen. Ich veranlaffe daher 
die Königl. Regierung, Sich mit dem Inhalte diefer Schrift näher 
befannt zu machen. Die darin gegebenen Andeutungen — foweit 
fie den heimifchen Zuftänden angemeffen find, — werden die Kö— 
nigl. Negierung in den Stand fehen, eine Einwirfung auf einen 
Gegenftand zu verfuchen, deffen forgfame Beachtung zu den wich— 
tigften Pflichten der SittensPolizei gehört, und es wird Derfelben 
zum befonderen Lobe gereichen, darin dem:Beifpiele der Regierun⸗ 
gen zu Poſen und Arnsberg mit erfreulichen NRefultaten nachges 
folgt zu fein. TF 

Weber dasjenige, was in dieſer Hinſicht geſchehen, erwarte ich 
im Sahresbericht umftändlihe Anzeige. 

Berlin, den 11. März 1837. ⸗ 

Der Miniſter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 


a. ! 

Die unglädlihen Folgen des übermäßigen Ag bed Brannt: 
weind erwägend, haben die Gaſt- und Schanfwirthe, fowie Viftualien: 
bändler der Bürgermeiftereien Borgeln und Defiinghaufen auf den Vors 
‘trag ihres Bürgermeifters den freiwilligen Entfchluß "gefaßt, zur Abftels 
lung dieſes, Gefundheit und Leben gefährdenden, Gittlichfeitsgefühl und 
Familienwohl untergrabenden Uebels ihrer Seits thätig und mit Auf— 
opferung eigenen Intereffes binzuwirfen. 

Zur Erreichung diefes Zwecks haben fie die Uebereinfunft getroffen, 
Niemanden Branntıbein zu verfaufen und zu verabreichen, fei es in 
Gläfern oder Maafen, zum Genuß auf der Stelle oder. im Ausverkauf, 
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welcher fich uͤbermaͤßigem Branntweinfrinfen ergeben bat, auch einen 
folchen Zrunfenbold und Müfiggänger in ihren Käufern nicht zu duls 
den. Diefe Ausfchliegung trifft alle. diejenigert, welche ihnen durch ein 
aus dem Bürgermeifter, dem Orts- Pfarrer und GemeinderBorfteber kon— 
fitwirtes Gittengericht, als zw diefer Kategorie gehörend, nambaft ges 
macht worden find. 

Die Kontravenienten trifft eine Konventionalfirafe von 16i85 Thlr., 
welche von dem Bürgermeifter,.nach feitgeftelltem Thatbeſtande, fefigefegt 
und der Armenfaffe zugefprocdyen wird. 

Selbſt durch WVermittelung dritter Perfonen ift der Branntweinvers 
kauf an bezeichnete Zrunfenbolde unterfagt, und im Fall desfalls er- 
langter eigener Wiffenfhaft firafbar. Br 

Das bierdurch zu erfennen gegebene rege Mitgefühl gegen gefal- 
lene Mitmenfchen, bat zum öffentlichen Dank ung auffordern, zugleich 
aber auch Beranlaffung fein müffen, Ortsbebörden, Pfarrer, Gemeindes 
Borficher, Wirthe und Viftualienhändler aufzufordern, diefem auf Mens 
fchenveredelung fo nahe binwirfenden Beifpiele zu folgen. 

Arnsberg, den 17. Juli 1836, 

Königl. Regierung. 


5 


Mir haben aus einer Bekanntmachung der Königl. Regierung in 
Arnsberg erfeben, daß die Gaſt- und Schanfwirthe in einigen Bürgers 
meiftereien des dortigen Bezirfd den Entfchluß gefaßt haben, mit Auf: 
opferung des eigenen ntereffes darauf binzumirfen, die unglücklichen 
Folgen des tıbermäßigen Genuffes des Branntweins abzuwenden. ie 
haben zu diefem Ende, zur Erreichung dieſes Zwecks, die Uebereinfunft 

etroffen, Niemandem Branntwein zu verfaufen und. zu verabreichen, 
—— in Gläfern oder Maaßen, zum Genuß auf der Stelle, oder im 
Ausverkauf, welcher ‚fich uͤbermaͤßigem Branntweintrinfen. ergeben , hat, 
auch einen ſolchen Trunfenbold und Müpßiggänger in ihren Käufern nicht 
zu dulden. Diefe Ausfchliegung trifft alle diejenigen, welche ihnen durch 
ein aus dem Bürgermeilter, dem Ortöpfarrrer und Gemeindevorficher 
fonfituirtes Sittengericht,_ald zu diefer Kategorie gebörend, namhaft 
emaht worden find. Die Kontravenienten trifft eine Konventional; 
afe von-1 bis 5 Rthlr., welche von dem Bürgermeifter nad) feſtge— 
ſtelltem Thatbeſtande feitgefegt, und der Armenfaffe zugefprochen wird. 
Selb durch Vermittelung dritter Perfonen- it der Branntweinverfauf. 
an bezeichnete Zrunfenbolde unterfagt, und im Fall desfalld erlangter 
eigener Wiffenfchäft firafbar. Da in unferem Bezirk die traurigen Beir 
ſpiele umgleich häufiger vorfommen, wo in Folge eines foldhen uͤbermaͤ⸗ 
figen Genuffes Vermögen, Gefundpeit, ja ſelbſt das Leben zerſtoͤrt wor⸗ 
den, ſo finden. wir. ung veranlaßt, dies bier gegebene Beifpiel zur Nach—⸗ 
ahmung zu empfehlen, und alle Gewerbetreibende der bezeichneten Art 
aufzufordern, diefem DBeifpiel zu folgen, und zu einem ähnlichen Webers 
einfommen zuſammen zn treten. Die Herren Landraͤthe vrfuchen wir 
aber insbefondere, auf die Nealifirung aͤhnlicher Maßnahme thätig bins 
zumirfen, inden: wir hoffen, daß, wenn wenigfieng irgend wo ein fols 
ches DBeifpiel in unferem Bezirk erft aufgeflellt worden, daſſelbe bald 
auf mehreren Seiten Nachahmung finden wird. Won jedem folchen zu 
Stande gefommenen Verein ift uns Nachricht zu geben. 
-  Pofen, den 19. September 1836. 
KRoͤnigl. Preußifche, Regierung, 
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| | "417. | 
Reffript bes Königl. ftinifteriume bes Innern und der 
Polizei, an die Königl. Regierungen zu Arnsberg und. 
Pofen, in eben derfelben Angelegenheit. 





Aus der abſchriftlch beikommenden Cirkular-Verfügung an 
ſämmtliche Regierungen wird die Königl. Regierung erſehen, in 
welcher Weiſe die durch Ihre Einwirkung hervorgerufenen Berfu« 
che, der Neigung zum übermäßigen Branntwein-Genuß entgegen 
zu. arbeiten, Anerfennung gefunden haben. Ich wünfche angelegent: 
lich, daß die Königl. Regierung in diefen Bemühungen auch ferner 
mit. möglichftem Eifer fortfahre, empfehle Derfelben zu dem: Ende 
die Kenntnißnahme von der in der Anlage erwähnten Schrift, und 
erwarte auch Ihrer Seits am Jahresſchluſſe eine — An⸗ 
zeige über die Erfolge Ihrer Einwirkung. 

Berlin, den 11. Mär; 1837. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. NRochom. 


118. 


Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und ber 

Polizei, an die Königl. Regierung zu Danzig, die Friſt⸗ 

beftimmung zur Räumung gemierheter Wohnungen | 
‚betreffend, 





In Ruͤckſicht auf die in dem anderweiten Berichte der Hör 
nigl.. Regierung vom 22. v. M., wegen Ausführung des. Gefetes 
vom 30. Zuni 1834. über die Termine bei Wohnungs Mieths« 
verträgen, vorgetragenen dortigen Verhältniſſe, wird ——* 
einer achttägigen Friſt zur Räumung gemietheter ohnungen 
hierdurch mit der Maßgabe genehmigt, daß ſolche von jedem erſten 
Tage des Kalender⸗⸗Quartals an zu berechnen iſt, da die Noths 
wendigfeit einer befonderen Berüdfichtigung folder Fälle, in denen 
eine Ermiffion flattfindet, nicht vorliegt. 

Wenn jedoch, wie in dem laufenden Jahre, Feiertage in die 
Umzugsfrift fallen, fo muß entweder eine Berlängerung der le 
teren, oder eine Berlegung ihres Anfangs eintreten, und gehörig 
befannt, gemacht werden, wie folches in diefem Jahre auch für die 
biefige Nefidenz gefchehen if. Dabei find indeffen die befonderen 
Fefttage der Katholifen und Juden nicht, vielmehr nur diejenigen 
Befttage zu berüdfichtigen, deren Feier allgemein fattfindet. 
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Hiernach hat die Königl. Regierung Fünftig das Erforderliche 
anzuordnen. | 
Berlin, den 24. März; 1830. 


Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 


119. 


Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Muͤnſter, die Zu: 
läffigfeit von Gluͤcksſpielen auf Jahrmaͤrkten und 
Volksfeſten betreffend. 





Auf die Anfrage der Königl. Regierung vom 20. v. M., 
(Anl. a.) die Geftattung von Glüdsipielen auf Sahrmärften und 
Bolfsfeften betreffend, Fann ich. mich nur mit der vorgetragenen 
Diesfälligen Anficht der Negierung zu Arnsberg einverftanden er: 
flären, zumal es, wenn nur die Haupterforderniffe der Zuläffigfeit 
eines Glüdsfpieles, namentlidy die Verbindung mit einem fleinen 
Handel von. Efwaaren oder andern unbedeutenden Waaren, ſowie 
geringer Einſatz und Sicherheit gegen Betrug vorhanden find, dar: 
auf nicht weiter anfommt, ob gerade durch Würfel, oder auf ir 
gend eine andere Weife die Entfcheidung des Zufalls herbeiges 
führt wird. | 

Behufs der. Herftellung der nothmwendigen Vebereinftimmung | 
in der Handhabung der Polizeiaufficht wird die Königl. Regierung 
hierdurch veranlaßt, fünftig auch in ihrem Verwaltungsbezirfe nady 
der von der Negierung zu Arnsberg bisher ſchon befolgten An- 
ficht zu verfahren, und demgemäß die Polizeibehörden mit Anwei— 
fung zu verfehen. 

Berlin, den 11. Februar 1836. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. | 


a. 
Auf dem letzten ——— des Dorfs N. im Kreiſe N. hat ein 
Gluͤcksſpieler Namens N. aus N., auf einem Roulette-Tiſch Waaren zum 
Gewinn gegen den Einfag von 1 Sgr. audgefpielt, und die desfallfige 
Erlaubniß in Abwefenheit des Bürgermeifterd vom Beigeordneten erhal 
ten, wozu leßterer die von vielen Wolizeibehörden des Regierungsbezirks 
Arnsberg dem N, ertheilte gleiche Beguͤnſtigung verleitet worden war. 
Da wir dergleichen Spiel für unerlaubt hielten, fo erfuchten wir 
die Megierung zu Arnsberg, die Polizeibehörden hierüber zur Verant—⸗ 
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worfung zu ziehen, nnd ihnen die Ertheilung der Erlaubnif zu folchem 
Spiel zu unterfagen. Die genannte Regierung bat fich jedoch mit die« 
fer Anficht_nicht einverftanden erklärt, und angeführt, daß fie folche 
Heine zur Beluſtigung des Volks bei Jahrmärften und fonftigen öffent: 
lichen Berfammlungen dienende Spiele, wenn fie mit einem fleinen Dans 
del von Viktualien oder anderen umbedeutenden Waaren in Verbin—⸗ 
dung gebracht feien, zu unterfagen ſich nicht berechtigt glaube, da 
das im Neffript vom 8. März 1817. *) erlaffene Verbot fämmtlicher 
Glücsfpiele durch das Neffript vom 21. April 1817. 2) unter obigen 
Vorausfegungen modifizirt ſei. Berner führt diefelbe zur DBegrün- 
dung ibrer —— an, daß, wenn gleich im letzten Reſkript nur 
das Spielen mit Würfeln geſtattet fei, doch hierin auch nicht daß eis 
aentliche Kriterium zu liegen fcheine, fondern in der Verbindung bes 
auf ganz niedrigen Einfag zu befchränfenden Spiels mit einem Fleinen 
MWaarenhandel, welches als Volfsbeluftigung nachgegeben ſei. Mir find 
anderer Meinung, da in dem 8 $. 1298—1308. Tbl. II. Tit. 20. des 
Allgem. Landrechtd im Allgemeinen alle Dazardfpiele, fie mögen Namen 
haben, welche fie wollen, alfo unbedenklich auch das überall als Hazard⸗ 
fpiel anerfannte Roulette verboten find. ?) Von diefem Gefichtspunft auss 
gehend, unterfagte bereits obenerwähnfes Neffript vom 8. 1817. 
ganz allgemein die Ertheilung von Konzeffionen zu öffentlichen Gluͤcks 
Wuͤrfel⸗ und Döpfenfpielen, wovon das Neffript vom 17. April deſſelben 
Fahres nur eine Ausnahme geſtattet, binfichtlih des Wirrfelfpiels 
und zwar allein in Verbindung mit einem fleinen Handel von Biftuas 
lien oder anderen unbedeutenden Waaren, in fofern diefes Spiel Tedige 
lich als unfchuldiges WVolfsvergnügen zu betrachten fei; das fernere Girs 
kular⸗Reſkript vom 14. Zuli 1818. *) geftattet gleichfalls das Würs 
feln um Glas» und Porzellanwaaren unter gleicher Vorausſetzun 
mit dem Dinzufügen, daf die Polizeibehörden darauf achten follen, da 
mit richtigen Würfeln gefpielt, und überhaupt Betrug dabei vermieden 
werde. Da nun nah allgemeinen Rechtsgrundfägen Ausnahmen ſiets 
firifte interpretirt werden follen, da der ıc. N. einen Roulette⸗Tiſch etas 
blirt hatte, mobei ein Betrug überdies weit ſchwerer zu entdeden iſt, 
als bei Würfeln, und da ein folches Spiel endlich jedenfalls zu den im 
mehr erwähnten Neffript vom 8. März 1817. genannten verbotenen 
Gluͤcksſpielen gehört, fo halten mir unfern bei der Negierung in Arne 
berg zur Kerbeiführung emes gleichmäßigen Verfahrens in den obnedies 
an einander grenzenden Megierungsbezirfen gemachten Antrag für bes 
gründet, und bitten Ew. Ercellenz geborfamft, in der Sache entfheiden 
zu wollen, indem wir nicht ferner Strafe und Konfisfation eintreten 
faffen fönnen, wo die Regierung zu Arnsberg die Erlaubnig zum Spiel 
ertbeilen läßt. 
Münfter, den 20. Fanuar 1836. 
Königl. Regierung. Abtbeilung des Innern. 
(Unterfchriften.) 
Un 


Ein Königl. Hohes Minifterlum des Innern 
und der Polizei zu Berlin. 
. 2) Jahrg. 1817. iftes Heft, S. 208. 
2) Jahrg. 1817. 2tes Heft, ©. 189. 
3) Bergl. Reiter. vom 15. Zuns 1328. im 2ten Hefte diefed Jahrg. S. 455. 
4) Jahrg. 1818. 3tes Heft, S. 764. 
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Eirkulat NReſkliht des —— — nis Bed Sieht 
un Sep ijei, An Famınliche Königl,, Regierungen, und 
abfshriftlih. ‚an :dası,Ränigl. olizei HPraͤfid um .hiefelbit, 
5 die Anſchaffung und Ercheilung ſtempeifreier 

pas mann „MVaͤſſe betreffend. um in.⸗ 
rs 1 IE 

9.1 Das König, Finanzminiſterium Hat ſich auf einen Dieffeitigen 
Antrag_ damit: einveufianden. erflärt, daß nach der Eirfuları Berfüs 
gung des verfterbenen Deren: Geheimen Stantöminifters v. Sthu du 
yrasın nom 6. Marz 1823.) mögen Anſchaffung andı: Ertheilung 
fempelfreier / Yüfſe noch bis zum bevorſtehendeu Erlaß eines neuen 
Stempelgeſetzes verfahren. werde jedoch zugleich darauf angetragen · 
daß. die, Polizeibehörden amgemiefen werden, bei Ertheiläng unge 
ftempelter Reiſepäſſe mit genügender Sorglichkeit zu verfahren eine 
Rachweiſung darüber. zu. führen, aind bei jedem; Faller die Thatſa⸗ 
chen, wodurch ſie zur Ertheilung des ungeſtempeltrn Paſſes beſtimmt 
worden find, pflichtmäßig zu betnerken, auch dieſe Machweiſung bei 
den Stempel-Rebiſionen? dem Reviſor vorzulegen 
Indem ic die Königk: Ragietung hiervon benachrichtige, bes 
auftrage ich Diefelbe, die Polizeibehörden Ihres Bezirks mit einer 
dem Wunfche des Königl. Finanzminuiſterii entſprechenden Anweis 
fung zu verfehen, und die Befolgung derfelben gemäu zu:Pönttolliren. 
"Berlin, dem 4, Juni, 18B82:0 nn ©: : 
>. Der. Minifter des Innern und der Poligei. 
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tefftipe des Konigt. Minifteriums des Innern und bet 
Polizei, an den Königl. Oberpräfivehten der Rheinpros 
„ding, die Erhebung von’ Pabansfertigüingegeb hten 
ns. Im berfelbert betreffend. 
Auf Em. Hochwohlgeboren Bericht vom 28. v. M. bin ich: 
damit. einverſtanden, daß die in der. Paß⸗Inſtruktion vom 12, Zufi 
— Arnnalen. Heft I. 1836.70 oO“ M 
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4817,-6..97..7) vorgefchriebenen; Grbüben Sätze von. refp. 10 

Sgr. oder 23 Sgr., je nachdem die Päffe zur Reiſe in das Aus— 

land oder * Innern der Königl. Staaten lauten, auch in der 

dortigen Provinz erhoben werden, und erfuche ich Ew. ꝛc. hiernach 

gefälligft den Königl. Regierungen das Erforderliche eröffnen zu wol— 

len, w wodurch zugleich Die Anfrage der Regierung zu Achen erledigt iſt. 
Auf den Borſchlag der, Regierung, au Jar - 

—— der Gebuͤhren⸗Satz von 2% Gr. nich v für das 
Inland, ſondern für) die fäitmtficfen deutſchen "Bundes, 
ſtaaten, dagegen der Satz von 10 Spr. nu für das Wan: 
dern nach andern als den deutſchen Bundesſtaaten ange 
wendet werden dürfe, 

einzugehen, muß ich Bedenken tragen, da sein. genügender. Grund 
zur Einführung eines von den, in den: übrigen: Königl: "Staaten 
zu serhebenden Gebühren abweichenden Satzes: auch ine der Lage 
der. dortigen Provinz um desmwillen nicht gefunden ‚werben kann, 
weil ‚deujenigen) Handwerkern der Rheinprovinz; welche mit einem 
dem geringeren Gebühren: Sate umnterliegenden Inlands-Paſſe ver⸗ 
fehen: find, ;ebenfo, ‚ wie den Handwerkern anderer dieffeitiger. Lan 
destheife; alle: übrige: Provinzen der Monarchie offen ſtehen, ich 
es auch nicht rathfam erachten kann, das Wandern nach dem Aus 
Vauhe: vorzugsweiſe in der Rheinprovinz zu —n 
-Berlin),den :t0: Oktober 1836 
Der Minifter des Innern und ber Beth 
v. Rocho w. 
2 Jaheh. 1831. 2tee Heft. ©. 473. —— 
— 27. Die Ausfertigungs- Gebühren bettegen: re 
4) für Auss oder Eingangs-Päffe : 
a an vermögende Paßnebmer 46 g@r. 
* ‚zwar nicht are, aber doch wicht unver» 
gende ; =: 8 gGr. 
2) fir ne an Inländer' zu —— Reifen, in. 
fern fie zu * oben unter, 1..a.n. ‚B. „gedachten 
Perfonen gehören . : » 286Gr. 
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—— fripe des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 
und ber igei, qn fämmtliche See ‚Regierungen, 
und abferiflih" an das Königl. oligei-Präfidium. ie: 
felbft, die Ausfertigung. und $ Erneuerung der Wanderpäffe, 
— die Ertheilung gewoͤhnlicher Paͤſſe für Tan 

. „werfsgefellen betreffend.. - 


r 
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Obwihil durch die Tirkidat: Verfügung bon Zr: "Februar _ v. 


4179 


J. angeordnet· warden iſt, daß Wanderpäffe,id. hr Päfte, in wel⸗ 
chen ‚weder. „ein, heſtimmtes Reiſeziel, noch ein anderer Reiſezweck, 
als dey, Arbeit zu ſuchen, angegeben iſt, nur auſf dem. dazu, vor⸗ 
geſchriebenen Formulare in Buchform. ausgefertigt werden ſollen; 
fo: iſt dieſe Beſtimmung doch eingegangenen Anzeigen zufolge, häufig 
theils geradezu übertreten, theils dadurch umgangen worden daß 
arbeitsſuchenden Handwerkern Däffe-zu Reiſen nach beſt immten 
Drten auf gewöhnlichem Formulare ausgeſtellt, demnächſt aber opm 
anderen Polizeibehöÿrden zu, Reiſen nach ‚andern Orten viſirt wor⸗ 
den find, und den Inhabern überhaupt geſtattet worden iſt, mit 
dieſen angeeigneten Päſſen die förmliche Wanderung: nach beliebiger 
Richtung hin anzutreten und ſortzuſetzen 
4Sur Vermeidung dieſer Mißbräuche, welche zugleich die Aus⸗ 
führung der durch das Reglement vom 21. März v., J. zur beſſe⸗ 
von: Beauffichtigung der wandernden Handwerker; gefreffenen; Ans 
ordnungen erſchweren, ſehe ich mich veranlaßt, Die: Borfchrift. der 
Cirkular· Verfügung vom 24. Februar v⸗ J nicht nur hiermit in 
Erinnerung zu bringen; ſondern auch zu, beſtimmen, daß Der; einem 
Handwerksgeſellen, welcher ſich zur Ausübung ſeines Geweyhes auf 
die Reiſe begiebt, zu extheilende Paßß jeder zeit auf dem zu 
Wanderpäffen vorgeſchriebenen Formulare auszufertigen iſt,‚es ſej 
denn, daß derfelbe ausdrücklich erflärt, an. keinem andern als. dem; 
von ihm bezeichneten beſtimmten Orte in Arbeit ‚trgten gu, wollany 
mwelchenfalls denn aber auch Reine-Polizeibehörde, befugt iſt/ den ihm 
folchergeftalt ‚auf, gewöhnlichen  Sormulare „ertheilten, und auf dies 
fen Ort lautenden Paß zur Reiſe, nad) „einem andern Orte, um 
dDafelbft in Arbeit zu treten, mit_ihrem Bifa zu verfehen. 

Zugleich wird hiemit feftgefeßt, daß, wie die Vorſchrift der 
PapsInfruftion vom 12. Zuli 1817. $.$. 11. und 18. es mit 
ſich bringt, veifenden oder mandernden Handwerfsgefellen neue 
Pãſſe, wenn fie picht lediglich zur, Mügffehr-in, bie ‚Heimath, Tone 
ten, nur, von ‚der fompefenten eimathlichen Po Zeiobri⸗ feit ausge⸗ 
fertigt werden dürfen, an, welche. daher diejeni ER Außer alb ihres 
Wohnorts ſich befindenden. Handwerker, deren Rerfe-Legithriarichen 
abgelaufen, ‘oder’ forift ungültig gewerdeh find,’ fedigtichserwälient 
werden mund ande au α 

Die Behörde des jedesinnligen, Yufenthaltsorts iſt indeffen vers 
pflichtet, derartige ſich nicht als unzuläffig ergebende Anträge zu 
Protofoll zu nehmen, und unter Beifügung des ‚alten Paſſes, in 
deſſein Stelle jedoch ein auf die"Dauer der Zwiſchenzeit bemeſſener 
Interimspaß ertheilt, werden kann, an bie vorgedachte Behörde" ut 
weiteren Biranlaffinıg ‘gelangen "zit laſſen. 

Denjenlgen Sandtverferi, welche ſſch bei dem Erlaſſe "der" ges 
genwattigen Berfügung;’ mit! Päffer "anf ungehörigem Formülare 
M2 
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verſehen, auf der Wanderſchaft beftaden iſt die Fortſetzung det, 
ſelben "auf Grund der erſtern wicht zu geſtatten/ virlmehr von 
Seiten der Behörde desjenigen ‚Drtes, in welthem · der Inhaber 
zur Ausübung ſeines Gewerbes einige Zeit! zu betweilen gedenkt, 
Behufs der ‚Erlangung vorfärtiftemäßigen "Neife-Lraktirkanleiien, ae 
erforberfiche Einleleung zu treffen.‘ > - 
Die Köhigk Regierung wird andewicſen vorſſehende Beim 
mung zur: Kenntnig der Ihr untergeordneten Behörden "zu beit 
gen;' und ihnen die genaueſte Befokgungderfelben bei — 
aathbeittHißjer Ordnungsſtrafe zur Pflicht zuniahen Zu 
"Da außerdem wahrgenonimen worden, daß: der Inhalt 2 
Keglements in Betreff des Wanderns der Gewerbsgehülfen vom 
24: März v. J. häufig. uabeachtet geblieben, hen neamenttich die 
Anorduung des 5. - -- © ' m 
ewonach in jedem Paſſe bihenigen Staaten), ianechelb deren 
Wer Inhaber zw wandern befugt iſt, genau“ bejeichnet werden 
"fl, und: derzufolge win: Paß, welcher nur zur Neiſe ine 
Inlande gelten fol; — die Konigl (SUR ausdrücklich zu 
vbeſchränken iſt, "zul 
— übertreten worden. fo: wird “die König; Rehierune zu⸗ 
gleich veraͤnlaßt, die pünttliche Befolgung des gedachten Regulativs 
it Erinnerung zu bringen) und — A na! % 
10 daſelbſt / unnachſichtlich zu rügen u "" ı ° 
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Giefular-Reffript deb a —— des —— 
und. der, Polizei, an fänmeliche Koͤnigl. Regierungen, 
fowie abfchriftlih an das Königk Polizei-Prafidium hie⸗ 
ſelbſt, die Anwendung, eines Stempels..von;6 Sgr. u 

ben Wanderpaßbüchern der Handwertogeſellen 

u | besteffend. | 

a ! m vrat 
| Diine Majeftät der König haben hi bie in Ki ae 
Abſchrift angeſchloſſene Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre (Aul. a9 zu 
genehmigen geruht, daß zur, ‚Vereinfachung des Geſchaͤftsganges 
die an die Stelle der gewohnlichen Paßformulare getretenen Wan⸗ 
derpaßbücher Br: Handwerfsgefellen fünftig. . mit einem Stempel 


r% 
— 1. 
tr.) } 


ss» 
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von 6 Sr. verfehen werden, wogegen die Stempelverwaltung die 


mit den Polizeibehörden beftreitet;"diefe aber Einen Silbergroſchen 


weniger an Papgebühren e 


Silbergrofchen bei jeder ER Seel 8 an Pafgebühren we. 
Igebühren zn ‚erheben. 





Auf Ihren Bericht! vom 30. v. M. genehmige Ich die, zur Ber 
einfachung des Gefchäftsganges unter Ihnen getroffene Verabredung, na 
welcher die Wanderpaßbiücher der Handwerfsgefellen ‚künftig, mit einem 
Stempel von 6 Sr. verfehen werden, wogegen die Ötempelverwaltung 
die Koften der Unfertigumg der Paßbuͤchet ohne weitere Verrechnung 
mit den Volizeibebörden, beftreitet, diefe aber einen Silbergroſchen wer 
niger an Papgebühren erheben. ia ten uote dd dar 

Sch überlaffe Ihnen, in Gemaͤßheit deſſen in Ihren Reſſorts weiter 
zu en 
Berlin, den 10. Juli 1836. 

| Friedrich Wilhelm. 
An 

den Staatäminifter v. Rochow und bem 

wirklichen Geheimen Rath, Graren 

v. Alvensleben. 


182 | 
nina! * 39: uhr 


Des rm —55 haben mit * Kabinsts-Ordre 

von 40: BM. zu genehmigen ger ER “ 
daß zur —— des — bie. Wanderpaßbů⸗ 
scher „der. anbpuerftge ellen , ef, mit einem Stempel von 6 
Sar. verfehen werden, wog ie Stempel⸗ ⸗Verwaltung Die 
Koſten der Anfertigung der Paßbuͤcher ohne weitere Verrechnung 
mit den — — —8 BR aber Einen Sgr. weniger 

1.) am Paßgebuͤhren erbe 
Das Haupt-Ötempel- Bu 71 wegen Anfertigung, Stempelung 
und Ueberfendung diefer Bücher an Die Haupt, ol» und Ötelleräm; 
ter mit Anmeifing verfehen worden. (Anl > Bis zum Gintritt des 
Debits derſelben ſind jedochrdie bei den Debitsitellen noch. verbandenen 
zus Sgr. goſtempelten Formulare zuvor, zu verbrauchen, und Die Stem— 
pelbeträge wie bisher zu verrechnen. 
Die, neuen örhtufare " 6 Sr.‘ ſind fodanı in "gleicher Urt ums 
ter befonderer Rubtik im den Erttaften’ und - — nachzuweiſen. 
Hiernbch iſt das! Erforderliche > verfügen. 
— bin 31. Juli ABB / 
| Finanzmini erium. 


» Alven Teben 


40 An 

fämmtlidhe Konigl. Provimiai⸗ — 
und an die Königl. Regierungen zu 

Potedam und Frankfurt a. O. 


— — 





C. 
(Eingang wie in dem eben vorangegangenen Girfular-Reffripte.) 
Das Haupt: Stempel. M in, wird demnach aͤngewieſen, den u 
kenftempel zu diefem Behufe auf 6 Sgr. fertigen zu laſſen, und fole 
chen beilimmungsmäßig zur Sternpelung der nderpagbücher zu vers 
wenden, zugleich auch die — 5— dieſer Buͤcher wie bisher zu bes 
foren, und die Koften gewöhnlicher Maßen zu liquidiren. 
Die bei den Debitfiellen noch vorhandenen zu 5 Gar en 
— ſind noch zu —— bi neuen zu 6 uf 
er nach Bedarf zu: verfenden- 2 Be: | 
‚Bfrlin, den 31. Juli 1836. aA 
: e "y»9 rn Binanzminifterium:; 
NH Kur ” 4 — uns kebe — 


x. — —* — — alla 
das Sanpt:Stempel:Nia azin — 
18455* —— * 2 IBM”. 


— — 
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astra sun ylsalaie iji %Y Er 9. nina be iz bir 


ibt: ‚a9 ur) an at 
BT a Rhhak., Silnifteriume Deo.gfnasin ah, der 


— — —* Polizei: Praͤſidenten hieſelbſt 
daß die MPaͤſſe für Handwerksgeſellen nach ine dB 
ige re nicht zum Wandern“ bi gi Me 


sıdRr, 1230 Ku —8 werden! Bür en." 
2 rind). nah ya% 4 id Wh a n23320 53 ur TR TER TAT BT 


—* — rn 75 Hier hist sn, — 1713.39 


“en 


y Ins io Til wii i 
| * —— wird wul den Ben bon — 


im $. 1. der Sirkular- — vom 24. Aprit 1833. aufges 
ſtellten Begriffe als Wanderpäffe in der Regel nicht angefehen wer: 
ben können, weshalb der — Behörde bloß dieſer Aus: 
fertigung wegen ein Vorwurf nicht zu machen ift. Ein folcher Bor; 
wurf mlirhe wielntelen diejenigen Behdkhen itusffen? welche auf den 
Grund etnes ſolchen Reiſepaſſes dem Jahaber das färmliche Warp 
an geſtgttene ‚ahug ‚ihn — eirebundh 1. 


theil 14? gr gs: Er ehe ‘5 
Reli, den 9. u? 


Miniſterium des 8 und der ‚polizei. 
Emden 1 di Soli RK" FIRLUDETR FIT 
ante se. »I Ir "ir er mo N a —* aan &; 


* I 
nee it ic ma ni 399 rung IELER 
THPITLER: nnu naaet: md nd nie. Birth ee 
3 And N sy een 125;° Ion: sm Anette u 


fh us Hs 
Reifript ‚Des, Königl, Minifterhung des ern und, dir 
Bei, an die Koͤnigl ‚Regierung zu Er urg/ die 
Sorfegung einer unterbrochenen Wanderſchoft "Seitens 
Bu naher Bes Handwerl oheſellen dendfendn : ae 


a r 9 ee Y; TE 133% san‘ * md Fk ‚Fr 


ES il. — fang bei der. weiteren. An vage vom 

J kon it Kin weg Auslegung des, Wander: ne 
ja kit“ 183; er ‚Alf den Inhalt der Verfügung vom 

ie I. — — ſieſen und darauf aufmerffan, gemacht 
NR die Vorfchrift des gedächten Regulatips. ii $. 1. sub 
c. feinesweges die Auslegung, guläßt,. daß für, diejenigen Handwerks 
gefellen, welchen pin fünf,Zahre gültiger Wanderpaß erfheilt worden, 
nad) Ablauf di' in es String fir Sefugnip Aue Forlſehung der Wan- 


°) Jahrg . 1835. 1ſtes Heft, &2 205. 
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derfchaft unbedingt erlofihen feio , Es if vielmehr nur feſtgeſetzt 
worden, daß der. Ertrahent des Wanderpaſſes nicht ſchon fünf 
Fähre "auf den Wanderſchaft zugebrachtd haben müffe, "und ‘es 
iſt Zugleich muchgegeben, dag dieſe Wanderfchaft auch mit Unter⸗ 
brechung zurückgelegt werden Dinefes woraug dann folgt, daB Je⸗ 
mag un Am, gleichpiel, auf welche Friſt, der Paß urfpriinglich 
ausgeſtellt wor em — nur ein, x gewandert iſt, und drei Jahre 
im ſtehenden Heere gedient hat, nah dem wörtlichen Inhalte der 
allegirten Stelle nicht auf ein Jahr, fondern noch auf vier Jahre 
zu wandetn die Befaguiß hat⸗ DATE Dr ———— 
Bein, den 25." Februar 1836: 7 tn vun mn wa 
Mimiſterium des Innern und der Polizei. 

Ki33 Chi —* alarm Koehter. — " “ A 11; 


"Hin 
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ae ala ED an Ge rs BUNEINT 
Reſkript des Koͤnigl. Minifteriume des Innern und ber 
Polizei, an das Koͤnigl. Poligei⸗Praͤſidium hieſelbſt/ de 
fieffend die Ansfüllung des Papformirlare für Hand⸗ 
werfsgefellen in Beziehung auf deren Rüdfehr. 
nee “3 Sa wit 698 lad: | 

Das unterzeichnete inifterium iſt zwar mit der in dem Bes 
richte des Königl. Polizei:Präfidii vom 18. Februar d. J. enthale 
tenen Auslegung des Eirkular:Neffripts vom 31. Mai 1833. in 
Berreff der Ertheilung von Päffen an Handwerfsgehülfen vollkom⸗ 
men — da nach demſelben nur für den Fall, daß den 
Inhabern die Rückreiſe an den Ort der Aysftellung der Päffe nicht 
Feſtattet werden fol, "die Sückhfrektfung der ſich auf die ** 
bejichenden Works ih dem gedtiſckken Paßformulare angeordnet wor⸗ 
den iſt; indeſſen ſcheint dieſerhalde eine erläuternde Cirkalav-Ver⸗ 
fügung um fo. weniger erforderlich, als den zur Ausübung ihres 
Gewerbes ſich auf die Reiſe begebenden Handwerksgeſellen, bei wel 
hen der von der Regierung zu Breslau erhobene Zweifel wohl 
nur allein entftehen kann, den ehren Bhf I ol & Dälfe 
hach dem gervähnlichen Formülare gar" nicht meh el erden 
dürfen,‘ das. Formular der Wanderpäfe aber, da es die in ede 
—— hicht euthaͤlt, zu einer‘ ſolchen Difiereinz Keinen 

J en a enge 
"N, 
— — de Pole 
. & $ g BI Koch er. N % ! | 
EN DE hy wi 


rn NH — N 


— 
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2a laden 9 | Ta NINE ET /OTE EEE“ 
Refkeipt des Koͤnigl⸗ Driniffetäntis var’ Innetn And der 
da dei, an den Königl,, RR &nten., ifelbfR, die 


ümptipn. Der „in, die Heimach —3 ckgewieſenen wan⸗ 
‚beenden. D Dandınerfagefelien betreffend. 1 —* 
— nn. Bender mn — 


20 neuen: ‚echahten — den mie Bere 


nen — ——— Gehe —— haben Wönnen, 
aus denen ſie es / vorziehen zu ditfen. geglaubt hat, 'deih Inhaber, 
anſtatt ihm einen neuen Paß zu ertheilen, vielmehr ſeine bisherige 


Reiſe⸗Legitimation, aus welcher ſein — — 
zu erſehen iſt, zu belaſſen. 


Berlin, den 3. März 1836. mot 2 
Minifterium des Innern und der —* 
Koehler. 


Fe HIT 730 a BEN 253 11, 
na PR Mainz ac in yeilafk 


Bericht der heil; ‚Regkerwag:- as "Merfeburg, an das 
Bee lan des Innern und, der Polizei, bie 
pet jo —————— Reifen WR: A 
Me seutfch Bundes auten bet Mend⸗ 
we hi nam Ina MTTITMT mens“ ea) 14 2 r 
—— ſocliellen Faller iß2yifdhen ber. ‚Bönigl. : Regie 
ektıng. a Fronkfurta. DD. und dung, eine: MemumgeiBeidylebenheit 
über, : Auslegung; des Naglements, im: Betreff des Wanderns der 
Gerverbegehülfen vom 21. März d.u@.i sub tz; hervorgotteten, ſo 
daß wir uns genöthigt fehen, dit MDeflasätion Einos KHönigl. Ho« 
ben Minifterii des Sr — ber: VPolizei amns xhrerbietigſt zu 


erbitten. ren di 
$. 1. beftimmt nämlich: 
daß Wanderpäffe zu Seifen innerhalb der deutfchen 
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Bundesftaaten, mit Inbegriff der außerhalb des Buns 
ol 2 —— Provinzen und —D ausgeſtellt 


A ten ie dieſe Beftimmung Mi daß, wenn wehrert 
gang ſelbſtſtandige Staaten unter einem: Bert fcher fiehen) und theil: 
weife zum deutſchen Bunde : gehören, wie zwar nach denjenigen 
andestheilen, welche mit dem deutſchen Bundesftaate in probins 
zieller Beziehung fteben,inicht aber nach dem neben) dein Bundes⸗ 
ftaat ſelbſtſtändigen Staate Wanderpäffe ertheilen. Alfe beifpiels« 
weile. nach Defterreich, ı ‚nicht ꝛaber nad) Ungarn: Und dein lonbar⸗ 
Difch-venetianifchen Königreiche; nach Hannover; — 
England j. nach Holſtein, nicht aber⸗ nach Daänemark. —XRX 

‚Die: Königl, ‚Regierung zu Frankfurt, Orngiebt —* Wortes 
"Rundestheife, „eine: weitere Bedeutung; : wid, wir aus dem ab⸗ 
ichsiftlich, anliegenden: Schreiben: von 5. d. Mo entnehmen müſſen⸗ 

Ein Königl. Hohes: Miniſterium bitten wir nun um: hochge⸗ 
nie Entſcheidung, welche, Anſicht Die, richtige: iſt.⸗ Tr ai 

Merſeburg Denk September 188385. un ınach * 

— Regelung. 2 aan a We Janetn. m 


sv ip I In ib 


Ein Rönipk; Dean iind fr solar: dus \nonmmittn SE 
Innern und der Polizei. send a 
zu Berlin. BER re — ———— 
2 IS 4, 35% jenen 


33301,7% 
429. 
Heffripe des Königl. Minifteriums des Innern und ber 
— an die Koͤnigl. Regierung zu Merfeburg, in 
Es onn EB: derſelhen Angelegenheit 
313 TER, mal pin 92, 
er Köni [. Re ierun wird; auf.di Anfrage vom. er) ‚Sep: 
. v&. * dag She Anſi — di : Auslegung des 
$. 1. des Neplements vom’ IT. März v3. in Betreff des Wan— 
derns der Gewerbsgehülfen richtig iſt, und nicht beabfichtigt wor⸗ 
Ben, die von) Zhrisderaußgehobenen;!:zw, den deutſchen 'Bundesfiaar 
Sen ücht gehörenden Länder zu: dehjenigen zu: zählen, \ wohin! die 
Ansheihiang von Wanderpaͤſſen ohne Genehmigunge B—— 


— Winiſterii erfolgen kann. aa He 41124 nAMüdes at a 

Berlin, : den 24 Mär; 1836, . en Gib nn le 

ij * 11; Miniſterium des —* Ns der Polijei⸗ Zonen : > )- 
eh er stbilitn nn — —* Ei 2 


WERNER HER. IE EREIE TR VPE EIER ECT HE KL GE RE 


when NR ke HiTIehr 66 ı 0 PERL Per mi Eve) dus 22 pre 


pain. bes ER —I bes Inn ern und ber. 
R Di, d Ye arme 


AN: ni bi. ‚Regierung, zu Marienmerber, 
ns ent die Nichtertheilung von Wander- und Keifes 


vaͤſſ ſſen fuͤr Handwerker nach der Schweiꝑ desgleichen die 
———— — Apothelergehůlſen dahin. 


„Lili 25 


Der Königl. Redieru wird auf den Bericht vom 23. v. 
M. eröffnet: daß dem dortigen Apothefergehülfen N. der erbetene 
Paß zur Reife nach Solothurn - ertheilt werden kann. Uebrigens 
wird Derſelhen anf die bei. dieſer Gelegenheit demanhten ‚allgemel: 
nem —e zu — ‚daß, das he: ‚der Yusf Pe 


gung ‚von Wanderpäfien Für ‚Handiyerfer a Hi 
aus ʒud eh U: 1 ac ya 


die Apothefergehülfen 
Se ſich a — KB nach der 


Schweiz — — die Abſicht haben, hr ir © ihr * aus⸗ 


— Ki V 
A —J—— being ni ‚ander oder 
ine. —2— eiiepafßg8, ‚nachludhen, und ..ab-, fs;.ein, ‚Unten 
kommen erſt fuchen, wollen oder ‚Sa. —*— vnle AR: % 





* gleichgültig. la Melt 
ae *. Setenber ‚4836. 138° = — nüe 
——— des Zrern und. — iR 
— : 08 —— I ——— rin 

ey = ig 909 am 
wi ed 21 at op, Ag Bu rk ae 
31: . 20 uu 333) 


— Bi Si —— des en und 
der Kali an das Königl. Minifterium der: ausmartie 
gen, Ange egenheiten, J für wandernde Handwerk kager 

aa nach der· Schweigneber: enhein noch 
„prolongire weiden 'bürfen. oe na 


er nl Are 


re Sum si uf —— Di aiherium Re ich z * 
terzei AI auf das gef illige Schreiben, vom, 1 

M. ganz ergebenft zu erwiedern, daß e& feine Zuflimmung 

verlängerten Aufenthalt des Geidenfärbergefellen N. „in der ander 
zue Zeit nicht ertheilen Fann, da das, Wandern, Hiefigitiger Hands 
werfögefellen iM’ den eidgenöffifchen Staaten‘ unbedingt verboten ift, 
und daher nad) dem Dafürbalten des unterzeichneten Miniſterii, 
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wie es auch bereits in mehreren Jähnlichen Fällen ausgefprochen, 
ua) Ablauf der an -einzeln Handw rker vo dieſem Verbote 
I eifepäffe; ‚deren — Rio ſo wenig, als Ge 
et: heuer ‚Neifepäffe, Hat den ‚gedabheen, Staaten ſolaſf ſig 





eint 3 21755 
"Berlin, den 20: Februar. 1836 ann — 
Miniſterunn des Innbrn 8* * Wuſein 
Koehler. 
x — Dee wa E77 —— la TE 
A12 9.) 3 3 iss de nen IT 
— * J den.“ Te uf 


Se bes Khnigt. Prinifketiime: ve * "äh Der 
Polizer, an die Koͤnigl. Regi ed zu Frankfurt a⸗ ©. 
die Sen eltung % ande — Hay dem 
bume Horse, — a 5 5% 


re 1°9 HET? Mc; 


Das en Mioitertum f le von H sans j 
nigf Regierung? mittelſt Beri as ei eleg⸗ 
sen; hier wieder Beigehenden“ attage ——— she 
zu Neufchatel, dent "Tifählergefelfen: "N. gr Drieſen, den, verldn⸗ 
gerten Aufenthalt daſelbſt zu N ie Beranlaßtng‘ gendntiiten, ” 
zuvörderſt über die DVerhältiliffe 'deg Furten athums Neufchaͤtel zu 
der Preußiſchen · Monarchie 4 König. Minifterio der aus- 
wärtigen Angelegenheiten in Kommünikation zu treten. 

Da nun das Fürftenthum-Neufchatel einen von der Preußis 
(hen Monardie völlig abgefonderten, für ſich beftehenden Staat 
bildet, re die wegen des Wanderns der ie 
nach der eiz erlaſſenen Vorſchriften auch auf, be, 1,0 
einen —— —J—— ———— Mr —* 
finden fo Fan dem N. ein Paß zum längeren —*X e das 
ſelbſt/ wegen deſſen· Bewilligung cr fh: nad; dem don der Konigl. 
Geſandtſchaft In: den Schweiz æ ſtatteten Berichte Auch an dleſelbe 
gewendet hat, nicht erthieift werden, +; 

Die Königl. Regierung hat an 3 nr gedachte Eentral; 
Polizei:Direftion in A zu ſetzen, ihr aber zugleich, wenn 
der Auswanderung des N, Rein Hinderniß entge süßer, erxöfi⸗ 
nen,‘ daß ihm ſtatt⸗ des Paſſes der Aus wanderunt nr ertheit 
Fe Fönne. en 

Berlin den‘ 19. Ottoder 1890. Re SE 


 , Ninigerium des em ins der, Ds — 


G——— 


Meran norrer 8 
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end re a2 fi 
Skip bis Königl. Hrinifertims des rg und der 
olizei, au ‚die Koͤnigl. Regierung zu Erfurt, das „Ber 
? Tal mit den: Wanderpäffen * Hands 
tom ABl al were ——— Ben 


er. 





.... Der “ Regierung En ch aüf den ie vom 
g,'p. wie es dar keinem Zweifel unterliegen kann, daß den 
auständifdhen, mit gültigen. —— en ihrer heima lichen Bis 
hörden, berjehenen, Handwetkogeſellen ieſe be belaſſen werden 
müffen.. Daß ihnen felbige abgenommen, und ihnen neue Wan: 
derpäffe di dieffeits'ertheilt werden ſollen, If in Feiner Vorſchrift uch 
nür angedeutet, vielmehr mittelft der von der Königt. ‚Regierung 
Selbſt alfegirten Eirfular- Berfügung vom 7. November vd. 3. auf 
die DVorfihrift der Paß— Inſtruktion, wonach · wandernden Handwer⸗ 
kern Paſſe nur von der kompetenten heimathlichen Polizeiobrigfeit 
— t werden dürfen, aufs neue aufmerkſam gemacht worden, 

& Bleib daher die Vorſchrift des Regulativs vom 24. April 
* Haan den Päſſen der ausländiſchen Handwerfer beim 
Eintritt‘ in das Land ein Abdruck diefes Negularids zu anneftirey 
if, rem, „ganzen Inhalte nach ftehen, und kann namentlich in 
feiner Weife dadurch alterirt werden, daß den Formulaken der 
Preußiſchen Wanderpäſſe dieſe Abdrücke, der Gleichförmigkeit 
und Vereinfachung wegen, durch Bermittelung des — Stem⸗ 
pel⸗ Magazins mittelft Einbandes Angefügt werden. | 
„Berlin, den 27. Januar 1837. 
*— Der Dinifter des 5 und Mn ah 
v. bla 


— 7 Pour) * Ay e - N 
2INE.DIIDI Bir Ki I sheet ii 


ig 


Reſkript des Königt. Min iſteriums des Innern und der 

Polizei, an: die Königl.: Regierung zu Duffeldorf, die 

Paͤſſe reifender Ausländer ohne Viſa einer Dreugifipen 
Geſandtſchaft betreffend. 





Die in dem Berichte der Königl. Regierung vom 13. Zuli 

d. J. aufgeftellte Frage: 
ob Päfle, welche von fremden Miffionen in England englis 
fhen Reifenden zur Reife in’s Ausland ertheilt werden, 


\ 
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zum Cingange in die Königl. Staaten des Viſa's einer 
— „Rielebioen Miffion oder, eines dieſſgitigen Konſulats noth⸗ 

Wwendig bedürfen? 

kann nur berneinf werden. Denn da, nach. erfolgter Modifizirung 
der Refkripee bom 15. April und! 8 Mai 1831. durch das Mes 
ffript vom 30. September 1833, keine Vorſchrift beſteht, welche 
die Zulaſſung der aus andern Ländern in die Königl. Staaten 
ſich begebenden Fremden von der Viſirung ihrer ci e Dune die 
—2 dieſſe tige Geſandtſchaft abhängig mad) t, ſo Mn ein 
foldyes, ila, au DE £ zum, Eingange Verjetigen Reifen en aus 
England, „für erforderlich erachtet werden, in Bezug auf welche 
dur a an, die ‚Regierung zu, Coblenz erlaffene, und der Königt. 


— im Ünszüge mitgetheilte Berfügung vom ii. September 


D, * erleichternde. Beftimmungen hin ichtlich der von ihnen ‚su 
J5 Reiſe⸗Legitimationen getroffen wor Bde find. 

gl Regierung ab⸗ 
f ii — A an ‚den Sa Ei Yan of und 


eb #ı 


Hannten — die — in * FERN Staaten En 
jagt hat, zu rechtfertigen Eid veranlaßt gefunden, kein genit en⸗ 
If Grund diefeg Verfahrens zu erfehen geweſen. Denn der Als 

v denn Mangel des nicht für, nothwendig zu erachtenden geſandt⸗ 
J Bifa’s, erwähnte Umſtand, daß die, Päffe, Bier Eule 
der ‚nur zür Reiſe nach Rotterdam ausgeſtellt geweien, fann an 
und für fich deren Zurückweifung über. ‚die dieffeitige nee 
noch nicht motiviren, da die Ausdehnung der Reife über “le: 


fprünglich beabfichtigtesg und in der Reife-Pegitimation. 'vermerftes 


Ziel bei ſonſt nderdähtigen Reiſenden Feinesweges unzuläffig iſt, 
und im Falle die von ihnen produzirten Päſſe zum Eingange in 
die Königl. Staaten nicht ausreichend befunden werden mögten, 
zu prüfen if, ob den Inhabern nicht an deren Stelle vorfchrifts« 
mäßige Eingangspäffe dieffeits zu ertheilen feien. 


. den: 12.: September 1836. | 35, 415 11000 
* Miniſter des Imnern und der Bei 33311062 
* Hu) Hit G v. Roch ow. 1,3191193 [Re 


—— 1835. iſſes Heft/ S. 2288 
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Munmenn 390% © 2 BB nd BT plan 
Cikular⸗Reſktipt ‚des Könige. Mi niffetiinme des‘ Innern 
und, der Polizei, an bie Könjäl, Regierungen ji Ban, 
Königs erg, Gumbinnen, Breslau, ‚Liegniß,, ppeln, 
Magdeburg, Merſeburg, Erfurt,  Münfter, Minden, 
Düffeldorf,,Achen und Trier %),. die Bifirumg der Paͤſſe 





ea felofiitändige, — dieſem Behufe den Paß mit 


" auf. der‘ Four befindlichen Polizeibehörde Pofipferde „verabfolgt 


Indem ich die Königl. Negierung hiervon in Kenntniß feße, 


dinge erforderlicy zu adhteni. = :\. - 

2) Es find, wo dies nicht bereits gefchehen, die erforderlichen An« 
ordnungen zu treffen, damit die Vifirung an denjenigen Or⸗ 
ten, wo fie nöthig ift, ohne allen Aufenthalt gefcheben, und 
eintretenden Falls auch zur Nachtzeit erfolgen könne, wobei 
ich auf das Eirfular:Reffript vom 18. Januar 1831. Bezug 


) Unter dem 16. Januar 1837. auch den Königl Negierungen zu 
u Ötetlin und Stralfund mitgetheilt. 
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9 


nehme. Sole Mn in der Naht in Folge — Yallıibe 


ter, indernifle aſſes 
Et: einen. ui —— anni, B, — KA * 
der Konrier’auf auf unbe — til b ni 
Ben, fo kann die — — "uk — 
tionen und allenſalls * derjenigen Orte erfolgen, hl 
Nourier nach Tagesanbrudh zuerſt eintrifft, vötausgeſetzt, daß 
ſich daſelbſt eine, ſelbſiſtändige Polizeibehörde befinde. 
Eine gänzliche Borenthaltung des Viſa' s, welche die Weiter— 
reife des Kouriers verhindert, wird in, der R RN yur, dann 
frattfihden dürfen, wenn hebt Verdachtsgrunde gegen deu 
Paß Inhaber vorliegen, welche die Einleltung einet Ba 
chen Unterfüchung begründen, und zugleich, der G ed 
ak der Neife die Beforgniß enfgegehfteht, "dat 
be‘ entweder während’ feines Aufenthalis in den K Sat 
Staaten unerlaubte Zwede pecfolgen, oder ſich der er Ar 
hen Unterfuchung durch feine Entfernung entziehen tberde. 
Bon 'obwaltenden Verdachtegründen, welde ai Verweige⸗ 


rung des Viſa's nicht angethan find, jedoch einer weiteren 


Verfolgung bedürfen, hat’ die biſttende Behörde ſofert der 


ihr dorgefetzten Regierung, nach Befinden aber auch, den be: 


Städte, Nachricht zu geben.‘ Sollte Befonders har egn 


treffenden Polizeibchörden der auf der Reiferogte belegenen 


fein, daß diefe Nachricht. mit dem Kouriere gleichzeitig ein⸗ 
treffe, ſo iſt die Viſirung 36 die Bedingung zu. Fulipfen, daß 
das diesfällige Schreiben dem den, Kourier begleitenden oder 
befördernden Poltillon zur Beförderung eingehändigt, und fol: 
ches in dem Begleitzettel bemerkt werde. 


Die, Königl. Regierung. wird beauftragt, hiernach die be⸗ 


treffenden Behörden ‚mit. der erforderlichen Anweiſung ‚zu verfehen, 
und überhaupt fireng darauf zu halten, daß Die. Päfe, aller aus 


dem 


Auslande kommenden fremden. Reifenden an * dazu de⸗ 
erden. 


ſtimmten Grenz⸗Stations⸗Orten J Viſirung vorgele 


Berlin, den 16. Dezember 1836. 


Der Minifter des Innern ud: der polten 
v. Ron ä 
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136. 
Cirkular⸗Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 
und der Polizei, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungs⸗Be⸗ 
vollmächtigte, die Reife: Erlaubnißfeheine für die auf 
dieffeitigen Univerfitäten fludirenden Set 
Unterthanen betreffend. 





In Folge eines Antrages der hiefigen Kaiferl. Oeſtreichi⸗ 
ſchen Geſandtſchaft, iſt wegen der Reiſen der auf dieſſeitigen Uni- 
verſitäten ſtudirenden Oeſtreichiſchen Unterthanen durch eine un— 
term 5. November v. J. von hier aus an die betreffenden Res 
gierungen und das hiefige Polizei-Präfidium erlaffene Verfügung 
angeordnet worden, daß dergleichen Studirenden das Viſa der ih: 
nen von den Kaiferl. Deftreichifchen Behörden zum Aufenthalte 
in den dieffeitigen Staaten ertheilten Päffe zu einer Reife, auch 
wenn fie folche innerhalb der Königl. Staaten zu machen beab: 
fichtigen, nur nach vorhergegangener Bifirung Seitens der Kaifer!. 
Deftreichifhen Gefandefchaft am  hiefigen Hofe, und nur zu der, 
in der gefandtfchaftlihen Bewilligung angegebenen Reiſeroute er: 
theilt, auch darauf geachtet werde, daß dergleichen Studirende die 
Dauer des Paffes in feinem Falle überfchreiten. 

Da indeffen die auf dieffeitigen Univerfitäten fludirenden Deft: 
reichifchen Unterthanen nicht verpflichtet find, fich zu ihren von 
diefen Univerfitäten aus zu unternehmenden Reifen der ihnen von 
ihren heimathlihen Behörden zur Reife nad) den Königl. Staa: 
ten und zum Aufenthalte in denfelben, ertheilten Päffe zu bedie— 
nen, vielmehr zu diefem Behufe, wenn fie mit Reife-Erlaubnif- 
fcheinen der Univerfitätsbehörden verfehen find, die Ertheilung der 
erforderlichen Päffe auch bei den Ddieffeitigen Polizeibehörden nach— 
fuchen dürfen, fo ift es, um dem Zwede des Kaiferl. Oeſtreichi— 
fchen Gouvernements zu entfpredhen, erforderlich, daß ihnen Neife: 
Grlaubnißfcheine nicht eher, als bis fie die Genehmigung der Kaiferl. 
Deftreichifchen Gefandtfchaft zu der vorhabenden Reife beigebracht 
haben, oder diejelbe vorher erträhiet worden, ausgefertigt werden. 

Indem ich daher Ew. zc. beauftragg, demgemäß zu verfah— 
ren, bemerfe ich zugleich, daß das Königl. Minifterium der Geift: 
lichen, Unterrichts: und Medizinal:Angelegenheiten feine Konkurrenz 
bei der gegenwärtiaen Anordnung nach der Allerhöchſten Kabinets— 
Ordre vom 26. Oktober 1834., die Reife-Erlaubniß:Gefuche der 
GStudirenden betreffend, nicht für nöthig erachtet hat. 

Berfin, den 15. Januar 1836. 

Der Minifter * ae und der Polizei. 
Rochow. 


Annalen. Keftl. 1836. N 


194 

— 137. 

Cirkular⸗Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 

und der Polizei, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierung Be; 

vollmächtigte bei den Univerfitären, wegen Nichtertheilung 
von Reifepäffen nach der Schweiz für Studirende. 


Em. ꝛc. eröffne ich in Veranlaſſung der mir refp. unter dem 
7. und unter dem 8. d. M. vorgelegten Reife: Erlaubnißgefuche 
der Studenten N. N., daß ich unter den gegenwärtig in der Schweiz 
obwaltenden Berhältniffen der fudirenden Jugend die Erlaubniß 
zu Reifen nad) der Schweiz nicht ertheilen kann, weshalb denn 
derartige Anträge einzelner Studirenden für jeßt, und zwar in 
deren eigenem Intereſſe abzulehnen find. 
Berlin, den 20. Zuli 1836. 
Der. Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 
An 
die ſtellvertretenden Regierungs⸗Bevollmaͤch⸗ 
tigten bei der hieſigen Univerſitaͤt, und ab⸗ 
ſchriftlich zur Kenntnißnahme und Beachtung 
an ſaͤmmtliche uͤbrige Koͤnigl. außerordent⸗ 
liche Regierungs⸗Bevollmaͤchtigte bei den 
Univerſitaͤten. 


138. 

Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 

Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Königsberg in Pr., 

betreffend den Grenzverfehr mit Rußland ohne Nach— 
weis des beſtimmten Meifegelves. 





Auf den Bericht der Königl. Negierung vom 11. Auguſt v. 
J. ift das Königl. Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten, 
unter Mittheilung der hier wieder beigehenden Korrefpondenz des 
Landrathsamtes zu Memel mit dem dafigen Kaiferl. Nuffifchen 
Konful, erfucht ‚worden, ſich bei dem Kaiſerl. Ruſſiſchen Gouverne: 
ment dahin zu verwenden, daß die Verordnung deffelben, nach wel: 
cher den Handmwerfögefellen und überhaupt den Perfonen niedern 
Standes der Eintritt in das Ruſſiſche Gebiet nur dann geftattet 
werden foll, wenn fie ein Reiſegeld von zehn Thalern nachwei— 
fen, auf —* dieſſeitige Einwohner, welche, mit gehöriger Legiti— 
mation verſehen, in den jenſeitigen Grenzkreiſen einem erlaubten 
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Vahrungserwerbe nachzugehen beabfichtigen, nicht angewendet werde, 
Unliegend wird der Königl. Regierung Abfchrife des hierauf von 
dem gedachten Miniſterio eingegangenen: Antwortſchreibens vom 15. 
d . . M. und der von demſelben mitgetheilten, in dieſer Angelegen⸗ 
heit ergangenen Note des Kaiſerl. Ruſſiſchen Gouvernements -bom 
19. Dezember v. J. zur Nachricht zugefertigt. a Er 
Wenn gleich leteres hiernach Anftand genommen hat, die. in 
Rede fiehende Verordnung auf fremde Handwerksgeſellen ausdrück 
lich zw beſchränken, und die betreffenden Behörden. zur Wermeil 
dung einer unrichtigen Anwendung derfelben mit der dieſſeits ge⸗ 
wünſchten Anweiſung zu verſehen; ſo iſt es doch nach der anliegen. 
den Note gerechtfertigt, von. der Annahme auszugehen, daß dag 
Kaiſerlich Ruſſiſche Gouvernement feinesweges eine Befchränfung 
des Verkehrs der dieffeitigen Grenzbewohner bezwede, noch auch 
jene Anordnung auf alle Leute der geringen Klaffe, die Einmwoh: 
ner, der Ddieffeitigen Grenzgegenden mit eingefchloffen, angewendet 
wiſſen wolle, Es wird daher zweckmäßig fein, bei der Behandlung 
der Sache dieſſeits von dieſem Gefichtspunfte auszugeheh, und, 
wenn. Fälle. vorfommen, in welchen Preußifchen Grenzbewohnern 
oder Unterthanen, die nicht zu den Handwerkern gehören, und bei 
denen die Motive jener Verordnung der Natur „der ‚Sache nad) 
nicht eintreten. Fönnen, ber Eintritt in, Rußland unter dem Vor⸗ 
wande.. des fehlenden Reiſegeldes dennoch ‚verfagt wird, dieſe Källe 
gehörig zu Fonftatiren, und mehrere. derfelben hierher, anzuzeigen, 
damit daraus Beranlaffung genommen. werden: fönne, mit der jen— 
feitigen Regierung anderweit in Kommunifation, zu. treten, und 
diefelbe auf das Bedürfniß einer. näheren Erläuterung, der mehrs 
erwähnten Verordnung auf's Neue aufmerffom zu machen. 


Berlin, den 20. Februar 1836. | | 
Der Miniſter des Innern und ber. -Polizei. 
v. Rochow. , 


7 


| 139. 

Reffripe des König. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Merfeburg, bes 
sreffend die Reifen von Handwerkern nach Frankreich 

‚ohne Heimathefchein. | 
Der Königl. Regierung wird auf die Anfrage vom 25. v. 
M. eröffnet, daß unter den angezeigten Umftänden gegen die Gr: 
theilung eines Paffes zu der von dem ee ai N. beab⸗ 


x 
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fihtigten Neife nach Paris nichts zu erinnern ift. Da ſich aber 
der ıc. N. ‚nicht zur Ausübung feines. Gewerbes, fondern nur zum 
Beſuche eines Verwandten nach Paris begeben will, fo bedarf 
derſelbe nad) dem Inhalte der von dem Königl. Minifterio der 
auswärtigen Angelegenheiten unterm 21. Zuli 1827. erlaffenen 
Bekanntmachung über die zwifchen der Ddieffeitigen und der gran: | 
zöfifchen Regierung in- Betreff der Reifen von Handwerkern in 
die beiderfeitigen Staaten abgefchloffene Webereinfunft (Gefegfamm: 
lung. v. 3, 1827. S. 81) zu dieſer Reife Feines Heimathefcheines- 
— Berlin, den’ 4. April 1836. 
- Minfterium des — und der Polizei. 
1 —Koehler. 


| 140. | 
reffript des Konigl Minifkeriums des Innern und * 
Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Gumbinnen, die 

Geſuche um Reiſepaͤſſe nad) Stalien betreffend. 





Das Landrathsamt zu Inſterburg hat im Auftrage der Kö⸗ 
nigl. Regierung für den in N. wohnhaften Herzogl. Anhalt⸗Deſ— 
ſauiſchen Amtsrath N. den anliegenden Paß zur Reiſe nach Ita— 
lien und der Schweiz ausgefertigt. 

Da nach der Beftimmung der Cirkular-Verfügung vom 16. 
Dftober 1820. (Anl. a. u. b.), welche unterm 5. Juli 1833. in 
Erinnerung gebracht worden, Päſſe zu Reifen nad) Italien nicht 
von den Königl. Regierungen, fondern von dem unterzeichneten 
Minifterio zu ertheilen find, fo hat die Königl. Regierung das 
gedachte Landrathsamt wegen der Vebertretung dieſer Borfchrift 
zu reftifiziren. 

Vebrigens bleibt in folchen Fallen, wo ed dem Paß-Extra⸗ 
henten zu großen Zeitverluft verurfacht, wenn der Paß zu, folchen 
Reifen hier nachgefucht und dorthin gefandt wird, der Ausweg, 
ihm einen Paß zur Hierherreife zu ertheilen, und ihn mit der 
nöthigen Legitimation zur Auswirkung eines Minifterial:Paffes zu 
verfehen. | 
Berlin, den 21. April 1836. 

Minifterium des Innern und der Polizei. 

Koehler. 
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f a. 

Es iſt befchloffen worden, daß Neifepäffe nah Italien an Gelehrte, 
Künftler und Studenten, oder andre junge Leute, bis auf weitere Ver: 
fügung nur auf Atteſte des Königl. Minifterii der Geiflichen, Unter: 
richtds und Medizinals Angelegenheiten ertheilt werden föllen, in fofern 
dergleichen Päffe nicht unmittelbar bei dem Minifterio des Innern und 
der Polizei ertrahirt worden, am welches in der Regel deshalb mit An- 
führung der Verhaͤltniſſe des Neifenden und der Zwecke der Reife zu 
berichten if. Zu Handels⸗ oder andern nachgewiefenen eiligen Angeles 
genheiten kann die Königl. Regierung zwar Päffe an zuverläffige Per⸗ 
fonen in dringenden Fällen ertheilen, fie bat aber hiebei mit vorzüglicher 
Aufmerkſamkeit die Nothwendigfeit zu prüfen. | 

Die Königl. Regierung bat biernadh in vorfommenden Fällen zu 
verfahren, und wird zugleich benachrichtigt, daß die bei den Univerſitä— 
ten angeftellten Regierungs-Bevollmäcdhtigten bereits, die erforderliche An 
weifung und den Auftrag erhalten haben, den jungen Peuten, melche 
ſolche Paͤſſe verlangen, fogleich durch die Meftoren eröffnen zu laffen, 
welche Schwierigfeiten ihrem Gefuche entgegenfteben, damit fie fich nicht 
in der Ferne in ſchwer zu loͤſende Verlegenheiten bringen. 

Berlin, den 4. Oftober 1820. 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
v Schudmann. 


An 
fänmtliche Königl. Regierungen. 





b. 


Durch eine Verfügung vom 4. d. M. iſt bereits die Königl. Re⸗ 
gierung beauftragt worden, bei Gefuchen von Gelehrten, Künftlern, 
Studirenden oder anderen jungen Leuten um Reifepäfle nach Italien, 
an das Minifterium des Innern und der Polizei darüber, mit näherer 
YAnführung der Verhältniffe und der Zwecke des Meifenden, zu berichten. 
Da aber das Kaiferl. Deftreichifche Gouvernement feine Aufmerkſam⸗ 
feit auf die nach Italien gehenden Reifenden verdoppelt, und nur fols 
chen Reifepäffen das Viſa gewähren läßt, die entweder von den Minifterien 
der Höfe, bei welchen die K. K. Gefandtfchaft affreditirt ifl, oder von 
anderen bei denfelben affreditirten Gefandten ausgeftellt find, ſo muß 
der bis jeßt nur auf die obengenannten Stände angemendete Beſchluß 
auch auf die fibrigen Reifenden ausgedehnt werden. Es mird daher der 
Königl. Regierung. zur Pflicht gemacht, fernerbin gar Feine Paͤſſe zu 
Meifen nach Ftalien zu ertbheilen, fondern die: dazu erforderlichen An⸗ 
träge, unter Anführung des Zwecks der Reiſe und der übrigen Berhält- 
niffe des Neifenden, bei dem Polizeiminiſterio einzureichen und die Bes 
fiheidung darauf zu gemärtigen. 

Berlin, den 16. Oktober 1820. 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
. v. Shufdmann. 
n 


ſämmtliche Königl, Regierungen. 
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Schreiben des Königl., Minifteriums des Innern und- 

der Polizei, an das Königl. Minifterium der aus— 

märtigen Angelegenheiten, das Verfahren gegen fremde 
Reiſende in Uegypten betreffend. 


Einem Königl. Hochlöblichen Minifterio -remittire ich ‚hier: 
neben das mir mittelft der geehrten Zufchrift vom 24. d. M. 
gefälligft- mitgetheilte Schreiben des Minifters Mehemed Aly’s, 
Boghos Zouffouff, an den das. Königl. Konfulat. zu Alexandria 
verwaltenden Königl. Niederländifchen General: Konful- N. vom 
6. November v. 3. nebſt der beigefügten Verordnung (Anl. a.) 
in Betreff der nad) Aegypten fommenden und fih dort ſchon 
aufhaltenden Ausländer mit dem verbindlichfien Danf. 

Da in dem Schreiben des Boghos Jouſſouff der Wunſch 
der Veröffentlichung jener Berordnung ausgefprochen worden, und 
diefelbe auch in dem Jutereſſe der betheiligten diesfeitigen Unter: 
thanen liegt, fo dürfte es am angemeffenften fein, den. Inhalt durch 
die Staatszeitung zur -öffentlichen Kenntniß bringen zu laffen. 

Berlin, den 29. Februar. 1836. : | 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. | 


a. 
Ordonnance de son Altesse Mahomet Aly. 





Le gouvernement &gyptien a toujours accueilli avec em- 
pressement les Europeens qui apportent dans le pays le tribut 
de leurs lumi£res. et de leur —— Malheureusement, une 
foule d’aventuriers, peu dignes de l’hospitalit@ qui leur est 
accordde, sont venus dans tous les temps ä leur suite, et nt, 
ä diverses reprises, occasionn® de graves desordres dans les 
villes du Caire et d’Alexandrie. Les insultes a l’autorite locale,‘ 
les vols avec effraction, la contrebande la plus &hontde, les 
rıxes, les voies de fait, rien m’a été epargnc par les hommes 
dont il s’agit. Cet &tat des choses ne saurait durer. La 
volonte formelle de Son Altesse Mabomet Aly est, d’assurer le 
regne de l’ordr&, et de garantir Ja population nombreuse, qui 
demande ä vivre paisiblement ä l’ombre des loıs, contre toutes 
les atteintes portdes ä son repos et ä sa securite. En conse- 
quence, elle a juge convenable de prendre Parrôèté suivant:, 

1. A partir du 15. Janvier 1856., tout individu qui viendra 
en Egypte, avec l’intention de s’y &tablir, sera tenu, dans 
les premiers jours de son arrivee, de se justifier de ses 
moyens d’existence, et de presenter au gouvernement local 
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un röpondant, choisi parmi les notables habitans du pays, 
lequel sera charge de la solidarite morale de sa conduite; 

-2, Tout individu, deja etablie en Egypte, devra se mettre 
egalement en mesure de remplir les conditions exigees par 
Varticle precddent; 


3. Tout capitaine qui aura donne passage, sur son navire, 
ä des individus incapables de faire les justifications deman- 
dees, sera oblige, a ses risques et perils, de les ramener 
en Europe, : 

Alexandrie d’Egypte, le 3. Novembre 1835, 
| (sig) Boghos Joussouff. 


142. 
Circular⸗Reſkript des Koͤnigl. Minifterinms des Innern 
und der Polizei, an ſaͤmmtliche Königl. Oberpräfidenten, 
init Ausfchluß desjenigen der Rheinprovinz, und ab» 
fehriftlih an das Königl. Polizei» Prafidium Hiefelbft, 
die Auswanderungs-Päffe über Frankreich nad) Amerifa 
betreffend. | 


Nach einer Mittheilung des Königl. Minifterii der auswär— 
tigen Angelegenheiten hat die Präfektur zu Metz auf eine Anfrage 
der Königl. Franzöfiihen Geſandtſchaft zu Frankfurt. a. M. in 
Betreff der Höhe des Reifegeldes, welches von den durch Franf: 
reich nad Amerifa Auswandernden bei ihrem Eintritt in Franf- 
‚reich: nachgewiefen werden muß, die Auskunft ertheilt, daß jeder » 
Familienvater, außer dem für feine Perfon erforderlichen Reifegelde 
von 860 Franken, für jeden Angehörigen feiner Familie den Bes 
trag von 430 Franfen nur dann nachzuweifen habe, wenn leßter 
das 18te Lebensjahr bereits erreicht hätten. \ 

Die gedachte Gefandtihaft hat ſich bereit erflärt, fich bier- 
nach auch bei Ertheilung des Paßviſa fo lange zu richten, bis ihr 
von Paris, wohin fie fich dieferhalb ebenfalls gewendet hat, eine 
entgegengeſetzte Weiſung zugehen werde. 
gi Indem ich Ew. ꝛc. hiervon mit Bezug auf die. Eirfular: 

Verfügung vom 22. November 18395. *) zur gefälligen weiteren Ber: 
anlaffung benachrichtige, erjuche ich Sie zugleich, die Anordnung 
zu trefien, daß in dem für die Auswanderer auszufertigenden 
Päſſen fünftig ausdrüdlic vermerkt werde: daß fie den Beſitz 
des erforderlichen Reifegeldes nachgewiefen hätten, meil ohne dieſe 
Beſcheinigung die Viſirung der Päffe zur Durchreije durch Franfı 
reich vom der Franzöfifchen Geſandtſchaft verweigert wird. 

Berlin, den 26. Mai 1836. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Roheow. 
) Jahrg. 1833. 2tes Heft, ©.289. 
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143. 


Reffript bes Königl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an den Herrn Oberpraͤſidenten der Rheinprovinz, 
in eben derſelben Angelegenheit. 


Ew. Hochwohlgeboren ſind durch den Königl. Reſidenten zu 
Frankfnrt a. M., wie ich aus einem von dem Königl. Miniſterio 
der auswärtigen Angelegenheiten hierher mitgetheilten Berichte des: 
felben vom 26. v. Mts. erfehen habe, davon unterrichtet worden, 
daß der Nefidentur unlängft eine große Anzahl von Päffen zur 
Auswanderung nach Amerifa aus der Nheinprovinz zugegangen iſt, 
bei denen faft fämmtlich die von der Königl. Franzöfifchen Gefandt: 
fhaft zu Frankfurt Behufs der Bifirung zur Durchreife durch 
Sranfreich verlangte Beſcheinigung, daß der Inhaber mit dem 
nöthigen Reiſegelde verfehen fei, entweder ganz gefehlt, oder auf 
eine geringere Summe gelautet hat, als der Inhaber. nachweisen 
foll, und daß daher diefe Päfje haben zurüdgejandt werden müffen. 
Sch darf vorausfegen, daB Em. Hochwohlgeboren auf diefe Be— 
nachrichtigung das Erforderliche verfügt haben werden, damit die 
verlangte Befcheinigung Fünftig den Auswanderungs:Päffen einver: 
leibt werde, wozu die Negierung zu Trier aus Veranlaſſung eines 
von mehreren Einfaffen ihres Bezirfs an das Königl. Minifterium 
der auswärtigen Angelegenheiten gerichteten Gefuhs um Biftrung 
ihree Auswanderungs»Päffe, welche ebenfalls nicht mit diefer Be- 
feheinigung verfehen gemwefen, bereits von hier aus angemiejen 
worden ift. - 

Bon dem Herrn Refidenten find in dem dbgedachten Berichte, 
von welchem ich eine Ubfchrift hier beilege, mehrere Borfchläge zur 
Vermeidung ähnlicher Unrenelmäßigfeiten gemacht worden. 

Es erfcheint allerdings zweckmäßig, daß die paßausfertigenden 
Behörden, um die nad) dem Berichte des Herrn Nefidenten für 
fchädlich zu erachtende Einwirfung der Kommifjionaire fo viel ale 
. möglich auszufchließen, . die Päffe Behufs deren Bifirung Seitens. 
der Reſidentur und der Franzöfiichen Gefandtfchaft zu Frankfurt, 
in fofeen die Sntereffenten nichts dagegen zu erinnern haben, der 
erfigedachten Behörde direkt überjenden und von derfelben zurück— 
erhalten, wodurch überdies den Par »Ertrahenten, denen folcherges 
ftalt die Päſſe erft, nachdem fie mit allem Erforderlichen vollftändig 
verfehen find, ausgeantwortet werden, der Vortheil einer Erfparniß 
an Zeit und Koften zu Theil wird. 

Im Uebrigen verftieht es fich von felbft, daß die Kreis: und 
Lokal-Behörden bei Aufnahme und Prüfung von Anträgen auf 
Ertheilung des Emigrationd s Konfenfes ihr Augenmerk zugleich auf 
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den Beſitz der erforderlichen Reifemittel zu richten haben, und wird 
nur darauf zu halten fein, daß des beichafften oder nicht beizu- 
bringen gewefenen Nachweifes in den Berichten an die Königl. 
Regierungen ausdrüdlich gedacht werde, indem dadurdy, daß auf 
die Beibringung diefes Nachweifes ftreng gehalten wird, der Nei— 
gung zu unüberlegtee Auswanderung am ficherfien entgegen zu 
wirfen fein mögte. 

Mas den Vorſchlag des Heren Refidenten anlangt, daß bie 
betheiligten Individuen angehalten werden mögten, das benöthigte 
Heifegeld bei Nachſuchung des Auswanderungs s Konfenfes nad 
Amerifa entweder bei der Bürgermeifterei oder bei dem Landrathe- 
Amte ficher zu ſtellen, fo überlaffe ich Ew. Hodywohlgeboren für 
folche Fälle, in denen diefe Sicherſtellung mit Rüdfiht auf die 
den Neifegäffen binzuzufügende Beſcheinigung, daB der Inhaber 
das vorſchriftsmäßige Reiſegeld beim Antritt der Reiſe befige, 
erforderlich -fcheint, die betreffenden Behörden hierunter mit 
weiterer Anweifung verfehen zu laffen. 

Berlin, den 20. Mai 1830. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
Ä m Rodom. 


144. 
Cirkular⸗Reſkript des Könige. Minifteriums des Innern 
und der Polizei, an fämmtliche. Königl. Rgierungen, 
und abfchriftlich an das Königl. Polizei-Präfidium hier; 
felbft, die Paßverhältniffe mit Brafilien betreffend. 


Es iſt auf DVeranlaffung eines fpeziellen Falles die Frage 
entftanden, ob und in welcher Art gegenwärtig der Vorſchrift des’ 
durch die Verfügung vom 31. Zuli 1821.*) zur Kenntniß fämmt: 
licher Königl. Regierungen gebrachten Braſiliſchen Pap-Reglements 
vom 2. Dezember 1820,, 
wonach jeder nach Brafilien reifende Fremde außer einem 
Ausgangspaß von feiner Obrigkeit mit einem Paſſe von dem 
in feiner Heimath refidirenden Brafilifchen dipfomatifchen 
Agenten, oder, wenn die Hauptitadt, wo diefer fich befindet, 
fehr weit von dem Orte der Abreife entfernt ift, vom Bra: 
filiihen Generalfonful oder Konful verfehen fein muß, 

zu genügen fei, indem feit der Selbſtſtändigkeits-Erklärung Brafi- 

liens bis jet weder ein Brafilifcher Gefandte am hiefigen Hofe 

beglaubigt, noch in irgend einem Preußischen Hafen ein Brafilifcher 

Konful angeftellt iſt. 

) Jahrg. 1821. 3tes Heft, ©. 665. 
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Da nad) der von dem Königl. Minifterio der auswärtigen 
Angelegenheiten ertheilten Auskunft der Landung dieffeitiger Unter: 
thanen, welche mit vorfchriftsmäßigen Legitimationg = Dofumenten 
nicht verfehen. waren, allerdings häufig Schwierigkeiten in Brafilien- 
entgegengeftellt worden find, fo bleibt, um diefe zu vermeiden, 
nichts übrig, als ihnen in vorfommenden Fällen den Rath zu er: 
theilen, die ihnen von ihrer heimathlichen Behörde ertheilten. Päfje 
nach Brafilien entweder auf ihrer Neife, oder, wo folches nicht 
möglich fein. jollte, fchon vorher mit dem Bifa des ihrem dieffeitigen 
Aufenthalts: Orte zunächft im . Auslande refidirenden Brafilifchen 
Gefandtfchafts: oder Konfular:Agenten verfehen ‚zu. laffen. Indem 
ih dies der Königl. Regierung eröffne, veranlaffe ich -diefelbe 
zugleich, zur Erleichterung der Sache die von She oder in Ihrem 
Auftrage zu Neifen nach Brafilien ertheilten Päſſe, in fofern die 
Ertrahenten e8 nicht vorziehen follten, die Befchaffung des gedachten 
Difa’s felbft zu beforgen, zu dieſem Behuf der betreffenden Preußi⸗ 
fhen Gefandtfhaft oder dem mit einem Brafilifhen Konful: an 
einem und demfelben Orte befindlichen Breußifchen Konful zu 
überfenden, und die von derfelben mit der Ausfertigung von Aus: 
'gangspäffen beauftragten Behörden hienach mit der erforderlichen 
Anweifung zu verfehen. Das Königl. Minifterium der auswär— 
tigen Angelegenheiten wird übrigens feinem Erbieten gemäß, ſowohl 
den Königlichen Gefandtfchaften zu Brüffel, im Haag und zu 
Hamburg, als auch den Königl. Konfuln zu Antwerpen und Bremen 
hierumter ſeiner Seits die-nöthige Eröffnung zugehen loffen. 

Refahne, den 26. Juni 1836. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 


F. 
Sicherheits-Polizei. 
145. 
Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Königsberg in Pr., 


die Cinrichtung von Polizeigefängniffen auf dem Lande 
- betreffend. 





Es kann, wie der Königl. Regierung auf die Anfrage vom 
7. v. M., megen der Herbeiführung der Einrichtung vorfchrifts- 
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mäßiger Polizeigefängniffe auf’ dem Lande, hiermit eröffnet wird, 
fein: Bedenken haben, diejenigen Fnhaber gutshertlicher . Gerichts: 
barkeit, welche in Erfüllung ‚ihrer Pflicht zur Herftellung. ordent- 
ficher Gefängniffe ſich füumig bemeifen, durch Drdnungsftrafen 
dazu anzuhalten, und in Beitreibung der letzteren mit Strenge zu 
verfahren. Wo es noch an einem Gefängniffe fehlt, wird man 
fich einſtweilen mit det Bewachung der Gefangenen, vorbehaltlich 
der daraus den Gerichts: Eingefeffenen nah $.:110. Tit. 17. 
Thl. 11. *) des Allgem. Landrechts erwachfenden Entjchädigungss 
Anfprüche, behelfen müffen. Das Auskunftsmittel, welches die 
Königl. Regierung hinfichtlic des Königsberger Landfreifes getroffen 
hat, fheint dagegen, abgefehen davon, daß es beläftigende Trans: 
porte veranlaßt, ſchon um deswillen Feinesmeges empfehlungswerth, 
weil e8 immer bedenflich bleibt, ob auch die Koften der Miethe 
und. Einrichtung eines Gefängnißlofals von den betreffenden Domi- 
nien pünftlich einzuziehen fein werden. 
Berlin, den 22. Zanuar 1836. % 
+. Der Minifter des Innern und der Polizei, 
' i v. Rochow. IE 


e) 8.105. 1. c. Wem die Kriminalgericht3barfeit zufleht, der muß fichere 
und der Gefundheit der Gefangenen unfchädliche Gefaͤng⸗ 
nie beforgen. 
$.110. =» Wenn aber der Gerichtöbelehnte für taugliche Gefängs 
| *8— niſſe, nach Vorſchrift 8. 105. nicht geforgt hat, und bloß 
dadurch die Bewachung der Gefangenen durch längere 
Zeit, ald acht Tage, notbwendig geworden ifi: fo muß 
er die Gerichtdeingefeffenen entfchädigen. | 


4146. > | 
Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei, an den Magiftrat zu Werben, betreffend bie 
Entfhädigung für die von Sträflingen in den Gefäng- 
niffen angerichteten Befchädigungen, 


Dem Magiftrate gereicht auf die Vorſtellung vom 10. d. M., 
betreffend die durch den Sträfling N. im dortigen Gefäng: 
niffe angerichteten Beichädigungen und die desfalls erfor: 
derlich aewefenen Neparaturfoften, 

hierdurch zum Befcheide, daß der diesfälligen Refolution der Königl. 
Negierung zu Magdeburg darin beigepflichtet werden muß, daß der 
dortigen Kommune wegen der in Nede fiehenden Koften nur an 
den N, ſelbſt ein Regreß zufteht, der von letzterem angerichtete 
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Schaden aber bezüglic; auf die Kommune N. für rein zufällig zu 
achten if. Glaubt der Magiftrat, Sic hierbei nicht beruhigen zu 
fönnen, fo bleibt Ihm überlaffen, contra quemcunque im 
Rechtswege zu klagen. | 
Uebrigens wird noch bemerft, . daß die in der vorliegenden 
Eingabe allegirten, in v. Kamp Annalen enthaltenen Minifterial: 
Reſkripte,“) fi) auf dergleichen Schäden, als wovon hier. die Rede 
ift, nicht beziehen. | 
Berlin, den 18. Februar 1830. | 
Minifterium des Innern und der Polizei. 
. Koehler. | 


*) Fahrg. 1824. A4tes Heft, ©. 1137. f. u. 
P 8 1828. 2tes Heft, ©. 480. 


147. 
Reffript Bes Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Gumbinnen, die 
Nichtaufnahme venerifh Franfer Kriminals Verbrecher 
in die Kreislazarethe betreffend. 





Der Königl. Regierung gebe ich auf den Bericht vom 30. 
Dezember pr. 
wegen der zur Kur venerifcher Kranfheiten den Kreislaza- 
rethen zugewiefenen Kriminal: Verbrecher, 
hierdurch zu erfennen, wie ich in Betracht, daß die Kreislazarethe 
nur ganz Pleine, mit einem Etat von 200 bis circa 300 Rthlr. 
dotirte Anftalten find, und nur einen Wärter haben, auch in der 
Negel in gemietheten Lofalien fich befinden, es überhaupt nicht 
für angemeffen erachte, Gefangene darin aufzunehmen und zu 
bewachen. 

Wenn daher die Gerichtsbehörden nicht felbft die. Sorge für 
die fihere Aufbewahrung der betreffenden Franken Gefangenen 
übernehmen mögen, if Die Aufnahme derfelben in die Kreislazarethe 
abzulehnen. 

Berlin, den 27. Januar 1836. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 
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148. | 
—— des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Stettin, die Ber: 


abreichung ‚von Kleidungsjtücden und Lagerftellen an 
| die Sträflinge betreffend. 





aut die Anfragen der Königl: Regierung in Fhrem Berichte 

vom 11.9. M., die Eirfular- Verordnung vom 31. Januar 1834.*) 
— wird derfelben zu erkennen gegeben, daß die Halstücher 
und Hofenträger für die männlichen Sträflinge in’ der Regel aus 
ihrem Ueberverdienfte angefchafft werden follen, wie dies auch ſchon 
vor dem Erlaß jener -Eirfular » Verordnung bei mehreren Anftalten, 
namentlich in Lichtenburg, Statt gefunden hat. Es verſteht ſich 
von felbft, daß denjenigen Sträflingen, welche nicht im Stande 
fein’ möchten, ſich Weberverdienft zu erwerben, diefe Gegenftände 
ausnahmsweife aus den Borräthen und für Rechnung der Anftalt 
‚ verabreicht: werden können; — aus dem gemeinfamen Ueber: 
verdienſte der Züchtlinge kann dieſe Aachebe aber nicht beſttitten 
werden. 

Den zweiten Punkt — ſo ift es allerdings die Ab- 
ſicht, daß im Winter zwei Deden- für jede Lagerfielle gegeben 
werden follen. 

Berlin, den 28. März 1836. 

ae ka des Innern und der Ban 
voehler. 
% Jobrs 1834. afles Heft, s, 172. ff- 


149. 
Reffripe des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Liegnis, die Die; 
pofition über die von Sträflingen in die Öffentlichen 
Anftalten mirgebrachten Kleidungsftüde betreffend. 





Auf den Bericht vom 28. v. M., die . Differenz betreffend, 
welche fid) zwifchen der Direftion der Strafanftalt zu Görlitz und 
dem dortigen Inquifitoriate über das Eigenthum der den Sträf— 
lingen bei ihrer Einlieferung in die Anftalt verabreichten Beklei— 
dungs:-Gegenftände in Folge des angezeigten Spezialfalles entfponnen 
hat, wonach zur Ausrüftung. eines nach abgebüfter Strafe aus 
dem Zuchthaufe entlaffenen, jeßt wieder zur Beftrafung gezogenen 
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Diebes zwei ihm zum erſtenmale mitgegebene, bei feiner Entlaffung 
aus dem Zuchthaufe aber von der Anftalts-Direftion zurückbehaltene 
Heinden von dem Inquiſitoriate zurück verlangt werden, uͤm damit 
den zum zweitenmale auszurüſteuden Sträfling verſehen zu können, — 
wird der Königl. Regierung bemerklich gemacht, daß die Kleidungs: 
ſtücke, welche der Gefangene bei feiner Einlieferung mitgebracht 
hat, fein Eigenthum bleiben,  gleichviel ob ihm folche von der 
Juſtizbehörde verabfolgt worden oder nicht. Die Anſicht der 
König: Regierung, daß die, Anſtalts⸗Direktion berechtigt: fei, der: 
gleichen Kleider bei der ſpäteren Entlaffung der Sträflinge theil: 
weife ‚zurück zu...behalten, kann daher nicht als die richtige aner⸗ 
kannt werden⸗ ‚Britt aber ‚der Fall ein, daß. der. zu entlaſſende 
Sträfling keine eigenen noch brauchbaren. Kleidungsftüde befigt, Die 
er mitnehmen könnte, ſo müjfen, ihm die. nothdürftigften: Gegen: 
ſtände aus. den: Auſtaltsvorräthen verabreicht werden. 1. 
Dieſe Beitimmung if} auch in dem. $. 134. der. Haus: ‚Drd: 
nung des ‚neuen. Reglements für. die Rawiczer Anftalt enthalten, 
Siernach hat die Königl, Regierung die Direktion der Görs 
litzer Strafanftgle zu inftruiren, und die in Rede fichenden beiden 
Hemden zur Dispofition des ae toriats Peen zu laffen.ı . 
nn den 12. März 1 | 
Der ‚Minifter des en. und de Boliei > 
v. an — 
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Reffript des Königl. Hinifkerkime des Innern und der 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Frankfurt, die 
Bollftrefung der gerichtlich erfannten Ortsverbannung 

betreffend. 
In Erwiederung. auf den Bericht vom 10. Dezember v. J., 
die zwijchen der. Königl: Regierung, und dem dortigen Oberlandes- 
gerichte. obwaltenden Meinungsverfihiedenheit über die Bollftrefung 
der gegen den Schieferdecker N. erfannten Drtsverbannung betref: 
fend, wird der Königl. Negierung im abſchriftlichen Anſchluß (a.) 
das von dem Herrn Juſtizminiſte Mühler in Folge der mit 
demſelben aepflogenen Kommunikation an das gedachte -Oberlandes:. 
gericht erlaſſene Reſtript vom 8. d. M., zur Kenntnifnahme mit 
dem Bemerfen zugefertigt, daß dadurch der in dem’ erwähnten 
Berichte formirte Antrag uns gefanden bat. 

"+ Berlin, den 22. Mär, 1 
Der Minifter des a; und der. Polizei. 
v. Rochow. 
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Durch das unterm 8. Januar d. I. dem Kriminal⸗Senate des 
Koͤnigl. DOberlandesgerichts mitgetheilte Schreiben des Koͤnigl. Miniſte 
rium$ des Innern und der Polizei vom 25. Dezember v. 3. ift das 
Kollegium bereit davon unterrichtet, daß die zwifchen. demfelben und 
der dortigen Regierung obmaltende Meinungsverfchiedengeit Über die 
Bolfirefung der gegen den Schieferdecker N. zu N. aufer einer einjäb- 
rigen Zuchthausfirafe erfannten Ortsverbannung, zur Kenntnig: 2:6 
Juſtizminiſters gebracht iſt. Letzterer muß der. Anficht: der. Regierung 
beitreten, daß das Land» und Stadfgericht zu N. durch, die bloße Ab: 
fendung des N, nad) dem Zuchthaufe dem rechtsfräftigen, Erfenntniffe 
noch nicht vollſtaͤndig genügt, vielmehr jegt, nachdem der 1: N. aus 
der Strafanftalt nad N. zurücgefehrt it, anch noch das Erforderliche 
Behufs_der Vollfirekung der Verbannung deffelben: aus. dem Orte zu 
veranlaffen bat. 5 
Die Kriminalordnung enthält zwar über die Wollfirefung diefer 
Strafe Feine nähere Vorſchrift, und eben fo wenig find in dem. Allgem. 
Landrechte befondere Strafen auf das unbefugte Zurücfehren eines 
folchen WVerbannten angedroht. Der Natur der Sache nach fann aber 
hierbei nur nach Unalogie der im $. 572. der Kriminalordnung rück, 
fichtlich der Landesvermeilung enthaltenen: Beftimmung, und nad 8:54 
Tit. 24. Thl. J. der Allgem. Öerichtsordnung verfahren werden, und 
ed muß daher der zur Ortsverweifung Werurtheilte, Bebufe der Aus, 
führung dieſer Maaßregel, zum gerichtlichen Protokoil vor der Rückkehr 
nach) dem Orte verwarnt und ihm dabei eine, nach der angeführten 
Vorfchrift der Gerichtsordnung und $. 35. Tit. 20. Tbl. II. des Allgem. 
Landrechts zu arbitrirende, willführliche Strafe angedropt, dann aber 
derfelbe der Polizeibehörde zur. Fortſchaffung aus dem Gebiete des Ortes 
übergeben werden. Der Poligeibehörde liegt nach erfolgter Verbannung 
des Verbrecherd nur ob, im Fall derfelbe fich an dem Orte. wieder betres 
ten läßt, dem Gerichte zu deſſen Beſtrafung und ermeuerter Verbannung 
Anzeige zu machen. Hiernach iſt daher im vorliegenden Falle zu ver 
— — das Erforderliche, an das Land: und. Gtadtgericht in N, 
w verfüͤgen. — rn Bi rt 
y Berlin, den 8. Maͤrz 1836. 1... ul} 
| Da Juſtizminiſter. 
Mühlen . 
. An 
den KriminalSenat des Königl, DOberlan: 
desgerichts zu Srantiuer. — 





ER 
ı: T%, 


191 er — 
Auszug aus dem Reſkripte des Koͤnigl. Miniſteriums 
des Innern und der Polizei, an die Koͤnigl. Reglerung 
zu Arnsberg, die Geſtellung von Transporteurg bei 
DagabundensTransporten betreffend. 


Der Königl. Regierung wird hierbei eröffnet, wie. das unter: 


| 
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zeichnete Minifterium der Anficht des Bittftellers beipflichten muß, 
daß das Gefchäft des Zransportirens der Gefangenen nicht der 
Reihe nach: unter ſämmtliche Einwohner eines Ortes zu vertheilen 
iſt. In ſofern überhaupt einer Gemeinde dieſe Laſt obliegt, muß 
der Gemeinde⸗-Vorſteher geeignete Perſonen dazu dingen; nicht 
aber darf jedem Einwohner ohne Unterfhied das Geſchäft eines 
Transporteurs oder gar. die Wahl eines Stellvertreters für das- 
felbe überlaffen werden. : Dies geht aud) ſchon aus den Vorſchrif— 
ten der General:Transport-nfteuftion vom 16. September 1816. 
und deren Erläuterungen hervor. 
‚ Berlin, den 5. März 1836; | 
Minifterium -des Innern und der Polizei. 
oehler. 
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— der Koͤnigl. TR, zu chen, 

an ſaͤmmtliche Königl. Landraͤthe, die Geſtattung von 

Wagensbei Berbrechers und Bagabunden-Transporten 
betreffend. ? 





Die . Sönigt, Ober— Rechnungskammer hat zur Notaten ⸗ Beam— 
wortung über die Rechnung von der Verwaltung des Innern und 
der Polizei pro 1833. die Entfcheidung gegeben: 


wie in Zufunft firenge darauf gehalten werden folle, daß in 
Anſehung des für Verbrecher und Vagabunden geſtellten Vor⸗ 
ſpanns, jedesmal die Urſachen, welche den Transport zu Wa: 
gen nothwendig gemacht haben, durch die befreffenden Nechs 
nungs:Beläge gehörig dargethan und juftifizirt werden, und 
daß namentlich da, wo Kränflichfeit oder Schwächlichfeit der 
FTransportaten den Transport zu Fuße verhindert haben, auf 
jeder Station, nad) vorheriger ärztlicher Unterfuchung die fer— 
nere Nothwendigfeit des Transports zu Wagen durch ärztlis 
che Atteſte nachgewiefen werde; indem daraus, daß ‚Trans: 
porfate von den erſten Stationsorten mit Fuhren angefoms 
men find, nicht unbedingt folge, daß fie fortwährend mit 
Fuhren transportirt werden müjfen, weil ihr förperlicher Zus 
ſtand ſich während des Transports gebeffert haben kann. 


Mir machen es Ihnen zur Pflicht, für die Felge auf die 
firenge Beachtung obiger Beftimmung zu halten, und werden wir 
jedesmal Liquidationen, -bei welden Mängel Dagegen vorfonmen, 

zurück— 
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zurückweiſen, und deren Berichtigung demjenigen, welcher den Vor: 
fpann beordert und verabreicht. hat, überlaffen. . 

Achen,/ den 18. Februar 1836. a ie ah 
Königl. Regierung. ' Abtheilung des Innern. 


dr 
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Reſkript des Könige. Minifkeriums des Innern und der 
Polizei, an den Koͤnigl. Oberpraͤſidenten der Provinz 
Pommern, zu Stettin, die Verweiſung von Vagabunden 


und Bettiern mit Zwangspaͤſſen in die Landarmen⸗ 
1.008. bäufer betreffend, a Be FE er 


Ew. Hochmohlgeboren erwiedere ich auf, den Bericht vom 3, 
d. M., daß gegen die Zweckmäßigkeit der von Denſelhen auch für 
den Regierungsbezirk Cöslin ;getroffenen Anordnung, wonach die 
für das Landarmenhaus zu Neu-Stettin beftimmten Bettler und 
Herumtreiber, fofern fie weder Verbrecher noch ſonſt gefährlich find, 
nicht unbedingt durch Transport. befördert, fondern auch, -mittelft 
Zwangspaſſes dahin gewieſen werden fünnen, von. hieraus zwar 
nichts zu erinnern ift; daB jedoch diefe Anordnung, wie es fcheint, 
im gedachten Regierungsbezirfe nicht mit der gehörigen Umficht 
zur Ausführung gebracht wird. Denn die Abficht, welche der in 
Nede fiehenden Maßregel zum Grunde liegt, ift feine andere, als 
folhe Perfonen, von denen es fich mit Wahrfcheinlichfeit erwarten 
läßt, daß fie der Anmeifung, fi in's Landarmenhaus zu begeben, 
ohne Transport Folge leiſten werden, mit dem Transporte zu ver: 
fhonen. Nun fcheinen aber einige Unterbehörden des Cösliner 
Derwaltungsbereiches in den vorgefommenen Fällen die Umftände 
und Berhäftniffe nicht forgfältig geirug- erwogen zu haben, indem 
nach einem mir vorliegenden VBerwaltungsberichte des Negierungs- 
« Präfidenten. von 54. auf; jene Weiſe mit befchränften Päffen Ab: 
geſendeten nur 32 in Neu-Stettin angefommen. find. 

Ew. Hochwohlgeboren ftelle ich daher anheim, die betreffenden 
Unterbehörden anweiſen zu laffen, die Verhältniffe der nach dem 
Landarmenhaufe zu Neu: Stettin zu dirigirenden Gubjefte forgfäl- 
tiger zu ermitteln, und diejenigen, bei welchen es wahrfcheinlich iff, 
daß fie von der in einem Zwangspaſſe vorgefchriebenen Noute abs 
weichen dürften, mittelft Transports zum Arbeitshaufe zu befördern. 

Berlin, den 19. Zanuar 1836. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
Für denfelben. 
RKoehler. 


⸗ 
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KReffeiphies Rönigl. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Düffeldorf, bes 
treffend die Transporte von Deferteurs ohne befondere 
Annahme Zuficherung. 





. + Der Königl. Regierung wird auf den Bericht vom 6. Fe 
bruar c. erwiedert, wie es ſich von ſelbſt verſteht, daß bei dem 
Transporte eines Deferteurs, der auf die Requifition irgend 
einer inländifchen oder ausländifchen Behörde eingeleitet worden, 
oder. eingeleitet werden foll, es Feiner nochmaligen Nüdfrage bei 
dieſer requirirenden Behörde darüber bedarf, ob fie den Transpors 
tanden anzunehmen berett ſei? weil dies bereits aus der Requiſi⸗ 
tion ſelbſt hervorgeht. 

Da wohl vorausgeſetzt merben darf, daß hierüber die von der 
Königl. Negierung reffortirenden Unterbehörden niemals in Zweifel 
geweſen find, fo fiheint es nicht erforderlich, denfelben eine dies 
fällige allgemeine Anweifung zu ertheilen. 

Berlin, den 19. Februar 1836. 

" iniperum des Innern und der vn | 


Koehler _ | 





6. | 
Polizei gegen Ungluͤcksfaͤle. 


155. 


Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 

Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu N., die Ermers 

bung und Bezeichnung Öffentlicher Badepläge 
betreffend. 


Der Königl. Regierung gebe ich auf die vom Magiftrate zu 
N. erhobene Befchwerde hiermit zu erfennen, daß Diefelbe darin 
offenbar zu meit geht, wenn Sie in der an den Landrath N. er: 
laffenen Verfügung vom 8. Dezember v. 3. die Erwerbung eines 
vnſentlichen Badeplatzes von Seiten der Kommune N. verlangt. Es 
ift hinreichend, wenn die Polizeiverwaltung darauf Bedacht nimmt, 
das Baden an gefährlichen Drten, durch gehörige Bezeichnung fol- 
cher Orte, zu verhüten, eine Verpflichtung, für den öffentlichen Ge: 
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brauch eine völlig fichere Badeftelle zu beſchaffen, kann der Orts⸗ 
Polizeiverwaltung nicht zugemuthet werden. Ueberdies hat der Ma⸗ 
giſtrat zu N. ganz recht, wenn er behauptet, daß es an geſetzli⸗ 
chen Beſtimmungen fehle, durch welche die Uferbeſitzer gezwungen 
werden können, einen Theil ihres Uferbeſi * zur Anlegung eines 
Badeplatzes der Stadt abzutreten. 
Berlin, den 26. Januar | 1836. 
Der Minifier des Innern und der UN 
v. Rochow. 


156. 


Reſkript des Koͤnigl. Minifteriumg des Sanern und der- 
Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu N., in eben 
derfelben Angelegenheit. 





Zu dem ausführlichen Berichte vom 2. d. M., in 1 Betreff 
der dem Magiftrate zu N. aufgegebenen Beſchaffung und Bezeich— 
hung von Badepläben, würde die Königl. Regierung Sich nicht 
beftimmt gefunden haben, wenn Diefelbe zuvor grundfäglich den 
Zweck und die Grenze polizeilicher Wirkfamkeit und Fürſorge ge⸗ 
hörig erwogen hätte. 

Die Polizei hat die Verpflichtung, Unglücksfälle zu verhüten 
und Schaden abzuwenden; erſt, wenn dieſe Beſtimmung erfüllt 
worden, mag fie daran denken, Bequemlichkeiten und Annehmlich⸗ 
keiten zu gewähren. Es ift daher unbedingt zu verlangen, daß 
die Polizei vor gefährlichen Flußftellen, wenn diefe allgemein 
zugänglich find, und ihre fonftige Beichaffenheit beforgen läßt, 
daß man fie zum Baden benußen werde, auf angemefjene Weiſe 
warne. Dagegen muß es befremden, wenn die Königl. Negierung 
* annimmt, daß dem Magiftrate zu N. zuzumuthen fei, auch diejes / 
nigen gefährlichen Flußftellen durch Tafeln. zu bezeichnen, die nur 
durch Privat-Grundftüde zugänglich find. 

Hievon ift in dem Erlaffe vom 25. Januar d. J. gar nicht 
die Nede gewefen, vielmehr nur der oben angeführte Grundfaß der 
polizeilihen Wirkſamkeit ausgefprochen worden, um daraus zu fol- 
gern, daß es den Zumuthungen, welde dem Magifirate wegen 
Ermwerbung einer Badeftelle zum öffentliche Gebrauche gemacht 
ſind, an der gehörigen Begründung fehlt. 
| Es muß daher bei dem Erlaffe vom 25. Januar d. 3. überall 

| lediglich ſein Verbleiben behalten. 
Berlin, den 26. Mär; 1836. 
Der Minifter = Innern und der Polizei. 


v. Rochow. 
— — F 
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Cirfular-Reffripe der König. Minifterien bes Innern, an 
fämmtliche Koͤnigl. Regierungen, fowie an das Königl. 
PolizeisPrafidium hiefelbft, die Einfaffung der Mühlen; 
| gauferfteine mit eifernen Reifen betreffend. 


Aus Beranlaffung der in dem Berichte der Königl. Regie: 
rung vom 25. Mai 1834. angezeigten Fälle eines gefährlichen Zer: 
fpringens von Lauferfeinen in Mühlen, find vor weiterer Befchluß: 
nahme wegen der vorgefihlagenen allgemeinen Borfchrift einer Ein: 
faffung der Lauferfteine durch eiferne Neifen, fänmtliche übrige 
Regierungen nicht allein zur: Anzeige über die etwa in ihren Ber’ 
zirfen vorgefommenen Unglüdsfälle der in Rede fiehenden Art, 
fondern auch zur gutachtlihen Aeußerung über jenes Sicherungs— 
mittel und über das Berhältniß der Koften deffelben zu dem Wer: 
the der Steine aufgefordert worden. 

Da nach den hierauf erftatteten Berichten das Zerfpringen 
von, Pauferfteinen, wo es überhaupt ftattgefunden hat, nur felten, 
in. vielen Negierungsbezirfen aber feit, undenflicher Zeit gar nicht 
vorgefommen ift; fo fann, fo zweckmäßig auch die von der Königl. 
Regierung vorgefchlagene, von vielen Mühlenbefigern bereits im 
eigenen Intereſſe angewandte Einfaffung der Lauferfteine erachtet 
werden muf, dennoch eine allgemeine Anordnung zur Herftellung 
derjelben nicht als nothwendig anerfannt werden. 

Die unterzeichneten Minifterien finden fidy daher um fo wes 
niger veranlaßt, dem Antrage der Königl. Negierung eine weitere 
Folge zu geben, ald die in Rede fiehende Maßregel den Mühlen: 
befigern einen nicht unbedeutenden Koftenaufwand verurſachen würde, 
zumal nad) der Mehrzahl der eingegangenen Gutachten der Zwed 
nicht durch die Anlegung eines, fondern nur durch zwei oder 
mehrere eiferne Neifen ficher zu erreichen fein würde. 

Der Königl. Regierung bleibt indeffen überlaffen, den Mühs 
fenbefitern Ihres Verwaltungsbezirks die Anwendung diefes Si— 
cherungsmittels durch eine Amtsblatts:Befanntmachung zu empfehlen. 

Berlin, den 17. Februar 1836, 

Minifterium des Innern für Minifterium des Innern und der 


Gewerbe:-Angelegenheiten. Polizei.- 
v. Brenn. Sn Bertretung des Herrn Chefs. 
Koebler. 


An 

die Koͤnigl. Regierung zu Poſen, und abſchriftlich 

an ſaͤmmtliche uͤbrige Königt. Regierungen, fowie 
an das Königl. Doligei-Yräfidrum hieſelbſt. 
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24 — 168. 333* F 
Heffript des einig. 3 Pinifeiums bes Snnerh * bir 
Polizei, an bie Königl. Regierung. zu. Potsdam, die Nor⸗ 

mirung der Strafe fuͤr ge ber „Dundefleuer.; 
end ‚in " 


4 
— 


uf dei "Bericht der. Königl. Redterı ing" bo 7. ie pr, 

die wegen Normiring der Steäfe für" Defrauden der $un. 
defteuer entftandenen Zweifel betreffend, 

wird Derfelben eriwiedert, dab, da mad der bei dem König. Fis 
nanzminiſterio eingejogenen Erfundigung, ſowohl bei Klaffenfteuer: 
Bergeben, wenn die im Gefeße vom 30. Mai 1820. vorgefchries 
bene Angabe einer fleuerpflichtigen Perfon bei Aufnahme des Ber: 
zeichuiffes darüber mehrere Fahre hindurch unterblieben, als bei 
Gewerbefteuer Vergehen, wenn das ohne Anmeldung angefangene 
Gewerbe mehrere Jahre hindurch fortgeſletzt wird, nur der vierfache 
Betrag, einer, einjährigen Steuer als "Strafe. erhoben werde, 
obgleich auch in-diefen Fällen: die..Worte des Gefehes, - namentlich 
des Klaſſenſteuer⸗Geſetzes, ſo gedeutet’ werden könnten, als ob-die 
wirklich defraudirte Steuer der Sträfe zum Grunde zu legen ei, 


J 


In Baum Ha 


nigl. Finanzminifterio eingeführten: Praris auch bei Befrafung: der 
Hundeftener:Defraudationen verfahren mag, zumal in: zweifelhaften 
Fällen bei Anwendung von Pönal-Beſtimmungen die mildere, Aus 
ficht doch. immer, die maßgebende fein. muß... Demgemäß hat die 
Königl. Regierung den hiefigen Magiſtrat mit Beſcheid au verfehen. 
—— den:5. Januar 1836. 

Miniſterium des Innern — der A 

em Oele ke... 1. | 





Feuer⸗ Polijei PN Feuer, Soietiemefe. 
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Cirkular⸗Reſkript der König. Minifterien des Snsiern und 

der Polizei, fowie der Finanzen, an fämmtliche Königl. 

Dberpräfidenten, bie Beſchraͤnkung der Bewilligungen 

von Retabliſſements-Unterſtuͤtzungen bei Brandſchaͤden 
und den Beitritt zu Fener-Sozietäten betreffend. 


Ew. ꝛc. empfangen anbei Abfchrift der Allerhöchſten Kabinets: 
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Ordre vom 23. v. M. (Anl..a.), um daraus zu entnehmen, in 
welcher Art des Königs Majeftät die Bewilligung von Retabliffes 
ments-Unterftügungen bei Brandfhäden für die Folge zu befdjräns 
fen und gleichzeitig eine Aufforderung an' die Gebäude-Befiter zu 
einer genügenden Berfiherung ihrer Häufer gegen Feuersgefahr, 
mittelft einer Bekanntmachung: durch die Amtsblätter zu befehlen 
geruhet haben. 

In, Gemäßheit dieſes Allerhöchſten Befehls, haben wir das 
Erforderliche bereits unmittelbar an die Königl. Regierungen verfügt. 
Berlin, den 27. Februar 183s66. once 
Minifterium bes Innern und der Polizei. Finanzminiſterium. 
Wen — Koehler. er ‚De Aloensleben ? 


7 
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Be | a ein Ya 609 ei ir 

Da, 4. nöthig ifl, die Berniligung von Retabliffements-IUnterfihgun, 
gen bei Brandfchäden auf, angemeffene Grundfäge- zurücdzuführen um 
zu befchränfen, fo beſtimme Ich auf Ihren Bericht vom 15. dv. M., da 
ın der Regel dergleichen Beihülfen aus der Staatsfäffe bei Mir nur in 
ſolchen Fällen beantragt werden follen,: wo «8, nach einem'größern Brands 
fchaden,: auf die Ausführung eines nothwendigen und greedmäßigen mit 
Grundentfchädigungen, Straßen «Verlegung oͤder Verbreiterung ıc. vers 
bundenen Retabliffements:Plands anfommt, ferfier, wenn durch Feuer 
zerftörte Kommunals Gebäude nach einer ihrem Zwecke entfprechendern 
Bauart oder mit. Vergrößerung. berguftellen, - und die. Kommunen dieſe 
Mebrfoften aufzubringen außer Stande ſind. Anträge auf Unterſtuͤtzung 
einzelner abgebrannter Dausbefiger, mit Ausnahme ‚der. feltenern. Fälle, 
wo befondere Verhältniffe zur Berüdfichtigung Fommen, müffen dagegen 
fünftig ganz unterbleiben. Sie haben hiernach zu verfahren, üͤbrigens 
aber. die Regierungen zu einer Bekanntmachung dur) “die Amtsblätter 
zu veranlaffen, wodurch die Einfaffen zu einer. genägenden Verſicherun 
ihrer Däufer gegen. Feuersgefahr aufgefordert, und zugleich darauf Bee 
merffam gemacht merden, daß fie fich in der Folge auf ertraordinairg 
Unterfiüßung aus Staatsfonds zum Netabliffement von eingeäfcherten 
Gebäuden durchaus Feine Höffnung machen dürfen. In den Provinzen, 
wo die Einführung neuer Feuer⸗Sozietaͤts-Reglements bevorfteht, Fann 
diefe Bekanntmachung bis dahin ausgeſetzt werden. 

Berlin, den 23. Januar 1836. 


. Friedrich Wilhelm. 


Yu 
den Staatöminifter v. Rochow und den 
wirtjichen Getzelmen Rath, Gpafen * 
v. Alvensleben ° - en 


* 





* 
om FRE , ’ 62*« 
Pe 3 Yu ‚$fi3: 


H 4 wi Re >‘ A ee’ [2 
iyti u zer J a DEI in Tee 


| 215 


„el 


460. 
Cirkular⸗Reſkript der Koͤnigl. Minifterien” des Innern 
und. der Polizei, fowie. der Finanzen, an die Königl. 
Mn ber Provinzen Pofen, Weftphalen und der 
ERNEUNE in — Aingelegenpeit. 


— 


Aus der in der abfihriftlichen Anlage beigefügten Alerhöch 


fien Kabinets-Ordre vom 23: v. M., wird der Königl. Regierung 
zu erfehen gegeben, in melcher Art deg Königs Majeſtät ‚die. Be: 
willigung von Netabliffements-Unterftügungen bei Brandfchäden für 
die "Folge zu befchränfen geruhet ‚haben. Die Königl. Regierung 
hat Sich daher hiernach in vorfommenden Fällen‘ bei. etwanigen 
Anträgen auf. dergleichen Unterftüßungen zu richten. 


: Die am Schluffe der Allerhöchſten Ordre ‚befohlene Bekannt⸗ 


machung, wodurch die Einfaffen. zu einer genügenden Berficherung 
ihrer Gebäude gegen Feuersgefahr ‚aufgefordert und zugleich. darauf 
aufmerffam gemacht ‚werden. follen, daß fie: fih Fünftig auf-eine 
Retabliffements:Beihülfe aus Staatsfonds ‚durchaus keine Hoffnung 
machen dürfen, «hat die Königl. Regierung. baldigſt durch. Ihr Amts⸗ 
blatt"zu erlaffen, und, mie dies geſchehen, anzuzeigen. 

Die Alterhöchfte Vorſchrif⸗ in der mehrerwähnten Ordre, daß 
in denjenigen Provinzen, wo die Einführung neuer. Feuer-Sozie⸗ 
täts⸗Reglements bevorfieht, jene Befanntmachung bis zu deren 
Emanation auszufegen fei, findet nunmehr auf die dortige Pro- 
vinz nicht weiter Anwendung, da das neue Reglement für diefelbe 

inzwifchen durch die Geſetzſammlung publizirt iſt; indeß hat die 
—Koͤnigl. Regierung hieraus DBeranlaffung zu nehmen, in der ges 
dachten Bekanntmachung die -Haugbefier zugleich darauf aufmerk— 
fam zu machen, daß ihnen durch die mittelft des fraglichen Re— 
glements. eingeführte neue und verbefferte Einrichtung, namentlid) 
durch die zweckmäßigere Nepartirung der Beiträge, Ir Berfiche: 
zung ihrer Gebäude bedeutend erleichtert wird. 

Berlin, den 27. Februar 1336. 


Minifterium des J Innern und der Polizei, ——6 
Koehler. — en 
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Cirkular⸗Reſkript der Königl. Minifterien des Innern 
und: der -Poligei, ſowie der ‘Finanzen, an die Königl. 
Regieruingen der Provinzen Preußen, Brandenburg, Pom⸗ 
mern, Schlefien und. Sachfen, fowie abfchriftli an dag 
rn idium hiefelbft, in eben a 
er „Angelegenheit, 





Wie in. be SER, GirfulaeReftepte bis zu den Wor⸗ 
ten: wie dies geſchehen, anzuzeigen. 

Die Allerhöchſte Vorſchrift in der mehrerwähnten Orbdre, daß 
in denjenigen Provinzen, . wo ‚die. Einführung neuer: Feuer» Sozie⸗ 
täts-Reglements bevorſteht, jene Befanntmachung bis zu deren. Emas 
nation auszuſetzen fer, bezieht fich lediglich auf die Provinzen Pos 
fen, Wefiphalen und Rheinland; es ift indeß auch den dortigen 
Regierungen, da: inzwifchen. die fraglichen neuen NReglements für 
gedachte Provinzen durch die Gefehfammlung zur Publizität ges 
kommen find, die. unerzügliche ——— der — Befannts 
machung aufgegeben ' worden. 





Berlin, den: 27. Februar 1836. bi — 
Miniſterium des Junern undder Polizei. Finanzminiſterium. 
— v. Alvensleben. 
16% 


Reſkript des Korigl Minifteriums des Innern und Ber 
Polizei, ſowie der Bermaltung für Handel, Fabrifation 
und Baumefen, an das Königl. Polizei-Praͤſidium hie 
ſelbſt, die Höhe der Schornfteine bei Feuerungen 
von Dampffeffeln betreffend. 





Dem Königl., Polizeipräfi dio wird. auf den Bericht vom 24. 
v. M. eröffnet, wie nicht nachgegeben werden fann, daß der Schorns 
fein zur Feuerung des Dampfkeſſels von 13 Pferdekraft, welcher 
bei der beabfi chtigten Anlage einer Stärke, Zuder: und Effigfas 
brik hiefelbft in Gebrauch gefegt werden fol, eine niedrigere Höhe 
erhalte, als die vorgefchriebene von 60 Fuß. Der diesfällige Ans 
trag fann um fo weniger genehmigt werden, als nicht einmal ans 
gegeben iſt, welche Höhe, ſtatt jener gefeglichen, beabfichtigt wird. _ 
Die hinſichtlich der nr des N. geftattete Ausnahme, auf welche 
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Bezug genommen wird/ iſt nach der Verfügung vom 17. Juli v. 
Jdadurch motivirt/ daß’ hier: der Röhren-Dampfkeſſel bei der Ein⸗ 
‚richtung deſſelben, wie fie angegeben worden iſt, überhaupt: nur zu 
Feuerung mit Coaks ſich eignet.‘ Demifommt: abgrinicht gleich, 
weni der Eigenthümer, wie im vorliegenden Falle, ſich erbietet, nur 
mit Coaks feuern zu- wollen; indem für die Erfüllung eines ſolchen 
Erbietens Peine‘ Gewähr geleiſtöt, auch eine polizeiliche Kontrole 
darüber nicht als angemefjen und thunlich erachtetiwerden: fannsı 
Eben fo wenig’ iff’eine dergleichen Ausnahme im Allgemeinen 
bei den am- Schluſſe des Berichts (gedachten. Mleineren Dampkeſſeln, 
von : denen’ angegeben wird, daß ſie nur zum Sieben;: nicht: zur 
Kraftentwicelung dienen "ioßen, zuläffig, indem der Zweck des ‚Ger 
brauchs nicht in Betracht: kommt, wenn es ſich darum handelt, von 
den Nachbarn die Beläftigung abzuwenden, welche die Dampfkeſſel⸗ 
Feuerung bei niedrigen Schornſteinen mit ſich bringen wirde⸗ 
Berlin, den 26. Februar 188366.— 
Verwaltung für Handel; Fabrifation Miniſterium bae Zune: 





und Baumefen. und der Polizei.“ 
Rother. en An Vertretung Ds Bere Chef 
— So en eg ehler 
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Reſolution des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und 
der Polizei, an: das Koͤnigl. Domainen⸗Rentamt Sol 
dau, und abfehriftlich an die Königl. Regierung zu Kör 
nigsberg in Pr., die Befoldung des Gefeges vom 3. 
Juli 1770., wegen des verbotenen en 
in den Stubenöfen, betreffend... 





Die —*— —* inhaltlich der Vorſtelluns Kent, 
amtes vom 2. v: M., der Vefolgung des. Geſetzes vom 3. Juli 
1770., wegen des verbotenen VBrotbadens in den Stubenöfen, in 
der Gegend von Soldau enfgegentreten follen, nämlich Armuth 
der Eingefeffenen und Holzmangel,-fcheinen nad) dem von der Kös 
nigl. Regierung zu Königsberg hierüber erflatteten Berichte nicht 
fo. erheblich zu fein, als fie vom Rentamte dargeftellt werden, ins 
dem der. Bau der gewöhnlichen Bauer-Badöfen von den Landleu⸗ 
ten felbft bewerkftelligt werden fantı, und dazu ſehr wenig! Geld, 
mittel erforderlich find. Wenn ausſchließlich Torf zum Backen ge⸗ 
braucht wird, ſo iſt allerdings ein eiſerner Roſt im Ofen nöthig; 
bei dem gefchilderten Holzmangel bedarf es jedoch alsdann duch 
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eines  folchen Roſtes in den Stubenöfen. In der Regel wird aber 
zu * Torf ein Theil Holz zugeſetzt, und dann kann der Roſt 
wegfallen. 5 | FEN 
Außerdem wird. das Rentamt aufmerffam ‚darauf ‚gemacht, 
daß das Brotbaden in den Stuben, zumal in heißen Sommer: 
tagen, ſchädlich auf die Gefundheit der Einwohner einwirkt, und 
daß. daher einem ſolchen Nachtheil in fanitätsspolizeilicher; Hinficht 
vorgebeugt. werden muß. | a 

Aber auch abgefehen hievon, und angenommen felbft, daß die 
Beſchränkung, welche das bezogene Geſetz vom 3. Zuli 1770. in 
diefer Beziehung den Bewohnern des platten Landes auflegt, in 
einzelnen Fällen läſtig fein mag, fo kann doch, fo lange dieſes Ges 
ſetz beſteht, die von dem Rentamte befürwortete Abweichung don 
demfelben nicht geftattet werden. — | 

Der hierauf gerichtete Antrag wird baher ‚mit.dem Beifügen 
abgelehnt, daß es bei "dem anbei zurüderfolgenden fahgemäßen 
mar vom 17. Zanuar o. fein Bewenden behal— 
ten muß. 0; | 4 
Berlin, den 23. März 1836. ee 

Miniſterium des Innern und ber Polizei. 

" Koehler. 





Gewerbes Polizei 
tt 2 0 TE 
Auszug aus dem Reſtripte der Königl. Minifterien des 
nern, fowie ber Finanzen, an. bie Königl. Regierung 
zu Liegnig, die Zwangs⸗ und Bannrechte, fowie die 
Exrkluſiv⸗ Gewerbeberechtigungen in den neu und wieder 

| erworbenen Provinzen betreffend. en 


«jr 





Auf den Bericht vom 20. Zuli v. Ir, betreffend die Beſchwerde 
des Bärkermittels. zu N, wird der Königl. Regierung Folgendes 
eröffnet. · er —— 

Durch die Allerhöchſte Kabinets⸗Ordres vom 23, Oktober 1826. 
und 13. Januar 1827. Geſetzſammlung reib. &. 108 und 20.) 
ift anerfannt, daß, für die ſeit dem Sahre 1914. neu oder wieder 
erworbenen. Provinzen durch. die Publifation des Allgem. Landrechts 
mit den daſſelbe abändernden,, oder ergänzenden Verordnungen das 


— 


7 
219 
Geſetz vom 28; Oktober" 1810. wegen Aufheburig ; der Zwangs⸗ 
und. Bannrechte Feine Gültigkeit. erlangt hat, worüber. ſich auch der 
Bericht des‘ Geh. Obertribunals ‚vom 20. Auguft 1834. (in den 
Sahrbüchern, Band 44. -©.:333rseqgq.). weiter verbreitet: :- Eben 
fo wenig find für dieje Provinzen. die Gefege vom 2. ‚November 
1810. und..7. September 1811. zur Ausführung gefommen, durch 
welche · die Gewerbefreiheit in die alten Provinzen eingeführt 
worden iſt. 
Durch mehrere Allerhdchnte Kabinetsordres ©. Majeftät des 
Königs. ſteht gegenwärtig auch. der: Grundfa feft, daß, wo die 
‚ Erfiufio+ Gewerbeberechtigungen rechtlich ‚ beſtehen, diefelben durch 
die Beflimmungen: des Negulativs: vom 28. April 1824, wegen 
= Sewerbebetriebes im Umherziehen ‚nicht —— werder 
ürfen. 
Berlin den io. Februar 183806. 
Der Miniſter des Chef des. Finanz: Der, Minifter des: 
— für Gewerbe ⸗ Minifer ums. Innern und der Polizei: 
Angelegenheiten. b. Alvensleben. Für denſelben 
"8 Bregn. wor ee... 


_ X 


* + » 
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168. 


Bekanntmachung ber Königl. Regierung zu Magdeburg, 
bie Mühlenanlagen in den vormals zum Königreiche 
Seſty paien gehörig geifenin: — —— 





ga Anweiſung zu Folge, bringen wir· es zur Kenntniß 
des ih und der betreffenden Polizeibehörden unferes Ver: 
waltungsbezirks, daß des Königs Majeftät Sich bei Gelegenheit 
‚eines Spezialfalles für: die Anwendbarkeit der. Vorſchriften des d. 242. 
hl. IL: Tit. 15..*)..des Allgemeinen: Landrechts in den vormals 
zum: Königreich Weftphalen gehörig geweſenen — auszu⸗ 
get geruhet haben. . — 

Unter ı Aufhebung unferer: Verordnung, vom 6, Mai 1832. 
machen wir die ftädtifchen und Kreis-Poligeibehörden demnach dar⸗ 
er .. daß es von nun an bet Mühlenanlagen. in den, 


8. 242. 1. c. Wenn jedoch in einem Orte und Diſtrikte ſchon bins 
längliche Br len zur Berforgung des Publici vorhanden find: fo 
fol denjenigen, welche neue Dh Hlen nicht — eigenen ringe 
Gebrauche, fondern vielmehr > Abbruche der fchon vorhandenen 
Mühlen anlegen wollen, die rlaubniß * von der Landespolizei⸗ 
Inſtanz verſagt werden. 
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vormals Weſtphaͤliſchen Landestheilen dieſſeits und jenfeits der Elbe, 
der Erörterung der Bedürfnißfrage bedarf; und daß 28, da die 
Borfchrift, das örtliche Bedürfniß zu berüdfichtigen, in Beziehung 
auf / die benachbarten betheiligten Müller gegeben. worden, auch 
erforderlich iſt, daß ſelbige darüber, ob ein Bedürfniß Statt finde, 
a ihre Einwendungen erörtert werden, müſſen. . 

Wir bemerken hierbei noch ausdrücklich, daß die lanbespolijei⸗ 
liche Genehmigung zur Deränderung einer fchon beftehenden Mühlens 
anlage von dem -polizeilichen Bedürfniffe nicht abhängig ift, "indem 
der 5: 242. 1.'c. nur von’ neuen Mühlenanlagen handelt, und 
daher nicht auf Veränderungen -fchon vorhandener Mühlen ausge: 
dehnt werden fann, und daß der gedachte $.; nur. ‘eine Norm für 
die Landes: Polizeibehörde enthält, keinesweges ‚aber —— 
ſpruchsrechte begründet. 

Die betreffenden Polizeibehörden werden herburch augeiieſen, 
ſich hiernach künftig bei Anbringung von Konzeſſions⸗Geſuchen zu 
Mühlenanlagen zu achten, und die öffentliche Betanntmachung in 
jedem einzelnen Falle erſt alsdann zu veranlaſſen,wenn zuvor Die 
neue Anlage in landespolizeilicher Hinſicht von uns ale zuläſſig 
anerfannt worden ift. 

Magdeburg, den 15. Dezember 1835. 

Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 
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Keffript des Koͤnigl. Minifteriumg des Kanye, für: Ge 
werberAngelegenheiten, an-die Königl. Regierung zu Lieg—⸗ 
nig *), wegen unentgeldlicher Aufnahme und Freifprechung 
armer eehrlinge bei den vom Stagte beftäsigten Sarhingen. 





- Ser Rönigf. etierung wird auf gIheen Bericht b. 10. v. Mm. 
und 3 hierbei Abfchrift des unterm 12. Geptbt. a. pr. an Die 
Regierung zu Merfeburg  erlaffenen Reſkripts, wegen unentgeldlicher 
Aufnahme und Freifpredhung armer Lehrlinge bei den vom: Staate 
befläfigten Innungen, zu ihrer Nachachtung EN (Anl. a.) 

Berlin, den: 16. Januar 1836. 

"Winifrekim des Innern für ðmwon Angelge cheiun. 

—v. Brenn. 


P Yud an bie Kdonigl. Regierung, zu —— @. d. 8. — dem 
8. Sul 1836, — 
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Das unterzeichnete Minifteriuim tritt der Anſicht der Koͤnigl. Negier 
rung in Ihrem Berichte vom 8. v. M. bierdurch bei, näch welcher Die 
von dem Staate beftätigten Inriungen bei Kindern von Perfonen. denen 
der Staat ſelbſt das Armenrecht, die Stempels und Gebührenfreiheit zus 
geftcht, fo wie bei den Lehrlingen, welche fich in Ermangelung der Mittel 
zur Entrichtung des Lehrgeldes zu winer längern Lehrzeit verbindlich ger 
macht haben, analogifch zur. unentgeldlichen Verrichtung der. aus der 
——— 6* entſpringenden Handlungen des Aufdingens und Los 

rechens angehalten werden koͤnnen. | ' 

' Die Königl. Regierung bat demgemäß eine allgemeine. Verfügung 
an der — Innungen in den vormals Sächffchen gandestheilen 
zu erlaffen. - De | | 

Berlin, den 12. September 1835. ne 

Minifterium des Innern für Gewerbe + Angelegenheiten. 
v. Brenn. Ä 


die Königl. Regierung su Merfeburg. 
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Reſkript des Königl. Miniſteriums des Innern fuͤr Ge⸗ 
werbe⸗Angelegenheiten, an die Koͤnigl. Regierung zu 
Merſeburg, in eben derſelben Angelegenheit. 


Das Miniſterium erklärt ſich hierdurch mit der von der Königl. 
Regierung in ihrem Berichte v. 6. v. M. aufgeſtellten Anſicht, 
daß es darauf, ob der Lehrling eines Handwerkers, um 

deſſen Losſprechung es ſich handelt, ein Ins oder Ausländer 
| fei, nicht anfommen fann, — 
einberſtanden, und beauftragt die Königl. Regierung, die Schuh« 
macher⸗Innung zu N. mit ihrer Befchwerde über die angeordnete 
unentgeldliche Losſprechung des Lehrlinge N. zurüdzumeifen, da 
die Innung felbft zugeftanden hat, daß der N. ein armes Waifen- 
find fei. : — 
Berlin, den 19. Auguſt 1836. | | 
Minifrerium des Innern für Gewerbe Angelegenheiten. 

Dermöge Auftrages. 
Bethe. 
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Allerhöchfte Kabinets-Orbre, bie Faͤhigkeit zur Wahl 
ber Mitglieder der Handelsfammer in der dp sag, 
| betreffend: 





Sch will aus den in Ihrem Berichte ı vom 9. v. M. ange: 
führten Gründen nad Ihrem Antrage Meine auf Anlaß der Bes 
ftätigung des Statut der Düffeldorfichen Handelsfammer erlaffenen 
Ordre vom 16. Juni 1831.*) dahin modifiziren, daß. die Gewer⸗ 
befteuer: Quote, an welche das Recht, die Mitglieder der Handels- 
kammer zu wählen, gefnfipft if, in den Städten der erften Ge: 
werbeſteuer⸗Klaſſe mindeſtens Zwanzig Thaler betragen muß, woge⸗ 
gen es in den ‚Städten. zweiter Klaffe bei dem bießerigen Sage 
von Zwölf Thalern fein Bewenden hat 

Berlin, den 21. Februar 1836. 


Sriedrich Wilhelm. 


An 
den Wirflichen Geheimen⸗Rath 
Rother. n 
) Jahrg. 1831. 2ted Heft, ©. 391. 
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Cirkular-Reſkript der Koͤnigl. Generals Berwaltung für 

Handel, Fabrifation und Bauweſen, an ſaͤmmtliche 

Koͤnigl. Regierungen, die ſorgfaͤltige Prüfung der Rich⸗ 

tigkeit der im oͤffentlichen Verkehr befindlichen Waagen 
betrefſend. 


—— 


Mit Rüdficht darauf, daß die Nichtigfeit einer Waage nicht 
bloß von der richtigen Eintheilung des Balfens und dem. Gleich: 
gewichte der Schaalen, fondern überhaupt von der ganzen Einrich— 
tung der Waage abhängt, daß alfo die in der Inſtruktion für die 
Eihungs:Kommiffionen vom 14. Dezember 1816. vorgefchriebene 
Stempelung der Waagebalfen und Schalen - für die fortdauernde 
Nichtigkeit der Waagen feine zureichende Sicherheit gewährt, ift es 
angemefjen befunden, von dem Erforderniffe der Stempelung der 
Waagen, nad) denen öffentlich verfauft oder gewogen wird, abzuftehen. 

Dagegen fommt es wefentlid) darauf an, daß auf die Rich- 
tigfeit derfelben firenge gehalten werde, indem die Weberlieferung 
nach richtigem Gewichte durch Anwendung eiher richtigen Waage 
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notwendig bedingt wird, und das Verbot des Führens und Ge: 
brauches unrichtigen Gervichtes auch das Verbot des Sührens und 
Gebrauches unrichtiger Waagen nothwendig vorausſetzt und in ſi ch 

ließt. 
" —S — wird hierdurch beſtimmt: 
“ daß bei den in der Maß- und Gewichts⸗ —— vom 
16. Mai 1816. vorgefchriebenen polizeilichen Nevifionen der 
Maße und Gewichte don dem Erforderniſſe der Stempe⸗ 
lung der Waagen abzuftehen, dagegen aber bie Richtigkeit 
. Waagen forgfältig zu prüfen iſt, und das gegen die in 
den $$. 12. und 15. der Maß⸗ und Gewichts Drdnung 
bezeichneten Perfonen, wenn die in ihrem Verkaufs⸗ oder Ges 
fchäftstofale vorhandenen Waggen unrichtig befunden werden, 
eine' Polizeiftrafe von Einem Thaler bis zu Fünf Thalern 
eintreten fol, vorbehaltlich der nady den beftehenden Ges 
feßen fonft etwa noch verwirkten Strafe. 
Die König Regierung hat biefe Beſtimmung durch das Amtsblatt 
befannt zu machen. 
Berlin, den 12. Februar 1836, 
Berwaltung für Handel, Fabrikation und Bauweſen. | 


other. 
* 


| 170. 
Cirkular⸗Reſkript des König, Minifteriums des Innern 
für Gewerbe: Angelegenheiten, fowie der Königl. Vers 
waltung für Handel, Fabrifation und Bauweſen, an 
das Königl. Polizei:Prafidium hiefelbft und an ſaͤmmt⸗ 
liche Königl. Regierungen, mit Ausfchluß der Wert 
phälifchen und Rheinifchen, die Grenzen des ausfchließ- 
nn Gewerbebetriebs ber oͤffentlich beftellten und vereis 
beten Maͤkler betreffend. 





Da bei den hiefigen Gewerbttelbenden und Behörden über 
die Grenzen der den Mäklern in Betreff der Unterhandlung und 
Vermittlung von Geſchäften zukommenden ausſchließlichen Befug⸗ 
niſſe verſchiedentlich Zweifel entſtanden ſind, ſo finden wir es nöthig, 
zur Beſeitigung dieſer Zweifel, die hierüber geltenden Grundſätze 
zur allgemeinen Beachtung bekannt zu machen. 

Wir bemerken daher, daß die ausſchließlichen Befugniſſe der 
öffentlich beſtellten und vereideten Mäkler in Betreff der Unter— 


— 
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handlung und Vermittlung. von, Gefchäften fich lediglich auf. dieje- 
nigen Geſchäfte befchränten, melde zwifchen Kaufleuten 
untereinander verhandelt oder gefchloffen werden, es wäre 
denn, daß gemiffe Arten von Gefchäften durch befondere Beſtim— 
mungen ohne Rückſicht auf, die Perfon der: Betheiligten den Mäf: 
lern allein übermwiefen wären, oder überwiefen werden mögten. 
Soweit alfo durch dergleichen befondere Beftimmungen eine Aus: 
nahme nicht begründet wird, können folche Gefchäfte, bei denen 
nur ein oder gar fein Kaufmann betheiligt ift, auch von 
denjenigen unterhandelt und vermittelt werden, die mit. Genehmi— 
gung der örtlichen Polizeibehörde auf Grund des $. 122. des 
Ediftes vom 7. September 1811. (Gefegfammlung von 1811. 
Seite 263. ff.) das Gewerbe eines Kommiſſionairs betreiben. 

Das Königl. Polizei: Prafidium bat dieſe Grundſätze durch 
das Amtsblatt und die hiefigen Zeitungen, mit Bezugnahme auf 
den $. 58. des ebengedachten Edifts, zur allgemeinen Kenntniß 
der, Gewerbtreibenten und Behörden zur bringen. 

Berlin, den 31. Januar 1836. | 


Der Minifter des Innern für Chef der Verwaltung für Handel, 
Gewerbe⸗Angelegenheiten. Fabrikation u. Baumefen. 
v. Brenn. 5 Rother. 
IM. . 
das Königl. Polizeis Präftdium biefelbft, und 
Abſchrift an fämmtliche Königl. Regierungen, 
ausfchlieplich der Weſtphaͤliſchen und Rheinis 
ſchen, zurNachricht und gleichmäßigen Befannts 
machung, fofern fih dazu Veranlaffung 
| finden follte. 


171. 


Refkript des Königl. Hp ce des Innern und ber 

Polizei, an die Königl. Regierung zu Achen, die Er 

neuerung der "polizeilichen : Qualififations=Attefte zum 

fernern Betriebe der Gaft- und Schanfwirthfchaft - 
betreffend. 


Der. Königl. Regierung wird ein Auszug aus dem Polizeis 
Dermaltungsberichte des dortigen Polizei: Direftorii vom 1. Januar 
d. 3. beifommend in Abfchrift zugefertigt, um den Berichtserftatter 
über die von ihm erhobenen Zweifel dahin zu belehren, daß es der 
Beitimmung eines Termins nicht bedarf, von welchem ab eine an 

fäumni 
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fiumniß der Gaft: und Schankwirthe hinfichtlich der Einholung des 
Qualififationg » Atteftes zum ferneren Betriebe, ihrer Gewerbe zu 
ſtrafen if. Die Feftfegung des $. 8. der Allerhöchſten Kabinets— 
ordre vom 7. Februar v. J. reicht vollfommen aus, eine folche 
Verſäumniß zu. rügen, und es ijt daher nur erforderlich, daß die 
Gaft: und Scanfwirthe bei Aufforderung zur Erneuerung der 
Qualififations : Attefte darauf gehörig aufmerffam gemacht werden. 
Ebenſo kann die Einwirfung der Polizeibehörde zur Verhin— 
derung der unerlaubten Hazardfpiele durch Verſagung der Erlaub- 
niß zum Gaftwirthfchaftsbetriebe für denjenigen Wirth, . welcher in 
feinem Gafthofe dergleichen Spiele duldet, in fofern gar nicht zwei: 
felhaft fein, als 'e® nach $. 5. der gedachten Allerhöcften Kabinets: 
ordre eine unbedingte Pflicht der Polizeibehörde ift, die Erneuerung 
des Qualififationg- Atteftes demjenigen Wirthe zu verfogen, gegen 
den ein begründeter derartiger Verdacht vorliegt. 
Berlin, den 20. Fanuar 1836. . 
Minifterium des Innern und der Polizei. - 
Koehler. 


172. 


Auszug aus dem Reſkripte des Koͤnigl. Miniſteriums 
des Innern und der Polizei, an das Königl. Polizei- 
Praͤſidium Hiefelbft, betreffend das Minifterial:Reffort in 
| Haufirs Kontraventions + Angelegenheiten. 


Was die Anfrage, wegen des Fünftig in dergleichen 
Fällen hinfihtlih des Reſſorts der betreffenden Minifterien zu 
beobachtenden Verfahrens betrifft, fo gereicht dem Königl. Polizei- 
Präfidio zum Befcheide, daß Kontraventionen gegen diejenigen Be: 
flimmungen des Haufir: Edifts, welche im Intereſſe der Sicher: 
heit: und Ordnungs Polizei getroffen worden find, in der Nefurs: 
Snftanz zur Entfcheidung des Minifterii des Innern und der 
Polizei gehören, während eine Kompetenz des Königl. Minifterii 
des Innern für Gewerbe:-Angelegenheiten dadurch begründet wird, 
daß bei einer begangenen Kontravention die Fefiftellung gewerblicher 
Befugniffe, z. B. Umfang und Ausdehnung des durch den Haufir- 
fchein geftatteten Gemwerbebetriebes, in -Srage fommt. 

Berlin, den 25. Februar 1856. 

Minifterium des Innern und der Polizeis 
Koehler. 


Annalen. Heft I. 1836. | P 
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Keffript der Könige. Minifterien des Innern, — der 
Finanzen, an die Koͤnigl. Regierung zu Arnsberg, den 


Betrieb des. Hauſirgewerbes durch Gehuͤlfen oder 
Fe: Mittelsperſonen betreffend. 





Der aonigl. Regierung geben wir die unterm 29. April v. J. 
eingereichte Borftellung der jüdifchen Handelsleute N. N. zu N. 
vom 18. ejd. hierbei mit dem. Bemerfen zurüd, daß es bei der 
Verfügung. vom 12. April 1827., wonach die Königl. Regierung 
den im 5.13. des Negulativs vom 28. April 1824. nicht genanns 
ten. Gewerbetreibenden nicht geftatten darf, für ihre Nechnung 
durch Gehülfen oder Mittelsperfonen einen Handel im Umberzichen 
zu betreiben, fein Bewenden behalten muß, wenn gleich das Ums, 
gehen der ertheilten Beftimmung durch das Vorgeben eines Ges 
werbebetriebes für eigene Nechnung von Seiten der Gehülfen nicht 
immer zu verhüten ſein wird. 

Wenn der Gewerbebetrieb eines vergleiteten Juden ſich über— 
haupt zur Zulaſſung eines Gehülfen nach dem angeführten $. 13. 
eignete, fo kann auch der vergleitete Sohn des vergleiteten jüdiſchen 
Gewerbtreibenden als Mittelsperfon oder = zugelaſſen werden. 

Berlin, den 5. Februar 1836. | ie 

 Minifterium 
des Innern für Se des J Jauern u: der Polizei. der Finanzen. 
werbe Angelegenheiten. In Vertretung ꝛc. v. Alvensleben. 


v. Brenn Koehler. 
— X. 
Strom⸗ und Schifffahrts⸗Polizei. 
174. 


Regulativ, die Schiffmuͤhlen auf der Elbe betreffend. 





1) Kein Schiffmüller darf ſeine Mühle an eine andere Stelle 
legen, als diejenige, welche ihm entweder in der Berleihungsurfunde 
ausdrüklih und beftimmt angemwiefen ift, oder die ihm fonft von 
der Behörde zur Legung feinee Mühle bezeichnet ‚worden, oder 
fünftig bei Beränderungen im Strom oder an den Ufern anges 
geben werden wird. 

2) Die geringfte Entfernung einer jeden Schiffmühle vom 
Ufer — bis zum äußerften Bord des Walle oder Hausichiffes 


ı 
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gemeſſen — foll 5 Ruthen betragen. Sind die Ufer mit Buhnen 
oder Deckwerken verbaut, fo fol der Kopf der Erſtern und die 
äuferfte Kronenlinie der Letztern als Uferwand angefehen werden. 
An verbauten oder verwachlenen Ufern und, Buhnen darf der 
Müller mit den. Handfähnen nicht. anlegen, auch in den hohen 
Ufern feine Stufen einhauen. * | . 

3) Wenn ausnahmsweiſe einem Schiffmüller nachgelaſſen, oder 
derſelbe befugt iſt, entweder überhaupt oder bei beſonders ſeichtem 
Waſſer, ſeine Schiffmühle in das eigentliche Fahrwaſſer zu legen, 
fo iſt derſelbe, wenn nicht, wie bei den Torgauer Erbmühlſtands— 
Berechtigten, durch Konzeſſionen ausdrücklich eine längere Friſt ges 
ſtattet iſt, gehalten, die Mühle, ſofern es nicht eher geſchehen kann, 
doc) ſpäteſtens innerhalb einer halben Stunde aus dem Fahrwaſſer 
zurüdzuziehen, nachdem ihm die Ankunft eines Schiffes oder Floffes 
gemeldet ift. | 

4) Um übrigens den Schiffern und Flößern von dem Vor— 
handenfeyn der Schiffmühlen zeitig Kenntniß zu geben, ift oberhalb. 
und unterhalb derfelben an geeigneten Orten eine Tafel aufzuftellen, 
durch welche denfelben zugleich der Stand der Mühlen und die 
Zeit angegeben wird, innerhalb welcher felbige zurücgezogen werden 
müſſen. 

5) Dieſe Tafeln ſelbſt aber ſind auf Koſten der Müller 
anzuſchaffen, zu ſetzen und zu unterhalten, und find allein diejeni— 
gen von diefer Verbindlichkeit befreit, welche durch Konzeffionen 
derechtigt find, im Fahrwaſſer zu liegen. Alle übrige dagegen, 
denen ($. 3.) dieſe Begünjtigung . nur ausnahmsweife geftattet 
wird, bleiben von diefer Befreiung ausgefchloffen. _ 

- 6) Sofern in den Berleihungsurfunden nicht- andere Vor: 
ſchriften enthalten find, ift eg den Schiffmüllern aänzlich unterfagt, 
ihre Mühlen durch Anker, Taue, Ketten oder Spannbäume mit 
dem Ufer zu verbinden, vielmehr müffen fie diefelden durch Anker 
im Strome felbjt befeftigen und diefe deutlich bezeichnen, damit 
—— Fahrzeugen die Lage der Anker bemerklich gemacht 
wird. | 

7) Die Anlegung von Streichbrettern oder Zäunen, um 
dadurch dem Nade mehr Waffer zuzuführen, iſt gänzlich unterfagt. 

8) Schiffmüller, die gegen eine der vorftchenden Anordnungen 
handeln ‚': verfallen in eine Polizeiftrafe von 1— 10 Thlr. 

I) Auch die Steuerleute und Flößer, welche, nachdem' ihnen 
durch die $. A. näher bezeichneten Tafeln die nöthige Kenntniß 
gegeben worden, es unterlaffen, den Schiffmüllern zeitig genug 
Nachricht von der Annäherung des Schiffes oder Floffes zu geben, 
was allenfalls durch Abfendung eines Boten gefchehen. muß, ver— 
‚fallen in eine Strafe von 1—5 Thlr. v2 
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10) Außer biefen $. 8. und 9. angeordneten SPolizeiftrafen 
haben diejenigen, ‚welche obigen, auf Schadensverhütung abzielenden 
Beitimmungen entgegen handeln, zu gewärtigen, daß fie zum Erſatz 
. alles Schadens,‘ welcher durch deren Beobachtung hätte vermieden 
werden föünnen, in Gemäßheit des $. 26. Tit. VL. Thl. 1. des 
Allgem. Landrechts verurtheilt werden. 

11) Die Verurtheilung in die $. 8. und 9. fefigefehten 
Strafen erfolgt durch den Königl. Landrath des Kreifes, gegen 
deffen Entfcheidung der Rekurs an die unterzeichnete Regierung 
binnen 10 Tagen offen fieht. 

12) Für die Erbmühlftande:-Berechtigten bei Torgau bleiben 
neben den vorftehenden Befiimmungen auch die der Mühlenord: 
nungen von 1752. und 1755. in Kraft. 

Merfeburg, den 23. Dezember 1835. 
Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Intern. 


Das vorfichende Regulativ wird von mir genehmigt. 
Berlin, den 16. Januar 1836. | 
Der Königl. Wirflihe Geheime Rath und Chef der Berwaltung 
für Handel, Fabrifation und Baumefen. 
Rother. 


-175. 
Zufägliche Beftimmung zu dem Reglement vom 9. Mai 
1828. *) in Betreff des von den Fuͤhrern der Dampf— 
und Segelfchiffe zu beobachtenden Berfahrens. 





Zu den $.$. 22. und 23. des Reglements vom 9. Mai1828,, 
über das Verfahren, welches die Führer ſowohl der Dampf: als 
der Segelfchiffe beim Vorbeifahren ihrer Schiffe an einander, beim“ 
Anlanden der Dampficiffe und beim Einnehmen und Ausfegen 
von Neifenden während der Fahrt zu beobachten haben, wird hier⸗ 
mit nachträglich Folgendes feftgefeht: 

1) Die fliegende Brüde zu Mühlheim am Rhein und die Giers 
ponte zu Linz müffen den zu Berg oder zu Thal anfoms 
menden Dampffchiffen, nachdem diefe in gehöriger Entfernung 
T Schläge auf die Glocke gegeben haben, nad dem linken 
Ufer zu ausweichen. 

2) Bei Nacht muß 
die vorgedachte fliegende Brüde am rechten, die Gierponte 
zu Linz aber am linfen Rheinufer halten. 


*) Jahrg. 1828. 2te8 Heft, ©. 461. 
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‘ 3) Kenn befondere Umftände eine Abweichung don diefer Be: 
flimmung nöthig machen, fo müffen die fliegende Brücke bei 
Mühlheim am Rhein, wie die vorerwähnte Gierponte, am 
Mafte mit einer hellbrennenden Laterne verfehen fein. 

Berlin, den 23. Mär; 1836. 


Der Ehef der Verwaltung n a Fabrifation und — 


176. 


Regulativ uͤber das Ausweichen der Sa auf 
ber‘ ee 





Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Onaden, König 
von Preußen ıc. 

Um den bisher oft vorgefommenen Streitigfeiten über das 
Ausweichen der Schiffe auf der Mofel vorzubeugen, haben Wir 
für nöthig erachtet, für den Theil des gedachten Fluffes, deſſen 
beide Ufer zu Unferm Staatsgebiete gehören, mit Nüdficht auf 
die bisherige Obſervanz bis auf Weiteres folgende Borſchriften zu 
erlafien: _ 

51. Wenn ein zu “Thal gehendes Schiff einem zu Berge 
fahrenden begegnet, und wegen der Lage des Flußbettes oder 
wegen feichten MWaffers beide micht nebeneinander fahren können, 
fo muß, wenn eins diefer Schiffe fih fchon in der engen Fahrftelle 
befindet, das andere fo lange beilegen und abwarten, bis das erftere 
diefe Stelle verlaffen hat; wenn ſich aber die Schiffsführer anfichs 
tig werden, ehe eins der beiden Schiffe fich innerhalb der engen 
Fahrſtelle befindet, fo muß das zu Thal gehende fo lange beilegen 
und abwarten, bis das entgegen fommende aus diefer Stelle 
gelangt ift. .. Zn 2 | 

Die Regierungen zu Koblenz und Trier haben mittelft Be⸗ 
Fanntmachung durch die Amtsblätter unverzüglich diejenigen Stroms 
fiellen der Mofel namhaft zu machen, für welche diefe Beſtimmung 
in Wirffamfeit treten fol. In gleicher. Art haben.diefelben alljähr: 
lih vor der Eröffnung der Schifffahrt etmanige Ergänzungen und 
Nbänderungen des erſten Derzeichniffee zur allgemeinen Kenntniß 
zu bringen. 

$. 2. Der Führer eines Schiffes, welches fchneller ſtromauf⸗ 
märts fährt, als das ihm vorangehende, hat das Recht, von dem 
Zührer des legteren, wenn er es erreicht hat, zu verlangen, daß 
diefer auf ein gegebenes Zeichen das Nöthige veranfialtet, - damit 
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das ſchneller fahrende Schiff neben ihm vorbeigezogen werben. könne, 
inamentlich die Leinen fallen laffe, und die vom Ufer 'entferntere 
Bahn ſuche. . | 

Der: Führer des fchnelleren Schiffs darf jedoch dieſes Necht 
nicht an folhen Stellen in Ausübung. bringen, wo. das Zlußbett, 
in’ welchem ſich das langfamer fahrende Schiff befindet, zu enge, 
oder die Trift zu ſtark it, und das Ausweichen weder ohne Befahr, 
noch ohne einen bedeutenden Zeitverluft bewerfitellige werden Fann. 
In diefem Falle hat der vorfahrende Schiffer fih zu beeilen, die 
enge Stelle zu paffiren und das ftille Maffer zu gewinnen. 

$. 3. Wenn firomabwärts fahrende Schiffe in die Lage fommen, 
ſich ‚ausweichen. zn. müſſen, ‚weil das eine ſchneller gcht als das 
andere, ſo if der Führer des langfamer fahrenden Schiffs verbunden, 
Pag zu machen, es fei denn, daß das Flußbett zu enge, oder fonft 
eine Gefahr zu beforgen iſt, welchenfalls der Führer des gefchwin- 
der gehenden Schiffs gehalten ft, defien Lauf aufzuhalten und Pie 
Gelegenheit zum aefahrlofen Worbeifahren abzumarten. 


$. 4. Für ‚die Krümmnng bei Senhals wird befonders feſt- 


gejeht; daß bevor ein Bergfchiffer in diefelbe einfährt, er einen zu: 
verläffigen Boten zeitig. voranichiden muß, um das jenſeits der 
Krümmung etwa anfommende Thalfhiff zu Wenachrichtigen.' Diefes 
ift gehalten, fogleich und fo lange am Ufer anzulegen, bis das zu 
Berg fahrende Schiff vorüber ift. .. u 
d. 5. Was vorftehend für fahrende Schiffe angeordnet worden, 
gilt auch. für ſtillliegende, dergeſtalt, daß ‘es: feinem Schiffe geftättet 
it, im Schiffswege fo, daß die vorüberfährenden dadurch behindert 
werden Fönnen, zu halten... Ausgenommen. find Schiffe, welche im 
Begriffe find, Ladung einzunehmen oder zu löſchen. Dieſe müffen 
aber, je nachdem es die Umftände erfordern; entweder den Maft 
zeitig niederlegen, oder vom Ufer weit gefiug abftechen, oder ſolche 
Anftalten tveffen, daß die Leinen. des Bergichiffes ohne Schwierig: 
keit fortgegogen’ werden können . — 
$. 6. Kleinere Fahrzeuge, Fiſcher, und Fährnachen, in deren 
Nähe der Schiffsweg vorbeiführt, müſſen am Ufer ſo befeſtigt fein, 
daß fie ſtromrecht llirgen. Auch müſſen die Eigenthümer Abweifer 
ſetzen, damit die Leinen der Bergſchiffe nicht hängen bleiben. Ue— 
derhaupt liegt es dem Eigenthümer feſtliegender Schiffe ob, Vor⸗ 
kehrungen zu treffen, um ſich vor Beſchädigungen durch die Leinen 
der aufwärts fahrenden Schiffe ſicher zu ſtellen, indem dafür der 
Schiffer bei regelmäßigem Gebrauch der Leinen nicht Herantwort: 
lich iſt Pe Fe Be 
87. Derjenige . Schiffer - oder Beſitzer eines Fahrzeuges, 
‚ welcher: vorftehende Vorfchriften nicht: befolgt, verfällt in eine Polis 


+, 
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zeiftrafe von zwei bis fünf Thalern, die im Wiederholungsfalle ver⸗ 
Doppelt Ber fan, vorbehaltlich etwanigen Schadenerſatzes. 

d. 8. Das Straferkenntniß gebührt demjenigen Friedensge— 
richte, in deffen Bezirfe die Stromſtrecke, wofelbft die Kontraven- 
‚ tion begangen worden iſt, liegt. Gehören die gegenüber liegenden 
Ufer zu verſchiedenen Friedenegerichten ſo wird durch eine Be— 
kanntmachung Unſers Juſtizminiſters beſtimmt werden, welches von 
ihnen. ausſchließlich berufen ſein fol, wegen Uebertretung dieſer 
en das Urtheil zu fprechen. ‘ 

89, Das gegenwärtige Reanlativ if durch die Aniteblätter 
der + Regierungen zu Koblenz. und. Trier. befönnt zu un —J 
Gegeben Berlin, den 18. Februar 1836. - | 


- (L.S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Kamptz. Ancillon. Rother. 


gr i r L. . — 
Armen⸗Polizei. 
177. 

— ‚aus, dem Reſkripte des Königl. Mindſterlumos des 
Innern und der Polizri, am die König: Regierung zu 
Frankfurt, betreffend die Vermiethung von Wohnungen 


an duͤrftige, der Gemeinde aber noch nicht zur Laſt 
gefallene "Familien. 





Keine Gemeinde und kein Schulze hat dos. Recht, den ein: 
zelnen Wirthen die Vermiethung ihrer Wohnungen an Familien, 
die der Gemeinde noch nicht zur Laſt gefallen‘ find, und das Be: 
fireben haben, fi, wenn aud) kümmerlich, doch ehrlich zu ernähren, 
zu unterfagen ; vielmehr ift eine foldye Anmaßung ein wahrer 
Mißbrauch, dem alles Ernſtes geſteuert werden muſ.. # 

Es iſt von ſehr erheblichen Folgen, eine kümmerlich ihr Dafein 
friftende Familie fo in die Welt binauszufioßen; da eine Arbeits: 
und Wohnfiglofigfeit von wenigen Wochen binreicht, ‚fie auf immer 
arm und elend zu machen. Schon die Rüdfichten der Menſch⸗ 
lichkeit follten dergleichen Mißhandlungen billig. hindern, und man 
würde, wenn es nad der Strenge genommen wird, den Schulzen 
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für fo verfehrte und rechtswidrige Schritte perfönlich verantwort⸗ 
li) machen und ihn die Folgen davon tragen laſſen können. 
Berlin, den 2. Februar 1836 
Miniſterium des Innern und der Polizei. 
Koehler. 


‘473. 


OReffeipe des Koͤnigl. Minifteriums des Innern und der 

Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Frankfurt, die 

Anhaltung obdachloſer Perſonen zur Aufſuchung von 
Wohnungen betreffend. 





Der Königl. Regierung wird die urſchriftlich beigehende Bor: 
ſtellung des Koſſäthen N. zu Oetſcher vom 14. d. M. mit dem 
Eröffnen überſandt, daß dem Supplikanten allerdings nicht ange - 
fonnen merden fann, den ehemaligen Schneider N. und deffen Fa— 
milie für beftändig in feinem Haufe aufzunehmen, fondern es muß 
dies, wenn es überhaupt nöthig if, daß dem N. eine Natural: 
Wohnung von der Kommune gewährt werde, abwechfelnd von allen 
Gemeindegliedern gefchehen, damit alle diefe Laſt mit gleichen 
Schultern tragen. 

Es frägt fih indeß überhaupt noch, ob hier der Fall der Ar⸗ 
muth vorhanden iſt, indem der ꝛc. N., wenn er arbeitsfähig iſt, 
ſich ſelbſt eine Wohnung zu verſchaffen, genöthigt werden kann. 

Das unterzeichnete Miniſterium hat bisher angenommen, daß 
wenn ein arbeitsfähiger Menſch über ſechs Monate wohnungslos 
iſt, derſelbe präſumtiv für einen ſolchen anzuſehen ſei, der ſich 
eine Wohnung ertrotzen will, und der daher nach dem Patente 
vom 8. September 1804. zur Korrektion in das Arbeitshaus ges 
bracht werden muß. | 

Die Königl. Regierung hat daher näher in Ermägung zu 
ziehen, ob leßteres nicht in Anfehung des ꝛc. N. zu verfügen fein 
dürfte. Nachrichtlich wird übrigens noch bemerft, daß im Pots- 
dammer Negierungsbezirke, fo wie aud) in Pommern, das Umquar⸗ 
tieren eines folchen Widerfpenftigen, in Zwifchenräumen von‘ 24 
Stunden oder 8 Tagen, ‚als das wirffamfte Mittel befunden 
worden ift, ihn zu bewegen, ſich felbft eine Wohnung zu verfchaffen; 
indem die Unbequemlichfeit für den folchergeftalt Umquartirten in 
der Kontinuation fehr unangenehm zu werden. pflegt. Jedoch kann 
freilich dies Mittel nicht in allen Fällen angewendet werden, fo 
wie auch Feiner Kommune geradezu wird aufgegeben werden fönnen, 
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ſich deſſelben zu bedienen. Der Königl. Regierung bleibt überlaffen, 
die Anwendbarkeit jener Maßregel im vorliegenden Falle näher 
zu erwägen; jedenfalls aber hat fie den Supplifanten anderweit 
zu befcheiden. 
Berlin, den 29. Zanuar 1836. 
Minifterium des Innern und der Polizei. 
Koehler. 


179. 
Girfular-Verfügung der Königl. Regierung zu Cöslin, 
an fämmtliche Landrathsämter und Magifträte, die Auf: 
nahme von muthwilligen Bettlern in die Landarmen— 
Unftalten besreffend. 


| Da es wünfchenswerth gefunden worden, daß in ben ver- 
fhiedenen Regierungs-Departements der Provinz in Anfehung der 
Aufnahme von muthrilligen Bettlern in die Landarmen»Anftalten, 
völlig gleichmäßig verfahren werde; fo wird hiermit nachftehende, 
von der Königl. Regierung zu Stettin in diefer Beziehung erlaffene 
Derfügung zur Nachachtung mitgetheilt. (Anl. a.) 

Eöslin, den 4. Februar 1836. | 

Königk. Regierung. Wbtheilung des Innern. 





a? 

Die Auslegung der 8.5. 3—5. 56. und 57. des LandarmenMegle 
ments vom 6- April 1799. find Gegenftand der Berathung-der Behoͤr⸗ 
den und des Aten KommunalsLandtages von WUlts Pommern gemefen. 
Nachdem die. betreffenden Befihlüffe des legtern von dem Hohen Mini- 
fterio des Innern genehmigt worden find; bringen wir es hiermit zur 
Kenntniß der betreffenden Behörden, daß es auf Grund der vorbenanns 
ten Gefegfiellen, zwar dabei ungmeifelbaft fein Bewenden behält, dag 
alle Perfonen, die fich felbft und die Ihrigen nicht ernähren oder vers 
pflegen fönnen, und dabei einem beflimmten Orte nach den gefeßlichen 
Befimmungen angehören (Ortsarme), durchaus nie in die Land» Armen: 
und Arbeits, Anftalten der Provinz gehören, fondern auf Koften des 
Deimaths- oder Wohnortes verpflegt und. verforgt werden müffen; daß 
es aber auf Grund des 8.3. des Landarmen-Meglements nunmehr nadı- 
gegeben if, Daß muthwillige Bettler, und foldye, die bei unzweifelhaf⸗ 
ter Erwerbs⸗ und WUrbeitsfähigfeit, durch Traͤgheit und Herumtreiben 
verarmen, und dann betteln, auf einige Zeit zur Korreftion in die Lands 
armen: und Arbeits⸗Anſtalt abgefandt werden fönnen, und dort mwäbs 
- rend ihrer Detention auf allgemeine Koften der Provinz verpflegt wer: 
den; auch wenn diefe Perfonen noch durch Wohnung oder Herkunft 
einem befiimmten Orte angehören. 
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Die Korreftion trifft aber dann felbfiredend nur der gmutbwilligen 
Berumtreiber und Bettler felbit, und während cr zur Norreftion ex 3. 
3. auf Koften der Provinz detinirt wird, bleibt es Pflicht des Orts, 
welchem der zu Detinirende angehört, fitr deffen zuruckbleibende Anges 
börige zu forgen, wenn ſich ſolche unterdejjen nicht ſelbſt ernaͤhren und 
verpflegen fünnen. J 

Ötettin, den 11. Mai 1533, 

Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 
Un 


ſämmtliche Iandrathliche Behörden und 
fanmtliche Polizeibehörden. 


IX. 
Medizinalwefen. 
180. 
Befanntmachung des Königl. Medizinal:Kollegiums zu 
Königsberg in Pr., die Veröffentlichung. der Provinziak 
— ESaanitaͤtsberichte betreffend )J. — 


Damit die Aerzte unſerer Provinz ſowohl ihre eigenen Bei— 
träge zum Sanitätsberichte veröffentlicht ſehen, als auch von denen 
ihrer Kollegen Kenntniß nehmen, und einen Ueberblick von den 
Geſundheitsverhältniſſen unſeres Vaterlandes erhalten können, da— 
durch aber ein regeres Intereſſe an dieſen Mittheilungen geroins 
nen, und um fo geneigter werden, zu Bervollfommnung derjelben 
mitzuwirken, haben wir es veranlaßt, daß unfere Sanitätsberichte 
fünftig in der Buchhandlung der Herren Gebrüder Bornträger 
fäuflih zu haben find. Indem unfere vaterländifchen Aerzte durch) 
Mittheilung intereffanter Bemerfungen und Beobachtungen ihre 
Erfahrungen gemeinnüßiger maden, werden fie neue - Anfprüche 
auf die öffentliche danfbare Anerfennung ihrer. Verdienfte fich er: 
werben, und uns in den Stand fehen, gehaltreiche Berichte zu 
liefern, welche neben denen anderer Provinzen der Monarchie eine 
- ehrenvolle Stelle einnehmen fünnen. 

Königsberg, den 25. März 1836. 


Königl. Preuß. Medizinal:Kollegium. 
) Vergl. Jahrg. 1833. 8tes Heft, ©. 813. 
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» Pr u won 1 LO 181. RP 
Cirkular⸗Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſtli⸗ 
chen, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten, an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, betreffend die: Fuhrko⸗ 
ſten⸗Entſchaͤdigung für die zu Aporhefer-Bifitationen 


er yugezogenen Uporhefer betreffend. 


# 


1444 


Chauſſee⸗, Brücken⸗ unde, Fährgelder, auf die Beſcheinigung der- 
Königl. Regierung über die Nothwendigkeit und Vollziehung des 
Auftrages, in Zukunft auch in denjenigen Fällen in Ausgabe zu— 
laſſen wird, wo der wirkliche Gebrauch der Extrapoſt oder einer 
Miethsfuhre vom Liquidanten nicht nachgewieſen werden kann. 

an Dieriältere Beſtimmung, welche die Bewilligung, der extra⸗ 
poſtmãßigen Vergütigung von jenem Nachweiſe ‚abhängig machte, 
findet mithin im, Vorſtehenden ihre Modifikation. — | 


Berlin, den 10. Februar 1836. ee 
Miniterium der Geiftlichen, Unterrichts: und Medizinal:Anges 
2 \ 7 Tegenheiten. | 
._. | > Kar „el: v. Alten ſtein— Br ie 
—— 182. 


nt Sach. u. } . . ' Ar 2. wi 
Reffript des Königl. Minifkeriums. der Geiftlichen, Un: 
terrichte: und Mediiinal-Angelegenheiten, an die Koͤnigl. 
Regierung zu Oppeln, 'die Haltung von Hausapotheken 

ur Shitens der Medizinalperfonen, deren Beauffichti- 
= gung und Revifion betreffend. 





Auf den Bericht vom 20. v. M., wird‘ der Königl. Regie: 
rung hierdurch eröffnet, daß die Bedingungen, unter denen Wund— 
ärzten erfter Klaffe, fowie den promovirten Aerzten, die Erlaubniß, 
eine Hausapotheke zu halten, ertheilt werden kann, In dem $. 14. 
der vevidirten Apotheker: Ordnung vom 11. Oktober 1801. näher 
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angegeben find, die Königl. Regierung daher nur hierauf vermiefen 
werden kann. Was dagegen die Ertheilung ‚der gleihen Befugnig 
an Chirurgen 2ter Klaffe betrifft, fo kann folhe nur immer aus: 
nahmsweiſe gewährt werden, und hat daher die König. Regierung 
in jedem fpeziellen. Falle, in welchem Diefelbe aus Rüdfiht auf 
befondere. ohwaltende Umftände und Lokal-Verhältniſſe es für wün« 
fchenswerth und nothwendig erachtet, einem Chirurgen 2ter Klaffe 
die in Rede ftehende Erlaubniß zu ertheilen, hierüber zuvörderſt 
unter ausführlicher Berichts-Erftattung die Genehmigung des Mis 
nifteriums einzuholen. Uebrigens "finden auch in Betreff der Auf: 
ficht auf die Hausapotheken der Medizinalperfonen und der Revi— 
fion derfelben die allgemeinen über die Kontrofe und Reviſion der 
Apotheken überhaupt erlaffenen Beftimmungen ihre Anwendung. 

Berlin, den 18. März 1835. | Ä 

Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts: und Mebdizinal:Ange: 

r | legenheiten. 

v. Altenftein, 


‚183. mr 
Refolution des Königl. Minifteriums des: Innern und 
‚der Polizei, an die Hebamme. N. in N., deren Be: 
ſchwerde über Beeinträchtigung in ihrem Gewerbe" 
| betreffend. 5 





. Das Minifterium des Innern und der Polizei Fann die Bes 
fhwerde der Hebamme N. vom 22. v. M., über nicht gewährten 
Schuß gegen angebliche Beeinträchtigungen in Ihrem Gewerbe, 
nicht für begründet erachten, die Bittftellerinn vielmehr nur auf 
die hierneben zurüdgehende diesfällige Befcheidung der Negierung 
zu Stettin vom 22. Oftober v. 3. vermeifen. — 

Dabei wird der Bittſtellerinn zugleich eröffnet, daß, wenn 
feine Fälle vorliegen, in denen gegen baare Belohnung und, mit: 
hin gewerbsweife bei Entbindungen von Nicht: Hebammen Hülfe 
geleiftet worden, auch eine Veranlaffung zum obrigfeitlichen Ein: 
fchreiten nicht vorhanden ift, daß übrigens feine VBerpflihtung 
befteht, den Beiftand einer Hebamme in Anfpruch zu nehmen, nod 
weniger aber die Hebammen auf ihre tarmäßigen Gebühren in 
folhen Fällen Anfpruch machen fönnen, in denen weder fie felbft, 
noch andere, als die Bezirfs:.Hebamme, zugezogen worden find. 

Berlin, den 9. Januar 1336. 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
Koehler. 
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184. 
Reſkript ver Königl. Minifterien- ber Geiſtichen, Unter⸗ 
richts⸗ und Medizinal— Angelegenheiten, ſowie des Innern 


und der Polizei, an das Koͤnigl. Polizei-⸗Praͤſidium hie— 
felbft, die Einrichtung von Ammen-Büreaus betreffend. 





Dem Königl. Polizei-Präfidio wird auf den Bericht vom 6. 
November v, J., ein durch den Dr. med. N. hiefelbft einzurich- 
tendes Amen, :Büreau betreffend, Nachfiehendes eröffnet. 

Wenn gleich die Eriftenz eines Ammen-Büreaus für Berlin 
nicht gerade nothwendig erfcheint, fo find wir doch mit dem Königl. 
Polizei⸗Präſidio einverftanden, daß die Errichtung eines zwedmäßig 
organifirten Inſtituts der Art,. wodurch es möglich wird, zu jeder 
Zeit Ammen zur Auswahl zu fiellen, für deren Gefundheit und 
Süchtigfeit die vorerwähnte Anſtalt eine ſichere Bürgſchaft leiſtet, 
zumal, wenn dabei- zugleich, wie dies bei dem früher von dem 
- Dr. N. verwalteten Ammen:Büreau der Fall war, den Ammen 
die Gelegenheit zu einer im ntereffe der Medizinal-Polizei nicht 
genug zu berüdfichtigenden guten Unterbringung ihrer Kinder dar: 
geboten wird, in vielfacher Hinficht von wefentlihem Nutzen fein 
wird. Es verdient daher das Unternehmen des Dr. N. jede zus 
läffige Unterftügung. 

Der von dem Königl. Polizei:Präfidio EL TE Maß⸗ 
regel, daß alle in Berlin ſich vermiethende Ammen angehalten 
werden follen, ſich zuvor der Unterfuchung ihres Körperzuftandes 
durch den Dr. N. zu unterwerfen, und daß ihre Vermiethung nur 
gegen Borzeigung der von diefem ausgeftellten Befcheinigung über 
den Befund erfolgen dürfe, kann jedody die nachgefuchte Genehmi: 
gung nicht ertheilt werden, weil eine ſolche Beſtimmung ein eben 
fo unnöthiges als unzuläſſiges Exkluſivum einräumen würde. 

Es genügt aber auch vollfommen, wenn eine Anftalt hier 
eriftirt, welche dem vorfichtigeren "Theile des Publifums die Bürgs 
fchaft gewährt, daß dafelbft nur gehörig geprüfte und geſund bes 
fundene Ammen nachgemwiefen werden; und dies wird erreicht wer 
den, wenn der Dr. N. sein fonzeffionirted Ammen-Büreau unters 
hält. Es verfieht fi) übrigens von felbft, daß. derjelbe fih für 
feine Mühmwaltungen dabei nad) Maßgabe der Perfonen und Um: 
fände bezahlen laffen mag. 

Berlin, den 23. Mär; 1830. 


Minifterium 
der Geiftlichen, Unterrichts: und des Innern und der Polizei. 
Medizinal: Angelegenheiten. In Bertretung. 


v. Altenftein. Koehler. 


238 
X.. 


. "Militait Sachen. 


185. 


Reſkript der Koͤnigl. Miniſterien des Innern und der 
Polizei, ſowie des Krieges, an die Koͤnigl. Departements⸗ 
Pruͤfungs⸗Kommiſſion für die einjährigen. Freiwilligen 
zu Breslau, die wiffenfchaftlihe Qualififation. zum ein- 
jährigen freiwiliigen Ruitaiedienſie betrafiend. 





Der Königl. Departements; Prüfungs: Sommiffen wird auf 
den Bericht vom 16. v. M., die wiſſenſchaftliche Prüfung derjenis 
gen fi fi zum einjährigen freiwilligen Militairdienſte meldenden juns 
gen Leute betreffend, welche zur Zeit der Meldung eine der drei 
erſten Klaſſen eines Gymnaſiums bereits verlaſſen haben, Folgendes 
eröffnet. 

Der 8. 13. der Inſtruktion vom 21. Januar 1822. überläßt 
den Prüfungs-Kommiſſionen, ſich in den Fällen, wo die wiſſen— 
ſchaftliche Qualififation durch Atteſte nachgewieſen werden darf, 
von der Richtigkeit dieſer Atteſte durch eine mündliche Prüfung 
der Freiwilligen näher zu überzeugen. Die Kommiſſionen find mit— 
bin in den Stand gefegt, nad pflihtmäßigem Ermeffen dafür 
Sorge zu tragen, daß nicht Fndividuen zum einjährigen freiwillis 
gen Dienfte zugelaffen werden, denen Die mefentlichen gefeglichen 
Erforderniffe hinfichtlih der wiſſenſchaftlichen Bildung abgehen. 
Auf Subtilitäten hierunter einzugeben, erſcheint um ſo weniger 
rathſam, als ein großer Theil der dienſtfähigen jungen Mannſchaft 
im Wege der Aushebung, nicht zue Einftellung und militairifchen 
Ausbildung gelangt, und letztere bei den einjährigen. Freiwilligen 
in der Negel ohne Verpflegungs- und immer ohne: Einfleidungs: 
foften für den Staat erfolgt. | 

Berlin, den 10. März 1836. 


Der Kriegsminifter. Der Winiſter des Innern und der Polizei. 


v. Witzleben. In Vertretung. 
.— Koehler. 
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‚186. 
Refkript des König. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Magdeburg, die 


Einberufung der Mititairpflichtigen nach Maßgabe 
der Loofungsliften ‚betreffend. 





Der ‚Könige. Regierung wird auf den Bericht vom 28. v. 
M., den Abfchluß der Loofungsliften betreffend, nach. Rückſprache 
mit dem Königl. Kriegsminiſterium und im Einverftändniffe deffel: 
ben, eröffnet, daß die fchon im Herbft einzufiellenden Rekruten für 
das Z36bſte Infanterie-Regiment und für die leichte Kavallerie in 
deu Regel aus denjenigen Xoodnummern entnommen. werben Füns 
nen, welche ſelbſt nach dem Eintritt eines. bedeutenden. Minderbe: 
darfs bei den im April erfolgenden Einftellungen innerhalb des zu 
machenden Abſchluſſes — hinfihtlih der primo loco in die,nächfte 
Aushebungslifte zu übertragenden Militairpflichtigen — verbleiben. 

Die Erfahrungen der früheren Jahre werden hierbei den Er: 
fatbehörden zu Stätten Fommen, und fie in den Stand feßen, die 
möglichft gleichmiäßige qualitative Abfindung der im Frühjahr und 
Herbſte zu ergängenden nfanterie-Regimenter, unter Aufrechthals 
tung der gefehlihen Ordnung, zu bewirken. 

In feinem Falle Fönnen.Militairpflichtige, welche bei der Aus 
hebung ihrer Altersklaffe ordnungsmäßig Fonfurrirt haben, und von 
der Einfiellung im Herbft oder Frühjahr ohne ein aus ihres Pers 
ſönlichkeit hervorgegangenes Hinderniß, ohne ihre Zuthun oder Vers - 
{dulden frei geblieben find, primo loco in die Aushebungsliften 
des nächſten Jahres übertragen werden. 

In dem unwahrfcheinlichen Falle, daß felbit bei der obgedach— 
ten Borforge einzelne Militairpflichtige mit höheren Roosnummern 
fon im Herbft zur Einftellung fommen möchten, werden Ddiefe 
ausnahmsweiſe ebenfo wie die über den Abfchluß hinaus für die 
Garde, die ſchwere Kavallerie ꝛc. ausgehobenen Individuen zu 
betrachten fein. 

Berlin, den 28. März 1836. | 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
Koehler. 
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187. 


Reffripe des’ Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Stettin, die Bes 
handlung der mehrmals zuruͤckgeſtellten Militair⸗ 
pflichtigen betreffend. 


Der Königl. Regierung wird in Befcheidung auf den Bericht 
vom 3. d. M.,. 
betreffend die Ausführung der Allerhöchften Kabinets:Ordre 
vom 3. November 1833. in Bezug auf diejenigen Mili: 
tairpflichtigen, welche im erften und zweiten Jahre wegen 
häuslicher Berhältniffe, und im dritten wegen Körperfchmwä- 
‚che, oder umgefehrt, zweimal wegen Körperfchwäce, und 
einmal wegen häuslicher Verhältniffe zurüdgeftellt worden, 
anbei ‚Abfchrift eines über dieſen Gegenftand, ‚im Einverftändniffe 
des Königl. Kriegeminifteriums, an die Regierung zu Merfeburg 
ergangenen Reffripts des Minifteriums des Innern vom 28. Fe: 
bruar 1830. (Anl. a.) zum Anhalte Ihres Verfahrens mit dem 
Bemerken zugefertigt, daß die. in dieſer Weiſe dreimal zurückge— 
fiellten Individuen nicht, wie e8 vor Erfcheinung der Königl. Or⸗ 
dre vom 3. November 1853. gefchehen, der Landwehr zu über: 
weifen find, fondern nach der Beftimmung der gedachten Ordre 
zu 5. zu behandeln fein werden, Ä 
Berlin, den 15. März 1836. 


Minifterium des Innern und der Polizei. 
Koehler. 


a 


Nach einer Mittheilung des Herrn Kriegsminifterd hat im dortigen 
Departement eine Meinungeverfchiedenheit Hinſichts der dreimal zurück, 
geftellt gewefenen Leute flaft gefunden, welche nach den Beflimmungen 
vom 7. Auguſt 1826. ad $. 37. der Inftruftion vom 13. April 1825, 
wenn fie wegen häuslicher und gewerblicher WVerhältniffe zuruͤckgeſtellt 
gewefen find, fodann nur noch zur Ergänzung der Landwehr, wenn fie 
aber wegen zeitiger Dienftuntauglidjfeit zurücgeftellt waren, zur Ergän« 
zung der Kriegöreferve fommen follen. 

Es ift nämlich daraus bei einem Individuum, welches nicht wegen 
eines und des nämlichen Grunde, fondern verfchiedener Urfachen wegen 
dreimal zuruͤckgeſtellt geweſen iſt, gefolgert worden, 

daß ein Militairpflichtiger, deffen dritte Zuruͤckſtellung auf haͤus⸗ 
liche Verhältniffe begründet fei, nur dann der Landwehr über: 
wiefen werden dürfe, wenn auch die beiden erften Zurüdfiellungen 
durch häusliche Werhältniffe motivirt worden wären, dagegen aber 
der Kriegsreſerve zufalle, wenn die erfie Zurücitellung wegen 
Schwaͤchlichkeit gefchehen fei. * 
m 


Um nun ferneren biesfälligen Meinungsverfchiebenheiten vorzubeus 
en, wird der Königl. Regierung im Einverfländnig mit dem Herm 
riegsminifter und in Gemäßpheit früherer Entfcheidungen ber Miniſte⸗ 

rien des Innern und des Krieges in vorgefommehen ſpeziellen Fällen 
eröffnet, daß Leute, welche aus verfchiedenen Gründen dreimal zuruͤckge⸗ 
fiellt geweſen, gleichwohl ohne Weiteres der Landwehr zu uͤberweiſen find. 

Berlin, den 28. Februar 1830. 

i Der Minifter des Innern. 
v. Shudmann. 
An 
die Königl. Regierung zu Merfeburg. 





188. 


Cirkular⸗Reſkript des Könige. Minifteriums des Innern 
und der Polizei, an fümmtliche Königl. Regierungen, ſo⸗ 
wie an den Königl. Militair⸗Kommiſſarius hieſelbſt, vie 
Ausfertigung von Halbinvalidenfcheinen für die feld: 
dienftunfähigen Militairpflichtigen: betreffend, 


In der Anlage (a.) wird der Königk Negierung Abſchrift 
eines an das Königl. General:Kommando des zweiten Armee-Korps 
‚gerichteten Erlaffes des Herren Kriegsminifters vom 27. v. M., 
in Betreff der Ausfertigung von Halbinvalidenfcheinen für die 
felddienftunfähigen Militairpflichtigen, zur Nachricht mitgetheilt. 

Berlin, den 3. März 1836. 

- Minifterium des Innern und der Polizei. 
Koehler. 


— 





a. 

‚ Einem Königl. Hochlöblihen Generals Kommando ermangelt das 
Kriegsminifterium nicht, auf das gefällige Schreiben vom 26. Dezember 
1835., mit welchem die Berichte der Iten und Aten LandwehrsBrigade 
über das vorjährige Erfagausbebungs:Gefchäft eingegangen find, zur Er: 
ledigung der zwifchen dem Kommandeur der Aten Zandwehr-Brigade und 
dem Militair-Departementsratb der Königl. Negierung zu Franffurt a. O. 
obwaltenden Meinungsverfihiedenheit, 

in Betreff der Auefertigung von Halbinvalidenfcheinen für bie 

: ‚Felddienftunfähigen Militairpflichtigen, 
im Einverfländnig mit dem Königl. Miniflerio des Innern und der 
Polizei, Folgendes ergebenft zu ermwiedern. 

Die Anticht des Militair-Departementsraths, 
‚.. .. ‚daß Dalbinvalidenfcheine zu ertheilen feien, 
ift in den beſtehenden Vorfchriften begründet, und wenn, wie der Lands 
wehr-Brigade- Kommandeur bemerft, in anderen Negierungsbezirfen feine 
ſolche Scheine ertheilt werden, fo bedarf diefe Abweichung von den Vor⸗ 
ſchriften der Berichtigung. - 

Annalen. Heft 1. 1536. D 
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Der $. 30. der Inftruftion vom 13. Upril 1825. ift binfichtlich der 
auszufertigenden Atteſte für entfchieden felddienftuntaugliche Individuen 
weder bei Bekanntmachung der Allerhöchften Verordnung vom 28. Juni 
4827. wegen der el, noch durch die von dem Landmwehrs 
Brigade-Kommandeur in Bezug genommenen Beflimmungen, welche die 
zur Armee⸗-Reſerve zu begeichnenden Individuen betreffen, aufgehoben, 
vielmehr ift unterm 11. Juni 1829. ein Schema zu den Halbinvaliden: 
fheinen emanirt, und diefed durd die Verfügung vom 13. September 
1832. nur in Anſehung der Zrainfoldaten und ter ei nicht aber 
in Anfebung der übrigen, unbedingt felddienftuntauglichen Militairpflich 
tigen außer Anwendung gefeßt worden. 

Auch kann deine Abänderung der beſtehenden Vorfchriften hierunter 
nicht rathſam erachtet werden. Ein bloßer Vermerk in dem Goeftel: 
lungsfcheine, en 

daß der Militairpflichtige wegen Unbrauchbarfeit zum Felddienfte 

als Halbinvalide anerfannt worden, * 
wuͤrde — ſeibſt wenn man in dieſem Falle die Geſtellungsatteſte, welche 
nur von den permanenten Mitgliedern der Kreis⸗Erſatz-Kommiſſion uns 
terzeichnet werden, von der Departements-Erfag-Kommiffion beftätigen 
Laffen wollte — die befonderen Halbinvalidenfcheine nicht erfeßen Fönnen, 
da Ießtere, nach dem vorgefhriebenen Schema ausgeftellt, zu einer grö« 
feren Sicherſtellung ſowohl der Kontrole der Militairpflichtigen, als des 
. der Aerzte der Kreis-Erfag-Kommiffionen, beitragen. 

Jenem Schema zufolge, muß zuVörderfi der Arzt der Kreig-Erfaßs 
Kommiffion ein förmliches Atteſt darüber ausftellen, daß, und aus 
welchen Gründen der Militairpflichtige zum Felddienfke unfauglich fei. 
Diefes Atteſt muß alsdann von der Kreis: Erfaß» Kommiffion mit der, 
Beſcheinigung, daß der Militairpflichtige wegen Unbrauchbarfeit zum 
Felddienſte ald Dalbinvalide anerfannt worden, verfeben, und von den 
— Mitgliedern der Departements-⸗Erſatz⸗Kommiſſion betätigt 
werden. 

Unter diefen Umfländen fieht das Kriegsminiſterium fich veranlaßt, 
Ein Hochtöbliches Generalsfommando ergeben zu erfuchen, nicht nur 
im Bereich, der Aten LandwehrsBrigade, fondern überall im Korpsbezirf 
Die befiehenden Vorſchriften wegen Ausfertigung der befonderen Halbs 
invalidenfcheine für die als dauernd feldödienitunfähig anerkannten Mi: 
itairpflichtigen -aufrecht halten, und den Militair» Erfagbehörden das 
Noͤthige gefälligft zugeben zu laffen. 

Berlin, den 27. Februar 1836, 

Kriegsminiſterium. 
v. Witzzüeben. 


An 
Ein Königl. Hochlöbliches General-Kommando 
des 2ten Armee⸗Korps, hieſelbſt. 
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Cirfular-Reffript des Königl. Minifteriums des Innern 

"und der. Polizei, an fümmeliche Königl. Regierungen, fos 

wie an den Königl. Militai-Rommiffarius hiefelbft, die 

Aufnahme der ehemaligen Zöglinge des Porsdamfchen 

großen Militair-Waifenhaufes in die Schul-Abtheilung 
des Lehr: Infanterie Bataillons betreffend. 


Es find die DVerlegenheiten zur Sprache gefommen, welche 
daraus entfiehen, wenn Zöglinge des Potsdamfchen großen Mili- 
tair-Waifenhaufes, die zu Handwerkern in die Lehre gegeben wor: 
den, nad) beendigter Lehrzeit fich zum Eintritt. in die Schul:Ab- 
theilung des Lehr: Infanterie: Bataillons melden, und wegen Boll: 
zähligfeit diefer Ubtheilung zurückgewieſen werden. : 

Zur Befeitigung jenes Webelftandes. nehme ich Veranlaſſung, 
nad) dem Wunfche Sy. Ercellenz des Herrn Kriegsminifters, wel: 
cher dieferhalb mit mir fommunizirt hat, die in der. Eirfular: Vers 
fügung des Minifteriums des Innern vom 6. September 1825. *) 
enthaltene Anweifung, Er, 

wie die Drtöbehörden Hinfihts der Weberweifung der zu 
Handwerkern in die Lehre gegebenen Zöglinge des Pots— 
damſchen Militair-Waifenhaufes und der Annaburger Sol 
daten » Knaben » Erziehungsanftalt an das Lehr: Infanterier 
Bataillon verfahren follen, Ä fa, 8 
hiermit dahin zu modifiziren: | 
daß diefe Zöglinge im Aten Jahre der Lehrzeit den Erfaßs 
Koınmiffionen (eventualiter den permanenten Mitgliedern 
derjelben) zur Beurtheilung der Fürperlichen und moralis ' 
chen Qualififation fo zeitig vorgeftellt werden, daß die- 
qualifiziert befundenen drei Monat, vor der, Einftel: 
lungszeit, alfo am 1. Juli, von jenen Kommiffionen dem 
Lehr : Infanterie: Bataillon namhaft gemacht, «und bei dem 
—  Eingange der Erflärung über die Zuläffigfeit‘ ihrer Auf: 
nahme rechtzeitig nach Potsdam, wo fie in den erfleit'Ta: 
gen des Monats Dftober eintreffen müffen, abgeſchickt wer: 
den können. Be 

Diejenigen Zöglinge, welche in die Schul: Abtheilung des Lehr: 
Snfanteries Bataillons wegen Bollzähligfeit derfelben oder anderer 
Hinderniffe wegen -micht eingeftellt werden können, falten binficht: 
lich der Heranziehung zur Ableiftung ihrer gefeglichen Militair- 
Berpflichtung der Verfügung der Erfagbehörden anhein. , 

) Jahrg. 1825. 3tes Heft, ©. 777. 52 “ 
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Sch beauftrage die Königl. Regierung, die Ortsbehörden und 
Kreislandräthe hiernady mit näherer Anweiſung zu verfehen, erftern 
auch dabei nochmals eine zuverläßige Kontrole über die zu Hand: 
werfern in die Lehre gegebenen Zöglinge der vorgedachten Anftal: 
ten einzufchärfen. 

Der Herr Kriegsminifter wird feinerfeits den Militair-Erfaß- 
behörden ebenfalls das Erforderliche zugehen laffen. 

Berlin, den 25. Januar 1836. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 

v. Rodhom. 


190. 
Cirkular-Reſkript der Königl. Minifterien des Innern 
und der Polizei, fowie der Finanzen, an fämmtliche 
Königl. Regierungen, ausfchließlich der Rheinifchen, ber 
treffend die Rumulation mehrerer gegen ausgetretene 
| Militairpflichtige anzuftellenden Klagen. 





In Beſcheidung auf den Bericht vom 26. September v. J. 
betreffend die Kumulation mehrerer gegen ausgetretene Mi- 
litairpflichtige anzuftellenden Klagen, 

wird der Königl: Regierung hierbei Abfchrift der desfalld von des 
Herrn "Zuftizminifters Mühler, Ercellenz, an fümmtliche Dbers 
landesgerichte 2c. unterm 8. Januar c, erlaffenen' Eirfular:Berfü- 
gung (Anl. a.) mit der Anweifung zugefertigt, nady den ad 1. 
diefer Verfügung enthaltenen Beftimmungen in den betreffenden 
Fällen zu verfahren. 
Berlin, den 27. Januar: 1836. 

Finanzminifterium.  Minifterium des Innern und der Polizei. 

v. Alvensleben. In Vertretung des Heren Chefs. 
Kochler. 


22 An 
bie Königl. Negierung zu Breslan, und 
abfchriftlih an ſaͤmmtliche übrige Kös 
nigl. Regierungen, ausfchlieglich der Rhei⸗ 
nifchen, zur gleichmäßigen Beachtung. 


a. 

Zur Bereinfahung des Verfahrens in Konfidfations s Prozeffen ge 
gen ausgetretene Militairpflichtige erfcheint e8 angemeffen, mehrere Kons 
fisfations- Klagen gegen dergleichen Ausgetretene zu fumuliren, und dem⸗ 
nächft über fämmtliche fo zufammengefaßte einzelne Fälle in einem 
Urtel zu erfennen. 
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Zu dem Ende werden 
4) die * Regierungen Seitens des Koͤnigl. Finanz und des Koͤ⸗ 
nigl. Polizeiminiſteriums angewieſen werden, die in ihrem Bezirk 
vorfommenden Konfiskations⸗Faͤlle zu ſammeln, und in den En 
Monaten jedes Jahres fämmtliche, bei ihnen im verfloffenen Sabre 
ur Sprache gefommenen Konfisfations-Fälle in Eine Klage zu- 
Tammengefagt, bei dem fompetenten Königl. Oberlandesgerichte eins 
zureichen. 
Die letztern haben aledann 
2) in dem anſtehenden Termine nur rückfichtlich der Ausgetretenen, für 
welche fich Jemand meldet, SpezialsProtofolle aufnehmen zu laffen, 
die —— ſelbſt aber gleich nach Abhaltung des Termins zum Spruch 
x vorzulegen. Ä 
3) In * Erkenntniſſe iſt die Konfiskation gegen alle, fuͤr die Nie— 
mand aufgetreten iſt, auszuſprechen, in Beziehung auf die andern 
aber zu bemerken, daß uͤber dieſelben beſonders werde erkannt werden. 
4) Die befondern Erkenntniſſe folgen einzeln nach, fobald die Spozial⸗ 
Infruftion beendigt fein wird. | ; 
Das Königl. Kammergeriht (Oberlandesgericht ıc.) hat daher 
kuͤnftig biernach zu verfahren. | 
Berlin, den 8. Januar 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
Mühlen, 
An 
das Königl. Kammergericht, an fänmtliche 
Königl. Oberlandesgerichte, und an das Ks 
nigl. DObers’ippellationdgericht zu 
Greifswald. 


191. 
Circular⸗Reſkript der Königl. Minifterien des Innern 
und der Polizei, fowie der Finanzen, an fammtliche Rd 
nigl. Regierungen, mit Ausfchluß der Rheinifchen, 
2 in eben berfelben Angelegenheit. | 


Im Berfolg des Cirkular-Reſkripts vom 27. Januar c., bes 
treffend ER ao | . 
| das Verfahren Bei Konfisfations-Prozeffen. gegen Auggetres 
tene Militairpflihtige, 00 
wird der Königl. Regierung die von des Herten Juſtizminiſters 
Mühler, Ercellenz, unterm 3. Juni c.,.an die Königl, Oberge: 
richtsbehörden fernerweit erlaffene, die hierunter ertheilten Beſtim— 
mungen modiflzirende Verfügung anbei abfchriftlih zur Nachricht 
mitgetheilt. (Anl. a.) | 
Berlin, den 18. Auguſt 1836, 
Finanzminifterium. Minifterium des Innern und der Polizei, 

dv, Alvensleben. In Vertretung des Heren Chefs. 
J Koehler. 
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— a. | 


Die auf Veranlaffung der Königl. Minifterien der Polizei umd ber 
Finanzen mittelft Eirfular-Reffripts vom 8. Januar d. 3: erlaffene Ans 


weifun 

Iber das Verfahren bei Konfiskations-Prozeſſen gegen ausgetre— 

tene Militairpflichtige, ER ! 

wird auf Antrag diefer Königl. Minifterien in nachſtehender Art mos 
difizirt. | 

"4 Wenn die Regierungen deshalb, weil die ausgetretenen Militair- 
pflihtigen Vermögen zurtifgelaffen haben, um die Gicherfiellung diefes 
Vermögens zu veranlaffen, #8 vorziehen, die KonfisfationssKlagen ohne 
Verzug und daher einzeln einzureichen, fo foll ihnen diefes zwar nach« 
elaffen, und die Gerichte verpflichtet fein, nadı Maßgabe des $. 29. 
&it. 36. der Prozeß-Ordnung und des $. 271. des Anhangs zur All: 
gem. Gerichtsordnung die erforderlichen Sicherbeitsmaßregeln von Amts: 
wegen zutreffen; die VBorladungen der Werflagten felbft aber find auch 
in diefen Fällen bis zum Eingange der nach der Eirfular-VBerfügung 
vom n Januar, d. 3. periodifh zu gemärtigenden allgemeinen Klagen 
aussufeßen. — 

8 ſoll es den Regierungen unbenommen bleiben, wenn ſie es 
dein fiskaliſchen Intereſſe angemeſſen finden, auf fofortige Separat:Ins 
firuftion einer einzelnen Sache in der bisherigen Urt anzutragen. 

Demgemäß iſt fünftig zu verfahren. 
“ Berlin, den 3. Jun 1836. . 
Der Juſtizminiſter. 
Muͤhler | 


Un ., 
fämmtliche Königl. Obergerichisbehörden. 





192. a , 
Reffripe des Könige. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Magdeburg, die 
freie Aufnahme der Aufgebote ausgetretener Militair 
pflichtigen in bie Intelligenzblaͤtter betreffend. 


ey 


Der Königl. Regierung . wird auf den Bericht vom 21. v. 
M. eröffnet, daß über die Frage: ZONE j 
ob für die Aufnahme, der Aufgebote ausgetretener Miliz 
tairpflichtigen in die Sntelligenzblätter Inſertions-Gebühren 
zu zahlen” feien? a — en 
mit dem Herten Staatsminifter v. Nagler bereits früher eine 
Korrefpondenz ftattgefunden hat, und dieje Frage verneinend ents 
fehieden ift. Dabei muß es um ſo mehr ſein Bewenden behalten, als 
niemals eine Berpflichtung des Fiskus zur Bezahlung derartiger 
Gebühren beſtanden hat. *) | 
- Der Königl. Regierung wird demgemäß, was den vorgefras 


*) Vergl. Jahrg. 1833. Ates Heft, ©. 1131. 
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genen Spezialfall anlangt, überlaffen, bei der Königl. Ober:Rechs 
nungsfammer auf Zurüdnahme des nach der Anzeige des dortigen 
Sntelligenz.Komptoirs hinfichtlicy der Inſertlons-Gebühren für die 
Ediftal:Eitationen der ausgetretenen ANIERORDHLGHBEN N. N. ge⸗ 
zogenen Moniti anzutragen. 
Berlin, den 28. April 1836. 

Kinanzminifterium.  Minifterium des Innern und der Polizei. 

v. Alvensleben. Koehler. 





193. 


Reſtript der Koͤnigl. Miniſterien der Finanzen, ſowie 
des Innern und der Polizei, an die Koͤnigl. Regierung 
zu Marienwerder, die Stempelfreiheit der über Verguͤti⸗ 
gung von Lieferungen und feiftungen für das Militair 
ausgeftellten Quittungen betreffend. 





Die mit dem Berichte vom ö. Zanuar- c. abfchriftlich einges 
reichte Verfügung des Königl. Kriegsminifterii an die — 
des erſten Armee Korps vom 2. April 1834,.,— 

wonach Quittungen im Betrage von 50 Kehle. und darüber, 

die über die Bezahlung folder Natural: Kouragelieferungen, 

welche die Unterthanen bei Märfıhen des Militairs nach dem 

Allerhöchften Edift vom 30. Dftober 1810. hergeben müſſen, 

ingleihen über die Bezahlüng desjenigen’ Vorſpanns ausge⸗ 

ſtellt werden, welchen die Unterthanen vermöge geſetzlicher Ver⸗ 
pfflichtung leiſten müſſen, für ſtempelfrei erklärt werden, 
beruht auf dieſſeits erklärter Uebereinſtimmung, daher die Königl. 
Regierung angewieſen wird, in vorkommenden Fällen darnach zu 
verfahren. 

Zur Vermeidung jeden Mißverſtändniſſes wird bemerkt, daß 
die Stempelfreiheit auf Quittungen über Sahlungen für folche Leis 
ftungen, melde auf einer geſetzlich vorgefchriebenen Zwangspflicht 
der Unterthanen beruhen, fich befchränft, wogegen Quittungen über 
Zahlungen für vertragsmäßige Leiftungen bei Objekten von 50 Rthlr. 
und mehr, ſtempelflichtig ſind. | 

Berlin, den 12. Februar 1836. * 
Miniſterium des Innern und der Polizei. Finanzminiſterium. 

— v. Alvensleben. 


„try j } — — — 


i Ä 
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Zweiter Abſchnitt. 
Auswaͤrtige 


Selesocebung 





1. 
ei Heſſiſche Inſtruktion für bie Ausführung 
des Staats, und Provinzial: Straßenbaues. 





1. Abſch'nitt. — 
Verwaltungsvorſchriften. — 


1) D Ausfuͤhrung des Straßenbaues wird ‚in drei Abtheir 

| ‚lungen vollzogen, und ‚zwar, 

. An, die Erdarbeiten und, der Brüdenbau, innerhalb drei Jahren; 

b. das Brechen, Fahren und Aufklaflern der Steine ‚In zwei- 

Jahren; 

© Die Anfertigung. der Sleinbahn und Seitenpfode, in einem 

Jahre. 

2) Die mittleren Koſten für eine laufende glofter heitagen zehn 
Gulden, welche auf die verſchiedenen Perioden, wie folgt, zu 
vertheilen ſind: 

a. fuͤr die Vorbereitung, die Erdarbeiten und Qurchläffe, fowie 
für Landentjihädigungen, wo fie nach dem sh; der Staats: 
kaſſe zur Laſt fallen, in der erfien Periode 3 

b. für Anfchaffung der Steine in der zweiten Neriode 3 fl.; 

c. für Fertigung der Fahrbahn-und Seitenpfäde 1fl. 30 fr.; 

d. gemeinfchaftliche Koften der drei Perioden für Brüdenbau, 
Auffiht und dergleichen 2 fl. 30 Er. 
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3) Nach diefen Abtheilungen und mittleren Anfägen haben: die 
Kreisbaumeifter für jede einzelne Straßenftrede beiläufige Bor: 
anfchläge zu.entwerfen, wobei die. Brüden befonders zu bes 
rechnen find... Sie :werden dabei zugleich. angeben, um wie 
viel die wirklichen Koften nach den bejonderen Lofalverhält: 
niffen wahrfcheinlich höher oder geringer kommen werden, als 

die obigen mittleren Anfäge- 

4) Die Ober» Baudirektion wird nad) ihrem Ermeffen: die jahr. 

lich nöthigen Kredite hiernach eröffnen, wobei fie darüber zu 
wachen hat, daß die Mittelzahl von 10 fl. für jede Klafter, 

bei dem gefammten Neubau nicht überfchritten- wird. 

5) Die einzelnen Arbeiten find in der: Negel von dem Kreisbau- 
meifter in ſchicklichen Abtheilungen: an folche Perfonen zu vers 
fteigern, ‚welche fie ſelbſt ausführen, mit Ausfchluß alles Ens 
treprifenbaues. . 

Bei den, Berfieigerungen müffen die Boranfchläge und 
Maffenberechnungen‘ den, Steigerern. vorgelegt werden, damit 
diefe. fich ‚danach richten fünnen. Nur ‘wenn die Maffenbes 

: rechnungen um mehr. ald ein Fünftheil zu gering durch den 
: Kreisbaumeifter angegeben worden, oder undorhergefehene 

. Sprengarbeiten nothwendig werden, kann eine verhältnißmä⸗ 
ige Erhöhung der Steigfumme flattfinden. Bei Planieras 
beiten: haben ſich die Kreisbaumeifter vor Aufftellung der Bor: 
anfchläge hinlängliche Kenntniß: ‚von der Beſchaffenheit des 

Bodens, nöthigenfalls:durdy Aufgrabungen, zu verfchaffen. 

6) Am Ende eines ;jeden Bierteljahrs haben die- Kreisbaumeifter 

— ‚ar die: Ober: Baudireftion eine: Weberfiht des Standes der 
Arbeiten und. der Bermendung der un dom Anfange des 

Jahres angerechnet, Seinzufenden.  — 

7): Zu Ende: des dritten; Bierteljahres haben fi e dent —— 
Jihen Geldbedarf für. dem: Neubau in dem nächſtfolgenden 
Jahre anzugeben, damit die Ober-Baudirektion jedenfalls im 
Stande. iſt, vor: Ablauf des Jahres einen neuen Kredit für 
das nächſte Jahr zu eröffnen. 

8) Im April jeden Jahres iſt eine volftändige Wirthſchaftsrech— 
nung, mit ſpezieller Angabe aller geleiſteten Arbeiten, für das 
verfloſſene Jahr, an die ee eingefenden | 

m Abfhnith Be a >. 
— Entwurf des Straginpläne, 

9) Der Kreisbaumeifter hat fih vor Beginn feiner Mefjungen 
mittelft guter Karten, und öfterer Anficht der Gegend die er: 
forderliche Oriskenntniß zu verſchaffen. | 

10) Auch liegt im ob, 1 mit dem Ortsvorſtande und den ans 
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geſeheneren Einwohnern rückſichtlich der beſonderen Oertlich⸗ 


11) 


12) 


keiten zu benehmen und ſich zu bemühen, ihre, Anſichten mit 
dem Hauptplane ohne Nachtheil deſſelben in Einkiang zu bringen. 
Nach dieſen Einleitungen wird, mit Berückſichtigung der ers 
laubten Neigungen und noͤthigen Ruheplätze, eine vorläufige 
Abſteckung der Straße, mit Hülſe des Theodolits, vorgenommen. 
Iſt nun die Straße auf dem Felde abgeſteckt, ſo wird der 


Kreisbaumeiſter den Kreisrath einladen, mit Zuziehung der 


Bürgermeiſter der, nach dem Ermeſſen des. Kreisraths, be⸗ 
theiligten Gemeinden, einen Augenſchein einzunehmen, und 


der Kreisrath wird in ‚einem Protokolle diejenigen. Erörteruns 
gen und Wünſche der einzelnen Orte niederlegen, welche bei 
diefee Gelegenheit zur Sprache gebracht worden find. 

Dieſes Protofoll hat der Kreisbaumeifter feinem Berichte 
an die Dber:-Baudireftion über endliche  Fefiftellung feines 


- Entwurfs beizulegen, und hierbei zugleich fich: gutachtlich über 


13) 


die Zuläffigfeit diefer Anträge zu äußern. 
Erſtreckt fih die Straße in mehrere Kreife, fo haben fich 
die betreffenden Kreisbaumeifter regen des Anfchluffes vor 
der Abſteckung zu benehmen, und jeder. Kreisbaumeifter ift 
verbunden, der: Einladung des benachbarten Kreisbaumeifters, 
ohne allen Zeitverluft, zu entfprechen. 

Nach diefer- vorläufigen Verhandlung erfolgt fogleich von 


: beiden Seiten die Abftedung der Straße, in foweit fie den 


Anſchluß betrifft, und: wird dann daffelbe Berfahren, wie uns 
fer Art: 4. vorgeſchrieben ift, zwifchen: den betreffenden Kreis⸗ 
baumeiftern, Kreisräthen und Bürgermeiftern in Bezug auf 


diefen. Anfchluß gemeinfchaftlid) eingehalten. 


14) 


45). 


Der Entwurf des Straßenzugs wird auf einen Gituationsriß, 
worauf das. anliegende. Terrain. gezeichnet ift, in einem Map: 
ftabe von 0,00002 der Natur eingetragen. 

Die Ober-Baubdireftion erftattet über .das. von. ‚ dem Kreis: 
baumeifter ‚entworfene Projekt Bericht an das: betreffende Mi: 
nifterium, unter Beifchluß .des von dem Kreisrathe aufgenom⸗ 
menen Protokolls. Iſt hierauf die Richtung der Straße feft- 
gefeht, fo wird dieſe ſowohl dem: Kreistathe, als dem: Kreis: 
baumeifter. befannt gemacht werden. 

Der Kreisrath , hat die fefigefehte Richtung meiter den be— 
theiligten Gemeinden. befannt machen zu laffen, und die Tage, 
an welchen dieſes gefchehen ift, dem betrefienden Minifterium 
berichtlich anzuzeigen. "Etwaige Reflamationen gegen die feit- 
Hefehte Straßenrichtung müffen innerhalb vier Wochen nad) 
jener Bekanntmachung vorgebradht werden, und zwar in Be: 
zug auf Staatsftraßen bei dem Deinifterium der Finanzen, 


17) 


18) 
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-in- Bezug auf Probinzialftraßen dagegen bei dem Minifterium 


des Innern und der Juſtiz. 

Spätere Reklamationen werden unberüdfichtigt bleiben. 
Der Kreisbaumeifter forgt nad) der. Fefifegung der Straßen: 
richtung für die endliche Abſteckung derfelben auf dem Felde, 
worauf der Kreisrash auf Anſtehen des Kreisbaumeifters die 
alsbaldige Weberweifung des Geländers zu vollziehen, und 
hiervon dem Kreisbaumeifter eine fchriftlihe Benachrichtigung 
zu ertheilen hat. R 
Nach Bollendung der Planirung hat der Kreisrath für Ab: 
fteinung der Gewanngrenzen nach Art..10. des Gefeges vom 
23. Dftober 1830. Sorge zu tragen. 


u. Abfhnitt. 


Beſtimmung der Neigung und Dimenſionen des 


19) 


20) 


Strasbenprofils. 
a. Laͤngenprofil. | ‚ 
Die Richtung der Straße, zwiihen zwei gegebenen Punkten 


wird hauptfächlih durch die Neigung befiimmt, und hängt 


alfo vorzüglid von den Unebenheiten des Terrains ab, In 
der Ebene Fann die gerade Linie in der Regel befolgt wer- 
den, während: im Gebirge zur Erreichung einer gleichförmig 
vertheilten Neigung gemifchte Linien angewendet werden müffen. 


‚Die größte Neigung einer Straße foll nie drei Grade nad) 


100 theiliger Eintheilung des Quadranten, oder 4,7 Klafter 


auf. 100 Klafter Länge, Überfteigen. Die ganz. horizontale 


21) 


Lage einer Straße muß, wegen Ermangelung des Wafferab- 
zugs, möglichft vermieden werden. Eine Neigung von 10 
Minuten oder von 0,16 Klafter auf 100 Klafter Länge, welche 
abwechfelnd,. fleigend und fallend angebradht werden muß, 
reicht ‚hin, diefem Zwede zu entiprechen. 

Bei lang anfteigenden Straßen werden in Entfernungen von 
etwa 500 Klaftern an ſchicklichen Stellen, 4. B. ſcharfen Stra: 
Genfrümmen, Ruheplätze von 5 bis 15 Klaftern Länge ans 
gelegt, mit einer Neigung bon 63 Minuten oder 1 Klafter 
auf 100 Klafter Länge. - 


22) Können obige, Bedingungen an füdlihem und nördlichem Ab: 


25) 


24) 


hange gleich gut erreicht werden; fo ift in der Regel dem 
füdlichen Abhange eines Thales der Vorzug einzuräumen. 
Bei der Mahl. der Straßenlinien find lange Erd-Durchſchnitte 
möglichft zu vermeiden ; jedoch ift die Ausgleihung des Auf: 
und Abtrags foviel thunlich zu bewirken. 

In Flußgebieten muß die Straße bei freiem Fluſſe wenig⸗ 
fiens 0,25 Klafter höher als der höchſte Stand der Veber- 
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25 


— 


ſchwemmung, hinter Dämmen dagegen 0,20 Klafter höher, 
als der höchſte Stand des Quellwaſſers, angelegt werden. 
| b. Querprofil. 
Die Abmeffungen des Querprofils werden wie folgt, feſtgeſetzt 
Staatsſtraßen. Provinzialftragen. 


! — — — ⸗ 
Reitpfad on 00. , 1 Klfır 0,60 Klftr. 
Zahrbaln  » 2: 0..2..2 2,00 » 
Zußpfad mit Raum für das 

Auffegen des Unterhal: 


‚tungsmateriß . . 1 ; 1,00 — 
alſo geſammte Kronenbreite 4 Kiftr. 3,60 Kiftr. 


Die Bölhungen der Dämme und Raine erhalten auf je 


.. ben, Fuß Höhe eine Ausladung von 1 bis 14Xuß, oder v 
50 bis 63 Grad. ER Te 


26) 


Gräben werden nur an den Stellen angelegt, wo die Straße 
in den natürlihen Boden eingefchnitten, fumpfig oder weniger 
als 0,25 Klafter über demfelben erhaben ift. 

Wo folde Gräben erforderlich find, erhalten fie in der 


Negel eine Sohlenbreite von 0,10 Slafter bei einer Tiefe 


von 0,20 Klafter. 


97) 
28) 


29) 


x 


30) 


Die Kreisbaumeifter haben den Gemeinden und Privaten die 
Anlage. von Ueberfahtten über die Gräben, -fowie von Auf: 
und Abfahrten, nad) zu ertheilender Vorſchrift, auf ihre Ko- 
fien zu geftatten. | 

Die 0,6 Klafter breiten Pfäde erhalten eine Neigung von 4 
Zoll, die 1,0 Klafter breiten Pfäde eine Neigung von 1 Zoll. 
Die Steinbahn erhält Bord: oder Wandfteine und eine gleich: 
fürmige Stärfe von 10 Zoll. Cie befteht aus einem, von 


Hand geftellten und wohl verfeilten Grundbau von- 5 Zoll 


Höhe, und aus einer Dede von 5 Zoll Die. Die Dediteine 
beftehen aus 2 Schichten, und erhalten in der unteren 3 Zofl 
ftarfen Schichte einen mittleren Durchmeffer von 12 bis 2 
Zoll, — in der oberen 2 Zoff ftarfen Schichte einen Durchmeſſer 
von 1 Zoll, mit einer dünnen, 1,0 Klafter breiten Ueberfchüt: 
tung, bon reinem Kies oder fein zerfchlagenen Steinen. Nach 
Dollendung der Straße wird diefelbe mit einer etwa 80 Gent: 


. * 


ner ſchweren eiſernen Walze gebahnt. 


Die Wölbung der Fahrbahn in der Ebene, oder bei Neigun— 


gen von weniger als 1 Grad, erhält in der Mitte eine Höhe 
von 5 Zoll über den Wandfteinen. Es verftcht ſich von 
felbft, daß der Boden des Grundbaues diefelbe Wölbung has 
ben muß. 


31) 
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c. Chauſſeen in den Ortfchaften. 
Da, wo die Fahrbahn in den Ortſchaften chauffirt wird, wer⸗ 
den die Goffen und Geitenpfäde, welche die Fahrbahn eins 


fchließen, gepflaftert. 


32) 


33) 


34). 


35) 


36) 
37) 
38) 


d. Diſtanz⸗ oder Nummerfleine. 
Bon 100 zu 100 Klaftern werden in der ganzen Länge der 
Straßen mit Nummern verfehene Diftanzfteine geſetzt, welche 


die Entfernungen von dem Hauptorte der Straßenfirede ans 


zeigen, und zu gleicher Zeit als Unterabtheilungen bei der Un; 
terhaltung dienen. . Zwanzig diefer Nummerfieine gehen ‚auf 
die Wegftunde, und dreißig auf die Meile, welche letztere 
durch Meilenzeiger von einfacher Form, mit Angabe der Haupts 
entfernungen bezeichnet, und mit Ruhebänfen verfehen werden. 
. e. Bepflanzung. 

Die Straßen werden am’ äußeren Rande der Geitenpfäde 
mit ſchicklichen Bäumen bepflanzt. 

£. Brunnen. 
In unbewohnten Gegenden müſſen wo möglich. Brunnen ans 
gelegt oder Quellen aufgefangen werden. | 


IV, Abſchnitt. 

Brüdenbau. 
Alle in den Strafienzügen nöthige Brücden und Dohlen müffen ' 
bis zu einer lichten. Deffnung von. 2,5 Klafter von Stein 


‚oder Eifen erbaut werden. Wird von Stein gebaut, fo. ge: 


fchieht dies mit Haufleinen, wo diefelben nicht allzu Foftbar 
find, oder mit abgerichteten Bruchfteinen, ohne jedoch an den 
Stirnen der Gewölbe Kränze von Haufteinen anzubringen. 


‚Eiferne Brüden können in allen Fällen, wo fid die Koften: 


berechnung zu ihren Gunften ftellt, angewendet werden. 
Bei fehr großen Deffnungen hängt die Wahl zwiſchen Stein, 
Eifen und Holz von den örtlihen Verhältniſſen ab. 
Die Obet:Baudireftion wird, um den Bauſtyl zu bezeichnen, 
einige: Mufter der Brüdenarten den Baumeiftern zur geeigs 
neten Berücdfichtigung bei ihren Entwürfen mittheilen. . 
Darmftadt, den 26. April 1836. 

: Aus Allerhöchftem Auftrag. 
Großherzoglich Heffifches Geheimes Staatsminifterium, 

du Thil. v. Hoffmann. 

Schott. 
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2. 


Großherzoglich Badenſche RER das Geſtuͤts⸗ 
weſen betreffend. 





Die Verordnung über das Geſtütsweſen vom 29. Mai 1813. 
(Regierungsblatt Nr. XXIII.) erſtreckt ſich nur auf den damals 
beſtandenen beſchränkten Geſtütsbezirk, und iſt auch in ſolchem in 
neueſter Zeit weniger beobachtet worden, als es das wellaerſendene 
Intereſſe der Pferdezüchter erfordert hätte. 

Seit jener Zeit iſt die Geſtütsanſtalt auf das geſammte Groß⸗ 
herzogthum ausgedehnt worden, und es werden daher zur Errei— 
hung ihrer verfchiedenen Zmwede neue Beftimmungen nothwendig. 

Bei der großen Sorgfalt, welche Seine Königlide Ho: 
heit der Großherzog der Beredlung der Pferdezucht gewids 
met haben, it Höchſtderſelben Beftreben dahin gerichtet, ein- 
mal für jeden Landesiheil die zur Landwirthichaft, nad) der Ber: 
fchiedenheit der: Lage, des Bodens und der Kultur defielben erfor: 
derlichen eigenthümlichen Pferde-Raçen in demfelben felbft zu ge- 
winnen, und zugleich durch den Handel mit dem im Lande erzeug: 
ten veredelten Pferden Quellen des Wohlftandes zu eröffnen, und 
die eröffneten zu erweitern; fodann aber auch die zur Nachzucht 
nothmwendige Stammzucht ebenfalls in dem Großherzogthum zu 
erhalten, um nicht genöthigt zu fein, die zu diefem Zwed erfor: „ 
derlihen Zuchtpferde fortdauernd im Auslande auffaufen zu laffen. 

Dieſer letere Zweck kann ohne einige Befchränfungen nicht 
erreicht werden. Jedem Pferdezüchter fieht es übrigens frei, ob 
er an der Geftütsanftalt Theil nehmen will oder nicht. Diejeni» 
gen aber, welche daran Theil nehmen, Fönnen ſich einige Beſchrän⸗ 
fungen, als Bedingungen der Theilnahme zum Beften der Ges 
fammtheit, um fo mehr gefallen laffen, als der Staat für fie 
große Opfer bringt, ohne daf von ihnen für die Theilnahme und 
für alle daraus entfpringenden Vortheile das mindefte Geldopfer 
verlanat wird. 

Hiernächſt iſt zwar die Geſtütsanſtalt auf das geſammte Land 
ausgedehnt, allein doch nur eine kleine Landesſtrecke, nämlich die 
ſogenannte Haardt und einige daran grenzende Ortſchaften ſind 
nach ihren eigenthümlichen Verhältniſſen zur Gewinnung einer 
nachhaltigen Stammzucht vorzüglich geeignet. Wenn nun auch 
die, aus ſolcher an der Anſtalt theilnehmenden Pferdezüchter eini« 
gen befchränfenderen Bedingungen unterworfen werden, als bie 
übrigen, fo gehen ihnen auch durch die befondere Rückſicht, welche 
die. Anftalt auf fie nimmt, um fo größere Vortheile zu, welche die 
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Beichränfung weit tiberwiegen; nicht zu erwähnen, daß auch die _ 
Beichränfung felbft für fie wohlthätige Felgen hat. Endlich find 
die Bedingungen nicht ‚nei, fie haben feit mehr als einem halben 
Sahrhundert in diefem Bezirk flattgefunden, und die Erfahrung 
bat gelehrt, wie nachtheilig ihre Mißachtung in der neueften Zeit 
auf die Pferdezucht gewirft hat. | 

In Folge diefer Gründe haben Seine Königliche H0: 
heit der Großherzog vermöge höchfter Staatsminifterials Ber, 
fügung vom 17. d.M. Nr. 527. zu verordnen geruht, ‚wie folgt: 

$. 1. Das Grofherzogthum wird in zwei werten und 
* ſolchen in zwei Geſtüts-Verbände eingetheilt. 

Jeder in einem dieſer Bezirke wohnende Pferdezüchter kann 
dem darin beſtehenden Geſtütsverband unter den für jeden derſel⸗ 
ben weiter unten fefigefegten Bedingungen beitreten. 

$. 2. Der erfie Geftütsbezirf umfaßt zunächft die ganze 
Haarde, nämlich das Oberamt Naftatt, das Landamt Carlsruhe 
und »das Bezirksamt Philippsburg, fodann von dem Oberamte 
Bruchfal die Orte Büchenau, Forſt, Hambrüden und Neuthard, 
von dem DOberamte Durlach die Orte Au und Molfartsweier, von 
dem Bezirfsamte Etlingen die Orte Bruchhauſen, Ettlingenweyer, 
Forchheim, Malſch, Mörſch und Neuburgweier, und von dem Be: 
zirfsamte Baden den Drt Hauenftein. ( 

 & 8. Der zweite Geſtütsbezirk umfaßt die übrigen Londes⸗ 
theile. 


Beſtimungen für den erſten Bezirk. 
$. 4. Pferdezüchter, welche in dem erſten Bezirk wohnen und 
dem Berbande beigetreten find, dürfen 
a, nur folhe Stuten zur Bededung vorführen, welche von dem 
*  Landitallmeifter für zuchtfähig erfannt worden find, fie dürfen 
b. ihre Stuten nuw von ſolchen Hengften aus dem Sandesgeftüt 
bededen laffen, welche auf den Befchälftstionen aufgeftellt, und 
von dem Landftallmeifter den einzelnen Stuten zugetheilt 
find; endlich dürfen fie 
ce. ihre Stuten fowohl, als „Lie davon gefallenen Mutterfohlen 
außer dem Geftütsbezirf nicht, die Hengftfohlen aber nur 
nach zurüdgelegtem zweiten Jahr veräußern, in dem letztern 
Fall „ohne alle Befchränfung. 
$. 9. Innerhalb des erften Geftütsbezirks -ift der Verkehr 
mit Zuchtſtuten und Stutenfohlen frei gegeben, wenn der neue 
Erwerber in dem Bezirk wohnhaft iſt, und ſich verbindlich erklärt, 
mit der Zuchtſtute oder dem Stutenfohlen dem Gefütsverbande 
beizutreten. 


Er hat dem Bürgermeifter des Orts, wo die zu erwerbende 
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Zuchtftute ober das zu erwerbende Stutenfohlen befindlich find, 
das Zeugniß des Bürgermeifters feines Wohnorts über feinen 
Mohnfig in demfelben beizubringen, ihm auch die fchriftlihe Er: 
klärung feines Beitritts in den Geftütsverband abzugeben. 

Zu Beräußerungen der Hengftfohlen unter zwei Jahren 
in dem erfien Bezirf wird nur erfordert, daß der Erwerber ein 
Zeugniß feines Wohnfiges in dem Geftütsbezirf dem Bürgermei— 
fier des Orts beibringt, wo dag zu veräußernde Fohlen befindlich iſt. 

$. 6. Eine Zuchtfiute, welche dreimal gefohlt hat, fällt ber 
freien Verkehrs Befugniß des Eigenthümers anheim. 

$. 7. Ausnahmsweife kann von. der Sandesgelüts-Rommif: 
fion der freie Verkauf der Stuten \und Gtutenfohlen. geftattet 
werden, wenn von dem Eigenthümer Gründe der Nothmwendigfeit 
zu einer folhen Veräußerung beigebracht werden, deren Wahrheit 
von dem Bürgermeifter beftätigt wird, befonders in-dem Fall, wenn 
der Pferdezüchter einen feine Verhältniſſe und das Bedürfniß fei- 
ner Feldwirthfchaft überfteigenden Pferdeitand zu halten gezwungen 
würde. 

Der Landſtallmeiſter verzeichnet auf ſeiner Inſpektionsreiſe 
Diejenigen Stuten, welche auf dieſe Weiſe veräußert werden kön— 
nen, und legt die Derzeichniffe mit den erforderlichen Zeugniffen 
der Landesgeftütd:Kommiffion vor. 

$. 8. Der Bürgermeifter hat jede Eigenthumsveränderung 
durch Derfauf, Taufch oder was immer für eine Art in ein Ber: 
zeichniß nach dem hier beigefügten Formular einzutragen: 


Bor: und Zunamen Alter, Farbe, Abzei⸗ Bors und Zunamen Deſſen 





chen des verkauften des | 
" der oder vertaufchten | nunmehrigen Bes Wohnort. 
bisherigen Beſitzer. Pferdes. ſitzers. 





und ſolches dem Landſtallmeiſter bei feiner jedes Frühjahr ſtattfin— 
denden Infpeftionsreife einzuhändigen. 
$. 9. Alte Hengftfohlen, welche nicht zur Nachzucht in das 
Geftüt aufgefauft werden, müſſen nad) Anordnung des Landfalls 
meifters Eaftrirt werden. 
$. 10. Bei der Aufnahme in den Verband hat der Pferdes 
züchter einen fchriftlichen Revers zu unterzeichnen, daß er fich den 
vor⸗ 
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vorgefchriebenen Bedingungen- unterwerfen, und im -Uebertretungs: 
fall die unten beftimmten KRonventionalftrafen bezahlen wolle. 
$.11. Gegen diejenigen Pferdezüchter, welche den ‘durch ihren 
Beitritt in den GeRütsverband für fie verbindlichen ‚Bedingungen 
zuwider handeln, ‘treten folgende Kondenfionalftrafen ein: ° 
a. wegen 'unterlaffener Anzeige an’ den Bürgermeiſter — 
erlaubten Verkauf innerhalb des Tee eine Strafe 


von . -1fl. 30 fr. 
b. wegen unerlaubten Verkaufs einer Zucheſtute | 

eine Strafe von — 3 — XE—— 
©. wegen unerlaubten Berfaufg ber Rachzucht und 
zwar; 


1) von Stutenfohlen unter 2 Jahren ER 1.29 — ⸗ 
2) von Stutenfohlen über 2 Jahre‘... 30:5 a 
$. 12. Die Geldfirafen fallen in die Sandergefiütätaffe. 
$. 13. Zur Ermunterung der Pferdezüchter in dieſem Bat 
werden jährlich folgende Preiſe ausgefeßt werden! 
1) für die vier vorzüglichften Zuchtfiuten, für jede 50 fl. — = 
2) für‘ die vorzüglichſten 6 Stutenfohlen von — 
Jahren, für jedeee.— . . 22 — 


Beſtimmungen für den smeiten, 


— . 14. In dem zweiten Geſtütsbezirke untetliegt der. freie 
Verkehr mit den Pferden feinerlei Art von Befchränfung. 

$. 15. Die Eigenthümer, welche ihre Stuten: nad) der Auss 
wahl des Landftdllmeifters zum Bedecken durch Landesgeſtüts⸗Hengſte 
beſtimmen, ſind verpflichtet, ſich an die von dem kand ſtaumeiſter 
diesfalls getroffene Auswahl zu halten. 

$. 16. Die von dem Landſtallmeiſter in dem zweiten Bezitt 
als zuchtfähig befundenen Hengftfohlen, welche nicht: für das Lan: 
desgeftüt angefauft werden fünnen, find von der Vorſchrift des 
Kaſtrirens ($. 9.) ausgenommen. 

Wenn fie das fünfte Jahr zurückgelegt haben, „unterliegen fie 
einer nochmaligen Unterfuhung durch den. Landſiallmeiſter, und 
dürfen erſt dann, wenn ſie fernerhin für zuchtfähig befunden wor— 
den ſind, von dem Eigenthümer zum Bedecken gebraucht werden. 
Derſelbe erhält zu feiner Legitimation und.’ zur Beſeitigung eines 
für die Pferdezucht fchädlichen Mißbrauchs, darüber ein von der 
Landesgeftüts :Kommiffion ausgefertigtes Patent auf den "Antrag 
des Landitallmeifters, 


Allgemeine Befimmungen. 


$. 17. Zedes Zahe wird eine Anzahl von zweijährigen Hengft: 
fohlen zue Ergänzung des Standes der Landesgeftüts-Hengite an: 
Annalen. Heft I. 1336. R 


— 
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fauft. Die Auswahl ge —35 — dem pflichtmäßigen Ermeſſen 
des Landſtallmeiſters, daß die en fehlerfrei und zu fünftigen 
Zuchthengſten dollfommen tauglic find. 
$. 18 Ulen von, Landesgeftüts « Hengften erzeugten Sohlen 
läßt der Landſtallmeiſter bei der Inſpektion das Geſtütszeichen, be⸗ 
ſtehend in dem Buchſtaben B. mit der Krone darüber, auf den 
linken Hinterſchenkel aufbrennen. 
$, 19. Die Landesgeſtüts-⸗Kommiſſion beſtimmt nach dem Pfer⸗ 
deſtande und dem Bedürfniſſe der einzelnen Landes: Diftrifte die Vers 
theilung und Zahl der Beichälpläge, und nach dem Vorſchlage des 
Landſtallmeiſters die Zahl der. auf dem einzelnen Befchälftationen 
aufzuftellenden Hengfte und den Zeitpunkt ihres Abganges dahin. 
$. 20, Zu diefem. Zwede begiebt ſich der Landftallmeifter mit 
Eintritt des Frühjahrs in die Geftütsbezirfe; er läßt ſich die Stus 
ten einzeln vorführen, und ordnet die Paarung. derfelben mit den 
nach den. gemachten Erfahrungen dazu tauglichen Hengften an. 
Alle Stuten find von dem Bedecken durch  Landesgeftüts: 
Hengſte ausgefchloffen, welche noch nicht vier Jahre alt find, fers 
ner alle Stuten, welche ‚mit einem erblihen Hauptfehler, als Blind» 
beit, Koller, Knochenauswüchfen, Dampf ꝛc. behaftet find. 
| $. 21. Der Landftallmeifter verbindet mit diefem Gefchäft 
zugleich die Unterfühung und Beftimmung der beizubehaltenden 
oder zum Kaſtriren beſtimmten Hengſtfohlen, fowie überhaupt eine 
forgfältige Befichtigung des gefammten. Pferdeftandes in den eins 
zelnen Ortſchaften, wobei er fich befonders über die Zahl der feit 
feiner legten Bifitation ‚in und außerhalb des Geftütsbezirfs etwa 
verkauften Stuten und Stutenfohlen zu verläßigen hat. | 
8.22. Zu befferer Ueberſicht diefer verfchiedenen Zwede und 
ihres Erfolges werden befondere fogenannte. Beſchälregiſter für 
jeden Geftütsort geführt, in welche der Eintrag — den hier beis 
gefügten Formular zu gefchehen hat: 


Name des Orts. 








zZ | Benennung bes - KR: 
Name Zuchtben 3* Wurde bedeckt. 


der Stute. Alter, Farbe und Ab 
ber le |" eichen Ber Ente, | WA —— 
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Die beiden: erſten Rubriken werben ‚von dem Landſtallmeiſter 
bei der von ihm angeordneten Paarung der. Zuchtſtuten mit den 
ihnen zugetheilten Hengſten eingetragen. Der: auf die Beſchaͤlſta⸗ 
tion abgeſchickte Stallbediente erhält alsdann dieſes Regiſter mit 
der Meifung, die letzte Rubrik durch — ze 
dee Bedeckung auszufüllen. 


Er hat -diefes ı Regiſter bei feiner "Qurüdtunfe 8 dm. Ber 
—— dem Vorſtande der EL 6 au: über: 
geben. | | 

$. 23. Die Stuten: Eigenthũmer ſund hetbunden, ‚fobatb ihre 
Stuten, welche von Landesgefüts -Hengſten bedeckt morden find, 
gefohlt haben, dem —— r ſogleich die Anzeige davon 
zu erftatten. 

Der Bürgermeifter:, trägt, — pr ne Fohlen. in das von 
ihm zu führende Fohlen-Verzeihniß nach den in dem hier beiges 
druckten Formular enthaltenen Rubriken deutlich ein. 





| i Name det Orte. 
Verzeichniß der im Fruͤhjahr 18:. „im figen Orte bedeckten Stu⸗ 
| e m und im — folgenden Fehr Seatenen ſobl en. 





Farbe, Name des Ge⸗ 


Ab zei⸗ Landesge⸗ echt, Tag, 


Farbe — 
des chen Räte md | Pam.) | | 4 Wemerfungen, 
\ 0 | amd Hengftes | Wbzeis | e8 ges & en 

Eigenthuͤ⸗ un oder du | en * a 
mers. Alter ' er. de dei! allen * = = 
a HA 
S lu jenl 
j lg 
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524. Bon’ diefem — bat der Vürgermeifter jährlich 
fpäteftens bis zum 15 Auguft ein Duplifat an das Amt zu über: 
geben, welches die vollſtändig gefammelten Negifter feines un 
bis zum 1. Serrander an di Landesgeſtüts⸗Kommiſſion — 
dern wird. 

$. 25. Die nandesgefüfs » Roimmiffion ergänzt aus der Zu- 
fammenftelung dieſer tabellarifchen Ueberſichten die bei ihr auf 
gleiche Weiſe zu führenden Fohlenbücher, fie prüft hiernach den 
Pferdeſtand, und trifft nach ihren darauf ————— Wahrneh⸗ 
mungen ;die geeigneten Verfügungen. 
Dieſe höchſte Berordnung wird: zur allgemeinen serie 
hiermit Öffentlich verkündet. — 

Carloruhe, den 25. März 1836. 

WMiniſterium des "Innern. 
Winter., ke | 
vdi. v. Adelebeim. 





EEE 


- für bie Herzen Annalen: Abonnenten... 





Um den eringen —* — fuͤr die Annalen 
von 2 Rthlr. 5 Sgr. nicht erhoͤhen zu dürfen, if es bei der. von Jahr 
zu Jahr. geftiegenen Menge der für. diefelben beflimmten Materialien 
—8 er von jet ab einen etwas Heinern, aber doch gut 
— Schriftfag anzunehmen. . 

Zugleich wird auf mehrfeitige. Anfragen bemerkt, daß nach dem 
Schluffe des gegenmärtigen. Jahrg. 1836, : mit einem der Hefte des fol- 
genden Jahrg. 1837. ein zweites ehnjähriges spaupfreßiker für die Jahrg. 
1827. bis 1896. einfchließtich, — wird, 


- Die Redaktion der Annalen der. innern-Staatsverwaltung.- 


— 
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Erfter Abſchnitt. i 
Einheimiſche 


Geſetzgebung. 





| — 
Allgemeine Verwaltungs-Sachen. 


1. 
Cirkular⸗Reſkript der Koͤnigl. Miniſterien des Innern 
und der Polizei, ſowie der Finanzen, an ſaͤmmtliche 
Koͤnigl. Regierungen, die Befoͤrderung eines raſchern 
Geſchaͤftsganges betreffend. 





S. Königl. Majeſtät haben verſchiedentlich die Bemerkung zu 
machen geruhet, daß die Geſchäfte bei den Provinzialbehörden zum 
Oeftern verzögert werden. Durch dieſe unangenehme Wahrneh: 
mung find Allerhöchſtdieſelben bewogen worden, die ernſtlichſte Ers 
mahnung und Anweifung der Behörden zu vermehrter Thätigkeit 
zu befehlen. 

In Gemäßheit diefes Befehles Sr. Königl. Majeftät wird 
der Königl. Regierung zur Pflicht gemacht, Sich fortan nicht nur 
Selbſt eine rafche Beförderung aller vorfommenden Gefchäfte, fo: 
wohl im Kollegio, als in den Gubaltern-Büreaur, angelegen fein 
zu laffen, fondern auch die Ihr untergebenen Bezirfs: und Lofal- 
behörden und Beamten gleichmäßig zu fleter Pünktlichkeit und mög» 
lichſter Schnelligkeit im Gefchäftsbetriebe mit gehörigem Nachdrud 
anzubhalten. 

Annalen, Heft 11. 1836. S 
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Mir müffen vorzugsmeife den Herten Regierungs:Präfidenten, 
nächft diefem aber die Herren Dirigenten der Abtheilungen dafür 
verantwortlich machen, daß der Fortgang der Dienftgefchäfte nach 
allen Richtungen forgfältig beauffichtigt, daß, mo derfelbe Verzöge— 
rungen oder Stodungen erleidet, jederzeit unausgefegt mit Wirk: 
famfeit eingefchritten, feiner Säumniß oder Lauheit nachgefehen, 
und ganz befonders im Köllegio felbit das Beifpiel einer geregelten 
und rafchen Förderung der Arbeiten gegeben werde. 

Bon der Fürforge, welche wir zu diefem Behufe in Anfprud) 
nehmen, ift befonders auch die Beſcheidung untergebener Behörden, 
Beamten und Parteien auf Berichte, Geſuche und Beſchwerden 
nicht ausgeſchloſſen, indem über eine ungebührliche Verzögerung 
diefer Beſcheidung vielfach Klagen erhoben worden ſind. Wo eine 
definitive Erledigung der Gegenſtände Anſtand findet, iſt dahin zu 
fehen, daß die Betheiligten vorläufig befchieden werden, damit fie 
ſich bis zu einfretender Entfcheidung beruhigen. Auch werden fünf- 
tig in folhen Fällen, mo erforderte oder fonft fällige Berichte durd) 
befondere Umftände verzögert werden, vorläufige Anzeigen erwartet, 
welche nicht von Erinnerungen abhängig gemacht werden dürfen. 

Die rechtzeitige Erftattung der periodifchen Berichte und die 
firenge  Kontrollirung des Einhaltens der Termine, woran diefelbe 
gebunden ift, wird bei diefer Gelegenheit von Neuem eingefchärft. 
Wir vertrauen der Königl. Regierung, daß Sie Sich aus allen 
Kräften befireben werde, dem hiermit zu Ihrer Kenntniß gebrach— 
ten Befehle Sr. Majeftät de6 Königs vollftändig zu entfprechen. 

Berlin, den 6. Mai 1836, j 
Der Minifer des Innern und der Polizei.  Finanzminifterium. 
v. Rochow. v. Alvensleben. 


2. 


Cirfular-Reffripe der Königl. Minifterien des Innern 
und der: Polizei, ſowie der Finanzen, an fämmtliche Koͤ⸗ 
nigl. Ober» und Regierungs-Präfidien, ſaͤmintliche Königl. 
Provinzial-Steuers-Direftoren, Oberbergämter, fowie an 
das Königl. Polizei: Präfidium und an den Geheimen 
Regierungsrath du Bignau hiefelbft, die firenge Rüge 
verlegter Amtsverſchwiegenheit betreffend. 


Des Königs Majeftät haben, in Beziehung auf die‘ durch 
die Gefeh:- Sammlung befannt gemachte Allerhöchfte Kgbinets:Dr- 
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dre vom 21. November dv. J., die Amtsverfchwiegenheit der äfs 
fentlihen Beamten betreffend, mittelft andermeiter an bdemfelben 
Tage an das Königl. Staatsminifterium erlaffenen Allerhöchſten 
Kabinets-Ordre, den Departements:-Chefs noch zur befonderen Pflicht 
zu machen geruhet, vorkommende Fälle verletzter Amtsverſchwiegen⸗ 
heit auf das Sorgfältigſte zu_erforfchen und zu verfolgen, indem 
es vor allem darauf anfomme, einige Beifpiele der angedroheten 
Strenge eintreten zu läffen, welche allein Eindruck mgchen können. 

Indem wir das Königl. DOberpräfidium (Negierungs:Präfis 
dium ꝛc.) von diefem Allerhöchſten Befehle hierdurch in Kenntniß 
fegen, fordern wir Daffelbe ꝛc. zugleih auf, demfelben auf das 
genauefte zu entfprechen, und jeden vorfommenden al verlegter 
Amtsverfchwiegenheit, ohne Anfehen der Perfon, auf das firengfte 
zu unterfuchen, auch eventualiter die Beftrafung des Schuldigen 
im geeigneten Wege einzuleiten. - 2 

Berlin, den 31. Januar 1836, 

Finanzminifterium. Miniſterium des Innern und der Polizei. 
vd. Alvensleben. In Bertretung. 

Koehler. 


3. 
Reſkript des Königl. Minifferiums des Innern und der 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Arnsberg, bie 


Fuͤhrung der Disziplinar > Unterfuchungen gegen 
Beamte betreffend. 


Es ift, wie der Königl. Regierung auf den Bericht vom 17. 
v. M., die Uebertragung der wider den Mevierförfter N. einzus 
leitenden Disziplinar - Unterfuchung an einen Juſtizbeamten betrefs 
fend, bemerflich gemacht wird, nicht die Abficht gewefen, die Bes 
nugung der Juſtizbeamten zur Führung von Disziplinar-Unterfus 
chungen unbedingt zu verbieten, fondern nur zu beranlaffen, daß 
folhe immer nur im Nothfalle angewandt, und darauf Rückſicht 
genommen werde, daß dadurch nicht übermäßige Koften veranlaßt 
werden möchten, deren Bezahlung am Ende von undermögenden 
Beamten nicht zu erlangen, folchen aber, deren Schuld nicht ew 
wiefen mworden, nicht einmal anzufinnen wäre. Unter Beobachtung 
diefer Rücficht, muß der Königl. Regierung anheimgeftellt werden, 
“in jedem vorfommenden Falle zu ermeffen, ob eine folche Unter: 
fuchung beſſer, zweckmäßiger und wohlfeiler, durch das landräthli- 
he Offizium, durch einen etwa abzufendenden Affeffor oder Refe— 

© 2. 
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rendar, oder durch einen im Orte oder ganz in der Nähe wohnen: 
den Juſtizbeamten, zu führer fei. 
Berlin, den 11. April 1836. 


Miniſterium des Innern und der Polizei. 
Koehler. 


—W 4. 
Cirkular⸗Reſkript der Koͤnigl. Miniſterien, an ſaͤmmtliche 
Koͤnigl. Regierungen *), ‚betreffend das Verfahren gegen 
Beamte, die ſich aus Beranlaffung ihrer Amtswirffams> 
feie einer Ehrenfränfung ſchuldig gemacht haben. 





Das Gefch vom 25. April v. J. (Gefeb: Sammlung, ©. 50.) 
ertheilt den Dienftbehörden bei Befchwerden über Beamte, die 
fi) aus Beranlaffung ihrer Amtswirffamfeit einer Ehrenfränfung 
ſchuldig gemacht haben, die doppelte Befugniß: 

a. über die Vorfrage zu entfcheiden, Ä 
ob der Beamte bei den angezeigten Handlungen ober Aeuße⸗ 
rungen innerhalb feiner Amtsbefugniſſe geblieben fei, oder dies 
felben überfchritten habe? (conf. $. 2.) 

b. wenn der Beamte hiebei wirklich ſtraffällig befunden woird, 
in den $. 4. a. b. des Geſetzes näher bezeichneten Fällen 
die Strafe feftzufeßen. 

Gegen die Entfcheidung der Dienftbehörde 

zu a. über die Vorfrage, it nad) $. 3. dem Kläger Feine Be 
rufung auf den Weg Rechtens, fondern nur der 
Rekurs an die höhere Dienftbehörde aeftattet; dagegen 
fann derfelbe zu b., wenn er die von der Dienftbehörde 
feftgefeßte Strafe für zu gelinde hält, nah $. 5. allers 
dings auf gerichtliches Verfahren und Erfenntniß provoziren. 

Hiernah muß die neuerlich in Anreaung gebrachte Frage: 

ob ‚die Dienftbehörden befugt find in ſolchen LWUnterfus 
chungsfachen Zeugen eidlidy zu vernehmen ? 
in Gemäßheit der in den Reffripten vom 29. Dftober und 10. 


any me. der betreffenden Minifterien, wörtlich gleichlautend, noch 

erlaffen: 

a. an fämmtliche Königl. Konfiftorien und Provinzial: SchulsKols 
legien, mittelft Cirfular-Reffripts vom 23. Juni 1836. 

b. an fämmtliche Königl. Re SUREREONE ionen, mittelft Cirfulars 
Neffripts vom 19. Auguſt 183 

c. an fämmtliche —— — mittelſt Cirkular⸗Reſkripts 
vom 18. Juli 188 
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Novbr. 1821. und 21. Dftober 1822. (Annalen, Band 5. ©. 
899.; Jahrbücher, Band %. ©. 272) ausgefprochenen Grundfäße, 
unbedenklich bejahet werden, da eine ſolche Vernehmung der Zeus 
gen auch ſchon zur Entfcheidung über die Vorfrage, bei welcher 
die Gerichte nicht Fonfurriren, oft nothwendig fein wird. 

Damit indeffen in denjenigen Fällen, wo rückſichtlich der evens 
tuellen Frage über das Maß der von ‚den Beamten vermwirften 
Strafe eine fernere Unterfuchung bei den Gerichten eintritt, nicht 
eine nochmalige Dernehmung der Zeugen gefchehe, fo wird bier 
durch, in Webereinftimmung mit den Königl. Zuftizminifterien, Fol⸗ 
gendes beftimmt : 

1) Die Dienftbehörden haben die bei Unterfuchungen folder Art 
von ihnen für erforderlich erachteten eidlichen Zeugen » Ber: 
nehmungen nicht felbft vorzunehmen, vielmehr folche ſtets durch 
Requiſition desjenigen Gerichts zu bewirken, welches bei einer 
Provofation des Klägers auf richterliche Entfcheidung * 
die eventuelle Frage das kompetente fein würde. 

Den Dienjibehörden bleibt jedoch, zur Vermeidung von 
Meiterungen vorbehalten, in ſolchen Fällen, in welchen das 
eventuell Fompetente Geriht vom Sit der Dienftbehörde ent: 
fernt ift, die Zeugen aber in der Nähe befindlicd find, die 
Vernehmung durd) das Gericht des MWohns oder Aufenthalte: 
ortd der Zeugen unmittelbar zu veranlaffen. 

2) Tritt fpäterhin der Fall der Provokation des Klägers auf 
den Nechtsweg ein, fo ‚haben die Gerichte bei ihrer LUnterfu- 
chung und Entfcheidung jene, in den Verhandlungen der Dienft« 
behörde erfolgten Zeugen-Vernehmungen zum Grunde zu legen; 
es ſei denn, daß cine Vervollſtändigung diefer Bernehmungen, 
die dann jedenfalls unter bloßer Hinweifung der Zeugen auf 
den fchon geleifieten Eid gefchehen fann, den Umſtänden nad) 
als nothwendig ſich darftellen follte. 

Den. betreffehden Nuterdehorden ſind dieſe Beſtimmungen 

zur Nachachtung mitzutheilen. 

Berlin, den 8. Juli 1836. 

Miniſterium der Geiſtlichen, Un- Miniſterium des Innern für 
terrichtd: und Mediznal⸗An⸗ Gewerbe:Angelegenbeiten. 
gelegenheiten. v. Brenn. 

v. Altenſtein. 

Finanzminifterium.  Minijterium des Innern und der Polizei. 

v. Alvensleben. Für den Herrn Miniſter. 

Koͤchler. 
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5. 
Cirfular:Reffripe der Könige. Minifterien des Innern 
und der Polizei, fowie der Finanzen, an fämmtliche 
Königl. Regierungen, Provinzia-Steuerdireftionen, Ober⸗ 


bergämter ꝛc, die Behandlung der zu Degradation 
verurtheilten Beamten betreffend. 


Sn dem Königl. Staatsminifterio ift die Frage in Erwägung 
gefommen: 
welche Anſprüche ein rechtöfräftig zur Degradation verur— 
N theilter Beamter hinfichtlicdy feiner ferneren Anftellung und 
Dienft:Einfünfte habe? 
Die hierüber erfolgte Entfcheidung hat die Königl. Regierung 
(die Königl. Provinzial: Steyerdireftion ꝛc.) aus der im Extrakt 
beigefügten Diesfälligen Verhandlung vom 12. März d. 3. (Ant. 
a.) nachrichtlich zu entnehmen. 
Berlin, den 3. Mai 1836. 


Finanzminifterium. Minifterium des Innern und der Polizei. 
v. Alvensleben. Für den Herrn Miniſter. 
Koehler. 


— 


4. 
Auszug aus der Verhandluug des Koͤnigl. Staatsminiſterii 
vom 12. März 1836. 


f In der beufigen Sitzung fam im Allgemeinen die Frage zur Ers 

wägung: 

— welche Anſpruͤche ein rechtskraͤftig zur Degradation verurtheilter 
Beamter hinſichtlich feiner ferneren Anſtellung und Dienft:Eins 
fünfte babe? i . 

Das Koͤnigl. Staatöminifterium fprach fih biertber dahin aus: 

1) daß dem Beamten auf Grund eines folchen Urtheild ein Amt ers 

theilt werden müffe, welches denfelben in eine Beamten : Kategorie 
bringe, die dem Wange nah nur um einen Grad tiefer Hebt, 
als die, in welcher der Beamte ſich zur Zeit der Degradation bes 


nden; 

2) m der Beamte nur auf das geringfie etatsmäßige Dienfl- 
einfommen der Klaffe, in welche er verfeßt worden, einen Unfpruch 
babe, es jedoch der vorgefeßten Dienjibehörde freifiehe, ihm fofort 
ein erledigtes, höheres, etatömäßiges, bis zw dem Betrage feines bis⸗ 
berigen Gehalts anzumeifen. Daß er übrigens demnaͤchſt gleich je⸗ 
dem anderen Beamten derfelben Klaffe in die höheren Gehälter ders 
felben avanciren koͤnne; 

3) daß, wenn bei Vollziehung des Urtheils eine Stelle der zu 1. ans 
gegebenen Art mit einem etatömäßigen Gehalte nicht eröffnet fein 


n 
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follte, bei Sr. Majeftät dem Könige auf Bewilligung eines nad) 
der Allerhöchften Kabinetd-Drdre vom 25. Mai 1820, und nach dem 
bisherigen Gehalte des Beamten abzumefienden MWartegeldes für 
denfelben anzutragen fei. z 
Zu diefen Entfcheidungen führten die Betrachtungen, daß in den 
Fällen, in welchen das Gefeg und nach ihm der Richter die Degradation 
verbänge, dem Ausfpruche ſchon genügt fei, fobald der Beamte in der 
nächft untern Klaſſe angeftellt werde, daß aber einem Werurtheilten 
aus dem fondemnatorifchen Erfenntniffe ein größeres Uebel nicht zuges 
fügt werden fönne, ald notbwendig fei, um dieſem Erfenntniffe. zu ges 
nügen, daß es fogar eine Verdoppelung der Strafe wäre, wenn man 
den zur Degradation Verurtheilten in einer noch tiefern Klaffe anftellen 
— da auch von der naͤchſt tiefern noch eine Degradation ſtattfinden 
nne 
Daß ferner ein Beamter, der im Wege der Degrabdation aus 
einer böberen in die nächlt tiefere Beamtenflaffe verfegt werde, da er, 
dem Zwecke der Degradation gemäß, in alle Verhältniffe der Angehoͤ— 
rigen Diefer Klaffe eintreten ſolle, auch nur Anſpruch auf ein folches Ge⸗ 
balt habe, wie es in diefer Klaffe etatsmaͤßig ſtattfinde; daß daher auf 
der einen Seite dem Degradirten ein geringeres als das etatsmaͤßig nie⸗ 
drigfte Gehalt diefer Klaffe nicht angewieſen werden koͤnne; daß auf 
der andern Seite aber auch ein folcher Beamter, da er nur überhaupt 
eine Stelle in diefer Klaffe und nicht eine beſtimmte (3. Be die erfte oder 
zweite etatsmäßige) Stelle in derfelben zu fordern habe, felbft mit der 
darin am geringften bdotirten ohne Nückficht auf das von ihm bis dahin 
in der höheren Klaffe bezogene Gehalt zufrieden fein müffe, daß fogar, 
da die Degradation eine Strafe fein folle, es unzuläffig fein würde, ıhm 
eine Stelle anzuweifen, die mit einem höheren Einfommen dotirt fei, 
als der Beamte vor der Degradation bezog; daß aber aus dem un: 
bedingten Eintreten ded Degradirten in alle Verhältniffe der Angeböris 
gen der naͤchſt tiefern Klafte folge, daß er, wie fie, nah und nad) in 
die höheren Dienfteinfommen biefer Klaffe ohne Befchränfung vorrüden 
koͤnne; — daß endlich, da die 2 re biernach den Beamten nur 
zwinge, feine höhere etatsmäßige Stelle mit einer geringern zu vertau: 
fchen, er mithin in feinem Augenblide ohne Dienfteinfommen bleiben 
dürfe, ihm fo lange jenes VBertaufchen wegen Mangels einer erledigten 
Stelle der naͤchſt tiefern Klaffe, nicht fattfinden Fönne, ein außerefats: 
mäßiges interimiflifches Dienfteinfommen, alfo ein MWartegeld nach dem 
Einfommen, welches er bis dahin begogen, verfchafft werden muͤſſe, ins 
dem die — des 8. 14. der Inſtruktion für die Ober⸗Rechnungs⸗ 
kammer vom 18. Dezember 1821. °) in ſolchen außerordentlichen Fällen 
eine Ausnahme leide. ıc. " 
; a. u, 8. ⸗ 
Staatsminiſterium. 


Ulnterſchriften) 
) Jahrg. 1825. Ifes Heit, ©. 9. 


— (m 


f 
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6. 
Cirkular⸗Reſkript der Koͤnigl. Verwaltung fuͤr Handel, 


Fabrikation und Bauweſen, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Re 


gierungen, ausſchließlich der Rheiniſchen, jedoch incl. 
derjenigen zu Duͤſſeldorf, betreffend das Verfahren bei 
Beſchlagnahme der von den Baukondukteuren, Feld: 
meffern und Oekonomie-Kommiſſarien im Auftrage öf- 
fentlicher Behörden deferpirten Gebühren. 





Der Königl. Regierung wird beifommend Abfchrift einer von 
dem Herrn Zuftizminifter Mühler Ercellenz, unterm 26. v. M., 
an das hiefige Königl. Kammergericht erlaffenen und hierher mit: 
getheilten Verfügung, 
betreffend das Berfahren bei Befchlagnahme der von den 
Baufondufteuren, Feldmeffern und Defonomie:-Kommiffarien 
im Auftrage öffentlicher Behörden defervirten Gebühren, 
zue Nachricht und Achtung zugefertigt. (Anl. a.) 
Berlin, den 16. April 18306. 


Derwaltung für Handel, Fabrifation und Bauweſen. 
Rother. 


a 


Der Megierungs » Baufondufteur N. biefelbft hat über die 
von dem Königl. Kammergericht in der Prozeßſache bed Mauermeitter 
N. wider ihn veranlaßte Belchlagnahme feiner Gebühren in der 
N.fhen Spezials Separationsfahe bei dem Juſtizminiſter Beſchwerde 

efuͤhrt, ii jedoch mit derfelben als unbegründet zurücgewiefen worden, 
a das Verfahren des Kollegiums durch die Ullerböchfie Kabinets-Drdre 
vom 19. Sanuar 1833. gerechtfertigt wird. . 
Das Kollegium wird indeß aus WBeranlaffung diefes Falles hier⸗ 
durch aufgefordert, Fünftig vor ber wirflichen Befchlagnahme der von 
Baufondufteuren, Geldmeffern und Defonomie«Kommiffarien im Auf⸗ 
trage Öffentlicher Behörden defervirten Gebühren, zunäcit mit den Bes 
börden, bei welchen die betreffenden Beamten befhäftigt worden find, 
über die Beendigung diefer Beichäftigung und über die Zuläffigfeit der 
Gebühren, Befchlagnahme nach Mafgabe der Allerhoͤchſten Kabinets ⸗Or⸗ 
dre vom 19. Januar 1833. (Geſetz⸗ Samml. ©. 4.) zu fommuniziren, 
und demnähft das Weitere zu veranlaffen. 
Berlin, den 26. März 1836. 


Der Zuftizminifter. 
Müpler, 


An 
das Königl. Kammergericht. 
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Cirkular⸗Reſkript der Könige. Minifterien des In⸗ 
nern und der Polizei, fowie der Finanzen, an ſaͤmmt⸗ 
liche Koͤnigl. Regierungs - Präfidenten, betreffend bie 
Beurlaubung der Regierungs:Referendarien behufs 
‚ihrer höhern Staatsprüfung. 





Die Beurlaubung der Regierungs:Referendarien Behufs ihrer 
Vorbereitung auf die höchſte Staatsprüfung und der Anfertigung 
von Probearbeiten ift feither im mehreren Fällen über Gebühr 
ausgedehnt, und fogar mißbräuchlich der Abſicht entgegen ange: 
wandt worden. Um ein folches Ungebührniß abzuftellen, ertheilen 
wir für die Zufunft folgende ftets genau zu beobachtende Bor: _ 
ſchriften: 

1) Die Beurlaubung zu dem angegebenen Behufe darf in der 
Regel nur ſtattfinden, nachdem der Regierungs-Referendarius, 
welcher ſolche erbittet, nachgewieſen hat, von der Ober-Exa⸗ 
minations⸗Kommiſſion zur Prüfung verſtattet zu fein und 
die Aufgaben zu den Probearbeiten erhalten zu haben. 

2) Der Urlaub ift jederzeit auf eine beffimmte, die Dauer 
von einem Jahre nicht überfchreitende Zeit zu bemilligen. 

3) Wird nad) Ablauf der beftimmten Zeit eine Verlängerung 
nachgefucht, fo ift deren Bewilligung von vorgängiger Bes 
mweisführung darüber, daß ein verhältnißmäßiger Theil der 
Probearbeiten wirflic angefertigt worden, und daß die Ans 
fertigung des noch übrigen Theiles eine weitere Ausdehnung 
der Beurlaubung erfordert, abhängig zu machen. 

4) Nur unter ganz befonderen Umftänden darf die Dauer des 
Urlaubs bis auf ein und ein halbes Jahr, niemals aber wei: 

ter hinaus ausgedehnt werden. 

5) Referendarien, welche den ihnen bewilligten Urlaub verfirei: 
chen laffen möchten, ohne denfelben zu feiner Beſtimmung zu 
verwenden, find — in Ermangelung völlig genügender Ent: 
fhuldigungs» Gründe — zum Kollegio wieder einzuberufen. 
In dergleichen Fällen ift zugleich nach den Umftänden zu bes 
urtheilen, ob Veranlaſſung vormaltet, mittelft der jedenfalls 
der Ober: Eraminations» Kommiffion zu machenden Anzeige, 
die über die Reife zur Ableiftung der Prüfung vor derfel: 
ben ausgefiellten Zeugniffe für unwirkſam zu erklären. 

6) Die der. Prüfung wegen beurlaubten Referendarien find zu 
verpflichten, das Präfidium, welches den Urlaub ertheilt hat, 
von ihrem regelmäßigen Aufenthalte während der Dauer def: 
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felben in Kenntniß zu feßen und zu erhaften, damit die Aus: 
übung der Disziplinar- Gewalt über die Beurlaubten, welche 
ununterbrochen fortdauert, nicht durch Unbefanntichaft mit 
ihrem Aufenthalte erjchwert werde. 

7) Die vor dem Erlaffe diefes Neffripts beurlaubten Referenda— 
rien find, foweit dies zuläſſig ift, nach den Borfchriften deifel: 
ben zu behandeln. Wo aljo ein Urlaub von unbeflimmter 
Dauer bewilligt ift, muß derfelbe noch nachträglich an eine 
gemefjene Zeit, und zwar nad) Urt. 2. gebunden, eine wei: 
tere Ausdehnung des Urlaube, fofern folche nachgefucht wer: 
den möchte, von den Beſtimmungen zu 3. und 4. abhängig 
gemacht, im’ Anfehung folcher Neferendarien, welche fih in 
dem Art. 5. angegebenen Falle befinden, nach der Vorſchrift 
ebendafelbft und mit allen jet Beurlaubten nad) dem Art. 
6. verfahren werden. | 
Berlin, den 30. April 1836. 

Der Minifter des Innern und der ae ehe 

v. Rochow. —6. Alvensleben. 


8. 
Cirkular-Reſkript der Koͤnigl. Miniſterien des Ju— 
nern und der Polizei, ſowie der Finanzen, an ſaͤmmtliche 
Koͤnigl. Regierungen, ſowie an das Koͤnigl. Polizei— 
m hiefelbft, betreffend die Werforgung der 
zwölf Fahre gedienten Unteroffiziere im Civil. 


Da die Erfahrung gelehrt hat, daß die in der Alterhöchften 
Kabinets- Drdre vom 7. Auguſt 1820 *) den Unteroffizieren von 
neunjährigem Dienftalter verheißene DBerforgung im Eivildienfte, 
wegen des Mißverhältniffes zmwifchen den erledigten Stellen und 
der Anzahl der Anwärter, von feinem fonderlichen Erfolge gewe— 
fen, für die Armee aber daraus der Machtheil erwachſen ift, daß 
Unteroffiziere nach neunjährigee Dienftzeit, wegen ihrer Zukunft 
beforgt, ihrem Militairdienfte entfremdet worden find, und das 
Sntereffe an demfelben verloren haben; fo hat des Königs Maje: 
ftät jene Ordre mittelft einer unterm 7. November v. J. an das 
Königliche Kriegsminifterium erlaffenen, in Abfchrift hier beifolgen: 
den Allerhöchſten Beftimmung (a.) dahin zu modifiziren gerubet, 
daß die jedem Preußischen Unterthan obliegende allgemeine Mi: 
litairpflicht jener Dienftzeit mit hinzuzurechnen if, und der An: 


7) Jahrg. 1820. 3tes Heft, ©. 455. 
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ſpruch auf Verforgung für die Unterofflziere erft nach zwölfjähri- 
gem Dienfte, worin jedoch nach der ebenfalls abfchriftlich beige- 
fchloffenen fernern Allerhöchſten Ordre vom 22. Mai d. 5. (b.) 
mindeftens eine neunjährige Dienfizeit als Unteroffi- 
zier enthalten fein muß, erlangt werden Fann. Zugleih haben 
Allerhöchftdiejelben genehmigt, daß auch ein Theil der bei den 
Straf: und Korreftions - Anftalten erledigten Auffeherfiellen mit 
Beanfprushten der angegebenen Art befeht werde. 

Die Königlihe Regierung wird hiervon zur Nachachtung mit 
dem Hinzufügen in Kenntniß gefeßt, daB nad einem Beſchluſſe 
des Königlichen Staatsminifterii diefe Allerhöchften Beflimmungen 
auf diejenigen Unteroffiziere, welche bei Verkündigung derfelben 
von den Militairbehörden wegen neunjähriger Dienftzeit fchon als 
anftellungsfähig erfannt und den Civil-Behörden empfohlen find, 
feine rückwirkende Kraft ausüben, es vielmehr hinſichtlich folder 
Individuen bei dem früher ergangenen Allerhöchften Anordnungen 
fein Bewenden behält. 

Berlin, den 11. Zuli 1836. 


FSinanzminifterium. Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Alvensleben. In BDertretung deffelben- 
“ Koehler. 


Die Erfahrung hat gelehrt, daß die in Meiner Ordre vom 7. Aue 
guft 1820. den neun” Jahre gedienten Unteroffizieren verheißene Berfor- 
gung, wegen bed Mifverbältniffes zwifchen den erledigten Stellen und 

er Unzahl der Anwärter, von feinem fonderlichen Erfolge gewefen, für 
die Urmee aber der Nachtheil daraus erwachfen iſt, dag Unteroffiziere 
nach neun Fahr Dienfizeit, wegen ihrer Zufunft_beforgt, ihrem Militairs 
dienft entfremdet worden find, und das Intereffe an demfelben verloren 
aben. Unter diefen Umftänden will Ich daher jene Ordre dahin modis 
jsiren, daß die jedem Preußifchen Unterthan obliegende allgemeine Mi, 
Titarpflicht mit hinzugerechnet und der Anfpruh auf Verforgung fiir 
die Unteroffizier * nad zwölfjähriger a erlangt werden fann. 
Dagegen will Ich erg daß auch ein Theil der in den Straf— 
und Korreftiong-Anftalten erledigten Auffeherjtellen mit ſolchen Gubjef: 
ten befeßt werden fönne. 

Ich trage dem. Kriegsminifterium auf, diefe Befiimmung der Armee 
befannt zu machen. 

Berlin, den 7. November 1835. 


Friedrich Wilhelm. 


An 
dad Kriegsminifterium, 


x 


273 


b. 


Im Verfolg meiner Ordre vom 7. November v. J. beſtimme Ich, 
daß in der zwoͤlfjaͤhrigen Dienſtzeit, welche in Gemaͤßheit derſelben den 
Anſpruch zur Civil-Anſtellung nunmehr giebt, mindeſtens eine neunjaͤh⸗ 
rige Dienſtzeit als Unteroffizier enthalten ſein muß. Ich trage dem 
Keirghminiderium auf, danah das weiter Erforderliche zu veranlaffen. 


Berlin, den 22. Mai 1836. | 

Friedrich Wilhelm. 

An j ß 
dad Kriegsminiſterium. Ä 


9. 


Reffripe des Königl. Minifteriums des Innern und 

der Polizei an die Königl. Regierung zu Erfurt, daß 

die früher als anftellungsfähig nicht anerfainten, neun 

Jahre gedienten Unteroffiziere auch Feine Verſorgungs— 
anfprüche haben. 


Das Bedenken, welches die Königliche Negierung in Shrem 
Berichte vom 27. v. M. darüber aufgeftellt hat, ob die Stadtbe— 
hörden in ihrem Wahlrechte auf die von den Truppentheilen den 
Provinzialbehörden übermwiefenen Wachtmeijter, Unteroffiziere und 
Feldwebel befchränft find, ift durch die inzwifchen erlaffene Verfü— 
gung vom 21. Auguft d. 3. befeitigt worden. Wenn demnächft 
die Frage aufgeworfen ift, ob Individuen, welche fchon früher nad 
neunjähriger Dienſtzeit aus dem Militairdienfte ausgeichieden find, 
ohne von einer Militairbehörde als anftellungsfähig anerfannt und 
den Eivilbehörden empfohlen zu fein, geaenwärtig noch anftellungs: 
fähig find, fo muß diefelbe in ihrer Allgemeinheit verneint werden, 
indem nad) der Allerhöchften Kabinetsordre vom 31. DOftober 1827. *) 
ausdrüdlich beſtimmt ift, daß nur die den Eivilbehörden ausdrüd: 
lich überiwiefenen Perfonen als Berforgungs:Berechtigte berüdfich- 
tigt werden follen. Diefe Anerfennung kann jedoch auf Die vor 
dem 31. Oktober 1827. entlaffenen Zndividuen Feine Anwendung 
finden, von welchen vielmehr nur eine Befcheinigung der Truppens 
befehlshaber über ihre neunjährige Dienfizeit gefordert werden kann. 

Berlin, den 16. September 1836. Ä 


Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v Rocho w. „® 
*) Jahrg. 1827. 4tes Heft, ©. 869. | 
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| ne 10. | 

Reſcript des Königl. Juſtiz-Miniſteriums an das 

Königl. Oberlandesgericht zu ‚Breslau, die Ablehnung 

der Schiedsämter, die Nichterfcheinung des Berflagten, 

und die Öffentliche Belobung ausgezeichneter Schieds⸗ 
männer betreffend. *) 


Das Königliche Oberlandesgericht erhält auf feinen Bericht 

vom 29. März c., | 
die Wirffamfeit der Schiedsmänner im Fahre 1835. be: 
treffend, 

Folgendes zum Befcheide. 

1) Tritt der Fall einer Weigerung ein, das Amt eines 
Schiedsmannes zu übernehmen, fo gehört das Berfahren über die 
Zuläffigfeit der Ablehnung zum Neffort der Regierung. Die leb: 
tere hat die Wahl der Schiedsmänner zu leiten, und die Erfläs 
rungen über die Annahme entgegen zu nehmen; es ftehet ihr mits 
bin auch allein die Beurtheilung der Ereufationsgründe zu. Die 
Regierung präfentirt demnächft erſt dem Oberlandesgerichte die 
Schiedsmänner zur Beftätigung und Verpflichtung; erſt mit dies 
ſem Augenblide geht das Recht der Dberaufjicht auf die Gerichts: 
behörden über. Hiernach wird die Regierung von dem Königl. 
Minifterium des Innern und der Polizei befchieden werden. ? 

2) Dem Antrage, die Koften des fruftrirten Termins dem 
Derflagten zur Laft zu legen, fann nicht Statt gegeben werden. 
Nach der mwefentlicyen: Beftimmung der Verordnung vom 26. Sep: 
tember 1832. ficht vielmehr dem Verklagten frei, auch durch 
Nichterfcheinen den Vergleich abzulehnen. Es kann daher in Fei: 
ner Art ein Zwang gegen ihn Statt finden, ihm alfo auch nicht die 
Berpflichtung zu feiner Anzeige des Nichterfcheineng obliegen. 

Uebrigens bleibt es 

3) dem Kollegium lediglich überlaffen, die belobende Bekannt⸗ 
machung derjenigen Schiedemänner, weldye fich ausgezeichnet haben, 
durch das Regierungs: Amtsblatt zu veranlaffen. 

Berlin, den 16. Mai 1836. 

Der Auftigminifier. 
Mühler. 
*) Bergl. Jahrg. 1835. 1fied Heft, S. 25. 
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Verhaͤltniſſe zu augen Staaten. 


Reffript des Königl. Neinifteriume des Innern und 
der Polizei an die Konigl. Regierung zu Magdes 
burg, betreffend das Werfahren gegen militairpflich- 
tige Ausländer bei Niederlaffungen in den diegfei- 
tigen Staaten. 





Der Königlihen Regierung wird in Ermwiederung auf den 
Bericht vom 26. v. M. hierdurch, zu erfennen geaeben, daß in - 
der Eirfular: Verfügung vom 22. Dezember 1830. *) keinesweges 
unbedingt die Beibringung eines Cmigrations » Konfenfes Seitens 
derjenigen Ausländer, welche im Preußifchen Staate ſich niederzu: 
laffen beabfichtigen, borgefchrieben, fondern nur rüdfichtlih der 
Staaten, mit welchen eine Kartell » Konvention befieht, die Webers 
zeugung und alfo nöthigenfalls eine glaubhafte Befcheinigung dars 
über, daß Feine Reklamation des Eingewanderten wegen Verletzung 
der Militairpflicht zu beſorgen ſei, für nöthig erachtet worden iſt. 
Daß letztere nicht zu beſorgen fei, fann aber oft aud) aus anderen 
Dofumenten und Umftänden, wie 3. B. aus dem vorgerüdten 
Alter, aus dem Gefchlecht, aus offenbaren Förperliden Gebrechen 
2c. gefolgert werden. 

Es kann daher felbft in Beziehung auf foldhe Staaten, mit 
denen eine Kartell-Konvention befteht, nicht anerfannt werden, daß 
es gerade und immer eines Emigrationsfonfenfes zu dem frag: 
lihen Behufe bedürfe. 

Berlin, den 6. Mai 1830. 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
Koehler. 


12. 
Cirkular— Reſkript bes Koͤnigl. Miniſteriums bes ns 
nern und der Polizei an fämmtliche Königl. Ober: Prä- 
fidenten, ausfchließlich desjenigen der Rheinprovinz, und 
abfchriftlih an das Königl. Polizei-Präfidium hiefelbft, 
die Auswanderungen über Frankreich nach Amerika 
betreffend. 


Mit Bezug auf die Verfügung vom 26. Mai c. **) kom⸗ 


Jabrg. 1830. Ates Zen ©. 733, 
*) im Iſten Hefte, © . 19. 
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munizire ich Em. ꝛc. im abſchriftlichen Anfchluß (a) einen Aus 
zug aus dem Polizei: Berichte des Negierungs : Präfidii zu Trier 
pro Quli c., um daraus gefälligft zu entnehmen, in welcher Art 
das franzöfiiche Gouvernement durch eine neuerdings erlaffene Vers 
ordnung die Beftimmungen binfichtlich derjenigen Perfönen, welche 
durch Frankreich nady Amerifa auszumandern beabfichtigen, vers 
ftärft hat, und welchen Erforderniffen fie nunmehr bei ihrem Ein: 
tritt in Kranfreih in Rückſicht auf Päſſe, Baarfchaft und Ein: 
ihiffungs-Erlaubniß genügen müffen. 

Em. ꝛc. erfuche ic), das Erforderliche gefälligft zu veranlaffen, 
damit diefe Beflimmungen zur Kenntniß der betreffenden Behör: 
den gelangen. | * 

Berlin, den 23. Auguſt 1836. 

Der Miniſter des Innern und der Polizei. 
v. Rodom, 


Der Auswanderung nach Amerika, welche in beſorglicher Art zus 
zunehmen droht, wird durch eine von dem franzöfifchen Gouvernement 
erlaffene ®erordnung, von deren Erfcheinen der Präfeft zu Met mir 
offiziell Mittheilung gemacht hat, und welche die bisherigen Beftimmuns 
gen verfhärft, Schranken gefeßt, werden 

Mach derfelben, welche gehörig veröffentlicht werden wird, foll von 
jedem Answanderer, welcher, um fich nach Umerifa zu begeben, durch 
Frankreich reifet: BER 

1) ein von dem vaterländifchen Gouvernement ertheilter, und von eis 
ner —— Geſandtſchaft viſirter Paß; 

2) der Nachweis einer baaren Summe von 400 Fl. fuͤr ſich, von 
eben fo viel für jedes 18 Fahre und mehr altes Glied feiner Famis 
lie, und von 200 Fl. für jedes unter 18 Jahren, und 

3) die Vorlage eines mit einem Schiffs » Kapitain eingegangenen Vers 
trages, durch welchen diefer fich für den Transport verpflichtet, oder 
der Nachweis der Deponirung der für die Ueberfahrt erforderlichen 

Summe, ini Hafen, von wo aus die Abfahrt Statt finden wird, 
gefordert, und foll fremden Perfonen, welche bloß mit gewöhnlichen, 
zur Meife nach Franfreich beftimmten Paͤſſen fich einfinden, wenn fie die 
Abficht haben, nach Amerika fich einzufchiffen, die Erlaubniß zur Eins 
fchiffung nicht erteilt werden, infofern nicht die Päffe zugleich das Vor— 
haben. ihrer Inhaber angeben, fich Über das Meer begeben zu mollen. 

Zrier, den 2. Yuguft 1836, 

Der Regierungs:Präfident. 
v. Sadenberg. 
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13. 


Bekanntmachung der’ Königl. Regierung zu Erfurt, die 
Warnung vor der Auswanderung nach der Türfei 
und Griechenland betreffend. 





Der aus zuverläffiger Quelle herrührende Correſpondenz⸗Arti⸗ 
fel in der Staatszeitung Nr. 184., de dato Eonftantinopel am 
2. Zuni d. 3. fihildert der Wahrheit gemäß die traurigen Folgen, 
welche die in der meueften Zeit häufiger gewordenen Auswande⸗ 
rungen nach der Türfei und Griechenland in der Negel nach ſich 
ziehen. 

Wir können nicht unterlaffen, durch den hier unten folgen» 
den Abdruck diefes Artifeld (a) alle diejenigen zu warnen, welche 
ſich etwa durch Hoffnung eines günftigen Schidfald zur Auswans 
derung nach jener Gegend veranlaßt finden möchten. 

Erfurt, den 27. Zuli 1836. 

Königl. Preuß. Negierung. 
8 


— — Conflantinopel, 2 Juni 1836. Se beufiger in ber 
neueflen Zeit die Auswanderungen aus Deutfchland nach der Zürfei ges 
worden find, und je greller deren traurige Folgen fich zeigen, um fo 
zwecmäßiger dürfte es fein, eine gedrängte Schilderung der hier obwal⸗ 
tenden Werbältniffe zu geben, um vor Unternehmungen diefer Art zu 

warnen. Diefe Verbältniffe fönnen für Ausländer nicht unguͤnſtiger 

fein, wenn gleich) das Gegentheil von Vielen geglaubt werden mag, 

welche die in den legten Jahren von der Dsmanifcben Regierung zur 

Annäherung an Europdifche Eivilifation getroffenen Maßregeln oder das 
Gtüd, welches Einzelne z. B. in Aegypten gemacht haben, in Anfchlag 
zu bringen geneigt find. Uber man giebt fich in diefem Falle einer 
unbeilvollen Zäufhung bin. Die aus Deutfchland nach der Zürfei 
MWandernden find entweder folche, die im Tuͤrkiſchen Dienfte Befchäftis 
gung zu finden hoffen, oder mit Handelds und Gewerbsprojeften bere 
fommen. Die erften finden fämmtlich ihre Ausfichten vernichtet. Die 
Öffentlichen Uemter werden nur durch Osmanlis befegt, und ſAbſt die 
nicht muſelmaͤnniſchen Unterthanen des Sultans (Rajahs) find von 
denſelben ausgeſchloſſen, wenn man wenige Faͤlle ausnimmt, in denen 
Griechen und Armenier ale Dollmetſcher, Muͤnzmeiſter u. ſ. m. ges 
braucht werden. Die Eiferſucht der Fanariotiſchen Familien bewacht 
uͤberdieß die wenigen Stellen mit der größten Vorſicht. In der Armee 
ift eben fo wenig ein dauerndes Unterfommen zu finden, und man weiß 
nur zu gut, wie fehmer felbit in der ägyptifchen, wo manche Umſtaͤnde 
dem Fremden weniger ungünftig find, der Stand ausländifcher Offiziere 
ift, fobald fie fich im wirflichen Dienft befinden. — Für diejenigen, 
welche die Zürfei in der Hoffnung, betreten, durch Handel oder Manus 
fafturen, oder andere Erwerbzweige fich ihren Unterhalt zu — 
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dürften die Chancen faum beffer fein. Vorerſt muß bemerft werden, 
daß man fich im Srrtbum befindet, wenn man den Aufenthalt in dies 
ſem Lande, und namentlich in der Hauptſtadt (denn mit Ausnahme 
von Wdrianopel, Salonichi, Trapezunt und Smyrna dürften Fremde 
wohl faum darauf verfallen, andere Orte zu wählen) für woblfeil 
hält. Sodann ftellen örtliche Verhaͤltniſſe fich Etabliffements dieſer 
Art in den Weg, wenn der Unternehmer nicht, über fehr bedeutende 
Geldmittel disponiren fann — und felbf in dieſem Falle ıf das 
Gelingen hoͤchſt problematiſch. Die Negierung fördert folche Anſtalten 
nicht ım geringfien ; anſteckende Krankheiten, welche die größte Vorficht, 
zum Theil fart völlige Ffolirung nöthig machen und nicht felten in ente 
fcheidenden Momenten die Gefhäfte hemmen, Schwierigkeit des Ber 
fehrs mit dem Wolfe u. f m. machen fie fehr bedenflih. Der fremde 
Handwerker, welcher in der Hoffnung, Befchäftigung zu erhalten, bier 
berfommt, fieht ſich gänzlich getäufcht; er findet fein Unterfommen, da 
die europäifchen Fabrikate alle aus dem Auslande bezogen werden. Wes 
nige unter den Auswanderern bringen überdieß die Hinderniſſe in Ans 
fhlag, welche, die Sprache ihnen in den Weg legt. Von einem wirflis 
chen Verkehr mit Osmanen und Rajahs ift nicht die Rede; die einges 
borenen Franken, die Bewohner von Pera, Galata ꝛc. fprechen größten 
tbeild Franzöfifch oder Italienifh. Obne Kenntniß dieſer Sprachen, fo 
wie die der türfifchen und griechifchen, ift das Fortfommen in diefem 
Lande faum möglih. Die Verbältniffe der fränfifchen en 
felbjt, unter welcher Abenteurer und unbefchäftigtes Wolf aller Art fi 
umbertreiben, und ber gegenüber man in jeder Beziehung mit der al- 
lergrößten Vorficht zu Herte geben muß, ift zudem auch eben nicht ges 
eignet, dem Fremden, der in der Regel als ein Eingebrungener betrachs 
tet wırd, den Weg zu bahnen. — Wie fehr die bier ausgefprochenen 
Bedenken gegruͤndet find, dafür fpricht der beflagenswerthe Zuſtand, in 
den fo Manche gerathen, welche im Mahn leichten und fehnellen Er- 
werbs nad) der Türkei gefommen find, und nachdem fie das Wenige, 
was fie befaßen, eingebuͤßt und mit Entbehrungen und Elend gefämpft, 
ſich gluͤcklich fhägen, durch Vermittlung von Seiten, der fremden Ges 
fandtfchaften und Unterfiüitung von Fandsleuten den langen und be 
fchwerlihen Weg nach der Deimath wieder antreten zu fünnen. — 
Während es fo in der Zürfei ausfiebt, find die Ausfichten in, Griechen 
Land, das in neueren Zeiten von deutfchen Auswanderern liberfluthet 
worden it, kaum günftiger zu nennen. Dort:treten nächit der Ueber⸗ 
füllung nicht nur der Widerwille des griechifchen Volkes geaen die Frem⸗ 
den, fondern auch die Verödung des Landes bindernd ein. Eine Menge 
von Dandiwerfern, Gemwerbtreibenden, Wirthen u. f. w. find bingezogen; 
die Mehrzahl hat es bereut, und viele, namentlich Familienväter find 
nur deshalb geblieben, weil ihnen ale Mittel fehlten, die Heim— 
febr zu verfuchen. Es fommt noch dazu, daß Alles fih nach Athen 
drängt, dort fein Gluͤck verfuchen oder Befchäftigung finden will, wie 
vordem in Nauplia; das Leben ift fehr tbeuer und fchlecht, und die Flis 
matifchen Einflüffe find befonders den Neuangefommenen verderblich. 
Die meiften übrigen fogenannten Städte des Landes verdienen faum 
diefen Namen, und bieten flır den Augenblick faft ſaͤmmtlich weder Hülfss 
mittel noch Ausfichten. Maniher, der e8 in Griechenland nicht aushal« 
ten zu fönnen glaubt, ſucht in Confantinopel ein befferes Gluͤck, ſieht 
aber hier nur allzubald auch das Wenige ſchwinden, das er noch von 
feiner Habe gerettet hatte. 





Annalen. Heft II, 1336, i T 
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IT. 


‚Staats » Einfünfte 
A 


Finanz Derwaltung, Kaffen und Rechnungs; 
wefen im Allgemeinen. 


14. ' 

Cirkular-Reſkript ber Koͤnigl. Minifterien des Innern 

und der Polizei, fo wie der Finanzen, an fämmtliche 

Königl. Regierungen, betreffend das Verbot der Theil 

nahme an der von dem bibliographifchen Inſtitute zu Hild- 
burghaufen angefündigten Lotterie. 


Der Königl. Regierung wird aufgegeben, anliegende Verord— 
nung (a.) in Ihr Amtsblatt aufnehmen, und die Aufnahme nach 
4 Wochen wiederholen zu laffen. “ee ° 

Berlin, den 19; Juni 1836. { 

Minifterium des Innern und der Polizei. Finanzminifterium. 
In Bertretung der Herren Chefs. 
Koehler. v. Berger. 





a. 
MB ublifandum n 


Das bibliographifche Inſtitut zu Hildburghaufen hat durch eine öfr 
fentliche Befanntmahung, de dato Hildburghaufen, Amiterdam und 
New-Merk den 1. Mai 1836, fämmtlichen Gubffribenten auf mehrere 
in ihrem Verlage berauszugebende MWerfe einen —— 
Schein verſprochen, um an einer angekuͤndigten Verlooſung von 1000 
Dufaten Theil zu nehmen. Da nun diefes Unternehmen offenbar als 
eine Lotterie, und die auszugebenden Berloofungs-Scheine als Lotterie 
Loofe zu betrachten find; bo wird das Publifum gegen die Erwerbung 
von Verlooſungs⸗Scheinen folcher Art, und infonderheit werden die Buch: 
bandlungen vor Wertbeilung diefer Scheine vermwarnt, weil im Kontra: 
ventiong-Falle unausbleiblich die in den SS. 1. und 2 der Verordnung 
vom 17. Dezember 1816 gegen die Tbeilnehmer an auswärtigen Lotte- 
rien und die Derbreiter der Looſe derfelben, fefigefeßten Strafen in Un: 
wendung fommen müffen. i 

Berlin, den 19. Zuni 1836. 


Minifterium des Innern und der Woligei. Finangminifterium. 


* 
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B. 
‘ Domainen:, Forſt⸗ und Sagd- Verwaltung. 


15. . 

Cirkular⸗Reſkript des Minifteriums des Königl. Haus 

fes an fämmtliche Königl. Regierungen, die Einziehung 
Koͤnigl. Domainen⸗ und Forſt-⸗Gefaͤlle betreffend. 





Ein neuerlich wieder entdeckter Fall von Veruntreuung Kös 
nigl. Domainen:Gefälle durch einen Erefutor giebt mir Beranlafs 
fung, die Königl. Regierung aufzufordern: durch die Amtsblätter 
den Domainen: und Forft:Präftantiarien wiederholt zu unterſagen, 
an die zur Gefälle: Erhebung "überhaupt nicht befugten Emonito— 
ren und Grefutoren dergleichen Zahlung zu leiften, mit der Vers 
voarnung, daß Erftere für diejenigen Gelder, welche fie den Lep 
tern zur Beförderung an die Menteifaffen dennoch ferner anvers 
trauen würden, bis zu deren wirklich erfolgter Ablieferung an die 
Kaffen verhaftet blieben. Um jeder Entfchuldigung wegen Unbes 
Fanntfchaft mit diefer Vorfchrift vorzubeugen, hat die Königl. Re: 
gierung anzuordnen, und darauf zu halten, daß diefelbe in jedes 
Quittungs:Buc der Präflantiarien vorn eingejchrieben oder. ge 
druckt wird, 

Berlin, den 8. April 1836. 

Chef des Minifteriums des Königl. Haufes, zweiter Abtheilung. 
v. Radenberg, 


16. 
Cirfular:Reffript des Minifteriums des Königl. Haus 
fes an fämmtliche Königl. Regierungen, die Werrech 
nung und Abführung der Domainen» und Forft-Res ' 
u venuͤen betreffend. | 





Die Eirfular-Verfügung vom 6. Mai v. J. *) fchreibt nä« 
ber vor: wie es, in Folge der eingetretenen DBeränderung in den 
Reffort:Berhältniffen, von 1836 ab mit der Verrechnung der Do: 
mainen« und Forft:Revenüen bei den Negierungs : Haupt: Kaffen, 
und mit Ablieferung der desfallfigen Weberfchüffe zur General: 
Staatskaſſe u. f. mw. gehalten werden fol. Es ift jedoch in den. 


*) Jahrg. 1835. Ited Heft, ©. 606. 
3 2 
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für das erfte Quartal d. 3. eingereichten Ertraften von der Do— 
mainen» und Forſt-Verwaltung meiftentheils die Angabe vermißt 
worden, daß die nach Abzug der Ausgaben von den Einnahmen 
verbliebenen Weberfchüffe, oder wie viel davon, zur General-Staats 
kaſſe wirflich abgeliefert worden. Dieſe Angabe darf für die Folge 
in den Quartals und Final:Ertraften nicht fehlen. 

Nach der Eirfular- Verfügung des Königl. Finanz Minifterii 
vom 23. Mai v. 3. fol in dem Falle, wenn die am Jahre 
fchluffe verbliebenen ——— Reſte des laufenden Jahres gerin 
ger als die verbliebenen Ausgaben-Reſte deſſelben Jahres find, mit: 
hin die, letzteren durch die erfteren nicht ganz gededt werden, det; 
jenige Betrag, um welden die verbliebenen Ausgabe : Nefte die 
Einnahıne-Refte überfteigen, am Jahresſchluſſe bei der betreffenden 
Verwaltung in den Berwaltungs: Ertraften und Rechnungen von 
- der Iſt-Einnahme ald Beftand refervirt werden. 

Diefe Vorſchrift ift auch in Bezug auf die Domainen: un 
Forſt-Verwaltung fernerhin zu befolgen. Sollte aber gleichwohl 
der Fall vorfommen, daß bei der Reſt-Verwaltung die Ft: Eins 
nahme weniger als die St: Ausgabe beträgt, fo ift der zur Be 
fireitung des Mehrbetrages der Ausgaben nöthige Zufchuß, in Folge 
der eingetretenen Veränderung in dem Reſſort-Verhältniß, nicht, 
wie in jener Cirfular: Verfügung vom 23. Mai v. 3. beftimmt 
ift, in den Ertraften und Rechnungen der Regierungs-Haupt:Kaffe 
nachzumeifen, fondern durch die NRegierungs: Haupt : Kaffe am Jah: 
resfchluß von der General:Staats:Kaffe mittelft desfallfiger befon- 
derer Anrechnung und Quittung, unter Angabe des befondern 
Derwaltungszweiges, fo wie der Reſt-Periode, für welche der Zus 
fchuß erforderlich ift, einzuziehen, und in den Ertraften und in 
der Rechnung der einfchlägigen Verwaltung bei der betreffenden 
Reſt⸗Periode unter dem befondern Titel: „an Zufchüffen zur Be: 
flreitung der duch Einnahmen nicht gedeckten Reft: Ausgaben,” zu 
vereinnahmen. 

Öleichzeitig ift davon Anzeige zu machen, um die General: 
Staats: Kaffe mit Anweifung verfehen zu Fönnen. Diefe Anzeige 
muß die Gründe enthalten, welche einen folchen Zufchuß nothwen: 
dig machten. 

"Die NRegierungs-Haupt:Kaffe ift danach zu inſtruiren. 

Berlin, den 22. Juni 1836. 
Chef des Miniſteriums des Königl. Hauſes, zweiter Abtheilung. 
v. Ladenberg. 
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17. 
Cirkular⸗Reſkript des Minifteriums des Königlichen Hau- 
fes an fämmeliche Königliche Regierungen bieffeits der 
Elbe, die Ablöfung der DomanialsRenten für Na: 
rals ÖetreidesAbgaben betreffend. 





Nah einer Mittheilung der Königl. Ober : Redynungs : Ram: 
mer ift der Vorſchrift: daß die Ablöfung dee Domanial : Renten 
für Natural: Getreide: Abgaben zum zwahzigfachen oder zum fünf 
und zwanzigfachen Betrage bewirkt werden folle, je nachdem der 
Renten: Berechnung die dreißigjährigen Marftpreife von 1805 ab 
rüdwärts, oder die vierzehnjährigen Durchfchnittspreife zum Grunde 
gelegt worden, bisher nicht überall Genüge gefchehen. 

Der Königl. Regierung wird daher (an die Königl. Negies 
rungen in Magdeburg und Merfeburg: „rüdfichtlih der in Ih— 
rem Bezirke diesfeits der Elbe vorfommenden Ablöfungen”) die 
gehörige Befolgung diefer Vorſchrift mit der Anmweifung in Erin: 
nerung gebracht: fo lange als die Ablöſungen der Domainen-Prä- 
fationen 'diesfeitd der Elbe noch zu 5 Prozent allgemein geftattet 
werden, bei allen nad) diefem Satze bewirften Ablöfungen die Be: 
rechnungen darüber dahin zu befcheinigen, daß unter den abgelöfes 
ten Gefällen feine nad) den vierzehnjährigen Durchfchnittspreifen 
regulirte Nente für Natural:Getreide mitbegriffen fei. 

Berlin, den 28. Mai 1836, . 

Ehef des Minifteriums des Königl. Haufes, zweiter Abtheilung. 
v. Zadenberg. 





18. 


Cirkular-Reſkript der Minifterien des Königl. Haufes 

und der Finanzen an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen 

diesfeits der Elbe, fo wie an diejenigen zu Magdeburg 

und Merfeburg, betreffend die Ablöfung von Domaniak 

Abgaben in Beziehung auf beftehende Grunpfteuers 
Ä Immunitaͤten. 





Es kommt häufig der Fall vor, daß bäuerliche oder andere 
ländliche Grundſtücke, welche zu Domanial-Präſtationen verpflich— 
tet find, eine völlige oder theilweiſe Grundſteuer-Immunität ge: 
nießen. Um foldye Immunitäten möglichft zu vermindern, ift fort- 
an nad) folgenden Vorfchriften zu verfahren: 
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1) 


2) 


3) 


Vor jeder Ablöfung von Domanlal:Präftatlonen (Erbpachts: 
Canon, Erbzins, andern Gelds und Natural:Abgaben, Zehn: 
ten u. ſ. w.) ift zu prüfen, ob das verpflichtete Grundſtück 
bereits mit der vollen landüblichen, oder einer nadyr-dem Ge: 
fe vom 30. Mai 1820. und der Inſtruktion vom 8. Juni 
1831. regulirten Grundfteuer belegt ift oder nicht? 

Sm erftern Falle fteht der gänzlichen oder theilmweifen Ab: 
löfung der Präftationen nichts entgegen. 
Iſt das Grundftüß weder mit der vollen landüblichen, noch 
mit einer nad den obigen Beftimmungen regulirten Grund: 
fteuer belegt, in Zudifaten oder Pontraftlichen Beftimmungen 
aber die Befugniß begründet, eine Steuer-Regulirung ent: 
weder jederzeit, oder doch bei einer Ablöfung der Präftatio- 
nen vornehmen zu können, fo ift die geſetzliche Grundfteuer 
nad der Zuftruftion vom 8. Juni 1831. zu ermitteln, feit: 
zuftellen und zum Etat zu bringen. Wurde eine geringere, 
als die landübliche Steuer entrichtet, fo ift diefe gleichzeitig 
abzufegen. Der Betrag der neu veranlagten Steuer oder 
event. der Differenz zwifchen diefer und der bis dahin ent: 
richteten Steuer ift vom Domainens Etat abzufegen. Der 
Mehrbetrag der Domanial:Präftationen unterliegt der Ablo- 
fung zum 20fachen Betrage. 
Iſt dagegen ‚die unbedingte Befugniß zu einer Steuer-Negu: 
lirung in einem Judikate oder Kontrafte nicht begründet, fo 
ift dem auf Ablöfung antragenden Grundeigenthümer, Erb— 
ꝓächter, Erbzinsmann ꝛc. auf den Grund der in Abſchrift 
beigefchloffenen Allerhöchſten Kabinets:Drdre vom 11. Mai 
d. 3. (Anl. a.) zu eröffnen, daß eine Ablöfung zum zwans 
zigfachen Betrage der Fährlichfeit nur dann zugelaffen mer: 
den fünne, wenn er vorher zur Webernahme einer nach der 
Inſtruktion dom 8. Juni 1831. zu regulirenden Grundijteuer 
fi) bereit erfläre. Wird diefe Erflärung abgegeben, fo fin: 
det genau daffelbe Verfahren wie ad 2. flat. Wird dage— 
gen. der Steuer-Regulirung widerfprocyen, fo fann zwar die 
Ablöfung der Domanial » Präftationen nicht verſagt werden, 
es ift ‚aber weder eine gänzliche, noch eine theilweiſe Ablö— 


ſung derfelben anders, als zum fünf und zwanzigfachen Ber 


trage zu geftatten. 


Berlin, den 23. Juni 1836. j 
Minifterium des Königl. Haufes. Finanzminifterium. 


II. Abtheilung. v. Alvenslebem. 
v. 2adenberg. 
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a. 

Ih genehmige auf Fhren Antrag vom 18. v. M.t daß, wenn bei 
den in den ‘Provinzen dieſſeits der Elbe vorfommenden Ablöfungen von 
Domainen:Abgaben weder der abldfende Grundbefiger die gefeßliche oder 
landubliche Grundſteuer fchon entrichtet, noch eine ſolche obne feine Zu: 
ſtimmung auf Grund der Verordnung vom 27. Juli 1808. ausgefon; 
dert werden darf, die durch meine Ordres vom 12. Februar 18%0. und 
22. Februar 1524. ausnabmsweiſe bewilligte Ablöfung zum zwanzigfa—⸗— 
chen Betrage nur alsdann zugelaffen werde, wenn der Grundbefiger zu— 
vor in die Ausſonderung eines nach gefeglicher oder landüblicher Beftim: 
mung zu ermeffenden Theild der Domanial:Abgaben willigt, und denfels 
ben al® unablösliche Grundjleuer auf der Behigung behält, daß dage⸗ 
gen, wo Ddiefe Einwilligung nicht" gegeben wird, die Abloͤſung nur zu 
dem —— 2õfachen Betrage zu geſtatten iſt. 


erlin, den 11. Mai 1636. 
Friedrich Wilhelm. 


An 
die wirklichen Geheimen Mäthe v. Ladenberg 
und Graf v. Ulvensleben. 


19. 


Cirkular⸗Reſkript des Minifteriums des Rönigl. Haufes 
an fämmeliche Königl. Regierungen viesfeits der We⸗ 
fer, mit Ausnahme derjenigen zu Stralfund, betreffend 
die Ablöfung‘ von Domanials Abgaben bei Abbauen 
und Beräußerungen von Wohn: ‚und Wirthfchaftsge: 
bäuden in Gefolge ftattgefundener Gemeinheitg: 
theilungen. 


4 





Um das Gelingen der Separationen zu erleichtern, ermäch— 
tige ich die Königl. Regierung, in Folge der Eirfulars: Verfügung 
vom 30. November 1834. in allen den Fällen, in welhen die 
Zinspflichtigen in Folge der Separation neue Ländereien erhalten 
haben, auf, denfelben neue Wohn: und Mirthfchafts: Gebäude er: 
richten, und die alte Hofftelle in der Dorflage mit den darauf 
befindlichen Gebäuden ganz oder theilweife verfaufen, um ſich durch 
den Berfauf eine Beihülfe zum neuen Abbau zu verfchaffen, von 
der dem Gutsheren oder Zinsberechtigten im $. 2. des AKulturs 
Edifts vom 14. September 1811. und im $. 29. der Ablöfunge: 
Drdnung vom 7. Juni 18521. eingeräumten Befugniß, bei Dis: 
membrationen die Kapital:Ablöfung eines Theiles oder des ganzen 
Binfes fordern zu dürfen, abzuftchen, und den vorbemerften Ver: 
fauf von Mohn: und Mirehichafts: Gebäuden ohne Ablöfung der 
DomanialsAbgaben durch Kapitals:Zahlung, ohne Anfrage, auf den 
Antrag der betheiligten Grundbefiger zu geftatten. | 
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Aber auch in diefen Fällen darf der Dismembrationg : Kon: 
feng mit Aufgabe des Anfpruchs auf die Zwangs: Ablöfung vor 
erfolgter Firarion aller unbeftimmten und Natural: Leiftungen in 
jährliche feftftehende Geldrente, und PDertheilung derfelben auf das 
Haupt: Gut und auf die für daffelbe entbehrlichen Gebäude nıdjt 
ertheitt werden, und damit die Verwendung des Erlöfes aus dem 
Verkaufe der alten Hofftelle nicht zu anderen Zwecken gefchebe, 
als zum Erbau und zur Anlage der neuen Hofftelle, hat die Kö. 
nigl. Regierung den betheiligten Einfaffen den Erlaß der Zwangss 
Ablöfung erſt dann beftimmt zuzufichern, wenn der Abbau auf die 
durch die Separation erhaltenen neuen Grundſtücke foweit geför— 
dert iſt, daß über die Vollendung deſſelben Fein irgend erheblicher 
Zweifel mehr obwaltet. | 

Berlin, den 16. Mai 1836. 

Chef des Minifteriums des Königl. Haufes, zweiter Abtheilung. 
v. Ladenberg. | 


Un Ä 
fämmtliche Koͤnigl. Regierungen diesfeits 
der MWefer, mit Yusnabme derjenigen zu ( 
Stralfund. 


Abfchrift hievon an die Königl. Regierungen zu Magdeburg, 
Merfeburg und Erfurt, zur Wahrnehmung in den Landestheilen des 
Bezirks der König. Regierung, in welchen die Ablöfungs-Drdnung 
vom 7. Zuni 1821. gilt. 

Berlin, den 16. Mai 1836. 

Chef des Minifteriums des. Königl. Haufes, zweiter Abtheilung. 
- ©». 2adenberg. 





20. 
Cirfular: Verfügung der Königl. Regierung zu Ports: 
dam, an fämmtliche Rent: und Domainen-Aemter, be 
treffend die Ablöfung der gefammten auf Gebäuden und 
Büonerhäufern rubenden Abgaben bei Dismembratio— 
nen ber erſtern. 





Nach dem Neffript des Minifteriums des König. Haufes, 
General-:Berwaltung für Domainen und Forften, vom 50. Mai c. 
können die Theilungen von Wohngebäuden und befonders von Büd— 
nerhäuſern in der Regel nicht zweckmäßig gefunden werden, wes: 
halb in derartigen vorfommenden Fällen auch die Anträge auf Ab: 
gabenvertheilung zurücfgewiefen und auf die bei Disinembrationen 


J 
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von Gebäuden gefeglich vorgefchriebene Ablöfung der gefammten 
Abgaben beftanden werden r fol Hiernach hat fich das Amt zu achten. 
Potsdam, den 29. Zuni 1836. 
Königl. Regierung. 
Abtheilung für die Verwaltung der direkten Steuern, Domainen 
und Forften. 
Stelßer. ' 


». 21; 
Girfular:Reffript des Minifteriums des Königl. Haufes 
an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen biesfeits der Weſer, 
betreffend bas Verfahren bei den Vor:Revifionen der 
neuen Domainen-Pachtanfchläge und Pachtbedinguns 
gen betreffend. 





Es ift bemerft: daß mit der den Königl. Negierungen oblie: 
genden Vor-Reviſion der zur Guper-Revifion und Feſtſetzung hier 
einzureichenden neuen Domainen :Pachtanfchläge und Pachtbedin: 
gungen nicht überall gleichmäßig verfahren, und daß diefe Revi— 
ſion und die Berichterftattung hie und da fogar denjenigen Mit: 
gliedern des Kollegii, welche den Anfchlag felbft gefertigt und die 
Vorſchläge zu den neuen Pachtbedingungen abgegeben haben, zur 
Bearbeitung übertragen wird. 

Um hierunter ein übereinffimmendes zweckmäßiges Verfahren 
herbeizuführen, fehe ich mich daher veranlaßt, Folgendes anzuordnen. 

Es dürfen die neuen Pachtanfchläge und Parhtbedingungen 
niemals dem Anfchlags : Verfertiger, fondern müffen ſolche ftets ei: 
nem andern Mitgliede des Kollegii zur Nevifion und zum Bor: 
trage zugefchrieben; über die Reviſion muß im Kollegio eine Ber: 
‚handlung aufgenommen werden, welche die fpezielle Beurtheilung 
des Anfchlages und der vorgefchlagenen fpeziellen Pachtbedingungen 
und die Befchlüffe des Kollegii darüber enthält; nad) - Maaßgabe 
ber letztern fi find die Spezial- und Hauptanfchläge und die Bedin: 
gungen zu herichtigen und der Bericht, mit dem fie einzufenden 
find, darf dann nur, mit Bezug auf die Nevifions: Verhandlung, 
das Haupt:Ergebniß der neuen Anfchläge und die allgemeine Be: 
urtheilung derfelben enthalten, und die neuen Verpachtungs-Bedin⸗ 
gungen, in foweit fie von den allgemein vorgefchriebenen abwei— 
chen, erläutern, fo wie die näheren dur Sache gehörigen Anträge 
aufftellen und begründen. 

Hiernach hat daher die ar Regierung von jetzt an zu verfahren. 

Berlin, den 30. Zuni 1836. 

Chef des Minifteriums des * Hauſes, zweiter Abtheilung. 
v. Ladenberg. 
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i 22, 

Cirfular: Refkript des Ministeriums des Königl. Haufes 
an fämmtliche Königl. Regierungen biesfeirs der Wer 


fer, die Reihefolge bei den Werpachtungen Königl. Do: 
ınainen betreffend. 





Es find in diefem Jahre wieder mehrere Fälle vorgefommen, 
in welchen wegen der verfpäteten inleitungen die Verpachtung 
mit Trinitatts d. 3. pachtlos werdender Domainen nicht mit 
dem Erfolge hat ausgeführt werden können, welcher fonft davon 
zu erwarten gewefen fein würde, 

Mit un auf. die Verfügungen vom 7. Zuli 1834 und 
27. April v. J. befiimme ich daher hiemit, daß die Vorſchläge 
zur fünftigen —— einer jeden pachtlos werdenden Domaine 
nebſt den neuen Anſchlägen oder Anſchlags-Reviſions-Verhand— 
lungen und neuen Pachtbedingungen jedesmal ſchon im Auguſt 
desjenigen Pachtjahres hieher einzureichen ſind, welches dem nach 
dem geſchloſſenen Kontrakt feſtſtehenden letzten Pachtjahre des Päch— 
ters vorangehet alſo 3. B., bei den zu Trinitatis 1840. pacht— 
los werdenden Domainen, im Auguſt 1838. — Auf die genaue 
Befolgung dieſer Anweiſung werde ich ſtreng halten. — Sollten 
zufällig im Jahre 1838. im Bezirk der Königl. Regierung etwa 
ſo viele Domainen pachtlos werden, daß die Vorbereitungen zur 
Genügung dieſer Anweiſung in Hinſicht derſelben bis Ende Au— 
guſt d. J. vorausſichtlich nicht mehr durchgehends getroffen wer— 
den könnten, oder liegen auch die Vorbereitungen wegen der an— 
derweiten Verpachtung der zu Trinitatis 1837 ſchon pachtlos wer: 
denden Domainen vielleicht zum Theil noch ſo, daß noch nicht mit 
Gewißheit zu überſehen iſt, ob die Ausbietung und der Abſchluß 
der neuen Kontrakte zur Verpachtung derſelben von Trinitatis 
1837. ab, auf längere Zeit noch bis Ende Oktober d. J. zu 
Stande kommen wird, ſo iſt es zweckmäßiger, lieber in Zeiten an— 
gemeſſene Prolongationen einzuleiten; worüber ich daher dieſen 
Falls die Vorſchläge der Königl. Regierung längſtens a acht 
Wochen erwarte. 

Ueberhaupt ift, um die Arbeiten der —— und 
neuen Kontrakts-Abſchließungen angemeſſen zu vertheilen, je— 
der Uebereilung vorzubeugen, auch zu verhindern, daß nicht zum 
Nachtheil der Konkurrenz ſolider Pächter zu viele Domainen auf 
einmal aus der Pacht fallen, und damit beim Wechſel der Kon— 
junkturen nicht die Nothwendigkeit eintrete, in ungünſtigen Jah— 
ren eine größere Zahl von Domainen neu zu verpachten, während 
in günſtigen Jahren vielleicht nur wenige pachtlos werden, noth— 
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wendig, die Pachtperioden der Somainen für die Folge, und zwar 
nöthigenfal® unter vorläufiger Berwilligung von Prelongationen, 
wenn etwa in dem einen oder dem anderen der nächſten Jahre 
zu viel aus der, Pacht fallen follten, dergeftalt zu reguliren, daß 
Fünftig alle Jahre im Ganzen etwa gleich viel Domainen-Pachten 
erledigt werden und neu abzufchließen find. 

Hiezu hat daher die Königl. Regierung, mit Zugrundelegung 
eines nach Maafgabe der Zahl der Pachtungen Ihres Bezirks nä: 
her zu beftimmenden 18 bis höchftens 24jährigen Turnus, welcher 
alfo den Maaßſtab zu der für alle Domainen » Pachtungen Shres 
Bezirks künftig als Negel zu befiimmenden Dauer der Pachtpe- 
riode abgeben wird, nad) Anleitung des anliegenden Schema’s, (a.) 
einen Plan auszuarbeiten, und folhen binnen acht Wochen zur Ge: 
nehmigung einzureichen. Ä 

Merden dabei zur Erreichung des Zwecks mehrere Prolonga: 
tionen, welche den Umftänden nah auf ein, zwei, bis höchfiens 
drei Jahre ausgedehnt werden fönnen, unvermeidlich, fo find hiezu 
vorzugsweiſe folhe Pachtungen zu wählen, bei welchen die Ueber: 
zeugung vorherrfcht, daß durch Ausfehung der, Verpachtung auf den 
Grund neuer Anfchläge und der jehigen Bedingungen die gerings 
ften Opfer gebracht werden, und hat fich hierüber die König. Ne: 
gierung in Hinſicht jeder Pachtung, welche zur Prolongation in 
Vorſchlag gebracht wird, in dem Weberreichungs:Bericht näher gut: 
achtlich zu äußern. 

Berlin, den 31. Mai 1836. | 
Chef des Minifteriums des Königl. Haufes, zweiter Abtheilung. 

v. Ladenberg. 


An - 
fämmtliche- Königl. Regierungen dies: 
feit8 der Wefer, excl. derjenigen zu 
‘ Potsdam, Franffurt und Stettin. _ 


Abschrift hievon zur Nachricht und gleichmäßigen Beachtung 
an die Königl. Regierungen zu Potsdam, Frankfurt und Gtettin. 
Mas den Plan zur Negulirung der Pachtperioden betrifft, 
fo ift zwar ein folcher für den dortigen Bezirk bereits refp. un: 
term 13. Zuli 1821., 16. Novbr. und 25. Mai 1820. geneh: 
migt. Da derfelbe indeffen feitdem durch mehrere Veräußerungen 
und andermweite Dispofitionen ſchon weſentlich alterirt ift, fo bat 
die Königl. Regierung denfelben, mit Rüdficht auf diefe Verände— 
rungen, umzuarbeiten, und binnen der beftimmten Friſt einzureichen. 
Berlin, den 31. Mai 1836. m 
Chef des Minifteriums des Königl. Haufes, zweiter Abtheilung. 
v. Ladenberg. 
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zur Kegulicung ber Pachtperioden von den Domainen- 














E; 2. 
Nach den Kontraften und den er:| Davon werden vorläufig zu 
gangenen Verpachtung » und Pro: prolongiren fein. 
longations» Genehmigungen werden 
pachtlog. N alſo 
amen uf I bis 
Rt gl R der Fahre —* 
rini amen der Pachtungen. nita 
Ne. | tatis. r Pachtungen. Vorwerke. tis. 
Vorwerf Geltomw, Amts 
> Won Motsbam. = x 0. Mia sa ce 
2.1» .. JBormwerf Grubom, dafelöft... -..... 
Vorwerk Bornftedt u. Pirfch-[Bornftedt und 
3. 1 1837. beide, daſelbſt. . - Pirſchheide 0. 
4.1 - .. JVorwerf Dahme und Sieb, j Dahme und 
Amts Dahme. . . Sb . 9. 
9. . . fBorwerf Badingen und 
1838, Oſterne, UmtsZehdenid.] - .... 
6. - Prormet Zehdenick, dafelbi.] - - - - - — 
«lt» »- KBorwef N. N. — N. N. 
1839 Amts N 2 
8. Vorwerk N.N, Amts N.N. 
9. 1 1840. [Borwerf N.N., Amts N.N].....- 
10. J 1841. [Borwert N.N., Amts N.NJ....... 
u. f. w. u. f. w. 
(Hier folgen alle übrige Pach— 
tungen des Regierungs— 
Bezirks in der Reihefolge 
der Jahre, in welchen 
zunaͤchſt pachtlos werden.) 


Bemerku ngen. 1) In der erſten Rubrif iſt jeder kuͤnftigen Von 
ten Vorwerke bilden wird, eine befondere Nr. 

—55 Pacht⸗Complexe in mehreren Vorwer' * 

ongationen oder neuen Verpachtungen auf eine 

2) In der dritten Rubrik erhalten die Pachtungen 
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an 
Vorwerks⸗Pachtungen in dem Regierungs-Bezirfe N. N. 








3. 


Und fommen alfo auf Grund einer neuen Weranfchla: 
gung oder Anfchlags -Revifton, zur Verpachtung 
auf längere Zeit. 















Demerfungen. 
en Namen der Pachtungen. Feine 








Vorwerk Seltow. . . . 24 11861. 
Vorwerk Grubow. . . 24 11861. 


1837. 
1837. 


Den 


Vorwerk Badingenu.Ofternef 24 1 1862. 
Vorwerk Zehdenid. . . 24 11862. 


Borwerf N. N. und N.N. | 24 11863. 
Vorwerk N. N. . .. 24 11863. 
Vorwerf Dahme und Sieb 24 - 1863, 
Vorwerk Bornftedt u Pirſch— 

beiͤde 24 11864. 
Vorwerk N.N. Amts N.NJ 24 11864. 
Vorwerk N.N., UmtsN.NI 24 11865. 
u. ſ. w. u. ſ. w. u. ſlw. 
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(Hier folgen die weiteren Vorſchlaͤge, wie 
die Vorwerfe kuͤnftig nach einem beftimm: 
ten Zurnus auf die dem Plan als Re: 
gel zu Grunde gelegte Wachtperiode von 
18 bis hoͤchſtens 24 Fahren dergeftalt ver: 
pachtet werden follen, daß in der Folge 
alle Jahre etwa gleich viel Puchtungen of: 
fen fommen und neu zu reguliren find.) 


wie fie fich bei der angeordneten Einzeln, Verpachtung der dazu geeigne- 
eben, und nur, wenn die Frage über Ausführbarfeit der Trennung 
Machten jegt noch zweifelbaft fein 'follte, dafür zu forgen, daß die Pror 
gleiche Jahresweiſe geftellt werden. | 
wieder Diefelben Nummern, unter welchen fie in der erſtern aufgeführt find. 
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| 23. 
CirfularsReffript des Minifteriums des Königl. Haufes 
an fämmteliche Königl Regierungen, die regelmäßige 
Bewirthfcehaftung und Benugung der Königl. Forften 
- betreffend. 





Zu einer regelmäßigen Bewirthfchaftung und Benugung der 
Königl. Forften, follen nach den, durch die Allerhöchſte Kabinetss 
Ordre vom 5. Oftober 1833. von des Könige Majeftät für die 
Einrichtung der Forfiverwaltung genehmigten Beflimmungen, Forfts 
betriebs:Pläne aufgeftellt, die Ertrags-Ermittelungen vollendet und 
diefe Arbeiten durch Nachtragen der eintretenden DVeränderungen . 
und eine Kontrole über Vorrath und Abnug brauchbar erhalten 
werden. Zu 
Diee letztere ift durch die, der Königl. Regierung zur weitern 
Peranlaffung zugefertigte Anleitung zur Führung des Kontroflbuchs 
bereit angeordnet, hinfichtlih der übrigen Maßregeln für den 
Zweck aber eine ſolche Anordnung noch zu treffen. 

Dazu laffe ih nun der Königl. Regierung bhierneben eine 
Anmeifung *) zur Erhaltung, Berichtigung und Ergänzung der 
Forſt-Vermeſſungs- und Abfhägungs:Arbeiten in mehreren Exem— 
plaren, mit der Aufforderung zugehen, jedem Forftinfpeftor und 
Dberförfter ein Eremplar davon zuzufertigen und dafür zu forgen, 
daß in dem dortigen Bezirfe der Zweck diefer Anmweifung bald und 
vollſtändig erreicht werde. 

Da die Ermittelung des Forft-Ertrags und die Aufftellung 
der, auf einen regelmäßigen Forftbetrieb abzweckenden Wirthfchaftss 
pläne durch die Beamten, denen die Bewirthfchaftung der Forften 
und refp. die Leitung derfelben übertragen ift, vermöge ihrer ges 
‚nauen Befanntfchaft mit den Verhältniffen, welche auf den Ertrag 
einwirfen, oder bei der Bewirthſchaftung zu berüdfichtigen find, 
beffer, als von fremden Taxatoren bewirft werden fann, und da 
die Ausführung diefer Pläne mehr gefichert if, wenn die Forfibes 
amten durch eigue Bearbeitung der Sache damit ganz vertraut 
werden, fo ſollen die Arbeiten, welche fich auf die Ermittelung des 
Forft:Ertrags und die Forft:Betriebspläne beziehen, hinführo nicht 
als ein, von der Verwaltung abgefondertes Gefchäft behandelt, fons 
dern wie andere laufende Gefchäfte von den Forfibeamten beforgt 
werden. Nur mo befondere Umftände eine Ausnahme rechtfertie 
gen, kann auf desfallfige Anträge, wobei ſtets der Zeitraum, für 
welshen fremde Hülfe nöthig, beftimmt anzugeben ift, mit meiner " 


*) zu voluminds für die Aufnahme in die Unnalen. 
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Genehmigung eine Unterftügung der Beamten durch Gehülfen zeit: 
weife ftattfinden. Unfunde, aber darf hiebei nicht zum Vorwand 
dienen, da von jedem Beamten zu verlangen ift, daß er fich mit 
dem, was zu feinen Dienftobliegenheiten gehört, befannt mache, 
und die im Dienft ftehenden Beamten nunmehr aud) größtentheils 
zu einer gehörigen Ausbildung für diefe Geſchäfte genugfam Ges 
legenheit gehabt haben. 

Es iſt den Forfibeamten zu eröffnen, daß ich diefe Arbeiten 
zu ihren wichtigfien Dienfigefchäften rechne und nun an die Stelle 
der bisherigen fchwanfenden Forftabnugung und des bei Perfonal: 
Veränderungen zeither häufig eingetretenen Wechfels in der Ber 
mwirthichaftung, durdyaus einen feften, auf gründliche Erwägung ge 
ſtützten Abnugungs: und Bewirthichaftungs » Plan, für die Königl. 
Forften verlange. 

Diejenigen Beamten, die diefer Beftimmung nicht nadyfoms 
men, follen zur Nechenfchaft gezogen werden, während ich auf Bes 
förderung, . Gehaltsverbefferung oder ©ratififation derjenigen, die 
fich hierin auszeichnen, vorzugsweife Rüdficht nehmen werde, was 
den Betheiligten befannt zu machen ift. 

Snebefondere erwarte ich von den Herren Ober-Forfibeamten, 
daß fie diefen Theil der Forfiverwaltung mit dem der Sache ger 
bührenden Intereſſe umfichtig und forgfältig behandeln, da in der 
Folge der Mangel einer folhen wichtigen Bafis in ihrem Ger 
fchäfts-Bereiche ihnen vorzugsweife zur Laſt fallen würde, 

Das, was nad) Lage der Forft:-Bermefungs: und Abihägungss 
Arbeiten in dem Bezirke der Königl. Regierung diefer Anmweifung 
zufolge zunächſt gefchehen fol, wird durch befondere Verfügung 
vom heutigen Tage beftimmt werden. 

Berlin, den 24. April 1836. 

Chef des Minifteriums des Königl. Haufes, zweiter Abtheilung. 
v. Zadenberg. 


⸗ — 


24. 


Cirkular-⸗Reſkript des Miniſteriums des Koͤnigl. Hauſes 
an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die Ausfuͤhrung 
der Forſt⸗Vermeſſungs- und Abfchägungs-Arbeiten 
betreffenv. 


Um die Forfi, Bermeffungs + und Abſchätzungs⸗ Arbeiten, die 
zeither nicht überall zweckgemäß, und mit einem möglichſt gerins 
gen Koftenaufwande betrieben worden find, mit mehr Webereinftim: 
mung behandeln, und jederzeit überfehen zu können, welche Koften 
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darauf verwendet, und melde Fonds dazu noch disponible find, 
werde ich, in allen den Fällen, wo nach Maafigabe der Berfüguns 
gen vom 24. d. M. sub No. 5420. Forft: Bermeffungen oder 
Forftertrags » Ermittelungen und Betriebs-Regulirungen vorgenom⸗ 
men werden, felbft beftimmen, welche Geometer, Taratoren und 
Tarationd-Gehülfen zu diefen Arbeiten gebraucht werden follen. 

Dies foll ſchon vom 1. Juli d. J. ab gefchehen, fo daß mit- 
dieſem Tage ein ganz neuer Abfchnitt beginnt. Wo daher die zur 
Zeit befchäftigten Geometer, Taratoren und Gehülfen über den 
30. uni d. 3. hinaus beibehalten werden müffen, find diefe uns 
ter ausfährliher Angabe der Gefchäfte, der dazu erforderlichen 
gi und Koften, fo wie der Zahlungs refp. Diätenfähe längftens 

innen 4 Wochen namhaft zu machen, indem da, wo meine aus: 
drüdliche Genehmigung fehlt, vom 1. Juli a. c. ab, eine Zah: 
lung nicht weiter geleiftet werden darf. 

Dermeffungen und Abfchägungen, welche nicht zu den, in 
- den oben gedachten DBerfünungen angegebenen Zweden, fondern 
Behufs vorzunehmender VBeräußerungen oder zur Ablöſung oder 
Regulirung der auf den Forften haftenden Servituten nothwendig 
werden, find jedoch darunter nicht begriffen. Zu diefen letzteren 
ift daher meine fpezielle Genehmigung auch ferner nicht erforder: 
lich. Indeſſen darf die Königl. Regierung auf folche Arbeiten nie 
mehr verwenden, als ich derfelben dazu zur: Dispofition ftellen 
werde. Damit ich in diejer Hinficht Anordnung treffen fann, hat 
die Königl. Regierung mit dem oben erforderten Berichte zugleich 
eine Nachweifung von den Koften vorzulegen, die Behufs vorzus 
nehmender Forft: Beräußerungen oder zur Ablöfung oder Reguli⸗ 
rung bon Forſt-Servituten noch in diefem Fahre nothwendig find 
und dem Forfi:Bermeffungs-Fonds zur Laft fallen. Diefe Nach: 
weifung muß ebenfalls die Gefchäfte und Zeit und Koften, welche 
dazu erforderlich, fo wie die Zahlungs: und refp. Diätenfüße, ent: 
halten. 

Koften, welche nur vorſchußweiſe aus der Königl. Kaffe be: 
firitten, und demnächſt von den Erwerbern oder ntereffenten 
wieder eingezogen werden, find auf diefen Fonds nicht mit zu 
übernehmen, fondern. einftweilen als Vorſchuß bei der Ball 
Haupt:Kaffe zu behandeln. 

Berlin, den 27. April 1836. 

Chef des Minifteriums des Königl. Haufes, zweiter Abtheilung. 
dr Ladenberg. 


25. 
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25. | 
Cirkular⸗Reſkript des Minifteriums des Koͤnigl. Hauſes 
an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, ausfchließlich derjes 
nigen zu Muͤnſter, Minden und Stralfund, die Dienft: 
reifen der Forſt-Inſpektoren betreffend. 





Es ift der Fall vorgefommen, daß Forft:Infpeftoren hinſicht⸗ 
lich der Bereifung ihrer Reviſions-Bezirke nicht die erforderliche 
Thatigkeit und Umficht gezeigt, und hierunter ihre Dienftobliegens 
heiten vernadjläffigt oder doc) nicht genügend erfüllt haben. Ich 
will nun zwar, zur Vermeidung einer Vermehrung der fchriftlis 
chen Arbeiten, hieraus noch nicht Beranlaffung nehmen, zu beftims 
men: daß fämmtliche Forſt-Inſpektoren der Königl. Regierung mos 
watlich Reife: Zournale vorlegen follen, empfehle jedoch Derfelben, 
im Allgemeinen eine firenge Kontrole über die Forft » Infpeftoren 
in Anfehung der ihnen obliegenden Dienftreifen zu führen. Ins—⸗ 
befondere aber beauftrage ich Die Königl. Regierung: von denjes 
nigen Forſt-Inſpektoren, bei welchen entweder eine Vernachläſſi— 
gung oder unzweckmäßige Anordmung und Ausführung der Dienfte 
reifen fchon wahrgenommen worden, oder von denen die Königl. 
Regierung doch nicht völlig überzeugt ift, daß fie die Bereifung 
ihrer Bezirke oft genug und zwedentiprechend vornehmen, ſich mo: : 
natlich Reiſejournale einreichen zu laffen. Aus denfelben muß 
fpeziell hervorgehen: wie viel Zage der Forft-Infpeftor gereifet; 
an welchen Orten er während der Reifezeit geweſen ift und welche 
Gefchäfte er dort abgemacht hat. Die Königl. Regierung hat fo: 
dann diefe Zournale einer genauen Prüfung zu unterwerfen, und 
auf deren Grund die etwa nöthigen Anweiſungen und Belehrun: 
gen zu ertheilen. 

Berlin, den 21. Avril 1836. 

Chef des Minifteriums des König. Haufes, zweiter Abtheilung. 
| v. 2adenberg. 


/ 


- 20. 


Cirkular⸗Reſkript des Minifteriums des Königl. Haufes 

an fämmtliche Königl. Regierungen, die Tragung der 

durch den Feldzug von 1805 als Auszeichnung erwor: 
benen Säbeltroddel zur, Civil-Uniform betreffend. 


Des Könige Majeſtät haben in einer an das Königl. Staates 


miniftegium unterm 14. Februar d. 3. erlaffenen Allerhöchſten 
Anmaten. Heft IT. 1839. u 
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Kabinets Drdre *) zu beftimmen geruhet, daß diejenigen, zur Tra- 
gung einer Civil: Uniform berechtigten Beamten, welche zu denje— 
nigen AUnteroffizieren und Soldaten gehören, denen durch die, an 
das allgemeine Kriegs: Departement ergangene Königl. Ordre von 
17. März; 1809., die "Sarin näher befchriebene GSäbeltroddel, als 
befondere Auszeichnung, verliehen worden, ſolche auch zu ihrer ge: 
genmwärtigen Civil: Uniform zu tragen befugt fein follen, wenn fie 
ihr Recht zur Tragung diefer Säbeltroddel glaubhaft nachweiſen. 

Indem ich die Königl. Regierung von dieſer Allerhöchſten 
Verordnung noch beſonders in Kenntniß ſetze, veranlaſſe ich Dieſelbe 
zugleich, bei den Beamten meines Reſſorts, namentlich bei den 
Forſtbeamten, auf die glaubhafte Nachweiſung der in Rede ſtehen— 
den Berechtigung vorkommenden Falls zu halten. 

Berlin, den 16. April 1836. 
Chef des Minifteriums des Königl. Haufes, zweiter Abtheifung. 

v. Ladenberg. 


*) im PR Hefte, ©: 9. 


27. 


Cirkular⸗Reſkript des Miniſteriums des Koͤnigl. Hauſes 

an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, dieſelbe Angelegen⸗ 

heit und die Tragung des Hirſchfaͤngers, ohne Buͤgel 
und Porteépée, Seitens der Foͤrſter betreffend. 


Der Königl. Regierung wird auf den in Bezug auf die Cir— 
fular » Berfügung vom 10. April d. 3. und den Erlaß vom 22. 
uni c. unterm 1. v. M. erftatteten Bericht hierdurch zu erfens 
nen gegeben, daß alle Forftbeamte, welche nach Maaßgabe der Als 
lerhöchſten Kabinets:-Drdre vom 17. März 1809. (Ediften-Samms» 
fung von 737% Seite 791.) wegen ihrer Militairdienfte die darin 
bezeichnete Säbeltroddel an dem zugleich vorgeichriebenen Bande 
tragen dürfen, nad) Maaßgabe der fpäteren Allerhöchften Kabinets— 
Drdre vom 14. Februar c. diefe Ehrentroddel auch zu ihrer jeti: 
gen Eivil:-Uniform zu tragen berechtigt find, und zwar obne Un: 
terfchied, ob fie nach dem jeßigen Uniform:Neglement zur Tragung 
eines Porteépée's befugt find oder nicht. Diefe Troddel darf nur 
an dem in der Kabinets.Ordre vom 17. März 1809. vorgefchrie: 
benen Bande, aber niemals an dem goldenen Porteepee»Bande, 
welches das jebige Uniform» Neglement für gewiffe Klaffen von 
Forfibeamten zugeftanden hat, getragen werden. — Was die An: 
frage betrifft: 


295 


ob den Förftern überhaupt geftattet fei, den Hirfchfänger mit 

dem goldenen Porteepee zu tragen? 
fo ift dies feinesmeges der Fall, fondern es verbleibt Tediglich bei 
der vorhandenen Beflimmung, daß felbige nur den Hirfchfänger 
ohne Bügel und Porteépée zu tragen berechtigt find. 

Berlin, den 7. Dftober 1836. 

Minifterium des Königl. Haufes, zweite Abtheilung. 

v. Ladenberg. 
A 

die Königl. Ölegiering zu Gtettin 
und Wbfchrift an fämmtliche 
übrige Königl. Regierungen zur 
Nachricht und gleichmäßigen Achtung. 


28. 


Cirfular- Reffripe des Minifteriums des Königl. Haus 

fes an fämmteliche Königl. Regierungen, betreffend die 

Enefcebädigung der von der Forſt⸗Verſorgungs-Liſte ab- 

zufeßenden Individuen des Jaͤgerkorps mit andermeiti- 
gen SSnvaliden : Wohlthaten. 





Nach einer Mittheilung der Königl. Snfpeftion der Jäger 
und Schützen, entfieht für diefelbe eine große Menge von Schrei: 
berei durch die direften Verhandlungen mit denjenigen invaliden 
Jägern, welche wegen mangelnder Qualififation von der Forft- 
Berforgungs » Lifte abgefegt werden müffen und demnächft auf an: 
dere Invaliden-Wohlthaten Anſpruch erhalten. Die gedachte In— 
fpeftion ift der Anficht, daß es zur Bereinfachung des Gefchäfte: 
Betriebes weſentlich beitragen wird, wenn: F 

1) diejenigen Individuen, deren Abſetzung von der Forſt-Verſor⸗ 
gunge:Lifte erforderlich ift, in der deshalb mit ihnen von der 
Forft:Derwaltungs-Behörde aufzunehmenden Verhandlung zu: 
gleich vollitändig über Die Art und Weife belehrt werden, wie 
fie mit andern Invaliden-Wohlthaten entfchädigt werden können; 

2) denfelben, fobald fie ſich mit der Abfeung einverftanden er: 
klären, die fih in ihren Händen befindenden Forſt-Verſor— 
gungsjiheine abgenommen, und der erwähnten Berhandlung 
beigefügt werden; 

3) die zur Auswirfung anderer Snvalidens Wohlthaten erforder: 
lichen Attefte der über die Abfehung von der Forſt-Verſor⸗ 
gungs-Lifte aufjunehmenden Verhandlung ebenfalls beigefügt, 
oder, falls diefelben nicht gleich vorhanden n. die betreffen: 


— 
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‚den Jndividuen in der Verhandlung angewiefen werden, diefe 
Attefte, nad) Maaßgabe ihrer Erklärung, fofort zu befchaf: 
fen, und direft an die Königl. Inſpektion der Jäger und 
Schützen einzureichen. 

Ich bin mit der Anficht der Königl. Fnfpeftion der Jäger und 
Schützen einverftanden, und beftimme daher, daß von jett an bei 
den von der Königl. Regierung zu leitenden Verhandlungen mit 
denjenigen invaliden, zur Fort: Berforgung berechtigten Zägern, 
welche wegen mangelnder Dualifitation zur Anftellung als Für: 
fier, von der Forſt-Verſorgungs-Liſte abgefet werden müffen, in 
der vorfiehend sub 1 bie 3. erwähnten Art verfahren werden fol. 

Zu dem Ende erhält die Königl. Regierung anbei eine Ab: 
ſchrift der mir von dem General: Major und Juſpekteur der Jä— 
ger und Schützen, Herrn v. Neumann, mitgetheilten Zufammens 
ftelfung derjenigen Borfchriften, welche über die Entfchädigung 
der von der Forft: Berforgungs: Lifte abzufegenden Invaliden des 
Fäger: Korps mit anderen Invaliden-Wohlthaten beftehen. (Anl. a.) 

Berlin, den 24. Zuni 1896. _ 

Chef des Minifteriums des Königl* Haufes, zweiter Abtheilung. 
| v. Ladenberg. 


a. - 

' Grundzüge . 

der für die Entfchädigung der von der Forft-Verforgungs-Lilte 

abzufegenden Judividuen des Jäger: Corps mit anderweili⸗ 
gen Invaliden-Wohlthaten, beftcehenden VBorfchriften. 


1) Anfprüce. Nach der Allerhöchiten Kabinets-Ordre vom 14, Juli 
1529. haben die wegen mangelnder Dualififation von der 
h Gorfi-Derforgungs-Eifte gefrichenen Jäger Anſpruch: 
entweder un a 
a, auf das Gnadengehalt nach den Sägen, melde fiir bie 
Soldaten gleichen Grades der übrigen Armee Gene 
find. Dies beträgt für den Oberjäger monatlich 2 Rtplr. 
und für den Säger 1 Rthlr., welches fie fo fange aus 
dem allgemeinen Militair:Penfions,Fonde erhalten, bis fie 
nach ihrer Zour in den Jaͤger⸗Penſions⸗Fonds einruͤcken/ 
in welchem Falle fie beziehungsweiſe 4 und 3 Rthlr. 
halten. Diefe Ausficht liegt indeffen fo fern, daß fle 
Niemanden zugefichert werden Fann. | 
> Auf das gedachte höhere Gnadengehalt haben ie 
aufe aus nur diejenigen Invaliden Anfpruch, ‚we —* 
durch vor dem Feinde erlitiene Berwundungen invalide 
geworben find, oder fich im Beſibe von Orden und 
renzeichen befinden ; 


oder 
b. auf den Eivils Berforgungs +» Schein. 


. 


2) Attefte. 


b, 
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Diefe beiden Invaliden »2Bohlthaten zügleich Fönnen 
nur nach den deshalb allgemein beftebenden Vorfchriften, 
und daher in der Regel nicht bewilligt werden. Ausnah— 
men biervon beſtehen für die durch unmittelbare 
Dienfibefchädigungen oder durch Wunden invalidg gewors 
denen, oder im Befiße von Orden und Ehrenzeichen fich 
befindenden Soldaten. \ 

Es würde mithin jedes von der Forft s Verforgungs« 
Lifte abzufeßende Individuum ſich beftimmt zu erflären 
baben, mit welcher diefer beiden Invaliden-Woplthaten «6 
entfchädigt fein wollte. 

Bei den oͤfters erhobenen Anfprücden zur Einſtellung 
in eine Invaliden-Kompagnie wird hier nur noch zu bes 
merken fein, daß diefe Einftellung gar nicht mehr fattfin- 
det, und das in Stelle derfelben feſtgeſetzte erhöhte Gna- 
dengebalt nur unter Umftänden bewilligt wird, die auf 
die ın Rede fiehenden Individuen niemals Anwendung fin. 
den fönnen. 

Schließlich wird nur noch angeführt, daß da, wo 
folche von der Forfi: Berforgungs s Lifte abzufeßende Indi— 
viduen auf Maldwärter : Ötellen ıc. verbleiben oder Ans 
fpruch darauf erhalten koͤnnen und wollen, dennoch ' der 
Umtaufc des Forſt-Verſorgungs⸗Scheins gegen den Civil: 
Verforgungs Schein der Ordnung wegen erforderlich iſt, 
indem der leßtere ebenfowohl zu den gedachten Anjtellun: 
gen berechtigt. n 
a. Wenn das beireffende Individuum nur in Folge 20 - 

jähriger Dienftzeit, alfo ohne daß deſſen Invalidität Arzt: 
Lich) fefigeftelit it, zum Forfl + Berforgungs » Scheine aners 
fannt iſt, fo iſt 65 zur Ausmirfung anderweitiger Invali— 
den: MWoplthaten zuvörderft erforderlich, daß dieſe ärztliche 
Fefifiellung erfolge. Der Betheiligte bat fich daher bei 
dem ihm zunächft garnifonirenden Landwehr = Bataillons- 
Kommandeur zu melden, welcder dann den betreffenden 
Arzt zur Ärztlichen Unterfuhung und Ausfertigung des 
Attefies anweiſen wird. 

Ob diefes erforderlich ift, oder — im Falle die Aner: 
fennung bereits auf den Grund der ärztlich befcheinigten 
Invaliditaͤt jiatt gefunden hat — nicht, wird das betref- 
fende Individuum felbit am beiten willen. Im — 
haften Fällen wird die Einſendung dieſes Atteſtes jedenfalls 
ur beſchleunigten Beendigung der Angelegenbeit beitragen. 

enn der Abzuſetzende das Gnadengehalt in Anſpruch 
nimmt, ſo bat derſelbe ein Atteſt über feine Huͤlfsbeduͤrf⸗ 
tigkeit einzuſenden; 


c. zur Nachfuchung des Civil-Verſorgungs⸗Scheins hingegen 


d 


ein Zeugniß, welches ſich woͤrtlich dahin ausſpricht, daß er 
zu einer Civil-Verſorgung moraliſch qualifizirt fei. 
Diefe unter b. und c. gedachten Attefle müffen von 
der betreffenden Drtss Behörde ausgefiellt und von dem 
Landraths⸗Amte beglaubigt fein. | 
. In den feltenen Fällen, wo ein Individuum ein Recht 
auf diefe beiden Invaliden⸗Woblthaten hat, find felbftre: 
dend die beiden ‚unter b. und cı erwähnten Atteſte erfor- 
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berlich, und wird dann wegen der weiter nötbigen Nach: 
weife das Erforderliche von bier" aus veranfaft werden. 
Berlin, den 4. Juni 1836. 
v. Neumann, 


. Gemerale Major und Inſpekteur der 
Jaͤger und Schuͤtzen. 


29. 
Cirkular⸗Reſkript des Minifteriums des Königl. Hau: 
ſes an fämmteliche Königl. Regierungen, die Werabrei: 
chung und Aufarbeitung des Brennholzes für die Forſt— 
beamten betreffend. 





Nachdem über die Frage, ob es zweckmäßig fei, den Forfibes 
amten die Verpflichtung aufzulegen, ihr Brennholz, fo wie es frü: 
her gefchehen, ausfchließend durch die Holzhauer, welche die übris 
gen Hölzer einfchlagen, aufarbeiten, und dafür das feſtgeſetzte Holz. 
hauerlohn von den Forftbeamten zur Forft:Kaffe, von der die Holz: 
hauer dann befriedigt werden, zahlen zu laffen, die durch die Cir— 
fular-Berfügung vom 24. November v. 3. erforderten Gutachten 
eingegangen find, beftimme ich hierdurch Folgendes : 

1) Sämmtliche Oberförfter follen vom Jahre 1837. an, ihren 
Brennholzbedarf allein durch die Holzhauer, welche die übri- 
gen Hölzer einfchlagen, aufarbeiten laffen und dafür das feft- 
geſetzte Holzhauerlohn an die Forſt-Kaſſe, von der die Holz- 
bauer zu befriedigen find, bezahlen. Die Dberförfter find 
alfo nicht ferner befugt, das Holz von ihren eigenen Leuten 
einfchlagen zu laffen. Auch bei der Verabreihung von Neis 
ferholg muß daffelbe von den gewöhnlichen Holzhauern zufam: 
mengebracht, und in das bei dem Berfaufe des Reiſerholzes 
beftehende beftimmte Maß gebracht werden. Eine Ausnahme 
von diefer Beftimmung darf lediglih in dem Falle Itattfin- 
den, wo das von den Dberförftern zum eigenen Verbrauch 
aus dem Forfte zu entnehmende Brennmaterial in trodenem 
Holze von geringer Stärfe außer den Schlägen erfolgt, und 
fonft verderben würde, alfo nicht gut verfäuflih ift, indem 
dann das bisherige Berfahren Anwendung findet. 

2) Den Forfifhugbeamten, über welche hinſichtlich des Brenn: 
holjbezuges eine, genauere Kontrolle durch die Oberförfter ge: 
führt werden fann, fol auch fernerhin geftattet fein, ihren 
Brennholzbedarf durdy ihre eigenen Leute zufammenbringen 
und aufarbeiten zu laffen. In denjenigen Regierungs-Bezir: 
fen, in denen ſchon jet die Einrichtung befteht, daß ſämmt—⸗ 


\ 


* 
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liche, freies Brennholz beziehende Forſtbeamte ihren Bedarf 
durch die gewöhnlichen Holzſchläger gegen Bezahlung des feſt— 
geſetzten Hauerlohns aufarbeiten laffen müffen, bleibt es je- 
doch auch rücfichtlich der Forſtſchutzbeamten nah wie vor bei 
dieſer Einrichtung, nur iſt darauf zu halten, daB dann aud) 
die Forfiichugbeamten das gewöhnliche Holzhauerlohn zur Forft: 
Kaffe zahlgn, und folhes den Holzhauern dur die leßtere 
zugeht. 

3) Es muß überall firenge darauf gehalten werden, daß die 
Forfibeamten ihren Brennholzbedarf, den beftehenden und durch 
die Derfügung vom 12. Junl v. J. in Erinnerung gebrady- 
ten Borfchriften gemäß, nur mit fchwer verfäuflichen Holz: 
forten, hauptfächlid; mit Anüppel, Aſt-, Reiſer- und Stock— 
holz, befriedigen. Dagegen finder eine Befchränfung in Ans 
fehung der Quantität des frei zu entnehmenden eigenen Be: 
darfs nach Maßgabe der Eirfular-Berfügung vom 25. Geps. 
tember 1825. nicht fhatt, und ift für jetzt Feine hinreichende 
Beranlaffung vorhanden, auf den Antrag einiger Regierun: 
gen, das den Forjibeamten zu gewährende Brennholz wies 
derum zu- firiren, einzugehen. Wenn jedoch durch die von 
den Dberforftbeamten, Forft: Infpeftoren und refp. Oberför: 
fter zu führende Kontrolle fich ergiebt, daß einzelne Dberförs 
fier oder Forfifchugbeamte nicht die gehörige Wirthfchaftlich- 
feit beim. Holzverbrauche beobachten, und denfelben dadurch 
zu einer unmäßigen Höhe fleigern, oder fich gar einer wirf: 
lichen Holzverſchwendung fehuldig machen, fo fann für Ddiefe 
Beamten ein ihrem Bedürfniffe angemeffenes beftimmtes Brenns | 
holz: Quantum von der Regierung befonders feftgefeßt wer: 
den, über -welches fie Fein Holz frei aus der Forſt entnehmen 
dürfen. Zu folhen ausnahmsweife vorfommenden Fixirun— 
gen ift aber in jedem einzelnen Falle unter ausführlicher An- 
zeige der Verhältniffe meine Genehmigung vorher nachzu: 
fuchen. 

Sch beauftrage die Königl. Negierung, nach den vorftiehenden 
Beftimmungen nunmehr das weiter Erforderliche zu veranlaffen. 
Berlin, den 31. Mai 1836. 
Chef des Minifteriums des Königl. Haufes, zweiter Abtheilung. 
v. Zadenberg. 
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| 30. 
CirfularsReffripe des Minifteriums des Königl. Haufes 
an fämmeliche Königl. Regierungen, die Verabreichung 
bes freien Brennholzes an die Hülfsauffeher und Walds 

waͤrter in den Königl. Forften betreffend. 





. Regierung im DBerfolg der Verfü 
gung vom 17. Mai d. J. nunmehr zum weiteren Befcheide, daß 
‚den in den Königl. Forften angeftellten Hülfsauffehern und Wald— 
wärtern ebenfalls freies Brennholz zu verabreichen if. Da Dies 
felben jedoch häufig zur Miethe wohnen, und oft nicht einmal ei: 
nen eigenem Haushalt führen: fo hat die Königl. Regierung in 
diefen Fällen eine, dem eigenen Bedürfniffe entiprechende Holz: 
Quantität von unterdrüdtem Stangenholz zu beflimmen, um den 
fonft möglichen Mißbräuchen zuvor zu Fommen. 
Berlin, den 30. Juni 1836. 
Chef des Minifteriums des Königl. Haufes, zweiter Abtheilung. 
| v. Ladenberg.- eG 


Ich eröffne der Königl. 


Un 
die Königl. Megierung zu Franffurt 
a.d D. und Abſchrift zur Nachricht 
und Achtung an fämmtliche übrige 
Königl. Megierungen. 


-— — — — — 


\ 


31. 


Cirkular-⸗Reſkript des Minifteriums des Königl. Haufes 

‚an fämmtliche Königl. Regierungen, das Verfahren bei 

Verabfolgung von Freiholz aus Königl. Forften 
08 betreffend. 


- 





Die Berabfolgung von Holz: aus Königl. Forſten, ſowohl an 
Holzberechtigte, als an Bau-Entrepreneurs, oder an Andere, denen 
Holz unentgeldlich zugeftahden worden ift, hat bisher, wenn das 
Holz nicht zu den beftimmten Zweden zu verwenden war, 3. B. 
wo der Empfänger, flatt eines veranfchlagten Fachwerfsbaues, den 


Maſſivbau wählte und über das zur leßtern Bauart weniger als 


zum Fachwerfsbau-erforderliche Holz anderweit disponirte, zu ver 
fchiedenen Mißbräuchen, und auc zu Störungen in der ordnungs: 
mäßigen Bewirthfihaftung der Forften Anlaß gegeben. Ich be: 
ftimme daher hierdurch, daB in dee Folge dergleichen Holz nur in 
foweit auf die Königl. Forfien angewiefen werde, als es zu den 


, 
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‚ beftimmten, auch nad) der Verabfolgung gehörig zu infpizirenden 
Zweden wirklich erforderlich, oder wenn abzufehen ift, daß es dazu 
wird verwendet werden. Nur allein in dem im $. 238. Tit. 22. 
Thl. I. des Allgem. Landrechts gedachten Falle, wenn einem Hol: 
zungsberechtigten fein Bedarf in einer fo entlegenen Gegend anges 
wiefen wird, daß Die Herbeiholung defielben mehr als eine Tage: 
reife erfordert; darf eine Ausnahme flattfinden; wenn es dann 
nicht vorzuziehen fein follte, nad der Beftimmung $. 239. loc. 
eit., ftatt des Holzes, den Werth deſſelben nach der Zorfitare zu 
gemähren ; worüber im eintretenden Falle zu berichten ift. 
Berlin, den 10. Zuni 1836. 

Chef des Minifteriums des Königl. Haufes, zweiter Abtheilung. 
v. Zadenberg. 


32. 
Cirkular⸗Reſkript des Minifteriums des Königt Haus: 
- fes an fämmtliche Königl. Regierungen, die Anträge 
auf unentgeldliche Holzverabfolgung für Einfaffen _ 
betreffend. 





Die Königl. Negierung wird, zur Beachtung für die Zu: 
Funft, darauf aufınerffam gemacht, daß in allen Berichten, wo Sie 
auf unentgeldlihe Holzverabfolgung für Einfaffen ꝛc. antragen 
wird, jedesmal der forſttaxmäßige Werth des etwa zu bemilligen: 
den Holz Quantums onzugeben ift. 

Berlin,. den 26. April 1836. 

Chef des Minifteriums des Königl. Haufe, zweiter Abchellau 
v. Ladenberg. 


33. 
Allerhoͤchſte Kabinets-Ordre, betreffend das Verbot we; 
gen des unbefugten Harzſcharrens. 





x 

Sch genehmige die mit dem Berichte des Staatsminifteriume 

vom 31. v. M. Mir vorgelegte, hiebei zurüdgehende Verordnung 

wegen des unbefugten Harzicharrens in den Streifen Halberftadt, 

Alchersleben, Nordhaufen, Schleufingen und der Grafſchaft Wer: 

nigerode, und beauftrage das Staatsminifterium, diefelbe durch die 

Amtsblätter der Negierungen zu Magdeburg und Erfurt befannt 
zu machen. (Anl. a.) 

Berlin, den 9. Zuni 1836. 

| Friedrich Wilhelm. 


An dad Staatsminifterium. 
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Um dem ala der Harzfcharren, welches in den Streifen Halber⸗ 
fladt, Afchersleben, Nordhaufen und Schleufingen und in der Graffchaft 
Mernigerode uͤberhand genommen hat, zu fleuern, wird für die genann⸗ 
ten Bezirfe Folgendes hiermit angeordnet: 2 . 

‚1. Wer aus) Gehölzgen oder. Forften das Harz der Nadelbölzer 
durch Ubfcharren, Abfragen oder fonft entwendet, oder um eine ſolche 
Entwendung vorzubereiten, das Ausfließen des Darzes durch Verlegung 
der Bäume zu befördern fucht, foll, außer dem Erſatze des entiwendeten 
Harzed oder ded an den Bäumen verurfashten Schadens, mit einer Geld: 
buße von fünf Thalern beflraft werden. \ 

Iſt das Vergeben an mehreren Bäumen verübt, fo foll nah Ber: 
haͤltniß der Menge des entwendeten Harzes oder der verlegten Bäume 
die Strafe bis zu funfzig Thalern erböhet werden. 

$.2. Fi das Vergehen zur Nachtztit verübt, fo wird die Strafe 
um die Hälfte erhöhet. 

. 3. Gegen denjenigen, welcher dad Vergehen nach erfolgter Ber: 
rien wiederholt, ad die Strafen der 88. 1 und 2. zu ver 

oppeln. 

8. 4. Die Borfchriften der SS. 4 bis 31., und 33 und 34. des 
Gefekes vom 7. Juni 1821., wegen Unterfuhung und Beſtrafung des 
Holzdiebftahls mit den fpätern erläuternden und ergänzenden Beſtim— 
mungen find auch auf das unbefugte Barzfiharren anzumenden. 

5. 5. Die erfannten Geldfirafen werden dem Befchidigten zuge— 
fprohen. Wurde dad Vergeben von mehreren gemeinfchaftlich verübt, 
fo bat jeder Theilnehmer die volle Strafe. zu erlegen; für den Erfaß 
des entivendeten Darzed und ded an den Bäumen verurfachten Scha— 
dens hingegen find fämmtliche Theilnehmer gemeinfchaftlich, und zwar 
einer für alle und alle für einen, verhaftet. 

8.6. Die in Gemäßheit des 8. 20. ded Gefeted vom 7. Juni 
1821. versideten Foritbeamten haben rücdfichtlich der von ihnen angezeige 
ten Harzdiebiläple und Baumbefchädigungen eben Ddiefelbe Glaubwür: 
bite welche ihnen in Bezug auf die Dolzdiebjiähle beigelegt wor: 

en ift. 

8. 7. Den betreffenden Negierungen ſteht die Befugnig zu, für 
diejenigen Diftrifte oder Gemeinden, in welchen e8 zur Öteuerung des 
Harzfcharrens erforderlich ift, anzuordnen, daß die DBefiger von Harz 
verbunden feien, über deffen rechtmäßigen Erwerb, bei Vermeidung der 
Konfisfation des bei ihnen gefundenen Harzes und einer Geldbuße bis 
funfzig Thaler, fih auszuweifen. ine folche Verordnung muß jedoch 
vier hochen vor dem Zeitpunfte, von welchem an fie in Kraft treten 
foll, in dem Amtsblatte befannt gemacht werden. 

5 8. Die Forſtbeamten find befugt, Hausſuchungen bei den des 
Harzſcharrens, oder des unrechtmäßigen Belißes von Harz Verdaͤchti— 
gen, mit Zuziehung der Orts: Polizeibehörde, vorzunehmen. 

Die von den Forfibeamten über folde Bilitationen aufgenomme- 
nen und von der Wolizeibehörde mit unterfchriebenen Protofolle baben 
vollen Glauben bis zum vollftändigen Beweiſe des Gegentbeils. Diefer 
un muß aber am anflebenden Gerichtötage in Gemäßheit des 
$. 19. des Gefeßes vom 7. Juni 1521. geführt werden. 

$. 9. Alle bisher in den Kreifen Halberftadt, Afchersleben, Nord: 
baufen und Schleufingen und in der Graffchaft Wernigerode gültige, 
der gegenwärtigen Verordnung entgegenfiehende gefeßliche WVorfchriften, 
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namentlich der befonderen — und anderer —— 

ſind hierdurch ne 
Berlin, den 31. Mai 1836. 

Königl. Preuß. Staatsminifterium. 
Sriedrih Wilhelm, Kronprinz. 
Bm v. a Ar Or. v. gottum. Frbr. v. Brenn. 
.Kamptz. Muͤhler. Ancillon. Für den Kriegsminifter: 
v. Rochow. v. Nagler: v. Schöler. v. Ladenberg. 
Gr. v. Ulvensleben. 





| , 34. | 
Cirkular-Reſkript des Minifterrums des Königl. Haus 
fes an fämmtliche Königl. Regierungen, ausfchlieflich 
der Rheinifchen, die Aufftellung allgemeiner Jagdver—⸗ 
pachtungs- Bedingungen betreffend. / 





Die bei befondern Beranlafjungen hin und wieder eingereich- 
ten Fagdpacht-Kontrafte ergeben, daß diefen Verpachtungen theils 
fehr verfchiedenartige, theils unzureichende Bedingungen zum Grunde 
gelegt werden. 

Zur Vermeidung der daraus hervorgehen den Inkonvenienzen 
beabfichtige ich die Zuſammenſtellung allgemeiner Jagdverpachtungs— 
Bedingungen, welche nach den Lokalverhältniſſen zwar modifizirt 
werden können, in ihren Grundbeſtimmungen aber nothwendig über— 
einſtimmen müſſen. 

Die pflegliche Behandlung und Konſervation der Jagd mit 
der gleichzeitigen unerläßlichen Rückſicht auf die fortſchreitende 
Agrikultur, ſo wie die Nothwendigkeit, daß der Königliche Fiskus 
durch beſtehende Jagdpacht-Verhältniſſe nicht an Erreichung ande— 
rer Zwecke behindert werde, müſſen die Fundamente zu dieſen zu 
entwerfenden, den künftigen Verpachtungen fiskaliſcher Jagden 
zum Grunde zu legenden Bedingungen abgeben. 

Es wird daher zur Bedingung gemacht werden müſſen: 

1) daß Pächter die Jagd nur in Perfon, oder durch einen ges 
lernten Jäger befchießen, aud) dritten Perfonen die Ausübung 
des Jagdvergnügens nur, in feiner oder des Jägers Beglei— 

tung geftatten darf; 

2) daß weder mit laut jagenden Jagdhunden oder Braden, nod) 
auch mit Mindhunden gejagt; 

3) daß alles Roth: und Damm: Wild nur mit der Kugel, und 
weder mit Schrot noch mit Poften gefchoffen werden darf; 

4) daß überhaupt nur waidmännifche Jagdarten und Fangme: 
thoden angewendet, alfo auch nicht Dafen auf der Kirre ges 
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fchoffen, oder Rebhühner in Laufdohnen oder Stecknetzen ge: 
fangen werden dürfen. 
— Alles bei Bermeidung angemeffen zu arbitrirender Kon: 
ventionalſtrafen. — 
Eben fo muß flipulirt werden: 

5) daß die Königl. Forft und Jagd: Beamten befugt find, Die 
verpachteten Zagdreviere mit verbundenem Gewehr und mit 
gefoppelten Hunden zu betreten und zu begehen ; 

6) daß dem Fisfus die Auflöfung des Pachtverhältniffes, nad) 
vorgängiger einjähriger Auffündigung, unbedingt, im Fall ei: 
ner unpfleglihen Behandlung der Jagd aber nad) vierwö— 
hentlicher Auffündigung, vorbehalten bleibe. 

Endlich halte ich es für angemeffen, 

7) jedem Jagdpächter für die Zufunft die Verpflichtung zum 
Erfa der vorfommenden Wildfhäden und der aus der Er: 
mittelung dieſer Schäden erwachfenden Koften aufzuerlegen, 
und zwar nicht nad) Maßgabe der beftehenden Beftimmun 
gen des Allgemeinen Landrechts Thl. I. Tit. 9. 66. 141. 
seq. und $$. 146. und 147. 1. c., sondern denfelben zu ver: 
pflichten, den Schaden in demjenigen Betrage zu erfeten, 
wie folcher, beim Entſtehen gütlicyer Einigung, auf den Grund 
der Allerhöchften Kabinets:Drdre vom 30. September 1827. 
und der etwa fünftig noch ergebenden Allerhöchſten Beftim: 
mungen, von, den DBerwaltungs: Behörden, oder, fofern der 
beſchädigte Grundbeſitzer ſelbſt den Weg Rechtens ergreifen 
follte, wie folder durch richterliches Erkenntniß feſtgeſtellt 
werden wird; 

8) daß dem Fiskus bei den öffentlich meiftbietenden Verpachtun⸗ 
gen die Wahl unter den drei befibietend gebliebenen Lizitan— 
ten vorbehalten bleibe. 

Die Königl. Negierung wird daher hiedurch aufgefordert: nad) 
diefen vorausgefchiften VBemerfungen einen Entwurf zu den all: 
‘gemeinen Jagdpacht-Bedingungen anzufertigen, und mit etwa nös 
thigen Erläuterungen binnen drei Monaten zur Prüfung einzurei: 
chen; wobei derfelben jedoch überlaffen wird, auch noch diejenigen 
Bedingungen in Vorſchlag zu bringen, weldye verfchiedenartig im 
Regierungsbezirk nad) den örtlihen Berhältniffen als angemeffen 
erfcheinen mögten. 

Berlin, den 24. April 1830. 
Chef des Minifteriums des Königl. Haufes, zweiter Abtheilung. 
v. Ladenberg. 
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35._ 


Reffript des Königl. Miniſteriums des Innern und der 

Polizei, an die Königl. Regierung zu Köln, betreffend 

die Ausübung und Verpachtung der Jagd auf den San: 
deseheilen des linfen Rheinufers. 





Das unterzeichnete Minifterium ift, wie der Königl. Negies 
rung auf den Bericht vom 1. April d. 3. erwiedert wird, mit 
derfelben "darin einverftanden, daß nach dem $. 13. der Verord— 
nung vom 17. April 1830. (Gefeg- Sammlung ©. 65.) über die 
Ausübung der Jagd auf den Landestheilen des linfen Rheinufers 
allerdings. für jeden in Gemäßheit des $. 3. gebildeten Jagdbe— 
zirf ein befonderer Jagd-Vorſtand zu beftellen fei. Hieraus folgt 
indeß nicht, daß diejenigen Pachtfontrafte, welche nach der von der 
Königl. Negierung dem gedachten $. 13. früher gegebenen Ausle: 
gung von einem für die ganze Bürgermeifterei beftellten Jagd⸗ 
Borftande ohne Widerſpruch der jagdberechtigten Grundeigenthü: 
mer abgefchloffen und auf deren Grund die Pächter bereits in den 
Befi der Ausübung der Jagd gefeßt worden find, auch danadı 
das Pachtgeld entrichtet haben, jegt noch nachträglich angefochten 
werden könnten. — Bei allen fünftig abzufchließenden Sagd:Pachts 
fontraften hingegen hat. die Königl. Negierung dahin zu fehen, 
daß zuvor für jeden einzelnen Jagdbezirk ein Jagd-Vorſtand nach 
der Vorſchriſt des allegirten $. 13. gebildet werde, und daß von 
diefem die desfallfigen Befchlüffe ausgehen. So viel als möglich 
ift Fünftig dahin zu wirken, daß die Verpachtungen öffentlich meifts 
bietend gefchehen, und bleibt der Königl. Negierung in den Fäl— 
len, wo im Fagd:Borftande fich desfalls eine Meinungsverfchieden« 
heit äußern follte, die Entfcheidung vorbehalten. 
Was den zwifchen dem Bürgermeifter zu N. und dem ıc. 
N. zu N. über die Jagd im Bezirfe N. unterm 13. Zuli 1835. 
abgefchloffenen Pachtfontraft betrifft, fo theilt das Minifterium 
ebenfalls die Anficht der Königl. Regierung, daß derfelbe jeden: 
falls ungültig fei, da einestheild die betreffenden Grundeigenthüs 
‚mer zeitig genug die ihnen nach dem Geſetze zuftehenden Rechte 
geltend gemacht haben, und anderen Theils der Bürgermeifter nach 
dem Berichte der Königl. Regierung, dem Befchluffe des damali- 
gen Jagd-Vorſtandes entgegen, die fragliche Jagd, obgleich ein 
Nachgebot erfolgt war, nicht meiftbietend, fondern aus freier Hand 
dem ꝛc. N. verpachtet hat. — Die Königl. Regierung hat daher 
nunmehr, der mehralfegirten gefeßlichen Borfchrift gemäß, zunächft 
einen befondern Jagd-Vorſtand für den N.fchen Bezirk zu beftel- 
len, und diefem die Befchlußnahme zu überlaffen, ob er den mit 
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dem ıc. N. abgefchloffenen Kontrakt. aufrecht erhalten wolle, (mas 
dem Vorſtande allerdings frei ftehen muß) — oder ob eine anders 
weite meiftbietende Berpachtung ftattfinden fol? Auch die Ver— 
pachtung des N.fchen Jagdbezirkes in zwei verfchiedenen Diftrif« 
ten wird, fofern die Königl. Negierung dagegen aus polizeilichen 
Rückſichten nicht etwa befondere Bedenken haben möchte, dem Jagd— 
Porftande frei zu ftellen fein. Webrigens bleibt dem ꝛc. N., falls 
er vermeinen follte, aus dem in Rede ftehenden, mit dem Bürger: 
meifter zu N. gefchloffenen Kontrafte Anfprüce gegen die Grund: 
eigenthümer zu N. auf Weberlaffung der dortigen Fagd erworben 
zu haben, der Weg Nechtens unverfchloffen. j 

Die Zweifel anlangend, welche die Königl. Negierung gegen 
die Befugniß des ꝛc. N., fein Gut N. von dem Jagdbezirk N.N. 
auszufihließen, erhoben hat, wird Derfelben Nachftchendes eröffnet. 

Zunähft feht das Minifterium voraus, daß die Beffimmung 
sub b. des $. 8. der Verordnung vom 17. April 1830. auf den 
c. N. nicht Anwendung finde, indem der gegentheilige Fall die 
Sachlage ganz verändern würde. Die Annahme der Königl. Re 
gierung, daß die Beftimmung sub a. deffelben d. einen abge 
rundeten Flächenraum von 300 Morgen erfordere, findet in 
den Gefegesworten feinen Anhalt, indem darin ausdrüclich nur 
bon einem ungetrennten Zufammenhange der Grundftüde die 
Rede ift, welcher unftreitig vorhanden, wenn diefe Grundftüde nur 
durch Wege, an deren beiden Seiten -fie belegen, von einander 
getrennt find, oder wenn die Befißer von einem Grundſtück uns 
mittelbar auf das andere gelangen fünnen, ohne fremdes Eigen« 
thum zu berühren. Eben fo wenig ift Beranlaffung vorhanden, 
anzunehmen, daß das Gefeh die einem zufammenhängenten Grund» 
beſitz von 300 Morgen ertheilte Begühftigung davon abhängig 
mache, daß ein folder Kompler von Grundftüden, die zu einem 
und demfelben Gute gehören, in der Feldmarf der nämlichen Ge: 
meinde liege, da auf diefe Weife Gütern, welche zufällig zwiſchen 
den Feldmarfen mehreree Gemeinden belegen find, und von deren 
Grenzen durchfchnitten werden, die ihnen zugedachte Geſetzeswohl⸗ 
that ohne alles Motiv würde entzogen werden. — Es läßt fidh 
ferner weder aus den Morten, noch aus dem Einne des Gefetes 
überall ein Grund herleiten, weshalb in dem beftimmten Flächens 
raum von 300 Morgen die demfelben Eigenthümer gehörigen ums 
fchloffenen Grundftüde nicht mit zur Unrechnung fommen follten, 
vorausgeſetzt, daß fie folche feien, auf denen überhaupt Ausübung 
von Jagd ftattfinden kann. 

Mit diefen Maßnahmen wird die Königl. Negierung den Ans 
fpruch des ꝛc. N., nach der Beſtimmung des d. 8. der Verord⸗ 
nung vom 17. April. 1830. behandelt zu werden, zu prüfen, jes 
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denfalls aber denfelben, bevor Sie wegen Entziehung der ihm be: 
reits eingeräumten Befugniß etwas verfügt, Ddenfelben zu hören 


haben. 
Berlin, den 2. Zuni 1836. 


Minifterium des Innern und der Polizei. 
Koehler. 


36. 


Reffripe des König. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei an die Konigl. Regierung zu Arnsberg, die 
Wegnahme der Gewehre bei Jagd-Kontraventionen 
betreffend. 





Die Polizeibehörde zu N. iſt, wie ich auf den Bericht der 
Königl. Regierung vom 3. d. M. bemerke, im Irrthum, wenn 
fie aus der Beſtimmung des $. 3. Tit. XIV. der Kleve-Märki— 
fchen Jagd- und Wald: Ordnung, wonach das in den landesherr: 
lichen Gehegen den Kontravenisnten abgengmmene Jagdgeräth dem 
Dberforftmeifter heimfallen foll, die Folgerung zieht, daß wenn 
Kontraventionen in Privat: oder Kommunal: Jagden vorfallen, die 
Polizeibehörde in die Stelle des Dberforfimeilterd treten, mithin 
die weggenommenen Sagdgeräthe in Anjprucd nehmen könne. — 
Indem ich es der Königl. Negierung überlaffe, die irrige Anficht 
jener Polizeibehörde zu berichtigen, füge ich noch hinzu, daß übers 
haupt die bei ähnlichen Beranlaffungen flattfindende Fortnahme 
der Gewehre nicht nach den für Konfisfationen, fondern für Pfäns 
dungen geltenden gefeßlichen Beftimmungen zu beurtheilen ift. 

In dem mittelft des vorliegenden Berichtes zur Sprache ge 
brachten Spezialfalle, wo zweien Einwohnern des Kreiſes N. bei 
einem in der Privat. Jagd des N, N, verübten Frevels die Jagd: 
gewehre von dem Jäger des Fagdberechtigten gepfändet worden 
find, findet übrigeng die in dem Neffripte des General:Direftekii 
und Zuftizminifterii an die Kammer : Zuftiz» Deputation zu Pofen 
vom 23. Juni 1804. enthaltene Deklaration, laut welcher jedem 
eigenthümlichen oder jonftigen rechtmäßigen Befiter der Jagd das | 
abgepfändete Jagdgeräth zuſteht, vollfommen Anwendung. 

Berlin, den 30. März; 1836. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 


v. Rodom. 





308. 
C. 
Steuern. 
| 3. 
Cirfular: Verfügung der Königl. Regierung zu Achen, 
an fammtliche Königl. Landraͤthe, betreffend die Ber 
freiung der den Öffentlichen Schulen zum Unterrichtg 


in der Obftbaumzucht übermiefenen Grundſtuͤcke von 
ber Grundſteuer. 





Höhern Beftimmungen zufolge, follen Grundftüde, welche bei 
Gemeinheits- und Marfen:Sheilungen, oder bei andern Gelegens 
heiten. öffentlichen Schulen als ein bleibendes Eigenthum überwies. 
fen worden find, um zur Unterweifung und Uebung der Schüler 
in der Obſtbaumzucht zu dienen, und welche wirflich diefer Bes 
ffimmung gemäß benußt werden, da ſie einen eigentlidhen Rein: 
ertrag nicht abwerfen, fordern als zum öffentlichen Nuten dies 
nende Grundftüde anzufehen find, in vorfommenden Fällen von 
der Befteuerung entbunden und der Betrag der Steuer von dem 
Kontingente abgefegt werden. 

Wir veranlaffen Sie demnach, fi) von den Bürgermeiftern 
Ihres Kreifes die in die gedachte Kategorie gehörigen Baumfchus 
len mit ihrer Kataftral Bezeichnung nebft Größe und Neinertrag 
angeben zu laffen und das vollfiändige Verzeichniß derfelben bins 
nen drei Wochen. bei uns einzureichen. 

Acyen, den 4. Zuni 1836. 

Königl. Regierung, Abtheilung für die Verwaltung der Steuern, 
Domainen und Forften. — 


2 | 38. 


Cirfulars Verfügung der Königl. Regierung zu Brom⸗ 
berg, an fämmtliche Königl. Landrathsaͤmter, die Ver— 
wandlung der in Zoll» und Steuer-Defraudations-Sa- 
chen feftgefegten Geldbußen in Gefängnißftrafen 
betreffend. 





Es ift bisher angenommen worden, daß die Land: und Stadt: 
gerichte, da fie in aflen fisfalifchen Unterfuchungen fompetent find, 


ſich bei Zols und Steuer: Defraudations: Sachen aud def en 
wan 
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wanblung der bon ber unterzeichneten Königl. Regierung ‚mittelft 
Refolute feftgefegten Geldbußen in eine berhltnifmnäßige Gefäng: 
nißftrafe zu unterziehen haben. 

-Qurd das Neffript des Herren Juſtizminiſters Excellenz vom 
28. v. M. iſt indeß beſtimmt, daß die Verwandlung der von den 
Haupt-Zoll- und Steuer-Aemtern feſtgeſetzten Geldſtrafen durch 
die betreffenden Land- und Stadtgerichte, die Verwandlung der, 
von den Königl. Regierungen feſtgeſetzten Geldbußen aber durch 
die Oberlandesgerichte erfolgen ſoll. 

Das Königl. Landräthliche Amt hat ſich in vorkommenden 
Klaſſen⸗ und Gewerbeſteuer-Kontraventions-Fällen nach dieſer Be— 
ſtimmung zu achten und die Unterbehörden zu inſtruiren. 

Bromberg, den 28. April 1836. 

Königl. Regierung, Abtheilung für direkte Steuern ꝛc. 


839. 


Cirfular:Reffript des Minifteriumg des Koͤnigl. Haus 
fes an fümmtliche Königl. Regierungen, ausfchließlich 
der Rheinifchen, betreffend die fubfidiarifhe Verpflich— 
tung der Domainen-Adminiftratoren, in Beziehung auf 
Steuer-Kontraventionss oder Defraudations-Strafen der 
Angehörigen und des Geſindes derfelben. 


Der 8. 83. des Gefehes wegen Befteuerung des inländi⸗ 
ſchen Branntweins, Braumalzes ꝛc. vom 8. Februar 1819. be— 
ſtimmt: daß derjenige, der Brauerei als Gewerbe und Brannt— 
mweinbrennerei ꝛc. betreibt, für fein Gefinde, Diener, Gewerbsge— 
hülfen, Ehegattin, Kinder und Verwandte binfichtlich der verwirk: 
ten Strafen für Steuer: Bergehen, mit feinem Vermögen haften 
müffe, und die Deklaration vom 6. Oktober 1821. enthält eine 
nachträgliche DBorfchrift über die Erfüllung diefer fubfidiarifchen 
Berbindlichfeiten. 

In Anfehung einer adminiftrirten Domaine find Zweifel ent: 
ftanden, über die Frage: ob der Adminiſtrator bei dergleichen Kon: 
fraventionen für. fubfidiarifch verpflichtet zu achten fei? und id) 
halte es daher zur Vorbeugung aller Ungemißheit für erforderlich, 
bei Einleitting einer jeden Domainen-Adminiftration,. da, mo folche 
Kontraventiongs oder Defraudations: Strafen vorfommen können, 
dem Adminiftrator durch den Inhalt der. ihm zu gebenden  Anwei: 
fung, ‚und durch fein fürmliches ausdrückliches Anerkenntniß, die 
ſubſidiariſche Verpflichtung, ſo wie fie in den erwähnten geſetzli⸗ 
chen Vorſchriften feſtgeſetzt iſt, ausdrücklich aufzulegen. 

Annalen. Heft 11. 1836. X 
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Der Königl. Negierung gebe ich auf, hiernach in allen vor: 
fommenden Fällen. zu verfahren. 
Berlin, den 5. Mai 1836 
‚Chef des Minifteriums des Königl. Haufes, zweiter Abtheilung. 
— v. Ladenberg. 


— 40. 
Cirkular-⸗Reſkript des Koͤnigl. Finanz-⸗Miniſteriums an 
ſaͤmmtliche Königl. Regierungen und Provinzial-Steuer— 
Direktionen, betreffend die um Erlaß oder Ermäßigung 
gerichtlich erfannter Steuerftrafen angebrachten 
| Smmediatgefuche. 





Wenn die Abfendung eines an des Könige Majeftät geric- 
teten Gefuches wegen Erlaffes oder Ermäßigung einer wegen ei: 
nes Vergehens gegen die Steuergeſetze gerichtlich erfannten rechts— 
fräftig fefiftebenden, Strafe dem Gerichte, — in dem Gebiete des 
franzöfifchen Rechts dem Ober: Profuratoer — befcheinigt wird, fo 
darf die Strafe nicht eher volljiredt werden, als bis eine definis 
tive Verfügung auf das Geſuch ergangen und zur Kenntniß des 
Berichtes — des DOber:Profurators — gelangt ift. 

Um einer Berzögerung der Vollſtreckung der vorbezeichneten 
Strafen zu begegnen, wird die Königl. Regierung (die Provins 
zial: Steuer» Direktion) angewiefen, die von des Könige Majeftät 
Allerhöchſt Selbft oder von dem Finanzminifterium ausgdegangene 
Entfcheidung auf ein Geſuch der oben erwähnten Art, fobald Die: 
felbe Derfelben zugegangen fein wird, jedesmal, ungefäumt zur 
Kenntniß des betreffenden. Landes-Juſtiz-Kollegiums — Ober: Pro: 
furators — zu bringen. 

Berlin, den 4. Zuni 1836. 

Finanzminifterium. 
v. Ulvensleben. 


41. 


Cirkular⸗-⸗Rekript des Königl. GeneralsDireftorg der 

Steuern, an fämmtliche Königl. Regierunger, die Er 

hebung der Gemerbefteuer nach Werhältriß der Zeit vom 

Anfange des Gewerbes bis zur Aufjtellung der neuen 
Rolle betreffend. 


Die Gewerbefteuer ift bisher in den nah Mittelfäten be 
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fieuerten Gewerbsflaffen mit dem Mittelfaße, in der Klaffe der 

Brauer mit dem Jahresſatze von zwei Thalern, nad) Berhältniß 

der Zeit vom Anfang des Gewerbes bis zur Aufftellung der neuen 

Rolle, erhoben: 

1) wenn gewerbliche Anlagen neu begründet wurden; 

2) wenn ein früher betriebenes, aber eingeftellted Gewerbe von 
einer andern Perſon wieder aufgenommen, alfo ebenfalls ein 
neued Gewerbe begonnen wurde; 

3) wenn ein gewerbliches Gefchäft unverändert und ohne Unter: 
brehung von einer andern Perfon, als dem bisherigen Ge: 
twerbetreibenden, fortgefegt ward und nur ein Wechſel in der 
„perfon des Steuerpflichtigen eintrat. 

In dem zuletzt gedachten dritten Falle hat fich jedoch dies 
Berfahren als unzweckmäßig ergeben, da bei der bloßen Fortſetzung 
eined nicht veränderten Gewerbes Fein Grund zur Aenderung des 
durch die Rolle nad) Maßgabe des Gewerbsumfanges beftimmten 
Steuerfaßes vorhanden ift, vielmehr durch eine folche Aenderung — 
welhe nad) dem bisherigen Verfahren eintrat, fofern -nicht der 
Mittelfaß, bei Brauern der Sa von 2 Nthle,, durch die Nolle 
feftgefegt war — eine verhältnißmäßig zu hohe, oder zu niedrige 
Beiteuerung herbei geführt wird. 

Es wird daher hierdurch angeordnet, daß fünftig, wenn in 
der unter 3 vorftehend bezeichneten Art ein Gewerbe bloß auf 
eine andere Perſon übergeht, die auf das Gewerbe bereits veran— 
lagte Steuer bis zum Ablaufe der Rollenperiode beibehalten wer— 
den fol. Die Abmeldung und Anmeldung muß zwar nach wie vor 
erfolgen; auf Grund derfelben wird aber Iediglich der Name in 
der Steuerrolle umgefshrieben und der Perſonenwechſel in der Se— 
meſterliſte vermerkt. 

Ob ein angemeldetes Gewerbe als ein neu begonnenes, oder 
als ein ſolches, welches in der in Rede ſtehenden Art nur fort— 
geſetzt wird, zu betrachten ſei, wird in der Regel nicht zweifelhaft 
erſcheinen, und nur wenn Steuerfäße, die den Mittelfaß, bezies 
hungsmweife den Sat von 2 Rthlr., bedeutend überfteigen, verans 
lagt find, ‚mögte Seitens der Gewerbtreibenden verfucht werden, 
Die Fortfehung eines fchon beftehenden Gewerbes als den Anfang 
eines neuen darzuftellen, um für den Reſt des NRollenjahres eine 
Steuerermäßigung bis auf den Mitteljag, beziehungsweife den Sat 
von 2 Rthlr., zu erlangen. 

Bei Beurtheilung hierauf gerichteter Anträge werden zwar 
Die in jedem einzelnen Falle obwaltenden befonderen Verhältniſſe 
die Entfcheidung an die Hand geben: müffen; es kann aber feinem 
Zweifel unterliegen, daß 3. B. in Fällen, wo die Kinder, Die 
Mittwe, die Erben eines Kaufmanns, Apothekers, Fabrik., Gaft- 
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hofs⸗, Brauereibefihers das Gefchäft unmittelbar fortfeßen, oder 
wo beim Ausfcheiden eines oder mehrerer Theilnehmer aus einer 
Sozietätshandlung das Gefchäft nicht aufgelöfet, fondern unter der 
bisherigen Firma fortgeführt, oder wo eine. gewerbliche Anlage, 
ein Gafthof, eine Brauerei, ohne Unterbrehung des Gewerbebe 
triebs, von einem Pächter übernommen wird, nur ein Wechſel in 
der Perfon des Steuerpflichtigen und nicht der Beginn eines neuen 
Gewerbes anzunehmen ift. / 

Da bisher hie und da, wenn ein fiehendeß Gewerbe in der 
oben unter 3. bezeichneten Art von einer Perfon auf die andere 
im Laufe eines Monats überging, die Steuer für diefen Monat 
fowohl von dem Abmeldenden, als auch von dem Anmeldenden, 
mithin doppelt, erhoben ift, fo wird hiemit hinſichtlich aller ſtehen⸗ 
den Gewerbe vorgeſchrieben, daß in dem erwähnten Falle die 
Steuer für den bezeichneten Monat nur Einmal und zwar zu— 
nächſt von dem Abgehenden eingezogen werden fol. 

Berlin, den 6. April 1830. | 
Der General: Direktor der Steuern. 

Kuhlmeyer. 


42. 


Cirkular⸗Verfuͤgung der Koͤnigl. Regierung zu Coln, 
an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Landraͤthe, die Gewerbeſteuer der 
Saft: und Schankwirthe betreffend. 


— u . 

Der Herr General-Direftor der Steuern hat fich dahin au 
gefprochen, daß Perfonen, welche die Gewerbefteuer als Gaſt⸗ und 
Schankwirthe entrichten, auch ohne anderweitige Zahlung einer be 
fondern Steuer befugt find, Bäderei, Brauerei und Schlächterei 
zu betreiben, infofern fie fich darauf befchränfen, das von ihnen 
gebackene Brod, oder gebraute Bier oder gefchlachtete Fleiſch nut 
an ihre Gäfte zum Genuß auf der Stelle, nicht auch auper dem 
Haufe, zu verfaufen. 

Um den Mißbrauch diefer Beſtimmung zu verhüten, ift aber 
dahin zu fehen, daß diefer Verkauf ſich auch wirklich in den dor 
— Grenzen halte, was Sie möglichſt kontroliren laſſen 
wollen. — J 

Eöln, den A. April 1836. 

Königl. Regierung, Abtheilung für die Verwaltung der direkten 
Steuern, der Domainen und Forften. 
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43. 


Giefular» Verfügung der Rönigl. Regierung zu Frank: 

fure a. d. O., an fümmtliche Königl. Landrachsämter, 

und Magifträte, die Veranlagung der Schiffer zur Ge⸗ 
werbeſteuer betreffend. 





Nach einem, Seitens des Königl Finanz-Miniſterii unterm 
30. April c. erlaſſenen Reſkripte wird davon abgeſtanden, lediglich 
zum Zwede. der Deranlagung der Gemwerbefteuer der Schiffer eine 
allgemeine Bermeffung der Schiffe flattfinden zu laffen. Die Ges 
werbefteuer foll vielmehr, wenn die Tragfähigkeit der Kähne nicht 
fonft auf zuverläffige Weife, und insbefondere nach der Vermeſ—⸗ 
fung, welche wegen Entrichtung der Kanal: und Schleufengelder 
ftattfindet, befannt ift, nach der, von dem Schiffer ad protocol- 
lum abzugebenden Deklaration der Ladungsfähigfeit feines Kah— 
nes abgemeffen werden. Zu folchen Protokollen ift der Schiffer 
zugleich wegen der ihm betreffenden Folgen zu niedriger Angaben 
zu verwarnen. Die ungefähre Nichtigkeit der Angabe ift dann 
durch Befihtigung des Fahrzeuges und Bergleihung mit ähnli: 
chen Schiffen, deren Tragfähigkeit aus Bermeffungen bekannt iſt, 
zu prüfen. 

Sämmiliche Gewerbeſteuer-Rollen-Bezirksbehörden werden 
demnach angewieſen, nach dieſer Beſtimmung bei Veranlagung der 
Schiffer zur Gewerbeſteuer zu verfahren. 

Frankfurt a. d. D., den 7. uni 1836. 

Königl. Preuß. Regierung. 
Abtheilung für die Verwaltung der direften Steuern, Domainen 
und Forften. 


Ä 44. 

Bekanntmachung der Koͤnigl. Regierung zu Merſeburg, 
den gewerbeſteuerpflichtigen und refp. gewerbeſteuerfreien 
Auffauf von Fellen und Abgängen von Thieren 
betreffend. 





Nachdem Seitens des Herrn General:Direftors der Steuern 
auf eine dieffeitige Anfrage entfchieden worden, daß Felle zu den 
im $. 14. ad 1. des Regulativs vom 28. April 1824. genann: 
ten Gegenftänden gehören, welche ohne Gewerbefihein und blos 
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gegen polizeiliche Legitimation in der Umgegend des Wohuorts 
aufgekauft werden können, Haare von Pferden und Rindvieh da— 
gegen, fo wie Borſten von Schweinen, Federn, Schaafbeine zum 
Leimfieden, Hörner und Klauen vom Rindvieh, zu den im $. 14. 
Nr. 2. des Regulativs vom 28. April 1824, bezeichneten Abgän: 
gen, deren Auffauf die Löfung eines Gewerbefheing erfordert ; fo 
wird dies fowohl dem gemerbtreibenden Publifum, als den mit 
Verwaltung der Gewerbefteuer beauftragten Behörden, hierdurd 
zur Kenntniß gebracht, mit den Bemerfen, daß die unentgeldlide 
Ertheilung des polizeilichen Erlaubnißfcheins ftets die Veranlagung 
zue Steuer vom fiehenden Handel oder fonftigen Gewerbsbetriebe 
verausfeßt, und daß diefe Erlaubnißfcheine durch die Ortsbehörde 
bei dem betreffenden Kreislandrathe ae find, 
Merfeburg, den 13. Juni 1836. 


FKönigl. Preuß. Negierung. 
Abtheifung für die Verwaltung der direften Steuern, Domainen 
und Forften. 





45. 


Reffripe des Königl. General: Direftors der Steuern 

an die Königl. Regierung zu Potsdam, die Befteues 

rung des Hanfirhandels der Lumpenfammler mit Krams 
waaren betreffend. 





Zur Kategorie des Krams der Lumpenfammler find, wie ich 
auf den Bericht vom 13. v. M. erwiedere, zu rechnen: Steck-, 
Näh- und Stridnadeln, Hafen und Defen, Fingerhüte, ordinaire 
Knöpfe aus Metall, und folche aus Haaren, Holz und Knochen, 
ordinaire Scheeren und Zafchenmeffer, Nadelbüchfen, ordinaire 
Mfeifenröhre und dergleichen Pfeifenföpfe aus Holz und Porzel: 
lan, Zwirn, Schnürbänder, ordinairesg Band aus Wolle und 2ein, 
wollenes und leinenes Strickgarn. 

Zum Hauſirhandel mit derartigen Kramwaaren können, wenn 
derſelbe in geringem Umſange betrieben wird, ermäßigte Steuer— 
ſätze vorgeſchlagen werden, wogegen Hauſirer mit andern Kram— 
waaren in der Regel die volle Steuer entrichten müſſen, es ſei 
denn, daß der geringe Werth der Waaren oder ein ganz unbe— 
deutender Verkehr ebenfalls den Antrag auf Steuerermäßigung 
begründen mögte. 

Berlin, den 2. April 1836. 

| Der General: Direftor der Steuern. 
Kuhlmeyer. 
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| 46. un 
Bekanntmachung des Königl. Finanzminifteriums, die 
Steuervergütung bei der Ausfuhr von inländifchem 
Branntmwein betreffend. 


Durch Bervollfommmung der Branntwein-Fabrifation iſt die 
Mroduftiong : Fähigfeit der inländifchen Branntweinbrennereien fo 
ſehr gefteigert worden, daß dadurch ein erhebliches Mißverhältnig 
zwiſchen den bisherigen Vergütungsfägen für ausgeführten Brannt: 
wein, nach der Bekanntmachung des Finanzminiſterii vom 26, 
Dezember 1825., und der für denfelben wirklich erlegten Fabri— 
Fationgfteuer zum Nachtheil der Steuerfaffe eingetreten iſt. 

Zur Befeitigung diefes Mißverhältniffes und um zugleich den 
Münfchen der Erportanten, wegen Erleichterung des Abfertigungs- 
Verfahrens bei der Branntweins Ausfuhr im Großen nach dem 
Auslande, in zuläffiger Weife zu entfprechen, werden in Gefolge 
Alterhöchfter Kabinets:Drdre vom 4. d. M., mit Aufhebung der 
vorgedachten Bekanntmachung, und insbefondere der darin bewils 
Jigten Vergütungsſätze, folgende anderweite Beftimmungen getrofs 
fen und hierdurch zur Öffentlichen Kenntniß gebracht: 


1) Vom 1. Zuli d. 3. an foll für das Quart des im Inlande 
gefertigten Branntweins, wenn derfelbe mindeftens eine Als 
foholftärfe von 35 Grad nad) Tralles erreicht, bei der Aus: - 
fuhe über die Gränzen des Zollvereinsgebiets hinaus nach 

dem Auslande eine Steuervergütung nach folgenden Sätzen 
gewährt werden, als; 
bei einer Stärke 


von 35 —39 Grad . — Sgr. 6PF. 
: 4J0—44 ⸗ R — ⸗ 7s 
45 — 49 s — 8 
-50 — 54 ⸗ — , 9; 
: 5-59 5 — + 10; 
. 60—64 + — ;, 11» 
; 65—69 ⸗ } 1: — ⸗ 
: 70—74 ⸗ . 1 « 1 : 
75 - 79 ⸗ 1 s 2: 
80 u. 81 : 1⸗ 4: 
82—283 ; R 1 : 5— 
84 — 85 ⸗ 1 : 6 ;‘ 
— 86—-87 + 1 : 7» 
: 88—89 ⸗ ı 8 ⸗ 
1» 9%; 


» 90 Grad und darüber. 
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2) Nur diejenigen Brennerei: Inhaber haben Anfpruch auf die 
_ borftehende Vergütung, welche die Maifchfteuer nad) dem vol: 
len Satze von Ein und einem halben Silbergrofchen für 20 
Quart Maifchraum entrichten und mindeitens nad) Verhält— 
niß einer Produftion von Einhundert Eimern Branntwein zu 
50 Grad Stärfe jährlich fteuern. 

‚Eine Steuervergütung findet nur bei Verfendungen fiatt, 

welche mindeftens Einen Eimer Brauntwein betragen. 

4) Der Betrag der einem Brennerei: Fnhaber zu gewährenden 
Ausfuhrvergütung darf in der Regel in einem Zahre nicht 
über zwei Drittheile der von ihm in demfelben entrichteten 
Branntweinfteuer betragen, wobei nah Maßgabe der Um— 
ftände auf den am Anfange des Jahres erweislich vorhande— 
nen Branntweinbeftand Nüdficht genommen werden foll. 

se Brennerei: Inhaber, welche lediglih Branntwein zum Ab: 
ſatze nach dem Auslande fabriziren, können Ausfuhrvergüs 
tung bis, zum vollen Betrage der von ihnen erlegten Brannt: 
‚weinfteuer erhalten. Daſſelbe kann ausnahmsmeife auch bei 
„andern Brennereien dann Anwendung finden, wenn befondere 

Konjunfturen einen Abſatz von inländifhem Branntwein im 
Großen nah dem Auslande außergewöhnlich herbeiführen. 
‚Nähere Vorſchriften für ſolche Fälle ertheilt die Provinzial: 
Steuerbehörde. 
Behufs der Ausfuhrvergütung erhält der Brennerei: Inhaber 
bon der Provinzial: Steuerbehörder einen für eine beftimmte 
Frift geltenden Haupt:Zufage-Schein, in welchem die Gränz— 
Ämter, über welche der Ausgang des Branntweins erfolgen 
darf, beſtimmt, und die fonft bei der Erportation überhaupt, 
oder insbefondere zu erfüllenden Bedingungen vorgefchrieben 
werden. Auf den Grund diefer Haupt: Zufage-Scheine oder 
beglaubter Abfchriften derfelben, welche das Hauptamt, in 
deffen Bezirf die Brennerei liegt, in Fällen des Bedarfs er: 
theilt, findet die Abfertigung des ausgehenden Branntweins 
ftatt. - 

6) Die Ausfuhr darf in der Regel nur über ein Haupt:Zollamt 
gefchehen. 

Mird diefelbe über ein zu dergleichen Abfertigungen aus: 
nahmsweife befugtes Nepen-Zollamt I geftattet, fo beftimmt 
der Haupt: Zufage-Schein hierüber das Nähere. | 

7) Bei der Branntwein- Ausfuhr ift folgendes Abfertigungs: : Mer: 
fahren die Regel: 

Jede Verfendung wird mit dem Haupt: Zufage- Schein oder 
einer beglaubten Abfchrift deſſelben bei demjenigen Haupt: 
amte, in deffen Bezirk die Brennerei liegt, zur Reviſion ges 
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ftelft, und dieſe fpeziell auf Stärke und Menge des Brannt: 
meins gerichtet. Der Befund der Reviſion, die zu bewirfende 
Verfiegelung an Spund und Zapfen der Gebinde, nebft de: 
ren Zahl und Nummern, werden auf dem Zufage-Schein amts_ 


Ä lich vermerkt, wonähft der unter Begleitung wirklich. erfolgte 


8) 


Ausgang der Verſendung, fofern derfelbe bei dem nämlichen 
Hauptamte ftattfindet, auf dem Zufage-Schein bejcheinigt wird. 
Soll dagegen der Ausgang in einem andern Haupt: Amtsbe: 
zirfe oder über eine andere Amtsftelle ftattfinden, fo muß der 
nach den obigen Vorfihriften abgefertigte Branntwein binnen 
einer. auf dem Zunfage- Schein zu beflimmenden Friſt mit dem: 
felben zu dem Ausgangsamte gebracht werden. 

Bei diefem wird die fpezielle Revifion wiederholt, und 
wenn fih dabei nach unverleßt befundenem Verſchluſſe, mit 
dem Reſultate der Nevifion bei dem erfien Abfertigungsamte 
Vebereinftimmung ergiebt, der Zufage- Schein in derfelben Art, 
wie. beim unmittelbaren Ausgange erledigt, und mit der 
amtlichen „Befcheinigung der Erportation verfehen, an dasje: 
nige Hauptamt zurüdgefandt, in deifen Bezirk die Brennes 
rei belegen und von welchem die Berabfertigung des Trans: 
ports bemwirft iſt. Bon dem letztgedachten Hauptamte wird 
auf den Grund und unter Beifügung der Zufage-Scheine die 
Dergütungsberehnung aufgeftellt und im doppelter Ausfer: 
tigung an die Provinzial: Steuerbehörde zur Anmweifung der 
Vergütung eingefandt. 

Als Ausnahme von obiger Negel wird geftattet, daß bei grö- 
feren Derfendungen aus Brennereien, die ſich nicht an dem 


Orte, wo das Hauptamt feinen Sit hat, befinden, die Hin: 


fhaffung des Branntweins zur Amtsftelle, Behufs der Ber: 
abfertigung durch Nevifion und Werfiegelung der Gebinde, 
dann unterbleiben Zann, wenn der Brennerei:nhaber bei An- 
meldung des Transports darauf anträgt und amtlich Weber: 
zeugung davon genommen ift, daß ſich noch eine mit der 
Anmeldung übereinſtimmende Menge von Branntwein der 


angegebenen Stärfe wirklich im Beſtande der Brennerei be— 
findet. 


Dee Brennerei: Inhaber muß die Verſendung in ſolchen 
Fällen dem Hauptamte, mit Angabe der-Menge und Stärke 
des Branntweins und der Anzahl der Gebinde, aus welchen 
der Transport befteht, fchriftlich anmelden, wonächft der Zu: 
fage: Schein ausdrüdlid, auf den Grund diefer Anmeldung 
ausgefertigt wird. | 

Es findet fodann erft beim Ausgangsamte die fpezielle Re— 
viſion der Gebinde und ihres Inhalts ftatt, auf deren Grund 


318 


9) 


10) 


die Ausgangsbefheinigung auf dem Zufage: Scheine erfolgt. 
Geringe Differenzen bei der Menge und Stärke des Brannt: 
weins zwifchen der erſten Anmeldung und dem Revifionsbe: 
funde der fchließlichen Abfertigung können, befonders wenn 
das Ergebniß der Ermittelung hinter der Anmeldung zurüd: 
bleibt, überfehen werden, auch wird die Webereinftimmung 
der Anzahl und Größe der einzelnen Gebinde, aus welchen 
der Transport befteht, mit der erfien Anmeldung des Bren- 
nerei⸗Inhabers in folchen Fällen nicht durchaus verlangt. 

Welchen Brennerei: Inhabern und für weldhe Transporte 
die vorftehende Ausnahme zuzugeftehen, beſtimmt die Provin- 
zial: Steuerbehörde durdy die Haupt-Zufage-Scheine. 

Sn der Regel haben nur Branntweinbrennerei: Inhaber für 
den unmittelbar von ihnen nad) dem Auslande abgeſetzten 
Branntwein Anfprucd auf Steuervergütung. 

Zur Erleichterung der Branntwein:Erportation im Großen 
nach dem Auslande, insbefondere zur See, wird aber geftat 
tet, daß dieſer Anſpruch auf fchriftliche Anmeldung bei dem 
Hauptamte des Bezirks, in welchem die Brennerei belegen 
ift, auf einen Dritten übertragen werden kann. 

In der vorfchriftsmäßigen amtlichen Abfertigung folcher 
Branntweins:-Transporte wird hierdurch nichts geändert, fon» 
dern der Erportant erhält durch die auf dem Zufage-Scheine 
amtlicy vermerfte Webertragung nur die Befugnif, nad) bes 
wirfter Ausfuhr des Branntweins, auf den Grund des durch 
amtliche Befcheinigung völlig eriedigten Zuſage-Scheins, die 
zuftändige Bergütung bei dem Hauptamte des Bezirks, zu 
welchem die Brennerei gehört, a Conto des Brennerei: Ins 
habers und foweit diefe Zahlung nach der Steuerabrechnung 
mit demfelben und nad) den allgemeinen Borfchriften fällig 
ift, gegen feine Quittung in Empfang zu nehmen. 

Vorſtehende Erleichterung muß von dem Brennerei : $nha= 
ber bei dem an die Provinzial: Steuerbehörde zu richtenden 
Antrage auf Ertheilung des Haupt-Zufage-Scheins jedesmal 
beſonders nachgeſucht, und von derfelben durdy Vermerk auf 


dem Scheine, unter Feftfegung der geringften Menge des 


jedesmaligen Transports, für welchen Webertragung flattfin: 
den fann, bewilligt werden. | 

Unter Bezugnahme auf die Beflimmung des $. 6. der Be: 
fanntmachung des Finanzminifterii vom 27. Dezember 1825., 
wegen Kreditirung der Branntweinfteuer, wird ferner Die 
Abführung von inländifhem Branntwein zu einer Padhofs: 
Niederlage behufs der zu bewirfenden mittelbaren Ausfuhr 
aus derfelben nach dem Auslande gegen Vergütung geftattet. 
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Die Abfertigung des Branntweins gefihieht auch in fols 
chen Fällen nach den vorfiehenden allgemeinen und fpeziellen 
Feftiehungen mit dem Unterfchiede, daß die Beſcheinigung 
des Hauptamtes in der Pachofsftadt über die, richtige Ablie— 
ferung des Branntweins nah Menge und Stärke zur amts 
lichen Niederlage die Stelle der Erportationsbeicheinigung 
vertritt und die Bergütung oder Steuerabfchreibung vom 
Kredit: Konto des Brennerei: Inhabers in derfelben Art, wie 
bei erfolgter Ausfuhr des Branntweins nach dem Auslande, 
ftattfindet. 

Da der zu Padhofs-Niederlagen abgeführte inländifche 

Branntwein, durch die dafür gewährte Bergütung, dem uns 

verfteuerten Lagergute hinzutritt, fo kann derfelbe nur gegen 

Erlegung einer der Eingangsabgabe für fremden unverfteuer: 

ten Branntwein gleichfommenden Steuer in den freien Ber: 

Fehr zurück verfeßt werden, wogegen die Ausfuhr aus der 

amtlichen Niederlage nad) dem Auslande, innerhalb der durch 
die Packhofs⸗-Reglements vorgefchriebenen Lagerfrift, völlig 
fteuerfrei erfolgt. 

11) Eine erwiefene Defraudation der Fabrifationsfteuer, oder eine 
heimliche Wiedereinbringung des zur Ausfuhr beſtimmten 
Branntweins zieht, außer der gefeglihen Beftrafung, den 
Berluft des fernern Anſpruchs auf Steuervergütung bei der 
Grportation nach fi, fo wie durch jeden Mißbrauch der 
übrigen, überhaupt widerruflichen Erleichterungen, die Ent: 
ziehung derfelben verwirft wird. 

Berlin, den 19. Juni 1836. 

Finanzminifterium. 
Graf v. Alvensleben. 


AT. 


Cirkular-Reſkript der Könige. Minifterien an ſaͤmmt—⸗ 

liche Königl. Regierungen, betreffend die Zurücfgabe der 

von den Unterthanen eines zollvereinten Staats behufs 

der Ausfertigung ſteuerfreier Gewerbefcheine vorgezeig— 
ten Legitimationspapiere. 





Eine in Gemäßheit der Eirfular: Verfügung vom 2. Sep: 
tember 1834. nach dem Mufter A. oder B. ausgeftellte Regitimas 
tion, auf deren Vorzeigung und Hinterlegung nad) der ge: 
dachten Verfügung dem Unterthan eines zollvereinten Staates ein 
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Gewerbefchein zum Waarenverfauf und Suchen von Waarenbes 
ftellungen im bdiesfeitigen Gebiete fteuerfrei ausgefertigt werden 
darf, kann — mie der Königl. Regierung auf die Anfrage vom 
22. April d. 5. erwiedert wird? — demjenigen, welcher fie beige: 
bracht hat, auf feinen Antrag Behufs Nachſuchung eines Gewer⸗ 
befcheing der bezeichneten Art in einem anderen Bereinsftaate in 
Urfchrift zurüdgegeben werden. Es ift jedoch eine beglaubte Abs 
fcehrift der Legitimation zurüd zu behalten und auf der Urfchrift 
von der Behörde, die den Gewerbeſchein ertheilt hat, daß dies be- 
reits gefchehen fei, zu vermerfen. 

Berlin, den 28. Mai 1836. Ä 
Minifterium des Innern für Gewerbes FSinanzminifterium. 

- N Angelegenheiten. v. Alvensleben. 

v. Brenn. | : 


An 
die Königl. Regierung zu Eöln und 
Abfchrift zur Nahachtung an ſaͤm mit⸗ 
liche übrige Königl. Regierungen. 


48. Ä 
Bekanntmachung des Königl. Finanzminifteriums, Ab⸗ 
änderungen in der Zollerhebungsrolle nach dem Beis 
tritt der freien Stadt Franffurt a. M. zum Zollver- 
| vereine betreffend. 


In Folge des Beitritts der freien Stadt Frankfurt zum Zoll: 
verein, treten dem III, Abfchnitt der dritten Abtheilung der mit— 
telft Allerhöchfter Kabinets - Ordre vom 18. November 1833. pus 
blizirten Abänderungen der Erhebungsrolle der Ein, Aus: und 
Durchgangs: Abgaben vom 30. Dftober 1831. diejenigen Waaren 
hinzu, welche an der nördlichen Gränze des Vereins zwifchen dem 
Rhein und der Elbe landwärts eingeführt und von dem Freihafen 
zu Frankfurt a. M, oder Mainz ab, firgmmärts ausgeführt wers 
den, oder welche umgefehrt aus dem Freihafen zu Frankfurt a. M. 
oder Mainz über die nördliche Gränze des Vereins zwifihen dem 
Rhein und der Elbe ausgeführt werden, und es wird als höch- 
ſter Durchfuhrzoll audy von den bei der Eingangs- und Aus: 
gangs: Abgabe höher beleaten Waaren in diefer Durchfuhr: Rich: 
tung nur erhoben vom Centner 10 Ser. 

Ferner ift von Waaren, welche rheinwärts eingeführt, aus 
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dem Freihafen in Mainz oder Frankfurt a. M. landwärts auf der 
Gränze von Eimeldingen bis Mittenwalde in Baiern wieder aus— 
geführt werden (Allerhöchſte Kabinete-Ordre vom 21. Dezember 
1835. Gefeb. Sammlung Nr. 29.), oder welche umgefehrt auf 
legtgedachter Gränzlinie in das Bereinsgebiet eingeführt und von 
dem Freihafen zu Franffurt a. M. oder Mainz firommärts wie: 
der ausgeführt werden, an Durchfuhrzol nur zu entrichten vom 
Gentner 45 Sgr. N 

Borftehende Aenderungen werden hierdurch zur allgemeinen 
Kenntniß gebracht. 

Berlin, den 18. April 1836. 

Finanzminifterium. 

v. Alvensleben. 


49. 
Cirkular-Reſkript des Koͤnigl. Miniſterii des Innern 
und der Polizei an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Rheiniſche Re— 
gierungen, betreffend die Anwendung des Stempels zur 
Beſtaͤtigung der von Unterbehoͤrden abgeſchloſſenen ſtem⸗ 
| pelpflichtigen Kontrafte. - 


Der Königl. Regierung wird die von dem Königl. Finanz: 
minifterio unterm 2. September 1823. an die Regierung zu Mer: 
feburg erlaffene Verfügung, wegen Anwendung des Stempels bei 
der von dem vorgefeßten Provinzial: Kollegio erfolgenden Beſtäti— 
gung der von den Unterbehörden abgefchloffenen ftempelpflichtigen 
Kontrafte, anbei abſchriftlich (Anl. a.) zur Nachachtung mitgetheilt. 

Berlin, den 2. Zuni 1836. 


Minifterium des Innern und der Polizei. 
Koehler. 


a 


Auf den Bericht vom 20. v. M. wird der Königl, Regierung er- 
wiedert, daß in Fällen, wo ftempelpflichtige, von den Unterbehörden ab⸗ 
gefchloffene Kontrafte, einer Beftätigung des ihnen vorgefeßten Provin⸗ 

ialeKollegii bedürfen, dazu nach dem Stempel-Tarif der Ausfertigungs- 

tempel angewandt werden muß, infofern diefe Beftätigung durch eine 
befondere Formel oder Ausfertigung, fei ed auf dem SKontrafte felbft, 
oder als Anhang zu demfelben erfolgt. Wo aber der Kontrakt blos 
mit einer genehmigenden Verfügung oder Eröffnung, daß dabei nichts 
zu erinnern fei, der Unterbehörde zuräckgefandt wird, da ift zu der be- 
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gleitenden Verfügung, die als zur Dienf- Korrefpondenz der Behörden 
unter fich ‚gehdrig zu betrachten ift, fein Ausfertigungsſtempel anzu: 
menden. . 
" Berlin, den 2 . Eeptember 1823. 
Finanzminifterium. 
General⸗ — der Steuern. 
Maaßen. 
An 
die Königl. Regierung zu Merſeburg. 


50. 


Cirkular-Reſkript des Koͤnigl. Finanzminiſteriums an 

ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen und Provinzial⸗Steuer— 

Direktionen, betreffend die Beibringung des Quittungs⸗ 

Stempels zu den Wittwen-Penfionen bei der allgemeis 
nen Wirtwenfaffe. 


Die General: Direktion. der Königl. allgemeinen Wittwens 
Perpflegungs: Anjtalt hat, um in den QDuittungen über gezahlte 
Wittwen-Penſionen Gleichförmigkfeit zu erreichen, und den Zah: 
lungs » Empfängerinnen die Abfaffung derfelben zu erleichtern, an— 
geordnet, daß die Ausftellung “u gedrudten und lithographirten 
Blanquets geichehe. 

Zur Dereinfachung des Gefhäfts genehmige ich, daß, fofern 
die Ausjtellerinnen nicht den Stempel zugleich; mit der Quittung 
übergeben, im welchem Falle deffen Annahme und vorfchriftsmäßige 
Kaffation von dem zahlenden Kaffenbeamten allerdings nicht ver 
fagt werden kann, von den Zahlungsempfängerinnen der tarifmäs 
fige Merthftempel:Betrag, und zwar früherer Beftimmung gemäß, 
bei dem. April: Zahlungstermin für den Fahres:Betrag der Pens 
- fion eingezogen werde. 

Die Verwendung des Stempels ift Seitens der zahlenden 
Kaffe zu unterlaffen, vielmehr find die in Empfang, genommenen 
Geldbeträge in der dazu beftimmten befonderen Kolonne der fpes 
zielen Benfiongzahlungsliften einzeln aufzuführen, und ift deren 
Betrag von der Summe der gezahlten und wieder zu erfiatten: 
den Penfi onen bei der Verrechnung mit der General:Direftion in 
Abzug zu bringen, welche Lebtere für die Nachbringung der auf 
folche Weife unverwendet gebliebenen Quittungs » Stempel vor der 
Rechnungslegung forgen wird. 

Die mit Zahlung von Wittwen:Penfionen beauftragten Kaſ⸗ 
ſen ſind hiernach zu inſtruiren. 

Berlin, den 29. Mai 1836. 

Chef des Finanzminiſteriums. 
v. Alvensleben. 
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D. 
Poſt-Verwaltung. 
51. 


Auszug aus dem General⸗Cirkulare des Königl. Gene 
nerale Poftames, an ſaͤmmtliche Poftanftalten, verfchie: 
dene Poftvorfchriften und Anordnungen enthaltend. 


Portogahlung für die Korrefpondenz der außerhalb ihres ZFurisdiftiong: 
Drtes befmdlichen Patrimonial⸗Richter und der Gutsherrfchaften. 

4) Es hat ſchon bisher ald Grundfaß gegolten, daß auf den 
Geſchäftsverkehr zwifchen den, außerhalb ihres Jurisdiktions-Ortes 
befindlichen Patrimonial: Richtern und den betreffenden Gutsherr: 
fchaften, deren Beamten und Gerichtsdienern ꝛc., felbft in fonft 
portofreien Armen» 2c. Sachen, die Portofreiheit feine Anwendung 
findet. Diefer Grundfaß ift von dem Königl. Juſtizminiſterio 
neuerdings beftätigt worden, mit dem Bemerken, daß die Gutsher: 
ren zur Tragung der Koften verpflichtet feien, die dadurd) erwach— 
fen, daß der Nichter nicht am Orte der Jurisdiftion wohnt, und 
daß auch Fein rechtlicher Gtund vorhanden fei, diefe Verpflichtung 
auf Koften des Staats, namentlidy des Poftfisfus, zu erleichtern. 
Die Poftanftalten haben ſich hiernach genau zu achten und fü 
dergleichen Korrefpondenz und andere Sendungen fiets das tarih 
mäßige Vorto zu erheben. | 

Belchränfung der Portofreiheit in Domainen-Baufachen. 
5) Nach einer Mittheilung der Künigl. Regierung zu Pots— 
dam gilt jett als Regel, daß bei DVerpadytungen Königl. Domais 
nen, die Koften für Neubauten und Reparaturen von den Päd): 
tern aus eigenen Mitteln beftritten werden müſſen. Diefe Regel 
ift theils fchon eingeführt, theils wird fie fuccefjive in Anwendung 
gebracht werden. N wird die bisherige Portofreiheit in 
Domainen:Baufahen, beirgällen obiger Art auf diejenige 
Korrefpondenz beichränft, welche bloß die Ausübung des Oberauf: 
fihtsrechts des Staates über dergleichen Bauten betrifft, wogegen 
die übrige Korrefpondenz folcher Pächter in Domainen-Bauſachen 
der Portopflichtigfeit unterworfen ift. 

Mißbrauch der Worto-Moderation auf Briefe und Pafete an Soldaten. 

6) Die nad) dem $. A. des Uebereinfommens mit dem Kö: 
nigl. Kriegsminifterio vom 26. Dezember 1825.,*) den in Reihe 
und Glied fiehenden Soldaten der Linie und der Landwehrftäms 
me,, den Garnifon:Truppen und SSnvaliden, der Gendarmerie und 


2) Jahrg. 1826. 1ted Heft, ©. 62. ff: 
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den Feftungs:Unterbedienten bis zum Feldwebel und Machtmeifter 
einfchließlic und den in derfelben Dienft:Kategotie ftehenden Mili— 
tair-Individuen bemwilligte Porto-Moderation auf Briefe und Pa: 
Pete mit Wäfche und anderen Bedürfniffen, welche diefelben von 
ihren Angehörigen erhalten, oder welche fie an letztere abfenden, 
ift vielfach gemißbraucht worden. Es haben fogar Poft - Linterbes 
diente und felbft einzelne Poſtbeamte ſich fo weit vergeffen, ihre 
eigenen Sendungen als Pafete von oder an Soldaten zu bezeid: 
nen, um hierdurch der Poſtkaſſe das tarifmäßige Porto zu ent: 
ziehen. 

Sch mache daher fämmtlihen Poftbeamten wiederholt zur 
Pflicht, forgfältig darüber zu wachen, daß die gedachte Porto-Mo— 
deration ferner nicht gemißbraͤucht werde, fondern auf diejenigen 
Individuen unter Beobachtung der feitgefiellten Bedingungen be 
fchränft bleibe, welchen nad) dem Inhalte des gedachten Ueberein— 
fommens auf diefelbe ein Anſpruch zufteht. Im Entdetungsfalle 
von Entgegenhandlungen find folche ſofort feſtzuſtellen und zur 
Anzeige zu bringen. Poftbeamte und Poft-Unterbediente, welche 
überwiefen werden, durch Mißbrauch der Bezeichnung Soldaten 
Sache oder des Militair-Stempelg die gedachte Porto-Moderation 
auf ihre Sendungen in Anwendung gebracht zu haben, haben we: 
gen diefer Pflichtvergeffenheit zu gemärtigen, daß gegen fie die 
ganze Strenge des Gefehes angewendet werde. 

, Einziehung des verweigerfen Poftillon-Zrinfgeldes. 

9) Zur Befeitigung von Streitigfeiten zwifchen den Poflilfo: 
nen und den Ertrapoft:Reifenden oder Couriren über den Betrag 
des Poftillon:Trinfgeldes wird Nachftehendes angeordnet. 

Menn ein Neifender dem Poftillone an ZTrinfgeld weniger 
zahlt, als diefer reglementsmäßig zu fordern berechtigt ift, fo dar 
der Poftillon in einen Wortwechſel mit dem Neifenden ſich nicht 
einfaffen, fondern muß ſich darauf befchränfen, dem Neifenden das 
reglementsmäßige Trinfgeld und den empfangenen Betrag befcei: 
den anzugeben, und Falls deffenungeachtet die Berichtigung des 
erfiern nicht erfolgt, hiervon der Orts:Poftanftalt Anzeige zu ma: 
chen, welche dann die Verpflichtung hat, fih mit dem Neifenden 
zu verfländigen und dafür zu forgen, daß derfelbe vor der Weiter: 
reife das reglementsmäßige ZTrinfgeld für den Poftillon der rüd: 
liegenden Poft: Station erlegt. Zur Einbehaltung des Poftillon 
Trinfgeldes ift ein Neifender auch bei etwaniger Befchwerde ge: 
gen den Poftillon der rücliegenden Station nicht befugt, derſelbe 
muß vielmehr in einem foldhen Falle das reglementsmäßige Pe: 
ftillon : Trinfgeld unter Angabe feiner Beſchwerde, bei der Poll: 
Anftalt deponiren. Diefe hat die Befchwerde gründlich zu erör 
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fern und unter Einreichung der Verhandlungen an das Generals 
Poſtamt, oder refp. an das vorgefeßte Poftamt, die Dispofition 
über das Poftillon-Trinfgeld anheim zu ſtellen. 

Verhütung des Zurücbleibend der Paffagiere. 


10) Es iſt feit Kurzem mehrmals vorgefommen, daß Paffar 


giere,der Fahr: und Schnellpoften, welche in den Paffagierftuben 
ſich aufhielten, dort den Abgang der betreffenden Poft nicht wahr: 
genommen und das vor der Abfahrt durch dreimaliges Blafen ges 
gebene Signal nicht gehört haben, und daher zurücgeblieben find. 
Um die hieraus fowohl für die Neifenden als für die Poftanftalt 
entſtehenden Unannehmlichkeiten zu beſeitigen, wird in Bezug auf 
die in der Cirkular-Verfügung vom 3. Mai 1833. sub 6. 13. 
enthaltene Beftimmung hiemit angeordnet, daß in allen Fällen, 
in, welchen zur Zeit der Abfahrt einer Fahr: oder Schnellpoft die 
eingefchriebenen Perfonen ſich noch nicht ſämmtlich eingefunden has 
ben, der Schirrmeifter oder Kondufteur nicht nur hiervon dem be— 
treffenden Erpedienten fofort Anzeige machen, fondern auch in der 


Paffagierfiube nachfragen foll, ob in derfelben fid) Paffagiere auf: 


halten, welche zu der von ihm begleiteten Poft eingefchrieben find. 
Hiernach find die Kondufteure und Schirrmeifter von den Pofts 
anftalten, auf deren Etat fie fliehen, zu inſtruiren. 

Zutreten von Paffagieren zwifchen zwei Stationen. 

11) Zur Befeitigung vorgefommener Zweifel wird in Betreff 
derjenigen Perfonen, welche den Schnellpoften oder Fahrpoften an 
einem, zwifchen zwei Stationen an der Straße belegenen Orte 
zutreten, unter Bezugnahme auf den d. A. des General: Eirfulare 
Nr. 13. pro 1834., und auf den $. 819. c. 2, der Darftellung 
des Poft:, Kaffen: und Rechnungs: Wefens Folgendes beftimmt: 

a. Bei Poften, welhe von Kondufteuren oder Schirrmeiſtern 
‘begleitet werden, find dieſe befugt und verpflichtet, die in den 
berührt werdenden Orten, Chauffeehäufern ıc. fich meldenden 
Perſonen aufzunehmen, wenn im Hauptwagen oder in den 
Beiwagen und Beichaifen noch unbefette Pläbe vorhanden 
find. Die Eintragung derfelben in den Perfonenzettel muß 
auf der Stelle mit Bleiftift gefchehen, wogegen die Bes 
‚richtigung des Perfonengeldes auf der nächften Poftanftalt 
itattfindet, welche für die richtige Eintragung der Perfonen, 
für die Berechnung des Perfonengeldes, fo wie für die Be 
achtung der paßpolizeilichen VBorfchriften verantwortlich bleibt. 
Hiernach find die jeigen, fo wie die fünftig neu eintres 
tenden Kondufteure und Scirrmeifter von den Voftanftalten, 
auf deren Etat fie ſtehen, mittelſt aufzunehmender Verhand⸗ 
lung zu inſtruiren. 
Annalen. Heft II. 1836. y 
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b. Bei Poften, welche von Kondufteuren und Schirrmeiftern 
nicht begleitet ‚werden, darf eine Aufnahme von Reiſenden 
unterweges Seitens der Poftillone nur auf foldhen Courfen 
ftattfinden, für welche diefelbe durch ausdrüdliche Beflimmung 
geftattet worden if. Auf den übrigen Courfen muß der 
Reifende, welcher zwifchen zwei Stationen einen etwa unbe: 
festen Platz einzunehmen wünfcht, fidy deshalb bei der rüd: 
liegenden Poftanftalt melden, welche in diefem Falle den Po— 
ftillon zu feiner Aufnahme befonders anzumeifen hat. 

c. In allen Fällen, in welchen ein Reifender an einem zwifchen 
zwei Stationen belegenen Orte einen unbefegten Pla in dem 
Hauptwagen, den Beiwagen oder Beichaifen einnimmt, hat 
derfelbe das Perfonengeld nur für die wirkliche Entfernung 
von diefem Orte ab Bis zur vorliegenden Station zu ent: 
richten, fann aber auf Beförderung feinen Anſpruch machen, 
wenn ein unbeſetzter Pla nicht vorhanden ift. "Will derfelbe 
fih) die Mitreife fihern, fo muß er ſich auf der rüdliegen: 
den Station unter Erlegung des Perfonengeldes von Diefer 
Station ab einfhreiben laffen, damit, Falls im Hauptwagen 
oder in den Beimagen und Beichaifen Fein Pla unbefeht 
ift, für ihn von der Station aus sin Beiwagen oder eine 
Beichaife mitgefandt werde, welche on dem genau anzugeben: 
den, an der Straße belegenen Orte zu befteigen ihm geftats 
tet iſt. \ . 

Diefe Beflimmungen haben die Poftanftalten genau zu befol- 
gen und im $. 819. der Darftellung des Poft-Kaffen: und Rech⸗ 
nungs:Wefens sub c. 2. nachzutragen. 


Granfirung der Briefe an Ihre Majeſtaͤt die Kaiferinn von Rußland. 
12) Es ift bemerft worden, daß zum öftern Briefe von Pri— 
vatperfonen an Ihre Majeftät die Kaiferinn von Rußland, der 
Beftimmung ad c. der Eirfular-Berfügung vom 19. Auguft 1824. 
zuwider, unfranfirt abgefendet werden. Diefes hat zur Folge ges 
habt, daß die Einziehung des dafür von dem Ober-Poſtamte zu 
Tilſit an die abfendende Poftanftalt zuͤrückgerechneten Porto's bis 
zue Ruſſiſchen Grenze, in einzelnen Fällen von den Abfendern 
nicht mehr zu bewirken gemwefen ift. Um diefem Vebelftande fünf 
tig vorzubeugen, werden die Poftanftalten darauf aufmerffam ges 
macht, daß fie dergleichen Briefe, bei eigener Vertretung des Porto, 
ferner nicht anders als franfirt abzufenden haben. 
Land⸗Fußboten muͤſſen Kaution leiften. 
15) Die Land-Fußboten gehören nach der Natur ihrer Dienft: 
leiftungen und des Kontrafts, welcher mit ihnen gefchloffen wird, 
in die Kategorie der Poftboten, und follen daher von jegt ab, gleich 


— 
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dieſen, ſobald ſie in ein kontraktliches Verhältniß treten, eine 
Kaution vom mindeftens 60 Rthlr. in Staatspapieren oder mittelf 
hypothelariſcher Berfchreibung, von Grundſtücken beftellen, Die in 
Staatspapieren beftellten: Kautionen: müffen der Generals Poftkaffe 
zur Aufbewahrung überfandt werden. | a 
"Yof-Eppebiteure und deren Gehälfen follen nicht Handelsgeſchaͤfte treiben. 

16) Die Beſtimmung des General⸗Cirkular Nr. 56. vom 
4. Dezember 1826, $. 19., wonach es den Poſtbeamten nicht er⸗ 
laubt ift, ohne Genehmigung. des General: Poftamts Gewerbe zu 
treiben, findet, was Speditions⸗, Handels: und Kommiſſions⸗Ge⸗ 
ſchäfte mit Büchern betrifft, auch auf Poſt⸗Expediteure und deren 
Gehülfen Anwendung. Es erſtreckt ſich daher auch auf dieſe Pers 
fonen das in dem General-Cirfulare Nr. 9. vom 23. Mai 1835. 
$. 9. enthaltene Verbot für Poftbeamte, ſich mit dem Debite von 
Kalendern zu befaffen. 

Neujahr» Grafuliren der Unterbedienten wird verboten. 

20) Es ift zur Sprache gekommen, daß an mehreren Drs 
ten des Preußifchen Stgats die Poft » Unterbedienten, DBriefträger, 
Wagenmeifter, Poftboten und deren Gehülfen bisher bei dem Ein: 
tritte eines neuen Jahres bei den Einwohnern herumgegangen 
find, um zum neuen Jahre zu gratuliren und Geſchenke einzu: 
fammeln. 
| Den Amts-Borftehern, welche eine foldye, dem Poftwefen zur 
Unehre gereichende Unordnung und Beläftigung des Publifums, 
bisher geflattet haben, obgleich diefe Bettelei durch das General: 
Eirfulare vom 28. Mai 1834 felbft den Poftillonen nachdrück⸗ 
lich unterſagt worden iſt, gebe ich hierüber meine Mißbilligung 
zu erkennen, und mache denſelben zur Pflicht, für die gänzliche 
Abſtellung dieſes unſchicklichen Verfahrens zu ſorgen. 

Damit kein Unterbediente ſich mit Unwiſſenheit entſchuldigen 
kann, ſo iſt jedem, er möge angeſtellt ſein, oder im Privatdienſte 
des Amts-Vorſtehers ſtehen, das Gratuliren zum Neujahr und 
das Einfammeln von Geſchenken unter Androhung nachdrücklicher 
Strafe für die Entgegenhandlung mittelft aufzunehmender, in der 
Amts: Regiftratur aufzubewahrender Berhandlung auf das nad); 
drücklichſte zu unterfagen. | | 


Die Poftanftalten haben darüber zu wachen, daß diefem Ber, : 


bote pünktlich Folge geleiftet werde, jede Entgegenhandlung aber 
feftzuftellen und unverzüglich darüber Bericht zu erftatten. | 


| Nachweiſungen von Gaſthaͤuſern werden eingeſordert. | 
21) Das Cours: Bureau hat von fämmtlichen Poſtämtern 
und Pofl-Stationen Nachweifungen der vorzüglichſten Gaſthöfe eis 
| 92 
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nes jeden Ortes, welche fich zur Aufnahme vornehmer oder hoher 
Reiſenden eignen, eingefordert.; ‚Damit diefe Nachweifungen ftets 
richtig erhalten werden fünnen, müffen alle eintretende. VBerändes 
rungen hieher. mitgetheilt werden. Die Poftämter und. Pofl-Stas 
tionen werden daher hiermit angeriefen, von allen vorfommenden 
Veränderungen dem Cours-Bureau fogleich Nachricht zu geben, 
namentlich fogleich Anzeige zu machen, wenn eines der nachgemie- 
fenen Gafthäufer eingeht, ſich verfchlechtert hat, oder eine andere 
Benennung erhält. 

Bon neu etablirten guten Gafthöfen ift ebenfalls fogleich 
Mittheilung zu machen. 

— den 30. Mai 1836. 
Der General⸗Poſtmeiſter. 
F Nagler. 


52. 
Cirkulare des Koͤnigl. General-Poſtamts an ſaͤmmtliche 


Poſtaͤinter und Poſt-Stationen, die Anfertigung und 
Fortfegung der Wegebeſchreibungen. 





Die im Jahre 1826. von den Poſtanſtalten eingeſandten 
Wegebeſchreibungen entſprechen wegen der / vorgekommenen vielen 
Veränderungen ihrem Zwecke nicht mehr. Es ſollen daher neue 
Beſchreibungen angefertigt werden. 

Das Poſtamt erhält zu dem Ende für ſich und die demſel— 
ben untergeordneten Stationen die nöthigen Formulare in der 
Anlage (a.), mit der Anweiſung, nad) Anleitung der Cirkular⸗ 
Verfügung vom 6. Februar 1820. Nr. 13., die Ausfüllung mit 
der größten Genauigfeit zu bewirken, auch dafür zu forgen, daß 
Seitens der untergeordneten Stationen diefer Gegenſtand mit al⸗ 
ler Aufmerkſamkeit behandelt werde. 

Eiine jede Station hat alle diejenigen Straßen, zu beſchrei⸗— 
ben, welche nach den im Umfreife derfelben befindlichen und im 
Meilenzeiger angegebenen Pofianftalten führen. In der Befchreis 
bung muß die Befchaffenheit des Weges genau angegeben werden, 
namentlich, ob derfelbe ganz oder theilweife chauſſirt ift, ob an der 
Chauffee gearbeitet, oder ob eine Chauffirung überhaupt beachſich⸗ 
tigt wird, ob und welche Strecken gepflaftert find, ob der Weg 
fandig ift oder Lehmboden hat, und ob derfelbe mit Bäumen be— 
pflanzt iſt oder nicht. Ferner muß die Befchreibung enthalten : 
die Angabe der Dörfer, welche berührt werden, und deren Ent- 
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ferhung von einander bis auf Achtelmeilen, der Mühlen, Krüge, 
Vorwerke u. f. w., der Brüden, ‚mit: Benennung der Gewäſſer, 
über welche fie führen, fo wie der Berge, Höhen und Wälder. 
Die Befchreibungen find innerhalb fechs Wochen an das Eourss 
Bureau einzufenden. 

Sede in der Folge eintretende Beränderung iR diefem Bu: 
reau unverzüglich anzuzeigen, damit dafjelbe die Wegebefchreibung 
ſtets richtig erhalten kann. Es ift für das GeneralMoftamt von 
der größten Wichtigkeit, den Zuftand fämmtlicher Poſtſtraßen ftets 
und fortwährend auf das genauefte zu kennen. Ich darf daher 
erwarten, daß fich fämmtliche Poftämter und Stationen eifrigſt bes 
mühen. werden, die Befchreibungen? eben. fo. zuverläffig als — 

dig zu liefern. ea u 
Berlin, den 12. Mai 1836,; FIT BI Br 
* * General Poſimeiſter. gr 
er Nagler. Par nn 
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A NER, Fa a <> 7 
Cirfulare des Königl. General Poftamts ar ſaͤmmtliche 
Poftanftalten der Provinz Schlefien und an das hie: 
fige HofsPoftamt, die Portofreiheit in Angelegenhei— 

‚ ten des Kredit⸗Inſtituts für Schlefien betreffend. 


Dem nad) der Allerhöchſten Kabinets: DOrdre vom 8. Juni 
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1835: Geſetz⸗· Sammlung Ne: 14: pro 1835.) errichteten Kredit⸗ 
Inſtitute für Schleſien, iſt zufolge der 88. 73. und 79, jemer 
Verordnung auf alle ſeine Verhandlungen, Verfügungen und Re⸗ 
quifitionen in“ feinen Angelegenheiten; ferner auf die Ablieferung 
der jeigen Geldbeftände aus den GeneralsDepofitorien: der Schles 
ſiſchen Gerichts =. und nach Breslau, die 
Portofreiheit · bewilligt worden. 

Unter Ben" Vethandlungen ⁊c. des Juſtituts werden · alle ſchrift⸗ 
liche Kommunikationen zwiſchen dem Inſtitute und. Königl. Be: 
hörden, im Intereſſe des erſteren, verſtanden. Auf Paket-Sendun⸗ 
gen, wenn ſolche nicht in Akten beſtehen, welche die Angelegenhei⸗ 
ten "des Inſtituts betreffen, findet die Portofreiheit keine An⸗ 
wendung. 

Ob die vorgedachten Geldbeſtände künftig ebenfalloi in Bres⸗ 
lau angenommen werden: können, oder unmittelbar an das Kredit—⸗ 
Snftitut zu Berlin. einzuſenden find,, ift der weiteren Beftimmung 
vorbehalten. 

Außer den obigen Gegenftänden follen auch die vormund— 
fihaftlihen Depofital: Gelder, welche zwifchen den gedachten Ges 
richts- und Pupillen» Behörden und dem nftitute nach und von 
Breslau verfendet werden, die denfelben bei dem Banfo:Berfehr 
bisher bewilligte Portofreiheit genießen. Die übrigen aus den 
ai an das Inſtitut einzuzahlenden Gelder müſſen poftfrei, 

d. h. franfo, eingefendet werden. 

1: Die. mit der —— des Inſtituts in Schleſien be: 
auffeagten Königl.: Kommiffarien,.huf deren Korrefpondenz in Ans 
geſeget ten des Inſtituts, wenn ſie als ſolche bezeichnet und-mit 
dem, betreffenden Öffentlichen Siegel verfehen iſt, die obige Porto: 
freiheit ebenfalls Anwendung findet, find zur Zeit folgende: 1) der 
Landes⸗Aelteſte v. Keffel auf” * Oelsner Kreis, 2) der Län: 
. des: Xeltefte v. Gaffroh auf Kunern, Münfterberger Kreis, 3) der 
Kreis: Deputirte Heinrich auf P Idendorfi, Neumarfter Kreis und 
4) der Amtsrath Block auf Schiergu, Hainauer Kreis. 

Der Chef des Infituts iſt: Se. Ercellenz der wirflihe Ge- 
heime Rath, Herr Rother, und der Direktor des Inſtituts: der 
Geheime Seehandlungsrath V entzel. 

Den betreffenden Poſtanſtalten wird dieſes zur Regricht und 
Achtung hiermit bekaunt gemacht. 

Berlin, den 21. April 1836. 
. 1: Det General: -Doßneiftr. 
p Na ler. — 


.% 
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— 54. 
Cirkular⸗ Verfuͤgung des Koͤnigl. General⸗Poſtamts an 
ſaͤmmtliche Poſtanſtalten in der Provinz Weſtphalen, 
die Portofreiheit für die von Seiten des Staats eins 
gerichteten Spinnfchulen betreffend. u 





Soweit die Korrefpondenz in Angelegenheiten ber, nach dem 
Berichte des Poſtamts in Warendorf vom 24. April c. in dorti⸗ 
ger Gegend, von Seiten des Staats eingerichteten Spinnfchulen, 
lediglich den dienftlichen Betrieb und die dienſtliche Oberaufficht 
von Staats wegen betrifft, und zwiſchen den betreffenden Bes 
hörden unter öffentlichem Siegel und dem geeigneten portofreien 
Rubrum flattfindet, ift derfelben, fo wie auch den zu diefem Zweite 
aus Staatsfaffen zu zahlenden Unterfiügungsgeldern, die Portos 
freiheit nicht zu verfagen. | 

Was dagegen das eigentlihe Privatintereſſe der gedachten 
Anftalten felbft, namentlid den faufmännifhen Gefchäftsverfehr 
und den inneren Verwaltungs: und Gefchäftsbetrieb überhaupt bes 
trifft, fo Fann darauf die Portofreiheit Feine Anwendung finden, 
vielmehr find alle diesfällige Korrefpondenz:, Geld: und Paket⸗Sen⸗ 
dungen der Portopflichtigfeit unterworfen. Hiernach hat das Poſt⸗ 
amt fich zu achten. s 

Berlin, den 21. Mai 1836. 

General » Poftamt. 
Nagler. 


An 
das Poſtamt in Warendorf und abſchrift⸗ 
lich an die Poſtanſtalten in der Provinz 

Weſtphalen zur Nachricht und Achtung. 





Ä 55. 
Girfulare des Königl. General-Poftamts an fämmeliche 
Poftanftalten, exclusive derjenigen zu Hamburg, Dres 
men und Krafau, den zollfreien Verkehr mit Naſſau 
und Franffurt a. M. betreffend. 





Den Poſtanſtalten ift bereits aus den Gefeh- Sammlungen 
Ne. 6. und 7. diefes Zahres befannt, daß nunmehr auch das 
Herzogthum Naffau und die freie Stadt Frankfurt a. M. dem 
Gefommt-Zollvereine beigetreten find. Nachdem der freie Verkehr 
mit dieſen Bereins:Staaten eröffnet worden ift, tritt derſelbe auch 
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bei den Poftgüter-Berfendungen nad und von Naffau und Frank: 
furt a. M. ein. Mit Rüdfiht auf die Frankfurter Speditions— 
Geichäfte it jedoch die Mobdififation im Poftverfehe vereinbart, 
daß, wenn Güter, weldhe mit der Poſt an Frankfurter Spediteurg 
gerichtet und von denfelben zur weitern Beförderung mit der Poſt 
anderweit zu.adreffiren find, dort eingehen, die fie begleitende Poft: 
Zoll: Deklaration auf die Angabe ihres eigentlichen Beftimmungs: 
ortes von der Steuer: Behörde zu Franffurt a. M. mit einem Er: 
Hänzungss Vermerk verfehen und demgemäß die in den Händen der 
Poft: Behörde bleibenden Pärkereien mit den dazu gehörigen De: 
klarationen und dem ſchon vorhandenen VBerfchluffe, nach der bes 
richtigten Adreffe weiter befördert und in dem anderweiten Bes 
ſtimmungsorte refp. beim Ausgange zolldienſtlich ſchließlich behan— 
delt werden. Die Poſtanſtalten haben ſich hiernach zu achten. 

Berlin, den 3. April 1836. — 

Der General-Poſtmeiſter. 
ie ee ee AR 


.._ — 





a le we 
Landbau. 
56. 


Bekanntmachung der Koͤnigl. General: Kommiffion der 
Provinz Sachſen über die Refultate deren Wirffamfeir. 





Am Schluffe des Zahres 1834. waren in der Provinz Sad: 
fen unter Leitung der General:Kommiffion 
1204 Gemeinheitstheilungen und. Ablöfungen von Gervituten, 
und | 
957 Ablöfungen von Dienften und andern Grundlaften an: 
hängig. 
Im Laufe des Jahres 1835. traten in Folge neuer 
Provofationen Ä a 
201. Gemeinheitstheilungen und Ablöfungen von Servituten, 
d ’ 


| un 

112 Ablöfungen von Dienften und andern Grundlaften hinzu, 
— im Ganzen 2074 Regulirungen im Jahre 1835. geſchwebt 
haben. 
WVon denſelben find 165 Gemeinheitstheilungen und Ablöſun— 
gen bon Servituten, fo wie 145 Ablöfungen von Dienſten und 
fonftigen Grundlaften, durch Beftätigung der Rezeſſe vollftändig 
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beendigt, und 88 Rezeſſe beſtätigt, welche. ohne Einwirfung der 
General Kommiffion in. Folge ‚freier. Vereinigung abgefchloffen wa: 
ren. - Zn den Borjahren und bis zum Schluſſe des. Jahres 1835: 
find dem Hauptgegenftande nad) 1 Ä BETEN 

679 Gemeinheitstheilungen und Servitut:Ablöfurgen, und 
271 Ablöfungen: veguliet, in. welchen ‚die, Beſtätigung der Re⸗ 
zeffe noch nicht erfolgt iſt 2.2.0 00% on! > 
Durch die ganz ‚beendigten und dem ‚Hauptgegenftande nach 
reaulirten Gemeinheitstheibingen und. Gervitut « Ablöfungen--find 


Familienwohnungen, errichtet. u 3 mit. em 
Die Ablöfungsmittel bei den Ablöfungen. und. Berwandluns 
gen ıc. beftehen in 2644 Morgen: 102 Q. Ruthen Land, 11 
Wiſpel 24: Metze Roggen, 4 Wifpel 10, Scheffel.Gerfie, 37 Wi: 
fpel 11 Scheffel 4 Meben Hafer, 21 Schock 28 Bund Roggen: 
ſtroh jährlicher Maturalrente, 34,498 Rthlr. 8 Sgr. Geldrente 
und 595,932 Rthlr. 2 Sur. 5 Pf. Kapitalabfindung, für welche 
neben verfchiedenen Naturalabgaben 49,237 Spann= -und 30,351 
Handdienfitage abgelöfet, auch 65,509 Morgen zehntfrei und 30,958 
Morgen zins: und lehnsfrei geworden find. A 
Der Gefammtwerth. aller bei den. vorfichend. bezeichneten Ab: 
föfungen und Berwandlungen zur Konteflation ‚gebrachten Rechte 
und Leiftungen beträgt in runder Summg,1,830,000.-Rthle. , -; 
Stendal, den 31: Mai 1836. OS LEER Sl sine 
Königl. General Kommifjion der: Provinz. Sachfens + 


% 
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12 Mia hl Fa 
Bekanntmachung ber Königl. General Kommiſſion von 
Schleſien über die. Refultate. deren Wirkſamkeit. 


Pe 
.. 0} 





In Gemäßheit. einer. Beſtimmung des hohen Königl. Minis 
fleriums für Gewerbes-Angelegenheiten, bringen wir die Ergebniffe 
der Gefchäfts: Wirffamkeit .der General: Kommiffion für Schlefien 
nachftehend zur Kenntniß des Publikums. BE RR 

Im Jahre 1834. bis 1835. find 458 Nezeffe zur, Beſtäti— 
gung gekommen, und mittelft derfelben 523 Auseinanderfegungen 
vollftändig beendigt worden, Durch diefe find 110,012 Gefpann: 


\ 
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und 151,409 Handdienft + Tage zur Ablöfung gebracht, 141,052 
Preußifche Morgen WUderländereien gänzlich feparirt, 162 ‚939 
Preußiſche Morgen von verfhiedenen Servituten befreit, 73 Schul: 
ämter verbeffert, und die Anlegung von 6 neuen Vorwerken und 
24 neuen Stellen bewirft worden. 

Die Gefommt: Ergebniffe feit Errichtung der General. Kom 
miffion ftellen ſich in nachfiehender Weiſe: 

Es find überhaupt anhängig geworden 10,092 Sachen, von 
diefen find 9120 Sachen vollftändig beendigt, 275 Sachen : find 
bis zum Abfchluß gediehen, und nur 697 Sachen noch in de 
Vorbereitung begriffen. Durch die beendigten Auseinanderfegun: 


gen find 4435 neue Eigenthümer mit einem Landbefit von 164,604 


Morgen gebildet, 95 neue Vorwerke angelegt, 3060 ‚neue Stellen 
erbaut, 679 Schulämter theils verbeffert, theils neu errichtet, 
1,640,141 Gefpann: und 1,918,989 Handdienfts Tage abgelöft, 
und 4,264, 935 Morgen Land — ganz ſeparirt, theils von ver⸗ 
ſchiedenen Servituten befreit worden. 
Breslau, den 10. Juni 1836. 
Königl. — — von Schleſien. 





58. 


Bekannemachnng der Koͤnigl. Regierung zu Coblenz, 
den Anbau der peruvianiſchen Kartoffeln betreffend. 


Die Reſultate einiger im verfloſſenen Jahre mit dem Anbau 
der peruvianiſchen Kartoffeln vorgenommenen Verſuche, welche erfi 
jetzt zu unſerer Kenntniß gelangt ſind und daher in unſere Be— 
kanntmachung vom 8. v. M. (Amtsblatt Nr. 10.) nicht mit auf 
genommen werden Ponnten, haben aufs neue den Beweis geliefert, 
daß in einem angemeffenen Boden und bei zweddienlicher Behand: 
lungsweife die erwähnte Kartoffelforte einen ganz ungewöhnlich 
reichen Ertrag giebt, und daher in dieſer Beziehung jeder andern 
weit vorzuziehen äft. 

Veber den Geſchmack biefer Kartoffeln find die Meinungen 
verſchieden; einftimmig aber wird er von Denjenigen gelobt, welche 
bei Zubereitung der Speiſen an Kartoffeln den Mehlreichthum lie: 
ben. — Den nunmehr dreijährigen Erfahrungen zufolge, erfordert 
diefelbe einen reinen, tiefgepflügten und hinlänglich gedüngten, aber 
nicht zu lockern Boden; auch müffen die Stöde weiter als ge 
wöhnlich von einander zu ſtehen fommen. Wegen des großen Er: 
trags, den fie bei richtiger Behandlung liefert, und wegen des 
Mehlreihthums, den fie enthält, ift fie, insbefondere zur Maftung 
und zum BrennereisBetriebe, jeder andern Sorte vorzuziehen. 


335 


. 3a Sayn (Kreis Eoblenz) haben vier peruvianifche Kartoffeln, 
von welchen jede 8 Loth mog, folgenden Ertrag geliefert: 

Die erſte, welche, in 6 Theile zerfchnitten, in eben fo viele 
Stollen in ein Feld gelegt wurde, welches guten, etwas fandigen 
Boden hat, über" mehrere Zahre öde gelegen hatte und im April 
v. $. umgerodet worden war, 24 Pfund; die zweite, in fieben 
Theile getheilt, in einem Garten, der guten Todern Boden hat und 
im Zahre 1834. nach der Düngung fohon einmal mit Kartoffeln 
bepflanzt war, 243 Pfund; die dritte, in 7 Theile zerfchnitten 
und in eben fo viele Stollen gelegt, 33 Pfund. Der zum Ber 
fuche gewählte Theil eines Gartens hat. guten, etwas fandigen 
Boden, war 2 Fahre: als Klerfeld benußt, im Monat Mai erft 
umgegraben, von allem Unkraut gereinigt und etwas gedüngt wors 
den. Endlich die vierte, gleichfalls in 7 Theile zerlegt, in einem 
Garten, welcher früher zum Hofraum gehörte, rohen fchieferigen 
Boden hat, im Sommer 1834. erſt umgerodet und im darauf 
gefolgten Herbfte gedüngt worden war, 385 Pfund, wobei jedoch 
zu bemerfen, daB einzelne Stollen einen Ertrag von 9 Pfund 
gegeben haben. ' . 

Es betrug demnach die Ernte: 

- bei Nr. 1. das 986fache, 
ss» 2%. s  98fache, 
es do 132fache, - 
| ss» 4 s Ad4fadhe 
des Gewichts der Ausfaat, während dagegen die glatte, rothe, fo- 
genannte eghptiſche Kartoffel, in dem Felde und bei der Behand: 
fung welche Nr. 1. zu Theil wurde, nur einen bbfachen Ertrag 
gegeben hat. 
Cocdblenz, den 19. März 1836. ' 
| Königl. Regierung. 


V. 
me WEEK 


ex 59. | 
Cirkular⸗Reſkript des Könige. Minifteriumg der Geiſt⸗ 
lichen, Unterrichtss und Medizinals Angelegenheiten, an 
fammtliche Königl. Regierungen, fo wie abfchriftlich an 
den Obers und Geheimen Regierungsrat du Bignau, 
hiefelbft, den Nachweis ver Einnahme: und Ausgabe⸗Reſte 
bei den einzureichenden Sahres-Abfchlüffen betreffen. 


Um bei Prüfung der dem unterzeichneten Minifterio einzureis 


/ 
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chenden Finals Abfchlüffe ſowohl die Urſachen wegen der im Reſt 
verbliebenen Einnahme: Beträge, als. die Nothwendigfeit der nad) 
gewieſenen Ausgabe-Nefte, näher kennen -zu lernen, hat die Königl. 
Regierung Fünftig den jedesmaligen Jahres-Abſchlüſſen eine befon- 
dere desfaßffige näher begründete Nachweiſung beizufügen, worin 
insbefondere auch darzuthun ift, was der Verrechnung der noch in 
Reſt fortgeführten Ausgabe Beträge, als 6. Erſparniß entgegen ge: 
ftanden- bat... 
Berlin, den 20; April 1536,. ; 
Miniſterium der Geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Wediginal 
Angelegenheiten. 
In Auftrag. des Miniſters. 
Nicolovius. 





60. 
Crtuler⸗Refkript des Königl. Miniſteriums der Seit 
hen, Unterrichts: und Medizinals Angelegenheiten, an 
fämmtliche Königl. Regierungen, die zeitige Einreichung 
der Bauanfıhläge an die Königl. Ober: Bau: Depuras 
tion — *88 





Die Königl. Ober-Bau-Deputation hat wiederholt dringend 
den Wunſch geäußert, daß in allen Fällen, wo die Nothwendig- 
keit eines Baues nicht durch unvorhergefehene Ereigniſſe her beige⸗ 
führt werde, die Einreichung der zu ihrer Super-Reviſion gelan— 
genden diesfälligen Anfchläge zeitiger als zeither bewirkt werden 
möchte, indem die große Befchleunigung, welche fait hinſichtlich 
jeder Sache verlangt werde, bei der Anzahl und der. Ausdehnung 
der Arbeits-Gegenftände bei der Ober:Bau:Deputation nicht mög: 
lich fei. 

Das unterzeichnete Minifterium fieht hierdurch fich veranlaft, 
die Königl. Regierung aufzufordern, demgemäß die Anfchläge über 
auszuführende Bauten in dem dieffeitigen Reffort, weldhe der Eu: 
per-Revifion und Zefiftellung der Königl. Ober» Bau: Deputation 
‚ bedürfen, hinführo möglichft zeitig einzureichen. 

Berlin)’ den 14. Mai 1836. 
_ Minifterium der Geiftlihen, Unterrichts -' und, , Medisinal, 
Angelegenheiten. 
v. Yltenftein: : 


ss 
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Anmweifung ber Koͤnigl. Regierung zu Potsdam, uͤber 
das Verfahren bei Prüfung der Zulaͤſſigkeit der Geſuche 
um Anlegung- befonderer Begräbnißpläge, und Ausfchei= 
dung von den zeitherigen gemeinſchaftlichaftlichen 
Begraͤbnißplaͤtzen. 





Es kommen gegenwärtig ſo häufige Geſuche um Anlegung 
befonderer Begräbnißpläge, und Ausfcheidung von den zeitherigen 
gemeinfchaftlichen Begräbnißpläßen vor, daß wir uns genöthigt fe: 


2.8 


ben, zur Beurtheilung und Entſcheidung folcher Gefuche, folgende 


Vorſchrift zu geben. 

I. Zunächſt darf ein ſolches Geſuch nur bei dem eigentlichen Pfar— 
rer des Drts angebracht, und muß mit allen Gründen für fels 
biges belegt, auch der Dre der neuen Anlage genau bezeichnet 

werden. Iſt dies nicht der Fall, fo weiſt der Pfarrer das Ges 
fuch zurüd, oder vernimmt darüber protofollarifh den Bittftel: 
fer. Alle Gefuche, die anderweitig angebtacht werden, werden 
zurück und an den Ortspfarrer verwiefen. Dies ift heute durch 
das Amtsblatt befannt gemacht. | 

Der Orts-Pfarrer erwägt: 

1) wen der zeitherige gemeinfchaftlihe Begräbnißplag gehört, ob 
der Kirchengefellfchaft nach $. 185. Th. 2. Tit. I. Allgem. 
Randrecht, oder der Drtsgemeine nach $. 190. ibid, 

2) wen die Unterhaltung des Plates, und namentlich deffen 
Bewährung, oder Gehege obliegt, auch ob Grabgebühren zur 
Kirchenkaſſe entrichtet werden ? 

3) ob Pfarrer und Küfter, fo wie die Schule, des Drts dur 

das Ausſcheiden aus dem allgemeinen Begräbnißplage befon- 
ders berührt werden, und ob dieferhalb das — derſel⸗ 
ben, namentlich in Bezug | 

a. auf das Anfagen * — 

b. auf die Gebühren des Pfarrers, des Küflers, des Schul. 
lehrers und der Schule, z. B. beim Begleiten der Lei: 
hen mit Gefang durch Schüler und dergleichen, 

c. auf die größere und befchwerlichere Entfernung des neuen 
als des alten gemeinfchaftlichen Begräbnißplages, oder 

d. auf andere örtliche befondere Verhältniffe, 


befonders berücdjichtigt und welche befondere Bedingungen dies 


ferhalb dem Ausfcheidenden bei der Gewährung ſeines Ge: 
ſuchs zu ftellen fein werden. 

Das in diefer Art beleuchtete Geſuch überſendet, von ſei⸗ 
nem Gutachten und Vorſchlägen begleitet, der Orts⸗ Pfarrer 
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IT. feinem ihm vorgefeßten Superintendenten. 
Lebterer fegt unter Mittheilung der ihm vom Orts-Pfarrer 
zu 1. vorgelegten Schriftſtücke die betreffende Polizei-Obrig⸗ 
keit des Orts von dem Gefuche in Kenntniß, und erfircht 
diefe Shrerfeits zu ermitteln, ob und: unter welchen Bedin— 
gungen in polizeilicher Hinficht die Gewährung zuläffig fei? 
Da nad $. 764. Thl. 2. Tit. II. des Allgem. Landrechts 
die Anlegung neuer Begräbnißpläge nur aus erheblichen Ur 
fachen flattfinden fol, fo erwägt die Polizei-Obrigkeit : 
ob die dafür angeführten Gründe erheblich find, und ver; 
nimmt, bei erforderlicher näherer Auskunft, den die Anlage 
Nachſuchenden hierüber. 
2) Stehen der Anlage an ſich felbft Feine erheblichen Bedenken 
entgegen, dann ift zu ermitteln: 
a. ob folhe auch an den dazu beftimmten Orte aus Sani— 
täts: oder andern polizeilichen Gründen zuläffig ift 2 

b. ob fie vollfiändig nach Borfihrift des Amtsblattes, Fahr: 
sang 1811. ©. 72. und folgende ausgeführt werden fann 
und fol? 

c. ob auch feinem Dritten, als der Kirche oder dem Ders 
bande, aus welchem der, die befondere Anlage Bezweckende 
ausfcheiden will, ein Widerfpruchsrecht, oder eine Entfchä: 
digungs: Forderung zus und worin beides befieht? und ob 
und wodurd ed begründet ift? 

d. ob und welche Bedingungen aus örtlichen oder befondern 
Derhältniffen, etwa ganz abgefehn von den oben zu I. 3. 
a. b. c. d. berührten, für die Anlage zu beſtimmen find. 

Die Polizei: Obrigkeit des Orts überfendet dann 


Hl. dem Sreislandrathe über alle vorftehende Punfte ihr aus 
führlich beleuchtendes Gutachten. Findet der Landrat; noch et: 
was zu erinnern, fo wird dies durch Rückſprache mit der Poli: 
zei-Obrigfeit erledigt, und dann vom Kreis⸗Landrathe den betref: 
fenden Superintendenten fämmtlihe Schriftffüde mitgetheilt. 

Der GSuperintendent reicht endlich alle diefe Ermittelun: 
gen und Verhandlungen an uns zur Entfcheidung ein, und fügt 
fein begründetes Gutachten über die oben zu I. 5. a.b, c.d. 
erörterten Punfte bei. 

Die Entfcheidbung in der Sache wird von uns ertheilt 
werden. 

Wird hiernach die Anlage genehmigt, fo gebührt den Poli: 
zeisOÖbrigfeiten, für die zweckmäßige Ausführung zu forgen. 
Die Kreis:Landräthe aber Fontrolliren dies. 

Die Landräthe werden durch Umlauf, dieſe Anweiſung den 


1 


ui 
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Polizei⸗Obrigkeiten; die Superintendenten den Pfarrern ihrer 
Didces zur genauen Befolgung mittheilen. 
Potsdam, den 19. Mai 1836. 
Königl. Regierung. 
Abtheilung für die Kirchenverwaltung und das Schulweſen. 
| Meher. 


62. | 
GirfularsReffript des Königl. Minifteriums der Geiftlis 
hen, Unterrichts: und Mebizinals Angelegenheiten an 
ſaͤmmtliche Königl. Konfiftorien, daß die Landwehrmaͤn⸗ 
ner auch während der MilitairsUebungen zur Firchlichen 
| Civilgemeinde gehören. 





Auf Beranlaffung einer Anfrage, ob die während der Einbes 
rufung der Landwehrmänner zu den gewöhnlichen MilitairsLlebun: 
gen bei ihnen vorfommenden geiftlihen Amtshandlungen dem Mi: 
litair⸗ oder Civil-Prediger gebühren, hat das unterzeichnete Minis 
flerium mit dem Königl. Kriegsminifterium verhandelt, und ſetzt 
nunmehr, im-Einverftändniffe mit. demfelben, in Beziehung auf den 
$. 37. der Militair-Kirchenordnung vom 12. Februar 1832. hiers 
durch feft: daß die beurlaubten Individuen der. Landwehr, welche 
mit dem Urlaube. für die Dauer deffelben aus der Militair » Ge: 
meinde ausfcheiden, und von da an zu der betreffenden Civil⸗Ge⸗ 
meinde gehören, aud während ihrer Einberufung zu den gewöhn—⸗ 
lichen Vebungen zu der ‚legten gerechnet werden follen. Es ift 
alfo durch diefe Einberufung der Landwehrmänner der Kirchenges 
meine-Berband für fie als nicht unterbrochen zu betrachten. 

Berlin, den 17. Mai 1836. 

Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts: und Mebdizinal : Ange: 
, legenheiten. 
v. Altenſtein. 


340 | 

ar u = 63. | 
Cirkular⸗Reſkript des Königl. Minifteriums der Geifkli- 
chen, Unterrichts: und, Mevdizinals Angelegenheiten, an 
fämmtliche Königl. Regierungen, an das Königl. Kon: 
fiftorium hiefelbft, und an fümmeliche Königl. außer: 
ordentliche Regierungsbevollmächtigte bei den Univerfi- 
täten, die landesherrliche Genchmigung zu Zumenduns 

gen an öffentliche Anſtalten oder Korporationen 
betreffend. 





Die Königl. Negierung (das Königl. Konfiftorium) erhält, 
(Euer :c. erhalten) mit, Bezugnahme auf die Cirfular»: Verfügung 
vom 18: März 1834., über das Berfahren bei Nachſuchung der 
im Gefeß vom 13. Mai 1833. vorgefshriebenen landesherrlichen 
Genehmigung einer ‘Über 1000 Rthlr. betragenden. Zumendung 
an öffentliche Anftalten oder. Korporationen, und auf die dieferhalb 
unterm 1. Februar 1834. Allerhöchft ergangene Kabinets: DOrdre 
hierneben Abfchrift der anderweit an das Königl. Staatsminiſte⸗ 
rium unterm 10. April c. wegen Auslegung des $. 2. des gedach— 
ten Geſetzes, hinſichtlich des Zuſammenrechnens folcher Zuwendun— 
gen Allerhöchſt erlaſſenen Kabinets-Ordre (Anl. a.) zur Beachtung. 


‘ 


Berlin, den. 2. Juni 1836. 
Minifterium der Geiftlichen:, Unterrichts: und Medizinal-Ange- 


Ä legenheiten. 
Geiftliche und Unterrichts: Abtheilung. 
Nicolovius, 
a 


In Beziehung auf die Zweifel, welche gegen bie im $. 2. ded Ges 
ſetzes vom 13. Mai ‘1835. uͤber Zuwendungen an Wnitalten und_Ges 
felfchaften enthaltenen Beſtimmungen angeregt find, trete Ich den bier: 
über geäufierten Anfichten des Staatsminiſteriums dahin bei, daß, wenn 
in einer Schenkungs⸗Urkunde oder in leßtwilligen Verordnungen Zumens 
dungen an verfchiedene inländifche Unitalten oder Korporationen gemacht 
werden, die unmittelbare, landesherrliche Genehmigung nur in Betreff 
derjenigen Zuwendungen erforderlich ift, welche, einzeln genommen, den 
Betrag von 1000 Nithlr. überfleigen, daß ferner, wenn Jemand zu vers 
fchiedenen Zeiten, in verfihiedenen Urfunden oder durch verfchiedene Hands 
lungen einer und derfelben Anſtalt oder Korporation Zuwendungen 
macht, der landesherrlihen Genehmigung es nur in fofern bedarf, als 
eine einzelne Schenfung mehr als die Summe von 1000 Rthlr. beträgt, 
wogegen, wenn in leätwilligen Verordnungen aus verfchiedenen Zeiten 
und in verfchiedenen IUrfunden auf den Todesfall Zumendungen an Eıne 
und diefelbe Anftalt oder Kerporation gemacht find, Diefe IRB. 

ä als 
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als ein Ganzes und ald aus Einer Urkunde hervorgegangen, anzufe 
find, mithin die Summen, die Einer und berfelben nat —— 
poration hinterlaſſen worden, zuſammen zu rechnen find, um hiernach 
beurtheilen, ob die —— Genehmigung hinzutreten muͤffe. 
lebrigens verſteht es ſich von ſelbſt, daß, wenn mehrere Derfonen in 
Einer und bderfelben Urkunde, z. B. Miterben Einer und derfelben Ars 
flalt oder Korporation etwas zumenden, und Die umendungen diefer 
mebrern ‘Perfonen 1000 Rthlr. überfeigen, nur der Betrag der Zumens 
dungen und nicht die van“ entfcheidet, von welcher folche berfömmt. 
Ich überlaffe ben betreffenden Minifiern, die ProvinzialBehörden hier 
nach über den Ginn der Verordnung zu belehren, da es einer befondern 
Deflaration nicht bedarf. 

Berlin, den 10. April 1836, Zu 
Friedrich Wilhelm. 
An das Gtaatöminifterlum. | 


64. 


Cirkular⸗Reſkript des Könige. Miniſteriums ber Geiſtli⸗ 
hen, Unterrichts und Medizinal-Angelegenheiten, an 
fümmtlihe Königl. Regierungen, fo wie an das Kd— 
nigl. Konfiftorium hiefelbft, betreffend die Ausfertigung 
der Vokationen zu Pfarrfiellen in Beziehung auf das 

mit leßtern verbundene Einfommen. | 





Der vorgefommene Verſuch, eine Pfarrftelle, durch zu deren 
Nachtheil von dem Patron bei Ausfertigung der Vokotlon geſche— 
bene Abänderungen der darin über das Pfarr-Einfommen enthal⸗ 
tenen Angaben, zu ſchmälern, veranlaßt das Miniſterium, der Kö: 
nigl. Regierung (dem Königl. Konfiftorio) eine forgfältige Prüfung 
der zur Beftätigung eingereichten Vokation zu empfehlen und ans 
zuordnen, daß in jedem Falle von dem betreffenden Dezernenten 
in den Akten ausdrüdlich vermerkt werden fol: 

daß die Vokation in diefer Beziehung Feine nachtheilige 
Abänderung enthalte. 
Auch andere Abänderungen find jederzeit bei dem Beftätigungs: 
Defrete ausdrücklich anzuführen. 

Berlin, den 20. April 1836. | | 
Minifterium der Goeiftlichen, Unterrichts: und Medizinal⸗Ange⸗ 
legenheiten. 

v. Altenſtein. 
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| ' 68. 
Reſkript des Königl. Minifteriumg der Geiftlichen, Uns 
terrichtss und Medizinal-Angelegenheiten, an die Königl. 
Regierung zu Marienwerder, bie Befanntmachung der 
Stoltaren für einzelne evangelifche Gemeinen betreffend. 





Aus den vom Königl. Minifterio des Zunern und der Poli: 
zei dem unterzeichneten Minifterio mitgetheilten Amtsblättern der 
Königl. Regierung Nr. 20. und 27. des Sahrganges 1835. hat 
daffelbe erfehen, daß darin die Stoltaren der evangelifchen Kirch— 


fpiele' zu N. N. publiziert worden find. Diefe, die Koften ber 


Herausgabe des Amtsblattes erhöhende Art der Bekanntmachung 
jener Taren kann indeß das Minifterium nicht für angemeffen er: 
achten, da diefelben nur ein Örtliches und Fein allgemein probinziel: 
les Intereſſe haben, mithin deren Publikation in dem engeren Be⸗ 
zirke der gedachten Gemeinen ſchon ausgereicht haben würde. 
Auf letztere hat ſich daher die Königl. Regierung in derglei⸗ 
chen Fällen künftig zu befchränfen. Ä 
Berlin, den 18. Zuni 1836. 
Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts + und Medizinal: Anges 
legenheiten. 
v. Altenſtein. 





| 66. I 
Girfulars Verfügung der Königl. Regierung zu Potebam, 
an fämmtliche Superintendenten, bie Einziehung rüd- 
fländiger Stolgebühren ber Geiftlichen betreffend. 





Nach $. 1. Nr. 4. der Verordnung vom 1. Suni 1833. 
über den Mandats« ꝛc. Prozeß Geſetz⸗ Sammlung von 1833. 
S. 38.) fönnen die Stolgebühren der Geiftlihen, wenn deren 
Zahlung rüdftändig bleibt, nur mittelft der Mandats Klage einge: 
zogen werden, welche von den betreffenden Geiftlichen anzuftellen 
iſt. Diefe muß aber durch ein Feftfegungs » Dekret, welches von 
der vorgefeßten Behörde unter der Liquidation zu ertheilen iſt, 
begründet werden. Die Ertheilung diefer Feftiehungs s Defrete 
wird den Herren Superintendenten hiermit übertragen, da diefelben 
im Beſitze aller fpeziellen Nachrichten über die Höhe der Stolge: 
bühren find, die bier häufig abgehen, indem fich die Sätze der 
Matrifeln feit deren oft vor Zahrhunderten erfolgten Konffeibirung 
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häuflg geändert haben, und befonders. die von den Herren Super: 
intendenten ‚zu haltenden Kirchen: Bifitationen denfelben fpezielle 
Kenntniß von dem Gegenftande verfchaffen. 

Bei in einzelnen Fällen etwa entjtehenden Zweifeln über die 
Höhe der Stolgebühren, ift unter ag Darſtellung der 
Bedenfen an und zu berichten. 

Potsdam, den 27. April 1856. ı 

Köonigl. Regierung, 
Abtheilung für die ——— und das Schulweſen. 
eyer 





67. 


ann: der. Koͤnigl. — zu Breslau, 
wegen Sicherftellung der unteren KRirchenbedienten gegen 
Berfürzung des ihnen zuſtehenden Dienfteinfommens, 





y 

Da Fälle ne daß wegen der — Eis | 
unteren Sirchenbedienten, deren Vokationen zu, unferer unmittelbas 
ren Beftätigung nicht vorzulegen gemwefen, nach dem Amtsantritt 
folcher Beamten Klagen über Berfürzung ihres früheren. Dienfts 
einfommens erhoben worden find, fo wird nach einer von dem Kös 
nigl. Minifterio der Geiftlichen-, Unterrichts: und Medizinal:An« 
gelegenheiten ertheilten Beftimmung vom 6. d. M. hierdurd) fefts 
gefeßt, daß, da nach Borfchrift des Allgem. Landrechts Thl. II. 
Tit. XI. $. 563. u. 564. die Ernennung der untern Kirchenbes 
dienten in allen Fällen durch den Pfarrer dem Erzprieſter oder 
Superintendenten angezeigt werden, und namentlidy die Einfegung 
der Küſter in ihren Dienft erft nad einer von den genannten 
geiftlihen Borgefegten mit ihnen vorgenommenen Prüfung ihrer 
Amtstüchtigfeit erfolgen fol, diefe Vorgeſetzten bei diefem Anlaß 
auch von der gefchehenen gehörigen Weberweifung des zur Dienfts 
ftelle gehörenden Einfommens an den neu gewählten Beamten ſich 
zu überzeugen, uud die hierin etwa verfuchten Beeinträchtigungen 
der Dienftftelle bei ung, Behufs abhülflichen Einfchreitens, zur Ans 
zeige zu bringen haben, indem auch bei den unteren kirchlichen 
Dienfiftellen an dem bei Geiftlihen und Schulfehrern immer ftreng 
zur Anwendung gefommenen Grundfaße feſtzuhalten ift, daß feine 
willkührliche Herabfegung des zur Stelle gehörigen Einfommens 
ftattfinden, fondern dergleichen Veränderuug mit den Stellen nur 
unter unferer jedesmaligen Genehmigung beim Obwalten wirklich 
triftiger Gründe gefchehen darf. 

32 
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Hiernach werden ſowohl die Herren Guperintendenten und 
Erzprieſter angewieſen, in vorgedachter Art zu verfahren, als auch 
fämmtliche Privat-Patrone verpflichtet, Behufs der vorgefchriebenen 
Anzeige und Prüfung, das Verzeichniß der Emolumente des ab: 
gegangenen und des an defien Stelle berufenen Kirchenbedienten 
jedesmal zu übergeben und deffen Genchmigung abzumarten. 

Breslau, den 30. April 1836. ° Pr . 

Königl. Regierung. 





68. 


Cirfulars Verfügung der Königl. Regierung zu Cöslin, 
an fämmteliche Superintendenten, die ordnungsmäßige 
Einrichtung und Fortführung deren Regiftraturen 

betreffend. | 


Auf mehrfache Weife hat fich erwieſen, daß mehrere der Her: 
ren Guperintendenten ihre Regiftratur nicht in gehöriger Ordnung 
haben. Das Schreibweien gehört allerdings nicht ‘zu den wid 
tigften Ihrer Obliegenheiten ; bei den beftehenden Einrichtungen if 
es jedoch nothwendig, und die freie Wirffamfeit. des Superinten⸗ 
denten für die wefentlichen Sntereffen der Kirche und: der Schule 
ift zum großen Theile bedingt durch den Grad der Ordnung, mit 
weldyer das die Synode betreffende Schreibwefen. betrieben wird. 
Die großen Nachtheile des Mangels der Ordnung in ddieſer Ber 
ziehung haben ſich neuerlichft in fehr auffallender und wahrhaft 
betrübender Weife hach dem Abfterben einiger Superintendenten 
gezeigt. Nicht nur find an die Hinterbliebenen der Verſtorbenen 
Anfprüche materieller Art gemacht worden, deren: Grund .oder Un 
grund aus den hinterlaffenen ungeordneten Papieren micht hat 
fonftätiet werden Fünnen; fondern es hat auch der Ruf der Der: 
ftorbenen eben darum in manchen Fällen vor VBerunglimpfungen 
verfihiedener Art nicht bewahrt werden fünnen. Wie fehr der 
Gefchäftsgang gehemmt, und daß die Beläftigung der Herren Gw 
perintendenten und der mit Ihnen in amtlicher Beziehung ſtehen⸗ 
den Behörden durch nutzloſe Schreiberei und erfolglofe Arbeit bis 
zum Unerträglichen gefteigert wird, wenn Sie Ihre Regiſtratur 
nicht ordentlich führen, das bedarf einer weiteren Nachweifung nicht. 

Bei der jeigen Einrichtung des Synodalweſens fann auf 
eine den Herren Guperintendenten zu gewährende Hülfe durch An 
fiellung eines Synodal-Schreibers ꝛc. nicht gerechnet werden. Alle 
Anträge diefer Art, welche von den Provinzial Behörden gemacht 
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worden find, haben von der höchften Behörde zurückgewieſen wers 
den müſſen. Die Herren Geiftlichen, welihe das Ehrenamt eines 
Superintendenten und Schul:Infpeftors übernehmen, find Tediglid) 
auf Sich felbft angewiefen und auf die Hülfe, die Sie Sid) Seo 
verfchaffen Fünnen. Das ift nicht zu. ändern. 

Es bleibt daher nichts übrig, als daß die Herren Superin- 
tendenten Selbfi für die gehörige Einrichtung Ihrer Regiftratur 
und dafür forgen, daß diefe in fleter Drdnung erhalten werde. 
Die Anleitung dazu werden Sie von dem Königl. Konfiftorium 
und Provinzial: Schul: Kollegium auf Ihr Anfuchen erhalten. Die 
zur Einrichtung unerläßlichen baaren Auslagen können der Königl. 
Regierung liquidirt werden, welche den Betrag, nachdem er feſtge⸗ 
ftellt worden ift, auf die Synodal-Kirchenkaſſen repartiren läßt, 
in fofern diefe die Ausgabe tragen können, und die Patrone wicht 
begründete Ausftellungen gegen die Liquidationen erheben. Da, 
wie befannt, die Privat-Patrone nicht immer willig oder im Stande 
find, die unvermögenden Kirchenfaffen zu vertreten: fo ift eigent: 
lich nur auf die Zahlung des Beitrags aus den Kaffen der Kir: . 
- chen Königl. Patronats mit Sicherheit zu rechnen, und es folgt 
daraus, daß nur die ganz unerläßlichen baaren Auslagen bei Ein: 
richtung der Regiftratur liquidirt werden dürfen. Die Sorge für 
die Unterhaltung derfelben muß ganz den Herren Guperintenden: 
ten überlaffen und hiefür dürfen Koften nicht liquidirt werden. 

Bewieſe fich bei einer Nevifion oder bei dem Austritte Ei: 
ned oder des Andern der Herren Superintendenten aus dem Amte, 
daß die Negiftratur nicht im gehöriger Ordnung wäre: fo würde 
nichts übrig bleiben, als diefelbe auf Koften des Superintendenten 
oder reſp. Seiner Erben in gehörigen Stand fehen zu laffen, und 
hiernach muß für die Zufunft verfahren werden. 

Auf Beranlaffung einer in einem Spezialfalle. von dem Kö- 
nigf. General: Superintendenten, Heren Bifchofe Dr. Ritfchl, an’ 
die Königl. Regierung gerichteten Mittheilung und im Einverfiänd: 
niffe mit Sr. Bifchöflichen Hochwürden werden Ihnen obige Be: 
merfungen mitgetheilt, in dem Bertrauen, daf Sie Sich hiedurdy 
veranlaßt finden werden, ohne allen Verzug für zweckmäßige Ein: 
richtung Ihrer Negiftratur, wenn es nod) nicht geſchehen fein follte, 
und dafür zu forgen, dup diefe ſtets in überfichtlicher Ordnung 
erhalten werde. 

Cöslin, den 13. Zuni 1836. : 


Königl. Regierung, Abtheilung des Innern 
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| 69, 

CirfularsReffript des Königl. Minifteriums der Geiftli« 
chen, Unterrichtss und Medizinals Angelegenheiten, an 
fämmeliche Königl. Konfiftorien, die Trennung der Pruͤ— 
fung der Konfirmanden von deren Konfirmation, fo 
wie bie Trennung der erften Kommunion von der Kon 

Ä firmation. 


Da nicht ohne Grund häufig darüber Klage geführt worden 
ift, daß die Derbindung der Prüfung der Konfirmanden mit der 
Konfirmation die Handlung in eine ermüdende Länge ziehe, und 
durch die Befangenheit, welche die Prüfung den Kindern mittheile, 
dem Eindrude, welchen die Handlung hervorbringen foll, ſchade, 
fo wird das Königl. Konfiftorium angewiefen, den Pfarrern derje— 
nigen Gemeinen, bei welchen diefe Verbindung herfömmlich ift, zu 
geftatten, unter Genehmigung des Guperintendenten, die Prüfung 
von der Einfegnung zu trennen, und die erftere auf Einen der 
Zage zu verlegen, welche der letztern zunächft vorhergehen, wo dies 
ſes gefchehen fann, ohne Anftoß zu geben, Mißtrauen zu erregen, 
Irrungen herbeizuführen und in irgend einer Art dem Separatis— 
mus einen Vorwand zu geben. Den Superintendenten wird auf- 
zugeben fein, die Genehmigung nicht eher zu ertheilen, als nach: 
dem fie bei forgfältiger Prüfung die Weberzeugung gewonnen has 
ben, daß vom der Einführung der Veränderung bei der betreffen: 
den Gemeine nachtheilige Wirfungen nicht zu beforgen find. 

Auch erfcheint wünfchenswerth, daß die erfie Kommunton der 
Konfirmirten nicht, wie hin und wieder nefchieht, unmittelbar auf 
die Konfirmation folge, wobei in der Idee Die Konfirmation ge 
gen die Kommunion, in der Wirflichfeit aber die letztere gegen 
die erfiere zurücktritt, indem es faum möglich ift, für beide Hand: 
lungen zugleich die nöthige Sammlung zu gewinnen und auf beide 
zugleich fich gehörig vorzubereiten, fondern an Einem der nächften 
Sonntage in Gemeinfchaft mit denen, welche an diefem Tage zum 
Genuffe des heiligen Abendmahls ſich einfinden, ftatt habe. Das 
Köniel. Konfiftorium hat dahin zu fehen, daß die Verbindung der 
erfien Kommunion mit der Konfirmation, da, wo fie nicht her 
kömmlich iſt, nicht eingeführt werde. Wo fie aber herkömmlich 
ift, hat das Königl. Konfiflorium auf deren Abfielung Bedacht 
zu nehmen. Da indeß eine Beränderung hierin ſchwachen Ge 
müthern als eine gefährliche Neuerung erfcheinen fönnte: fo muß 
die Genehmigung für die einzelnen Fälle-dem Königl. Konſiſtorio 
vorbehalten bleiben, welches diefelbe nur da zu ertheilen hat, we 
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es die Sache auf das Gutachten des General» Superintendenten 
ganz unbedenklich findet. 
Berlin, den 29. Yuguft 1836. 
Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts. und Medizinal»Anges 
legenheiten. 
v. Ultenfteim. 


70. 
Cirkular⸗Reſkript des Königl. Minifterlums ber Geifks 
lichen Unterrichts» und Medizinal: Angelegenheiten, an 
fammtliche Königl. Regierungen und Konfiftorien, bie 
Nachweiſungen der von einer chriftlichen Konfeffion zur 
andern übergetretenen Individuen betreffend. 





Die Königl. Regierung (das Königl. Konfiftorium) erhält im 
Anfchluffe (a.) ein „Schema. für die Nachweifungen der von eis 
ner chriftlihen Konfeffion zur anderen übergetretenen Zndividuen” 
mit der Aufforderung zugefertigt, daffelbe bei den Füaftigen dies» 
fälligen Zahresberichten anzuwenden. 

Berlin, den 8. Zuli 1836. 

Minifterium der Geiflichen, Unterrichts» und Medizinal⸗Ange⸗ 
legenheiten. 
Nicolopvius. 
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71. 


Cirfular-Berfügung des Königl. Ronfiftoriums ber Pro- 

vinz Brandenburg an ſaͤmmtliche Superintendenten, 

. ben Uebertritt von der mofaifchen Religion zur chrift- 
Ä lichen. Kirche betreffend. 


Behufs der dem Königl. Minifterio jährlich von uns einzu: 
fendenden Nachweifung aller im Laufe des vorhergegangenen Jah⸗ 
res von der mofaifchen Religion zur chriftlichen Kirche übergetre- 
tenen Perfonen find von nun an fehr genaue und vollftändige An: 
gaben erfordert worden, welche Nachſtehendes enthalten müffen: 

1) Namen des Orts, wo die Taufhandlung verrichtet worden ift, 

2) Namen und Vornamen des Fndividuums vor der Taufe, 

3) Stand und Gewerbe deffelben, 

4) Name der: Familienglieder, welche etwa mit demfelben zu: 
gleich die Taufe erhalten haben, 

5) Chriftlihe Namen, welche demfelben in der Taufe ertheilt 
worden find, 

6) Tag und Zahr der Geburt nebft Geburtsorte des Täuflings, 

7) Zag und Jahr der Taufe deffelben, ' 

8) Name des taufenden Beifilihen und der Kirche, in deren 

Kirchenbücher die Taufe eingetragen worden, 

9) wie lange und auf welche Weife der Täufling in den Lehren 
der chriftfichen Religion unterrichtet worden, 

10) gegenwärtiger Aufenthalt beffelben, 

11) Führung des Profelyten und fonftige Bemerkungen über fei: 
ne Berhältniffe, nebft Angabe der Bewegungsgründe-zur Ne: 
ligionsveränderung deffelben, u. f. w. 

Mir machen Shnen zur Pflicht, nicht nur bei Shren eigenen 
Anträgen auf Genehmigung der von Ihnen felbft zu- vollziehenden 
Zaufhandlungen diefer Art, die vorfiehenden Erforderniffe forgfäl: 
tig im Auge zu behalten und denfelben zu genügen, fondern auch 
die fämmtlichen Geiſtlichen Ihres Sprengels hierüber genau zu 
unterrichten, und die diesfalffigen Anträge derfelben, welche nie 
unmittelbar, fondern allezeit nur durch Sie an uns gelangen dür— 
fen, nicht eher uns zu überreichen, bis Sie die Weberzeugung er: 
langt haben, daß die vorfchriftsmäßigen Notizen vollitändig daraus 
entnommen merden fönnen, und es Feiner diesfälligen läftigen 
Rückfragen bedürfen werde. h 

Berlin, den 2. Mai 1836. | 


. Königl. Konfifiorium der Provinz Brandenburg. 
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72. 


Cirkular⸗Reſkript des Könige. Minifteriums ber Geiſt— 
lichen, Unterrichts» und MedizinalAngelegenheiten, an 
fämmtliche Koͤnigl. Konfiftorien und Regierungen, bie 
Anftellung und Entlaffung der Miffionarien zur Befoͤr— 
derung des Chriſtenthums unter den Juden betreffend. 





Dem Comité der Gefellfchaft zur Beförderung des Chriſten 
thums unter den Juden wird die Alferhöchfte Kabinets:Ordre vom 
13. d. M. anliegend (a.) in Abfchrift zugefertigt, mit der An 
weifung, dem Allerhöchiten Befehle gemäß, den Miffionar W. fo: 
fort von feiner Funktion zu entlaffen und für die Zufunft, bei 
jedesmaliger Wahl der anzuftellenden Miffionarien, ehe denfelben 
ihr Berufsfreis überwielen wird, fich bei dem betreffenden Pro: 
vinzial: Konfiftorio darüber auszumeifen, daß der Gewählte von 
jeder mit dem Frieden und der Ordnung in der Kirche unverträg- 
lichen und auf die beftehenden Einrichtungen flörend einwirfenden 
Richtung frei fei. 

Das Comité der Gefellfchaft zur Beförderung des Chriften. 
thums unter den Zuden wird zugleich aufgefordert, auch feine Tod: 
ter-Gefellfchaften hiernady mit Anweifung zu verfehen. 

Berlin, den 18. Auguft 1836. 

Minifterium der Geifilichen, Unterrichts: und Medizinal: Ange: 
legenheiten. 
v. Altenſtein. 


An | 
das Comité der Gefellfchaft zur Befoͤrderun 
des Chriſtenthums unter den Juden, biefelbft. 


Abschrift vorfiehender Verfügung und deren Anlage zur Kennt: 
nißnahme und Nachachtung an ſämmtliche Königl. Konfiftorien und 
Regierungen. - 

Berlin, den 18. Auguft 1836. 

Minifterium der Geiftlihen, Unterrichts und Medizinals Ange: 
legenheiten. 
v. Altenftein. 


Der Miffionar W., jetzt zu Zülz in Ober⸗Schleſien, iſt fo wenig 
wie irgend ein anderer Geiftlicher durch Zwang vermogt worden, der 
Union beizutreten, und es würde, hätte er fich nicht freiwillig dazu ver: 
fanden, in dem Nichibeitritt nie ein Grund zu feiner Entlaffung gele- 
gen haben; dadurch aber, daß er vom der unirten in Die Iutherifche Kirche 
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zurfictgetreten if, bat er feinen Separatismus durch, die hat bemiefen, 
und bei diefer Tendenz kann eine fernere Funktion nicht flattfinden. Auf 
Shren Bericht vom 26. v. M. veranlaffe Ih Sie daher, dies dem dor⸗ 
tigen Comite der Geſellſchaft zur Beförderung des Chriſtenthums un⸗ 
ter den Juden auf das in Abſchrift eingefandte Schreiben vom 2. Juni 
d. 3. zu eröffnen, und daffelbe anzumeifen, den W. zu entlaffen, auch 
bei jedesmaliger Wahl der fünffig anzufiellenden Miffionarien fh, ebe 
denfelben ihr Berufskreis überwiefen wird, bei dem Konfiftorio der bes 
treffenden Provinz daruͤber auszumeifen daß, der Gemählte von jeder 
mit dem $rieden und der Ordnung in der Kirche unverträglichen, und 
auf die befiehenden Einrichtungen rend einwirkfenden Richtung frei if. 
Berlin, den 13. Auguſt 1836. — 
Friedrich Wilhelm. 


An 
den Staatsminiſter Freiherrn v. Altenſtein. 





73. 
Auszug aus dem Reſkripte ver Koͤnigl. Miniſterial-Kom⸗ 
miſſion an die Koͤnigl. Regierung zu Minden, die Ans 
fragen vor den Anftellungen der Farholifhen Geiſtlichen 
| betreffend. 





— ıc. Zugleich bemerfen wir, daß es bei den katholiſchen 
Geiftlichen, mit deren Ordination wir uns einverftanden erflärt 
haben, bei ihrer Anftellung einer neuen Anfrage nicht bedarf. 

Berlin, den 24. Dftober 1836. 

Die Minifterial : Kommilflon. 
v. Kamptz. Mühler v. Rochow. 


74. 


Allerhöchfte Kabinets:Ordre, das Aufgebot und die Traus 
ungen der jüdifchen Religionsverwandten betreffend. 





Aus dem Berichte des Staatsminifteriums vom 16. d. M. 
habe ich erfehen, welche Zweifel über die Anwendung der Dorfchrift 
im $. 27. Tit. 11. Thl. IT. Landrecht, fo weit fie die Erforder- 
niffe bei den Trauungen jüdifcher Religionsverwandten betrifft, von 
den Behörden in den Negierungsbezirfen Oppeln und Pofen er: 
hoben worden find. Mit Beziehung auf die Beftimmung im $. 
137. it. 1. Thl. II. Landrecht, nach welcher die Vollziehung ei: 
ner vollgültigen Ehe zwifchen Perfonen fremder, im Staate gedul⸗ 
deter Religionsbekenntniſſe lediglich nach den Gebräuchen ihrer 
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Religion beurtheilt wird, verweife Sch zunächft, was das Erfor: 
derniß des Aufgebots ($- 138.1. c.) betrifft, auf den $. 25. der 
Verordnung vom 11. März 1812., und namentlich für die Pro: 
vinz Pofen auf den $. 15. der Verordnung vom 1. Juni 1833., 
wonach, flatt des QAufgebots in der chriftlichen Kirche, die Be: 
fanntmachung in der Synagoge gefchehen muB. In Rückſicht auf 
die Nachweifungen, daß der Trauung fein gefegliches Ehehindernif 
entgegenftehe ($. 440. Tit. 11. Thl. II. Landrecht), und daß ent: 
weder die Auseinanderfegung mit den Kindern aus einer früheren 
Ehe oder die Erlaubniß der vormundfchaftlihen Behörde zur Ein: 
gehung der zweiten Ehe ($. 18. Tit. 1. Th. II. Landredt) er: 
folgt fei, Fann die Anwendung des $. 27. Zit. 11. Thl. II. Land: 
recht Fein Bedenfen finden, und es wird dieferhalb, fo wie wegen 
der Proflamation nur der Belehrung der Behörden in dem vorge 
‚dachten Regierungsbezirfen bedürfen. Sch überlaffe den betreffen: 
den Minifterien, diefe Belehrung zu verfügen. Damit jedoch die 
Borfchriften des Landrechts und der Verordnung vom 11. Mär; 
1812., als die öffentliche Ordnung bezwedend, auch im denjenigen 
Landestheilen befolgt werden, in welchen durch andermeite geſeh— 
liche Anordnungen noch nicht dafür geforgt worden, beftimme Ich 
zugleich, nad) dem Antrage des Staatsminifteriums, daß aud) in 
Neu:VBorpommern und im Oftrheinifchen Theile des Regierunge 
bezirfs Koblenz die obgedachten Borfchriften bei. den Trauungen 
der Juden beobachtet werden follen, weshalb diefe Drdre durd) 
die Amtsblätter jener Landestheile befannt zu machen ift. In wie 
weit es erforderlich, in denjenigen Landestheilen, im welchen zwar 
das Landrecht gefehliche Kraft hat, aber die Verordnung vom 11. 
März 1812. nicht eingeführt ift, hinfichtlich der Proflamation in 
der Synagoge, eine befondere Bekanntmachung zu erlaffen, gebe 
Sch der weitern Erwägung des Staatsminifteriums anheim. 
Berlin, den 29. März; 1836. 


Friedrich Wilhelm. 


u Un 
dad Staatsminiſterium 
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VI. 
Deffentlicher Unterricht. 


Ä 75. 
Reſkript des Königl. Minifteriums ber Geiftlichen, "Un: 
terrichts> und Medizinal» Angelegenheiten, au den Koͤ⸗ 
nigl. außerordentlichen Regierungs- Bevollmächtigten bei 
der Univerficdt Breslau, die Anfragen bei der Königl. 
Miniſterial⸗Kommiſſion vor den Zulaſſungen zur Pros 
motions» Prüfung betreffend. *) 





Das unterzeichnete Minifterium eröffnet Euer Hochwohlgebo⸗ 
ren auf die in dem Berichte vom 3. d. M. enthaltene Anfrage, 
daß wenn ein bereits angeftellter Staatsdiener fih zur Pros 
motion& Prüfung meldet, derfelbe ohne die vorgefshriebene vor⸗ 
gängige Anfrage bei der Königl. MinifteriaKommiffion, ohne 
Bedenfen admittirt werden kann. \ 
Das eingereichte Geſuch des Gymnaſial-Lehrers N. empfangen Sie 
anbei zurüd. 
Berlin, den 15. Auguft 1836. 
Minifterium der Geiftlihen, Unterrichtd s und NG 
Angelegenheiten. 
v. Altenſtein. 


N Vergl. Jahrg. 1835. 4tes Heft, S. 1008. 


76. 
Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſtlichen, Un: 
terichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten, an den Koͤnigl. 
außerordentlichen Regierungs-Bevollmaͤchtigten bei der 
Univerſitaͤt Breslau, betreffend die Anfragen wegen der 
politiſchen Integritaͤt der zur Doktor-Promotion ſich 
meldenden Kandidaten der Medizin. 





Euer Hochwohlgeboren erwiedert das Miniſterium auf den 
Bericht v. 7. März d. J., bei Rückſendung der Anlagen deſſel— 
ben, daß es nach der Erklärung der Könige. Miniſterial-Kommiſ— 
fion, mit welcher hierüber fommunizirt worden ift, der Vorauser⸗ 
theilung und Einfendung des Abgangs:Zeugniffes für die zur Dofs 
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tor Promotion fich meldenden Kandidaten der Medizin, wegen der 
ren eine Anfrage bei der nur gedachten Behörde erforderlich if, 
nicht bedarf, vielmehr die Borlegung der früheren. afademifchen 
Abgangs⸗ und fonftigen Zeugniſſe genügt, rückſichtlich des derzeiti⸗ 
gen Studien-Ortes aber eine Aeußerung Euer Hochwohlgeboren 
über den Kandidaten in Ihrem Begleitungs-Berichte hinreicht. 

Hiernach haben Sie den dortigen akademiſchen Senat auf 
deſſen Bericht vom 28. Febr. d. J. zu beſcheiden. 

Berlin, am 18. Mai 1836. 
Miniſterium der Geiſtlichen⸗, Unterrichts und Medizinal-Ange 

legenheiten. 
dv. Altenſtein. 





ri 


Cirkular⸗Reſkript des König. Juſtizminiſteriums an 

fämmtliche Königl. Oberlandesgerichts: Präfidien, betrefs 

fend die Abmahnung auf den Schulen don dem Stu 
diren der Rechte. 


» Dem Präfidium des Königl. Dberiandesgerichts wird anlie 
gend eine Abfchrift der von der geheimen Kalfulatur angefertig 
ten Weberficht aus der Lifte der Dbergerichts: Affefforen für das 
Jahr 1835. mitgetheilt, um daraus zu entnehmen, wie groß die 
noch jährlich fteigende Zahl der zu Natheftellen bei den Oberge⸗ 
richten bereits qualifizirten Fuftizbeamten ift, und mie wenig das 
von jährlich zu Obergerichts-Räthen befördert werben. 

Miewohl die Mehrzahl der Dbergerichts-Affefforen bei Unter 
gerichten beſchäftigt und refp. angeftellt if, und beinahe Fein Ric; 
terpoften durch Neferendarien befeßt wird, fo haben dennod am 
Schluffe des Jahres 1835. noch 62 Affefforen ohne Remuneta⸗ 
tion bei den DObergerichten gearbeitet. Die Zahl der zu Richters 
poften qualifizierten Neferendarien beträgt mehr als 1000, die Zahl 
der Ausfultatoren ift eben fo groß. 

Bei diefer unverhältnigmäßig großen Zahl der bereits auf 
Anftellung wartenden und in der Ausbildung begriffenen Zufiz: 
beamten find für die erft jet auf der Univerfität befindlichen oder 
dahin abgehenden Studirenden fehr fchledhte Ausfichten auf eine 
Anftellung im Zuftizdienfte. Es ift daher dringend wünfchenswerth, 
die noch auf Schulen befindlichen jungen Leute, welche ohne hin 
reichendes Vermögen oder vorzügliche Anlagen fi) dem Studium 
widmen wollen, davon noch bei Zeiten durch angemeffene Belch: 
rungen und Bedeutungen zurüdzuhalten. 
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Das Präfidium wird deshalb hierdurch aufgefordert, durch 
die Pupiflen: Kollegien auf die Vormünder einzumwirfen und dem 
zu großen Andrange der Pflegebefohlenen zum Staatsdienfte entges 
gen zu wirken. Nöthigenfalls haben die Pupillen » Kollegien ihre 
obervormundfchaftliche Zuftlimmung zum Studiren der dazu nicht 
geeigneten Kuranden zu verfagen. 

Das Präfidium wird autorifirt, eine Belehrung für Aeltern 
und Vormünder in die Amtsblätter einrüden zu laffen, und bei 
der Zulaffung zur Ausfultatur darauf zu halten, daß Kandidaten, 
die ihr Eramen nicht gut beftehen, gleich abgewiefen werden, um 
nicht erft Hoffnungen zu erregen, die doch nicht erfüllt werden 
fönnen. | 

Berlin, den 27. April 1836. 

Der Juſtizminiſter. 
Mübhler. 


| 78. 
Reffript des Koͤnigl. Juſtizminiſteriums an das Königl. 
Dberlandesgericht zu Magdeburg, in wie fern über die 
Verpflihtung zu Schulbaufoften» Beiträgen der Weg 
XRechtens ſtattfindet. *) 





Der Königl. Landrath v. S. zu C. hat bei dem Juſtizmini— 
ſter ſich darüber beſchwert, daß die von den. Anſpäunern und Koſ— 
ſäthen zu B. gegen die Häusler und Miether daſelbſt angeſtellte 
Klage auf Wiedererſtattung der für die letzteren vorgeſchoſſenen 
Schulbaukoſten-⸗Beiträge von dem Land- und Stadtgericht zu Calbe 
und von dem Kollegium zurüdgemwiefen worden fei. Der Zuftizs 
minifter findet die Befchwerde begründet, und das Königl. Minis 
fterium der geiftlichen, Unterrichts» und Medizinal:Angelegenheiten hat 
fich mit dieſer Anficht einverftanden erklärt. Das Neffript des Generals 
Direftoriums v. 28. Febr. 1805. (Ediften-: Sammlung von 1805. ©. 
2897.) überläßt der Verwaltungsbehörde die Erefution des von ihr res 
gulirten Interimiftifums nur zu dem Zweck, um die ungefäumte Aus 
führung des Baues zu bewirfen, im vorliegenden Falle fommt es 
nicht mehr auf die Ausführung des Baues an, da derfelbe bereits 
vollendet ift, fondern auf die Wiedererflattung eines zur Beftrei- 
tung deffelben geleifteten Borfchuffes, worüber, wie in jeder andern 
Privatfache, der Rechtsweg offen fieht. Es bedarf auch Feiner 
Autorifation der Kläger als Korporation, da fie nicht als folche 

*) Vergl. ©. 126. des ten Hefte. 
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auftreten, nichts für die Korporgtion fordern, vielmehr als einzelne 
Berechtigte erftattet verlangen, was fie vorſchußweiſe gezahlt haben, 
Die Klage ift daher zuzulaffen und hiernach das Land» und Stadt: 
gericht zu Calbe anzumeifen. 
Berlin, den 25. April 1836. 
Der Zuftizminifter. 
Mühler. 


79. 


Cirkular⸗Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſtli⸗ 
chen, Unterrichts- und Medizinal⸗Angelegenheiten, an 
fämmtliche Königl. Regierungen, die Benußung des von 
Kirhhoff erfundenen neuen Schulpapiers betreffend. 


Es ift von dem Papier-Fabrifanten Gottfried Kirchhoff zu 
Stralfund ein Schulpapier, welches bei Beobachtung der erforder: 
fichen höchſt einfachen Behandlung ſich über hundert Mal befchrei: 
‚ben läßt, erfunden, und demfelben ein Patent auf 8 Fahre für 
die Monarchie verliehen. Die angeftelkten Berfuche haben die Ers 
findung als brauchbar und befonders für Frei: und Armen-Schu— 
len, denen jede Erfparniß für Schreibmaterialien wichtig fein muß, 
berüdfichtigungswerth erfcheinen laffen. Das Minifterium hat es 
deshalb für angemeffen gehalten, die Königl. Regierung hierauf 
aufmerffam zw madjen, und den Fabrifanten angeriefen, Derſel— 
ben zur Probe ein Dutzend Schreibebücher nebft dem erforderlis 
chen Dintenpulver zuzufenden. Die Königl. Regierung hat dieſe 
Eremplare in geeigneter Weife zu vertheilen, die nöthigen Verſuche 
anftellen zu laffen und in fofern diefe die Nüglichfeit der Erfin 
dung bewähren follten, die Schul: Infpeftoren und Vorſteher von 
Schulen darauf aufmerffam zu madyen. 

Ueber die Ablieferung der Eremplare erwartet das Minifte 
rium die Anzeige der König. Negierung.- 

- Berlin, den 28. Mai 1836. 


Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts: und Medizinals Ange 
5 legenheiten. 
v. Altenftein. 
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’ 80. | 
Befanntmachung der Königl. Regierung zu Trier, mit 


der Inſtruktion, die Beftrafung der Schulverfäumniffe 
betreffenv. 





Das Königl. hohe Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts- 
und Medizinal:Angelegenheiten hat die nadyftehende, von dem Herrn 
Dberpräfidenten der Rheinprovinz erlaffene Inſtruktion genehmigt, 
welche bei Beltrafung der Schulverfäumniffe in Folge der Allerhöch: 
ften Kabinet3:Ordre vom 20. Juni 1835. (Geſetz-Samml. ©. 134.) 
befolgt werden foll. 

Wir bringen diefelbe demgemäß hierdurch zur Kenntniß der 
betreffenden Beamten und des Publifums. (Anl. a.) 

Trier, den 28. Zuni 1836. 

| Königl. Regierung. 


m 


a. 
nfteuftion, 
betreffend das nad) der Allerböchften Kabinets, Drdre vom 
20. Juni d. J. ftattfindende Verfahren wegen Beltrafung 
der Schulverfäumniffe. 


8.1. Der Schullehrer hat dem DOrtd-Schulvorfiande in den drei 
erfien Tagen eines jeden Monats die Lifte derjenigen Schitler einzurei- 
chen, welche in dem verfloffenen Monate ohne vorfchriftsmäßige Erlaub, 
niß die Schule verfäumt haben. 

Diefe Lifte enthält die Namen der Schüler, mit Angabe der Ans 
zahl der Schulverfäumniffe, und den Namen des Waters oder VBormuns 
des des Schülers. 

8.2. Der DOrts-Schulvorftand Iäßt den Water oder Vormund des 
Schülers auf einen innerbalb 8 Tagen nach Empfang der Lifte anzuber 
raumenden Zermin vorladen. 

. 3. In dem Termine vernimmt der Schulvorftand, refp. das 
damit beauftragte Mitglied deffelben, den Vorgeladenen über den Grund 
der Schulverfäumitiffe, zieht die etwa nöthigen Erfundigungen über die 
Mahrbeit der von dem Angefchuldigten gemachten Ungabe auf geeig— 
nete Weiſe ein, und vermerft dann in der Lifte das Mefultat der Vers 
nehmung, umd unter kurzer Angabe der Gründe fein Gutachten, ob die 
Verſaͤumniß als „entfchuldigt” oder „nicht entfchuldigt” anzufehen fei. — 
In denjenigen Fällen, wo das Mefultat der Vernehmung und bie 
Gründe nicht in Kurzem in die Lifte felbft eingetragen werden fönnten, 
bleibt dem Schulvorfiande die Aufnahme eines befondern Protokolles 
überlaffen, welches als Anlage der Lifte zu bezeichnen ift. 

8. 4. Sit der Worgeladene nicht erfchienen, fo wird dies gleichfalls 
in der Lifte bemerft, und die Verfäumniß als nicht entfchuldigt angefeben. 

‚+ 9. Der Schulvorftand fendet binnen 3 Zagen nad) diefem Ter⸗ 
mine die Liſte an den Bürgermeifter, welcher die als entfchuldigt begut« 
achteten und von ihm als folche befundenen Verbältniffe übergeht, die 
desfallfigen Namen in der Lifte durchftreicht, und hinfichtlich der nicht 

Annglen. Heft 11, 1836. Aa 
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entfchulbigten zuerfi eine Ermahnung eintreten läßt; im Wiederholungs⸗ 
falle aber Strafe ausfpricht. — Diefe Entfcheidung wird ebenfalls in 
die Lifte eingefchrieben und von dem Bürgermeifier mit Ungabe des Da- 
tums unterzeichnet. — 

5. 6. Der Maßſtab der zu erkennenden Strafen iſt in der Aller⸗ 
hoͤchſien Kabinets⸗Ordre vom 30. Juni d. J. auf 1 Silbergroſchen bis 
1 Rthlr. beſtimmt, und kann nach den Umſtaͤnden eine Gefaͤngnißſtrafe 
bis auf die Dauer von 24 Stunden in dem Verhaͤltniſſe ſubſtituirt 
werden, daß der Betrag von 5 Sgr. einem vierſtuͤndigen Gefaͤngniſſe 
gleichgeftellt wird. Die Befängnißitrafe wird nur für den Fall der Zab 
lungsunfähigbeit erfannt; in dem Falle jedoch, wo der Gtraffällige aut 
öffentlichen Urmenfonds Unterfiigung empfängt, mithin die Zahlungs 
unfähigfeit vorausgefegt werden muß, ift nicht auf Geldftrafe, fondern 
bloß auf Gefängnißkrafe nach dem obigen Verbältniffe zu erfennen. 

$. 7. Die ausgefprochene Strafe, refp. die Vorladung Behufs 
der Verwarnung, wird dem Werurtheilten binnen 3 Tagen befannt ges 
macht; darüber, daß und wie folches gefcheben, iſt in der Lifte das N 
thige zu vermerfen. Wer der Borladung Behufs der Verwarnung kei⸗ 
ne Folge geleiftet, hat e8 feinem eigenen Ungehorſam beizumeffen, wenn 
feine zwangsweife Vorführung angeordnet wird. Eine Benachrichtigung 
davon, daß eine angezeigte Schulverfäumnig für entfhuldigt angenom- 
men worden fei, bedarf es richt. 

$. 8. Innerkalb 10 Tagen vom Zage der Bekanntmachung kann 
gegen die ergangene Ötrafentfcheidung der Rekurs an die vorgefegte 
landräthliche Bebdrde angemeldet werden; die Anmeldung gefchiebt ents 
weder mündlich oder fchriftlich bei dem Bürgermeijter, welcher folches in 
der Lifte zu vermerfen, eben dabin auch nach Verlauf der zehntägigen 
Refursfrift zu regifiriren hat, wenn Fein Rekurs angemeldet iſt. 

5. 9. 7 Rekurs angemeldet worden, fo überfendet der Bürgers 
meifter binnen drei Zagen, vom Zage ber abgelaufenen Refursfrift, eis 
nen die Nefurrenten betreffenden volitändigen Auszug aus der Berfäums 
niflifte an den Landrath. | 

8. 10. Der Landrath erläßt in der Megel feine Entfcheidung auf 
Grund der ihm eingereichten Verhandlungen, ohne daß «6 einer perföns 
liben Worladung bedarf. Es bleibt ihm jedoch vorbehalten, in den 
Fällen, wo es ihm zur Vervollfiändigung der Sache erforderlich erfcheint, 
eine weitere Unterfuchung und Vernehmung des Nefurrenten anzuordnen. 

$. 11. Die Entfcheidung des Landrathes wird auf dem ihm ein 
gereichten Auszuge der Liſte niedergefchrieben. Nachdem diefer Auszug 
dem Bürgermeifier wieder zugefertigt, und von diefem die landraͤthliche 
Entfiheidung in der Lifte felbit vermerft worden, wird mit der Bekannt⸗ 
machung wie in eriter Inſtanz verfahren. | 

’ Gegen die Entfcheidung des Landrathes ift nur in den Fäls 

lan, wo blos auf Gefängnißftrafe erfannt worden, ein weiterer binnen 
10 Zagen bei dem Bürgermeifter anzumeldender Rekurs an die Königl. 
Regierung zuläffig. 

$. 13. Nach Ablauf der Nekursfrift, refp. nach erfolgter Entſchei⸗ 
dung auf eingelegten Rekurs, muß unverzüglich mit der Vollſtreckung 
der erfannten Strafen, vorgefchritten werden. — Behufs Eintreibung 
der Geldfirafen wird ein vom Bürgermeifier anzufertigender und vom 
Landrathe zu vifirender Auszug der Lifte an den Gemeinde «Empfänger 
verabfolgt, welcher demnaͤchſt in gleicher Weile wie bei Einziehung der 
nach dem Steuerſuße umgelegten Kommunal:Abgaben verfährt. — Der 
Vollzug der Gefängnißftrafe wird vom Bürgermeifter durch einen von 


359 


ibm ——— und vom Landrathe zu viſirenden Verhaftsbefehl, 
welcher den Namen und Wohnort des zu Verhaftenden, den Tag der 
ergangenen Entſcheidung und die Dauer ber zu verbuͤßenden Gefaͤng⸗ 
nißſtrafe enthalten muß, angeordnet. 

. 14. Bei Berfäumniß des ReligionsUnterrichts, welchen der Geift; 
liche den fchulpflichtigen Kindern außer der Schulzeit ertheilt, tritt dafs 
felbe Unterfuchungs, und Strafverfahren ein, und bat der Beiftliche die 
Lifte über die. ohne Erlaubniß flattgefundenen WBerfäumniffe ebenfalls 
dem DOrts-Schulvorftande zu übergeben. 

& 15. Der Bürgermeifter bat ein alphabetifches Megifter der Ver- 
urtbeilten zu führen, um die Wiederholungsfälle genau überfehen zu 
Fönnen. — Die Anwendung der Strafe des MWiederbolungsfalles fegt 
eine vorgängige rechtsfräftige Strafentfheidung voraus, ohne Ruͤckſicht 
darauf, ob diefe bereits voliſtreckt worden ift oder nicht. 

$. 16. In Betreff derjenigen Väter und Vormuͤnder, welche be: 
reits gewarnt und beftraft worden find, und dennoch renitent bleiben, 
fann alle 14 Zage oder 8 Zage eine Nachweile über den Schulbeſuch 
ihrer Kinder, refp. Pilegebefohlenen, von dem Schullehrer erfordert wer⸗ 
den, um das Bean trafverfabren eintreten zu laffen. 

$. 17. Rachdem die Geldbuße gezahlt oder die Gefängnißftrafe 
verbuͤgt morden ift, wird folches von dem Vürgermeifter in der Lifte 
bemerkt und diefelbe damit abgefchloffen, welche demnaͤchſt in der Bürs 
Sg aufbewahrt wird. 

. 18. ie Unterfuchungs:-Berbandlungen, fo mie die Erfenntniffe, 
find koſten⸗ und fiempelfrei. Etwaige baare Auslagen fallen jedoch den 
Berurtbeilten zur Lait. 

Coblenz, den 20. Dezember 1835. 

Der Oherpräfident der Rheinprovinz 
v. Bodelfhmwingb. N 


81. 


Befanntmachung der Königl. Regierung zu Coblenz, 
mit der Dienſt⸗Inſtruktion für die Orts Schulvorftände. 





Nachftehende Dienft » Snfiruftion für die Orts:-Schulvorftände 
des Regierungsbezirfs (Anl. a.) wird mit dem Bemerken zur öfs 
fentlihen Kenntniß gebracht, daß diefelbe unter dem 7. d. M. die 
Genehmigung des Könige. Minifteriums der Geiftlichen, Unter: 
richte: und MedinalsAngelegenheiten erhalten hat. 

Eoblenz, den 22. Zuni 1836. 

Königl. Regierung. 


— Dienſt-JInſtruktion | 
für die Orts⸗Schulvorſtaͤnde im Regierungsbezitke Eoblenz. 


8. 1. Für jede Pfarrſchule wird ein eigener nn 
a 


J 


\ 
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angeordnet, deſſen Thaͤtigkeit ſich auch auf die zur Pfarrei geboͤrigen 
Filtalfchulen erſtreckt, und welcher zugleich darüber wacht, daß innerbalb 
der Pfarrei ohne Konzeffion der Regierung Feine Privatfchulen eingeric- 
tet werden. 

In Städten wird für ſaͤmmtliche Schulen einer Konfeffion nur 
Ein Schulvorftand angeordnet, und behält fich die Regierung vor, ein- 
zelnen ftädtifchen Schulvorfiänden die Befugniffe des Schul-Infpeftors 
zu übertragen, wenn dies für zweckmaͤßig erachtet werden ſollte. 

.2. Der DOrtd-Schulvorftand befteht 

1) aus dem Pfarrer, als Borfigendem in innern, und aus dem 
Bürgermeifter, ald Vorfigendem in äußern Angelegenheiten. 

Unmerf. In Städten, wo fich mebrere Pfarreien einer Kon— 
effion befinden, ernennt die Negierung einen der Pfarrer zum 
Worfitenden in innern Angelegenheiten; in dem Wobhnorte 
des Schul⸗JiPpektors iſt dieſer zugleich Vorſitzender des 
Schulvorſtandes in innern Angelegenheiten. — Der Buͤcgtt 
meiſter kann ſich in Verhinderungsfaͤllen durch einen Berges 
ordneten oder Ortsſchoͤffen vertreten laſſen. 

2) Aus einem von dem Kirchenrath, refp. Presbyterium, aus feiner 
Mitte zu erwählenden Mitgliede. Scheidet died aus dem Kirchenrath, 
refp. ——— ſo iſt von dieſem ſofort ein neues Mitglied zu 
— und dem Pfarrer und Buͤrgermeiſter als ſolches namhaft zu 
machen. Ä 
Ä Anmerf. In Städten, in welchen mehrere Pfarreien einer 

Konfefiion fich befinden, ift aus dem Kirchenratbe, refp. Pres- 
en jeder Pfarrei ein Mitglied in der angegebenen WBaife 
zu wählen. | 

3) Aus zwei angefehenen, der betreffenden Konfeflion angebörigen 
Mitgliedern der Schulgemeinde, welche befondern Antheil am Schul, 
wefen nehmen, zu welchen der Gchöffenrath vier Männer vorfchlägt, 
aus denen der Landrath und Schul:Infpeftor zwei ernennen. Können 
ſich diefe über die Ernennung nicht einigen, fo entfcheidet die Regierung, 
an welche deshalb zu berichten ift. 

4) Aus einem, aus jedem Orte zu wählenden Mitgliede, in welchem 
eine Filialſchule befteht. Zu diefem fchlägt der Gchöffenrath zwei Mäns 
ner vor, aus welchen der Landrath und Schul-Fnfpeftor einen ernennen. 


Bei etwaiger Nichteinigung: derfelben tritt das ad 3 angegebene Ver: 


fahren ein. 
Anmerf. Die ad 3 und 4 bezeichneten Mitglieder werden auf 


5 Jahre ernannt. Nach Ablauf derfelben werden in der vor 

gefchriebenen MWeife neue Mitglieder ernannt, doch find die 
austretenden wieder wählbar. 

$. 3. Der Orts: Sculvoritand wird in Städten und Flecken 

durch den Landrath und Schul-Infpeftor, in den übrigen Wfarrorten 

durch den Schul⸗Inſpektor eingefegt, welcher jedoch für dieſen Fall durch 


den Pfarrer vertreten werden fann. 
Der Schulvorftand ıft als Organ des Schul-Fnfpeftors 


und Landraths der nächite Worgefeßte des Lehrers, hat die Pflicht, dar: 
über zu wachen, daß alle von dem Sandrath und Schul⸗Inſpektor aus 
gebende Anordnungen pünftlich befolgt werden, außerdem aber über 
baupt dahin zu wirken, daß durch Befeitigung örtlicher Hinderniſſe die 
Schule ihren Zweck immer mehr und mehr erfülle. 

$.5. Der Schulvorftand iſt verpflichtet, die Schule cder Schulen 
wenigjtend halbjaͤhrig einmal zu befuchen, und ſich unmittelbar darnach 
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im Schullokale oder In der Pfarrwohnung zu einer gemeinfchaftlichen 
Berathung zu verfammeln. Ueber den Zuftand, in welchem die Schule 
befunden ill, wird sin Protokoll aufgenommen, und dies dem Landrathe 
und Schul-Infpeftor eingereicht. Außerdem verfammelt fich der Schul: 
vorfiand, fo oft dazu befonders wichtige Veranlaffung if, in welchen 
Fällen von dem Pfarrer oder Bürgermeifter (je nachdem es Gegenjtände 
ihres Vorſitzes betrifft,) die Einladung N ausgeht. 

Der Pfarrer foll jedoch durch diefe Beſtimmung in feiner Pflicht, 
die Schule fo oft zu befuchen, als er Muße dazu findet, nicht befchräuft 
werben vielmehr iſt fehr zu wünfchen, daß diefes möglichft häufig 

efchebe. 

6. Der Schulvorſtand hat die ihm von dem Landratbe und 
Schul⸗Inſpektor zugebenden, Verfügungen pünftlich zu vollziehen und 
an diefe Berichte zu erflatten. Der Landrath richtet Fine Berfügungen 
in der Regel an den Bürgerimeifter, der Schul-Infpeftor an den Pfar: 
rer; diefe haben fich jedoch gegenfeitig von den eingehenden Verfuͤgungen 
Kenntniß zu geben. | . 

8. 7. Der Schulvorftand foll Führer und Nathgeber des Lehrers, 
Vermittler zwifchen ihm und der Gemeinde, aber auch Aufieher deffels 
ben in Beziehung auf feinen Wandel und die dadurd bedingte amtliche 
Wirkſamkeit fein. j 

.8. Der Schulvorftand hat den von dem SchulsInfpeftor ers 
baltenen Leftionsplan dem Lehrer einzubändigen, und darauf zu wachen, 
daß diefer ihn genau ausführe _ | 

$. 9. Der Schulvorfiand wird befonders darauf aufmerkſam fein, 
daß von dem Lehrer eine vernünftige Schulzucht gehandhabt werde; er 
unterſucht die in diefer Hinficht vorfommenden Klagen, fomohl des Febs 
rers, ald der Eltern gegen den Lehrer, und reicht die Verhandlungen 
dem Schul-Infpeftor zur weiteren Verfügung ein. Beziehen fich die 
Klagen auf das Kind eines Mitgliedes des Schulvorſtandes, fo nimmt 
dieſes Mitglied an_der Unterſuchung feinen Antheil. 

. 10. Der Schulvorftand_fieht auch auf das fitkliche Betragen 
der Schulfinder außerhalb der Schule. 

. 11. Den regelmägigen Schulbefuch ſucht der Schulvorftand auf 
alle Weife zu befördern, fieht darauf, daß der Lehrer die Verſaͤumniß⸗— 
liften puͤnktlich anfertige, und verfährt alsdann nach der ihm hierüber 
mitgetbeilten befondern Infiruftion. 

. 12... Der Schulvorftand hat ſich wegen Anfhaffung der nöthi- 
gen Bücher, Schreibgeräthe und ——— für die Kinder der Ar: 
men mit den betreffenden Behörden zu benebmen. 

. 13. MWegen Entlaffung der fchulpflichtigen Kinder aus der 
Schule bleibt es bei den bisherigen Bellimmungen. 

8. 14. Der Erhaltung des Schulgebäuded widmet der Schulvors 
fland befondere Aufmerffamfeit, fiebt darauf, daß ſtets Weinlichfeit in 
demjelben herrfche, daß Mängel deffelben, fo wie des Schule und Lehr⸗ 
Apparates, bei den betreffenden Behörden fofort angezeigt werden. 

8. 15. Der Schulvorſtand fieht darauf, daß der Unterricht zu 
rechter Zeit beginne und fihliehe, außer der von dem Schul⸗Inſpektor 
beitimmten Feriengeit und den fefigefegten freien Lagen oder Nachmit: 
tagen nie ausgefegt werde In dringenden Fällen fann er dem Lehrer 
auf zwei Zage Urlaub ertheilen; für längere Zeit und bei eintretender 
Krankheit des Lehrers hat er dem Schul⸗Inſpektor Anzeige zu machen, 
welcher nach Maßgabe der Umitände für einen Stellvertreter forgen 
wird. Die Erledigung einer Schulftelle hat er ohne Verzug dem Schul: 
Inſpektor anzuzeigen. 
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} 16. Der Schuivorfland hat ganz befonders darauf zu pie. 
daß der Lehrer in feinen Zöglingen Acht chriſtliche Srömmigfeit, Anbäng- 
lichkeit an König und Vaterland, fo wie den Sinn der Sefeglichfeit 
und Ordnung erwecke und befeflige. Jede fich ergebende Spur entge⸗ 
—— Richtungen und Aeußerungen hat er fofort dem Schul⸗In⸗ 
* tor en 
$. 17. enn ber Lehrer fehlt, fo ertheilt der Schulvorftand durd 
den Pfarrer demfelben angemeffene Ermahnungen und TB arnunge, 
bringt aber daß dies nöthig gemwefen, zur Kunde des Schul⸗Inſpekien 
welcher überhaupt von alleın tadelnswuͤrdigen Benehmen des Lehrers x 
Kenntniß zu * iſt. 
ie Strafverfäumnißgelder vereinnahmt die Gemeindekaſe 
ri Pr derfelben zu Schulzwecken bleibt dem Schulvorkand 
erlaffen. 
$. 19. Alle Verhandlungen und Befchlüffe des Schulvorkandes 
werben in ein Buch eingetragen, welches bei dem Pfarrer im Mermahr 
bleibt, dem Landratd und SchulsInfpeftor aber auf Werlangen vorge 
legt werden muß. , 
« 20. In Betreff ber Generals und Spezial⸗Lehrer⸗Konferenjen 
bat der Pfarrer, (in diefem Falle Vertreter des Schulvorftandes) di 
Ynordnungen des SchulsInfpeftors zu beſorgen. 
$. 21, Alle Verfügungen des Schul» Infpeftors an die Lehre 
geben durch den Schulvorſtand, fo wie die Lehrer fich im der Regel 
durch diefen an die SchulsInfpeftoren und höhern Behörden zu wenden 


haben. 
Gobleng, den 7. November 1835. 
RKoͤnigl. Regierung. 


v1, 
Kommunalmefen, 
82. 
Reffripe des Köniyl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei an die Königl. J— N., betreffend die 
Unlegung Fleiner rarhhäuslicher Bibliotheken und Ber 
forgung derfelben mit den nöthigften Hülfsmitteln du 


Verwaltung, befonders mit den Annalen der innern 
Stagtsverwaltung. 


Mit den von der Königl. Regierung in Ihrem Berichte vom 16. 
v. M., das Geſuch des Bürgermeifters zu N. um Anſchaffung der v. 
Kamptz ſchen Unnalen der innern Staatsverwaltung auf Koften der 
Kommune betreffend, geäußerten Anfichten kann ich nicht einverftan: 
den fein. Dem Bürgermeifter ann wohl angefonnen werden, aus fei: 
nen Bureau⸗Koſten dasjenige anzufchaffen, was er felbft an Hülfsmit⸗ 
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teln für den täglichen -Wedarf der Verwaltung braucht; Peineswe: 
ges iſt ihm aber die Anfchaffung größerer und Foftipfeliger Werke 
anzufinnen, welche Übrigens, wenn er fie anfchafft, fein Privat » Ei 
genthum werden, und die er daher feinem der Gemeinderäthe und 
Beamten darzufeihen verpflichtet, welche er auch, wenn er abgeht, 
mitzunehmen berechtigt iſt. — In jeder Stadt, welche die Mit: 
tcl Dazu ohne große Befchwerde aufbringen kann, ift es rathſam, 
eine Pleine, der Stadt gehörige, und auch beim Wechſel der Be: 
amten ihr verbleibende Bibliothef, mit den nöthigften Hülfsmitteln 
für die Verwaltung, anzuſchaffen, damit Feder, der dabei näher 
oder entfernter mitzuwirken hat, ja nöthigenfalls jeder Bürger ſich 
ihrer bedienen Pfann. Zu diefen Hülfsmitteln gehören nun aller 
dings die v. Kamptzſchen Annalen, daher die Köhigl. Negierung 
der. diesfallfigen Bewilligung des: Gemeinderaths Fein Hinderniß 
entgegen ftelfen möge. | Ä 

In diefem und ähnlichen Fällen wird die Königl. Megierung 
nur darauf zu fehen haben, daß die Bewilligung für den Zweck 
nicht außer Verhältniß zu den andern Ausgaben fteht, und daß 
die bewilligten Gelder nur auf wahrhaft nützliche Werke verwandt 
werden. : 
Berlin, den 3. September 1836. 

Dir Minifter des Innern und Der Polizei. 

| v. Rochow. 


* 83. 

Cirfular Verfügung der Königl. Regierung zu Potsdam, 

an fämmeliche Magiſtraͤte, die Aufſtellung der für ein 
jelne Städte bejtimmeen Statuten F"treffend.. 


Die in unferer Cirfulars Verfügung vom 5. Januar 1834. 
aufgeftellte Frage: ob in den Städten unferes Departements, zu: 
folge befonderer Privilegien und Konzeffionen, von den Magifträ: 
ten früher das jus statuendi, d. h. das Recht ausgeübt fei, 
befondere gefeglihe Beftimmungen für den Drt oder die Gemeinde 
zu erlaffen, die über das allgemeine Recht hinaus gehen, 
oder demfelben widerſprechen, ift faft durchgehende verneinend 
beantwortet. | 

Sn unferem, höheren Orts in diefer Angelegenheit erftatteten 
Berichte, haben wir uns deingemäß dahin ausgefprochen, daß es 
in diefem Sinne der Abfaffing von Statuten nach Maßgabe 
des d. 49. der St. D. nicht bedürfe, und es kann daher, nach der 
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uns ertheilten Refolution, dieſe Angelegenheit im Allgemeinen 
vorläufig um fo mehr auf ſich beruhen, als des Königs Majeftät 
zubörderft:noch um eine Deklaration der, dieſes Gegenftandes we: 
gen, ergangenen Allerhöchften Kabinets:Drdre gebeten worden find. 

In dem betreffenden Minifterial: Erlaffe ift jedoch zugleich 
ausgefprochen, daß, fofern Städte / nach $. 49. cit. Privilegien, 
Konzeifionen und befondere Verfaſſungs Normen in 
Anſpruch nehmen, und deshalb die Aufftelung von Statuten 
verlangen, diefen Anträgen nachgegeben werden fünne. — Hierbei 
fommen jedoch nur 

1) ſolche Gegenftände in Betracht, welche auf die Berfaffung 
der Stadt von Einfluß find, und die Berhältniffe der Ein: 
zelnen zur Kommune, zwar nicht der St. DO. zuwider, aber 
doh auf eine in derfelben nicht- vorgefehene Art, reguliren. 
Dahin gehört 3. B. das von einer oder der andern Stadt 
etwa in Anſpruch zu nehmende Recht, gewiffe Antheile der 
Kaufgelder von verfauften Grundſtücken zur Stadtfaffe ein: 
zuziehen, ferner ausichließlihe Berechtigungen „gewiffer Kor: 
porationen, 3. B. das Necht, eine öffentlihe Waage zu hal: 
ten, Zollberechtigungen. u. dgl. — Privatrechtlihe Befugniße, 
wie 3. B. das Recht der Weide in einer Königl. oder Pri: 
vat:Forft, oder umgekehrt, das Necht einer Domaine zur Weide 
in der Stadtforft, gehören dagegen in dies Statut nicht; 
würden in das in diefem Sinne zu entwerfende Statut, 
über folche Gegenftände, Beſtimmungen aufzunehmen fein, 
hinfichtlich derer die Städte- Ordnung einen gemwilfen Raum 
für die befonderen Verhältniſſe gelaffen hat, wie z. B. im 
$. 50. 53. 59. 70. 72. — Bei $. 70. würde befonders 
darauf Bedacht zu nehmen fein, die Zahl der Stadtverordne: 
ten nad) Maßgabe der Deflaration vom 14. Zuli 1832. zu 
befchränfen. 

Der Magiftrat. hat nunmehr mit den Stadtverordneten in 
Veberlegung zu nehmen, ob die Anfertigung eines derartigen Sta: 
tuts nach den dortigen DBerhältniffen ald zweckmäßig und wün— 
fihenswerth erfcheint, und im Bejahungsfalle deshalb feine 
weiteren Anträge zu machen. — Dabei bemerken wir jedoch noch 
Folgendes: 

Bei den ad 1. gedachten Privilegien und beſonderen Berech— 
figungen wird jedenfalls die höhere Entfcheidung darüber eingeholt 
werden müfjen, ob diefelben überhaupt anerfannt und ferner gedul: 
det werden Fünnen, indem z. B. bei der Frage: ob eine Stadt 
berechtigt ift, von dem Berfaufe der Grundftüde ein ge viſſes Pro: 
zent zur Kämmerei:Kaffe einzuziehen, zu prüfen ift, ob eine ſolche 
Abgabe nicht den Beftimmungen der allgemeinen Steuergeſetze, 
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und der Freiheit des ‚inneren Verkehrs binderlich fei, in welchem 
Falle diefelbe nach $. 13. des Gefehes vom 30, Mai 1820. weg: 
fallen müßte. — Da bei diefer Entfheidung mehrere der Königl. 
Minifterien betheiligt find, fo erfcheint es nicht zweckmäßig, die 
desfallfige Kommunifation mit den betheiligten Behörden bis nad) 
Entwerfung des ganzen Statuts auszufegen, und das Könige, Mi: 
nifterium. des Innern und der Polizei hat deshalb angeordnet, daß 
in allen Fällen, in welchen ein zur Aufnahme in das Statut fi 
eignendes befonderes Recht von einer Stadt in Anſpruch genom: 
men wird, hierüber zuvor entfchieden werden folle. 

Der Magiftrat wird daher eintretenden Falls, unter Beifü— 
gung der vorhandenen Yeweismittel, zubörderft über das fpezielle 
Sach: und Rechtsverhältniß an uns zu berichten haben. 

Potsdam, den 31. März 1836. 

Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 
Boettger. 


| 84. Ä 
Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei an die Königl. Regierung zu Öumbinnen, die 
Wahl der ftädtifchen KämmereisNendanten und Unter 
‚ beamten betreffend. 





Der Königl. Regierung wird aufs den Bericht vom 31. v. 
M., die Frage betreffend, ob die Wahl der Kämmerei:Rendanten 
den Magifträten oder den Gtadtverordneten zuftehe? ermiedert, 
daß fihon in früheren Fällen das Minifterium das von Ihr er: 
wähnte Neffript vom 28. Februar 1809., nad; welchem die Käm— 
mereisNendanten, als ftädtifche Unterbeamten, von den Stadtver: 
ordnneten gewählt werden follen, als nicht haltbar betrachtet hat, 
da es der Städte-Ordnung widerfpricht. Die Königl. Regierung 
hat daher hinfichtlich diefes Amts eben fo, wie wegen anderer Un: 
terbeamten» Stellen, nach dem Geſetze zu verfahren, auch entite: 
hende Streitigkeiten darnach zu entfcheiden. 

Berlin, den 22. Zuni 1836. 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
Koehler. 
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85. 
Refolution des Minifteruma des Innern und ber Po: 
lizei an den Bürgermeifter N. zu N., und abfchriftlic 
an die Königl. Regierung zu Königsberg in Pr., daß 
die Verbindung ber Stelle eines Steuereinnehmers mit 
der des Bürgermeifters nicht geftattee werden koͤnne. 





Daß die Könige. Regierung zu Königsberg die Verbindung 
der Stelle eines Einnehmers der direften Staatöftenern mit der 
des Bürgermeifters nicht geftattet, Fam, wie Ihnen auf Ihte 
Befchwerde vom 6. November v. J., nad) dem jegt erfolgten Ein: 
gange des Berichts der Behörde, eröffnet wird, das unterzeichnete 
Minifterium nur billigen, da beide Stellen mit einander in ber 
That unverträglich find, indem es eine der hauptſächlichſten Pflich⸗ 
ten des Bürgermeiſters iſt, die Steuer-Rezeptur zu beaufſichtigen, 
er daher nicht ſelbſt Rezeptor ſein kann. 

Berlin, den 28. April 1836: 

Minifterium ded Innern umd der Polizei. 
Koehler. 


86. 


Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 

Polizei, an den Koͤnigl. Oberpraͤſidenten der Provinz 

Pommern, die Verhältniffe der ſtaͤdtiſchen Sparkaſſen 
betreffend. 





Erw. Hochwohlgeboren fende ich die mittelft Berichts vom J1. 
v. M. eingereichten Statuten für die in der Stadt N. zu grün 
dende Sparkaffe hierneben mit dem Bemerfen zurüd, daß fein 
Grund zu erfehen ift, aus welchem der Sparkaffe, einem ſtädti— 
fchen Inftitute, das von der Stadtgemeinde vertreten und deſſen 
etwaiger Ueberſchuß der fädtifchen Armenfaffe überwieſen werden 
fol, befondere Korporationsrechte nothwendig fein follten. Iſt nun 
ein folcher Grund nicht darzuthun, fo bedarf auch die Sparfafle 
der Genehmigung des Minifteriums nicht, da die Sparfaffenbücher 
auf den Namen der Einieger ausgeftellt werden follen, und daher 
eine Dispenfation vom Gefehe vom 17. Zuni 1833. nicht in 
Trage fommt. | 

Was Übrigens das Verhältniß der Sparfaffen zu ihren Ein: 
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fegern hinfichtlid der Zurüdzahlung der Einlagen anlangt, fo ift 
folches lediglich das gemeinrechtlicye. 

Berlin, den 6. April 1836. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. | 


87. 


Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an den Königl. Oberpräfidenten der Provinz 

Brandenburg, die Sungirung von Geiftlichen und Aerz⸗ 
ten in ben ftädeifchen Armen» Direktionen betreffend. 





Em. Excellenz erwiedere ich auf Ihre gefällige Anzeige vom 
25.0. M., daß ich eine gefeßliche Deklaration der Städte-Ord; 
nung binfichtlich der Zeit, auf welche Geiftliche und Aerzte in der 
Armen» Direktion zu fungiren haben, nicht für nothwendig anfehe, 
da die Städte-Ordnung nichts enthält, was andeutet, daß in Hin⸗ 
ficht diefer Stadtämter andere Grundfäge als die allgemeinen gels 
ten follen. Diefen Grundfäßen entiprechen die Vorſchläge, welche 
von der Königl. Regierung zu Potsdam gefchehen find, (Anl. a.) 
und weldhe, wenn irgend Zweifel entftehen sollten, 
in Anwendung zu bringen fein werden. Mo feine 
Zweifel entfichen, wird man fich nicht um die Sache zu be: 
fümmern haben. Es ift zu erwarten, daß wenn die Wahl eines 
Geiftlihen oder Arztes ohne Zeitbeftimmung erfolgt ift, die Kom: 
munen ohne dringende Gründe feine Aenderung wünfchen, würdige 
Perfonen diefer Stände aber, fobald fie fehen, daß eine ſolche Aen— 
derung gewünfcht wird, fich von felbft zurüdziehen werden. Da 
der vorliegende Fall der erfte ift, in welchem die Zweifel zur Sprache 
gefommen, fo beweift dies fchon hinlänglich, daß es einer gefehli- 
chen Entfcheidung eben nicht bedürfe. Der Ehirurgus N. zu N. 
muß jedenfalls aus der Armen:Direftion ausjcheiden, da nicht nur 
jene allgemeinen Grundfäge auf ihn Anwendung leiden, fondern 
auch die Städte-Ordnung die Zuziehung von Chirurgen nicht an: 
' ordnet oder auch nur empfiehlt, der Grund, weshalb er urfprüng: 
lich gewählt worden, die einftweilige Beforgung der Gefchäfte des 
Armenarztes nämlich, weggefallen ift, und gegen die Anwendung 
des $. 206. der Städte-Drdnung gar fein Bedenfen obwalten 
Fann. Ew. Ercelleuz fielle ich daher ergebenft anheim, hiernach 
das Weitere gefälligft zu verfügen. 

Berlin, den 14. April 1836. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 
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2. 
Da die Frage: 

ob Geiftliche und Aerzte, welche nach 8. 179. Hit. c. ber Städte: 

Drönung zur fädtifchen Armen«Direftion gezogen worden, gleich 

den: Bürgermitgliedern, nur auf 6 Fahre zu wählen, oder ob die- 

felben fo lange Mitglieder bleiben, als dag Umt dauert, wegen 

deffen fie berufen find ? 
bisher bei und noch nicht zur Konteftation gefommen ift, fo haben wir, 
um Ew. Ercellenz geehrtem NReffripte vom 17. November pr. zu genüt- 
gen, die Magifiräte der größern Städte unſers Depurtementd veran: 
laßt, ung über das rückjichtlich diefer Frage bisher beobachtete Werfah- 
ren Ausfunft zu geben. In Folge deffen hat uns der Magiftrat zu 
"Berlin angezeigt, daß die Geiftlichen und Werzte dort bisher nur auf 
6 Fahre zur Armen:Direftion zugezogen find. Was dagegen Die, am 
deren Städte anbelangt, fo find in Brandenburg und Neu: Ruppin die 
Geifilichen bisher gar nicht, in den Üdrigen Städten aber auf die gang 
Dauer ihre Amtes als Mitglieder der Urmen-Direftion gewählt. Hin 
fichtlich der Aerzte ift indef allgemein das Verfahren beobachtet, daf 
der jedesmalige Armenarzt auch als permanentes Mitglied der Armen 
Deputation fungirt hat. 

Daß Geiftliche und Aerzte Überhaupt in die Urmen-Direftion mit 
aufgenommen worden, fünnen wir nur für zweckmaͤßig erachten, da beide 
bei Ausübung ihrer Berufsgefchäfte häufig Gelegenheit haben, die Vers 
bältniffe der aͤrmern Einwohner näher fennen zu lernen, und fich ein 
richtiges Urtheil über ihre Hülfsbedürftigfeit anzueignen, . mithin als 
Mitglieder der Armen: Deputation, welcher die Leitung und Kontrolle 
der eigentlichen durch die Bürger: Kommiffionen geführten Armen - Ver: 
waltung obliegt, durch diefe ihre Kenntniß wefentlich nuͤtzen Fönnen ; be 
fonders gilt dies mohl von den größeren, und felbft den mittleren Staͤd⸗ 
ten, in welchen fich die Bürger unter einander nicht fo genau Fennen, 
wie in den Fleineren Städten, was denn auch wohl mit die Veranlafe 
fung gewefen fein mag, daß die Zuziehung der Geiftlichen und Aerzte 
zu der ftädtifchen Armen: Deputation nur für die größeren und mittle- 
ren Städte vorgefchrieben, oder "doch wenigſtens angeratben if. Wir 
fönnen es aber ferner auch nur für zweckmaͤßig balten, wenn die Geift: 
lichen und Werzte für die ganze Dauer ihres Amtes und Berufs zu 
der gedachten Deputafion zugezogen werden, da fie mit der Zeit immer 
größere Kenntniffe der Verhältniffe der Einwohner, fo wie der Gefchäfte 
erlangen, und dadurch in den Stand gefeßt werden, ihre Pfliditen mit 
immer größerem Erfolge zu erfüllen. Dazu fommf, daß wenigitens 
in den mittleren Städten, wenn auch allenfall® mehrere Geiftliche, doch 
wohl felten mebrere Werzte vorhanden find, welche abmwechfelnd an den 
Gefchäften der Armen» Deputation Theil nehmen Fönnen. Aus dieſem 
Grunde mag fich auch wohl die obenerwähnte, mit Ausnahme von Bere 
lin, allgemeine Praxis gebildet haben, daß der jedesmalige Armenarzt 
zugleich Mitglied der Armen-Deputation iſt; und wird dies daher auch 
wobl nicht abzuftellen fein, obgleich diefe Einrichtung deshalb nicht zweck⸗ 
mäßig zu fein fcheint, weil die Behandlung der armen Kranfen durch 
den Armenarzt einen wichtigen Theil der Verwaltung des Armenweſens 
ausmacht, und es ohne Zweifel beffer ift, wenn ein anderer Arzt, mel 
cher Fontrolliren kann, ob der Armenarzt feine Pflichten ordnungsmäßig 
erfüllt, als Mitglied der Armen-Deputation fungirt. Ob nun aber dem 
$. 179. hitt. c. der GStädte-Drdnung eine diefen Anfichten entfprechende 
Auslegung gegeben werden kann, mögte allerdings zweifelhaft fein. Da 
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Geiftliche und Aerzte nad) 8. 200. ber Stäbte-Ordnung die Uebernahme 
eines Öffentlichen Stadtamtes ablehnen fönnen, wenn deffen Verwaltun 
neben ihren Amts, und Berufsgefchäften nicht beforgt werden kann, 6 
fommt ed wohl nur auf die Beantwortung der Frage an, ob denfelben 
ein Recht zugeflanden werden fann, zu verlangen, daß fie überhaupt bei 
der ArmensDeputation zugezogen werden, und daß fie, wenn fie einmal 
zugezogen find, nicht bloß, wie die Buͤrgermitglieder, für 6 Jahre, fon; 
dern für die ganze Dauer ihres Amtes Mitglieder bleiben. Unſers ges 
borfamften Erachtens fönnen die Geifilichen und Aerzte, da die Städte 
Drdnung ihre Zuziehung zur Urmen-Deputation als geradezu nothwen⸗ 
dig nicht vorfchreibt, auch nicht verlangen, daß die Armen » Deputation 
in diefer Art zufammengefegt wird, es dürfte dies vielmehr von der 
Willkuchr der Hädtifchen Behörden abhängen. Dagegen glauben wir ans 
nebmen zu müffen, daß wenn die fiädtifchen Behörden die Geiftlichen 
und Xerzte in die Deputation aufnebmen wollen, diefe Aufnahme auch 
für die ganze Dauer ihres Amtes erfolgen muß, und die einmal zuges 
zogenen Geifilihen und Aerzte dann auch das Necht haben, zu verlan- 
gen, daß fie während der ganzen Dauer ihres Amtes und Berufes Mits “ 
glieder bleiben, und zwar gerade deshalb, weil fie ihres Amtes und Be- 
rufes a or aufgenommen find und nicht als Mitglieder der Bürger: 
fchaft. ollte man leßtered annehmen, fo würde die Theilnahme der 
gedachten Perfonen an den Gefchäften der Urmen- Deputation wohl in 
der Regel auggefchloffen fein, da der Fall, daß Geiftliche und Aerzte 
das Bürgerrecht gewonnen, wohl nur felten, und zwar nur dann vora 
fommen dürfte, wenn fie fädtifche Grundfiüce befigen. Es koͤnnte 
zwar den Wnfchein gewinnen, daß die fiädtifche Verwaltung dadurch, 
daß fie nicht bloß von Bürgern geführt wird, fondern auch Beamte 
ihres Amtes wegen an derfelben Theil nehmen, an ihrer Eigentbümlichs 
feit verliert; biergegen läßt fich indeß anführen, daß, wie fchon bemerft, 
die Städte-Ordnung die Zuziehung der Geiftlichen und Aerzte vielleicht 
gerade mit Nüdficht auf den eben berührten Gefichtspunft, nicht fos 
wohl beflimmt vorfchreibt, als vielmehr dem Gutdünfen der ftädtifchen 
Behörden uͤberlaͤßt. 

Sofern Em. Ercellenz unferer geborfamjt Sonn Anficht beis 
treten, und eine Allerhoͤchſte Deflaration des $. 179. litt, c. der Städte 
Drdnung auf Veranlaffung des vorliegenden fpeziellen Falles nicht noͤ— 
thig werden follte, fo flellen wir ehrerbietigft anheim, ob nicht vielleicht 
in dem Ew. Ercellenz jeßt vorliegenden Entwurf zum Reglement für 
den Gefchäfteverfehr zwiſchen Magifirat und Stadtverordneten hinficht: 
lih dieſer Frage nachträglich ergänzende Beflimmungen aufzunehmen, 
und wenigfiens in demfelben ausjufprechen fein würde, wen die Mahl 
der Geiftlichen und Aerzte zu Mitgliedern der Armen »Deputation ges 
bührt. Unſers gehorfamften Erachtens mögte die Wahl nach Analogie 
deften, was im $. 175, binfichtlich der Wahl der Stadtverordneten und 
Bürgermitglieder der Deputationen vorgefchrieben ift, den Stadtverord⸗ 
neten zufieben, da die Wahl der Magiitrats:Mitglieder zu dem Depu— 
tationen durch den Magijtrats-Dirigenten wohl nur als eine Ausnahme 
angefehen werden fann, welche lediglich durch das Verhaͤltniß ded Dirie 
genten ald Vorgefegten des Magifirate-Kollegii herbeigeführt ift. 

Potsdam, den 3. Januar 1836. 

Sönigl. Preuß. Regierung. Wbtheilung des Innern. 
Boettger. 
Un 
den Königl. Dber:Präfidenten, Herın v. Baſſewitz, 
Ercellenz, in -Berlin. 
— 
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88. 
Auszug aus dem Reffripte des Königl. Minifteriums 
des Innern und der Polizei an die Königl. Regierung 
zu Gumbinnen, und abfchriftlich an den Magiftrat zu 
Sohannisburg, die Befchaffung der ftädtifchen Gerichte: 
Lokale betreffend. 





Das Gericht hat nad) der Allerhöchften Kabinet8:DOrdre vom 
8. — 1821. *) und der Ergänzung der Städte-Ordnung 
vom 7%. Zuli 1832. ad $. 167. und 184. auf Gewährung 
der erforderlichen Lofalien zu feinem Gefchäftsbetriebe Anfprud. 
Entftehen deshalb Differenzen, fo ift darüber nicht im Rechtswege, 
fondern auf dem in der gedachten Zufammenftellung_vorgezeichnes 
ten Wege zu entſcheiden. 

Auf eine Dienſtwohnung dagegen hat keine Gerichtsperſon 
Anſpruch an die Kommune zu machen. Denn eine ſolche wäre 
als ein Beſoldungstheil zu betrachten, welchen nach der gedachten 
Ergänzung auf keinen Fall die Kommune zu gewähren hat, da 
die ganze Beſoldung, wie alles, was zur Unterhaltung der Be— 
hörde nothwendig iſt, der Staat zu beſtreiten hat. Hat daher der 
jetzige Stadtrichter eine Wohnung im Rathhauſe inne, ſo kann er 
nur als Miether oder Uſufruktuar behandelt, und jede Differenz, 
die zwiſchen ihm und der Stadt deshalb entſteht, muß wie jede 
andere privatrechtliche Streitigkeit erledigt werden. 

Bei der weitern Behandlung der Sache möge nun die Kö— 
nigl. Regierung Sich nach dieſen Grundſätzen achten, mit welchen 
‚der Herr Juſtizminiſter ſich einverſtanden erklärt, und nach wel— 
chen Seine Excellenz auch das Oberlandesgericht zu Jnſterburg 
angewieſen hat. Hiervon iſt dem Magiſtrate zu SaNauhlsberg Mit 
theilung gefchehen. 

Berlin, den 2 April 1836. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
In Stellvertretung defjelben. 
Koehler. 


*) Jahrg. 1830. iſtes Heft, ©. 111. 
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89. 
Refkript des Königl. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei, an den Königl. Ober - Präfidenten der Provinz 


Brandenburg, die Befreiung flädeifcher Grundbefißer 
von der Gewinnung des Bürgerrechte. 





Bei Zurückweiſung der anliegenden Beſchwerde des Gutsbe⸗ 
ſitzers N. zu Königsberg i. d. Neumark über -die ihm angeſonnene 
Gewinnung des Bürgerrechts muß ich Bedenfen finden. Wäre 
ihm, oder feinen Vorgängern im Befite, folche bereits früher, fo 
lange die Städte: Ordnung vom 19. November 1808. dort galt, 
angefonnen worden, fo würde ſich dies nad) $. 33. des gedachten 
Geſetzes rechtfertigen, da diefe Berpflichtung eine perfönliche ift, 
der entgegenftehende Kontraft aber hierdurch außer Wirfung ges 
fett worden fein würde. ind aber die Vorbeſitzer noch nicht 
deshalb in Anfpruc genommen worden, fo bietet der $. 42. der 
revidirten Städte: Ordnung, nach welchem nicht, wie durch die alte, 
die Aufhebung beftehender Befreiungen diefer Art verfügt, viels 
mehr. nur den Gtadtbehörden deren Ertbeilung unterfagt worden 
ift, feine hinreichende Veranlaſſung dar, den eingereichten Kontrakt, 
durch welchen allen Erwerbern des Grundftüds die Befreiung von 
bürgerlichen Pflichten zugefichert worden ift, für erlofchen zu erfläs 
ren. Es würde ſich aber von felbit verfichen, daß der Befiger, 
wenn er von Geminnung des Bürgerrecht entbunden bliebe, 
auch es nicht freiwillig gewönne, auch von der Stimmfähigfeit und 
MWählbarfeit, welhe nur Ausfluß des Bürgerrechts find, ausges 
fchloffen bleiben würde. 

Emw. Ercellenz ftelle ich ergebenft anheim, hiernach noch Selbſt 
Nemedur zu treffen, oder mir über die entgegenftehenden Beben» 
fen gefällige Ausfunft zu geben. | 

Berlin, den 13. April 1836, | 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 


90. 
Reſolution des Miniſteriums des Innern und der Pos 
lizei, an den Magiftrat zu Franffurt, und, abfchriftlich 
an die Koͤnigl. Regierung dafelbft, die Bürgerrechtsfoften 
überfiedelnder Juden aus der Provinz Pofen betreffend. 


Dem Magiftrat zu Frankfurt eröffne ich auf die Vorſtellung 
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vom 21. d. M., worin Derfelbe auf Anlaß des dort vorgefom- 
menen Spezialfalles darüber anfrage: ob Bürger aus. Städten 
des Großherzogthums Pofen bei ihrer Weberfiedelung in die alten 
Provinzen die in ihrem früheren Wohnorte gezahlten Bürgerrechte: 
KRoften anzurechnen befugt feien? hiermit, unter Nückfertigung der 
eingefandten Aften, zum Befcheide, daß die Beftimmung in der 
Deklaration vom 7%. Juli 1832. ad $. 17. der Städte-Ordnung 
ganz unbedingt aufgeftellt, und irgend ein Untetſchied hinfichtlid 
der Städte, aus welchen der neue Anfiedler Fommt, nicht gemacht 
ift, daher ich meinerfeits einen Unterfchied zu machen mid) nicht 
berechtigt, auch zur Einholung einer Allerhöchſten Entfchliefung 
darüber mich um fo weniger veranlaßt finden kann, als einerfeits 
die urfprüngliche Beſtimmung im Geſetze vom 7. September 1811. 
die Erleichterung des Umzuges Behufs der Förderung der Ge 
werbfamfeit im ganzen Anlande zum Zwecke hat, andererfeits 
aber der Gegenfiand für dig Städte, in melchen dergleichen ein: 
zelne Niederlaffungen vorfommen, von ſehr geringer Bedeutung 
ift; eher würde, wenn Beſchwerden aus Städten, in welchen die 
‚ revidirte Städte-Drdnung, nicht aber das Gejeg vom 7. Septem⸗ 
ber 1811. gilt, vorfämen, daß man dort das Reciprocum ju 
beobachten fich weigere, Veranlaſſung vorhanden fein, deshalb bei 
Seiner Könige. Majeſtät auf gefegliche Deflaration anzutragen. 
So wie aber jetzt die Sache vorliegt, ergiebt fich dazu Fein Grund, 
daher es lediglich bei der eingereichten Verfügung der dortigen 
König. Negierung vom 8. Januar d. J. fein Bewenden behält. 
Berlin, den 8. Mai 1836., 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 


91. 


Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 

Polizei, an den Koͤnigl. Ober-Praͤſidenten der Provinz 

Pommern, den Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte durd) 
abfichtliche Steuer-Defraudationen betreffend. 


Es kann nur als ein erfreulicher Beweis des Fortichreitend 
der üffentlihen Moral betrachtet werden, daß, wie aus Ew. Ho 
mohlgeboren Bericht vom 23. v. M. und der beigefügt gemelenen, 
hierneben zurück erfolgenden Anzeige der Könige. Regierung zu 
Eöslin vom 3. März d. 3. hervorgeht, die Stadtverordneten zu 
Stolp in ihrem Beſchluſſe vom 8, Februar ejd. a. — 

euer⸗ 
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Steuer : Defraudationen als ſolche niederträchtige Handlungen be: 
zeichnen, welche den Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte nach ſich 
ziehen follen. Hierbei verfieht es ſich von felbft, daß diefer Bes 
ſchluß nur in foldhen Fällen zur Anwendung fommen fann, wo 
die Abficht, zu defraudiren, ohne Zweifel vorliegt, da ohne beftimmt 
erwiefene Abfiht Niemand einer niederträchtigen Handlung für 
fchuldig erklärt und deshalb beftraft werden fann. Bon den Stadt: 
berordneten ift zu erwarten, daß fie diefe Grundfäge felbft beobs 
achten werden. Sollten diefelben aber dennoch in einzelnen Fäl⸗ 
fen bloße Verſehen oder unerwiefenen Verdacht ald Grund aners 
kennen, die Strafe eintreten zu laſſen, fo wird es nach $. 2. der 
Städte-Drduung dem Betheiligten freiftehen, auf die Entfcheidung . 
der Negierung zu proboziren. Unter diefen Modifikationen halte 
ih es für ganz unbedenklich, den Beſchluß der Stadtverordneten 
zu beflätigen. 

Hiernach überlaffe ih Ew. Hochwohlgeboren, das Weitere zu 
verfügen. 

Berlin, den 13. Mai 1836. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 


. 92, 
Auszug aus dem Reffripte der Könige. Minifterien des 
Innern und. der Polizei, fo wie der Finanzen, an die 
Königl. Regierung zu Magdeburg, vie Heranziehung 
der auswärts wohnenden ftädtifchen Grundbefiger zis den 
ftädeifchen Abgaben und Laften betreffend. 


Die am Schluſſe Ihres Berichts aufgeworfene Frage über 
die Deutung des $. 43. der revidirten Städte: Ordnung fünnen 
wir übrigens nur dahin beantworten, daß der auswärts wohnende 
Befiger eines im Stadtbezirke belegenen Grundflüds für das le: 
tere zu alten dem Grundeigenthume aufgelegten Leiftungen, d. h. 
zu allen rein nach dem Grundſteuerfuße zu erhebenden Abgaben, 
herangezogen werden muß, ohne daß es darauf ankommt, für welche 
Zwede diefe Abgaben erhoben werden. Dies entfpricht nicht nur 
dem Worte des gedachten Geſetzes, fondern auch der allenthalben 
beobachteten Praxis. 

Berlin, den 26. April 1836. 





Der Minifter des Innern und Finanzminiſterium. 
der Polizei. v. Alvensleben. 
v. Rochow. 


Unnaten. Heſt ll. 1836. 3b 
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Reſkript des —— Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an. die Koͤnigl. Regierung zu Potsdam, die 
Nichtheranziehung ländlicher, zu ſtaͤdtiſchen Feldmarken 
gehörigen Grundſtuͤcke zu perſoͤnlichen Abgaben betreffend. 
x —— — 

Sch fertige der Königl. Regierung in der Anlage eine Be 
ſchwerde des Sculzen N. zu N. vom 2. v. M., betreffend die 
Heranziehung der der Gemeinde N: zugehörigen Wiefengrundftüde 
zur Kommtmalftener der Stodt N., mit dem Bemerken zu, daß 
mir der Antrag wegen: Aufhebung der Verfügung vom 1J. 
April ©. allerdings gereihtfertigt erfcheint. Denn wenn auf 
nachgewieſen wäre, daß die fraglichen Wiefengrundftüde zur ge 
dachten frädtifchen Feldmark gehören, was aber noch nicht vollſtän— 
dig erwieſen ift; fo würden nach der Allerhöchſten Kabinet3:Ordre 
vom 4. Zuli 1832. zum $. 56. b. diefe MWiefengrundftüce den: 
noch nur zu den fkädtifchen nah dem Grundeigenthum vertheilten 
Leiſtungen, d: h. zu ſolchen Abgaben herangezogen werden düt: 
fen, welche ausfihließlich dem Grundeigenthum auferlegt find, bei: 
fpielsweife alfo, wenn in der gedachten Stadt ein Zufchlag zur 
Grundfteuer, oder eine nad) den Höfen vertheilte Abgabe erhoben 
würde. Die Steuer, welche von dem Befchwerdeführer gefordert 
wird, ift aber, nach der Angabe der Königl. Negierung, eine Ein: 
fommenfteuer, mithin eine perfönliche Abgabe, welche grundfählich 
nur. von den wirflihen Einwohnern erhobem werden darf. - 

Hiermach hat alfo die Königl. Negierung die Beſchwerde zu 
erledigen, oder, wenn fich hiebei nene Bedenken zeigen follten, an 
mich zu berichten. 

Berlin, den 1. uni 1836. En 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 


| 94. Eu 

Refolution des Minifteriums des Innern und der Po 

lizei, an die Beamten N. N. zu N. in Weffpreußen, 
die Heranzichung derfelben zur Rommunaljleuer 

betreffend. 





Auf Ihre Vorſtellung vom 20. d. M. wird Ihnen eröffnet, 
daß ſchon um deshalb auf Ihre Befchwerde wegen Heranziehung 


| 975 
zur Kommunalſteuer nicht eingegangen werden kann, weil Sie Sich 
an die Königl. Regierung zu Marienwerder zu wenden unterlaſ— 
fen haben, als welches noch zu thun, Ihnen daher überlaffen. bleibt. 

Im Boraus muß Shnen aber bemerklich gemacht werden, daß 
die Beamten von den im $. 13. des Geſetzes vom 30. Mai 1820. 
allgemein erlaubten Zufchlägen zur Klaffenfteuer nicht eximirt find, 
und das Gefeh vom 11. Juli 1822., welches von einer ganz ans 
deren Art von Steuern handelt, im Allgemeinen nicht auf die 
Klaſſenſteuer⸗Zuſchläge paßt. Nur die Borfchrift des $. 3., durch 
welche das Marimum beftimmt wird, welches die Staatsbeamten 
an direften Steuern aller Art zu den Kommunallaften beizutragen 
haben, ift auf den vorliegenden Kal anwendbar. > 

Berlin, den 28. April 1836. | | 

* Miniſterium des Innern und der Polizei. 
Koehler. 


Ba 
Refolution des Minifteriums deg Innern und der Po- 
fizei, an. den Juſtizkommiſſarius N. zu N., die Kom— 
munal-Befteuerung. ber Juſtizkommiſſarien betreffend. 


Daß das Gefeh vom 11. Juli 1822. auf Juſtizkommiſſarien 
nicht anwendbar fei, können Sie, wie Ihnen auf Ihre Beſchwerde 
vom 22. v. M. eröffnet wird, ſchon aus den im $. 2. und 3. 
deſſelben enthaltenen Motiven entnehmen, indem. hiernach das Ger 
halt der Beamten, um deswegen nach den ‚gegebenen Vorſchriften 
befteuert werden fol, weil es feinem ganzen Betrage nach beſtimmt 
ifi, und die, Beamten diefes Einfommen . durch die den übrigen 
Einwohnern vermittelft. des fädtifchen Vereins dargebotene Gele— 


genheit. zum. Erwerb ‚nicht vermehren fönnen. Da nun das. Einz 


fommen der Zuftiztommifjarien in ‚feiner Beziehung. den Charak⸗ 
ter des Gehalts trägt, fondern ſich ganz, auf freie Thätigfeit grün⸗ 
det, zu welcher der, ſtädtiſche Verein die Mittel. darbietet, fo kanu 
die eingereichte Verfügung der. Königl. Regierung. zu Frankfurt 





vom 10. v. M. (Anl. a.) nur gebilligt werden. 
Berlin, den 8. April 1836. ua 
Miniſterium bes Innern und der. Polizgeis >» 5. 
Aueblen.i- hen Anl 
4 ui 
. av ELITE: I Just! « ; 


Das Geſetz vom 11. Juli 1822.’ dieponirt im $. 8. nur zu Gun⸗ 
fien der unmittelbaren Staatsdiener, welche Befoldung RR, die 
Bb 
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Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre vom 14. Mai 1832. zu Gunſten der mit: 

telbaren Staatsdiener. . 
Sie Selbſt haben in Ihrer Borftellung entwicelf, daß Gie zu 
letzteren nicht gerechnet werben fönnen, und gebören reise dl den 
eriteren unter allen Umſtaͤnden. Wir fönnen daher feine Beranlaffung 
finden, auf Ihre Reklamation einzugehen. 

Frankfurt, den 10. März 1836. 
Königl. Preuß. Regierung. Abtheilung ded Innern 


’ An 
den Heren Juſtizlommiſſarius N. zu N, 


96. | 
Reſolution des Minifteriums des Innern und der Po: 
lizei, an den Kreisfefretair N. zu N. in der Provin; 
Pofen, die Kommunalbeiträge der Beamten und der 
Mierher geiftlicher Wohnungen betreffend, 





Die Beichwerde, welche. Sie unterm 19. v. M. über die 
von der Königl. Negierung zu Pofen verfügte Beitreibung der 
Miethefteuer angebradjt haben, muß als unbegründet zurüdtgemie: 
fen werden. Die den Geiftlichen bewilligte Immunität von ih: 
rem Einkommen und ihren Amtswohnungen kann nämlich auf die 
Miether geiftliher Wohnungen nicht angewendet werden: vielmehr 
find - diefelben unbedenklich verpflichtet, eine etwa flattfindende 
Miethefteuer von einer ſolchen Wohnung zu entrichten. Eben fo 
unterliegt es feinem Zweifel, daß die Alterhöchfte Verordnung vom 
11. Juli 1822. über die Beitragspflichtigfeit ‘der Beamten zu den 
Kommmmnalfteuern fih nur anf die direften Abgaben bezieht, und 
daß deshalb bei Berechnung des Prozentfahes die etwa außer 
den direften Steuern noch erhobenen ;indireften Abgaben nicht in 
Berechnung fommen. Es liegt Ihnen hiernach unftreitig die Ver: 
pflihtung ob, die von Ahnen geforderte Miethsfteuer zu entrich: 
ten, und da die Magifträte geſetzlich berechtigt find, unſtreitige Ab» 
gaben allenfalls im Wege der Erefution beizutreiben, zu den Ere: 
futionen aber auch die Beichlagnahme des Dienfteinfommens_ ei: 
nes Beamten gehört, fo war die Königl. Regierung in Pofen wohl 
befugt, auf den Antrag des dortigen Magiftrats Ihr Gehalt, Be: 
hufs Dedung des Nüditandes, in Befchlag zu. nehmen. 

Berlin, den 7. Zuni 1836. 

Minſterium des Inuern und der Polizei. 
| Koehler. 
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| 97. | 
Auszug aus der Refolution des Minifteriums des In— 
nern und. der Polizei, an die Beamten N. N. zu N, 
und abfchriftlic) an die Koͤnigl. Regierung zu Danzig, 
die Schulbeiträge der Beamten betreffend. 





Was die Schulbeiträge anlangt, fo kommt es bloß darauf 
au, ob fie aus den allgemeinen Fonds der Gemeinde gededt wer: 
den, in welchem Falle felbige nah $. 29. Tit. 12. Th. IE. des 
Allgemeinen Landrechts die Beamten durch das Marimum ihrer 
Beiträge mit zu übertragen fi nicht mweigern fönnen, wenn fie 
ıhre Kinder auch nicht in die dortigen Schulen fdiden. 

Berlin, den 28. April 1836. 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
Koehler. 


93. 
Keffript des Königl. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Coͤln, daß aftive 
Militairperfonen zur ftädeifchen Einfommenfteuer nicht 
herangezogen werden - fönnen. 





Nach den. in dem Neffripte des Miniſteriums des Junern 
an die Negierung zu Potsdam vom 16. September 1823.*) aus- 
achprohenen Grundfägen gehören, wie der Königl. Negierung auf 
Ihre Anfrage vom 22. v. M., die Beitragspflichtigfeit der Offi: 

ziere zu den Kommunallaften betreffend, erwiedert wird, die Mi— 
litairperfonen weder zu-den Bürgern, nody zu den Schußverwands . 
ten einer Stadt; fie find daher als in ihrem Garnifonerte nicht 
woirfiich wohnhafte, fondern dafelbft vorübergehend fich aufhaltende 
Perfonen zu betrachten, und deshalb können fie zu einer die Ein: 
wohner treffenden Vermögensſteuer nicht herangezogen merden, 
fo lange fie nicht durdy Gewinnung des Bürgerrechts in ein be 
fonderes Berhältuiß zur Kommune treten, In Fällen, wo. bei 
Erwerbung des Grundbefiges die Gewinnung des Bürgerrechte 
nicht nöthig iſt, und dergleichen Fälle fommen nad $. 15. der 
repidirten Städte-Ordnung an Orten, wo diefe gilt, auch vor, kann 
eine aktive Militairperfon wegen dieſes Grundbefiges oder wegen 
ihres fonftigen Vermögens zur Cinfommenfteuer nicht angezogen 
werden, wogegen es fich von felbft verficht, daß die Grundfieuer 
*) Jahrg. 19823. Ites Heft, ©. 697. | 
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und die Zufchläge zu derfelben von ihr entrichtet werden müffen. 
Bon den mit ihren Ehemännern nicht in Gütergemeinfchaft le: 
benden Ehefrauen der Militairperfonen wird in der Negel gleich: 
falls feine. Einfommenfteuer erhoben werden füunen, weil diefe ib: 
ren. Ehemännern gleich behandelt werden müſſen, und überdies eine 
nur von den Nevenüen und nicht von der Subftanz des Vermö— 
gens zu entrichtende Steuer den. Ehemann treffen würde, wenn 
felbiger — oder vertragsmaͤßig Nießbraucher des Vermögens 
ſeiner Frau iſt. 
Berlin, den 20. Mai 1836. | 
„Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 
— — — 


99. 


Reſolution des Miniſteriums des Innern und ber Po; 

ligei, an die Aelteften der Schügengilde in Poelig, die 

Nichebefreiung des Schügenfönigs von Kommunal-⸗Ab— 
gaben betreffend. 


Es unterliegt keinem Zweifel, daß’ durch die 86. 32. und 33. 
der Städte: Ordnung vom 19. November 1808., die Befreiung 
von den Kommunal-Abgaben, weldye an einigen Drten dem jedes: 
maligen Schübenfönig zugeftanden haben mag, aufgehoben worden 
ift, und daß deshalb an Drten, wo die Städte-Drdnung gilt, der 
Schützenkönig, gleich den übrigen Einwohnern, zu den Kommunal: 
Laften beitragen muf. Hiernach finde ich feine Beranlaffung, den 
Erlaß des Magiftrats zu Voelig vom 19. Februar und die Ber: 
fügung der Königl. Regierung vom 12. April d. J., über welche 
die Aelteften der Schüßengilde unterm 5. v. M. fich befchwert 
haben, wieder aufzuheben. & 

Berlin, den 9. Juni 1836. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Nohom 





400. 


Auszug aus der Verfügung des Königl. Oberpraͤſiden— 
ten der Provinz Preußen, an die KRönigl. Regierung 
zu Danzig, das Hinfichts der Kommunal: Steuer: Bes 
ſchwerden zu beobachtende Verfahren betreffend. 





Zn jeder Kommung, von deren Mitgliedern eine Abgabe nad) 
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Berhältniß des Einfommens erhoben wird, iſt, wo · dieſes noch nicht 
ſtattfinden ſollte, 
1) eine Einſchätzungs⸗ Kommiſſion, und 
2) eine Reklamations-Kommiſſion, 
beide aus einer verhältnigmäßigen Anzahl von —— 
und andern Bürgern beſtehend, zu bilden. 
Die Einſchätzungs-Kommiſſion repartirt die Kommunal-Abgabe 
auf die einzelnen Mitglieder der Kommune, nach ihrer Kenntniß 
von der Einnahme derſelben. 
Behauptet ein Mitglied der Kommune, weniger Einnahme zu 
haben, als nach ſeiner Einſchätzung angenommen iſt, ſo entſcheidet 
über, eine ſolche Reklamation die Reklamations— Kommiſſion, vorbe⸗ 
haltlich der übrigen geſetzlichen Rekurs-Inſtanzen. 
Einer jeden Reklamation gegen die Einſchätzung iſt 
eine ſpezielle, die einzelnen verſchiedenen Einnahme-Quellen 
angebende Faſſion des Einkommens beizufügen und derſel⸗ 
ben diejenigen Dofumente (Schuldverfchreibungen, Hypo—⸗ 

thekenſcheine, Handlungs: und Haus: Bücher) beizufügen, 
aus welchen die Richtigkeit der Faſſion beurtheilt werden 
fann. 

Hält die Neflamations « Kommiffion die eingereichte Faffion 
nicht für vollftändig, oder in den einzelnen Voſi tionen nicht 
für a rap fo .ift fie befugt, zu verlangen, 
| ‚ daß der Neflamant die. Vollſtändigkeit, reſp. Nichtigkeit 

der eingereichten Faſſion eidlich erhärte. 

Kann der Reklamant die Nichtigfeit der einzelnen Poſi tionen 
feiner, Faſſion anf andere Art nicht nachweifen, fo iſt er befugt, 
fi zum Manifeftations-Eide zu erbieten. 

„In den feltenen. Fällen, in welcden nach dem Vorſtehenden 
das Beweismittel des Eides die Nichtigkeit einer Faſſion darthun 
foll, hat jedesmal der betreffende Magiftrat an die vorgeiehte Kö— 
nigl. Regierung zu berichten, Damit diefe prüfe, ob die Beſchwerde 
nicht ohne Eid. befeitigt werden kann, und enticheide, ob, der Re: 
flamant, weldyer fih zum Eide erboten hat, die. gehörige Sorgfalt 
angewendet habe, um feine Weberbürdung. auch ohne Eid darzus 
thun, und ob der Reflamant feiner Moralität nach zum Eide ver: 
ftattet werden darf. In bedenklihen Fällen wird es zweckmäßig 
fein, die Reflamanten aufzufordern, ihre Faffion coram .depntato 
Magistratus, nad). erfolgter Belehrung über die Erforderniffe, die 
Wichtigfeit- und die Folgen ‚giner Fafjion, anzufertigen; auch wird 
erfogderlichen alles eine fürmliche: Juſtruktion über die Ausitel- 
lungen der Neflamations s Kommiſſion hinſichts der Faſſion anzu: 
ordnen, die Manifeſtations-Eide in Kommunal-Abgabe-⸗Beſchwerde⸗ 
Sachen aber ſtets nad) vorgängiger Admonition per einer faljchen 
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oder fahrläffigen Eidesleiftung, vor verfammeltem Magiftrats: Kol 
fegio abzunehmen fein. | 
Königsberg, in Pr., den 19. Mai 1836. 


Der Oberpräfident. 





v. Schön. 
VIII. 
—Polizei. 
Ab a 
Sm Allgemeinen. 
101. Ä 


Reffript des Königl. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei an die König. Regierung zu N., die Anftellung 
und Entlaffung ftädtifcher Polizeidiener betreffend. 





Menn die Königl. Regierung nach dem Berichte vom 11. v. 
M. bei Rechtfertigung des gegen den Polizeidiener N. beobachte: 
ten Berfahrens annimmt, daß die Polizeidiener überhaupt zu den 
auf Kündigung anzuftellenden Beamten gehören, fo ift die Königl. 
Negierung im Irrthume, da diefelben Feinesweges bloß mecaniich 
und tagelöhnermäßig befchäftigt werden. Die Polizeidiener müß— 
fen nicht allein lefen und fchreiben können, fondern in vielen Fb 
len auch felbitftändig nach eigenem Ermeffen handeln; und außer 
dem erfordert die befondere Glaubivürdigfeit, welche ihnen geſchenkt 
werden muß, eine fefte und geficherte Stellung. Deshalb hat auch) 
fhon das Minifterium durch das in den Annalen der Inneren 
Staatsverwaltung (1827. ©. 152.) zur allgemeinen Kenntniß ge 
brachte Reſkript vom 24. Januar 1827. feine Anficht ausdrüdtlich 
dahin ausgefprochen, daß die Polizeidiener zu den bloß mechani⸗ 
fchen Unterbeamten nicht ‚gerechnet werden Fönnen. 

Db die Befoldung eines ſolchen Beamten aus Staats⸗ oder 
Kommunal: Kaffen erfolgt, -ift in diefer Beziehung ganz gleichgül⸗ 
tig, da die Eigenſchaft des Amtes immer dieſelbe bleibt. Uebri⸗ 
gens kann die Nothwendigkeit definitiver, feſter Anſtellung nd 
geſetzlicher Probezeit nur die gute Folge haben, daß man bei Aus⸗ 
wahl der Subjektive vorſichtiger, und bei Beurtheilung ihrer oo 
beleiftungen firenger if. Wäre aber auch der ıc. N. nicht als 
Polizeidiener, fondern nur zu mechanifchen Dienftleiftungen ang" 





— — 
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ſtellen geweſen, ſo hat die Königl. Regierung doch immer darin 
gefehlt, daß Sie denſelben auf unbedingten Widerruf an— 
geſtellt hat. Denn dergleichen Anſtellungen ſollen nur auf Kün— 
dig ung erfolgen, und in allen Fällen find die Königl. Regierun— 
gen auch bei den bloß auf Kündigung angeftellten Beamten, bin: 
fichtlich ihrer „Entlaffung an diejenige Förmlichkeiten gebunden, 
welche die Gefchäftsanweifung vom 31. Dezbr. 18925. *) Abfchnitt 
II. lit. A. sub rubr.: „‚Entlaffung der Beamten” vorſchreibt. 
Berlin, den 4. Juni 1830. 
Minifterium des Innern und der Polizei. 
Koehler. | 
°) Jahrg. 1825. Ated Heft, ©. 825. 


—— — 


102. 


Cirkular⸗Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 

und der Polizei, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, 

ſo wie abſchriftlich an das Koͤnigl. Polizeipraͤſidium 

hieſelbſt, betreffend das Verfahren bei Verzichtleiſtung 

ber Gendarmen auf die Befirafung der ihnen im Dienfte 
jugefügten Beleidigungen. 


Um die, hinfichtlih des nach der Allerhöchſten Verordnung 
vom 20. Dezember 1834. zu beobacdhtenden Verfahrens bei Ber: 
zichtleiftung der Gendarmen auf die Beflrafung der ihnen im 
Dienfte zugefügten Beleidigungen, angeregten Zweifel zu heben, 
ift im Einverftändniffe des Königl. Kriegsminifterii befchloffen wor: 
den, daß bei dem gleichzeitigen Berhältniffe der Gendarmen als 
öffentliche Beamte und als Militairperfonen, in jedem Falle vor 
weiterer Befchlußnahme über eine ſolche Verzichtleiftung, eine wech— 
felfeitige Berathung zwifchen der betreffenden Eivil- und Militairs 
Behörde ftattfinden fol, und daß demgemäß diesfällige Antrüge, 
wenn fie bei dem Brigadier der Gendarmerie eingehen, der betref: 
fenden Provinzial:Regierung, und wenn fie bei diefer eingehen, dem 
Gendarmerie s Brigadier zur Erflärung mitzutheilen find; mögte 
fih darüber eine durch wechfelfeitige Aeußerung nicht zu hebende 
Meinungsverfhiedenheit ergeben, fo ift darüber an die Minifterien 
des Krieges und des Innern und der Polizei zur Entfiheidung zu 
berichten. Gehen Anträge auf Genehmigung der in Rede fichen: 
den Berzichtleiftung bei untergeordneten Behörden ein, fo find die: 
felben, wie fie von Seiten der Gendarmerie-Offiziere dem vorge: 
fegten Brigadier vorgelegt werden, von Beiten der Eivilbeamten 
der vorgefegten Regierung zur weitern Beranlaffung zu überweifen. 





* 
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Mit dem Bemerken, daß gegenwärtiger Erlaß den Königl. 
Miniſterien des Krieges und der Juſtiz Behufs der weiteren Ver— 


anlaſſung reſpektive an die Brigadiers der Gendarmerie und an 


die Gerichtsbehörden mitgetheilt iſt, wird die Königl. Regierung 
aufgefordert, in Gemäßheit deſſelben zu verfahren, und die betref— 
fenden Behörden mit der erforderlichen Anweiſung zu verfehen- 
Berlin, den 19. Zuli 1836. 
Minifterium des Innern und der Polizei. 
Koehler. 


103. - 
Auszug aus der Reſolution des Miniſteriums des In— 
nern und der Polizei an den Magiſtrat zu N. und ab: 
fhriftlih an die König. Regierung zu Potsdam, be 
treffend die Befugniß der Magifträre zur Feflfegung von 
Polizeiftrafen gegen die Landraͤthe. 





Im Allgemeinen unterliegt es feinem Zweifel, daß der Ma: 
giſtrat fo befugt als verpflichtet fein würde, auch gegen den Kreis: 
Landrath eine Polizeiftrafe feftzufegen, wenn derfelbe innerhalb 
der frädtifchen Polizeivermaltung eine folde verwirft haben follte; 
und habe ich deshalb die Belehrung des Landraths N. in diefer 
Beziehung veranlaft. 

Berlin, den 23. April 1836. 

Der Minifter des Innern und der Polizei 
v. Rodhom. 


Abſchrift hievon der Königl. Regierung in Potsdam zur Nach— 
richt mit der Veranlaſſung, den Landrath N. darüber zu beleh— 
ren, daß die in feinem Erlaſſe vom 21. Januar d. J. ausgeſpro— 
chene Meinung über die Exemtion der Landräthe von der Polizei— 
gerichtsbarkeit der Magiſträte ganz unbegründet fei. 

Berlin, den 23. April 1836. 

* Miniſter F tie und der vn 
Rochow. 


— — 


104. 
Reſolution des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und 
der Polizei an den Juſtizrath N. hieſelbſt, daß für Pri— 
vatzwecke polizeiliche Berhandlungen nicht mitgetheilt 
a | werden Fonnen. 





Nachdem Ihre in der Injurienſache des N. bei dem Konigl. 
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Juſtizminiſterio eingereichte Vorſtellung vom 26. v. M., wegen 
der verfagten Mittheilung von Abfchriften aus den Aften des hie: 
figen Polizeipräfidii, an mid) abgegeben worden, eröffue ich Ihnen, 
Daß die in dem diesfälligen Grlaß des Polizeipräfidii vom 13. v, 
M. ausgefprochene Anfiht von mir nur gebilligt werden kann, 
indem_polizeiliche Berhandlungen nicht aufgenommen werden, um 
prozeflirenden Parteien. Information oder Beweisftüde für ihre 
Streitfahen zu liefern. 
Berlin, den 11. Mai 18306. FRA 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 

| ‚dv. Rochow. : 


— | 
Eenfurwefen und Buchhandel. 
105. 


Cirfular:Reffript des Koͤnigl. Staatsminifteriums an 

ſaͤmmtliche Koͤnigl. Oberpräfidien, betreffend. die Heraus: 

gabe von Karten größerer Gebietscheile der Monarchie 
in größeren Maßftäben. 





Nachdem wiederholt und mehrfeitig eine Aenderung in dem 
Derbote der Herausgabe von Karten größerer ‚Gebietstheile der 
Monarchie in größeren Maßſtäben dringend in Anregung gekom— 
men ift, hat das Staatöminifterium den Gegenfiand in nähere Er; 
mwägung gezogen und fich veranlaßt gefunden, Sr. Mujeftät dem 
Könige diefe Angelegenheit mit der Bitte vorzutragen, die Aller;, 
böchfte Beflimmung vom 25. Oftober 1820. weaen Geheim-: 
haltung der zum militairifhen Gebrauche geeigneten Karten auf: 
zuheben, um dann Die bisherigen befondern, die Herausgabe von 
Karten und Plänen befchränfenden Feſtſetzungen angemeffen zu 
erweitern. 

Des Königs Majeſtät haben durch die in vidimirter Abſchrift 
beigehende Allerhöchſte Kabinets: Drdre vom 25. v. M. (Anl. a.) 
Diefen Antrag zu genehmigen geruhet. 

Während Danach) die gefeglichen Cenſur-Vorſchriften, na: 
mentlich die Bekanntmachung vom 16. Januar 1816. (Geſetz⸗ 


Sammlung ©. 92.) wonach alle herauszugebenden Karten ꝛc. vor:” 


her dem. Königl. Statiftifchen Bureau zur Cenfur eingereicht wer: 
den müſſen, in aller Kraft fortbeftehen, wird doch die Größe des 
zur Anwendung gebrachten Mapftabes fortan im Allgemeinen Fein 


* 


J 


* 
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Hinderniß mehr jein, Karten und PMäne zu veröffentlichen. Nur 
die Feftungen bleiben davon. ganz ausgenommen, dergeftalt, daß 
nicht allein die Beſtimmung der Allerhöchſten Kabinets-Ordre vom 
18. April 1834., wodurch dem Herrn General: Infpefteur der 
Seftungen und dein Herren Chef des Generalftabes der Armee die 
Tenſur der Situations-Karten und Pläne von befefligten Städten 
oder Feſtungen und ihrer Umgegend von allen Maaßſtäben fpeziell 
übertragen worden iſt, ohme Einfihränfung aujrecht erhalten wird, 
fondern insbefondere auch noch folgende Punkte als leitender Grund: 
fa für die Cenſur der Karten und Pläne, in foweit fie befeftigte 
Städte oder Feftungen enthalten, oder berühren, zur. Bedingung 
gemacht find: 
1) Bon allen Feftungen ‘oder befeftigten Städten darf fich die 
Darſtellung des von’ der Befeftigung umfchloffenen Raumes 
nur bis einfchließlich der, innerhalb des Hauptwalls länge 
deffen Fußes belegenen Wallſtraße, oder — in Erman- 
gelung einer ſolchen Strafe — bis zum innern Wallfuße 
felbft erftreden. 
2) Alle und jede Befeftigung, fie beftehe aus zufammenhängen: 
den Linien, oder einzelnen detachirten Feſtungswerken, darf 
in feinerlei Art in die Karte oder den Plan aufgenommen, 
mithin auch nicht die äußere Contour, oder der Fuß des 
: Glacis, darin verzeichnet werden. 
3) Die im Rayon der Feſtung befegenen DOrtichaften, Mühlen, 
Krüge, Gebäude und Gehöfte jeder Art, imgleichen die Flö— 
: sen und Gewäſſer, die Landitraßen, Wege und Brüden dür: 
fen zwar vollftändig in die Karte oder den Plan eingetra: 
gen werden, dagegen muß ci 
4) Alles, was die nähere: Terrain : Befchaffenheit erkennen läßt, 
alfo die Einzeichnung des Terrains, die Bezeichnung der Hö- 
hen und Tiefen, Wiefen, Sümpfe, Gefträuhe und Wälder 
innerhalb des Flächenraums zwifchen dem Glacis und dem 
äußerfien Iten Feftungs: Rayon von 1800 Schritten (Re: 
gulativ v. 10. Septbr. 1828., Gefeß: Sammlung ©. 120.) 
aus der Karte oder dem Plane mweggelaffen werden. 

In Folge deffen erleidet nun das beftehende Verfahren eine 
Modifikation dahin, daß — (außerdem, daß die Pläne und Si— 
tuationg: Karten der Feftungen und ihrer Umgegend nad der Als 
lerhöchſten Kabinets:Ordre vom 18. April 1834. (Gefeß: Samml. 
©. 66) zur Cenfur des Heren General: Infpefteurs der Feſtun— 
gen und des Herrn Chefs des Generalftabes der Armee, nad) 
wie vor ohne Uuterfchied der Größe des Mapftabes gelangen mül: 
fen) — die zur Eenfur des Königl. Statiftifhen Bureaus gehö: 
renden Karten und Pläne im dem Mapftabe von „55,005 und ei: 
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nem größeren, Fünftig bleß noch in denjenigen Fällen, wo fie be: 
feftigte Städte oder Feflungen enthalten oder berühren, dem Herrn 
Chef des Generalftabes der Armee in den betreffenden Seftionen 
zue Erflärung vorzulegen find, in allen übtigen aber von Seiten 
des Königl. Statiftifchen Bureaus die Erlaubniß zur Herausgabe | 
in Gemäßheit der Genfur:Vorfchriften nach Befinden ohne Weite: 
res ertheilt werden Fann. 

Ew. Hohwohlgeboren werden ergebenft erfucht, von diefer Mit: 
theilung den geeigneten meiteren Gebrauch zu machen, fo wie ins: 
befondere auch aefälligft darauf zu halten, dag die Aufnahme grö- 
ßerer Landestheile Niemandem geftattet wird, der nicht. dazu be: 
fuat it. 

Berlin, den 31. Mai 1836. 

Er Königl. Staateminifterium, 
v. Altenflein. v. Lottum, dv. Brenn. v. Kampp. 

Mühler. Ancilton v. Rochow. dv. Nagler. 

v. Alvensleben. Für den Kriegsminifter: 
v. Schoeler. 


| . 

Auf den Beriht des Staatsminiſteriums vom 14. d. M erfläre 
Ich mich mit der Anficht deffelben, in Bezug auf die Herausgabe von 
Landkarten größerer Gebietstbeile der Monarchie unter der Befchränfung 
auf den zur Größe von zaz,asz. einverflanden, uud will 
mit Aufhebung Meiner Befimmung vom 25. Oftober 1820., die Ges 
heimhaltung der zum militairifchen Gebrauch geeigneten Karten betref: 
fend, das Staatsminifierium nach feinem Antrage autorifiren, die bis: 
berigen befondern, die Herausgabe von Karten und Plänen befchränfens 
den Feſtſetzungen, jedoch unter Aufrechthaltung der gefeglichen Genfurs 
Borfchriften, namentlib der Befanntmahung vom 16. Fanuar 1816. 
und mit Beruͤckſichtigung der in Anfehung der Zeitungen von Ihnen, 
dem Kriegsminiſter, bevormorteten Mobdififationen, nach welchen die bis» 
ber übliche Art der Eingeihnung der Feſtungen beibehalten wırd, ange 
meffen zu ermeitern. Ich feße biebei zugleich. feit, daß die Aufnahme 
größerer Landestbeile, 3. B. der Kreife, der Megierungsbezirfe ıc. nur 
von den Ötaatsbehörden, «8 fei von dem Chef des Generalftabes der 
Armee allein, oder, unter feiner Konfurreng, von dem betreffenden Vers 
waltungsChef, veranlaßt und ausgeführt werden dürfen, denen ale» 
dann, ‚wenn fie die Herausgabe von, Karten des aufgenommenen Ter⸗ 
rains beabfichtigen, die- weitere Unterbandlung mit Privat-Unternehmern 
Behufs des — uͤberlaſſen bleibt. 

Berlin, den 25. April 1836. 


Friedrich Wilhelm. 


Un | 
das Etaatöminifterium. 
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106. u 
Reffripe der Königl. Minifterien an den Königl. Ober: 
präfidenten der Rheinprovinz, und abfchriftlich) an das 
Königl. Ober⸗Cenſur⸗Kollegium, die Genfur der öffentlichen 
Mitcheilungen aus den Affifenverhandlungen: betreffend. 





Indem wir Em. Hochmohlgeboren auf Shren Bericht vom 
16. Dezember v. J., die Veröffentlichung der Affifenverhandlun: 
gen betreffend, den damit eingereichten diesfälligen Erlaß des Herrn 
Fuftizminifters von Kamptz vom 2. Dezember v. J. und die zu: 
gleich vorgelegten Blätter der Düffeldorfer Zeitung hierneben zu= 
rücdfenden, können wir dag bisher von Ew. Hochwohlgeboren zur 
Berhütung unangemeffener oder unerlaubter Mittheilungen über 
die Affifenverhandlüngen in öffentlichen Blättern beobachtete Ber: 
fahren, und infonderheit die am 16. Dezbr. v. 3. den Eenforen der 
Zeitichriften in Diefer Sinficht ertheilte Anweiſung, (Anl. a.) zwar 
nur billigen; in Folge des wiederholt ausgefprochenen Wunſches 
des gedachten Herrn Zuftizminifters finden wir uns indeffen ver: 
anlaßt, Ew. Hochwohlgeboren zu ‚erfuchen, die betreffenden Cenſo— 
ven noch befonders anzumeifen, daß jie nicht allein nad) Ew. Hoch: 
wohlgeboren Anordnung aucd in Anfebung aller derjenigen Ver: 
handlungen fich achten, welche nach der durch die Amtsblätter der 
rbeinifchen Regierungen bekannt gemachten Alterhöchften Beftim- 
mung vom 4. Januar d. 3. *) von der Deffentlichfeit ausgefchlof- 
fen find, fondern auch überhaupt in den Mittheilungen über die 
Affifenverhandlungen Alles ftreichen, was ſich auf Verlegung der 
Schambaftigfeit, Abtreibung der Leibesfrucht und ähnliche, dem 
Sittlichfeitsgefühle zu nahe fretende Vorfälle beziehet, und außer: 
dem die Namen der Angefihuldigten, ſobald ſich Ddieferhalb den 
Umftänden und Berhältniffen nach ein Bedenfen ergeben mögte, vor 
Allem aber die der Freigefprochenen, nicht mif abdrucken laffen. 

Berlin, den 12. Mai 1836. — 

Die Miniſter | 
der geiftlichen, Unterrichtds der auswärtigen des Innern und 
und MedizinalAngelegene Angelegenheiten. © der Polizei. 

heiten. Ancillon. v. Rocho w. 
v. Altenſtein. 
°) Im iſten Hefte, ©. 168, 


— FAT 

Sch finde mich veranlaßt, hierdurch zu beflimmen, daß über diejeni- 
gen Verhandlungen der Affiffenböfe, welche nach) den Allerhoͤchſten Ver⸗ 
ordnungen v. 31. Sanr. 1822. und v. 14. April 1830. bei verfchlofs 
fenen Zhüren Rattfinden follen, auch in den dffentliihen Blättern feine 
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Mittheilung gemacht werde, und veranlaffe die Herren Eenforen, ‘allen, 
folche Fälle behandelnden oder auch nur erwaͤhnenden Artikeln das Im— 
primafur zu verweigern. _ 
Koblenz, den 16. Dezember 1835. 
Der DOberpräfident der Rheinprovinz. 
: v. Bodelfhwingp. 
An 
die Herren Genforen der vperiodifchen Blätter, 


\ 107. 
Refolution des Könige. Minifteriums des Innern und 
der Polizei an den Buchhändler N. hiefelbft, und ab- 
ſchriftlich an das Königl. Polizeipräfidium biefelbft, das 
Verfahren gegen den Handel mit Nachdruͤcken betreffend. 


Auf Ihre BVorftellung vom 10. d. M., wegen des Seitens 
des hiefigen Polizei-Präfidii gegen einen Verkäufer nachgedrudter 
Werke auf Ihren Antrag beobachteten Verfahrens, gebe ih Ih— 
nen zu erfennen, daß die Polizeibehörde gegen den Nahdrud nur 
auf gehörig begründetes Anfuchen der Betheiligten, und im: 
mer nur durd vorläufige Befhlagnahme der vorfandenen 
Nahdrud:Eremplare einfchreiten fan, die weitere Berfolgung 
der durch Verletzung des fchriftftellerifchen Cigenthums oder des 
Verlagsrechtes herbeigeführten Entfhädigungs:Anfprüce, fowie die 
Ahndung der etwa ermittelten Vergehen aber dann der Gerichte: 
behörde überlaffen muß. Als Betheiligte, deren Antrag ein poli- 
zeiliches Einfchreiten‘ bearünden fann, find jedeh nur die Ber 
faffer nachgedruckter Schriften und diejenigen anzufehen, denen 
ein Derlagsrecdht zufichet, weil nur bei diefen von einer Der: 
letzung ihrer Rechte die Nede fein Fann. Andere Buhhändter Fön: 
nen dagegen, aus dem allgemeinen ntereffe, welches fie bei 
der Unterdrückung des Nachdruds haben, Feine Regitimation herfeis 
ten, bei der Polizeibehörde die Befchlagnahme nachgedruckter Schrifr 
ten in Antrag zu bringen. , | RE: 
Auch das Allgemeine Landrecht fegt Th. II. Tit. 20. $. 1296. 
a. zum Bwede der Konfisfation ꝛc. ausdrüdlih einen Antrag 
des rechtmäßigen Verlegers voraus. Die Auslegung, melche 
Sie dieſer Borfchrift geben, fann daher als begründet um fo we— 
niger anerkannt werden, als der eigentliche Thatbeftand nur durch 
diejenigen, deren fchriftftellerifches Eigenthum "oder Verlagsrecht 
verlegt worden, beſtimmt feflzuftellen if. - - Be a 
Hiernach muß e8 bei dem Ihnen von: dem hiefigen Polizei: 
Präfidio, auf Ihren Antrag wegen des Antignars N. unterm 9. 
v. M. ertheilten, hierneben zurücfolgenden Beſcheide fein Bewens 
den behalten, und Ihnen überlaffen bleiben, ob Sie Sich mit ei: 
nem Antrage auf Konfisfation der bei dem ꝛc. RN. vorgefun« 
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denen angeblichen Nachdrüde, welche ohmedies in feinem Falle 
durch das Polizei:Präfidinm all fann, an die Gerichtsbehörbe 
wenden wollen. 
"Berlin, den 17. April 1836. 
Der Minifter * — und der Polizei. 
Rochow. 


Polizei der — Lebensbeduͤrfniſſe. 


108. 
Reſkript der Koͤnigl. Miniſterien an die Koͤnigl. Res 
gierung zu Arnsberg, die Aufſtellung der monatlichen 
Marktpreis⸗Nachweiſungen betreffend. 





Das in dem Berichte der Königl. Regierung vom 26. Fer 
bruar d. J. aufgeſtellte Bedenken: 

hinſichtlich der in den einzuſendenden monatlichen Marktpreis⸗ 

Nachweiſungen des Getreides, der Fourage und der Biftua: 

lien, aufzuführenden Orte, 
erſcheint in ſo fern unbegründet, als es ſich von ſelbſt verficht, daß 
von denjenigen Orten, wo Getreide: und Fourage-Märkte nicht 
ftattfinden, auch feine Getreide: und Fourage⸗Markt preiſe ange⸗ 
geben werden können; mithin die Nachweiſungen, in Bezug auf 
dieſe Preiſe, auf die wirklichen Marftpläge ſich befchränfen müffen. 

Dagegen dürfen, in Bezug auf die Biftualien-Preife, 
die Garniſon-Orte des Bezirks, nach Inhalt der Verfügung’ 
vom 17. Januar a. c.*) von der Aufnahme in die gedachten 
Nachweiſungen nicht ausgefchloffen bleiben, da die Viftualien, wenn 

auch nicht befonders zu Markte gebracht, doch öffentlich feil ge: 

halten werden, mithin auch deren gangbare Preife angegeben wer: 
den Fünnen, welche für die Garnifon von weientlichem Sutereffe find. 

Nach diefen Andeutungen hat die Sönigl en daher 
fünftig zu verfahren. 

Rerlin, den 9. April 1836. 


Minifterium des Innern für Ge Kriegs: Minifterium. 
mwerbe:Angelegenheiten. | v. Witzleben. 
v. Brenn. 
Minifterium des Königl. Hauſes. Minifterium des Innern und 
Zweite Abthl. | der Polizei. 
v. Ladenberg. In Bertretung. 
Köhler. 


*) Im erften ‚Hefte ©. 166. z 
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109. 


Refolution des Minifteriums des Innern und der Po- 
lizei an den Schaufpiel-Direftor N., die Ausübung der 
Theaters Polizei betreffend. | 


Der in Ihrer Vorftellung vom 26. v. M. geftellte Antrag, 
die Mitglieder Ihrer Bühne zu allen aus Ihren Kontraften 
und den Theatergefegen hervorgehenden Leiftungen und Oblies 
genheiten durch polizeiliche Zwangs-Maßregeln anzuhalten, 
ift gefetzlich nicht zu begründen. Ein Einfchreiten der: Polizeibe⸗ 
hörde in diefe Verhältniſſe ift nur in fo weit gerechtfertigt und 
erforderlich, als fie irgend einen Einfluß auf die öffentliche Ruhe 
zu gewinnen fcheinen, und für folhen Fall muß dem Ermeffen 
derfelben die Art und Weife diefes Einfchreitens anheimgeftellt blei— 
ben, da in einem folchen Falle nicht immer bloß Zwangs: Maß» 
regeln gegen die Mitglieder der Bühne zum Nefultate führen 
werden. In allen anderen Beziehungen bleibt der Vertrag eines 
Schaufpiel:Unternehmers mit den Mitgliedetn feiner Bühne ein 
Privat: Vertrag, und die Streitigkeiten, welche über Auslegung 
und Erfüllung deffelben entftehen, gehören vor den Richter. 

Berlin, den-15. April 18306. — 

Der Miniſter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. | 








110. 
KReffripe der Königl. Minifterien an das Königl. Polis 
zeipräfidium und abfchriftlic an den Magiſtrat hieſelbſt, 
die Begleitung und Führung blinder Mufifer durch 
| | Kinder betreffend. nn men 





Um dem zur Sprache gekommenen UWebelftande, dab blinde 
Mufifer fich nicht felten fremder ſchulpflichtiger Kinder als Yes 
gleiter und Führer bedienen, und. dieſe dadurch vom Schulunters 
richte entfernt und an ein umberziehendes müßiges Leben gewöhnt 
werden, abzuhelfen, finden, ſich die unterzeichneten Minifterien zu 
der Feſtſetzung veranlaßt, daB blinde Mufifer im Allgemeinen ſich 

Arinalen, Heft II. 1836. &c | 


> 
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fremder Kinder unter 14 Jahren in feinem Falle, felbft nicht au« 
fer den Schulftunden, ihrer eigenen fchulpflichtigen Kinder aber 
nur dann bedienen dürfen, wenn fie felbft durch eine eigene voll, 
fommene vormwurfsfreie Führung und gute Erziehung ihrer Kin— 
der zu der Dermuthung berechtigen, daß fie dadurch ihre Kin, 
der von dem nothwendigen SchulsUinterrichte nicht abhalten, auch 
fonft ein moralifches Verderbniß derfelben ihrerfeits felbft verhü— 
ten werden. | 

Das Königl. PolizeisPräfidium wird angemiefen, Fünftig 
hiernach zu verfahren und für. die Bekanntmachung diefer Vorfchrift 


zu forgen. | 
Berlin, den 18. Zuli 1836, 
Minifterium 
der Geiftlichen, Unterrichts: und des Innern und der Polizei. 
Medizinal- Angelegenheiten. Koehler. 


Nicolovius. | 


111. 


Reffripe des Könige. Minifteriums des Innern und 

der Polizei an die Königl. Regierung zu N., die polis 

zeiliche Einfchreitung gegen vermeintliche Konfubinate 
| betreffend. 





Die gefchiedene N., hat über das gegen fie, wegen ihres Ver: 
hältniffes zu dem Gutsbefiger N. beobachtete Verfahren, unter 
Veberreichung einer Abfchrift der dieferhalb vun der Königl. Nes 
gierung dem Landrathe am 19. v. M. ertheilten Anweifung, Bes 
fchwerde geführt. | 

Das Minifterium des Innern und der Polizei kann, wie 
der Königl. Negierung in Folge deffen bemerflic gemacht wird, 
die in jener Verfügung ausgefprochene Anficht nicht theilen. 

Es ift zwar überaus mwünfchenswerth, ein Aergerniß, welches 
ein. Fall, wie der in Rede fiehende geben muß, zu vermeiden; die 
König. Regierung geht aber zu weit, wenn Sie dies auf dem 
von Ihr eingefchlagenen Wege bewirken will. Die Gefege vers 
bieten allerdings das Zufammenleben derjenigen Perſonen, 
zwifchen welchen wegen obmwaltender Ehehinderniffe eine Ehe nicht 
ftattfinden fann. Darunter ift jedoch nur ein Zufammenfeben zu 
verftehen, welches den äußeren Schein einer ehelichen Verbindung 
trägt, und hierdurch DBeranlaffung zum Aergerniß giebt. Die 
Polizeibehörde würde daher in ihrer darauf gegründeten Ermädhtis 
gung, ein ſolches Zufammenleben zu hindern, höchftens foweit gehen 


— 
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fönnen, das Zufammenleben von Perfonen diefer Art in Einem 
Haufe nicht zu dulden. Denfelben aber den gleichzeitigen Auf: 
enthalt in einem Orte zu unterfagen, würde fo wenig aus der 
Tendenz jener Vorſchrift zu rechtfertigen, als überhaupt durdyzus 
führen fein. 
Berlin, den 28. Juni 1836. 
Minifterium des Innern und der Polizei. 
Koehler. 


| 112. 
Reffripe des Könige. Minifteriums des Innern und 
der Polizei an das Königl. Polizei⸗Praͤſidium hieſelbſt 
und abfchriftlih an die Königl. Regierung zu Potsdam, 
betreffend die Ausftellung von Fuhrungszeugniffen Seis 
tens ber Dorfſchulzen behufs des Antritts von Ges 
findedienften. Ä | 


Auf den Bericht vom 30. v. M., in Betreff der häufig von 
Dienfifuchenden Perfonen zum Nachweiſe ihrer guten Führung bei: 
gebrachten Zeugniffe von Dorfichulzen, wird dem Königl. Polizeis 
Präſidio zu erkennen gegeben, daß es feinem Bedenken unterliegt, 
dergleichen Zeugniffe, wenn fonft ihre Aechtheit nicht in’ Zweifel 
zu ziehen ift, auch ferner als genügend anzunehmen, da es allers 
Dings zu den Obliegenheiten der Schulzen gehört, Attefte dieſer 
Art auszuftellen. Was dagegen die Nothwendigfeit der Berwens 
dung eines Stempels zu dergleichen Zeugniffen für . ahgehende 
Dienftboten betrifft, welche ohnehin in der Negel zu den Armen 
gehören; fo ift in den vorfommenden Fällen vor Feftfeßung einer 
Stempelftrafe erft durch Verftändigung mit der betreffenden land- 
räthlichen Behörde zu erörtern, ob ein Stempel hätte verbraucht 
werden müffen, oder ob eine Ausnahme zuläffig war. | 

Berlin, den 30. April 1836. | 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
81 Rochow. 
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. E. 

Paß⸗ und Fremden Polizei. 
113. — 


Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 

Polizei an den Koͤnigl. Polizeipraͤſidenten hieſelbſt, die 

Ausſtellung der Wanderpaͤſſe fuͤr Handwerksgeſellen 
durch deren Heimathosbehoͤrde betreffend. 





Ich nehme Anſtand, Ew. ıc. auf Ihren Antrag in dem Bes 
richte vom 28. v. M. von der Befolgung der in der Generals 
Paß⸗Inſtruktion enthaltenen und durch die Cirkular-Verfügung 
vom 7. dv. M. in Erinnerung gebrachten Borfchrift, wonach Wan⸗ 
derpäffe für reifende Handwerfögefellen nur durch deren. Heimathss 
‚Behörde ausgefertigt werden dürfen, zu entbinden. Zuvörderſt 
fönnen die Fälle wiederholter Paßertheilung an ein und. daffelbe 
Individuum in der Regel wohl vermieden werden, da es geſtattet 
ift, die Dauer der Wanderpäffe auf den ganzen zur Wanderung 
nachgelaffenen fünfjährigen Zeitraum auszudehnen. Findet es aber 
die. Fompetente Polizei-Obrigfeit nichts defto weniger erforderlich, 
die Gültigfeit des Paffes auf eine fürzere Friſt zu befchränfen, 
ſo erfcheint ed um fo weniger zuläffig, andern Behörden die 
Befügniß einzuräumen, dem Inhaber nad ihrem’ Ermeffen’ neue 
Mäffe zu ertheilen. —J 
Sie Schwierigkeiten, welche Ew. ꝛc. darin finden, im Wege 
einer ſchriftlichen Kommunikation der Behörde des Aufenthaltsorts 
die Anträge des Paß-Extrahenten der gehörigen Prüfung feiner 
Heimaths⸗Behörde zu unterwerfen, und die Ausantwortung des, 
eventualiter von dieſer ausgefertigten Paffes zu beiwirfen, ann 
ih in dem angegebenen Umfange nicht anerfennen. Daß ein 
Handwerksgeſell, defien Wanderpaß dem Ablaufe nahe und resp. 
voirflich abgelaufen ift, innerhalb einer ſechs- bis achtwöchentlichen 
Frift nicht fo lange auf feiner Wanderung an einem beflimmten 
Drte follte Arbeit finden fönnen, bis er auf fein Gefuch von der 
Behörde feines Wohnortes befchieden worden, diefe Beforgniß vers 
mag ich nicht zu theilen, und am wenigſten dürfte dazu Grund 
in der hiefigen Reſidenz vorhanden fein. 

' Sollte aber ein Handwerfsgefelle feine Neigung haben, zum 
Zwecke der Erlangung neuer Legitimationg:Dofumente an einem 
doch zunächſt von ihm auszumählenden Orte zu verweilen und in 
Arbeit zu treten, fo wird es um fo weniger Bedenken haben und 
den Anſchein irgend einer Härte gewinnen fönnen, ihn dazu anzus 
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halten, als ein arbeitslofes Umherſchweifen nicht gebufdet, und ein 
Handwerfsgefell, welcher acht Wochen ohne Arbeit gemefen, ber 
Morfchrift des Negulativs vom 24. April 1833 zufolge, mittelft 
Zwangspaffes in feine Heimath zurüdgemwiefen werden fen: 
Berlin, den 10. Dezember 1836. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
In Vertretung deffelben. 
Koehler. 

114. 


Ref * des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern * * 

Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Trier, dag. die 

bloß für das Inland ausgeftellten Wanderpäffe nicht 
nach dem Auslande vifirt werden dürfen. 


Der Antrag der Königl. Regierung in dem Berichte vom 
3. September d. J., 

daß die bloß zum Wandern im Snlande ausgeftellten Wan: 

derpäffe auf Verlangen auch zum Wandern in den deutfchen 

Bundesftaaten viſirt werden dürfen, wenn die betreffenden 

Individuen die zur Ausfiellung eines, Wanderpaſſes nach die« 

fen Staaten vorgefchriebenen Bedingungen erfüllen, 
ift nicht zu genehmigen. 

Manderpäffe zu Reifen ins Ausland müflen eben fo wie ges 
woöhnliche Reifepäffe nach dem Auslande auf den vpn den Königl. 
Regierungen vollzogenen Formularen ausgefiellt werden. So wer 
nig nun ein auf das Inland lautender und von der betreffenden 
DrtssPolizei: Behörde auf gemöhnlihem Formular audges 
ftellter Reiſepaß durch einen bloßen Neifevermerf nad) dem Aus: 
lande hin für gültig erflärt werden fann, eben fo wenig erfcheint 
es zuläßig, daß die zum Wandern im Inlande ausgeftellten 
Päffe durch einen von einer andern Behörde gemachten Vermerk 
auf das Ausland ausgedehnt werden. 

Die von den Königl. Regierungen über die in ihrem Aufs 
trage ausgefertigten Ausgangspäffe zu führende Kontrolle würde 
verloren gehen, wenn derartige Inlandspäſſe durch dergleichen nachs 
trägliche Bermerfe in Auslandepäffe umgefchaffen werden Fönnten, 
und e8 würden ferner die durch die Eirfulars:Berfügung vom 7. 
d. M. abgefiellten Mißbräuche der Ausfertigung von Wanderpäſſen 
durch andere als die Fompetenten Heimaths:Behörden ihrem Weſen 
nad) fortdauern, wenn die von diefen ausgeflellten Wanderpäſſe 
zur Reife im Inlande, fobald fie dem Inhaber nicht genügen, 
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fpäter bon anderen Behörden auf das Ausland ausgedehnt werben 
dürften. 

Endlich wird in Folge der Anordnungen dieſer Cirfular: Vers 
fügung eine genauere Vernehmung der Paß Ertrahenten über den 
von ihnen gemünfchten Umfang des zu ertheilenden Paſſes ftatts . 
finden, und es werden dadurch die nach der Bemerfung der Königl. 
Regierung häufig vorgefommenen Fälle einer veränderten Entfchlies 
fung der Pap: Inhaber wefentlich vermindert werden. Sollte aber 
dennoch der eine oder andere, welcher anfänglich nur im Innern 
der Königl. Staaten zu wandern beabfichtigt und feinem’ diesfälli» 
gen Antrage gemäß einen Inlandspaß ertradirt erhalten hat, fpäs 
terhin nach dem Auslande wandern wollen, fo hat er es fich ledig⸗ 
Ich felbft; zugufhreiben, wenn er hierzu einen neuen Paß zu ers 
trahiren genoͤthigt iſt. 

Berlin, den 13. November 1836. 
Der — * a und der Polizei. 
o w. 


115. 


Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Achen, die Ges 
bübren: Erhebung für Aufenehaltsfarten betreffend. 





Snfofern von Seiten der dortigen Polizei-Direftion ftreng 
darauf gehalten wird, daß die nach dem Berichte der Königl. Res 
gierung vom 31. v. M. dort wieder in Gebrauch gefehten Aufs 
enthaltsfarten den unbermögenden Perfonen unentgeldlich 
ertheilt werden, fo iſt von der Erhebung der in der General⸗In— 
firuftion, wegen Einführung und Gebrauches der Aufenthaltsfarten, 
vom 12. Zuli 1817. $. 10. vorgefchriebenen Gebühren eine Bes 
läftigung des Publikums nicht zu befürchten. Die Einziehung der 
borfchriftsmäßigen Sportelfähe mag daher, wie der-Königl. Regies 
rung hierdurch eröffnet wird, auch in Achen, und um fo mehr 
ftattfinden, als diefelbe in den übrigen Städten, wo Aufenthalts: 
farten ertheilt ‚werden, noch fortdauert, und zu wünſchen ift, daf 
in diefer Beziehung nad) gleichen Grundfägen verfahren werde. 

Berlin, den 20. Zuni 1836. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 





1395 | 
F. 
Sicherheits s Polizei. 


116. 


Reffripe des Königl. Minifteriums des Innern und der 

Polizei an die Königl. Regierung zu Pofen, die Aus—⸗ 

ftellung der Zwangspäffe und die Einleitung von Bas 
gabunden- sc. Transporten betreffend. 





Es ift, wie der Königl. Regierung auf den Bericht vom 8. 
d. M. bemerflich gemacht wird, nirgends angeordnet, daß auch bei 
Ausftellung eines, Zwangspafjes oder einer Zwangsroute, noth: 
wendig eine Kommunifation mit der Behörde des Beftimmungs: 
ortes borangehen foll; auch ift mir nicht befannt, daß eine folche 
Maßregel in einem andern Negierungs:Departement für nöthig 
erachtet worden fei. Daß diefelbe aber im Bereiche der Königl. 
Regierung auf Ihre Anordnung Anwendung findet, erfehe ich erft 
jegt aus dem gedachten Berichte. Es kann nun zwar auch bei 
Erxtheilung derartiger Zwangepäffe unter Umftänden ganz zmeds 
mäßig fein, die in Rede ftehende Kommunikation vorher eintreten 
zu laffen, und demnächft, daß dies gefchehen fei, in dem Paffe, 
unter Beifügung einer Abfchrift der Antwort der Heimaths-Be⸗ 
hörde, zu bemerfen; allein in der Regel geht der Ausftellung des 
Zwangspaſſes nur die Vernehmung des betreffenden Reifenden vor: 
aus, und die Ertheilung erfolgt, wenn deffen Angaben auch nur 
wahrfiheinlicy find. 

Ganz anders verhält es fich mit einem Transporte, welcher 
erhebliche Koſten verurfacht und eine perfönliche Verhaftung für 
die Dauer der Reife / in füch begreift. Wenn der Transport ohne 
vorgängige Kommunikation mit der Behörde des Beftimmungsor: 
tes erfolgt, fo find, wie die Erfahrung gelehrt hat, fehr erhebliche 
Uebelftände unvermeidlih. Die meiften Ortsbehörden fuchen fich 
dann der ihnen läftigen, ohne ihre Einwilligung ihnen zugemiefe: 
nen Perfonen auf jeglihe Art zu entledigen; dieſe werden auf 
unnüße und Pofifpielige Weife hin: und zurüdtransportirt, ohne 
Ruhe zu finden. — Es kann daher von der oftmals wiederholten 
Anweifung, 

vor Einleitung eines jeden Transportes die Erflärung 

der Behörde des Beflimmungs:Ortes, und, ber eintretender 

Differenz über die Annahme, die Entfcheidung der worgefehten 

Behörde einzuholen, 
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nicht abgegangen, vielmehe muß die forgfältige Beobachtung dieſer 
Vorſchrift um fo mehr empfohlen werden, als das Zurückbehalten 
im Gefängaiffe jedenfalls nicht fo viel Koften verurſacht, als der 
unnütze Transport. 
Berlin, den 24. Mai 1836. 
Der Miniſter > nn und der Polizei. 
v. Rochow. 


117. 
Bericht der Königl. Regierung zu Minden, die Bemwir- 
fung von DBagabundens und Verbrecher» Transporten 
auf größere Entfernungen betreffend. 


Nach Inhalt des in Abſchrift gehorfamft beigefügten Schreis 
bens des Königl. Brigadiers der Tten Gendarmerie: Brigade zu 
Münfter, vom 14. d. M. (Anl. a.) hat der Herr’ Chef der Gen. 
darmerie für angemeffen erachtet, daß zu Gendarmerie-Transpor: 
ten, auf größere Entfernung, ſtets zwei Gendarmen kommandirt 
würden, indem Einem Gendarm die Bewachung des Transpor⸗ 
taten in ſolchem Falle zu beſchwerlich ſei. 

Diefe Maßregel würde inzwiſchen nicht nur die Koſten des 
Transportes vermehren, ſondern auch, — was noch beachtungs⸗ 
werther fein möchte — einen zweiten Gendarm auf einige Zeit 
feiner Dienfileiftung in der Station entziehen. Letzteres würde 
namentlich im hieſigen Regierungsbezirke um ſo fühlbarer werden, 
als die ohnehin ſchwache Gendarmerie: Belegung dem wirklichen 
Bedürfniffe nicht vollftändig entfpricht. 

Wenn daher in Fällen obiger Art ein tühtiger und rühriger 
Gendarm nicht zureichend erachtet werden möchte, ‚fo würde ent: 
weder ein zweiter geeigneter Begleiter — etwa ein verſorgungs— 
berechtigter ehemaliger Militair — beigegeben werden müſſen, 
oder es würden die Gendarmen von einem Regierungsbezirke zum 
anderen ſich abzulöſen haben, in welchem letzteren Falle für Trans— 
porte nach Berlin die hieſigen Gendarmen in Halberſtadt oder 
Magdeburg abgelöfet werden könnten. 

Em. Ercellenz ſtellen wir ehrerbiefigft anheim, den Gegen: 
ftand in nähere Erwägung zu ziehen, und uns mit Berhaltungs: 
regeln zu verfehen. 

Minden, den 28, April 1836. 

Königl. Preußifche Regierung. Abtheilung des Innern. 


den Königl. — Staats⸗ und Miniſter 
des Innern u. der Polizei, Herrn v. Rocho w, 
Ercellenz, zu Berlin. 
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Der erfi gan, Kıralich durch einen zu N., Regierungsbezirfd Müns 
ſter, flationirten Gendarm dieffeitiger Brigade von dort in Folge ers 
gangener höherer Verfügung nach Berlin ohne weitere Begleitung als 
— bewirfte Arreñaten⸗ Transport, hat dem Herrn Chef der Gendarme⸗ 
rie, bei welchem der betreffende Gendarm nach feiner Ankunft dafelbft pers 
fönlich fich gemeldet, zur befondern Veranlaffung gereicht, mittelſt dieſer⸗ 
bald erlaffenen Reffripts vom 6. d. M. mich darauf aufmerffam zu 
machen, wie e8 fir einen Gendarm eine fchwere Aufgabe if, einen 
Arrefiaten auf einer fo bedeutenden Reife allein zu bemadhen, da felbis 
ger unterwege® doch manche Beforgung und Bedürfniffe hat, die er als 
fein abzumachen, und wo er den Xrreflaten nicht immer mit fih fuͤh⸗ 
ren kann; außerdem aber derfelbe auch der ——— der Reiſe uns 
terliegen muß, indem’ er nothwendig während der Dauer derfelben des 


Schlafens gänzlich. entbehrt, weshalb «6 erforderlich erſcheinen dürfte, 


daß bei fo weiten Zransporten ſtets 2 Gendarmen fommandirt würden. 

Eine Königl. Kochlöbliche Regierung erlaube ich mir daber, gang 
ergebenft zu erfuchen, bei etwa fernermeit vorfommenden Fällen von 
Arrefiaten - Transporten der angeregten Urt, die bierunter abfeiten des 


* 


Herrn Chefs der Gendarmerie geaͤußerte, in jeder Beziehung gewiß volls 


fommen begrändete Anficht fehr geneigteft berfikfichtigen gu wollen. 
Münfter, den 14. April 1830. 
Der Oberſt und DBrigadier. ⸗ 
v. Bronikowski. 


An 
Eine König. Hoclöbliche Regierung 
zu Minden. 





118. 
Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und 


der Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Minden, in 


eben derſelben Angelegenheit. 





Die hinſichtlich der Bewirkung von Gefangen⸗Transporten 
auf größere Entfernung durch einen Gendarmen, nach der Beis 
lage des Berichtes der Königl. Regierung vom 28. April c. von dem 


Herren Chef der Gendarmerie geäußerten Bedenfen muß aud) das. 


Minifterium des Innern und ber Polizei für begründet halten. 
Da indeffen die Begleitung durch zwei Gendarmen wiederum die 
von der Königl. Regierung angeführten Vebelftände mit ſich fühs 
ren würde, fo ift es allerdings vorzuziehen, dem Gendarmen für 
einen auf größere Entfernung zu bemirfenden Transport einen 
tüchtigen. und erprobten Begleiter mitzugeben; auch findet fih 
dagegen nichts zu erinnern, daß nöthigenfalls ein Wechfel der Be: 
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gleitung an fchilichen Orten in der von der Königl. Regierung 
vorgefchlagenen Art verabredet wird. Der Königl. Regierung 
bleibt überlaffen, hiernady in vorfommenden Fällen zu verfähren. 
Berlin, den 9. Juni 1836. | 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 





119. 
Eirfular:Reffripe des Könige. Juſtizminiſteriums an 
die Direftionen fämmtlicher Strafanftalten, die Weiter 
beförberung der jmmediat + Begnadigungsgefuche ver 
Sträflinge betreffend. ) 





, 

Mit Bezug auf die Verfügung vom 1. Mai v. J. wird 
die König. Zuchthausdireftion anderweit angewiefen, Immediat— 
Begnadigungsgefuche dort detinirter Perfonen fo wenig unmittel- 
bar bei des Könige Majeftät, als bei dem Juſtizminiſter, einzureis 
“hen, vielmehr folche dem betreffenden Oberlandesgerichte, nebft den 
Berichten über die Führung der Sträflinge, zu überfenden, von 
welchem letztern fodann die gutachtlichen Anträge gewärtigt werden, 

Berlin, den 6. Mai 1836. 

Der Zuftizminifter. 
Mühler. 


*) Vergl. Jahrg. 1835. Ite8 Heft, ©. 813 f. 





120. 


Refolution des Königl. Minifteriums des Innern und 
der Polizei an den Polizeirath N. hiefelbft, die Beftras 
fung rüdfehrender Landesverwiefener betreffend. 





Nach dermaliger Lage der Geſetze Fann ich, wie ich Shnen 
auf die Anzeige vom 10. d. M. bei Zurüdfertigung der Anlagen 
biemit eröffne, Ihre Bedenken gegen die Anwendung des vom 
Dber-Landesgerichte zu N. angenommenen Grundfaßes, wonach 
Ausländer, welche als Landftreicher über die Diesfeitige Grenze ger 
ſchafft worden find, im Wieder-Betretungsfalle dann nicht ber 
ſtraft werden, wenn fie im Auslande einen. feften Wohnfig bes 
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"gründet haben, nicht erledigen, weil der ein firenges Strafgeſetz 
in fich fchließende und folglidy strietissime zu interpretivende $. 
‚191 *) Tit. 20. Thl. II. des Allgem. Landrechts fih in der. That 


nur auf folche Leute jener Kategorie bezieht, die ohne Domizil find, 
das gedachte Ober: Landesgericht mithin die diesfällige gefegliche 
Beftimmung in den zur Sprache gebrachten Fällen keinesweges 
unrichtig interpretirt hat. \ 
‚Berlin, den 26. April 1836. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rodhom. | 


*) 8. 191.1. c. Fremde Landflreicher, welche nirgend einen feſten 


f 
, Wohnfig haben, und wovon fie fich nähren, nicht glaubhaft nachweifen 
! £önnen, follen, wenn bei der Unterfuchung ihres bisherigen Lebenswans 


dels Feine Anzeigen eines begangenen Verbrechens ſich hervorthun, über 
die — gebracht, und ihmen die Ruͤckkehr bei Feſtungsſtrafe verboten 
werden. 





| G. 
Polizei gegen Ungluͤcksfaͤlle. 


121. 


Reſkript des Könige. Minifteriums des Innern und ber 

Polizei, an den Königl. Oberpräfidenten der Rheinpros 

vinz, das Verbot der unvorfichtigen Aufbewahrung von 
| Schießpulver betreffend. _ 





Nach einer Mittheilung des Königl. Zuftigminifters, Herrn 
v. Kamptz, findet unter den Rheiniſchen Gerichtshöfen über die 
Gültigkeit der Vorſchriften des Gefeges vom 13. Ventose VII, 
Art. 24. und 28., wegen Aufbewahrung des Scyiefpulvers, eine 
Berfchiedenheit der Anfichten flatt, indem namentlich der Rheini— 
fche Reviſions- und Kaffationshof, während einzelne Kammern nad 
wie bor darnach erfennen, daffelbe als gänzlich aufgehoben anſieht. 

Auch nach dieffeitigem Dafürhalten dürfte dem angeführten 
Gefege Feine Gültigkeit mehr beizulegen fein, dem hieraus entſprin— 
genden, für die öffentliche Sicherheit gefährlichen Mangel aber durch 
eine allgemeine Anordnung um fo mehr abgeholfen werden müſ⸗ 
fen, als nicht jeder Ort eine beſondere Feuer⸗Ordnung beſitzt, worin 
in der Regel die Beflimmungen über die Aufbewahrung feuerges 
fährlicher Gegenftände enthalten zu fein pflegen. - 

Da es nun ohnehin nach dem Gefege vom 24. Auguſt 1790. 
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Sache der Munizipals Polizei ift, eine dergleichen auf Verhütung 
von Feuerfchaden abzweckende Vorſchrift zu erlaffen; fo fcheint es 
ganz angemeffen, die Regierungen zur Befanntmachung eines all: 
gemeinen Verbotes der unvorfichtigen Aufbewahrung größerer Quans 
titäten von Schießpulver in Privatwohnungen, und insbefondere 
an Orten, welche mit Licht betreten zu werden pflegen, fo wie zur 
Androhung einer Strafe von fünf Thalern für diesfällige Zuwi— 
derhandlungen, zu ermächtigen. 

Ew. ꝛc. wollen deshalb die Rheinif.hen Regierungen hiernach 
mit näherer Anweifung verjehen. 

Berlin, den 6. Mai 1836. 

Der Dune des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 


122. 


Reſkript des Koͤnigl. Juſtizminiſteriums in eben- derfel- 
ben Angelegenheit. 





Em. ꝛc. erhalten die mittelft Berichts vom 16. Februar d. 
J. eingereichten Unterfuchungsaften gegen den dortigen Krämer 
J. NR. beifommend zurüd. 

Auf Ihren Bericht bin ich zur Befeitigung der Zweifel, welche 
- in Bezug auf die Borfchriften des Gefehes vom 13. Ventöse 
VI. Art. 24. und 28. wegen der Strafbarfeit der Aufbewahs 
rung größerer Quantitäten von Schießpulver in Privatwohnungen 
entftanden find, mit dem Herrn Minifter des Innern und der Po: 
lizei wegen Erlaffung eines allgemeinen Strafverbotes über dieſen 
Gegenftand für die Nheinprovinz in Korrefpondenz getreten. Der 
gedachte Herr Minifter hat hierauf unterm 6. v. M. die Rheini— 
ſchen Regierungen angewiefen, auf den Grund des Art. 5. Tit. XI. 
des Geſetzes vom 24. Auguſt 1790. ein ſolches Verbot unter Ans 
drohung einer Strafe von 5 Rthlr. zu erlaffen. Diefemgemäß ift 
bei der gerichtlichen Verfolgung des Vergehens der unvorfichtigen 
Aufbewahrung von Schießpulver Fünftig zu verfahren, und von den 
angeführten Beſtimmungen des Gefebes vom 13. Ventöse VII., 
defien Unanwendbarkeit von ſelbſt vorliegt und auch judicando 
vom Königl. Reviſions- und Kaffationshofe anerfannt ift, zu ab: 
frahiren. — Ew. ꝛc. wollen hiernach die Beamten des öffentlichen 
Minifteriums bei den Polizeigerichten mit Inſtruktion verfeben, 
und firenge darauf halten, daß diefen WVorfchriften des Könige. Mi: 
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nifteriums des Innern und der Polizei nachgegangen werde. In 
Ihrem Bermwaltungsbezirf find mie eine Friedensrichter befannt, 
welche das tadelswürdige Beſtreben hätten, als Polizeirichter fo 
viel möglich gegen Borfchriften der adminiftrativen Polizei zu ers 
fennen, und welche vermeinen, daß es zu ihrem Berufe gehöre, die Uns 
terthanen gegen die Polizeiverwaltung zu fihügen. Dies ift gar 
nicht ihres Berufes; ihe Beruf if, Berordnungen der Polizei aufs 
recht zu erhalten. Im Preußifchen bedürfen die Unterthanen des 
gerichtlichen Schußes gegen die Polizei: Gefeßgebung nicht, da fie 
ihn in dem Syſtem der ganzen Organijation der Staatsvermwals 
tung finden. Es liegen verſchiedene Fälle vor, in welchen ‚Ergän- 
zungsrichter hierunter außerordentlich verftoßen haben, und beaufs 
trage ich daher Ew. :c. die Friedensrichter zu veranfaffen, diejenis 
gen polizeigerichtlichen Sachen, in welchen der Rechtsbeftand einer Pos 
lizei Verordnung zur Disfuffion gefommen ift oder fommen fünns 
te, nicht durch Ergänzungsriüchter entfcheiden zu laffen, fondern 
ſelbſt zu entfcheiden, und diefelben, wenn fie der Sitzung beizumohnen 
behindert find, lieber zu vertagen, 
Berlin, den 5. Zuni 1836. 
Der Zuftizminifter. 
v. Kampp. 


An 
den Koͤnigl Oberprofurator, Herrn Deitfter, 
u Saarbrüden, und Wbfchrift dem Koͤnigl. 
ern Generalprofurator zu Coͤln zur Nachricht 
und weiteren Anweiſung der übrigen 
ÖDberprofuratoren. 


123. 


Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Minden, die Er 
laubniß zum Handel mit Schießpulver betreffend. 


Da es bei Ertheilung der Erlaubniß zum Handel mit Schieß 
pulver gar nicht auf das Bedürfniß des Publifume, fondern nur 
darauf anfümmt,. ob der eine folhe Erlaubniß nachſuchende Kaufe 
mann durch fein bisheriges Benehmen die erforderliche Sicherheit 
geroährt, fo wird der Königl. Regierung "das urfchriftlich beifol« 
gende Gefuch des Kaufmanns N. zu N. vom 27. v. M., um die 
ihm bisher verfagte Erlaubniß zum Handel mit Schiefpulver und 
- Zündhütchen, mit der Beranlaffung zugefertigt, entweder demfels 
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ben zu willfahren, und, wie folches gefchehen, anzuzeigen, oder über 
die etwa entgegenftehenden Bedenfen zu berichten. - | 
Berlin, den 15. Aprit 1836. 
Minifterium des Innern und der Polizei. 
Koehler. 


124. 


Cirkular-Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern 

und der Polizei, an fämmeliche Königl. Regierungen 

der Rheinprovinz, betreffend die Beſtrafung des verbot 

widrigen Schießens mit Feuergewehr, Abbrennens von 
Feuerwerken ıc. 





I 

Aus den von fämmtlichen Regierungen der Rheinprovinz ein 
geforderten Berichten über die beftehenden Verbote des Schießens 
mit Feuergewehr ꝛc. ‚habe ich erfehen, daß diefe Verbote größten, 
theils nur des Unfugs durch Schießen bei Gelegenheit von Pros 
zeffionen, Hochzeiten und dergleichen gedenfen, oder doch fo gefaßt 
find, daß fie, wie von Polizei-Gerichten gefchehen, allein für ſolche 
Fälle in Anwendung gebracht find. 

Hierdurdy würde aber die Erreichung aller Zwede der Si— 
cherheits: Polizei bei jenem Verbote verfehlt, und es erfcheint daher 
nothwendig, daß die beftehenden Lokal- und Bezirfs:-Verordnungen 
in diefer Beziehung ergänzt und eriäutert werden. Es ift daher 
von fämmtlichen Königl. Regierungen der Rheinprovinz durch das 
Amtsblatt zur öffentlichen Kenntniß zu bringen: 

daß das Schießen mit Feuergewehr, fo mie das Abbrennen 

— von Feuerwerfsförpern, Schwärmern, Kafeten, u. dgl. in 
der Nähe von Gebäuden, auf Straßen, Pläten und an ans 
dern von Menfchen befuchten Orten, jederzeit verboten und 
auch wenn Fein Schaden dadurch gefchehen, mit einer Polis 
zeiftrafe von Einem bis Fünf Thalern zu ahnden iſt. 

‚ Berlin, den 19. September 1836. 

"Der Minifter des Innern und der Polizeis 
v. Rochow. 
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| 125. 
Meffripe des Koͤnigl. Minifterlums des Innern und 
der Polizei, fo wie der Verwaltung für Handel, Fabri⸗ 
Fation und Baumefen, an die Königl. Regierung zu Por 


fen, die Aufftellung der Dampffeffel, Behufs der Ans 
lage von Brennereien, betreffend. 





Der Königl. Regierung wird auf den Bericht vom 4. v. 
M., die Aufftellung der Dampffeffel, Behufs der Anlage von 
Brennereien, betreffend, eröffnet, daß dabei von der Unterfuchung 
eines fachverfländigen Beamten nach $. 1. der Inſtruktion vom 
13. Dftober 1831. nicht abgeftanden werden fann, indem den 
Orts: Polizeibehörben die zur Beurtheilung der technifchen Fragen 
nothwendigen Kenntniffe mangeln, diefen alfo die alleinige Ent 
fcheidung nicht überlaffen werden fann. 
Berlin, den 8. Zuni 1836. 

Der Minifter Für den Chef der Verwaltung für 
des Innern und der Polizei. Handel, Fabrifation u. Bauwefen. 

v. Rodom. Beuth. 


126. 
Befanntmachung der Königl. Regierung zu Potsdam, 
die Sigbänfe der Wagenführer bei Perſonen-Fuhrwer⸗ 
fen betreffend. 


% 


Mit höherer Genehmigung wird für den dieffeitigen Regie 
rungsbezirf, zur Verhütung von LUnglüdsfällen, hierdurch von uns 
die polizeiliche Vorſchrift erlaffen, daß der Gebraud eines por oder 
neben den Sitzbänken der Perfonen s Fuhrmerfe angebrachten nies 
drigen Sigbods oder Fußbretts für den Wagenführer nur dann 
zuläffig if, wenn die dem Unternehmer des Perſonen-Fuhrwerks 
nächft vorgefegte Orts:Polizeibehörde den Gebrauch eines folchen be: 
fonderen Kutſcherbockes nad) der jedesmaligen Einrichtung deſſel⸗ 
ben, und nach dem Bau des Wagens, weder für gefährlich noch 
"unanftändig erachtet, und auf Grund dieſer polizeilichen Benrtheis 
lung in jedem einzelnen Falle geftattet. Ohne eine derartige Er 
laubniß ift der Wagenführer verpflichtet, feinen Pla auf der vor: 
derfien Sigbanf in dem Wagen felbft zu nehmen. Jede Leber 
tretung diefer Verordnung ift von den Polizeibehörden zur Unter 


— 
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fuchung zu ziehen, und mit einer Polizeiftrafe von 2 Thalern zu 
belegen. 
Potsdam, den 17. Mai 1836. 


Könige. Regierung. Abtheilung des Innern. 


H. 
Heuer Polizei und Feuer -Sozietätöwefen. 


127. 


Girfular-Reffript des Königl. Minifteriums des Innern 

und der Polizei, fo wie der Königl. Verwaltung für 

Handel, Fabrifation und Bauweſen, an fammtliche Koͤ— 

nigl. Regierungen, die Öeftattung gußeiferner Schorn⸗ 
fteinröhren betreffend. 





Es ift darauf angetragen worden, anftatt ber bisher zur Anc 
wendung gefommenen gemauerten Scornftein:Röhren, die Aufitel: 
lung folher Röhren aus Gußeifen nachzugeben; und da fich nad 
technifcher Prüfung des Gegenſtandes ergeben hat, daß Leßtere 
unter Umftänden und mit Beobachtung der deshalb befonders zu 
ertheilenden Borfchriften nicht allein zuläffig find, fondern aud 
Vortheile vor den gemauerten Röhren gewähren fönnen, fo ſollen 
dergleichen gußeiferne Scornfteinröhren unter folgenden Bedin- 
gungen allgemein zugelaffen werden: 

1) Die eifernen Röhren find entweder in Mauern in der in 
der Inſtruktion vom 14. Januar 1822. (Gefe: Sammlung 
1822. Nr. 3.) vorgefchriebenen Entfernung von allen brenns 
baren Gebäudetheilen, oder, wenn fie freiftehen, von folchen 
wenigftens 15 Fuß entfernt, aufzuftellen, mithin auch da, wo 
fie eine hölzerne Dede, oder die Dachfläche durchichneiden, 
nicht nur zu ummänteln, fondern auch durch eine hinreichend 
große Platte von gewalztem oder Gußeifen, oder von anderm 
Metall, zu führen. 

2) Eine Ummauerung oder eine Ummäntelung in Blech mit ifo 
lirender Luftfchicht ift nöthig auf die ganze Höhe der Röhre, 
mit Ausfchluß des Gefchoffes, in welchem die erfie Dfen 
Rauchröhre ausmündet, weil in den übrigen Geſchoſſen und 
im Dachraume brennbare Gegenſtände, bei der Benutzung 
der Feuerung unbemerkt, der Röhre nahe ſtehen könnten. 

3) Für die Stabilität nicht vermauerter Röhren muß durch Ber 
anferung oder Berfchienung gehörig geforgt mwerden. Pr 
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4) Im Uebrigen behält es rückſichtlich der Nichtung, und wo 
| diefe fich ändert, der Abrundung und der Weite der Röh— 
ren, fo wie wegen der Reinigungsöffnungen, bei der vorge: 
dachten Inſtruktion Überall dad Bewenden. 
Die Königl. Regierung bat hiernach das Erforderliche durch 
She Amtsblatt zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 7. Zuni 1836. 


Minifterium des Innern und der Verwaltung für Handel, Fa: 





Polizei. brifation und Bauweſen. 
In Bertretung des Herrn Minifters, Für den Chef. 
Koehler. Beuth. 
128. 


Cirkular⸗Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 
und der Polizei, ſo wie der Verwaltung fuͤr Handel, 
Fabrikation und Bauweſen, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Res 
gierungen, die Erloͤſchung der Vogelſchen Preisaufgabe 
für Einrichtung eines Heiz und Sparofeng betreffenv. 





Nachdem feit Bekanntmachung der von dem Mebizinalrathe 
Dr. Bogelin Glogau am 25. Dezember 1831. geftellten Preis: 
aufgabe für die möglichſt zweckmäßige und gefahrlofe Einrichtung 
eines Heiz» und Sparofens, bereits mehr als die von dem jeht 
verftorbenen ꝛc. Vogel urfprünglich beftimmte Frift von drei Zah. 
ren verfloffen ift, ohne daß bis heute Jemand den Preis gelöft 
hat; fo wird nah dem Wunfche der Erben des ꝛc. Bogel die 
Königl. Regierung, mit Hinmeifung auf den Erlaß vom 12. Fe: 
bruar 1832. *) hierdurch veranlaßt, nunmehr durch das Amtsblatt 

befannt machen zu laffen, 
daß die in Rede fiehende Aufgabe jest, nach Ablauf der ur⸗ 
fprünglih zu ihrer Löfung ausgefegten drei Jahre, erlofchen 

ift, da Niemand den ausgebotenen Serie gewonnen hat. 

Berlin, den 17. April 1836, 

Der Minifter des Innern und Verwaltung für Handel, Zabris 

der Polizei. kation und Baumwefen. 

v. Rodom. Rother. 


*) Zahrg. 1832. fies Heft, S. 212. 


Annalen. Heft II. 1836. Dd 
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Refkripe des Koͤnigl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an den Königl. Dberpräfidenten der Provinz 
Brandenburg, die Anmwendbarfeit der für das platte Land 
der Meumarf gegebenen Feuerlöfch Ordnung 
» betreffend. 


Auf die von dem Landrathe des.N.fchen Kreifes aufgeworfene 
Frage, ob die für das platte Land der Neumark gegebene Feuer: 
Löfch Ordnung vom 3. Zuni 1834. auf alle, alfo auch auf die 
nicht bei der Neumärfifchen Land Feuer-Sozietät verficherten Bes 
wohner des platten Landes anwendbar fei? — habe ich, im Ein: 
verftändniß mit der in dem Berichte Em. Ercellen; vom 30. v. 
M. entwidelten Anficht, an die Regierung zu Eöslin diejenige Ver: 
fügung erlaffen, welche ich Denenfelben im abfchriftlichen Anfchluß (a.) 
nachrichtlic mittheile. 

Berlin, den. 17. April 1836. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 


————— 
a . ’ 


Aus dem abfchriftlich angefchloffenen Berichte des Landrathes des 
Nichen Kreifes wird die Königl. Negierung erfehen, wie derfelde aus 
Berunlaffung des vorgetragenen Spezialfalles um Entfcheidung der Frage 
nachſucht: ob die für das platte Land der Neumarf gegebene Feuer⸗ 
Loͤſch Ordnung vom 3. Juni 1834. nicht nur auf die bei der Feuer⸗So⸗ 
zietät verficherten, fondern auf alle Bewohner des platten Landes ans 
mwendbar fei? 

Diefe Frage kann nur affirmativ beantwortet werden, da jene Feuers 
LoͤſchOrdnung als eine, fAmmtliche Einwohner des platten Landes bin- 
dende polizeiliche Verordnung anzufehen, und es eine allgemeine Pflicht 
ift, zur Erfüllung des darin ausgefprochenen Zweckes der WBerbefjerung 
der euer&öfcheinflalten und der Dämpfung der Feuersbrünfte mit zu 
wirfen. Auch enthält die gedachte Ordnung nichts, was zu der Folge 
rung berechtigen fönnte, daß bloß die bei der Neumärfifchen Feuer⸗So— 
zietät afjoziirten Bewohner des platten Landes dadurch betroffen wer 
den; eine folche nur theilmeife Anmwendbarfeit der Verordnung würde 
vielmehr deren Wirffamfeit fehr gefährden. 

Die in Rede fiebende Feuer-Löfh- Ordnung muß daher auch für die 
nicht bei der Neuniärfifchen Land:Feuer-Sozietät verficherten Bewohner 
in den zum Bereiche ded Neumärfifchen Sogietitd + Verbandes gehörigen 
Pandestheilen um fo mehr zur Norm dienen, ald die Vorfchriften der 

uaest, Ordnung fich auf die $.$. 48. segqgq. des Allerhoͤchſt beflätigten 
eumärfifchen Land⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗Reglements vom 26. Auguſt 189%. 
gründen, und der Grundfag feitiicht, daß, wenn diefes Leßtere auch zu: 
naͤchſt die inneren Verhaͤltniſſe der Sozietät regelt, doch die darin auf 


“ 
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genommenen feuerpoligeilichen Vorſchriften allgemeine Gültigkeit has 
ben, und fämmtliche ſowohl aſſozürte, als nicht affogürte Bewohner 
des platten Landes denfelben Folge zu leiften verpflichtet find. 

Diernad) bat die Königl. Regierung zu verfahren und den angereg« 
ten Spesiallfall zu erledigen. 

Berlin, den 17: April 1836, 

Der Minifter des Innern und ber Polizei. 
v. Rochow. 


An 
die Königl. Regierung zu Coͤslin. 


130. 


Reſkript der Königl. Minifterien der Geiſtlichen ıc. An- 

gelegenheiten, fo wie des Innern und der Polizei, an den 

Königl. Oberpräfidenten der Provinz Brandenburg, die 

. Beitragspflichtigfeie zu den FeuersLöfchAnftalten in der 
Neumark betreffend. 


v 


Auf den Bericht vom 2. Februar c. empfangen Ew. Excel⸗ 
lenz anbei beglaubigte Abfchrift der Allerhöchſten Kabinets » Ordre 
vom 20. v. M., (Anl. a.) um daraus zu erfehen, wie des Königs 
Majeſtät zu erflären geruhet haben, daß die Beftimmung des $. 
88. des Neumärfifhen Land: Feuer » Sozietäts: Neglements vom 
29. Auguft 1825., wegen der Beitragspflichtigfeit zu den Feuers 
Löſchanſtalten, als ein Polizei:Gefeg anzufehen ift und folglich auch 
auf die nicht bei der Neumärfifchen Land +» Feuer Sozietät verfis 
cherten Obrigfeiten, Gemeinden und Kirchen Anwendung findet. 

Wir erfuchen Ew. Excellenz, diefe Allerhöhfte Ordre dem 
Neumärkiſchen Kommunal:Landtage nachrichtlich mitzutheilen, und 
folhe durch das Amtsblatt der Negierung zu Franffurt zur öf— 
fentlichen Kenntuiß bringen zu laffen. 

Berlin, den 11. Zuni 1836. 

Der Minifter 

‚der Geiftlihen zc. Angelegens des Innern und der Polizei. 
heiten. In Vertretung. 
v. Altenfiein. Koehler. 


— — — — 


a. 


| Pr Vorbeugung aller und jeder Weiterungen Über die Anwendung 
der Beflimmung des $. 88. des Neumärffchen Lands Feuer: Sozietäts- 
Reglements vom 29. Aug. 1825., die ee abgke ju den Feuer: 
' 2öfchanftalten betreffend, erfläre Ich auf Ihren Bericht vom 21. v. M., 
daß, fo wie dad Reglement überhaupt nicht — * Sozietaͤts⸗ 


J 


\ 
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Verhaͤltniſſen handelt, fondern gleichzeitig allgemeine Borkhriften wegen 
der Feuer⸗ Löfchanftalten enthält, auch die Beſtimmung im $. 88. als 
ein Poligei-Gefeg anzuſehen und als ſolches auch auf die, bei der Lands 
Feuers Sozietät nicht verficherten Obrigfeiten, Gemeinden und Kirchen 
anzumenden, und deren Verpflichtung, die beflimmten Beiträge zu den 
Feuer-Löfchanftalten zu Teiften, darin vorgefchrieben it. Ich überlaffe Ih⸗ 
nen, diefe Deflaration dur das Amtsblatt der Megierung zu Frank⸗ 
furt zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen und dem Neumärfifhen Koms 
munalsLandtage nachrichtlich mitzutheilen, 
* Berlin, den 20. Mai 1836. ” 


Friedrich Wilhelm. 
An 


die Stantöminifter, Freiherrn p. Altenftein 
und v. Rodow. 


— — — 


131. 


Auszug aus dem Reſkripte des Koͤnigl. Miniſteriums 

des Innern und ber Polizei, an die Königl. Regierung 

zu Münfter, die Lagerung von Getreide in der Nähe 
Ä der Schörnfteine betreffend. 


\ 





Auch erlärt fih das Minifterium des Innern und der Po 
fizei damit einderftanden, daß die Königl. Negierung die Polizei: 
behörden anmeife, hinfichtlich der Lagerung des Getreides, da, wo 
die Oertlichkeit ſolches bedingt, nicht auf die in der Bergifchen 
Feuer s Ordnung vorgefchriebene Entfernung von 6 Fuß von den 
Feueranlagen, fondern nur darauf zu halten, daß nicht unmittels 
bar an die Schornfteine Getreide ıc. gelegt, fondern wenigftene 
fo viel Zwifchenraum, daß man herumgehen Fann, gelaffen werde, 
und nur für diefe Fälle die Strafe eintreten zu laffen. 

Berlin, den 25. September 1836. 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
Koehler. 





132. 


Reſkript des König. Minifteriums bes Innern und ber 

Polizei, an den Königl. Hberpräfidenten der Provinz 

Weſiphalen, daß in derfelben bie Wirffamfeit der Go 
thaer Feuer» Verfiherungs-Banf aufhdren muͤſſe. 





In Erwiederung auf den Bericht vom 10. d. M. komm 
nigire ich Em. Excellenz im abſchriftlichen Anſchluß den Befcheib, 
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welchen ic) dem Vorſtande der Feuers Verficherungs: Banf für 
- Deutfchland zu Gotha auf defien Vorftellung vom 1. Mai d. J. 
unterm 13. ejusd. m. ertheilt habe, um daraus zu entnehmen, wie 
dem Vorſtande eröffnet worden ift, daß die Wirkſamkeit Diefer 
Bank in der Provinz Wefiphalen fortan aufhören müffe. 

Ich halte e6 übrigens mit Ew. Excellenz für angemeffen, 
die betreffenden Einwohner diefer Provinz mittelft Befanntmachung 
durch die Amtsblätter noch befonders darauf aufmerfjam zu ma: 
chen, daß nad) dem $. 1. des neuen Feuer⸗Sozietäts Reglements 
‚ vom 5. Januar c. die Wirffamkeit jener auf Gegenfeitigfeit bes 

ruhenden Banf und ähnlicher Anfialten in Beziehung auf Im— 
mobiliar-Affefuranzen, in gedachter Provinz, und zwar vom 1. as 
nuar 1837. ab, gänzlich ausgefchloffen fei, indem ich mit Ew. Er: 
cellenz auch darin einverfianden bin, daß aus den von Ihnen an- 
geführten Gründen jene Wirkfamfeit bis zu dieſem Zeitpunfte ges 
ftattet werden könne und unbedenklich zu geftatten fein werde, 

Ew. Excellenz erfuche ich, demgemäß das Weitere zu vers 
anlaſſen. 

Berlin, den 29. Mai 1836. 
Der Miniſter des Innern und der Polizei. 
1 v. Rochow. 





1. 
Gewerbe: Polizei. 


133. 


Cirkular⸗Reſkript des Könige. Minifteriums des Innern 

und der Polizei, an das Königl. Poligeipräfidium hie. 

felbft, fo wie an fämmeliche Königl. Regierungen, bie 

Führung fremdberrlicher Wappen auf Aushaͤngeſchil— 
bern ıc. betreffend. | 





Auf die Anfrage des Königl. Polizeipräfidii vom 8. v. M. 
über das in dem Kalle zu beobachtende Verfahren, wenn hiefige 
Gewerbtreibende die Erlaubniß zur Führung des Wappens eines 
fremden Staats auf ihren Aushängefchildern nachfuchen, und, wie 
folches in einzelnen Fällen gefchehen ift, dazu die Genehmigung 
der bier affreditirten Gefandtfchaft des betreffenden fremden Staa: 
tes beigebracht wird, gereicht dem Königl. Polizeipräfidio nad) vor: 
Hängiger Vernehmung mit dem Königl. Minifterio der auswärti- 
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gen Angelegenheiten hierdurch zur Belehrung, daß, infofern bei der 
Führung des Wappens eines fremden Staates auf dem Aushäns 
gefchilde eines Gemwerbtreibenden nichts weiter als die Wahl ei« 
nes Zeichens beabfichtigt wird, und dadurch nicht die Meinung für 
ein befonderes Verhältniß des Gemwerbtreibenden zu einem frems 
den Staate, oder für einen vorzüglichern Werth feiner gewerblichen 
Erzeugniffe bei dem Publifum hervorgebracht werden foll, dazu mes 
der eine fpezielle Genehmigung der betreffenden fremden Regie 
rung noch eine Einwirfung des Königl. Minifterii der ausmärtis 
gen Angelegenheiten erforderlich ift, da deshalb überhaupt ein Wis 
derfpruch Seitens einer fremden Negierung eben fo wenig zu bes 
fürchten fein dürfte, als namentlich binfichtlih der Gaftwirthe, 
welche jchon immer ihre Schilde nicht .bloß von den Wappen, fon« 
dern auch von den Perfonen Europäifcher regierender Häupter hers 
genommen haben. Die Ertheilung oder Verweigerung der Ers 
laubniß zur Führung eines fremden Wappens auf dem Aushänges 
fchilde bleibt daher zunächft als ein allgemein polizeilicher Gegen» 
ſtand dem Ermeffen der Orts:Polizeibehörde überlaffen. Hält diefe 
aber in Fällen, wo der Betheiligte aus befonderer Beranlaffung 
ſich eigends die Genehmigung der betreffenden auswärtigen Ne 
gierung ermwirft hat, es für nöthig, der urfundlichen Xechtheit der 
deshalb vorgelegten Schriftſtücke vergemwiffert zu werden, fo ift zu 
dieſem Behufe eine Anfrage bei dem Königl. Minifterio der aus 
wärtigen Angelegenheiten zu veranlaffen. 

Hiernach hat das Königl. Polizeipräfidium in vorfommenden 
Fällen zu verfahren. | | 

Berlin, den 15. April 1836. 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
Koehler. 


An 
das Koͤnigl. Polizeipraͤſidium hieſelbſt. 


Abſchrift hievon ſämmtlichen Königl. Regierungen zur Nachricht. 
Berlin, den 15. April 1836. 

Miniſterium des Innern und der Polizei. 

Koehler. 


134. 
Cirkular-Reſkript der Koͤnigl. Verwaltung fuͤr Handel, 
Fabrikation und Bauweſen, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Re 
gierungen, daß nur Alkoholometer mit der Trallesſchen 
Scala gepruͤft und geſtempelt werden duͤrfen. 


Es iſt bereits durch eine unterm 3. Februar 1833. an die 


J 
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hiefige Normal-Eichungs:Kommiffion erlaffene Verfügung angeord⸗ 
net worden, daß nur folche Alfoholometer geprüft und geftempelt 
werden folfen, welche allein die Trallesfche Scala enthalten, indem 
diefe das einzige gefeglihe Maß zur Ermittelung des Alfoholge: 
balts bildet, daß daher namentlich. ſolche Alfoholometer, welche ne» 
ben der Trallesichen die Nichterfche Scala und einen Thermomes 
ter oder eins von beiden enthalten, nicht geeicht werden Dürfen. 
Es finden fich indeffen, namentlicdy am biefigen Orte, ſowohl noch 
Altoholometer von der letztern Befchaffenheit im Verkehre, welche 
vor dem Erlaſſe jener Verfügung mit dem Königl. Stempel vers 
fehen find, als auch vorzüglich folche, welche einen &tempel der 
Derfertiger führen, der dem Königl. Stempel ähnlich ift, und zwar 
bei genauerer Aufmerfjamfeit nicht mit demfelben vermechfelt wer: 
den, bei oberflächlicher Betrachtung aber wohl zur Täuſchung des 
Publikums gemißbraudht werden fann. 

Die Königl. Regierung wird daher angewiefen, wenn ähnliche 
Perhältniffe, als die oben angeführten, ftattfinden, und es daher 
erforderlich fein follte, eine öffentliche Bekanntmachung durch die 
Amtsblätter dahin zu erlaffen: 

daß nur Alkoholometer mit der Trallesihen Scala ohne 

Derbindung mit der Kichterfchen Scala oder einem Ther: 

mometer von der Eichungs: Kommiffion geprüft und geſtem— 

pelt werden dürften, und Alfoholometer, welche neben der 

Srallesfchen Scala mit der Richterſchen oder einem Ther: 

mometer verjehen wären, feit dem Jahre 1833. nicht mehr 

geeicht worden feien- | 
Berlin, den 3. April, 1856. 
Berwaltung für Handel, Fabrikation und Bauweſen. 
Mother. 


135. 
CirfularsReffript der Verwaltung für Handel, Fabrika⸗ 
tation und Bauweſen, an fämmtliche Königl. Regies 
rungen, augfchließlich der NRheinifchen, die Nichtanwen⸗ 
dung des Zinfs zu Geraͤthſchaften der Zucferraffinerien, 
fo wie der Eupfernen Brotformen, betreffend. 





Es haben über die Frage: 
ob die Anwendung von Zin? zu Geräthen in den Zuder 
fiedereien in fanitätsspolizeilicher Hinficht zuläffig fei? 
wiederholte umftändliche Erörterungen flattgefunden, und als End: 
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refultet wird auf Grund des (sub. lt. a.) in Abfchrift anliegen« 
den Gutachtens der wiffenfchaftlichen . Deputation für das Medizis 
nalweſen vom 20. April c. hiermit feſtgeſetzt, daß es 
1) allgemein verboten ift, in Zuderraffinerien bei den Geräth: 
fihaften fich des Zinfs, wie es auch immer fei, zu bedienen, 
daß dagegen a 
2) Fupfernes Geräth in Zuderfiedereien, nad) wie vor gebraucht 
werden fann, jedoch mit unbedingter Ausnahme kupferner 
Brotformen, deren Gebrauch unterfagt wird. 
Die Königl. Regierung hat Dies, wenn in Ihrem Bezirfe dazu 
Beranlaffung ift, zur öffentlichen Kenntniß zu bringen, auch even. 
tuell darauf zu halten, daß dem Verbote nicht entgegen gehandelt 
werde. 
Berlin, den 3. Juni 1836.  _ 
Derwaltung für Handel, Fabrifation und Baumefen. 
Für den Chef. 
Beuth. 


Dur eine — — des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſtlichen, 
Unterricht3s und Medizinal⸗Angelegenheiten war in der Rheinprovinz 
der Gebrauch des Zinfs zu Kryftallifations-Gefäißen und Formen unter 
fagt worden. Durch fpätere Anfragen bat fich außerdem noch ergeben, 
daß auch NReinigungsgefäße, Ninnen, Dr und andere Ge 
räthfchaften aus Zinf angewandt worden find, und zwar, was befon- 
ders zu beruͤckſichtigen ift, für faure Zucerauflöfungen. In Bezug dar . 
auf bat Herr vom Rath auf die Zweckmaͤßigkeit, da8 Werbot auf 
jede Anmendung von Zink in der Zucerraffinerie auszudehnen, aufmerks 
fam gemadht. 

Das MedizinalsKollegium zu Coblenz flellt nun die Meinung auf, 
daß das Kupfer, da es eben fo gefährlich fei, als Zink, gleichfalls de 
verbieten fei. Da nun die Königl. Regierung durch die Erfahrung fich 
für überzeugt hält, daß durch die Anwendung des Kupfers feine Ger 
fahr entitebe, fo ift fie ungewiß, ob nicht auch die Anwendung des Zinfs 
zu geftatten fei, oder ob, wenn das Zinf — iſt, nicht das Ver⸗ 
bot F Zinks auf alle Geraͤthſchaften in der Zuckerraffinerie auszudeh⸗ 
nen ſei. 

Das Koͤnigl. Medizinal⸗Kollegium ber Rheinprovinz hat bei den 
ertheilten Gutachten das ganz verfihiedene Verhalten des Zinfs und des 
Kupfers unberüuͤckſichtigt gelaffen. 

Man kann Kupfer mit Effig Übergießen, fo lange damit Fochen, 
wie man will; ed wird fich davon nichts auflöfen, weil das Kupfer das 
Waſſer nicht zerſetzt. Stellt man denfelben Werfuch mit Zinf an, fo 
zerſetzt ſich das Maffer und Zinforyd ift in der, Flüffigkeit enthalten. 

In allen Fällen alfo, in welchen eine Flüffigfeit, wenn fie felbit 
fehr ſauer iſt, in einem Fupfernen Gefäß  fortbauernd im Kochen 
erhalten wird, in welchen die Gefäße ftets in Arbeit bleiben, ſtets gerei. 
nigt werden, und in den Gefaͤßen fein Ruͤckſtand, welcher fauer werden 
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kann, zurädbleibt, kann das Kupfer nicht orybirt werben, und es id in 
Diefen Fällen das Kupfer nicht allein weit weniger gefährlich als Zink, 
fondern auch als gefahrlos — betrachten. Zu allen den Operationen, 
wozu das Kupfer in den hieftgen Naffinerien gebraucht wird, zu Siedes 
pfannen u. f. w. ift der Gebrauch deflelben unbedingt je geftatten; 
auch würde es durch fein arderes Metall erfegt werben fönnen. Eine 
Verunreinigung des Zuckers durch Kupfer, welche durch grobe Nachläfs 
figfeit eines Arbeiters, wenn er Zuderauflöfungen in Fupfernen Gefäßen 
fo lange ftehen läßt, daß fie fauer werden, und das Kupfer fich auf 
Koften der Luft omydirt, flattfinden Fann, durch befondere Maßregel zu 
verhindern, ift tbeild unausführbar, theild wird ein folcher Fall in gut 
eingerichteten Fabrifen nie vorfommen. | 
‚Was die Anwendung des Kupferd zu Zuderformen (Potten) ans 
betrifft, in welchen der Zucer mit Thon gededt wird, fo fann dabei als 
lerdings das Kupfer gefährlich werden, weil längere Zeit hindurch die 
atmosphärifche Luft und eine fauer gewordene Flüffigfeit mit dem Kup⸗ 
fer in Berührung fommen; und «6 ift allerdings zweckmaͤßig, wenn 
_ irgendwo diefe befondere Anwendung flaftfinden follte, fie zu verbieten, 
| den hiefigen Fabrifen werden feine fupferne, fondern ſtets tbönerne 
Formen angewandt, auch möchten Fupferne ſtets ein zu großes Anlage 
Kapital erfordern, um eingeführt zu werden; außerdem ergiebt ſich auch 
aus dem legten Gchreiben des Herrn Oberpräfidenten v. Bodels 
fhwingb, daß die Formen in der Rheinprovinz nur aus Thon ans 
gefertigt werden. | 
Die wiffenfhaftliche Deputation ift daher der Meinung: 


eputation vollfommen einverflanden. 
Berlin, den 20. April 1836. 


Königl, Wiffenfchaftliche Deputation für dad Medizinals Wefen. 


136. 


Befanntmachung des Königl. Oberpräfidenten der Pro: 

vinz Weftphalen, die Nichtbewilligung von Vorſchuͤſſen 

aus Staats-Kaſſen zur Anlegung von Runfelrüben: 
Zucker⸗Fabriken betreffend. 


Die häufig bei mir eingehenden Gefuche um Ermirfung von 
Vorſchüſſen aus Staatsfaffen und anderer Begünftigungen bei bes 
abjichtigtee Anlage von Runfelrüben : Zuder:Fabrifen veranlaffen 
mich, befannt zu madyen, daß die Gewährung von Borfchüffen 
zu neuen Zabrifs Anlagen und die direfte Begünſtigung derfelben 


— 
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gegen die Grundfäe der Preußifchen Verwaltung if; mir zubem 
auch räthlich fcheint, erft auf die weitere Ausdehnung. der noch ſehr 
geringen Kultur der Runfelrüben im hiefiger Provinz mehr und 
thätig hinzumirfen, welche doch nothwendig den Fabrif-Anlagen 
vorgehen muß, und die Reſultate der ſchon errichteten Fabriken 
abzuwarten. 
Münſter, den 26. April 1836. 
Der Oberpräſident. 
v. Vincke. 
I 


137. 


Cirkular⸗Reſkript der Koͤnigl. Miniſterien des Innern 

für Gewerbe⸗Angelegenheiten, ſowie der Finanzen, an 

fämmtliche Königliche Regierungen, die Rücdfgabe ver 

zum Gewerbebetriebe in den zollvereinten Staaten aus: 
geftellten Legitimationen' betreffend. 





Eine in Gemäßheit der Cirfular: Verfügung vom 2. Sep: 
tember 1834 *) nad) dem Mufter A. oder B. ausgeftellte Legiti 
mation, auf deren Vorzeigung und Hinterlegung nad der ge 
dachten Verfügung dem Unterhan eines zollvereinten Staates ein 
Sewerbfchein zum Waarenverfauf und Suchen von Waarenbeftel: 
lungen im diesfeitigen Gebiete fteuerfrei ausgefertigt werden darf, 
kann — wie der Königl. Regierung auf die Anfrage vom 22. 
April d. J. erwiedert wird — demjenigen, welcher fie beigebracht 
hat, auf feinen Antrag, Behufs Nachfuchung eines Gewerbfcheins 
der bezeichneten Art in einem anderen Bereinsftaate, in Urfchrift 
zurücgegeben werden. Es ift jedoch eine beglaubte Abfchrift der 
Legitimation zurüd zu behalten und auf der Urfchrift von der 
Behörde, die den Gewerbfchein ertheilt hat, daß dies bereits ge: 


ſchehen fei, zu vermerfen. 
Berlin, den 28. Mai 1836. 
Minifterium des Innern für Finanzminifterium. 
Gewerbe: Angelegenheiten. v. Alvendleben. 
v. Brenn. 


An 
die Königl. Regierung zu Cöln und abs 
hriftlich zur Nachachtung an fämmtliche 
übrige Königl. Regierungen, 


) Jahrg. 1834. 3tes Heft, S. 830. 
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138. 
Reſkript der Könige. Minifterien des Innern und der 
Polizei, fowie der Finanzen, an die Königl. Regierung 
zu Merfeburg, betreffend die Strafbarfeit des Haufirs 
gewerbebetriebes zum ermäßigten Steuerfaße von einem 
Megierungsbezirfe in ben andern, ohne vorherige Steuers 
nachzahlung. 





’ 


Yuf den Bericht vom 6. Zuni d. J., betreffend die Beſtra— 
fung derjenigen Perfonen, welche, mit einem zu einem ermäßigten 
Steuerfage ausgeftellten Gewerbeſchein verfehen, ohne deffen Aus: 
Dehnung, das darin bezeichnete Gewerbe in einem anderen Regie: 
rungsbezirfe im Umherziehen betreiben, erhält die Königl. Regie— 
rung beigefchloffen Abichrift des "Neffriptes vom 17. Dezember 
1834 *) an die Königl. Regierung zu Potsdam zur Nachachtung 
mit dem Bemerfen, daß durch die Strafe von 10 Sgr. bie 10 
Rthlr., welche der $. 30. des Negulativs vom 28, April 1824. 
vorfchreibt, das Steuer-Tntereffe in Fällen der bereyten Art, als 
hinlänglich gefichert erfcheint, und daß es der beantragten Deflas 
ration des vorgedachten Regulativs, nicht bedarf. 

Berlin, den 10. Zuli 1836. 

Minifterium 
des Innern und der Polizei. der Finanzen. 


In Bertretung v. Alvensleben. 
Koehler. 


i *) Zahrg. 1834. 4tes Heft, ©. 1101. 


139. | 


Reſkript der Königl. Minifterien des Innern und der 

Finanzen an die Königl. Regierung zu Stettin, die 

Nichtausdehnung von Gewerbeicheinen für unfichere und 
verbächtige Perfonen betreffend. 





Die von der Königl Regierung in Ihrem Berichte vom 27. 
uni d. J. 
die Ausdehnung von Gemerbfiheinen für unfichere und ver 
dächtige Perfonen betreffend, 
in Bezug genominene Cirkulars Verfügung vom 6. September 
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1832 *) ſetzt die Rückſichten der Gewerbe-Polizei, denen der Ord— 
nungs: nnd Sicherheits⸗Polizei entgegen. Jene ſollen in der 
Regel zur Verſagung der Ausdehnung eines einmal ertheilten 
Gewerbeſcheins nicht genügen, während der Beſitz eines Gewerbe: 
ſcheins, d. h. einer Konzeffion zum Gewerbebetriebe im Umherzies 
ben ($. 8. des Haufir-Regulativsg vom 28. April 1824.), der Ra: 
tur der Sache nach, den Inhaber nicht gegen Mafregeln fchüg 
zen Fann, welche in ficherheitspolizeilicher Beziehung nothiwendig 
erfcheinen. Gehört zu diefen Mafregeln auch die Berſagung der 
Ausdehnung des Gewerbeſcheins, fo ift die König! Regierung zu 
deren Anordnung unbedenklich ermächtigt. | 
Berlin, den 30, Auguft 1836. 
Minifterium 
des Innern für Ges des Innern u. der Polizei. der Finanzen. 
werbe Angelegenheiten. Hürden Herrn Chef. Für den Heren Chef 
— Auftrags. Kahle. Kublmeper. 
ethe. _ 


*) Zahrg. 1832. 3tes Heft, S. 69. 


140. 


Reſkript der Königl. Minifterien an die Koͤnigl. Re 

gierung zu Gumbinnen, den Haufirhandel der narız 

ralifireen Juden aus dem Großherzogthume Poſen 
betreffend. 


— —— — 


Der Königlichen Regierung wird auf Ihre Anfrage in dem 
Berichte vom 29. v. M. hierdurch eröffnet, daß den naturaliſirten 
Juden des Großherzogthums Poſen das Hauſiren auch außerhalb 
ihrer Provinz, wenn fie mit Gewerbeſcheinen der Regierung ihres 
Wohnorts zum umherziehenden Betriebe des Handels verſehen find, 
nicht verfagt werden Fann. 

ı Berlin, den 12. September 1836. 
Minift. des Innern Miniſt. des Innern Finanzminiſterium. 
für. Gew. Angel. und der Polizei. “ Für den Chef. 
v. Brenn. v. Room. Kuhlmeyer 
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J 141. 
Reſkript der Koͤnigl. Miniſterien des Innern, ſowie der 
Finanzen, an das Koͤnigl. Regierungs-Praͤſidium zu 
Minden, die Beſchraͤnkung der Konzeſſionen zum Mur 
| fifmachen im Umberziehen betreffend. 





N 
Die unterzeichneten Minifterien nehmen aus dem in dem 
Berwoltungs- Berichte vom Regierungsbezirfe Minden für das Jahr 
1835 ad II. „Gemwerbe:Polizei” geäußerten Wunfche, wegen Bes 
fchränfung der Konzeffionen zum Mufifmachen im Umberziehen, 
hiermit Beranlaffung, das Königl. Regierungs:Präfidbium darauf 
aufmerffam zu machen, daß der $. 18. des Regulativs vom 28. 
April 1824. ausdrüdlid beſtimmt hat: | 
einzelnen Mufifanten ze. ſolle der Gewerbefchein nur 
ausnahmsweife, aus befonderen, von ihrer Perfön- 
lichfeit hergenommenen Gründen, und nach vorangegangener 
firenger Prüfung ihrer Nechtlichfeit und Sittlichkeit, alle 
mal aber nur in mäßiger Zahl und mit befonderer. 
Auswahl ertheilt werden. | 
Wenn Seitens der Regierungen diefe Worfihrift fireng und ger 
wiſſenhaft zue Ausführung gebracht wird, fo ift in der That nicht 
abzufehen, wie die‘ Zahl einzelner herumziehender Mufifanten fich 
über die Gebühr vermehren, und erhebliche Nachtheile für die Sitt 
lichfeit aus der Feſtſetzung der Eirfular:Berfügung vom 15. Fer 
bruar 1833. *) follten hervorgehen können. Da jene Vorſchrift ins 
deß nicht fireng genug beobachtet zu werden fcheint; fo hat das 
Königl. Regierungsprafidium die Regierung darauf aufmerffam zu 
machen, und fie zugleich zu veranlaffen, diejenigen Regierungen 
namhaft zu machen, von denen die fraglichen Haufirfcheine in über: 
mäßiger Anzahl ausgeftellt werden. 
Berlin, den 17. Zuni 1836. 


Minifterium ' 
des Innern für Ges des Innern u. der Polizei. der Finanzen. 
werbe-Angelegenheiten.. In Bertretung. In Vertretung. 
v. Brenn. Koehler. Kuhlmeyer. 


2) Jahrg. 1833. iſtes Heft, S. 204. 
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142. 

Keffripe der Könige. Minifterien des Innern und der 

Finanzen an die Königl. Regierung zu Breslau *), 


den Haufirhandel mit Rauchwaaren und Schuhmacher 
| werfzeugen betreffend. 





Bon der Königl. Regierung find zum umberziehenden Be 
triebe des Handels mit Schuhmacherwerfzeug und Rauchwaaren 
unterm 28. November und 27. Dezember v. J., Gewerbfcheine 
ausgefertigt worden und haben demnächft auf das Anfuchen der 
Inhaber von der Regierung zu Oppeln auf deren Bezirk ausge 
dehnt werden müffen. | 

Die unterzeichneten Minifterien nehmen hieraus Beranlaffung, 
ber Königl. Regierung bemerflich zu machen, daß die Erhebungs 
Rolle vom 30. Dftober 1831 zu den Rauhwaaren die Felle 
zur Pelzwerfbereitung, Schmafchen, Branfen und Ufarime rechnet, 
im Gegenſatz mit den Fellen zur Lederbereitung, Haafenfellen und 
Haaren von Haafen, Pferden und Rindvieh; dagegen zum Pelz 
werf fertige Kürfihnerarbeiten, als: überzogene Pelze, Müten 
u. ſ. w. Meder Nauchwaaren noch Pelzwerf gehören in diefem 
Sinne zu denjenigen Gegenftänden, mit denen nad) $. 14. des 
Haufir-Regulativs vom 28. April 1824. ein Haufirhandel betries 
ben werden darf. Die Negierungen Fönnen daher zum Hauſir⸗ 
handel mit denfelben feine Gewerbfiheine ertheilen, haben vielmehr, 
wenn hierauf gerichtete Gefuche bei ihnen eingehen, näher zu ers 
mitteln, was die Bittfteller unter Rauchwaaren und Pelzwerk vers 
fiehen, und demnächft zu beurtheilen: 

ob die darunter verflandenen Waaren fämmtlich, oder zum 

Theil zu denjenigen Gegenftänden gehören, mit denen ein 

Haufirhandel fattfinden darf? j 
Des Ausdruds: „Rauchwaaren und Pelzwerk“ müſſen fie-fich in 
den Gewerbfcheinen jedenfalls enthalten. 

Ebenfo wenig fann der Ausdeud „Schuhmacherwerk— 
jeuge” im Sinne des $. 8. des Regulativs als Bezeichnung eis 
ner Kategorie von Maaren angefehen werden. Die Negierung, 
bei welcher ein Gemwerbfchein zum Hauſirhandel mit dergleichen 
Werkzeugen nachgefucht wird, muß vielmehr ebenfalls eine nähere 
Bezeichnung der darunter verftandenen Gegenſtände erfordern und 
fodann beurtheilen:: | 

ob diefelben zu den im $. 14. 1. c. bezeichneten gehören ? 


) In gleicher Urt unterm 12, Juni 1836. auch an die Koͤnigl. Re— 
gierung zu Oppeln erlaffen. 


? 
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folche auch eventualiter in dem Gewerbefcheine nicht als Schuhmas 
cherwerkzeug, fondern nad) den die Waarengattung, in Weberein: 
flimmung mit den gefeglichen Borfchriften, ergebenden Ausdrüden 
bezeichnen. 

Nach vorftehenden Andeutungen hat die König. Regierung 
daher in allen fünftig vorfömmenden Fällen bei Ertheilung von 
Haufirfeinen für Rauchwaaren und Schuhmacherwerkzeug zu 
verfahren. 

Berlin, den 12. Auguft 1836. 
Sinanzminifterium. Minift. des Innern Minift. des Innern 
v. Al vensleben. und der Polizei. für Gewerb.Angel. 

An Bertretung. In Abwefenheit und 
Koehler. Auftrag des Chefs. 
Bethe 


143. 
Reſkript der Königl. Minifterien an die Königl. Regie 
rung zn Minden, den Haufirhandel mit rohen Thierhäus 
sen und deren Aufkauf im Umberziehen betreffend. 





Der Königl. Regierung wird auf Ihren Bericht vom 25. 
Mai d. J., das Geſuch des Handelsmanns N. aus Büdeburg 
um Bewilligung eines Haufirfheins zum Handel mit rohen Thiers 
bäuten betreffend, hierdurdy eröffnet, Daß, wie auch fihon früher 
angenommen worden, rohe Thierhäute zu den $. 14. Nr. 1. des 
Haufir-Regulativs vom 28. April 1824. benannten Gegenftänden 
zu rechnen find, und hr daher, mit Bezug auf die Cirkular⸗ 
Derfügung vom 12. September v.%.*) überlafjen bleibt, dem Sup» 
plifanten den Gewerbeſchein zum Haufirhandel mit rohen Thier: 
häuten und zum Auffauf derfelben im Umherziehen zu ertheilen. 

Berlin, den 16. September 1836. 


— 


Miniſterium. 
des Innern für Ges des Innern und der der Finanzen. 
mwerbe:Angelegenheiten. Polizei. Für den Herrn Chef. 
v. Brenn. Koehler. Kuhlmeyer. 


) Jahrg. 1835. 3ted Heft. S. 828. 
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C hauffee: und Wegebau. 
144. | | 


Reffript des Königl. Minifteriums des Innern und 

der Polizei an die Königl. Regierung zu Arnsberg, die 

Heranziehung zu Gemeinde-Spannbienften bei Kommu— 
nal: Wege-Reparaturen betreffend. 





Das Minifterium kann auf den Bericht der Königl. Regie— 
rung vom 22. v. M. die Ihrer Seits in der Befchwerde-Sache 
des Lohnfuhrmanns N. wegen Heranziehung zu Gemeinde-Spann: 
dienften bei Kommunal:IBege-Reparaturen, getroffene Entſcheidung 
den Grundfägen des Allgemeinen Landrechts in der That nicht 
für entfprechend erachten: denn nach dem $. 41. Sit. 7. Th. 2. 
defjelben foll die Leiftung der Gemeinde-Spanndienfte nach der 
Eintheilung der Aderbefiger, in Vierſpänner, Dreifpänner, 
Zweifpänner ꝛc. erfolgen; und hieraus läßt ſich wohl die Folge ab: 
leiten, daß nur diejenigen Pferde, welche der Einwohner einer 
Landgemeinde als Aderbefiger hält, zu dergleichen Spanndien 
ften angezogen werden Fünnen, daß aber diejenigen frei bleiben 
müffen, die derfelbe über fein Bedürfniß als Ackerbeſitzer hinaus 
wegen eines anderen, befonders verjteuerten Gewerbes halten muß. 

Da nun au offenbar durch einen entgegengefegten Grunds 
faß in einzelnen befonderen Fällen, wie deren einer gerade der 
vorliegende ift, die. größte Prägravation entftehen müßte, fo möge 
die Königliche Negierung entweder die Beſchwerde hiernach erledis 
gen, oder die gefeliche Begründung Ihrer Entfcheidung erſt noch 
beffer nachmweifen, dabei auch über die Behauptung des Befchwer: 
-deführers, daß er felbft mit den Pferden, die er als Fuhrmann 
halte, bis dahin nicht zum Borfpann angezogen worden, fei, und 
daß es auch anderwärts in gleicher Art gehalten werde, genauere 
Auskunft geben. Eventuell zu diefem Behufe wird Ihr die Be 
fchwerde felbft anbei wieder zugefandt. 

Berlin, den 12. Mai 1836, 


Minifterium des Innern und der Polizei. 
Koehler. 


145. 
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Allerhoͤchſte Kabinetsordre, — die Erwerbung von 
Privatgrundſtuͤcken behufs der Erweiterung ſehr beeng— 
ter Staatsſtraßen in der Rheinprovinz. 





Sch finde aus den in Ihrem Berichte vom 18. v. M. an: 
geführten Gründen im öffentlichen Intereffe nothwendig, daß auf 
Herftellung einer, dem Verkehr angemeffenen Breite der beftehen- 
den, an einzelnen Stellen ſehr beengten Staatsſtraßen in den 
Rheinprovinzen Bedacht genommen werde, und will deshalb den 
Anfauf der, zur Ausführung diefer Maßregel erforderlihen Pri— 
vat-Grundftüde im Wege des Erpropriations: Verfahrens, nach 
Mafgabe des Gejehes vom 8. März 1810, da autorifiren, wo 
eine gütliche Webereinfunft nicht vermittelt werden Fann. 

Berlin, den 5. April 1836. | 


Friedrich Wilhelm. 
4 
den woirftichen Geheimenrath Rother. 


J 


146. 


Bekanntmachung der Koͤnigl. Regierung zu Merſeburg, 
das theilweiſe Sperren der Chauſſee⸗Fahrbahn durch 
aufgelegte Steine betreffend. - | 





Um ein gleihmäßiges Befahren und Abnugen der neu über, 
fhütteten Chauffee-Fahrbahnen zu erreichen, ift Höhern Orts ange- 
ordnet, daß da, wo e8 von dem Wege-Baubeamten für nöthig ers 
achtet wird, am Tage durch Auflegen von großen Steinen den 
Wagenführern gezeigt wird, in welcher Richtung fie die Chauffee 
zu befahren haben. 

Wer diefer Anordnung zuwider handelt und die zu befagtem 
Zwede auf die Fahrbahn gelegten großen Steine befeitigt oder 
umfährt, verfällt deshalb nah $. 13. der Strafbeftimmungen des 
Ehauffee:Tarifs vom 28. April 1828. in eine Strafe von Einem 
Thaler, welches hiermit zur öffentlichen Kenntniß und Nachachtung 
bekannt gemacht wird. | 

Merfeburg, den 18. Mai 1836. 


Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. _ 


Annalen, Heft II. 1336. Ee 


"L. 
Strom: und Schifffahrts- Polizei. 


147. 
Polizei-Ordnung fuͤr den Finowkanal. 


$..1. Die polizeiliche Aufſicht über den Finowkanal wird 
in der bisherigen Art von dem Haupt-Steueramte zu Neuſtadt— 
Eberswalde und dem Steueramte zu Liebenwalde geführt. Die: 
felben find berechtigt und verpflichtet, für die Beachtung aller, fo: 
wohl allgemeinen, als nachftehenden befonderen polizeilihen Bor: 
fhriften Sorge zu tragen, und die etwanigen Kontraventionen zur 
Unterfuhung und Beftrafung zu ziehen. Unter denfelben ftehen 
als polizeilihe Unterbeamte fämmtliche Schleufenmeifter, denen, fo 
wie deren legitimirten Stellvertretern, unbedingter Gehorfam zu 
leiften if. — Beſchwerden gegen das Berfahren derjelben werden 
gleichfalls bei dem Haupt » Steueramte in Neuftadt : Eberswalde 
oder dem Steweramte in Liebenwalde angebracht. 


1. Berordnungen, weldhe die Schiffer allein treffen. 

1. Beſchaffenheit der Schiffsgefäße und ihrer Ladung. 

$. 2. Jeder Kahn muß fich bei feinem Eintritte in den 
Kanal und bei feiner Anfunft an einer Schleufe der Unterfuchung 
feiner Zadungstiefe unterwerfen. Die Beſtimmung der erlaubten 
Ladungstiefe hängt von dem pflichtmäßigen Ermeffen des Schleu: 
fenmeifters darüber ab, ob ein Kahn feiner Belaftung nad) auf 
der folgenden Kanalftrede fortfommen könne oder nicht, und iſt 
ein jeder Schiffer verbunden, den Kahn bis zu der erlaubten Las 
dungstiefe unweigerlich abzuleichten, widrigenfalls er nicht in die 
Schleuſe eingelaffen wird. 

Die zum Ableichten gebrauchten Kähne werden beim Durch— 
fchleufen al8 Zubehör des Hauptfahns betrachtet, und erhält der 
Kahnführer bei der Cingangsfchleufe eine Beiheinigung über das 
Vorhandenſein und die Zahl von AUbleichterfähnen. 
$. 3. 1) Wer, ohne fich diefer Unterfuchung zu unterwerfen, oder 

ohne der Aufforderung zum Ableichten nadyzufommen, fich 
in den Kanal drängt, desgleihen _ 

2) wer, nachdem er die erfie Schleufe paflirt ift, die La: 
dung aus den Ableichtern wieder in fein Gefäß aufnimmt, 
ohne hierzu bei einer folgenden Schleufe Erlaubniß er: 
halten zu haben, verfällt in Strafe. 

$. 4. Schiffsgefäße, deren Kaffe, wenn fie unbeladen find, hö— 
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her als acht Fuß über den Wafferfpiegel - hervorragt) werden 
überhaupt in den Kanal nicht eingelaffen, fondern unbedingt zurück⸗ 
gewieſen, wenn die Kaffe nicht bis zu jener Höhe abgeſchnitten 


wird. 
$. 5. Rein Fahrzeug darf höher als acht Fuß über den Maf: 
ferfpiegel, oder fo beladen werden, daß die Ladung über den Bord 
des Gefäßes hervorragt, midrigenfalle es zurückgewieſen wird. 
Nur bei Ladungen von Heu oder Stroh iſt eine Höhe von zehn 
Fuß vom Wafferfpiegel, und eine über den Bord hervorragende 
' Ladung in einer Breite von überhaupt höchftens fechszehm Fuß er: 
laubt. Das- Weberladen oder : Durchicheeren durch? die Brücken 
mittelft auf die Kopfipigen gelegter Bretter ıc. if ’verböten. 
6. 6. Wer -gegen- die vorſtehenden Beftiminungen ($$. 
und 5.) dennoch im den Kanal einzubringen gewußt hat, oder. Pr 
gen die diesfälligen Anmeifungen des Schleufenmeifters ‚feine Sabrt 


fortzufegen verfucht, verfällt in Strafe. > - 2 
„7... Das Belaften der ——— mit Sefbfeinen if 
ebenfalls bei Strafe verboten. + er er 


$. 8. Holzflöße dürfen nicht Breiter ale acht Fuß — 
werden. Unverbundenes Holz wird nicht durch — en 
elaffen. - 
9 f 9, Verhalten an den Schlafen me. Bräden.. J 

$. 9. Beim Einziehen in die Schleuſe muß die: im der 
Rangſchifffahrts⸗Ordnung feftgefegte. Reihefolge genau beobachtet 
werden. Hat aber der Schleufenmeifter einem Kahne- die Erlaub: 
niß zum Vorſchleuſen ertheilt, fo dürfen die vor demſelben liegen⸗ 
Sahrzeuge ihm daran auf Feine Weife hindern. 

8.410, Niemand: darf fich mit feinem Kahne oder Floße, 
ehe er vom Schleuſenmeiſter dazu Erlaubniß erhalten hat, der 

Schleuſe bis auf eine geringere Entfernung, als die Fänge eines 

großen Dderfahns, nähern. 

§. 11. Niemand darf ſich die Schleufenthore eigenmädhtig 
Öffnen.; Dagegen find die Schiffer beim Durchſchleuſen verpflich⸗ 
tet, nad) der Anweifung des Schleufenmeilters die Schleuſenthü—⸗ 
ren zu öffnen und "Wieder zuzuſtoßen, die Thore auf: und zuzus 
machen und den Nagel zu tleden, wo die Vorrichtung zum Zie: 
ben der Schützen folches erfordert. Nur dann, wenn ein Kahn, 
auf welchem ſich nicht mehr als zwei Menfchen befinden, allein 
durchfchleufet, foll der Schleuſenmeiſter den Nagel zu ſtecken ver⸗ 
bunden ſein. 

$. 12. Beim Durchſchleuſen müſſen die Fahrzeuge bon den 
Schiffeen wenigftens an zwei, auf verfchiedeiten Seiten des Fahr⸗ 
zeuges befeftigten Tauen in die Schleuſen hinein und wieder hin⸗ 
aus geleitet werden. 

e 2 
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$. 13. Das Einſehen mit Eiſen beſchlagener Ruder oda 
Stangen in die Schleuſenwände, Thore, Schälungen oder Brücken 
iſt verboten; desgleichen das Abladen von Segelbäumen, Stangen 


und andern Gegenſtänden auf den Schleuſenwänden, ohne Geneh— 


migung des Kanal:Baubeamten. Auch im legteren Kalle darj 


daffelbe nicht in den Schleufenfammern, fondern muß außerhalb 
derfelben vorgenommen, und ein fchidlicher Platz zue Aufbewahrung 
von dem ge angewiefen werden. 

. $. 14. Bei den Zugbrüden ift der Schiffer, welcher bas 
Aufziehen nöthig hat, jedesmal auf Erfordern des Brüdenwärters, 
einen Mann zur Hülfe zu ftellen, bei Berwehrung des ‚Aufzuges, ver 
pflichtet. Das eigenmaͤchtige Selbftöffnen der Brüden wirdverboten. 

$ 16. Bei einer Ladung von zehn Fuß Höhe muß, um 
Befchädigungen zu verhüten, jederzeit die Brüdenflappe gef 
werden. Wenn aber, auch bei einer niedrigeren Ladung, ein 

Schiffer die Durchfahrt durch eine Brüde, ohne daß diefelbe ge: 
Öffnet ‚werde, verlangt, und dabei mit der Ladung oder mit der 
Kaffe an die Brüdenbalfen anftreift, fo verfällt er in Strafe. 
6. 16. Wer außer den vorgedadhten Fällen ($$. 9 bis 15) 
auf irgend eine Weife aus Vorſatz oder Fahrläffigfeit die Schlew 
fen-Kanalfchügen oder Brüden befihädigt, muß nicht nur den ber 
urfachten Schaden. erfegen, fondern hat auch eine Polizeiftrafe nach 
der weiterunten erfölgenden Beſtimmung vermwirft. | 

$..17.. Bor Sonnenaufgang : und nach Sonnenuntergang 
darf nicht durch die Schleufen gefahren, und dürfen nicht die Brüf- 
fen gezogen werden. Ausnahmen finden flatt: für bie gr der 
Rangfahrts:Drdnung vom 12. Auguft 1834 *) $. 4. Ne, 1. ge 

nannten Fahrzeuge; desgleichen auch für die dafelbft $. A. N. 2. 
und 3. genannten Fahrzeuge, infofern dies in den, diefen leteren 
ertheilten Borfchleufepäffen ausdrüdlich beftimmt if. Dabei muß 
für zureichende — auf Koften der Durchſchleuſenden ge 
forgt ‚werden. 


8, Verhalten beim Anlegen, ſo wie beim Aus⸗ und Einladen. 


J.18. Jeder Kahn, welcher im Kanal anhält, muß dem 
Ufer fo nahe als möglich, und gefireft Anlegen, und in dieſet 
Lage wohl befeſtigt werden. Jedoch dürfen zu dieſem Zwecke nie 
mals Anker. in die Ufer geworfen werden, die Befeftigung darf viel 
mehr — an Pfählen geſchehen, welche mindeſtens in einer Entfernung 
von zwei Nuthen von dem Ufer einzufchlagen find. Dabei ift es 
nothmwendig, daß der Kahn zugleich vorn und hinten fefigeleat 
werde. Mes dies verabfäumt, und durch das Herumfchlagen ſei⸗ 
nes Kahns die Schifffahrt hindert, verfällt in Strafe, Eher 

9 Jahrg. 1834. Ites Heft, S. 848, 


* 


| 
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muß. bei Strafe auch das Floßholz geftredt neben dem Ufer befe- 
fligt werden, und zwar an fogenannten Schriden. 

$. 19. Kein Fahrzeug darf am Geländer oder an andern 
Sheilen der Brüden, an Buhnenpfählen oder .an Bäumen befe— 
fligt werden. 

$. 20. In engen Kanalftellen, welche durch ſchwarze Pfähle 
bezeichnet werden follen, desgleichen an und zwiſchen Schälungen 
und Fafchinenwerfen darf überhaupt Fein Fahrzeug anlegen. Eben 
fo wenig darf ein Fahrzeug einem andern gegenüber oder. zur Seite 
angelegt werden, es fei denn, daß dies des Ableichtens wegen ges 
flattet würde, | 

. 21. Das Webermwintern des Floßholzes im Kanal ift ohne 
ausdrüdliche, auf befondern Stellen zu befchränfende Erlaubniß 
des Kanal-Baubeamten verboten, ' | 

$. 22. Das Aus: und Einladben von Waaren darf in der 
Kegel nur an den beftimmten, mit Tafeln bezeichneten Ablageftellen 
vorgenommen werden. An andern Drten ift das Aus: und Ein 
laden bloß verftattet: 

a) den am Kanal angrenzenden Grundbefigern für Ladungsges 
genftände zu ihrem eigenen Bedarf oder Vertriebe, wenn ih: 
nen dazu vom betreffenden Kanal:Bauinfpeftor die Erlaubniß 
ertheilt worden, und ſolches überhaupt nicht wegen zu geringen 
Breite des Kanals, oder. wegen abbrüchiger Befchaffenheit des : 
Ufers ganz unzuläffig ift; 

b) im Falle des durchaus nöthigen Lüftens, Trocknens oder 
Umfcippens von Waaren, die dem Verderben ausgefegt find, 
gbenfalls unter den sub a, geftellten beiden Bedingungen; ‘ 

c) im Falle des fchnellen Ableichterns eines zu fchwer beladenen, 
feitliegenden Kahns, wenn derfelbe an einer Stelle feftliegen 

follte, wo ein Ableichterfahn wicht neben ihm anlegen fann; 

d) im Falle Schiffer, vom Froſt überrafcht, ihre Waaren aus- 
laden müffen. 

In allen vier Ausnahmefällen muß aber, bevor das Aus: oder 
Einladen geichieht, dem nächften Schleufenmeifter unter Nachweis 
der von dem betreffenden Kanal-Bauinfpeftor erhaltenen Erlaubniß, 
wo diefe nöthig ıft, und unter Angabe der beftimmten Stunde, 
wo mit dem Auss und Einladen begonnen werden foll, damit ders 
felbe die nöthige Auffiht dabei führen Ffaun, Anzeige davon ge: 
macht werden. 

Aller, dem Kanal und deffen Doffirungen bei Gelegenheit 
Des Aus: und Einladens, felbft wenn diefes erfi nach erhaltener 
Erlaubniß gefchehen, zugefügter Schaden wird von dem refp. Schifs 
fer erfegt. | u 

Bei Verſäumniß der in diefem Paragraph fefigefehten Bes 
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ſtimmungen verfällt der dagegen handelnde Schiffer in eine Strafe 
von fünf Thalern, 

Holz und andere fchmere Waaren dürfen, wo e8 auch fein 
mag, nicht näher als drei Ruthen vom Kanalbord entfernt abge: 
lagert werden, und muß das Hinein- und Hinausfchaffen des Flop: 
holzes auf Streichhöfgern, das Ein und Ausfarren anderer Waa⸗ 
ren auf Schicbebretiern geſchehen. 

4. WVerhalten während der Fahrt. 
4. 2. Sn den Kanalſtrecken, wo befondere Tröbelpfabe an: 
gelegt find, darf nicht gefegelt. werden. Ä 

$. 25. In der Negel muß diefelbe Neihefolge, welche beim 
Eintritt in den Kanal ftattgefunden hat, während der ganzen Fahrt 
beobachtet werden, und ift ein VBorbeifahren nur erlaubt, wenn 
der vorfahrende Kahn durch Anhalten oder fonftigen Anfenthelt 
ſelbſt dazu Veranlaſſung giebt. 

$. 26. In denjenigen engen Kanalſtellen, melche nach $. 20. 
mit fchwarzen Pfählen bezeichnet werden follen, ift das Vorbei— 
fahren niemals erlaubt. Aber auch an anderen: Stellen, wo die 
Breite des Fahrwaflers an und für ſich das Worbeifahren geftat: 
tet, verfällt der vorbeifahrende Schiffer, wenn dabei etwa durch die 
Begegnung mit anderen Fahrzeugen, oder fonft auf irgend eine 
Art, ein Schade oder Stodung entiteht, außer dem Schadenerfag, 
in Strafe. Daffelbe gilt von: demjenigen, welcher das Vorbei— 
fahren muthmilliger Weife zu verhindern fucht. 

$. 27. Wenn ein Kahn ſich fchon in einer mit Pfählen be- 
zeichneten engen. Kanalſtrecke befindet, fo darf ein ihm entgegen 
fommender nicht eher in felbige hineinfahren, als bis der erftere 
diefe Strecke paflirt if. Ganz fchmale Kähne machen hierbei eine 
Ausnahme. Kommen zwei Kähne zugleid; an den entgegengefeh: 
ten Enden einer folchen Strede an, fo hat der abwärts Fahrende, 
und wenn Segelwind ift, der mit den Wiude fegelnde das Recht, 
zuerft hindurch zu fahren. 

Als höchſter Punkt wird die Stelle, wo der Voßkanal in 
den langen Trödel einmündet,: angefehen, fo daß von da an die 
Fahrt, ſowohl nach der Liebenwalder, als auch nach der Zerpenjchleufe 
als abwärts gehend betrachtet wird. 

$. 28. An allen Kanalfiredten, welche auf beiden Ufern mit 
Trödelpfaden verfehen find, müſſen die trödelnden Schiffe und 
Schiffzieher fich rechts halten. Wo fich aber nur auf der einen 
Seite ein Trödelpfad befindet, muß, wenn zwei Fahrzeuge oder 
Holzflöße fih begegnen, das Fallenlaffen der Leine bei dem ab: 
wärts Fuhrenden (nach der Beftimmung des $. 27.) bemirft 
werden. 

Bor den Brüden und Schleufen müffen die Segel in einer 


+ 
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Entfernung von funfzig Ruthen, und die Trödelleinen in einer 
Entfernung von zwanzig Ruthen niedergelegt werden. 


11. Berordnungen, welche zugleich bie Uferbewoh; 
| ner betreffen. 


$. 29. Das Baden ift überall, das, Fifchen und Krebfen an 
allen engen oder feichten Stellen im "Kanal verboten. 

30. Der Kanalbord darf in einer Breite von drei Nu: 
then weder mit Vieh behütet, nod) daffelbe an anderen, als den 
dazu beftimmten Stellen getränft werden. An Pfandgeld muß 
im Sontraventionsfalle, außer dem SRIRENE: als Strafe er: 
legt werden: 

für ein Stück Hauptvieh 10 Sgr., 

für ein Schaaf oder ein Schwein 5 Ser. 

An Kanalfireden, wo fih Mälle befinden, müffen auch dieſe 
mit dem Dieh verfchont werden. 

$. 31. Wo feine ordentliche Fahrwege beitehen, ift das Fah— 
ren, Reiten und Karren auf den Kanalborden verboten. 

$. 32. Nur in einer Entfernung von drei Ruthen vom Ufer 
des Kanals darf Holz gehauen oder Feuer angemacht werden. 

Desgleichen iji das Derunreinigen des Kanals durch Hinein- 
werfen von Schutt, Steinen, Kehricht, Afche und dergleichen un: 
terfagt. 

$. 33. Mer die am Kanalborde befindlichen Anpflanzungen 
auf irgend eine Weiſe befchädigt, verfällt : ‚neben dem Erfaße des 
Schadens in Strafe. 


1. Strafbeftimmungen und Berfahren dabei. 


$. 34. Auf die Uebertretung der vorftehenden Borfchriften 
und Berbote erfolgt überall, wo nicht fihon ein anderes Straf 
maß ausdrüclich verordnet ift, unabhängig von dem Erſatze des 
durch das Vergehen herbeigeführten Schadens, eine Strafe von 
zwei Thalern. 
$. 35. Gegeu die Strafverfügungen der Kanal: Polizeibe? 
hörde ſteht innerhalb einer zehntägigen Frift der Reburs an die 
unterzeichnete Königl. Negierung offen. 
Potsdam, den 18. April 18306. 
Königl. Regierung. 
Abtheilung des Innern. Abtheilung für die Verwaltung der in: 
direften Steuern. 


—n 
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148. 
Refkript des Königl. Juſtizminiſteriums an den Königl. 
©eneralprofurator zu Coͤln, betreffend die Beſtrafung 
der Rontraventionen gegen die Beftimmung, daß nicht 
mehr als 3 Pferde, bei dem Heraufziehen der Schiffe, 
auf einem Stichfeile gehen follen. 


Mit dem abfchriftlich beigefügten Schreiben vom 9. d. M. 
hat das Königl. Finanzminifterium mir mehrere Urtheilsauszüge 
mitgetheilt, nach welchen das Rhein zollgericht zu St. Goar 
über Kontraventionen gegen die Beftimmung, daß nicht mehr als 
3 Pferde bei dem Heraufziehen der Schiffe auf einem Stichfeile 
gehen follen, entfchieden hat, obfchon diefe Fälle nach Art. 68. der 
Nheinfchifffahrtsafte von der gerichtlichen Ortsbehörde mit Polizei 
firafen geahndet werden follen. 

Die Frage, in wie fern die gedachten Kontraventionen zur 
Kompetenz der Nheinzollgerichte gehören ? ift bei der Berathung 
der Berordnung wegen Einrichtung der Nheinzolfgerichte vom 30, 
Suni 1834. (Geſetzſammlung Seite 136) ausführlich zur Erörte: 
rung gefommen. Die zur Entwerfung diefer Verordnung nieder; 
gefetzte Kommiffion hat fi für die Verneinung jener Frage und 
für die Kompetenz der DOrtsbehörden, welchen die Unterfuchung 
und Entfcheidung der Polizel-Kontraventionsfachen fonft zufteht, 
ausgefprochen. Diefe Anfiht ift genehmigt, demzufolge der qu. 
Art. 68. in der angeführten Verordnung nicht erwähnt, und hiere 
nächſt die abfchriftlicy beigefügte Verfügung der Minifterien der 
Juſtiz und der Finanzen vom 4. Auguft 1834. (Anl. a.) an den 
Dberpräfidenten der Rheinprovinz erlaffen worden. Die Kognition 
über die Dergehen gegen den Art. 68. gebührt daher nicht den 
Nheinzolfgerichten, fondern in denjenigen Theilen der Rheinprovinz, 
welche zum Bezirke des dortigen Avpellationsgerichtshofes gehören, 
den Polizeigerichten, und wenn das betreffende Gericht zugleich 

heinzoffgericht und Polizeigericht ift, fo hat es in leßterer Eigen 
fchaft zu verfahren und zu entfcheiden. Ew. Hochwohlgeboren 
wollen von dieſer Verfügung den Königl. Appellationsgerichtshof, 
und durch die Oberprofuratoven die übrigen Gerichte zur Nach— 
achtung in Kenntniß fehen und zugleich die Berichtigung des Rhein 
zollgerichts zu St. Goar veranlaffen. 
Berlin, den 14. Juni 1836. 

Der Zuftizminifter. 
v. Kamp. 





2. 
Euer Bochwohlgeboren empfangen hierbei einen Auszug aus dem, von 
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der Kommiffion zur Ausarbeitung eines Reglemente für die Rheinzoll⸗ 
Michter unterm 31. Juli v. I. erfatteten Berichte, worin von derfelben 
dafür geſtimmt wird, daß das Strafmaß für Uebertretung des Vers 
bots, an ein Stichfeil mehr als drei Pferde zu fpannen, durch adminis 
firatioe Verfügung feftgefegt werde. 

Mir find hiermit und mit dem Inhalte des gutachtlichen Berichts 
ber Kommiffion überhaupt einverfanden, und erfuchen Em. Hochwohl⸗ 
eboren daber, deshalb eine geeignete Bekanntmachung zu erlaffen, und 
Kae das Strafmaß in den Grenzen von 10 Sgr. bis 5 Rthlr. anzus 
nehmen. 

Berlin, den 4. Auguſt 1834. 

Der Finanzminiſter. Die Juftigminifter. 
Madfen. v. Kamptz. Muͤhler. 
An | 
den Königl. Dberpräfidenten 

der Rheinprovinz, zu Coblenz. 


149. 


Bekanntmachung des Königl. Oberpräfidenten ver 
Rheinprovinz, das DBeleuchten der Schiffe und Flöße 
bei Nachtzeit und bei Mebel betreffend. 


Durch Verfügung der Königl. hohen Verwaltung für Han- 
del, Fabrikation und Bauweſen vom 9. v. M., ift die Beſtim⸗ 
mung im $. 19. des Neglements vom 9. Mai 1828 *) über das 
von den Führern der Dampf» und Segelfchiffe zu beobachtende 
Berfahren, welche vorfchreibt, daß alle in der Fahrt liegende Schiffe 
während der Nacht belguchtet fein follen, auch auf Flöße ausge 
dehnt worden. | 

Den Inhabern und Führern von Flößen wird demnach hier: 
durch zur Pflicht gemacht, auf den, des Nachts oder bei flarfem 
Nebel angelegten Flößen für die ganze Dauer der Nacht oder des 
Nebels an den beiden, dem Fahrwaſſer zunächft gelegenen Eden 
des Floßes auf erhabenen und überall fihtbaren Punkten hellbren- 
nende Laternen aufzufteden und zu unterhalten. 
Zuwbiderhandlungen gegen diefe Borfchrift werden nach $. 24. 
bes vorbezogenen. Neglements durch polizeilihe Strafen bis zu 
fünf Thalern geahndet, die außerdem beftehende Verpflichtung zum 
Scadenserfage aber wird nach den allgemeinen gefeglichen Be: 
fiimmungen erörtert und fefigeftellt werden. 

Soblenz, den 7. Auguft 1836. 

Der Dberpräfident der Nheinprovinz. 
v. Bodelfhwingh. 


) Jahrg. 1828. 2tes Heft, ©. 456 ff. 
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Bau: Polizei. 
’ 150. 


Auszug aus dem Reffripte des Königl. Minifteriums 

bes Innern und ber Polizei an die Königl. Regierung 

zu Düffelvorf, das MinifterialReffort in vereinigten 
MWege-Polizei- und Bau⸗Polizei⸗Sachen betreffend. 





— ı. Die Königl. Regierung hat jedoch Fünftig die Berichte in 
ähnlichen Angelegenheiten, wo Nüdfichten der Wegepolizei mit 
denen der Baupolizei zugleich zur Erwägung kommen, jedesmal 
(nächſt der Königl. Verwaltung für Handel, Fabrifation und Bau: 
wefen) mit an das Minifterium des Innern und der Polizei zu 
richten, damit über eine mögliche Berfchiedenheit der Anfichten, 
wie fie in dem vorliegenden Falle frattgefunden, die betheiligten 
Gentralverwaltungen fich zuvörderft vereinigen können. 
Berlin, den 28. Zuni 1836. 
Minifterium des Innern und der Polizei. 
Koehler. 





151. 


Cirkular-Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 

und der Polizei an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, 

betreffend das Verfahren hinſichtlich der an die Koͤnigl. 

Ober⸗Baudeputation gelangenden Bau⸗Plaͤne und An— 
ſchlaͤge. 

In der Anlage (a.) überſende ich der Königl. Regierung eine 
Abſchrift der unterm 22. v. M., an das Königliche Staatsmini— 
ſterium ergangenen allerhöchſten Kabinets-Ordre, über das Verfah— 
‚ren hinſichtlich der an die Ober-Baudeputation zur Begutachtung 
und Feſtſetzung gelangenden Bau⸗Pläne und Anſchläge, zu Ihrer 
Nachricht. 

Berlin, den 22. April 1836. 

Der Miniſter des Zunern und der Polizei. 
v. Rochow. 
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a, 


Ich habe bemerkt, daß die Ober:BausDeputation zu ihrer u 
ahtung und Geffehung, gelangende Baupläne und Anfchläge ohne Ber 
rücfichtigung der zur Dispofition lebenden Geldmittel abgeändert, und 
Fofifpieligere Pläne entworfen hat, wodurch, namentlich bei Kommunal: 
Bauten, zu deren Ausführung Zufchüffe aus. Staatsfaffen gegeben wer⸗ 
den, DVerlegenheiten und vermehrte Aniprüche der Kommunen entitanden 
find. Die Staatsminifter und Verwaliungs⸗Chefs werden denfelben bes 
gegnen, wenn fie dafür forgen, daß .der Ober⸗Bau⸗Deputation mit dem 
ihrer Prüfung gelangenden Bauplane zugleich. ein volliändiger An—⸗ 
| Flag und eine Weberficht der für den beabfichtigten Bau zur Dispofition 
ftebenden Geldmittel vorgelegt wird, damit der technifhen Behörde die 
Grenze für die, von ihr etwa für nöthig erachteten Abänderungen an: 
— werde, und daß bei Erforderung des techniſchen Gutachtens zu— 
feich diejenigen Ruͤckſichten hervorgehoben werden, auf welche es zur 
— des Zweckes bei dem auszufuͤhrenden Baue vorzugsweiſe an⸗ 
kommt. Sollte die Ober⸗Bau⸗-Deputation aber Veraͤnderungen des 
Bauplanes in Vorſchlag bringen, ſo iſt darauf zu halten, daß ſie dieſe 
auch zugleich veranſchlage, damit namentlich bei Kommunal-Bauten, 
die Kommunen ſich überzeugen koͤnnen, daß dadurch die disponiblen Mit: 
tel nicht Üderfchritten werden, welches die Haupt: Rücklicht bleiben muß. 
Ich überlaffe den betreffenden Staatsminiftern und Verwaltungs⸗Chefs, 
biernach das Weitere zu u | 
. Berlin, den 22. März 1836. 


Friedrich Wilhelm. 
das Staatsminifterium. 


152, 
Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei an den Königl. Oberpräfidenten der Rhein- 
provinz, die Bedachung der Gebäude auf dem Lande 
betreffend. | 





Indem ih Ew. Hochwohlgeboren auf Ihren Bericht vom 13. 
Zuni v. J., in Betreff des bisher in der Nheinprovinz hinſichtlich 
der Bedachung der Gebäude auf dem Lande in Anwendung ge: 
fommenen DBerfahrens, unter Wiederbeifügung der damit vorgeleg: 
ten diesfällinen Verhandlungen und Berichte der Regierungen zu 
Eöln vom 13. Auguft 1834. und zu Düffeldorf vom 15. Ofto: 
ber 1834., die in dieſer Angelegenheit von ‚des Könige Majeftät 
unterm 2. d. M. erlaffene Allerhöchſte Verordnung anliegend (a.) 
in beglaubigter Abfchrift zur weiteren Veranlaffung mittheile, ges 
nehmige ich zugleich nach Em. Hochwohlgeboren Antrage, daß alle 
diejenigen wegen Mebertretung der bisher beftandenen Vor— 
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fchriften eingeleiteten Unterfuchungen und angeftrengten Klagen, fo 
wie die noch nicht gebüßten diesfälligen Strafen, niedergefchlagen 
werden, welche, ſowie die Klagen und Unterfuchungen, foldhe Fälle 
betreffen, in denen nach jener Allerhöchften Verordnung die Neus 
anlage oder Ausbeflerung eines Stroh⸗-, Rohre oder Holzfchindel: 
Daches erlaubt gewefen fein würde, und ich ermächtige Ew. Hochs 
wohlgeboren, hiernach zu verfahren. 

Berlin, den 7. Zuli 1836. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
In Bertretung. 
Koehler. 


Auf Ihren Bericht vom 7. v. M. will Ich nach Ihrem Antrage 
“ Hierdurch beflimmen, daß «8 auch in der Nheinprovinz mit der Zulafs 
ung von Strohdächern dergeflalt gebalten werden foll, wie dies in den 
brigen Zandessheilen gefchiebt, indem die Herftellung einer feuerfichern 
Bedahung von Jedem verlangt werden muß, dem die zur Befchaffung 
derfelben erforderlichen Mittel nicht fehlen, und verordne daher, unter 
Aufhebung der über. die Strohbedahung der Gebäude in der Rheinpro⸗ 
vinz bisher in Anwendung gefommenen älteren Beflimmungen, bier- 
durch Folgendes: 

1) Die DOrtsbehörden dürfen in den Fleden, Dörfern, Weilern und 
überall, wo mehrere Käufer zufammen fleben, bei der Anlegung 
neuer Dächer nur Bedachungen von Metall, Schiefer oder Ziegeln 
und Lebmfchindeldächer, nad) der befannt zu machenden Bereitungss 
art, geitatten. 

2) Strob⸗ oder Rohr- Bedachungen und Holzſchindeln find nur erlaubt: 
a, auf einzelnen Gebäuden und zufammenbängenden Gehöften ci: 

nes und deffelben Befigers, welche mindeftens 2000 Preußifche 
uß von andern entfernt. ſtehen; 

b. in den der Ueberſchwemmung ausgefeßten Rhein: Niederungen, 
in fofern diefelben zur Sicherung der Bewohner bei Ueberſchwem⸗ 
mungen für nothwendig erfannt worden find. 

Sn’ diefen Fällen muß jedoch von der Ortöbehörde eine aud« 
drückliche Erlaubnig fchriftlich ertheilt und vom Landrathe ges 
nehmigt worden fein. 

c. Auf einzelnen, nicht zu denen sub a. und b. gehörigen Gebäus 
den dürfen fie nur alsdann geflattet werden, wenn die Vermoͤ⸗ 
gensumftände des Hausbefigers demfelben die Mittel, felbit zur 
Ausführung einer Lehmſchindel-Bedachung, nicht gewähren. Die 
Erlaubnig dazu muß fodann durch die Drtsbshörde bei dem 
Landrathe nachgefucht werden. 

: 3) Größere Reparaturen an fihon vorhandenen Stroh⸗, Rohr⸗ oder 
Holzfchindele Dächern mit Stroh oder Rohr auf Gebäuden, die nicht 
zu denen im $. 2. bezeichneten gehören, dürfen in der Regel nicht 
geltattet werden. 

Nur in Fällen dringender Nothwendigkeit und bei mangelnden 
Mitteln zur Ausführung einer Stein; oder Lehmfhindel-Bedachung 
ron der Zandrath, auf das Gutachten der DOrtsbehörde, folche ges 

atten. 
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4) Wer Fünftig, diefer Verordnung enfgegen, ein neued Stroh⸗ oder 
Rohr⸗Dach auflegen läßt, oder ein Stroh⸗ oder Rohr⸗Dach mit 
Stroh oder Rohr ausbeflert, ohne die im $. 2 und 3. gedachte 
Erlaubniß erbalten zu haben, wird mit einer Geldbuße von Ein 
bis Fünf Zhalern, und im Falle des Neubaues mit Niederlegung 
des Stroh: oder Rohr⸗Daches, befiraft. 

5) Uebertretungen der Ortsbebörden in der im $ 2. und 3. ihnen ers 
theilten Befugniß werden mit angemeffenen Ordnungsftrafen, welche 
die Regierungen feitfegen, geahndet. 

Sie. haben diefe Beflimmungen durd die Amtöblätter der Regieruns 
gen zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 2. Juli 1836, - 


Friedrich Wilhelm. 


| n 
den Staatöminifter v. Rochow. 


‘453. h 


Refkripe des Könige. Minifteriums des Innern und 
der Polizei an den Königl. Oberpräfiventen der Pro: 
vinz Weftphalen, in eben derfelben Angelegenheit. 


Ew. Ercellenz erwiedere ich auf den Antrag vom 26. v. M. 
wegen Ausdehnung der am 2. Juli d. 3. für die Rheinprovinz 
binfichtlich der Bedachung der Gebäude ergangenen Alferhöhften 
Verordnung, auf die Provinz Weftphalen, daß es der Allerhöchſten 
Genehmigung der in jener Verordnung ausgefprocdyenen Grund: 
fäge für die Nheinprovinz nur deshalb bedurft hat, weil dort der 
Anwendung derfelben ausdrüdliche Gefehe entgegenftanden. 

Da nun außerdem, wie auch der Eingang’ 'der Verordnung 
zeigt, dadurch nur diejenigen Grundfäße in der "Nheinprovinz has 
ben zur Anmendung gelangen follen, nach denen in den übrigen 
Provinzen bereits, wenigftens der Regel nad, verfahren wird, fo 
kann es fein Bedenken haben, die Beftimmungen vom 2. Juli d. 
J. auch für Wefiphalen in Anwendung zu bringen, wenn nicht 
etwa, worüber ich eintretenden Falles einer gefälligen Mitthei- 
lung entgegen fehen will, aud dort ausdrüdliche gefehliche Vor⸗ 
fchriften dies hindern möchten. 

Berlin, den 7. September 1836, 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 
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N. ’ 
Armen:Polizei. 
154. 


Refkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und 

der Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Merſeburg, 

die Verpflichtung zur Armenpflege Seitens der Dorf: 
‚gemeinden und Dominien betreffend. 


Der Königl. Regierung gebe -ich in Eriicherung auf den. 
Bericht vom 26. Januar c., 

die Theilnahme der Dominien an der Verpflegung der Orte: 

armen beireffend, 
hierdurch zu erfennen, daß durch das Ihr zur Nachachtung mit— 
getheilte Neffript vom 25. Mai pr. *) keinesweges beabſichtigt 
worden .ift, diejenigen: Armenverbände zu zerreißen, welche fich an 
den einzelnen Drten gebildet. haben, fondern nur die Grundfäße 
näher zu. beftimmen, nach, melden in fraglicher Beziehung das 
jus commune, fo wie es im Allgemeinen Landrecht enthalten, 
in Ermangelung der dem. gemeinen Nechte derogirenden Status 
farrechte anzuwenden iſt. Auch in der Provinz Brandenburg, und 
insbefondere in dem Departement, der Regierung zu Franffurt a. 
D., an. welche obgedachtes Reſkript - erlaffen ‚geben, {unbe hier: 
unter verſchiedenartige Berhältniffe ſtatt. 

Die Konigl. Regierung mag es daher bei der Art, wie fich 
an jedem einzelnen Orte ihres, Verwaltungsbezirks die. verſchiede⸗ 
nen Armenverpflegungs:Berbände gebildet haben, um fo mehr be— 
laſſen, als über die Frage, welche Armen. den, Dominien und 
welche den Gemeinden zur Verpflegung anheim fallen ? der ‚Königl. 
Regierung. feine Streitigfeiten zur. Entfcheidung vorliegen, wenig: - 
ftens von der Königl. Regierung darüber nichts angezeigt ift. 


Berlin, den, 19. Mai 1830. u 
Der Minifter des Innern. und. der; Bali 
v. Nochow. 


‚*) Sahrg. 1835. 2ies Heft, ©. 506, f. 
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Refolution des Minifteriums des Innern und der Po: 
lizei an den Gutsbeſitzer zu Herrendorf, und abfchriftlich 
an die Königl. Regierung zu Frankfurt, betreffend die 
Berpflichtung zur Armenpflege in Beziehung auf Dos 
mizilverhaͤltniſſe der aus Strafanſtalten ıc. entlaffenen 
| Individuen. | 


—— 


In Beiheidung auf die Nefursbefchwerde vom 31. Mai c., 
betreffend die Ihnen zur Pflicht gemachte Aufnahme und Berpfle: 
gung der unverehelichten M. und deren Kindes, wird. Ihnen an— 
bei Abfchrift des dieferhalb von der Königl. Negierung zu Franf: 
furt a. D. erforderten und unterm 11. d. M. erftatteten Berichts 
(Anl. a.) mit dem Eröffnen mitgetheilt, daß aus den darin anges 
führten Gründen ihre Beſchwerde für unbegründet erachtet wer: 


den muß. | 
Berlin, den 30. uni 1836. 


Miniſterium des Innern und der Polizei. 
Koehler. 


\ 
a 


In Berfolg der hoben Signatur vom 7. d. M. beehren wir ung, 
die Befchwerde des Dominii Herrendorff, wegen Aufnahme der unver: 
ebelichten M., beifommend nebft Anlagen zuräczureichen. ' 

Die unverehelichte M. ift die, Tochter eines vor längerer Zeit in ei⸗ 
nem Familienhaufe des Dominiums SHerrendorff verflorbenen Zagelöh- 
ners. — Ihre Behörigfeit dorthin war alfo urfprünglich in Gemaͤßheit 
des Ortsarmens Patents für den Fall der Unterfiikungsbedürftigfeit bes 
gründet, und fie iſt derfelben nicht verluftig gegangen, wenn fie vor ers 
reichter Majorennität auswärts gedient, und von ihrem 24 — 30, Jahre, 
denn nad) der Anzeige des Landratbs war fie im Oktober v. I. 32 
Fahr alt, auf einer Strafanitalt zugebraht hat, meil eine Arnderung 
der Behörigfeitsverhältniffe durch Abwefenheit'die Möglichkeit einer felbft- 
—— Willenserklaͤrung und Freiwilligkeit der Wahl des Aufenthalts 
vorausfeßt. 

8. 24. Zit. II. Th. I. der Allgemeinen Gerichtd-DOrdnung. 

8. 13. des Drtsarmen: Patente. | 

Wir halten hierdurch unfere Anficht ſchon gefeglich begründet, und 

ift folche auch gewiß in höheren Entfcheidungen angenommen, welche wir 
freilich jegt eben nicht nachweifen fönnen. Wir glauben uns aber des= 
balb auf eine Entfcheidung des Königl. Juſtizminiſterii vom 11. April 
1823. (Jahrbücher Bd. 21. ©. 264. Sraeff II. Seite 18.) berufen 
zu dürfen, worin ausdruͤcklich gefagt wird, 

daß die Züchtlinge ihren vorigen Gerichtsftand durch die Detention 

nicht verlieren, 
wobei wir den Vorwurf einer WBerwechfelung zmwifchen forum und do- 
micilium nicht zu befürchten haben, da erfteres in diefem Zufammen: 
bange durch letzteres begründet wird. 
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Daffelbe fcheint und aus den Beflimmungen ber in der Kriminal. 
Drdnung — Inſtruktion, wegen Entlaſſung der zum Zuchthauſe 
verurtheilt geweſenen Perſonen, namentlich 8. 11. zu folgen; endlich 
aber iſt, auf den Grund des 8. 107. Tit. 17. Th 3 des Allgemeinen 
Landrechts in dem hoben Mefkript vom 12. März 1824. (Annalen VIII. 
©. 254.) angenommen, daß die Angehörigen eines Werbrechers während 
deffen Detention durch die Gemeinden des bisherigen Domizils verpflegt 

‚ werden müffen, worauf wohl auf eine Fortdauer des letztern binfichte 
lich des Detinirten ſelbſt geſchloſſen werden muß, 

Seit ihrer Entlaffung aus der Strafanftalt im Jahre 1833. mar, 
als das Dominium NHerrendorff wegen Aufnahme derfelben in Anfpruch 

enommen wurde, noch fein Zeitraum von drei Jahren verfloffen; in 
erblig fheint fie um Weihnachten 1834. zwar ein Domizil fonftituirt 

u baben, fie hat daflelbe jedoch nach einem Aufenthalt von wenigen 
ochen wieder aufgeben möüffen, und fann daher das Dominium Hers 

rendorf die etwa erforderliche Lnterfiügung der ıc. M. nicht ablehnen, 

($. 11. 12. und 13. des Ortsarmen⸗Patents) weil, die Werarmung 'vors 

ausgefeßt, dieſe mit der Geburt ihres Kindes im Laufe des Jahres 1834, 

—— en war. — In legterer Beziehung bemerken wir nun 
ießlich: 

Das Kind der ꝛc. M. iſt im Kreuze gelaͤhmt, und wir haben das 
ber, da ein ſolches Gefchdpf offenbar einer größeren Pflege und Wars 
tung bedarf als andere von gleichem Alter, vorläufig Anand nebmen 
müffen, wie wir dies in anderen Fällen wohl gethan haben, darauf zu 
dringen, daß durch deffen andermweite Unterbringung der Mutter hinreis 
chende Freiheit gefchafft werde, fich ihren Unterhalt felbfiftändig zu er- 
werben, fondern geglaubt es bei der Erflärung des Landraths, daß die 
möütterliche Pflege dem Kinde unentbehrlich fei, für jegt belaffen zu mi: 
fen, und flellen daher ganz geborfamft anbeim, da Überdies die Mutter 
unterfiägungsfähige nähere Verwandte nicht befigt: | 

den Befchwerdeführer über die Unzuläffigfeit feines Gefuches Hochs 

eneigteft befcheiden zu wollen, 
wobei wir jedoch nicht unbemerft laffen fönnen, daß wir es wenigſtens 
für billig halten würden, wenn die Verpflegung der ıc. M. und ihres 
Kindes der Landarmen Direktion zu Landsberg aufgelegt würde, welche 
indeffen ſolche abgelehnt bat. 

Sranffurt, den 11. Juni 1836. 

Die Regierung. Abtheilung des Innern. 


An 
Ein Königl. hohes Miniſterium 
des Innern und der Polizei. 





156. 
Reffripe des Könige. Minifteriums bes Innern und 
der Polizei an das Königl. Polizeipräfidium hieſelbſt, 
in. gleicher Angelegenheit. 


Das unterzeichnete Minifterium erwiedert dem Königl. Poli 
zeipräfldium auf den Bericht vom 20, d. M., daß daffelbe in — 
t 
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treff des Domizils und des Armenpflege der im Arbeitshaufe bes 
findlichen unverehelichten N. der Anficht der ſtändiſchen Landare 
mendireftion der Kurmarf beiftimmen muß. | 
Denn daraus, daß die Mutter der N. im Landarmenhaufe 
zu Straußberg verftorben iſt, folgt noch Peinesweges, daß dieſelbe 
im Bereiche des Landarmenverbandes einen Wohnfig gehabt hat, 
indem auch Heimathelofe dort aufgenommen werden müffen; auch 
ift dafür anznnehmen, daß die N. hier in Berlin, wo fie über 
zehn Zahre und darunter länger als drei Jahre nach erlangter 
Großjährigfeit fich aufgehalten, und förmlich als Lohnhure rezipirt 
worden, dadurch und durch‘ das Liegen in Schlafftelle heimiſch ges 
worden und ein Domizil fonftituirt habe. 
Es kann daher dem Antrage des Königl. Polizeipräſidii, 
die Kurmärkſche Landarmendireftion zur Webernahme der 
N. zu veranlaffen, | 
nicht Folge gegeben werden. j 
Berlin, den 26. April 1836. 
Minifterium des Innern und der Polizer. 
Koehler. _ 





157. 
Auszug aus dem Reſkripte des Königl. Minifkeriums 
des Innern und der Polizei, an die Königl. Regierung 
zu Marienwerder, die Heilung armer Kranfer an dem 
Orte ihres Aufenthalts betreffend. 


Das unterzeichnete Minifterium findet ſich übrigens hierdurch 
veranlaßt, der Königl. Negierung anzuempfehlen, bei den von Ihr 
zu verfügenden Kuren vorher gehörig in Weberlegung zu nehmen, 
wie e8 wegen der Koften zu halten? und dies befonders in nicht 
eiligen Fällen, wohin der in Rede fiehende chronifche Kranfheits« 
fall gehört, zu beachten. 

Veberhaupt fann einer Stadtfommune in der Negel nicht 
angefonnen werden, einen armen Kranken auswärts heilen zu laf: 
fen, fondern es muß der Kranke fi) mit der am Drte zu befchaffen- 
den ärztlichen Hülfe und den dafelbft vorhandenen SHeilanftalten 
begnügen, wie dies von allen unbemittelten Einwohnern gefchieht; 
indem fonft ein Armer beffer daran fein würde, als Perfonen, die 
zur Armenpflege beitragen. 

Berlin, den 13. Juni 1836. 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
Koehler. 





Aunalen. Heft II. 1836. Sf 
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| . 158. | 
TirfularsReffripe der Könige. Minifterien an fimme 
liche Königl. Regierungen, ausfchließlich der Rheinifchen, 
die Armenbeiträge und die Armenpflege der Chauffees 


Einnehmer und Chauffees Wärter und ihrer Hinterblier 
| benen betreffend. 





Die in einigen der älteren Provinzen zur Sprache gefommer 
nen Zweifel über die. Armenpflege der Chauffee-Einnehmer und 
Shauffee-Wärter und ihrer Hinterbliebenen veranlaffen uns, in dies 
fer Beziehung Folgendes zu bemerken. 

Es kann feinem. Bedenken unterliegen, daß die betreffenden 
Herfonen als Einwohner derjenigen Kommunen anzufehen find, in 
deren Bezirk fie wohnen. Da nun das Recht eines Ortseinwoh: 
ners, Almofen zu fordern, nach $. 12. Tit. 19. Th. IL, des A. 
2. R. ein Korrelat der Pflicht ift, zu den Armenfteuern beizutra- 
gen: fo folgt daraus für die gedachten Chauffee-Beamten die Ders 
bindlichfeit, zur Armenpflege mit beizutragen. 

Die Höhe diefes Beitrages läßt ſich indeß nicht — be; 
ſtimmen, fondern es müffen bei Abmeffung deffelben jedesmal die 
obwaltenden Berhältniffe berücfichtigt werden ; 3. B. ob von einer 
Stadt oder vom platten Lande die Rede, ob der zu befteuernde 
ein bloßer Tagelöhner, oder Pächter, oder ein wirklicher Staats 
diener ift. u. ſ. w. 

Die Königl. Regierung kann daher für jegt nur angerviefen 
> werden, überall, wo fich in Ihrem Bezirf Chauffeen befinden, in 
Abficht der dabei angeftellten Perfonen den Arınenverband, zu wel« 
chem fie gehören, feftzuftellen, und ihnen aufzugeben, ihre Beiträge 
dahin zu entrichten; wobei der Königlichen Regierung überlaffen 
bleibt, bei entfiehendem Streite über die Höhe der zu Teiftenden 
Beiträge diefelben bei etwaniger Ermangelung — Vorſchrif⸗ 
ten nach billigem Ermeſſen feſtzuſetzen. 

Berlin⸗ den 18. Mai 1836. 

DerMinift. des Innern Verwaltung für Handel Finanzminifterium 
und der Polizei. Fabrikation u. Baumefen. v. Alvensleben. 

v. Rochow. Rother. 


459. ’ 
Refolution des Minifteriums des — und der Pos 
lizei an den Magiftrae zu Halle, die Ausftellung nach 
gefuchter Armenattefte betreffend. 





Der Magifirat wird in Befcheidung auf die Vorftellung vom 
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26. v. M., betreffend die Verweigerung des von dem Barbier N. 
daſelbſt Behufs jeiner Foftenfreien Trauung nachgefuchten Armen: 
atteftes, lediglich auf die abfchriftlich eingereichte Nefolution der 
Königl. Regierung zu Merfeburg vom 6. ejusd. (Anl. a.) aus 
den darin angeführten erfchöpfenden und von Ihm nicht widerleg: 
ten Gründen hiermit vermiefen. 
Berlin, den 6. Juni 1836. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 





Die Gründe, mit welchen der Magiitrat die Verweigerung des Ars 
men⸗Atteſtes Behufs der unentgeldlihen Trauung des Barbiers N. dort: 
felbft unterm 21. v · M. zu rechtfertigen gefucht bat, genuͤgen feines; 
wege, denn die Austellung der Urmens Üttefte ift in den Gefeten an 
feinen Zwec gebunden, und die Geiftlihen haben auf die jura stolae 
bei Armen feinen Anfpruch, vielmehr müffen diefelben nah dem vom 
Magiftrate felbft angeführten Reffripte vom 1. Dezember 1818. (S. 9. 
des Amtsblattes vom Jahre 1819.) die aus den Kirchenbüchern zu er- 
theilenden Attefte, wenn fich die Intereffenten durch eine Befcheinigung 
der Ortsobrigfeit ald Arme — ſtempel⸗ und koſtenfrei auss 
fertigen. Der angeführte Beſchluß des Magiſtrats, alle Gefuche um 
Yusftellung von Armen »Atteflaten zur Foftenfreien Trauung zurücd zu 
weifen, fann daher nur gemißbilligt werden; vielmehr ift im vorliegen, 
den Falle der Umftand, daß der ıc. N. unerzogene Kinder erfier Ehe 
bat, die einer Mutter bedürfen, von fo bedeutendem Getvicht, und die 
anfcheinende rg De der Ertheilung des Zeugniffes der Bedürfs 
tigkeit wird durch das Anführen des Magiftrats, daß der ıc. N. und 
deſſen Werlobte arbeitsfähig find ıc., fo wenig widerlegt, daß wir nicht 
umhin fönnen, dem Magıftrat hierdurch aufzugeben, entweder das frag« 
liche Zeugniß ohne weitere Schwierigkeiten zu ertheilen, oder haltbarere 
Vermeigerungsgründe, ald in den Verfügungen vom 29. Januar und 
12. Februar e. und in dem Eingangs gedachten Berichte enthalten find, 
anzugeben, mobei der $. 31. Tit. 23. Th. I. *) der Allgemeinen Gerichts: 
Drdnung zum — Anhalte dienen wird. 

Merſeburg, den 6. Mai 1836. 

Koͤnigl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


An 
den Magiſtrat zu Halle. 


9 8. 31. 1. c. Auf das Armenrecht kann nur derjenige Anſpruch machen, welcher 
weder an liegenden Gründen, noch fahrender Haabe, noch ausſtehenden Schulden 
fo viel beſitzt, noch auch in feinem Amte, Profeſſion, oder Gewerbe fo viel verdie— 
nen kann, daß ihm, nad Abzug des nothdürftigen Unterhalts für ſich und die Sei- 
nigen, noch etwas zur Beftreitung der Prozeßkoften, nad einem ungefähren Weber 
ſchlage berfelben, frei bleibt. 
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160. 


Reſkript der Koͤnigl. Miniſterien des Innern und der 
Polizei, fo wie der Finanzen an den Koͤnigl. Oberpraͤ⸗ 
fidenten der Provinz Preußen, mit dem Regulativ we 
gen Aufbringung ber Landarmenbeiträge in den Bezir— 
fen der Königl. Regierungen zu Marienwerder und Danzig. 


In Folge der Berichte vom 20. November und 29. Dezem- 
ber pr., fo wie vom 14. Fanuar und 1. März c., die Aufbringung 
der Landarmenbeiträge in den Negierungebezirfen Danzig und 
Marienwerder betreffend, überfenden wir Ew. Ercellenz anbei be: 
glaubigte Abfchrift der auf unfern Vortrag über diefen Gegenjtand 
ergangenen Allerhöchften Kabinetsordre vom 18. v. M. (Anl. a.) 
nebft einer Ausfertigung des auf den Grund diefer Drdre von 
uns dato vollzjogenen Regulativs (Anl. b.) megen fernerer Auf 
bringung jener Beiträge in den gedadhten Negierungsbezirfen und 
des bei der Einziehung zu beobachtenden Verfahrens, mit dem Cr 
fuchen, hiernach das Weitere zu veranlaffen und das Negulativ 
fchleunigft zu publiziren. _ 

Berlin, den 7. Juni 1836. 

Minifterium des Innern und der Polizei.  Finanzminifterium. 
v. Rochow. Graf v. Alvensleben. 


Auf Ihre Berichte vom 8. und 26. v. M. erfläre Ih Mich mit 
Ihrer Anficht, in Deu auf die Aufbringung der Landarmen « Beiträge 
‚ in den Regierungsbezirfen Danzig und Marienwerder, dahin einverfan- 
den, daß die Klaffenfteuer, wenn nach dem Fuße derfelben ein Kommus 
nal-Beitrag aufgebracht werden foll, in ihrer Verbindung mit fämmts 
lichen neben derfelben zur Erhebung fommenden Staatsſteuern zu bes 
trachten, und die Individual-Beiträge in einem andern Werbältniffe, als 
nach dem gleichen Progentfaße der Klaffenfteuer, zu beflimmen, weil fonft 
die Steuerpflichtigen der untern Steuerfiufen überbürdet werden wuͤr⸗ 
den. Auch finde Sch es begründet, daß die letzte Steuerſtufe zu Bei— 
trägen nicht herangezogen werden dürfe, meil zu derfelben nur folce 
Steuerpflichtigen gehören, die felbft den Armen ganz nahe fliehen und 
mit ihrem täglichen Einfommen nur eben das eigene befchränfte Bes 
dürfniß befriedigen, auch bisher feinen Beitrag geleiftet haben. In dies 
fer Urt bat daher der Antrag der Preußiſchen Provinzial-Stände in feis 
ner Faffung nur verfianden und von Mir genehmigt werden Fönnen. 
Sie haben hiernach ſowohl die fHändifche Landarmen:Kommiffion, als die 
Stände bed Nofenbergfchen Kreifes, auf die wieder beigehenden Einga— 
ben zu befcheiden- und zu belehren. Das Mir eingefandte, hierneben 
zurüc folgende Regulativ und den beigefügten Zarıf, (Anl. b. u. c.) 
in welchen Gie, nach Meiner früheren Beflimmung, ber Benennung 
Weftpreußen, die Benennung der betreffenden Regierungsbezirfe zu fub- 
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ſtituiren haben, genebmige Ich, und fiberlaffe Ihnen, daſſelbe zu voll« 
ziehen und zu publiziren. 

Berlin, den 18. Mai 1836. — 

Friedrich Wilhelm. 
An 
den Staatsminiſter v. Rodomw und 
den Wirktichen Geheimen Rath, 
Grafen v. Alvensleben. 


b. | 
Regulasio, 
die fernere Aufbringung der Landarmen Beiträge in den 
Megierungäbezirfen Marienmwerder und Danzig und das bei 
Einziehung derfelben zu beobachtende Verfahren betreffend. 


Da bie bieherigen in Gemäßheit ded Landarmen-Reqlements vom 
31: Dezember 1804. zur Anwendung gefommenen Grundfäge über die 
Yufbringung der Landarmen - Beiträge in den NRegierungsbezirfen Mas 
rienwerder und Danzig fich als unzureichend ausgemiefen, und des Kö» 
nigs Majeftät durch den Landtags: Abfchied vom 3. Mai 1832, zu II, 
45. e, den Antrag der Provinzial-Stände, die Erhebung diefer Beiträge 
nach dem Maßſtabe der Klaffenftener bewirfen zu laffen, Allerhoͤchſt ges 
nebmigt haben; fo wird nach Erledigung der erforderlichen Vorarbeiten 
wegen Ausführung der neuen Veranlagung der Landarmen » Beiträge 
mit Allerhöchfter Genehmigung Sr. Majeflät des Königs hierdurch Fols 
gendes bejlimmt. : 

‚1. Bom 1. Januar 1836. ab, follen die Pandarmens Beiträge 
in ben PRegierungsbezirfen Marienwerder und Danzig, und zwar ſo— 
wohl in den urfprünglich Weſtpreußiſchen, als auch in den ehemals Oſt⸗ 
preußifchen Beltandtheilen des die Regierungsbezirfe von Marienwerder 
und Danzig umfaffenden Verbandes nach dem Fuße der Klaffeniteuer 
und dem Snbatte dieſes Regulativs aufgebracht und eingezogen werden. 

$. 2. Die Konfurrenz der der Mahls und Schlachtfteuer unters 
mworfenen Städte in beiden Negierungsbezirfen ift auf Grund der in 
denfelben bewirften Probe-Beranlagungen der Klaffeniteuer im Verbälts 
niffe zu dem Slaffenfteuer-Auffommen aus den übrigen Gemeinen und 
nach dem Bedarfe des Landarmen »Befens ermittelt, und beläuft fich 
zur Zeit auf die Gefammt:Summe von 4,500 Rthlr. Zu diefer Sums 
me haben für die nächiien fechs Jahre 1843 jährlich — 


die Stadt Danzig—. A 90 Rihlr. 
⸗Elhbing 70 + 
«e s  Marienburg . . 270 % 
⸗ ⸗ Graudenz . 230 ⸗ 
⸗ Marienwerder 390 ⸗ 


2 born . . . 390 CE | 

Es bleibt den genannten Städten überlaffen, den vorfichend auf fie 
repartirten Beitrag nach den in ihrer Gemeinde beftehenden Grundfägen 
der Kommunal: Befteuerung auf die Gemeineglieder im Einzelnen zu 
vertheilen, fie find aber verpflichtet, obige Beträge unverfürzt nach den 
näheren Anmeifungen der betreffenden Provinzial s Regierungen abzufübs 
ren. Etwanige, Ausfaͤlle und Abgänge mäflen daher von jeder Stadt: 
gemeine felbfk übertragen werden. 
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5. 3. In den der Klaſſenſteuer unterworfenen Übrigen Gemeinen 
werden die Landarmen » Beiträge dagegen alljährlih nach Maßgabe der 
Klaffenfteuer befonderd ausgefchrieben, und es find zur Entrichtung von 
Sandarmens Beiträgen zunächft alle Einwohner diefer Ortfchaften vers 
pflichtet, welche zur Klaffenfteuer herangezogen werden, mit alleiniger 
Ausnahme der in die zmölfte Steuerfiufe eingefchägten Perſonen, welche 
ganz befreit bleiben, ref die Befiger von adelichen Gütern, welche 
außerhalb der Negierungsbezirfe Marienwerder und Danzig ihren Wohns 
fi haben, nach den im $ 12. enthaltenen näheren Beflimmungen, und 
endlich die Geiftlichen, für welche * bisherigen Saͤtze beibehalten bleiben. 

. 4. Die Repartition der Landarmen-Beitraͤge auf die einzelnen 
Klaffenfteuerpflihtigen für die Fahre 1845. erfolgt nac den Sägen, 
mei ber untenfienbe Zarif für jede der 11 erfien Klaſſenſteuer⸗Stu⸗ 
en enthält. 

Die Einzeln Steuernden werden mit der Hälfte der Zariffäge be- 


en. 

8. 5. Alle ſechs Fahre foll der Bedarf des Landarmen:Fonds aufs 
Neile ermittelt, und nach Maßgabe deffelben fowohl der Beitrag der 
Mable und Schlahtfteuerpflihtigen Städte auf den Grund befonderer 
Probe s Beranlagungen der laffenfieuer, als auc die Zariffäge, nad 
welchen die Florfenfeuerpflichtigen Semeinen heranzuziehen find, durch 
ben Oberpräfidenten der Provinz neu beflimmt werden. Möchte jedoch 
eine erbebliche Veränderung in der Bedarfs-Summe oder in der Sees 
lenzahl eintreten, fo foll die neue Ermittelung und Feſtſtellung fchon 
nach drei Jahren erfolgen. | 

.6. Zur Bersinfaheig des Verfahrens follen die Landarmen⸗ 
Beiträge nach den vorgefchriebenen Zariffägen bei der Veranlagung der 
Klaffenfteuer gleichzeitig ermittelt und unmittelbar in die Steuerrollen 
jeder Gemeine eingetragen werden, zu welchem Behufe den Gemeines 
Mollen der Klaffenfteuer die nöthigen Kolonnen zur Bezeichnung der 
Sandarmen s Beiträge jedes Steuerpflichtigen und zur Summirung des 
Dauptbetrages hinzuzufügen find. 

Wenn inzmwifchen zur Zeit die Aufitellung der Klaffenfteuer «Rollen 
fhon zum größeren Theile beendigt fein wird, fo bleibt den Provinzials 
Negierungen Überlaffen, die Ausfchreibung der Yandarmen-Beiträge pro 
1836. nach dem Inhalte diefer Verordnung auf die geeignete Weiſe an: 
derweitig zu bewirken, 

. 7. Die Revifion und Feſtſtellung der veranlagten Landarmen⸗ 
Beiträge, der Abs und Zugänge, fo wie der Ausfälle, wird hiernächit 
überall gleichzeitig von den mit der Verwaltung der Klaffenfieuer bes 
auftragten Behörden bewirft, fo wie denn auch Hinfichts der Befannt: 
machung des von jedem Öteuerpflichtigen zu entrichtenden Beitrags, der 
Einziehung deffelben und überhaupt in, allen hierin nicht ausdruͤcklich 
ausgenommenen Beziehungen, die wegen der Klaffenfteuer ertheilten Vor⸗ 
föhriften zur Anwendung zu bringen find. | 
8%. 8. Es liegt daher namentlih auch die oͤrtliche Erhebung der 
Landarmen-Beiträge, unter Kontrolle der Landräthe, den Gemeinen durch 
deren Klaffenfleuer-Erbeber ob. — 

. 9. Die Gemeinen erhalten für die Erhebung einen Antheil von 
vier Prozent der wirklich eingezogenen Summe, und find verpflichtet, 
daraus alle vorfommende Auslagen zu beftreiten, insbefondere auch die 
Remuneration der SpezialsErbeber zu bewirfen. 
10. Die Einziehung ber Landarınen Beiträge erfolgt jedoch nicht 
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4 ' 
in monatlichen Beträgen, fondern nach dem Bebarf im Jahreöbetrage 
oder in zwei balbjährigen Raten praenumerando. 

$& 11. Die Kreisfaffen führen die einaegangenen Landarmen⸗Bei⸗ 
ne . den ihnen von den Provinzial-Regierungen erteilten Unwei- 
ungen ab. 

3. 12. Diejenigen Beſitzer adlicher, in den Negierungsbezirfen Ma 
rienwerder und Danzig belegener Güter, welche außerhalb diefer Das 
partements domiziliren, werden mit der Hälfte desjenigen Satzes zu den 
Zandarmen Beiträgen herangezogen, welchen fie zu entrichten haben wuͤr⸗ 
den, wenn fie auf ihren Gütern wohnten. Gie find daher zwar nach 
Maßgabe ihres Güterbefiges zur Klaffenftener zu veranlagen, haben aber 
nur die Hälfte des Zariffages beizutragen, welcher von den in, Diefelbe 
Steuerfiufe eingefihägten, auf ihren Gütern wirklich wohnenden Guts⸗ 
befigern aufgebracht wird. 

Die Veranlagung der Landarmen:- Beiträge auf diefe auswärtige 
Gutsbefiger gefchieht durch die Kreislandräthe in befonderen Rollen, 
welche den Regierungen mit den übrigen Erbebungsrollen zur Beſtaͤti—⸗ 
gung einzureichen find. Die Ein ar Beiträge wird unter Leis 
—* ar nn unmittelbar durch; die Kreisfaffen nad obiger Vor⸗ 

rift bewirkt. 

Berlin, den 7. Juni 1836. * EUR: 
Minifterium des Innern und der Polizei. Finangminifterium. 

v. Rochow. v. Ulvensleben. 





| c 
Tarif 
zur Erhebung der LandarmensBelträge in den Plaffenfteuerpflichtis 
gen Theilen der Negierungsbezirfe Marienwerder und Danzig. 









Pin Sandarmen:Beitr 
bals gen foll vom Haushalt 
„I jährlich entrichtet 


fäß werden: 
Rthlr. Sgr. M. 






Bemerkungen. 












15 nn — 

2615| —— 

3 48 7 — — Perſonen, welche keinen 
u. 4 24 2 15 _ aushalt führen, und nach 

5 | 18 11 3 | — Pem  Klafienfteuer s Gefege 

6 12 1 7 — hnur den halben Haushalts, 
III. 7 8 — 20 — Eteuerſatz entrichten, zah⸗ 

8 6 — 14 — ſlen auch nur die Hälfte 

9 4 — 10 — ldes Satzes ihrer Stufen 
IV. 9 — — Han Landarmen-Beiträgen. 
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IX. 


Medizinalwefen, 


161. 


Cirkular⸗Reſkript des Königl. Miniſteriums der Geifts 

lichen, Unterrichts und Mebizinal-Angelegenheiten an 

fämmtliche Königl. Oberpräfidenten, bie: Anfragen bei 

der Königl. Minifterial- Kommiffi ion vor ber Zulaffuung 
zu den Mebizinal-Staatsprüfungen betreffend. 





Sn Gemäßheit Alerhöchfter, hinfichtlidy der Theilnehmer an 
verbotenen Berbindungen ergangener- Beſtimmungen, iſt es erfor, 
derlih, vor Anftellung der im Medizinalmefen verordneten Staates 
prüfungen, mit ſolchen Individuen, welche ihre Vorbildung auf eis 
ner Univerfität erhalten haben, die Aeußerung der Königl. Miniſte⸗ 
rial-Kommiſſion in denjenigen Fällen einzuholen, wo 

a) der Kandidat nach Inhalt feiner afademifchen Zeugniffe eis 
ner gehabten Theilnahme an verbotenen Verbindungen auf 
der Univerfität überführt, oder verdächtig geworden ift, oder wo 

' b) derfelbe auf einer auswärtigen Univerfität, vor Erlaß der 

Allerhöchften Verordnung vom 20. Mai 1833., oder nad) 

derfelben mit eingeholter Erlaubniß ftudirt hat, gleichviel im ' 

letztern Falle, ob aus dem Entlaffungszeugniffe der ausländis 

ſchen Univerfität die obgewaltete Theilnahme des Inhabers 

an verbotenen Berbindungen zu erfehen ift, oder nicht. 
Ew. ꝛc. erfucht das unterzeichnete Minifterium, hievon das dortige 
Königl. Medizinalfollegium und die Königl. Regierungen gefälligſi 
in Kenntniß zu ſetzen, mit der Anweiſung, in den danach geeigne⸗ 
ten Fällen einer vorſchriftsmäßig zur Verfügung der benannten 
Behörden gewieſenen Staatsprüfung das Admiſſionsgeſuch, mit 
vollſtändiger Beifügung der akademiſchen Zeugniſſe, dem Miniſterio 
zur förderſamſten Kommunikation mit der Königl. Minifterials 
‚fommiffion einzureichen. 

Berlin, den 29. Oftober 1835. 

Mintfterium der Geiftlichen, Unterrichts: und Medizinal⸗Ange—⸗ 

legenheiten. 
v. Altenftein. 
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162. 
Cirkular Refkript des Koͤnigl. Minifteriums der Geifts 
lichen, Unterrichts und MedizinalsAngelegenheiten an 
fämmtlihe Koͤnigl. Oberpräfidenten, die Anwendung 


des Verbots des Beſuchs fremder Univerficäten auf 
-  Pharmazeuten betreffend. - 





Es ift bei mir in Frage geftellt worden, ob das in der Aller- 
höchften Kabinetsordre vom 20. Mai 1833. als Regel geftellte 
Verbot des Beziehens fremder Univerfitäten von biesfeitigen Uns 
terthanen auch hinfichtlich desjenigen Befuchs afademifcher Vorle⸗ 
fungen in Wirfung befteht, welcher den zur Staatsprüfung fich 
vorbereitenden Apothefern nach Vorſchrift des Prüfungsreglements 
für die Medizinalperfonen freigeftellt ift, einem Theile der fonft 
verordnneten Servirzeit zu fubftituiren. Das Refultat der darüber 
mit der Königl. Minifterialfommiffion geführten Berathung ift das 
hin ausgefallen, daß auch auf Fälle diefer Art das geftellte Ders 
bot, wenn auch demfelben hinfichtlich der Pharmazeuten nicht die 
gleiche unmittelbare Commination einer Unfähigkeit zur künftigen 
Geſchäftspraxis, wie bei den Studirenden der Medizin, beigefügt 
worden, doch an und für ſich ebenfalls Anwendung findet, ſo daß 
alſo jedenfalls das ohne die vorſchriftsmäßige, von mir zu erthei⸗ 
lende beſondere Erlaubniß betriebene Studium auf auswärtigen 
Univerſitäten zu keiner Anrechnung bei den reglementsmäßigen 
Vorbedingungen für die pharmazeutiſche Staatsprüfung kommen 
kann. Em. ꝛc. erſuche ich deshalb ergebenſt, hiervon die Pharınas 
zeuten der dortigen Provinz durch eine Bekanntmachung in den . 
Amtsblättern der Regierungen in Kenntniß fegen zu laffen, und 
die legteren, fowie das Medizinal:Kollegium, zugleich anzuweiſen, 
auch binfichtlich der Pharmazeuten bei ihrem ftattgefundenen Stus 
dio auf einer ausmärtigen Univerfität dasjenige in Betreff der 
- Anfrage bei mir vor der Zulaffung zur Staatsprüfung zubeobach— 
ten, was in der kürzlich dieferhalb ergangenen Verfügung wegen 
der medizinifchen Prüfungs-Kandidaten bereits allgemein vorges 
fchrieben ift. | 

Berlin, den 16. Zanuar 1836. 

Der Minifter der Geiftlichen, Unterrichts, und Medizinal:-Anges 
3 legenheiten. | 
v. Altenfein. 
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Reſkript der Koͤnigl. Miniſterien an die Koͤnigl. Res 
gierung zu Merfeburg, das Verſcharren abgeftandenen 
Biehes. betreffend. 





Unter den im Berichte vom 23. September pr. angeführten 
Umftänden finden die unterzeichneten Minifterien fein Bedenken, 
die Königl. Regierung zur Publifation derjenigen Beftimmungen 
zu ermächfigen, welche von derfelben in dem Berichte vom 29. 
November 1831. hinfichtlic des Verſcharrens des abgeſtandenen 
Viehes in Borfchlag gebracht find. (Anl. a.) | 

Es find diefe Borfchriften jedoch noch durch ein Verbot zu 
ergänzen, welches die DBerunreinigung flehender und fließender 
Gewäſſer durch Hineinwerfen thierifcher Eadaver bei Vermeidung 
einer Polizeiftrafe von 1 bis 5 Rthlr., je nach der Größe des 
Thieres, unterfagt. ' 

Es bat fernerhin Fein Bedenken, bei der Benrtheilung derjes 
nigen Kontravention gegen Abdeder-Privilegien, welche durch das 
Abledern von Seiten der Bieheigenthümer begangen werden, bon 
denjenigen Strafen abzufehen, melche diefe Privilegien androhen, 
und im Allgemeinen eine Polizeiftrafe von 5 Rthlr. oder verhält, 
nißmäßigem Gefängniß, demjenigen anzudrohen, der in einem, Be: 
ziefe, in welchem zur Zeit noch ein ausfchließliches Cavillerei-Pris 
pilegium in Gültigfeit ift, gefallenes Vieh abzuledern, unternimmt. 

Endlich find die unterzeichneten Minifterien mit der Königl. 
Regierung auch darüber einverftanden, daß in demjenigen Falle, 
wo ein Stüd Vieh unter Umftänden verftirbt, welche auf den 
Ausbruch einer Seuche fchließen laffen, in Gemäßheit der Beſtim— 
mung des Sächfifchen Mandats vom 13. Mai 1780, des Vieh— 
fierbe: Patents vom 3. April 1803 und des Negulativs über das 
Verfahren bei anftedenden Krankheiten vom 8. Yuguft 1835, eine 
Berfcharrung des Cadavers nicht eher flattfinden darf, als bis 
folche von der Polizeibehörde auf gehörig gefchehene Anzeige aus: 
drücklich genehmigt worden. Mit Ausnahme derjenigen Fälle, 
(Zollfrankheit, Rob, Wurm und Milzbrand,) über welche das oben» 
gedachte Regulativ bereits befiimmt hat, ift die Kontravention hin: 
gegen mit. einer Polizeiftrafe von 1 bis 5 Rthlr. zu bedrohen. 

Berlin, den 14. Zuni 1836. 

Minifterium für Gewerbe. Minifterium des Innern und der 
vb, Brenn. Polizei. 
i v. Rochow. 
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Durch die Amtsblatts-Befanmtmahung vom 14. Juli 1829 (Städ 

98, Nr. 80. pag. 282.) ift angeordnet, daß die Älteren zur Sicherung 
der Gewerbegerechtfame der Abdecker in den ehemals hfifchen Lans _ 
destbeilen erlaffenen Verordnungen nicht nur ferner zur Anwendung zu 
bringen, fondern auch, fo lange feine Befreiung Seitens der Kontraves 
nienten von den dafelbft ausgefprochenen Verpflichtungen behauptet wird, 
durch Entfcheidung der Poligeibepörden aufrecht erhalten werden follen. 
Nach $. 117. des Gefeges, die Erledigung der Randesgebrechen betreffend, 
von 1661, nah dem Mandat wegen des Viehſterbens vom 21. Nos 
wennber 1712, fo wie nach $. 48. Cap. III. des Mandats vom 3. Mai 
1760, ift ferner den Viehbeligern zur Pflicht gemacht, dem Eavillereibes 
fißer von dem erfolgten Wbleben eines Thieres Anzeige zu machen, wo⸗ 
gegen dem Caviller die Verbindlichkeit obliegt, ba” ihm: überlieferte ges 
fallene Vieh vorfchriftsmäßig zu verfcharren, fo wie über das Verfah⸗ 
ren beim Berſcharren felbft verfchiebene fpätere Beflimmungen ergangen 
find. Da «8 indeffen an allgemeinen Strafbeflimmungen gegen das 
Zumwiderhandeln gegen die Abdecker Privilegien durch das Abledern Sei⸗ 
fens der Vieheigenthlimer gebricht, auch nicht alle Privilegien dergleichen 
enthalten, und da, mo folche vorhanden find, deren Anmendung bei der 
Mangelhaftigfeit ibrer.Befanntmachung unzuläffig ift, auch bei der Vers 
fchiedenheit diefer Strafbeifimmungen urlangemeffen feyn würde, und da 
es eben fo an Strafen für die unterlaffene Anzeige und die Befolgung 
der, dem Caviller ſelbſt obliegenden Pflichten mangelt, fo beflimmen 
F en mit Genehmigung des Königl. Minifterii ded Innern und 
er Polizei: 

1) Ber den beftehenden Cavigerei⸗Privilegien durch unbefugtes Able⸗ 
dern des gefallenen Viehes entgegenhandelt, verfällt für jeden eins 
elnen Kontraventionsfall in eine Polizeiftrafe von 5 Thlr. oder 
verbältnißmäßiges Gefaͤngniß. Bee 

2) Feder, welchem ein Städ Vieh gefallen. if, ift da, wo der Inha⸗ 
ber einer Scharfrichtereigerechtigfeit die Auslieferung deffelben zu 
verlangen befugt ift, gebalten, binnen 24 Stunden nah dem Abs 
fterben des Biebes dem Berechtigten von dem Tode Anzeige zu mas 
chen, auch daffelbe bis zur Ankunft dee Cavillers vor dem Anfreffen 
durch andere Thiere zu fichern, -bei Vermeidung einer Strafe von 
1 Thir. oder verhältnigmäßigem Gefängniß. 

3) Der Befiger der Gavillereigerechtigfeit ift dagegen verbunden, das 
ibm als frepirt angemeldete Thier binnen 24 Stunden nach der 
ae bei 5 Thlr. Geld- oder verhältnigmäßiger Gefängnißftrafe 
abzuholen. 

4) Du, wo eine Gavillereigerechtigfeit nicht befleht, muß der Eigenthüs 
mer des gefallenen Thiered das Verſcharren des Cadavers binnen 
24 Stunden bei Vermeidung der ad 3. gedachten Strafe bemirfen. 

5) Das Vergraben des todten Thieres muß ſowohl in dem Fall ad 
3., ald in dem ad 4., dergeftalt an abgelegenen Orten erfolgen, 
daß der Cadaver, fofern der Tod nicht an einer anfledenden Krank: 
heit erfolgt ift, mindeſtens 3—& Fuß, und fofern er an einer ans 
Aectenden Rranfbeit erfolgt if, und das Megulativ über die fanis 
tätspoligeilichen WBorfchriften vom 8. Auguft 1835. (G. ©. pag. 
242.) ein Mehreres nicht verlangt, mindeſtens 5—6 Fuß boch mit 
Erde bedeckt wird, bei Vermeidung einer gleichen Strafe als in den 

Allen ad 3. und 4. — 
6) Das Fortſchaffen krepirter Thiere durch Hineinwerfen in ſtehende 
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ober fließende Waſſer iſt bei Vermeidung einer Strafe von 1—5 
Thlr. oder verbältnigmäßigem Gefängniß je nach der Größe des 
Thieres unterfagt. 

7) Um zu verbüten, daß den Bellimmungen des Regulativs vom 8. 
Auguft 1835. zuwider, am Milzbrand oder der Zollfranfheit ges 
fallenes Vieh abgeledert werde, wird beſtimmt, daß, fobald an eis 
nem Orte eine Viehſeuche ausgebrochen oder erheblicher Verdacht 
vorhanden ift, daß das Thier von der Zollfranfheit befallen gemes 
fen fei, ohne Beibringung eines — Atteſtes darüber, daß 
das Thier nicht an den gedachten Krankheiten geſtorben ſey, daſſelbe 
nicht abgeledert werden duͤrfe, daſſelbe He falld das Wttefi 
in der zur Fortfchaffung beftimmten Zeit nicht eingeht, unabgeledert 
verfcharrt werden fol. Wer diefen Vorfchriften entgegenhandelt, 
Her in eine Strafe von 1—5 Thlr. oder verhältnigmäßigem Ges 

ngniß. 

8) Ber Vermeidung gleicher Strafe foll, fobald an einem Orte eine 
Viehfeuche einmal ausgebrochen if, das Verfcharren des Cadavers 
des gefallenen Thieres überhaupt nur nach vorbergegangener An; 
zeige bei der Obrigfeit und nach deren ausdrücklicher Genehmigung 
fattfinden dürfen. _ 

Merfeburg, den 4. Juli 1836. 

Königl. Preuß. Megierung, Abtheilung des Innern. 


X, 
Militair - Sachen. 
164. 
Cirkular⸗Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern 
und der Polizei an fämmtliche Königl. Oberpräfidien, 
die andermeite Einftellunggder fpäter von der Super 


Kevifions»Kommiffion für tauglich erflärten Soldaten 
betreffend. 





Auf eine von dem Landrathe zu Münfter aus Beranlaffung 
zweier vorgefommenen Gpezialfälle gemachte Anfrage, in Betreff 
der andermeiten Einftellung der früher von den Truppentheilen, 
vor erfüllter Dienftzeit, als körperlich untauglich entlaſſenen, fpäs 

terhin aber von der Super-Reviſions-Kommiſſion für tauglich ers 
Flärten Soldaten zum Dienfte bei den Fahnen, haben fich die Mi: 
nifterien des Krieges und des Innern und der. Polizei über die 
fünftige grundfägliche Behandlung ſolcher Fälle vereinigt. 

Da nämlich des weiteren Berfahrens, welches binfichtlich 
der wegen zeitiger Dienftunfähigfeit einftweilen wieder entlaffenen 
Soldaten beobachtet werden foll, in den gefeglihen Beſtimmungen 
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nicht ſpeziell gedacht if, fo wird nach Billigfeit und allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen auf den 5. 7. der Allerhöchten Ordre vom 3. 
Novbe. 1833. zu refurriren fein, welcher beftimmt, daß die Milis 
tairsDienftzeit vom Tage des wirklichen Eintritts bei den Fahnen 
gerechnet werden foll. Diefe Beftimmung muß den ohne ihr Ders 
fchulden wegen zeitiger Dienftunfähigfeit aus dem aktiven Dienft 
wieder entlaffenen Soldaten — fo meit fie ſich Feiner fpäteren 
Hflichtverfäumniß hinfichtlich der gebotenen Meldungen und Geftels 
lungen fchuldig machen — in der Art zu gute fommen, daß fie 
nur innerhalb der Zeit, melde fie (vom Tage der Einftellung 
und-Bereidigung ab) im aftiven Dienfte zu bleiben gefeglich vers 
pflichtet find, bei wieder eingetretener Dientfähigfeit zu den Fah— 
nen wieder eingezogen und «nicht länger al6 bis zum Ablauf 
diefer Zeit bei denfelben zurüdgehalten werden fönnen, wonach 
es fodann dem Ermeffen der Erfah: Behörden in den einzelnen 
Fällen überlaffen bleibt: ob die Wiedereinftellung ſich noch der 
Mühe verlohnt und dem dienftlichen Intereſſe angemeffen ift? 

Em. Ercellenz erfuche ih nun, die Civil: Mitglieder der Er» 
faßs Behörden hiernach durch die Regierungen Ihres Ober: Präfis 
dial-Bezirfs inftruiren zu laffen. | 

In ähnlicher Art wird auch der Herr Kriegsminifter dem 
Königl. Generalfommando des Tten Armeeforps das Erforderliche 
eröffnen. Der Landrathy zu Münfter ift demgemäß von mir bes 
fhieden worden. 

Die diesfällige Nefolution theile ich Em. Excellenz anbei ab: 
fchriftlich zur gefälligen Nachricht und zu dem Ende mit, um mes 
gen Erledigung der von dem Landrath angeregten beiden Spezials 
fälle die Regierung zu Münfter mit Anweifung zu verfehen. 

Berlin, den 7. Mai 1836. Ä 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 


rl v. Rochow. 


An 
den Koͤnigl. Oberpraͤſidenten 
der zn Meltphalen, 
zu Münfter. 

Abfchrift vorfiehenden Erlaffes an fämmtliche übrige Königl. 
Dberpräfidien zur gefälligen Nachricht und gleichmäßigen JInſtrui⸗ 
rung der Eivil-Mitglieder der Erſatz-Kommiſſionen. 

Berlin, den 7. Mai 1836, 

Der Minfter des Innern und der Polizei. 
v. Rodom. 
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165. 

Schreiben des Königl. Kriegsminifteriums an das Koͤ⸗ 

nigl. Generals Rommando des 2ten Armeeforpg, betref- 

fend die Ertheilung militairifcher Heirachs»Konfenfe an 
Refruten vor deren Wereidung und Cinftellung. *) 





Einem ıc. General: Kommando beehrt fih das unterzeichnete 
Departement die mit dem gefälligen Schreiben vom 9. Mai c. 
fommunizirte Anfrage der Aten Landwehr: Brigade mit dem ganz 
ergebenften Bemerfen zurüd zu fenden, daß es nicht nothwendig 
und angemeffen erfcheint, wegen der Anordnung, 

daß die im Herbft ausgehobenen und im Frühjahr einzuftels 

lenden Refruten erft bei der wirklichen Einziehung im Frühe 

jahr vereidet werden follen, 

die Beftimmung im Monats:Cirfulair Nr. 36. sub 6. hinfichtlic) 
der Heirathe-Konfens-Ertheilung an folhe Nefruten außer Wirk: 
famfeit zu fehen, da der Rekrut auch vor feiner Vereidigung und 
vor Berechnung der Dienftzeit Diejenigen Berpflichtungen über: 
nimmt, welche durch feine Aushebung zum Militairdienft bedingt 
werden, wozu die Einholung des Heiraths-Konſenſes gerechnet wer: 
den muß, indem der mögliche Eintritt feiner Entbehrlichfeit und 
Zurüdlaffung von der Einftellung als ein zufälliges Ereigniß das 
bei nicht berüdfichtigt werden kann. 

Berlin, den 15. Mai 1856. 

Kriegsminifterium. Allgemeines Kriegs: Departement. 

| v. Schoeler. 


) Vergl. Jahrg. 1828. Ited Heft, S. 792. 


166. 


Cirfular:Reffripe des Königl. Minifteriums des Innern 
und der Polizei, an fämmtliche Königl. Regierungen, 
fo wie an den Königl. Militairfommiffarius hiefelbft, 
die Miteheilung der Liſten der rfaßmannfchaften an 
den fommanbdirten Offizier des Gardekorps betreffend. 





Des Könige Majeſtät haben nach dem Antrage des Königl. 
General: Commando’s des Gardekorps mittelft Allerhöchfter Kabi- 
net8:Ordre vom 27. v. M. befohlen, daß dem zur Departements: 
Erfag:Kommiffion fommandirten Offizier des Gardeforps die Lifte 
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der Erfaimannfchaften, gleich bei dem Beginn des Gefchäfts, oder 
fobald es angehe, mitgetheilt werden foll. 

Der Königl. Regierung mache -ich diefe Allerhöchſte Beftim« 
mung befannt, um die Civil-DBorfiger der Erſatz-Kommiſſionen das 
von zu benachrichtigen. 

Berlin, den 11. Zuni 1836. 


Der Minifter des Innern und der Polizei 
v. Rochow. 


167. Ä 


Reffript des Königl. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Münfter, die Aus— 
führung geringer Digziplinar-Strafen gegen Landwehr, 

männer betreffend. 





Weber den Gegenftand des Berichts vom 31. März d. J. 
bin ich mit dem Herrn Kriegsminifter in Mittheilung getreten, 
und eröffne der König. Negierung, im Einverftändniffe Seiner 
Excellenz, hiermit nunmehr, daß ich, was das Prinzip betrifft, der 
‘von She entwidelten Anficht dahin beiftimme: daß die Kommunen 
nicht verpflichtet werden können, für diejenigen Landwehrmänner, 
welche von den Fleinen Uebungen ungehorfam ausgeblieben find, 
und dieferhalb disziplinarifch mit dreitägigem Strafpugen im Zeugs 
haufe oder Ererziren bei dem Bataillons:Stamm beftraft werden, 
Ratural-Quartier zu gewähren, da die Nothwendigkeit der Beftras 
fung der in Rede ftehenden Landwehrmänner den Kommunen nicht 
zum Nachtheil gereichen darf, und daß eine Verpflichtung, wie die 
erwähnte, um fo weniger zu begründen fein würde, als während 
der Fleinen Webungen felbft Fein Natural:Quartier für die Lands 
wehrmannfchaften gewährt wird. a 

Der eigentliche Zweck der Einberufung iſt nicht die Dienſt⸗ 
leiftung, fondern die Beftrafung des ungehorfamen Landwehrmans 
nes, und mwenn dabei nach beendigtem Dienfte die Einfperrung 
nicht erforderlich und die Entlaffung in die eigene Behaufung zur 
Adendzeit, den Umftänden nach, nicht ausführbar ift, fo wird dem 
Landwehrmann die Beforgung des nöthigen Unterkommens auf 
eigene Koften überlaffen bleiben, oder, im Unvermögensfalle, die 
Unterbringung im Eivil-Gefängniffe ftattfinden können. 

Berlin, den 25. Mai 1836. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 
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| . 168. 

Cirfulars Verfügung der Königl. Regierung zu Achen, 
an fämmtliche Königl. Landräthe, die Begründung der 
 Konfisfations- Klagen gegen ausgetretene Militairpflich- 
| tige betreffend. 





Der Herr Oberpräfident der Nheinprovinz hat im Einver: 
ftändnig mit der Provinzial-Militair:Behörde beftimmt, daß es zur 
Begründung der Konfisfations:Klagen gegen ausgetretene Militair: 
pflichtige nach wie. vor nur des Atteftes des betreffenden Land: 
raths, nach Ss. 26. Sit. 36. Th. I. der Allgemeinen Gerichte: 
Ordnung, ohne Mitzeichnung des permanenten Militair » Mitglie: 
des der Kreis:ErfaßsKommiffion, "bedürfe. 

Indem mir Sie hievon in Kenntniß fegen, machen wir dar 
auf aufmerffam, daß die gerichtlihe Verfolgung widerfpenftiger 
Militairpflichtiger lediglich Sache der Civil-Behörde ift, wenngleich 
diefe Mafregel auf die Bezeichnung dur die Aushebungs- Koms 
miffionen gegründet wird. 

Achen, den 15. Zuni 1836. 


Königl. Regierung. Abtheilung des Junern. 


169. 
Meffripe der Königl. Minifterien des Krieges, fo mie 
des Innern und der Polizei, an die Königl. Regierung 
zu Königsberg i. Pr., die Bezahlung der Milicairs 
Marfchbeföftigung betreffend. 





Die von der Königl. Negierung in dem Berichte vom 16. 
März c. erwähnten Beflimmungen vom 6. Zuni 1818. und 15. 
März 1822. *) fegen zwar nicht ausdrüdlich feit, daß in den Fäls 
len, wo von der Mitgabe des Geldes zur Bezahlung der Marſch⸗ 
beföftigung, welche den einzeln marſchirenden Militairs durch die 
QDuartierwirthe zu verabreichen, Berlufte für die Staatsfaffe zu 
befürchten ftehen, die fofortige Bezahlung diefer Beföftigung un« 
terbleiben foll; es ift aber auch dem Sinne der gedachten Beftim: 
mungen nicht entgegen, wenn ein derartiges Verfahren eintritt, 
da in derfelben der Fall des Unterbleibens der Mitgabe des zur 
Bezahlung der Marfchbeföftigung erforderlichen Geldes vorgefehen 

) Jahrg. 1822. 1iſtes Heft, S. 236, ff. 
und 
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und dies für einen ſolchen Fall zu beobachtende Liquidationg-BVers 
fahren bezeichnet ift. 

Wenn es nun auch als Regel dabei fein Bewenden behals 
ten muß, daß den in Marſch tretenden Truppen und einzelnen. 
Militairs das Geld zur Bezahlung der zu empfangenden Marſch⸗ 
beföftigung mitzugeben und diefe Zahlung fogleich zu Ieiften if; 
fo hat doch das Kriegsminifterium für foldhe Fälle, dag bei Mär. 
fhen einzelner Militaird aus der Mitgabe des Geldes Berlufte 
für die Staatskaffe, oder die Verwendung des an die Mannfchafs 
ten Gezahlten zu einem anderen, als dem befiimmten Zwecke zu 
befürchten ftehen, die Unterlafjung der Mitgabe des Geldes und 
die Ausfertigung von Marfchrouten, welche auf gegen Quittung 
zu verabreichende Beföftigung lauten, angeordnet. 

Der Beurtheilung der die Marfchrouten ausfertigenden, oder 
um deren Ausfertigung anſuchenden Militairs Behörden muß es 
überlaffen bleiben, ob und wo die Umſtände ein derartiges Ders 
fahren erheifchen. 

Deshalb läßt fih denn auch nichts Mefentliches dagegen er; 
innern, daß die hiebei zurücdgehende Marfchroute vom 8. Novem- 
ber 1835. Seitens des Kommando's des Iten Bataillong (Tilfit: 
fches) Iften Landwehr-Regiments in der eben bezeichneten Art aus: 
geftellt worden, und fann es nicht gebilligt. werden, daß die Orts— 
vorflände zu Petersdorff und Kurtern die Berabreihung der in 
diefer Marfchroute angewieſenen Verpflegung verweigert haben, 
Mit Nüdficht auf das weitläuftige Liquidations «Wefen, welches 
aus dem Empfange der Marfchbeföftigung für die marfchirenden 
Militairs gegen Quittung, ohne fofortige Bezahlung, hervorgeht, 
erfcheint es aber angemeffen, das in Rede fiehende Ausnahme: 
Derfahren auf diejenigen feltenen Fälle zu befchränfen, in welchen 
fhon im Voraus ſich abfehen läßt, daß aus der Mitgabe des Gel: 
des Verluſte für die Staatsfaffe hervorgehen werden. 

Es iſt die erforderliche Verfügung getroffen, daß von den 
Militair: Behörden der dortigen Provinz hiernach Fünftig verfahs 
ren werde. 

Zur Vermeidung eines etwanigen Mißverfländniffes wird ins 
def hiebei noch bemerkt, daß durch den vorliegenden Erlaß die 
wegen DBerpflegung der zur Neferve ꝛc. zu entlaffenden Mannfchaf: 
ten beftehenden Borfchriften auf feine Weife verändert werden follen. 

Berlin, den 21. April 1836. 

Kriegsminifterium.  Minifterium des Innern und der Polizei, 
v. Wigleben. In Vertretung. 
Koehler. 


Annalen. Heft I. 1336, Gs 
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| 170. 
Reſkript der König. Minifterien des Krieges, fo wie 
des Innern und der Polizei an die Königl. Regierung 
zu. Magdeburg, betreffend die Liquidation der Abfchäz- 
zungsfoften bei Flurſchaͤden durch Militair-Manöver ıc. 





Die Königl. Regierung hat mach einer Anzeige der Inten⸗ 
dantur des A. Corps ſich gemeigert, die Liquidationen der Lande 
räthe über Koften, welche durch die Abſchätzung von Flurſchäden 
entfiehen, deshalb nicht zu prüfen und feftzuftellen, weil in dem 
Reftripte vom 10. Januar 1832.*) nur von Flurfchäden und 
nicht von Nebenfoften die Rede fei. Da die Ießteren aber fiets 
den erfteren hinzutreten und beide aus einem Fonds erftattet wer: 
den, fo hat fich auch bis jet noch Feine der übrigen Regierungen 
geweigert, fich der Prüfung und Feftftellung der Abſchätzungskoſten, 
gleich den Liquidationen über Flurſchäden, zu unterziehen. Hierzu 
wird die Königl. Regierung auch mit dem Bemerken angewiefen, 
zu veranlaffen, daß die Nebenfoften von den Landräthen immer 
gleichzeitig mit den Flurichäden, Behufs der Prüfung und Feſtſtel⸗ 
lung Seitens der Königl. Regierung liquidirt werden. Die Ins 
tendantur ift hiervon benachrichtigt und beauftragt worden, auch 
ihrerſeits in letzterer Beziehung mitzuwirken. 

Berlin, den 20. Mai 1836. 


Kriegsminifterium. Minifterium des Innern und der 
v. Wigleben. Polizei. 
v. Rochom. 


) Jahrg. 1832. 1tes Heft, ©. 283. 


: 2% 
Cirkular-Reſkript des Königl Kriegsminifteriumg an 
fämmtliche Königl. Regierungen, die Fortgewaͤhrung von 
Schulgelvern, Kinderpflegegeldern und Servis für bie 
aus den Invaliden⸗Kompagnien ausgefchiedenen Inva— 
liven betreffend. 





Mittelft des dieffeitigen Cirfular-Schreibens vom 31. Okto— 
ber 1834. ift die Königl. Regierung in Kenntniß gefeßt worden, 
daß den in Gemäßheit der Alterhöchften Kabinetsordre vom 19. 
Mai 1834. *) aus den Invaliden-Kompagnien ausfcheidenden In: 


*) Jahrg. 1834. 2tes Heft, &. 591. 
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validen, welche fich zur Zeit des Ausfcheidens bei den gedachten 
Snftituten in. dem Genuffe der: Schufgelder für eins oder mehrere 
ihrer Kinder befinden, fo wie den vor dem 1. Januar 1810, ver: 
heiratheten Invaliden diefer Katögorie, welche Kinderpflegegelder 
und Servis für ihre Ehefrauen und Kinder bezogen haben, die 
fortgefegte Erhebung diefer Kompetenzen innerhalb der grundfägli: 
chen Dauer und unter Beachtung der diesfalls befichenden Be: 
flimmungen, bewilligt worden ift. 

In Bezug hierauf finden wir uns durch einige Anfragen 
wegen Zahlung diefer Kompetenzen veranlaßt, der Königl. Negier 
rung die nachftehenden Beftimmungen zur gefälligen Kenntnißnahme 
und Verfügung des weiter Erforderlichen mitzutheilen. 

1. In Betreff der Schulgelder. 

a) Die Zahlung der Schulgelder erfolgt bis nach zurüdgelegtem 
14ten Lebensjahre der Kinder. 

b) Wird der Vater verforgt, ehe die Kinder das 14te Lebens: 
jahr erreicht haben, fo hört die Zahlung wit dem 1. des 
Monats auf, im welchem der Vater in den- Genuß des Ge: 
halts feiner neuen Stelle tritt. 

c) Bei dem Abfterben des Vaters wird die Zahlung nur noch 
für den nächſten Monat, welcher auf den Sterbemonat folgt, 
geleiftet. Ä 

 d) Wenn ein Kind während der Schulzeit erfranft, kann bie 

Zahlung auch für die Dauer der Krankheit, den Lehrern oder 

refp. Schulen geleiftet werden. 

2. In Betreff der Kinderpflegegelder. 

a) Die Zahlung der Kinderpflegegelder erfolgt bis nach zurüd: 
gelegtem 13ten Lebensjahre der Kinder. 

b) Wird der Vater verforgt, ehe die Kinder das 13te Lebens; 
jahre erreicht haben, fo hört die Zahlung mit dem 1. des 
Monats auf, in welchem der Vater in den Genuß des Ge: 
halts feiner neuen Stelle tritt. 

c) Die Kinder haben auch nad) dem Tode des Vaters einen 
Anſpruch an das Pflegegeld bis nach vollendetem 13ten Le: 
bensjahre. 

Zur Erleichterung des Militairfonds find aber nach er 
folgtem Ableben des Vaters, Seitens der Königl. Regierung 
fofort die erforderlichen Anträge bei dem Königl. Direftorium 
des großen Potsdamſchen Militair-Waiſenhauſes wegen Auf: 
nahme der Kinder diefer Meilitairperfonen in das erwähnte 
Maifenhaus oder wegen Unterftügung aus demfelben zu for: 

miren, und es hört die Zahlung des Pflegegeldes auf, fobald 
die Aufnahme des verwaifeten Soldatenfindes in das Wais 
ſenhaus erfolgt, oder eine BEE — gewährt 
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wird, fo wie auch die Aufnahme folder Kinder in das Ans 
naburgfche Militair-Snaben-Erziehungeinfitut die Zahlung der 
Kinderpflegegelder aufhebt. 

Hiernach wird die Gnadengehalts: Anmeifung eines mit 
Tode abgehenden Znvaliden, welcher Kinderpflegegelder ems 
pfing, den Belägen der Snvaliden-Gnadengelder: Rechnung der 
Königl. Regierungs-Hauptkaffe nur dann erft beigefügt und 
zwar mit der nöthigen Fuftififation, wenn für das Kind ans 
derweit geforgt iftz es muß die Rechnung dagegen die Bes 
merfung enthalten: 

daß, und unter welchem Tage die vorgedachten Anträge 
formirt worden find. 
3. In Betreff des Servifes für die Ehefrau und 
Kinder. 

a) Die Zahlung des Servifes für die Ehefrauen fo wie der Kin 
der, welche für leftere bei dem Leben des Vaters bis nad) 
zurüdgelegtem 14ten Lebensjahr erfolgt, hört ſowohl für die 

Ehefrau, als für die Kinder mit dem Ende des Monats auf, 
in welchem der Mann oder refp. Vater gefiorben ift. 

b) Wird der Dater verforgt, ehe die Kinder dag 14te Lebensjahr 
erreicht haben, fo hört die Zahlung mit dem 1. des Monats 
auf, in welchem der Vater in den Genuß des Gehalts ſeiner 
neuen Stelle tritt. 

Berlin, den 16. Mai 1836. 


Kriegsminiſterium. Abtheifung für das Invalidenweſen. 
v. al: v. Delius. 





172. 


Girfular-Schreiben des Königl. Kriegsminifteriums an 

fämmelihe Königl. Generalfommando’s, betreffend das 

Verfahren mit den von Invaliden und. entlaffenen 
Soldaten eingehenden unbegründeten Gefuchen. 





Die feit längerer Zeit in einem hohen Grade überhand neh: 
menden, in den meiften Fällen ganz unbegründeten Gefuche, melde 
von bereits anerfannten Invaliden, oder längft entlaffenen ehema— 
ligen Soldaten direft an des Königs Majeftät, das Kriegsminifte: 
rium und an die unterzeichnete Abtheilung gerichtet werden, und 
die, den umfangreichen Gefchäften der letzteren gewibmete Zeit 
über die Gebühr in Anſpruch nehmen, veranlaffen diefelbe, Ein 
Königl. ıc. Generalfommando, mit Bezugnahme auf die mittelfi 
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bes monatlichen Eirfularfchreibens No. 97. des Kriegsminiſterli d. d. 
den 28. März 1836. zur allgemeinen Kenntniß gebrachte Allers 
höchſte Kabinetsordre vom 21. November 1835. *) ganz ergebenft 
zu erfuchen, die Wohldemfelben untergeordneten Landwehr: Batails 
long: Kommando’8 gefälligft anweifen zu wollen, daß fie in Verbin: 
dung mit den betreffenden landräthlichen Aemtern der, in der ge: 
dachten Allerhöchſten Beftimmung ad 2. ertheilten Vorſchrift, tes 
gen DBeilegung der bereits erfolgten abfchläglichen Entfcheidungen 
der Behörden, in ihrem Wirfungsfreife die größtmöglichfte Publizi- 
tät geben und gleichzeitig befannt machen mögen, daß die unter: 
zeichnete Abtheilung ſich für die Folge genöthigt fieht, Gingaben 
einzelner Bittfteller, welchen die früheren fchriftlichen Entfcheidun: 
gen der Landwehr:Bataillons:Kommando’s und höhern Militairbe: 
hörden nicht beigefügt find, den Abfendern derfelben ohne Weiteres 
unter portopflichtiger Rubrik zurüdzufchiden. | 

Die unterzeichnete Abtheilung verfpricht ſich von einer ſtren⸗ 
gen Durchführung dieſer Maßregel den Erfolg, daß einzelne Bitt- 
ftelfer fich Fünftighin nur in folhen Fällen an diefelbe wenden wer: 
den, wo fie fich bei den Befcheidungen der refp. Landwehrbataillong, 
Landwehrbrigade und Generalfommando’s nicht beruhigen zu kön⸗ 
nen glauben, und erlaubt fih zur Erreichung diefes Zweckes, Ein 
Königl. Generalfommando noch ganz ergebenft zu erfuchen, die in 
Bezug Fommenden Militairbehörden in Wohldeſſen Armeeforpss 
Bezirke hinfichtlich der hiernach jederzeit erforderlichen fchriftlichen 
Beantwortung der bei ihnen beftimmungsmäßig anzumeldenden Ges 
us einzelner Bittfteler gefällig mit Inſtruktion verfehen zu 
wollen. 

Berlin, den 3. Mai 1836. 

Kriegsminifterium. Abtheilung für das Invalidenmwefen. 

v. Elaufewig. v. Delius, 


*) Im iſten Hefte, ©. 1. | 
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Anhang. 


, ; ’ 
Fünfter Landtages Abfchied für die Provinzial» Stände 
des Herzogthums Pommern und des Fürftenehums 
Ä - Rügen, v. 23. Mai 1835. + 





— 


Wie Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden, Koͤnig von Preu⸗ 
fen ıc. Entbieten den zum fünften ProvinzialsLandtage verfammelt 
gewefenen. getreuen Ständen des Herzogthums Pommern und Fürfiens 
tbums Rügen Unfern gnädigen Gruß, geben denfelben über die auch 
diesmal an den Zag gelegten Öefinnungen der Zreue und Anbaͤnglich⸗ 
feit an Unſere Perſon, fo wie über den Eıfer und die Einficht, welche 
fie bei Berathung der verbhandelten Angelegenbeiten bemiefen haben, Une 
fer MWohlgefallen zu erfennen und ertheilen ihnen auf die Uns vorge 
legten Gutachten und Anträge den nachiiehenden Befcheid: 


1. Auf die abgegebenen Gutachten über die vorgelegten 
u PBropofitionen. 
Wahl ber Abgeordneten zur Verathung des Provinzial⸗Geſetzbuches. 

1. Die getroffene Mahl der Abgeordneten zur Berathung des 

ommerfihen Provinzials Gefegbuches beitätigen Wir, und ift von Un 
erm Juftizminifter für die Gefeg-Revifion bereits angeordnet, dag, wie 
aud) in den andern Provinzen gefchehen ift, den gedachten Deputirten 
der Entwurf des Provinzialrechts vor der Berathung mitgetheilt werde. 
Naͤchſtdem foll das entworfene, mit den Deputirten beratbene Provin— 
zialrecht vor deffen landesherrlicher Beſtaͤtigung Unſern auf dem Land: 
tage verfammelten getreuen Ständen zur Erklärung vorgelegt werden. 

Schulverſäumniß -Streafen. 

2. Da bie Vorfchläge Unferer getreuen Stände wegen des Straf: 
verfahreng bei Schulverfäumniffen, im WBefentlichen für zweckmaͤßig zu 
erachten find, fo beflimmen 2Bir, mit MWiederaufhebung der desfalls im 
Landtags s Ubfihiede vom 14. Februar 1830. sub II, 1. ertheilten Bor 


fchriften, daß hierbei in Zufunft nad) folgenden Anordnungen verfabs 
ren werden foll: 
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a) Die Pflicht, einen regelmäßigen Schulbefuch zu befördern, ift zus 

e nächft Sache der Gemeinden, insbefondere aber Aller, denen die 
Sorge für die Schulen vorzugsweife obliegt. Die nächften Mit: 
tel dazu find Ermahnung und Belehrung der Eltern. Durch diefe 
Mittel zu wirken, ift 2 Sache der Gerichts⸗Obrigkeiten, der 
Gutsherrſchaften, der Patrone, der Geiſtlichen, Schulvorſteher und 
der Lehrer ſelbſt. 

b) Am Ende jeden Monats reichen die Lehrer den Schulvorſtehern 
oder Schul⸗Deputationen die Verſaͤumniß-Liſten ein. Auf dem 
platten Lande ſteht den DOrtd-Bebörden frei, für den Fall, daß oͤrt⸗ 
liche Verhaͤltniſſe die ſchnellere Behandlung der Sache möglich mas 
chen, die Vorlegung der Verſaͤumniß⸗Liſten in noch fürzeren Ter⸗ 
minen zu verlangen, wogegen in mittleren und größeren Städten, 
wenn es die Verbältniffe nach dem Ermeffen der Regierung erfors 
dern, die Einreichung der Liften in Zerminen von 2 bis hoͤchſtens 
3 Monaten nachgelaffen werden Fann. 

c) Der Sculvorftand in den Städten läßt fofort die Eltern, Vor, 

‚ münder, Dienfts und Lehrberrfchaften, deren fchulpflichtige Kinder 

oder 49% Meter die Schule aus nicht erlaubten Gründen vers 
fäumt haben, vorladen, ermahnt und verwarnt fie das erfie Mal 
und nimmt darüber eine Regiftratur auf. 

Auf dem platten Lande erfolgt diefe Ermahnung und Beleh—⸗ 
rung von der Obrigfeit und von dem. Prediger, im Beifein des 
Schulvorſtehers; die Negiftratur darüber wird von dem Schulvor⸗ 
ſteher oder Prediger, unter Mitvollziebung des Gerichtsherrn, aufge: 
nommen. Bleibt diefe Maßregel fruchtlos, fo werden die nachläf: 
figen Eltern den -Orts:Polizeis Behörden zur Beflrafung angezeigt. 

Diefe find 

d) verpflichtet, die fäumigen Eltern, Vormuͤnder, Dienfte und Lebr- 
berrfchaften vorzuladen, fie über die etwanigen Entfchuldigungss 
gründe zu hören, und wenn folche nicht für genügend erfannt Wer: 
den koͤnnen, die Strafen von einem Gilbergrofchen ab, bis zum 
DBetrage von 20 Gyr. fofort nad) VBerbältniß der verfäumten Tage 
und des Standes. der Eltern, Vormünder ıc. feflzufegen und zu 
vollzieben. Sit diefe Strafe ohne Erfolg bezahlt, * tritt jederzeit 
eine Verſchaͤrfung der fruͤhern Geldbuße bis zu 1 Rtbir. 10 Sgr. 
ein. Bon Eltern, Bormündern, Dienfts und Lehrberrfchaften, welche 
der Vorladung nicht genügen, darf zwar angenommen werden, daf 
fie feine gefeßlichen Entfhuldigungsgrände aufzuftellen vermögen ; 
indeffen id Jedermann zum perfönlichen Erfcheinen verpflichtet. Die 
Borladung foll daher wiederholt und dafür eine Gebühr von 1 
Sgr. entrichtet werden, Die — Nichtbeachtung derſelben 
aber an und fuͤr ſich eine Strafe von 5 bis 10 Sgr. nach ſich ziehen. 

e) Im Fall des Unvermoͤgens wird allemal Gefaͤngnißſtraſe bis zu 24 
Stunden fubftituirt, deren Vollſtreckung von der DOrtsbebörde uns 
ter Kontrole der Landrätbe rg der Städte) erfolgt, jedoch 
mit Ausnahme des platten Landes von Neu:Borpommern, mwofelbfi 

- _ für jegt die Vollſtreckung diefer Strafe den Landräthen obliegt. 

f) Wenn die Berichtigung der Geldfirafen im gütlichen Wege nicht 
zu erreichen ift, fo muß die Beitreibung derfelben entweder durch 
Abzüge vom Lohn oder Tagelohn, welche die Brotberren zu bewir: 
fen verpflichtet werden, oder im Mege der Exekution durch die 
Drtsbehörden erfolgen, welche auf dem platten Lande zu diefem 
Zwed fi) der Dorfgerichte „zu bedienen berechtigt find. Der Exe⸗ 


ur 
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/ 
kutor erbält für bie Anfagung und Vollſtreckung der Erefution. 1 
bis 2 Sgr. an Gebühren. 

ge) Zu den unbedingt erlaubten Schulverfäumniffen gehoͤren: 

Kranfpeit der Kinder, notbwendige Wartung und Pflege Franfer 
Eltern durch diefelben, Todesfälle in der Familie bis nach erfolg» 
ter Beerdigung, flürmifche Witterung und. verfihneite, ungang» 
bare Wege (im Winter auf dem Lande). 

Zu den bedingt erlaubten werden vornämlich. gezäplt : | 

Reiſen der Eltern, Gebrauch des Kindes bei nothwendigen Ernte: 
Arbeiten, zur Wartung Fleiner Gefchmwiiter, und zu voruͤbergehen⸗ 
den dringenden häuslichen Gefchäften, welche fo mie andere, von 
gleicher Debentung die Schulvorftände und Orts-Obrigfeiten nach 
gewiffenhafter Prüfung unter befondern Umftänden für erlaubte 
erflären dürfen. J 

h) Die Strafen fliegen zur Echulfaffe und werden zur Anfchaffung 
von Saulböcem für arme Kinder, und zu fonftigen Lehrmitteln 
verwandt. ' 

Mo, namentlich in den Städten, befondere Armenfchulen vor: 
banden find, fließen die Strafen ausfchließlich zu deren Kaffen. 

i) Ein. Rechtsmittel gegen die StrafsBerfügungen innerhalb der ber 
Himmten Grenzen findet (bei der nothwendigen Schnelligkeit der 
Straf-VBollziehungen) nicht ſtatt; es foll indeß jede zu vollitredende 
Gefängnißftrafe drei Tage vorber angefündigt und innerhalb diefer 
Frift eine Befchwerde an den Landrath nachgelaffen, die Strafvoll 
firecfung aber bis zu deffen Entfcheidung ausgefegt werden. 

k) Nach Beendigung der Winter: und Sommerfchule auf dem plat—⸗ 

ten ande, reichen die Prediger eine Haupt» Nachmeifung von den 
vorgefommenen Schulverfäumniffen und dem Betrage der in jeder 

: Gemeinde eingezogenen Strafen, Behufs der nöthigen Kontrole an 

die Pandräthe ein, welche befugt find, diefe Liften, wenn fie es nö- 
tbig balten, öfter zu erfordern. 

I) Die weitere Anordnung in den Grenzen diefer Beſtimmungen bleibt 
den Regierungen überlaffen, welche nachdrücklich darauf zu halten 
haben, daß die Gemeinden, Schulvorficher, Lehrer, Prediger und 
Gutsherren denfelben überall nachkommen und die Landräthe die 
ihnen obliegende Auffiht genau und regelmäßig führen. 

Belangend das Gefuch um WBermandelung des Schulgeldes in feſt⸗ 
ſtehende Schulbeiträge, wie ſolche ortsweife fhon nach dem Allgemeinen 
Landrechte geftattet iſt, auch in Neu: Vorpommern bereits flattgefunden 
bat, fo erfordert die desfallſige allgemeine Anordnung eine weitere Bore 
bereitung, mit welcher Unfer Minifter der Geiftlichen, Unterrichts umd 
Medizinal-Angelegenheiten von Uns beauftragt iſt. 


Errichtung einer mit dem Geninar zu Gtettin zu verbindenden Taubſtum— 
mensSchule, 


3. Es hat Und zum gnädigften MWohlgefallen gereicht, daß Unſere 
getreuen Stände die Nhetihfeit de8 Taubſtummen » Uuterrichtd und die 
Notbivendigfeit des Beitritts der Provinz zu den desfallfigen Koſten ans 
erfannt und fich bereit erflärt haben, die Einrichtung einer Taubſtum⸗ 
men-Schule bei dem Seminar zu Stettin möglich zu machen. Zwar has 
ben linfere getreuen Stände den UnterhaltungssFonds der Unitalt vor: 
läufig nur auf 10 Jahre bewilligt; Wir dürfen indeß erwarten, fie wer: 
den, wenn fich das durch Provinzial-Mittel begründete Inftitut, wie in 
andern Provinzen fchon gefchehen ält, in feinen heilfamen Zolgen bes 
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währt, auch nach Ablauf der zehnjaͤhrigen Friſt der fernern Gewährung 
der Unterhaltungsfoßen fich nicht entzieben, vielmehr zu feiner etwa ers 
forderlichen Wervollftändigung und dem Bedürfnifje der Provinz anges 
meffenen Erweiterung die Mittel zu bewilligen bereit fein. 

Mir genehmigen demnach mit Ruͤckſicht auf die in dem Antrage 
Unferer getreuen Stände bervorgebobenen Verbältniffe der Provinz und 
der bei der Sache in Betracht gezogenen Umſtaͤnde hiermit: 

a) daß nach dem vorgelegten Plane Unferes Minifters der Geiftlichen, 
Unterrichts» und Medizinals Angelegenheiten eine Zaubftummens . 
Schule mit dem Seminar zu Stettin verbunden und mit dem Jahre 
1836. eröffnet werde ; | 

b) daß der von Unferen gefreuen Ständen für die Jahre 1836. bis 
1846. bemwilligte Unterhaltungs:Fonds von 700 Rthblr. jährlich, fo 
wie der für die bauliche Einrichtung der Schule beflimmte Beitrag 
von 3500 Rthlr. fo aufgebracht werde, dag Neu: Pommern von 
Alt-Pommern nach der Seelenzahl gefchieden und jedem dieſer Sans 
destbeile die Aufbringung feines KoftensAntheild nach den Befchlüfr 
fen der betreffenden Ferraunskdandtusi überlaffen werde, der zus 
erit für den Unterhaltungs» Fonds ermittelte Beitrag eines jeden 
aber fiir den zehnjährigen Zeitraum unverändert bleibe; 

daß wegen der unmittelbaren Verbindung der Zaubfiummen-Schule 

mit dem Seminar die bauliche Einrihtung und Unterhaltung des 
Schulbaufes von dem Fisfus Übernommen, dazu die ein für, aller 
mal von Unfern getreuen Ständen bemilligte Summe von 3500 
Rihlr. und der im Etat der Schule zu dem Behuf ausgefeßte Fonds 
verwendet, das etwa Fehlende aber durch Kolleften befchafft werde ; 
daß die zur Unterhaltung der unvermögenden Zöglinge erforders 
lichen Koften von den Kreifen, denen fie angehören, aufgebracht, 
Diefen auch geftattet werde, die von ihnen der Zaubitummen- Schule 
—— Zoͤglinge gegen Bewilligung einer Summe, welche den in 
em gedachten Plane angenommenen Penſions-Betrag von 80 Rthlr. 
nicht erreicht, unterzubringen, jedoch nur unter der Bedingung, daf 
der Seminar» Direftor, dem es obliegt, für die Unterbringung der 
Zöglinge in wohlgefinnten und gefitteten Familien Sorge zu tras 
gen, dezu feine Zuſtimmung giebt. Desgleichen wollen Wir Un- 
feren Provinzial: Behörden befehlen laſſen, dafür zu forgen, daß 
bei der Ausbildung der SchulamtssAfpiranten für den Zaubitum- 
mensUnterricht das Bedürfnif eines jeden der drei Negierungs-De- 
partements der Provinz Pommern berüdfichtigt und jedem fein An: 
tbeil an dem Erfolge des für die ganze Provinz beilimmten In: 
fiitut8 gefichert werde; und finden es angemeffen, daß 
f) den Ständen auf jedem fünftigen Landtage von der oberfien Pros 
vinzial-:Behörde tiber das Beltehen, den Fortgang und das Gebeiben 
der Anftalt Kenntniß und über die beflimmungsmäßige Verwen⸗ 
dung des Unterhaltungs-Fonds von 700 Rthlr. ein fpezieller Nach 
weis gegeben werde, 


Wahl ſtändiſcher Abgeoybnneten zur Verathung einer Wege sDrdnung. 


4. Den Abgeordneten, welche zur Prüfung der zu erlaffenden all⸗ 
gemeinen MWege-Drdnung in Bezug auf die etwa in Betracht kommen⸗ 
den befondern Verhaͤltniſſe der Provinz gewählt find, ertheilen Wir Une 
fere Beltätigung mit dem Bemerfen, daß der Entwurf diefer Ordnung 
zu feiner Zeit Dem Landrage vorgelegt werden wird. 


9 
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d 


— 


— 





402 


Gefeg wegen Benugung der Gewäſſer. 


5. Die Prüfung der über den Geſetz-Entwurf wegen der Einrichs 
tungen zur Beförderung des Abfluffes und zur Anftauung und Bes 
nugung der Gemwäffer, vom Landtage gemachten Bemerfungen haben 
Mir Unferm Staatsminifterio aufgetragen und werden diefelben bei. der 
definitiven Nedaftion bes Geſetzes gebührend in Ermägung fommen, 
welchemnaͤchſt Wir Uns die weitere Entfcheidung vorbehalten. 


1. Auf die fländifhen Anträge. 


Noch nicht definitip erledigte Gegenftände der Verhandlungen früherer Landtage, 


1. Unfere getreuen Stände haben von der auf Unfern Befehl vom 
Staatsminifterio ihnen vorgelegt Ueberficht der Lage, in welcher ſich 
die durch die früheren Landtags Abfchiede nicht definitiv erledigten Ges 
genftände befinden, DVeranlaffung genommen, verfchiedene derfelben bes 
fonders in Anregung zu bringen, und eröffnen Bir ihnen demnach Fol 


endes: | 

8* Die in Anregung gebrachte nähere Beſtimmung der 85. 22. ff. der 
Gemeinbeits-Theilungs: Ordnung vom 7. Zuni 1821. ift bereits in 
forgfältige Erwägung gezogen worden. Diefer Gegenftand fieht 
jedoch mit der erforderlichen DBeflimmung der Maßfregeln wegen 
zaseenn de8 Gemeine Vermögens bei Gemeinheitstheilunger 
in genauer Verbindung, und es haben deshalb zuvor ſowohl die 
Berichte der Behörden, als die ſtaͤndiſchen Gutachten Über die Bes 
fchränfung der Provofationen einzelner Mitglieder der Stadt; und 
Land-Gemeinden erfordert werden mülfen. 

Nach deren Eingang wird diefer Gegenftand in Unferm Gtaafss 
minifterio andermeit berathen werden, und demnächft darüber Unfere 
Entſchließung erfolgen. 

b) Wegen Revifion des Gewerbe⸗Steuer⸗ und Gewerbe⸗Polizei-Geſetzes 
— Verhandlungen im Gange und ſollen moͤglichſt beſchleunigt 
werden. 

c) Was den ausgefprochenen Wunfch betrifft, daß zur Aufbülfe des 
Handels und der Schifffahrt in den Ditfee- Häfen die Negulirung 
des Sund:Zolls recht bald ihre Erledigung finden möge, fo wird 
auf alle Weiſe Bedacht genommen werden, diefe Angelegenheit bald: 
möglichfl zu einem Reſultat zu bringen. 

d) Der Antrag in Betreff des Feuer⸗Sozietaͤts-Weſens giebt Uns Un: 
laß, zugleich mit demfelben hierdurch den in Unferm Landtags: Abs 
fchiede vom 20. März 1832. ad proposit. 1. enthaltenen Vorbe— 
halt zu erledigen. In diefem Landtags: Abfchiede haben Wir fchon 
bemerft, daß der Pommerfche Provinzial-fandtag vom Jahre 1831. 
der demfelben von Uns gemachten Aufgabe nicht vollftändig genügt 
bat. Seitdem ift aber auch die Abficht, ein allgemeines Landes; 
Geſetz über das Immobiliar⸗-Feuer⸗Verſicherungs -Weſen, und danes 
ben für jede Provinz oder refp. für jede ferner beftehende Sozietät 
ein nur fupplirendes Spezial: Öefeß ergehen zu laffen, bereits aufs 
gegeben worden, und haben Wir vielmehr befchloffen, für jede neu 
organifirte Sozietät ein befonderes Reglement, welches alle Be⸗ 
flimmungen, aud) die allgemeinen, umfaffen foll, zu promufgiren, 
wie folches aus den für mehrere andere Provinzen in Kurzem zu 
publizirenden Reglements näher zu erfehen fein wird. 

Dergleichen Neglements haben Wir aber für die Provinz Pom⸗ 
mern nicht redigiren laffen fünnen, weil Unfere getreuen Stände 
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die auf dem vorgebachten Landtage vorgelegten Entwürfe nicht volls 
fiändig begutachtet und fich namentlich über die Grundfäge der jes 
denfalls unerläßlichen Klaffififation nicht erflärt, vielmehr ſich dar⸗ 
auf befihränft haben, die Beibehaltung der bisher befiandenen Gos 
ietäten zu beantragen. Bei derfelben wollen wir es daher auch 
is auf Weiteres belaſſen, jedoch kann die fhon im Jahre 1827, 
angeregte Nevifion der in dortiger Provinz beftebenden, auf die Ims 
mobiliar-FeuersVerfiherung fich beziebenden Reglements und Stas 
tuten verfolgt werden, weshalb fernerweite Anträge zu machen Wir 
Unfern getreuen Ständen überlaffen. | 

e) Der Entwurf des Gefeges wegen Verpflichtung zur Aufnahme neu 
angiehender Perſonen und zur Urmenpflege liegt gegenwaͤrtig Uns 
ferm Staatsminifterio vor, und wird diefe Angelegenheit fo bald 
erledigt werden, als ed deren Wichtigfeit und Weitläufigfeit geftattet. 

f) Wegen Modifikation der Geſchaͤfts- Ordnung für die General⸗Kom⸗ 
miffionen haben Unfere getreuen Stände eine befondere Petition 
eingereisht, auf welche weiter unten Befcheidung erfolgt. 

g) Die Abſchaffung des Salz, Monopols anlangend, fünnen Wir Uns 
fere getreuen Stände nur auf die ihnen im Landtags. Abſchiede vom 
20. Mai 1832. sub Il. 8- erteilte Nefolution vermweifen, und ihr 
nen bemerflich machen, daß dort nur eine allgemeine Zuficherung, 
für deren Verwirklichung fich fein Zeitpunft beflimmen läßt, ers 
theilt worden, daher dieſelben fich dem Vertrauen überlaffen koͤn— 
nen, daß Wir auch ohne weitere Anträge Unfere damals ausge⸗ 
fprochene Ubficht zu feiner Zeit verfolgen werden. 


Einführung des Inftitutd der Schiedsmänner. 


2. Dem Antrage auf Einführung ded Inftituts der Schiebemäns 
ner in der Provinz Pommern iſt inzwifchen bereits durch die in den 
Amtsblättern der dortigen Regierungen, befannt gemachte, auf Grund 
Unferer Ordre vom 7. Juni v. J.“) erlaffene Verordnung Unferer Mir 
nifter der Jufliz und des Innern und der Polizei vom 2. Aug. ej. ents 
fprochen worden. 
Anlage von Ehauffeen. 

3. Der Antrag wegen Erbauung einer Chauffee vom Kavel⸗Paß 
an der. Medklenburgifchen Grenze nach Unflam und weiter nah Mol: 
gaft bat bereits dadurch feine Erledigung gefunden, daß der Bau vom 
Kavel⸗Paß nah Anflam ꝛcẽe eingeleitet N Auch haben Wir bereits 
Unfere a dazu erfbeilt, daß ſowohl der Bau der Straße 
von Stargard bis Damm, als auch die Anlage von Ehauffeen von 
Nügenwalde nach Karwig, von Stolpmünde nach Stolpe und von Eols 
berg nach Eörlin in den nächiten Fahren ausgeführt werde, fofern die 
von Unſeren getreuen Ständen ausgefprochene Hoffnung in Erfüllung 
geht, dag von Seiten der betheiligten Gemeinen und Grundbefiger thäs 
8 ar werde, worüber ihnen die nähere Mittheilung zuges 

en wird. 

Dagegen haben Wir den Uns vorgetragenen MWunfch, daß die et 
gedachte Chauffee von Eörlin weiter über NeusStettin bis zur Melt 
preußifchen Chauffee fortgeführt werde, um fo weniger berüdfichtigen 
fönnen, als die Zweckmaͤßigkeit einer ſolchen Werlängerung noch einer 
ſehr reiflihen Ermägung bedarf, und jedenfalls mehrere anderweitig in 
Vorſchlag gebrachte Chauffee-Anlagen für die Provinz noch erbeblichere 
Bortheile darbieten möchten. 


*) Zahıg. 1834. Ites Heft, ©. 645. 
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Beurlaubung der m Landtags s Abgeordneten gewählten Beamten. 


4. Die Befugniß, den je Abgeordneten gewählten Beamten den 
Urlaub zur Beimohnung des Landtages zu verfagen, felbft den bereits 
ertheilten zurüc-zu nehmen, kann den Behörden nicht entzogen werden, 
da fie allein die Unentbehrlichkeit derfelben in ihren Wirfungsfreifen zu 
beurtbeilen haben. Verwei — eines ſfolchen Urlaubs oder Zurücd; 
nahme deffelben ohne erhebliche Gründe iſt nicht zu erwarten, und bleibt 
uͤberdies in den einzelnen Fällen den Betheiligten der Weg der Befchmers 
deführung bei’ der höhern Behörde unverfchloffen, fofern fie dazu Ber 
anlaffung zu haben glauben. 


Erlaffung einer Geſchäfts⸗ Ordnung für bie General s Rommiffionen. 


5. Die früheren, zum Theil jegt_erneuerten fländifchen Vorfchläge, 
wegen Beförderung der Mitwirkung fachverfiändiger Kreis-Eingefeffenen 
auf die gr find bei Erlaß der Verordnung vom 30, 
Juni v. 3., wegen des Gefchäfts: Betriebes in den Angelegenheiten der 
Gemeinheitstheilungen, Ablöfung und ‚der Regulirung der gutsherrlich⸗ 
bäuerlichen Verbältniffe, forgfältig geprüft, und, fomeit e8 zuläffig war, 
in den Paragraphen 2. und I 19. 31. und folg. und 35. berhd, 
fichtigt. Auch der Antrag auf 3 erminderung der Koften bei Gemeins 
heitstheilungen foll demgemäß in’ nochmalige reifliche Erwägung gezo⸗ 
gen und thunlichft beruͤckſichtigt werden, 


Beantragte Deklaration wegen der Hülfsbienſte. 


6. ‚Die beantragte Deklaration des Edikts vom 14. September 
4811. rückfichtlich der Hülfsdienfte würde, nachdem feit. Erlaffung diefes 
Geſetzes vier und zwanzig Jahre verfloffen find, an fich großem Bedens 
fen unterliegen; es ift aber auch zu einer folchen Feine Weranlaffung 
vorhanden, da ein Schwanfen der Praris über die von Unfern getreuen 
Ständen angeregte Frage aus _dem vorgefommenen einzelnen Falle, wo 
das Nevifions, Kollegium zu Stettin eine von der bis dahin angewands 
ten Auslegung des Geſetzes abweichende Anſicht ausgefprochen, deſſen 
Entfheidung aber auch in der höheren Infanz fofort wieder aufgehos 
ben worden, nicht gefolgert werden Fann. | 


Entſchädigung für den Neben Modus und die Auartals Steuer, 


7. Die Ungelegenbeit wegen der für Aufhebung des Neben :Mos 
dus und der Quartals Steuer in den Mitterfchaftss und Stadteigen: 
thums» Drtfchaften Alt- Borpommerns zu gewährenden Entfchädigung 
bat inzwifchen durch Unſere Drdre vom 21. April d. J., welche dur 
das Amtsblatt Unferer Regierung zu Stettin befannt gemacht iſt, ihre 
definitive Erledigung gefunden. | 


Beſchwerde des Magiftratd zu Zreptom. 


8. Aus der Befchwerbe des Magiſtrats zu Treptow an ber Rega 
über eine von Unſerer Regierung zu Stettin, in Betreff der Werpflich- 
fung der gedachten Stadt zur Aufnahme eines arbeitsunfähigen Armen, 
erlaffene und von Unferm Minifter des Innern und der Polizei unter 
ausdrücklichen Nachlaß der Provofation auf den Rechtsweg beftäfigte 
Verfügung, Finnen Wir feine Beranlaffung nehmen, eine Abänderung 
berfelben —— und tritt bier der im $. 48, des Geſetzes vom 
1. Juli 1823. vorgeſehene Fall einer Bedruͤckung um fo weniger ein, 
als Unſere getreuen Stände nach dem Schluffe ihrer desfallfigen Petis 
tion das Zweifelhafte des Falles felb nicht verfennen. 


# 
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Wereitung eined wohlfeilen Salzes zum. Gebrauch für dad ieh. 


9. Auf den Antrag, wegen Bereitung eines ausſchließlich nur für 
das Vieh genießbaren Salzes und deffen Berfauf um einen billigern 
als dermalen allgemein beftebenden Dreis, koͤnnen Wir für jest nicht 
eingeben, indem die Bedürfniffe des Staatshaushalts noch den gefamms 
ten Ertrag aller beftehenden Abgaben in Anfpruch nehmen, und feine 
Verminderung derfelben gefatten, welche letztere die Bewilligung ber 
Petition Unſerer getreuen Stände, jedoch in fehr bedeutendem Betrage 
zur Folge haben würde. — 

Urfundlich haben Wir hieruͤber den gegenwärtigen Landtags⸗Abſchied 
ausfertigen laffen und Allerhöchftfelbft vollzogen und verbleiben Unfern 
getreuen Ständen in Gnaden gewogen. 

Gegeben Berlin, den 23. Mai 1835. 

(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 
Briedbrih Wilhelm, Kronprinz. 
v. Ultenftein. v. Lottum. v. Brenn. v. Kampg. Mühler. 
Ancillon. Für den SKriegsminifter: v. Schoͤler. v. Rochow. 
Mother. v. Alvensleben. 





2 
Vierter Landtags-Abfchied für die Rheinifchen Pro: 
pinzial-Stände, vom 3. März 1835. 


Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnabden, Kb: 
nig von Preuffen zc. ıc. 

Entbieten unfern, zum vierten rbeinifchen Provinzialsfandtage ver: 
fammelt gewefenen — Ständen Unſern gnaͤdigen Gruß. 

Wir haben in.den Verhandlungen des vierten rheiniſchen Provin⸗ 
zial-Landtags fowohl die treue Geſinnung, als den ernften Eifer, wel- 
die Stände auf's Neue bewährt haben, mit Wohlgefallen anerfannt 
und ertbeilen ihnen auf die abgegebenen Erklärungen und Uns vorgeleg- 
ten Bitten folgende Befcheide : 


A. 
Die den Ständen vorgelegten Propofitionen betreffend. 


Deputation zur Berathung der Wege⸗Ordnung. 


1. Dievon Unfern gefreuen Ständen getroffene Wahl der Deputirten 
dur Berathung über die Erlaffung einer allgemeinen Wegeordnung ha- 
en Wir genehmigt, finden auch gegen die erbetene Befugniß derfelben 
zur Berathung, wenn auch zufällig aus einem, oder dem andern Regie⸗ 
rungsbezirfe nur Einer der Deputirten der Verfammlung beimohnen 
follte, nichts zu erinnern. Ueber den beigefügten Antrag, diefe Depu⸗ 
tirten als einen permanenten fländifchen Husfchuß, zur Mitaufficht und 
Kontrolle der provinziellen Wegebaufonds zu ermächtigen, laͤßt fih zur Zeit 
noch nicht, und, nicht eber, als nach Erledigung der vorgedachten Bera- 
tbungen, Beſchluß faffen. 
Deputation zur Gerathung des Grundſteuer-Geſetzes. 


2. Nicht minder genehmigen Wir die Wahl der Deputirten zur 
Berathung des Grundfeuer:Örfeget. 


466. 
Seuer s Sogietätöwefen. 


3. Bon der gutachtlichen Erklärung des Landtags über das Pros 
vinzial⸗Feuer⸗SozietaͤtsReglement für das Rheinland wird, bei der nun 
bevorftebenden legten Beratbung in Unſerem Staatdminifierio, Behufs 
der endlichen Redaktion jenes Neglements, der gebührende Gebrauch ges 
macht und jedenfalls das Letztere, fomeit irgend möglich, befchleunigt 
werden. Wir dürfen auch nach Lage der Sache hoffen, ed werde mög» 
lich fein, daß die Ausfertigung diefes Neglements und der dazu gehört, 
gen Ausführungsverordnung noch fo zeitig zu Unferer Ullerböchiten Wolls 
ziehung gelange, um in der Provinz felbit alle nöthigen Vorbereitungen 
zu deflen Ausführung vor Ablauf des Jahres 1835. treffen zu koͤnnen. 


Grundfteuer » Ausgleichung. 


4. Den Untrag Unferer getreuen Stände, daß es bei der Grund» 
ſteuer⸗ Ausgleichung zwifchen den beiden weftlichen Provinzen fein Be: 
wenden behalten möge, haben Wir bereit genehmigt. Pi aber die 
YAusgleikung mit den oͤſtlichen Provinzen anlangt, fo ift darauf unter 
B. 2. Befcheid enthalten. 


Fideikommiſſe im Bergifchen. 


5. Da Unfere getreuen Stände auf Unſere Landesherrliche Wropo- 
fition Peine Lofalverhältniffe angeführt haben, aus welchen in Ruͤckſicht 
auf die Gerechtfame der Fideikommiß-Anwarter eine Verfchiedenbeit zwis 
fchen den Rheiniſchen und den Weftphälifchen Theilen des ehemaligen 
Großherzogthums Berg bervorgebt, und woraus ſich ergeben fönnte, 
daß das Bedürfniß der durch die Verordnung vom 14. Juli 1833, ers 
laſſenen gefeglichen Beflimmungen in den Rheinifchen Landestbeilen ents 
weder gar nicht, oder doch weniger, als in den Weftphälifchen vorhan⸗ 
den fei; fo haben Wir auch für die zu Unferer Nheinprovinz gehörigen, 
vormals Bergiſchen Landestheile unterm 23. Auguſt 1834. die noͤtbigen 
Beſtimmungen getroffen, und folche durch die Gefegfammlung publiziren 
laffen. Die Aeußerungen Unferer — Stände über das Geſetz vom 
23. März 1828. find fchon deßhalb unzutreffend, weil durch dieſes Ges 
fe befichende Nechtsverbältniffe überall nicht verändert, fondern vielmehr 
gegen unbegründete Auslegungen ficher geftellt werden. 


Gefeg Über die Verpflichtung der Gemeinden zur Annahme neu anziehender 
Perfonen, " 


6. Auf die gufachtliche Erflärung ded Landtags über den demfelben 
vorgelegten Gefeßentwurf : / 
die Verpflichtung der Gemeinden ꝛc., neu anziebende Perſonen aufs 
— und ihre Befugniß, dergleichen Aufnahme zu verfagen, 
etreffend, 
wird bei der bevorſtehenden Berathung über diefen Gegenſtand moͤglichſt 
Nücdficht genommen werden. 


Verpflichtung zur Armenpflege. 


7. Das Vertrauen in die wohlthätigen Gefinnungen der Einwohner 
Unferer Rheinprovinz, welches der Provinzialsfandtag in feiner gutachts 
lihen Erflärung über den demfelben vorgelegten Gefeßentwurf, die Vers 
pflihtung zur Armenpflege betreffend, ausfpricht, haben Wir mit Aller: 
böchftem Moblgefallen bemerft. Worläufig wird aber derfelbe auf die 
Beſtimmungen des Allgemeinen Landrehts Th. II. Zit. 17. $. 9. u. ff. 
für diejenigen Landestheile, in welchen das Geſetzbuch gilt, und insbes 
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fondere des Defretd vom 15. Dftober 1793, Tit. 5. für diejenigen ans 
destbeile, in welchen das franzöfifche Recht Geltung hat, sufmetfam 
gemacht. Uebrigend wird die Erflärung des Provinzialsfandtags bei 
der neuen bevorftebenden Berathung über diefen Gegenſtand berückfich- 
tigt, auch wird jedenfalld darauf geachtet werden, die Verpflichtungen 
der Gemeinen in der Rheinprovinz über dasjenige ash, was die jegt 
dafelbft beſtehende Gefeßgebung ihnen auflegt, nicht auszubehnen. 


Ablöfung der Reallaften im Nafunifchen. 


8. Das Gutachten Unſerer getreuen Stände über bie ihnen vor: 
gelegte Propofition, die Anwendung des Gefeßed vom 13. Juli 1829. 
wegen Abldfung der Reallaſten in den Solms'ſchen und MWied’fchen 
Standesgebieten, dem ehemaligen Naffauifchen Landestheile, der Stadt 
Wetzlar und ihrem Gebiet, betreffend, wird bei der fchlieglichen Bera⸗ 
tbung über diefe Maßregel in Erwägung gezogen werden, und behalten 
Mir Uns die weitere Entfcheidung über die diesfälligen Anträge vor. 
Was dagegen den befondern Antrag anlangt,. daß den zu Holzabgaben 
und zu Beiträgen an fremde Mühlen verpflichteten Grundbefißern, die 
Befugniß beigelegt werde, einen Beitrag zur Grundfteuer des pflichtigen 
Grundftüds durch Abzug eines Theils der Abgaben von den Berechlig⸗ 
ten einzuziehen, fo wird dieſer Gegenftand bei den Berathungen über 
das wegen Einrichtung der Grundſteuer zu erlaffende Gefeß, mit zur 
Erwägung fommen, indem foldes im Allgemeinen über die Verbindliche 
feit der Mealberechtigten, einen Beitrag zur Grundfieuer des verpflichter 
ten Grundftüds zu Iilten, Bellimmungen enthalten wird. 

Gemeine: Ordnung. 

9. Wir haben mit erh ra erfannt, daß Unſere getreuen 
Stände die ihnen vorgelegten efegentwürfe wegen Regulirung der 
Gemeine⸗Verfaſſung zu_einem Gegenſtande ihrer forgfältigfien Bera⸗ 
thung gemacht haben. Der Inhalt der hierüber äbgegebenen Erflärung 
foll gründlich erwogen und die Erledigung der Sache möglichft befchleus 


niget werden. 
Endlich haben Wir 


t 
Provinzial⸗Recht. 


10. Die Wahl der Deputirten zur Zuſammenſtellung der Provin- 
zial-Nechte beftätigt. 


B. 
Die vom Landtage angebrahten Gefuche betreffend. 
a) SinanzsAngelegenheiten, 


Steuer von gewerblichen Gebäuden. 


1. Auf den Antrag der getreuen Stände: megen ber in dem $. 
107. der Katafter-Infiruftion vom 11. Februar 1822. vorgefchriebenen 
Aofchägungs-Principien der zum Gewerbebetriebe beſtimmten Gebäude 
eine Steuerermäßigung zu gewähren, fann nur auf die in den Land» 
tags⸗ Abſchieden vom 15. Zuli 1829. und 30. DOftober 1832. wegen die⸗ 
ſes Gegenftandes bereits enthaltenen Ermiederungen vermiefen werden. 
Inwiefern die Vorfchriften des 8. 107. der gedachten Katafter-Infiruftion 
einer Abänderung unterliegen fönnen, wird bei Gelegenheit der Bera⸗ 
thungen über den den Ständen vorzulegenden Entwurf eines Grund 
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fieuergefeßes nochmals in Brad fommen. Eine Berminderung ber 
Steuer felbft kann aber wegen diefer, lediglich die Steuervertheilung an- 
ehenden Beflimmungen nicht Statt finden, aus den Gründen, die in 
* sub A. beigefügten Auszuge aus einer Darſtellung des Finanzmis 
nifters, welche nach dem Landtags: Abfchiede für die Provinzialftände 
von Weftphalen vom 31. Dezember 1829. abgedruckt worden, näher 
ausgeführt find. 


Gefuch um Ausgleichung der Grunisteuer mit den Öftlichen Provinzen und um 
Erlaß eines Biertheild der Grundfteuer. 


2. Der von Unfern getreuen Ständen bis zur Ausgleichung der 
Grumdfteuer mit den oͤſtlichen Provinzen nachgefuchte vorläufige Erlaß 
des vierten Theil des GrundfteuersKontingents würde einen fo bedeu: 
tenden Ausfall in der Staatseinnahme veranlaffen, daß er ſchon Deshalb 
ohne gleichzeitigen andermweiten Erfaß nicht gewährt werden Fönnte. Zu 
- einer folchen Erleichterung der weſtlichen Provinzen liegen aber auch Feine 

Gründe vor, die nicht von. vielen er des oͤſtlichen Theils der Mos 
narchie mit gleihem Gewicht für ſich angeführt werden Fönnten, und 
es läßt fich im Allgemeinen weder eine abfolute Ueberlaftung der mefllis 
chen Provinzen, noch deren unverhältnißmäßig hohe Beſteuerung im 
Vergleich gegen die öftlichen Provinzen der Monarchie, letztere am we⸗ 
nigften in dem Umfange und Grade, welcher bei dem Antrage von Uns 
fern getreuen Ständen vorausgefegt zu fein fcheint, als richtig anerfen- 
nen. Die dortige Grundfteuer beträgt nach dem Mefultat des nun 
vollendeten Katafterd nicht voll 12 Prozent des ermittelten Gefammts 
Neinertrags der fleuerbaren Grundftüce, und würde, felbft wenn man 
diefen Meinertrag um + zu hoch Halten und um fo viel ermäfigen 
wollte, doch noch nicht das gefegliche und erfahrungsmäßig zuläfige 
Marimum von 20 Prozent erreichen. Seit dem Jahre 1815. hat fich 
Die Zahl ber fieuerbaren Gebäuden dort fehr bedeutend vrrmehrt und 
ebenfo bedeutend ift der Neinertrag der fultivirten Grundflächen durch 
neue Urbarmachungen und Kulturverbefferungen gefliegen. Das Gteuers 
Kontingent dagegen ift nicht erböbet, und fehon hierdurch, und durch die 
oleichmädige ertheilung der Steuer nach dem Katafter, iſt beiden Pros 
vinzen eine Erleichterung gewährt und wird denfelben "fortfchreitend zu 
Theil werden. Bir , 

Wegen ber vermeintlichen Ueberbürdung ber meftlichen gegen bie 
öftlichen Provinzen des Staats find’ in der unter B. beiliegenden Aus: 
einanderfeßung des Finanzminilters diejenigen Angaben zufammengeftellt, 
nach welchen das Beitragsverbältniß des einen, wie des andern Theils 
der Monarchie fich näher erfehen und gegen einander vergleichen läßt. 
Mir vertrauen Unfern getreuen Ständen, daß fie durch diefe aus amts 
lihen Duellen gefchöpfte Darftellung jene vorgefaßte Meinung genügend 
widerlegt finden werden, welche nur auf unbaltbaren Voraus ſetzungen 
und Vermuthungen, oder auf —— licher Kenntniß von den land— 
wirthfchaftlichen und ProduftionssVerhältniffen der oͤſtlichen Provinzen 
beruben kann. 

Wenn biernach der Grund fich erledigt, aus welchem Unfere ge 
treuen Stände in ihrem Intereſſe die Fortfegung des Katafters in den 
oͤſtlichen Provinzen in Antrag geftellt haben; wenn nach dem fernern 
Inhalt der Anlage eine Grundfteuer-Uusgleichung in der Art, wie fie 
mwifchen den rheiniſch⸗weſtphaͤliſchen Provinzen Statt gehabt hat, zwi⸗ 
hen den Öftlichen und weltlichen Theilen der Monarchie ohnehin unauss 
führbar fein würde: fo fehlt es an aller Veranlaffung, mit der im Eins 

gange 
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ange bed Geſetzes über die Einrichtung des Abgabenweſens vom 30. 
at 1820. vorbehaltenen Revifion der Grundfeuer in ben dfilichen 
Provinzen auf den Antrag einer andern, hierbei nicht betheiligten Pros 
vinz vorzufchreiten. 


Befteuerung der Domainen und Forſten. 


3. Wenn das Gefeg über die Einrichtung des Abgabenwefeng 
vom 30. Mai 1820. im $. 5. beſtimmt: 

Die Domainengrundftüde und Forſten find feuerpflichtig, und, wenn 

fie nach Anleitung des Gefeßes vom 9. März 18i9. veräußert 

werden, überall mit der Iandüblichen Grundfieuer zu belegen, 
fo ift die Abficht nicht dahin gegangen, die Beſteuerung der atefor⸗ 
ſten und Domainen da, wo folche nicht bereits Statt fand, fofort eins 
uführen, fondern es hat nur der Grundfaß der Steuerpflichtigfeit für 
* Fall des Ueberganges der Domainen⸗ und Forſt-⸗Gruͤndſtuͤde in den 
zen ausgefprocen werden follen, welder fruͤherhin, wo auch in 
eräußerungsfällen die Grundfteuerfreiheit mit auf den neuen Ermers 
ber überging, nicht zur Anwendung fam. EN 
“ Die Trage: ob in den weſtlichen —— die im Beſitze des 
Staats befindlichen und verbleibenden Waldungen überall der Grund— 
fieuer unterworfen, oder davon, wo die Befleuerung Statt findet, gänz- 
lich befreit werden follen, wird bei den Berathungen über das den 
Ständen ———— Grundſteuergeſetz dur Erwägung fommen. Die 
Entfcheidung bierüber berührt weder die Intereffen der Uroving noch die 
der fieuerpflichtigen Grundbefiger. 

Hinſichtlich der — der loben zu den Provinzial: 
Kreise und Kommunal-Laften muß es, wie bereits in dem Landfages 
Abfchiede vom 30. Oftober 1832. beflimmt ift, bei der bisherigen Ver, 
faffung bewenden, nad melcher diefe Heranziehung nur in fo weit er: 
folgen kann, als diefe Grundftüde nad) den beitehenden Steuer⸗Einrich 
tungen zur Entrichtung der Haupt⸗ (principal-) Steuer pflihtig find. 

Hierunter wird auch eine Aenderung nicht eintreten, wenn. die bißs 
ber grundfteuerpflichtigen Forſten von der Kauptiteuer befreit werden 
follten. Diefe Forften werden vielmehr nach wie vor zu den Kommus 
nals£aften herangezogen werden fönnen, bis durch fünftige Berordnun: 
gen, zu denen bereit$ Einleitungen getroffen find, allgemeine Beftims 
mungen über die Beitragspflichtigfeit des Staatdgrundeigenthums zu 
den Gemeine⸗, Kreide und Provinzialsfaften gegeben werden. 


Ratafterfoften, 


| 4. Der Antrag wegen Einftellung der Erbebung der Katafterbeis 
fhläge am linfen Dbeinn er hat für das Jahr 1834, nicht gewährt were 
den Tonnen. Der Betrag der Koften des Katafters, welcher über die bie 
Ende 1833. dazu aufgebrachte Summe noch zu deden bleibt, war eines 
Theil zu bedeutend und die theilmeife Berichtigung zu dringend, um 
die Einfelung der Ausfchreibungen zugulaffen; andern Theils aber flieht 
ber Maßſtab, welcher der definitiven Wertheilung zur Grundlage dienen 
fol, nody nicht fehl. Wie die Befanntmacungen der Regierungen er: 
geben, haben Wir daher für das Jahr 1834. noch die Erhebung eines 
allgemeinen Beifchlags von 7 Prozent zu den Katafterfoften genehmigt. 
Dagegen für das Jahr 1835 den gleihen Beifchlag nur für die Regie: 
rungsbezirke Eoblenz, Edln und Düffeldorf angeordnet, und den für die 
Bezirke Trier und Achen, welche verbältnifmäßig die bebeutendfien 
Summen für diefen Zweck aufgebracht haben, auf 2 Prozent ermäßigt. 
Annalen. Het U. 1836. SH 
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Ueber die Grundfäte für die definitive Vertheilung diefer Koſten 
wird zundchfi mit der deshalb ermählten fHändifchen Deputation, unter 
Vorlegung der erforderlichen Berechnungen, verhandelt und weiterhin 
Einleitung getroffen werden, um die Ausgleichung der Regierungsbezirke 
mit der Repartition der zur vollitändigen Dedung des Kojtenaufmandes 
noch nöthigen Summe zu verbinden. 


Koſten fiir Fortfchreibung ded Güterwechſels. 


5. Der Antrag Unferer getreuen Stände, die Koften der Aufnahme 
und Kortfchreibung des Gütermechfels, welche aus dem Katafterfonds 
bisher beftritten worden, ausfondern und auf die Staatsfaffen über, 
nehmen zu laffen, wird bei den bevorfichenden, mit den fländifchen De; 
putirten zu pflegenden Berathungen über bie zur Erhaltung des Kata- 
fiers überhaupt erforderlihen Einrichtungen und fiber die Beſchaffung 
der dazu nöthigen Geldmittel zur näheren Erörterung gelangen. Die 
beftehenden Gefege und Reglements enthalten feine Beftimmungen zur 
Unterſtuͤtzung ded gemachten Antrags, vielmehr find nach denfelben die 

‚ Ortsbehörden zur Aufnahme des üterwechfels und die neuen Erwerber 
von Grundftücden zur Zahlung einer Mutationsgebühr verpflichtet. 


Günftelabzug von Zehnten. 


6. Die von linferen getreuen Ständen befuͤrwortete Wiederherſtel⸗ 
lung der Vorſchrift des 8. 30. des Gefeßed vom 25. September 18%. 
hinſichtlich des Fuͤnftelabzugs bei Zehnten ift von der Frage: inwiefern 
die Nealberechtigten überhaupt zur Grundfteuer einen Beitrag zu leiſten 
baben? abhängig und diefe Frage ſteht wiederum mit der Grundfteuer- 
Gefetgebung in fo enger Verbindung, daß eine abgefonderte legislative 
Erörterung darüber nicht Statt finden fann. Unfern gefreuen Gtän- 
den wird auf dem nächften Landtage ber Entwurf einer vollfiändigen, 
die gegenwärtig beftehenden Gefege zufammenfaffenden Verordnung über 
die Örundfleuer vorgelegt werden, in welcher die Worfchriften wegen 
der gedachten Verbindlichkeit der Nealberechtigten nothwendig ihren Pla 
einnehmen müffen. Ueber die Befugniß der Zehntpflichtigen zum Fünf: 
telabzuge wird dadurch zugleich Entfcheidung erfolgen. 


Ermäßigung der Galıfteuer. 


7. Mir haben aus der Een Unferer getreuen Stände wegen 
Ermäßigung des beſtehenden Salz ®erfaufspreifes, die richtige Würbdi: 
gung des gegenwärtigen Staatshaushalts-Bedürfniffes gern mwahrgenom- 
men, und mögen Unſere getreuen Stände Unferer landesväterlichen Für- 
forge für das Wohl Unferer Unterthanen vertrauen, dag Wir, fobald 
der Zeitpunft gefommen fein wird, wo ohne Gtörung der zur Erhal— 
tung des Ganzen durchaus erforderlichen Ordnung im Staafshaushalte, 
in den gegenwärtig befiehenden Abgaben Ermäßigungen eintreten, Fün- 
nen, ſolche gern gewähren und dann in forgfältige Erwägung ziehen 
werden, bei welchen Abgabezweigen folche, insbefondere in Ruͤckſicht auf 
die Ärmeren Bolfsflafjen, zunächfi erfolgen muͤſſen. 


Beinmoftiteuer. 


8. Die Einziehung der MWeinfteuer-Rücdflände von dem noch um: 
verfauften, oder fernerhin nicht verfauft werdenden eigenen Weingewinn 
aus dem Fahre 1832 im Wege der Erefution, iſt Hinfichtlich derjenigen 
Reſtanten, welchen.die Steuer zu berichtigem ſchwer fällt, bereits einge: 
ſtellt. Zu einer Veränderung des MWeinfteuergefeges hat während der 
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Dauer ber Unterhandlungen wegen Abſchluß des Zollvereins mit Baiern 
und MWürtemberg und den fächfifhen Staaten, nicht wohl gefchritten 
werden fönnen. Indeſſen haben Wir, durch Unfere in der Geſetzſamm⸗ 
lung publigirte Ordre vom 28. Geptember 1834., diejenigen Erleichte- 
rungen bei Erhebung diefer Steuer angeordnet, welche für jegt zuläffig 
erfcheinen und allen billigen Wünfchen Unſerer Weinbau treibenden In: 
tertbanen entfprechen werden. 


Gewerbefteuer der Metzger und Bäder im Bezirke mahl⸗ und ſchlachtſteuer⸗ 
' pflichtiger Städte, 


9.. Das Gefuch ded Landtags wegen der Gewerbefteuer der im Be: 

irfe mahl- und fchlachtfteuerpflichtiger Städte wohnenden Bäder und 
Schlaͤchter hat Uns Weranlaffung gegeben, das dieſes Gegenftandes we⸗ 
gen beſtehende, gefegliche und faftifche Verhaͤltniß näher erörtern zu 
affen. Das Refultat ergiebt fich aus der sab C. beiliegenden Ausein⸗ 
anderfegung Unferes Sinanzminifterd, aus welcher Unfere getreuen Stände 
ſich ſelbſt überzeugen werden, daß zur Uenderung der Gefeßgebung Feine 
Beranlaffung vorhanden ift. 


Gtenipelfteuer. 


10. Das Geſuch Unſerer getreuen Stände, den Vergleiche: Ber; 
bandlungen der Friedensrichter die Stempelfreiheit in gleicher Urt, wie 
den Verhandlungen der Schiedsmänner in den alten Provinzen, beizule- 
gen, haben Wir in Gnaden bewilligt und werden eine befondere Ber: 
ordnung darüber erlaffen. 

Die Anträge wegen Aufhebung der Stempelpflichtigfeit der in Pro⸗ 
gie vorfommenden Urfunden der Berichtsvollzieher, fo mie megen 

ae, der Vorfchriften des Stempelgeſetzes vom 7. März 1822. 
& 25. binfichtlich der Beſtrafung der unterlaffenen Anmeldung einer 

rbfchaft zur Entrichtung des Stempeld, werden bei der von Uns an- 
geordneten Revifion des gedachten Gefeßed in nähere Erwägung genom: 
men werden. 

Der Korrefpondenz zwiſchen Stempel-Fisfalen und den Steuer: 
pflichtigen, wegen Ermittelung des zu verfeuernden Betrages der Erb: 
ſchaften, kann die Wortofreibeit nicht beigelegt werden, da foldhe bei der 
Korrefpondenz der Behörden mit den Privatperfonen in Bezug auf die 
Entrihtung Öffentlicher Abgaben uͤberhaupt nicht Statt findet. ° 

Der Gebrauch des Stempelsd zu den Transſkriptions⸗Atteſten, welche 
von den Hypothekenbewahrern auf den Urkunden vermerft werden, wird 
Durch die Zarifpofition: 

„Uttefie, amtliche, in Privatfahen” 
erechtfertigt und kann um fo weniger erlaffen werden, als in den alten 
rev en die Hypothekenſcheine, an deren Stelle nad der rheinifchen 
A jenes Atteſt tritt, allgemein dem Ötempel unterworfen und 
nach diefer Verfaſſung die Koften im Hypothefenfachen in der Rhein- 
provinz fiberbaupt geringer, als in den andern Provinzen find. 

Die Vofition des Stempeltarifs: | 

| „Legalifation von Urfunden” 
bezieht ſich nur auf Attefte, welche darliber, daß eine amtliche Unter 
fhrift richtig und mit amtlicher Befugnig ausgeltellt it, von der fom: 
petenten Behörde ertheilt werben. a — 
Die Beſtimmung der obigen Poſition iſt daher auf Legaliſationen 
von Privatunterſchriften bei Vollmachten nicht anzuwenden; es tritt 
hierbei vielmehr die Beſtimmung der Tarifpoſition: 
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„Bollmahten” 
ein, wonach zu den Beglaubigungen der Vollmachten ein befonderer 
Stempel, wie bei Atteften, genommen werden muß, ohne Unterſchied, 
ob die Pegalifation auf der Urfunde ſelbſt erfolgt iſt, oder nicht. 

Auf die Befchwerde, daß die Stempelfäge durch die, den Borfchrifs 
ten des Stempelgefeges von den Behörden ertbeilte Auslegung nicht 
felten erböhet werden, fönnen Wir, da fie nicht durch Anführung fpes 
zieller Fälle belegt ift, nur im Allgemeinen bemerfen, daß auf die rich: 
tige Anwendung der Steuer⸗Vorſchriften forgfältig gehalten und dem 
Öteuerpflichtigen, welcer durch eine Verfügung der Behörden megen 
des zu verwendenden Stempels beſchwert ift, die_ erforderliche Abhilfe 
im ege des MNefurfes nicht entfiehen wird. Der von den getreuen 
Ständen gewünfchten Beflimmung, wonach jede Interpretation eines 
Steuergefeßes nur von Uns Selbſt ausgehen dürfe, bedarf es nicht, da 
authentifche Gefeßs» Interpretationen überhaupt nur von Uns ertheilt 
werden fönnen. 


Jagddienſte in den vormals Naſſauiſchen Landestheilen. 


11. Was die Aufhebung der Sagdfrohnden in den vormals 
Naffauifchen Landestheilen anlangt, fo wird die Ablöfungs:Drdnung den 
Berpflichteten die Mittel gewähren, fich von diefen Dienften gänzlich zu 
befreien. Für Unfere Domanial:Fagden find indeffen bereits jet Unfere 
Behörden angemwiefen, den Werpflichteten bei Ableiftung dieſer Dienſte 
jede Erleichterung angedeihen zu laffen; auch wird folche bei der Abloͤ— 
fung ſelbſt möglihft Statt finden. 


Zurücdnahme von Domanial:Gebäuden. 


12. Wenn Unſere getreuen Stände in ihrer Befchwerde über bie 
—— der von der franzoͤſiſchen Regierung den Departements, 
rondiſſements, ꝛc. uͤberwieſenen Domainengebaͤude ſich dahin aͤnßern, 
daß der Zweck der fruͤheren Ueberweiſung fein anderer geweſen fei, als 
die Domainens®ermwaltung der Laſt der Unterhaltung zu entheben und 
folche den neuen Eigenthuͤmern aufzubürden, fo ergiebt eh fhon hieraus, 
dag im Allgemeinen feine Urfache zur Befchwerde vorhanden fein kann, 
wenn der Ötaat, nah Aufhebung der früheren Landesabtbeilung, und, 
nachdem Departements und Arondiffements nicht mehr eriftirten, folglich 
auch die Eigenthuͤmer folcher Gebäude nicht mehr vorhanden waren, die 
Gebäude zurüc, und die Laſt der Unterhaltung wieder auf fich genoms 
men bat. Was die noch vorhandenen Cigenthümer, infonderheit die 
Kommunen, anlangt, fo wäre zu einer ſtaͤndiſchen Befchwerde nur dann 
Veranlaſſung vorhanden gemefen, wenn bei. diesfallfigen Anfprüchen ib: 
nen die Ausführung derfelben, und, wo dergleichen vorhanden find, eine 
billige Entfchädigung verweigert würde. Dies ift aber fo wenig der Fall, 
daß namentlich bei der vom Landtage angezogenen Erbauung eines Res 
gierungsgebäudes in chen der von Uns fchon ‚genehmigte Bau fo 
. aufgefihoben worden if, biß die Kommune Düren, welche auf ein 
zu Gunften des Baufonds zu veräußerndes Gebäude Anfpruch gemacht 
batte, mit diefem Anfpruche in zweien gleichlautenden Erfenntniffen vom 
Nichter abgewiefen, in zweiter Inftanz fogar deshalb zu Strafe um 
Koften verurtheilt worden war. Auch werden Unſere getreuen Stänk 
auf weitere Erfundigung erfahren fünnen, daß wegen ähnlicher Anfprüce 
und Gegen:Anfprüce noch neuerlich von LUnferer Regierung mit der 
Stadt Coblenz zu Befeitigung prozeffualifcher Weitläuftigfeiten ein Ver: 
gleich abgefchloffen und von Uns der Stadt eine bedeutende Summe bes 

willigt worden iſt. 
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Wenn Bir nun —* bei dieſer Sachlage, in Erwartung der von 
den noch vorhandenen Eigenthuͤmern ſolcher Gebäude etwa zů erheben⸗ 
den Anfprüce, die Sache auf fich beruhen laſſen fönnten, fo haben 
Mir doch eine nähere Erörterung, nicht nur der fpeziell angeführten 
* ſondern auch der Sache im Allgemeinen angeordnet, werden in 

emaßheit des Reſultats das Weitere verfügen und Unſere getreuen 
Staͤnde vom Erfolge benachrichtigen laſſen. 


Erhaltung der Staatswaldungen. 


13. Der Antrag, die größeren Staatswaldungen in der Rheinpro—⸗ 
vinz von der Veräußerung auszufchließen, findet feine Erledigung in den 
für die Erhaltung und Verbefferung Unferer Forſten bereits beitebenden 
Borfchriften. Diefe find, wie die sub D, ‚angefügte Denkſchrift Unſeres 
Finanzminiſters ergiebt, dort PRO ausgeführt worden, und es kann 
danach dem befürchteten Dolzmangel nur durch eine gleich forgfältige 
Bewirthſchaftung ‚der übrigen MWaldungen in der Provinz vorgebeugt 
. werden. Bean mar) Dem in hieier ee gemachten Antrage Unfere 

etreuen Stände auf die nachhaltige Werforgung der Provinz mit ibren 

Holgbedtirfniffen, befonders bei dem verderblichen Einfluffe des Holz⸗ 
mangeld auf die dort befichenden Fabriken, mit Recht einen größen 
Werth legen, fo werden diefelben au, . oo 


b) Gegenfände der innern Berwaltung. — 


Kommunal⸗Forſtverwaltung. 


14. in Beziehung auf ihren Antrag wegen Aufhebung der in den 
Regierungsbezirken Coblenz nd Trier eingeführten Kommunal⸗Kreis⸗ 
Forſtverwaltung, die große Wichtigkeit der Erhaltung der Kommunal⸗ 
Waldungen für das Geſammtwohl der Provinz nicht verkennen, da nach 
der oben angezogenen Denkſchrift Unſeres Finanzminiſters nur ein Fuͤnf⸗ 
theil der Waldungen dortiger Provinz dem Staate angehoͤrt, vier Fuͤnf⸗ 
theile aber ſich in dem Beſitze von Kommunen, Geſellſchaften und Pri⸗ 
vaten befinden. Die Regierungen zu Coblenz und zu Trier haben ſich 
durch dieſe Nückficht zu den Verfügungen beſtimmen laſſen, die fie wegen 
genauerer Beauffichtigung der Kommunal-WBaldungen getroffen haben, 
indem insbefondere die Regierung zu Eoblenz nach vorher genommener 
NRücfprache mit den Gemeineräthen und im Einverftändniffe mit der 
Mebrzahl derfelben, die durch das Amtsblatt befannt gemachte Forfleine 
richtung getroffen; die Regierung zu Trier aber, zur Herſtellung einer 
genauen und fachverftändigen Aufficht, ohne welche freilich eine geordnete 
Forſtwirthſchaft nicht zu erhalten ift, wenigftens proviforifch Kreisförfter 
für Rechnung der Kommunen angeftellt bat. - Infofern nun hierbei das 
Durch das Geſetz vom 24. Dezember 1816. den Kommunen zugeftandene 
Recht, ihre Forſtbeamten felbit zu wählen, oder fonft dasienige, was ih⸗ 
nen an Befugniffen durch das Geſetz zugeflanden worden ift, beeinträch- 
tigt worden fein follte, al$ worüber Unſer Minifter des Innern und 
der Polizei Erörterungen angeſtellt bat, fo wird für die Zufanft Nemes 
dur getroffen werden. Dabingegen müffen Wir Unfere getreuen Stände 
darauf aufmerffam machen, daß das gedachte Geſetz $. 2. den Regie⸗ 
rungen die Pflicht der Oberaufficht ausdruͤcklich auflegt, ihnen aber auch 
zu diefem Zwecke $. 6. das Recht zugefteht, überall, wo es noͤthig iſt, 
die Unnahme eigener, gebörig gebildeter Forfibeamten zu ‚verlangen und 
auf den ordnungsmäßigen Betrieb der Forftwirtbfihaft in den Kommu- 
nal-Waldungen zu halten, mas allentbalben durch Vereinigung mehre⸗ 
rer Kommunen zur Aufficht ihrer Waldungen durch einen gebildeten 
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Forſtbeamten beſſer, als durch Anſtellung derſelben im jeder einzelnen 
Kommune wird geſchehen fönnen, da auf jenem Wege für einen bedeu- 
tendern Wirfungsfreis beffer gebildete Forfileute zu erlangen, die Bei- 
träge der Kommunen zu deren Befoldung aber geringer fein werden, 
als wenn den einzelnen Gemeinen das gefeglich begrimdete Anfinnen 
der Anſtellung eines folchen ausgebildeten Beamten gefchehen wäre. 
Wenn überhaupt die den Megierungen tiber die Kommunal-Forftverwal- 
tung zuftehende Aufficht in der Rheinprovinz mit größerer Strenge ge- 
führt wird, ald in andern Provinzen, wo bei einem größern Reichthume 
an Holz und bei geringerm Fabrifwefen ein minderes Beduͤrfniß folcher 
Strenge eintritt, fo werden Unfere getreuen Stände, melche die Mich: 
tigfeit der Sache durch ihre unter den’ vorigen Nummern aufgeführte 
Yetition felbft anerfannt haben, dies durch pflichtmäßige Fürforge für 
das Geſammtwohl der Provinz gerechtfertigt finben. 


Sammlıthg der Gefege fiir die innere Verwaltung. 


15. Was die Abfaffung eines fürmlichen Provinzial: Gefetbuchs 
über das Verwaltungsrecht anlangt, fo werden Unfere getreuen Stände 
felbft ermeſſen, daß, da eben jeßt über viele der wichtigiten Gegenſtaͤnde 
deffelben, tıber Negulirung des Grundfieuerz, des Gemeine-, des Armen;, 
des Judenweſens, uͤber Gewerbepolizei, Feuerverfiherung und Wegebau 
ıc. Behufs Erlaffung neuer Gefege verhandelt wird, der jetzige Zeit- 
punft nicht der fchickliche fein würde, um ein, die ganze Wermaltung 
umfaffendes Gefegbuch aufzuitellen. Auch wird ſich die Nothwendigfeit 
eines folchen in Beziehung auf alfe diejenigen Gegenſtaͤnde nicht behaup- 
ten laffen, welche bit der Verbindung der Provinz mit: dem Staate 
durch allgemeine Gefege für Infere gefammte Monarchie geordnet wor: 
Ma, wohin befonders dass allgemeine Ubgabens und Militairmeien 
gehört. 

Mas aber diejenigen Gegenjlände der Adminiftration anlangt, welche 
von Unſerer Gefeßgebung noch unberührt geblieben find, wohin befon- 
ders mehrere in den verfchiedenen Theilen der Provinz nach verſchiedenen 
alten Gefeßen zu behandelnden Polizeiangelegenheiten gehören, fo er: 
kennen Wir eine genauere Feitfegung desjenigen, was in diefer Bezie— 
bung noch gültig ıft, oder nicht, und was fich mit der fonft beſtehenden 
Preugifchen Gefeßgebung vereinigen läßt oder nicht, allerdings als 
wünfchenswertb an. Wir haben daher Unfer Staatsminijterium beauftragt, 
die nötbigen Ermittelungen hierüber anzufiellen, und werden nach) dem 
Ergebniffe über dasjenige, was im Werfolg derfelben Öffentlich befannt 
zu machen fein dürfte, und über die Form, in welcher die Befanntmas 
chung erfolgen foll, weitere Eutſchließung faffen. 


Die Kreife Geldern und Duisburg. 


16. Dem Untrage Unferer getreuen Stände, die beiden Tandräth: 
lichen SKreife Geldern und Duisburg im Pegierungsbezirfe Düffeldorf 
aufzulöfen und die vier Fleinen landräthlichen Kreife Geldern, Rheinberg, 
Dinslafen und Effen, aus welchen jene Erfieren im Folge UInfers Aller: 
hoͤchſten Befehls vom 27) September 1823. gebildet worden find, wie 
derberzuftellen, tragen Wir Bedenken Statt zu geben. _ 

Denn die Kreife Geldern und Duisburg haben in ihrer jeßigen Zu: 
fammenfegung und, Ausdehnung feit 10 Fahren beflanden, ohne daß 
begründete Klagen über Nachtheile für die Verwaltung oder für die 
Kreisbewohner daraus hervorgegangen wären. Auf den Sreistagen, wo 
dergleichen, ganze Kreiſe betreffende Kommunalangelegenheiten, zufolge 
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der 3323 verhandelt werden muͤſſen, ſind uͤber die Frage we⸗ 
gen Wiederaufloͤſung der beſtehenden Kreisverbaͤnde, fo weit bekannt, 
weder Berathungen gepflogen, noch Beſchluͤſſe gefaßt worden. Die per 
riodifche Unterbrechung der Verbindung zwifchen den Kreis» Hauptörtern 
und andern einzelnen Theilen der Kreife durch das Austreten des Rheins 
ſtroms ift nicht die Folge der Zufammenfegung der Kreife Geldern und 
Duisburg aus vier ehemaligen Meinen Kreifen, und diefem Uebel würde 
— die Wiederherſtellung der letztern auch nicht vorgebeugt werden 
nnen. Ä 
Die Ausdehnung des jegigen Kreisgebietes von Geldern bis nahe 
an 18 OD Meilen iſt nur beziehungsweife ungewöhnlich, groß zu _nens 
nen, in fofern man nämlich auf die Vergleichung mit den, der Mehr⸗ 
zahl nach, außerordentlich Fleinen Kreifen der Nheinprovinz eingebet. Es 
fehlt inzwifchen in derfelben Provinz nicht an Kreifen von gleicher Aus: 
Dehnung, gefchweige denn an folchen, welche den.nür,zwifchen 11 und 
12 D Meilen umfaffenden Kreis Duisburg an Größe weit übertreffen. 
Eine Ähnliche Bewandtnig hat es mit der Entfernung mancher Beltand» 
theile beider Kreife von den Hauptörtern, und jedenfalld werden die 
Schwierigfeiten, welche diefe Entfernung und eine über das dort gewoͤhn⸗ 
liche Mag binausreichende Ausdehnung des Kreifes Geldern, fo wie eis 
niger andern landräthlichen Kreife der Rheinprovinz, zu Wege bringen 
möchten, durch die uͤberaus wirffame Erleichterung für die Kreisvermal: _ 
tung aufgewogen, welche aus der zur Zeit beftebenden Kommunalverfafs 
fung bervorgebt und von den für die Zufunft beabfichtigten Einrichtuns 
en zu — Behufe auf noch wirkſamere Weiſe erwartet wer⸗ 
en darf. 
Wir haben der gegenwärtigen Zuſammenſetzung der Kreiſe Gel: 
dern und Duisburg im Jahre 1823. nur nach reiflicher Erwaͤgung der 
dafüır aufgeftellten, feitdem erfabrungsmäßig als zutreffend bewährten 
Gründe Unfere Allerhöhfte Genehmigung ertheilt und find um fo mehr 
gefonnen, es dabei auch in Zufunft bemenden zu laffen, als es geluns 
gen iſt, dadurch eine Vereinfachung der Gentralverwaltung und eine nicht 
unerbebliche Erfparung für die Staatöfaffe zu erzielen. 


Einrichtung einer befondern Polizei» Behörde. 


17. Die Einrichtung einer befondern Behörde zur felbfiftändigen 
Verwaltung der höheren Polizei in den Rheinprovinzen, welche Unfere 
getreuen Stände vermieden wünfchen, wird, bei dem vollen Vertrauen, 
melches Wir in die Treue und Anhänglichfeit Unferer dortigen Unter⸗ 
thanen, wie in die Zuverläffigfeit und Thätigfeit unferer Behörden zu 
feßen die gegründetite Urfache haben, von Uns keinesweges beabfichtiget. 
Wenn aber, wie der Fandtag felbft zugeſteht, ed an Aufreisungen von 
Außen dort nicht gefehlt hat; fo hat der fompetente Minifter allerdings 
einzelnen Verfonen befondere Aufträge ertheilen müffen, um bie etwani⸗ 
gen Werfuche, welche von Uebelgefinnten des Auslandes zur Beunruhi⸗ 
gung * Provinz gemacht werden koͤnnten, beſſer zu bewachen und zu 
vereiteln. 


Bedingungen der Theilnahme an den Kreisverſammlungen. 


18. Mas den Antrag auf Beſtimmung eines Wahl⸗Cenſus für 
die MWählbarfeit der Wbgeordneten der Stadts und Land »&emeinen 
zu den Kreisverfammlungen anlangt, fo haben Wir beſtimmt, daß fos 
wohl in den Stadt: ald in den Land⸗Gemeinen der eigenthümliche Bes 
fig eines Daufes, bei den Ießfern mit einem dazu gehörigen Grundeis 
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thume, zur Wahlfähigfeit der Kreistags s Abgeordneten erforderlich 
‚fein fo. Hierdurch wird der Abſicht der Otiadı entforocen fein, Pers 
fonen, welche den SKreifen durch Fein Beſitzthum angehören, daher aber 
-auch den bleibenden Intereſſen derfelben fremd find, yon den Kreisvers 
fammlungen auszufchließen. | 


Publikation der Verhandlungen der Provinzial: andtage, 


19. Ueber die Publikation der Verhandlungen der Provinzial-Land: 
tage haben Wir durch Unfere, unterm 2. November v. 3. erlafferre und 
vermitfelft der Gefeg-Sammlung befannt gemachte Ordre Beflimmun 
getroffen, durch welche auch für die dortige Provinz diefer Gegenftan 
erledigt ift. 

Zeit der Zufammenberufung des Landtags, 


20. Wir finden Fein Bedenken, dem Wunfche Unferer getreuen 
Stände gemäß, die im Landtags = Abfchiede vom 13. Zuli 18237. bereits 
ertheilte Aufa eo ER, 

. daß: der Provinzial-Landtag im “no de8 Monats Mai einberus 
fen werden folle, in fofern nicht erhebliche Gründe die Zufammens 
berufung zu einer andern Zeit nothwendig machen, 

biermit zu wiederholen. 

Der hierin vorbehaltene Fall der Notbwendigfeit ift bei dem letzten 
Landtage — weil die demſelben vorgelegten wichtigen Propoſi⸗ 
tionen im Mai des Jahres 1833. noch nicht vollſtaͤndig bearbeitet mas 
ren, die Ausfegung des Landtags aber bis in den Mai v. 3, von Uns 
nicht für angemeffen erachtet werden fonnte. 


oe. Gegenfiände des Kultus und Unterrichts. 
TZaubftummen: Anftalten, 


Aus der zufolge Unſerer Ordre vom 7. April 1828. auf dem lins 
fen Rheinufer ftattgefundenen Bereinigung von 15,45. Prozent Grunds 
feuer» Beifhläge mit dem PrinzipalsKontingente würde, wie Unſere ges 
treuen Gtände fish aus der, dem zweiten WBeftphälifchen Landtags «Abs 
fchiede beigedruckten Dentfchrift vom 30. November 1830. überzeugen 
werden, ein Grund zur Zahlung der für die Taubflummen-Anfalten in 
den Rheinprovinzen reflamirten 2000 Franken aus der Staatdfaffe ſelbſt 
dann nicht folgen, wenn folche unter der vorigen Landesherrfchaft zu 
dem angegebenen Zweck bereits definitid dberwiefen worden wären. Die 
gedachte Summe ift aber niemals gezabft und die Genehmigung ber 
vorigen Randesregierung zu dieſer Zahlung nicht nachgewiefen; es kann 
daher nicht angenommen werden, daß die 2000 Franken auf die foges 
nannten Centimes facultatifs jemals fundirt gewefen und mit den 
legtern auf die Staatskaſſen übergegangen find. Die in diefer Bezie⸗ 
bung. erbobene Reflamation erſcheint mithin nicht als begründet. 
Die Belhaffung der Dotation derjenigen Unftalten, durch welche 
der Zaubflummen=Unterricht befördert und verbreitet wird, iſt übris 
gend in andern Theilen ” Monarchie eine Angelegenheit der Pros 
vinz und nirgends haben die Staatsfaffen Zufahl e für diefen Zweck 
Abernommen. Es ift mithin auch fein Grund vorhanden, folche der 
Mheinprovinz zu gewähren, vielmehr zu gemärtigen, daß ſolche, das Ber 
dürfnig erkennend und in feiner wirklich großen Bedeutung richtig würs 
digend, thun wird, was die Mehrzahl der Übrigen Provinzen des Weiche 
jetzt bereitd uͤbernommen bat. Die jährliche Ausfchreibung einer Kirchen, 
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und Haus⸗Kollekte für dieſen Zweck koͤnnte nur dann dazu dienen, bie 
neuen Anftalten für den Zaubflummen » Unterricht zu begründen, wenn 
ur zen deffen, was hierdurch nicht gedeckt wird, ein anderer 
Fonds von der Provinz aufgebracht würde. 


Verbeſſerung der PrarrsGehälter, 


22. Auf den Antrag Unferer getreuen Stände wegen Verbefferung 
der Gehalte der evangelifchen und Fatholifchen Geiftlichkeit, verweifen 
Wir folche auf Unfern Landtags⸗Abſchied vom 30. Oktober 1832., durch 
welchen Wir denfelben bereits Unſere Geneigtheit zu erfennen gegeben 
baben, für angemeffene Berbefferung der Lage der Fatholifchen Geiftlichs 
keit auf dem linken Rheinufer, fobald die Lage des Staatshaushaltes 
folches geftatte, Sorge zu tragen. Die von Unſern getreuen Ständen 
erneuerte Bitte, diefe Werbefferung baldigſt in Erfüllung geben zu lafs 
fen und folche auch auf die evangelifche Geiſtlichkeit auszudehnen, fügt 
fih wohl zum Theil auf die, in der, dem Antrag beigefügten Denk⸗ 
ſchrift ——— Angabe der Betraͤchtlichkeit heimfallender geiſtlichen 

enſionen und daß dieſe zur Verbeſſerung der unzulaͤnglich beſoldeten 

eiſtlichkeit beider Konfeſſionen beſtimmt ſeien, welches jedoch nicht rich⸗ 
tig iſt, da dieſe Heimfaͤlle fuͤr den Staatshaushalt unentbehrlich ſind 
und ihre feſte Beſſtimmung haben; für den vorliegenden Gegenſtand aber 
nur eine Dispofition infoweit flattfinden kann, als der Staatshaushalt 
im Allgemeinen dazu die Mittel gewährt. Es iſt feit dem Erlaß Un⸗ 
fer Ießten Landtags» Ubfchiedes, fo weit es die vorhandenen Mittel ges 
ftatteten, zur Erleichterung der Lage einzelner evangelifcher Geiftlichen 
und zur Werbefferung ded Zuftandes der Fatbolifchen Geiftlichfeit gefches 
ben was möglich war,. und es find namentlich 22 Succurfals Pfarren, 
aus der Zahl der fupprimirten Pfarrftellen, nach einer forgfältigen Yuss 
wahl, in Beziehung auf das Bedärfniß des oͤffentlichen Gottesdienftes, 
mit einem bedeutenden Aufwande wieder bergeftellt worden, Bei den 
eingetretenen Zeitumfiänden war es nicht möglidı, in der zunächit abges 
laufenen Zeit diefer Bewilligung eine weitere Ausdehnung zu geben, und, 
obgleich die Zeitverhältniffe auch jetzt noc Feine große Berk 
au diefem Zwecke geflatten, fo haben Wir doch, um Unſern getreuen 
Ständen zu bethätigen, wie fehr Wir die Wichtigkeit einer angemeſſe⸗ 

nen Fürforge für die Verbeſſerung des Zuflandes der Geiſtlichkeit beider 
Konfeffionen auf dem linfen Rheinufer anerfennen, eine andermweite ents 
fprechende Summe beflimmt, welche nach und nad) flüffig gemacht und 
zur Beſtreitung des dringendften Bedürfniffes in den naͤchſten Fahren 
verwendet werden foll. Es wird durch eine richtige Verwendung diefer 
Summe, mit Berhdfihtigung aller befondern Werhältniffe, der Zweck 
fiherer und mohlthätiger, als durch eine bedeutende, nur nach gewiffen 
angenommenen Klaffen, ohne eine folche Ausmittelung vertheilte Gum- 
me erreicht und damit, wenn der —— des Staatshaushaltes weitere 
Verwilligung geſtattet, das Beduͤrfniß endlich vollſtaͤndig befriedigt wer⸗ 
den. In Beziehung auf Die Geiſtlichkeit des rechten Rheinufers vers 
weifen Wir Unſere geisenen Stände Iediglih auf den Landtags-Abfchied 
vom 30. Oftober 1832, da Wir durch folchen, bei der Zuruͤckweiſung 
des‘ Antrags im Allgemeinen, fihon Unfere Geneigtbeit, in einzelnen ges 
eigneten Fällen zuzutreten, zu erfennen gegeben baben, den erneuerten 
Antrag in diefer Beziehung aber nicht mit Gruͤnden unterfiügt finden, 
Die Uns veranlaffen fönnten, eine Yenderung eintreten zu laffen, 


Das Fatholifche Militaie s Kirchenwefen betreffend. 
23. Wir eröffnen Unfern getreuen Ständen auf die Petition mes 
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gen des Fatbolifchen Militair⸗Kirchenweſens vom 9, —— 1833. 
dag Wir dem darin enthaltenen Antrage, durch die verfügte Anſtellung 
von drei befondern Garnifonpredigern, für die Seelforge der Fatholifchen 
Soldaten, auf eine, der beitebenden Berfaflung und den Berhältniffen 
der Armee angemeffene Weiſe genügt haben. - 


Militair⸗Verbältniſſe der Afpiranten zum geiftlichen Stande. 


24. Was die Begünfligung derjenigen, die fich dem geiftlichen 
Stande widmen wollen, in Hinſicht der Militairpflichtigfeit. anlangt, fo 
fehweben deshalb bei Unſerm Staatsminifterio Verbandlungen, in deren 
Verfolg die weitere Beſtimmung über diefen Gegenftand wird getroffen 
werden. Dagegen wollen Wir fchon jeßt, dem Antrage Unferer getreuen 
Stände gemäß, denjenigen, welche fich zwar zum geiltlichen Stande ges 
meldet hatten, jedoch nad) zurücgelegtem zwanzigſten Lebensjahre einen 
andern Stand erwaͤhlen, noch die Befugniß zugeftehen, fich bis zur Voll: 
— drei und zwanzigſten Lebensjahres zum einjährigen freiwil⸗ 
ligen Militairdienfte zu melden und die dazu nothwendigen Erforder: 
niffe nachzumeifen. 


d. Handelds, Gewerbe: und landwirthſchaftliche Ungelegenheiten, 
Schiffahrt auf der Saar und Mofel. 


25. Es ift Uns angenehm, aus dem Antrage Unferer getreuen 
Stände zu entnehmen, daß fie anerfennen, wie viel bisher zur Werbef- 
ferung der Schifffahrt auf der Mofel und der Saar geleijiet worden 
iſt. Auch wird ihnen nicht entgangen fein, daß, während anfebnliche 
Summen aus Unfern Kaffen dafür verwendet worden, die fruͤhern Schiff 
fahrts-Ubgaben auf der Saar ganz erlaffen, auf der Mofel nur für 
die tranfitirenden Ladungen beibehalten worden find. Künftig wird nicht 
“minder Unfere Allerböchite Abficht darauf gerichtet fein, beide Ströme 
mehr und mehr von den natürlichen Hinderniffen, die ihre Benugung 
erfchweren, zur befreien. Bis zu welchem Grade dies gelingen Fann, 
wird erft nach Beendigung des jet im Werke begriffenen Nivellements 
feftgeitellt werden fönnen. Gollte ſich daraus die Möglichkeit der Er: 
richtung einer regelmäßigen Dampffchifffahrt auf der Moſel ergeben, 
fo wird eine'nähere Prüfung des von Unſern getreuen Ständen dafür 
ausgefprochenen Wunfches erfolgen. 


Freie Waſſerſtraßen. 


26. Aus dem, was Unſere getreuen Staͤnde in der Denkſchrift 
vom 26. Dezember 1833. anfuͤhren, baben Wir gern entnommen, daß 
Diefelben Unſere Bemühungen, Die Handels-Intereffen der Provinz auch 
durch die möglichite Entlaftung der Schifffahrts - Verbindungen zu be: 
fördern, danfbar anerfennen. Wir werden auch ferner Unſere Sorg— 
falt auf diefen wichtigen Gegenſtand gerichtet fein laffen. 


Eifenbahnen, 


27. Die Wichtigfeit der Unlage einer Eifenbahn von der Rubr 
nach Elberfeld und einer andern von der Belgifchen Grenze nach Coͤln, 
ift von Uns fehon anerfannt, und dur Unſere DOrdres vom 1. Juni 
und 5. Dezember 1833. geitatfet worden, den Bau auf Uftien auszu- 
zuführen. Außerdem find für die Eifenbahn nad) Elberfeld eine voll 
Händige Verauſchlagung, für die nach der Belgifchen Grenze mehrere 
Vorarbeiten auf Hffentliche Koften veranftaltet worden. Auch werden 
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Mir diefen Unternehmungen, wenn fie zu Stande gefommen find, den 
bereiteften Schuß, Uebernahme von Aftien und Unterftügung durch Un- 
fere Behörden angedeihen laffen. Dem Antrage Unferer gefreuen Stände, 
die Ausführung mittelft eines Staats-Anlehns zu bewirken, finden Wir 
Uns dagegen nicht — zu willfabren. Je ſicherer und lohnender 
der Erfolg fein wird, deſio eher läßt ſich von dem Gewerbe: und Hans 
delsftande und von dem oftmals bethätigten Gemeingeiſte der Provin 
erwarten, daß fie hinlänglich eigene Kräfte entwiceln werden, um da 
Merk zur Ausführung zu en, Die gleichzeitig von Unſern ge 
treuen Ständen bevorwortete Eifenbahn von Elberfeld nah Dirffeldorf 
wird als Fortfetung der Elberfelder, wenn diefe zur Ausführung ges 
fommen if, in gleicher Weife von Uns unterfiügt werden. 


Bezirksſtraße von Commern nadı Schleiden, - 


238. Die Wichtigfeit der Bezirfsftraße von Commern nah Schleis 
den ift erfannt und daher nach Maßgabe der vorhandenen Mittel alle 
Sorgfalt auf den Ausbau derfelben verwandt, und in den legten zwei 
Fahren diefe Straße hergefiellt worden, 

* von der Grenze des Achener Megierungebezirfs jenſeits Commern 
bis zum Hofleler Bufch, mit einem Aufwande von 8,850 Rthlr. 
von da bis MWallenthal mit A i ; 5 11,070 = 
von da bis zur Maftermühle mit . ; ; 13,500 =» 


= 33,4% Rthlr. 

Da der Bezirks⸗Straßen⸗-Fonds nur 27,927 Rthlr. jährlich beträgt 

und davon durchfchnittlich 20,500 Rthlr. zur materiellen Unterhaltung . 

erforderlich find, fo ifi daraus abzunehmen, daß nicht nur die ganze 

laufende Einnahme, fondern auch Erfparniffe früherer Jahre auf dieſe 
Straße verwandt worden find. 


Beftenerung Preußifher HandelsReifenden im Auslande. 


29. Was das Gefuch anlangt, Uns bei den betreffenden auswär: 
tigen Staaten für die Aufhebung, oder Herabfegung der dort von Preu: 
Bifchen Handels, Neifenden erhobenen Steuer zu verwenden, fo werden 
Unfern getreuen Ständen die Erleichterungen uicht entgangen fein, die 
in diefer Beziehung bereit durch die Zollvereind- Verträge Kata rTunben 
baben. Wir werden aber auch ferner geneigt fein, durch Unterhandlun⸗ 
gen mit den betreffenden Regierungen Verwendung für weitere Erleichs 
terungen eintreten zu laffen. | 


Promeſſen auf Pramienſcheine. 


30. Da keins der beſtehenden Geſetze geeignet iſt, den vom Land: 
tage angezeigten Mißbrauch mit Promeſſen auf Praͤmienſcheine der See: 
handlung zu bintertreiben, die Gelegenheit dazu fich aber erſt bei der 
Verloofung im Fahre 1835. erneuern kann, fo werden Wir in der 
Zwifchenzeit prüfen laffen, ob es nothwendig ift, durch ein Gefeg Mi: 
bräuchen zuvor zu fommen. 


Schutz der Fabrikzeichen. 


- Die Borausfegung Unſerer getreuen Stände, daß bie Materialien 
zur Zufammenfiellung der jetzt üblichen Fabrikzeichen fir Metall und 
indbefondere für Eiſen- und Stahlwaaren aus dortiger Provinz fchon 
längit dem Minifterio des Innern für Handelss und Gewerbe » Angeles 
oenbeiten eingefandt worden, hat ſich nicht beftätigt. Das Berzeihniß 
der von den Manufakturen zu Solingen angemwendeten Zeichen iſt bis 
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jetzt das 1 5 welches dem gedachten Minifterio zugefommen iſt. 
Gleichwohl ift es, zur Beurtheilung der Ausführbarfeit der in Vorfchlag 
ebrachten Schugmaßregeln, notbwendig, daß der bisherige Zuftand volls 

ändig dargeftellt werde. Zwar haben Wir angeordnet, daß die Ergäns 
zung beeilt und dann Unfere Entfcheidung über die Zuläffigfeit des Ans 
trags eingeholt werde; da aber die Stimmen getheilt find, und na- 
mentlich die Mehrzahl der Fabrifanten aus der Graffhaft Marf die 
Beibehaltung des jegigen Zuflandes verlangt, auch von feinem andern 
Fabrifationgzweige eine Ähnliche Anordnung gewuͤnſcht wird, fo Fann 
das Beduͤrfniß nicht als entfchieden und die Abhülfe nicht als dringend 
angenommen werden. 


Seingehalt der Golbs und Silberwaaren. 


32. Dem Wunſche Unſerer getreuen Stände, daß ein Geſetz über 
die Kontrole des Feingehalts der Golds und Gilberwaaren erlaffen 
werde, wollen Wir fobald als thunlich entfprechen. 

Welchen Umftänden die bisherige Verzögerung beizumeffen ift, bat 
Unfer Minifter des Innern für Handels und Gewerbe: Angelegenheiten 
in dem sub E. anliegenden Promemoria ausgeführt. | 


Gemeinheitstheilungen und Ablöfungen. 


33. Was die Anträge Unferer getreuen Stände in Beziehung auf 
Gemeinheitstheilungen und Ablöfungen anlangt, fo ift der Punkt mes 


gen des Neffort-Werbältniffes und des Verfahrens der Generals Koms 


miffionen durch das unter dem 30. Juni 1834. von Uns vollzogene Ges 


ſchaͤfts-⸗Regulativ für diefe Behörden erlediget worden. Dagegen wird 


über die ohne Anzeige befonderer Fälle vorgebrachte Beſchwerde, daß 
die geiftlichen Behörden der Ablöfung der Zehnten zu große Schwierig: 
keiten entgegenfeßen, von Unſerm Minifterio nähere Erfundigung einge: 
zogen und nach Maßgabe der Umſtaͤnde Nemedur getroffen werden. 


e. Juſtiz⸗Angelegenheiten. 


Stundung der Gerichtögebühren in Armen sProzeffen, 


34. Wenn linfere getreuen Stände darauf antragen, daß in Pros 
zeffen,; in welchen der eine Theil das Armenrecht erlangt bat, auch dem 
andern vermögenden Theile die Stempel-, Sportels und andere Gebürb: 
ren bis zur Entfcheidung geſtundet werden möchten, fo findet daſſelbe 
Verhaͤltnid, welches dem Antrage zum Grunde liegt, in allen Theilen 
Unferer Monarchie ftatt, ohne daß fich deshalb eine Beſtimmuug als 
notbmwendig ergeben hätte. Wir müffen daher, bei ermangelndem Bes 
weife irgend eines befonderen provinziellen Bedürfniffes, dem Antrage 
flatt zu geben, um fo mehr Bedenken finden, als Unſern getreuen Staͤn⸗ 
den nicht unbefannt fein wird, daß die Gerichtöbeamten zum Theil auf 
jene Gebühren aewielen find und ihnen daher durch eine Stundun 


« 


ein Theil ihrer GSubfiftenzmittel entzogen werden würde. 
Pacht⸗ und Prandfcharts Verträge. 


35. Dasjenige, was vom Landtage über die Pacht: und Pfand. 
fchafts» Verträge ım Bergifchen angeflihrt worden, fann die Ueberzeu- 
gung nicht begründen, daß die Verwandlung der in Folge folher Ver⸗ 
träge befeffenen Objekte in freies Eigentbum fein Eingriff in Privat- 
rechte fein wuͤrde. Wielmehr wird die Ueberzeugung vom Gegentbeil 
noch dadurch beftärft, daß Unſere getreuen Stände von der Aufhebung 
diefer Verträge für die Befiger Vortheile hoffen, Die doch nur durch Nach⸗ 
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tbeil des andern Intereffenten erlangt werben koͤnnen, da ohne folche 
der Iettere Fein Intereffe dabei haben würde, der Auflöfung des zeithe⸗ 
rigen Verbältniffes gu widerfprechen, diefes Verhaͤltniß daher allentbal« 
ben durch gütliche Wereinbarung fich Leicht würde auflöfen laſſen. Wir 
müffen es daher bei Unferm diesfallfigen Befcheide im Landtags Abfchiede 
vom 30. Dftober 1832. lediglich bewenden laffen. 


Beſtrafung der Eltern ꝛc., welche ihre Angehörigen hülflos laſſen. 


36. Der Antrag, daß diejenigen, welche ihre Angehörigen zu uns 
terfiigen gefeglich verpflichtet und dazu verm end find, fie aber, den- 
noch ohne Hülfe und betteln geben laſſen, dur ein’ zu erlaffendes Ges 
feß in eine Strafe von 3 bis 6 Monaten Gefängniß genommen wers 
den follen, bedarf einer fehr reiflichen Erörterung und Erwägung, und 
fann, wenn überhaupt darauf einzugehen if, nur im Wege der Geſetz⸗ 
gebung erledigt werden. Auch würde, da das Verhaͤltniß in gefetlicher 
und faftifcher Hinficht allenthalben in Unferer Monarchie im Wefents 
lichen fich gleich ift, ein ſolches Geſetz für alle Provinzen zu erlaffen 
fein. Wir müffen Uns daher die weitere Entichliegung vorbehalten. 


f. Verhältniß sum Auslande, 
Düſſeldorfer Gemäldegalterie. 


37. Dem Gefuche, eine vom Landtage ermählfe Kommiffion zur 
Keflamation der von Düffeldorf nah München gebrachten Gemälde- 
fammlung, nöthigenfalld im Rechtswege zu autorifiren, fünnen Wir, 
da folches nach der den Provinzial»Ständen angemiefenen Stellung un: 
zulaͤſſig ift, nicht flatt or Wir werden aber in nähere Erwägung 
ieben, ob die Sach: und Rechtsverhältniffe von der Befchaffenbeit find, 
aß dieſes Gegenflandes wegen eine Verhandlung mit der Königl. Baiers 
ſchen Regierung eingeleitet werden fann. 

Bon demjenigen, was in Folge obiger Nefolutionen weiter verfügt 
werden wird, follen Unfere getreuen Stände bei ihrer nächiien Verſamm⸗ 
tung benachrichtigt werden und verbleiben Wir denenſelben in Gnaden 


gemogen. 
egeben Berlin, den 3. März 1835. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Griedrih Wilhelm, Sironprinz. 
v. Altenflein. v. Lottum. v. Bernflorff. v. Brenn. 


v. Kamptz. Müpler Ancillon. v. Wigleben. 
v. Rochow. v. Alvensleben. 


Yuszug aus der. Anlage B. 
zu ©. 468, 


Tach diefen Vorausſchickungen wird die beiliegende Ueberſicht (a.) 
ded Grundfieuer-Auffommens in den fämmtlichen Provinzen des Staats 
näber zu würdigen fein. ie beitätigt im Allgemeinen das Ergebniß, 
welches in den beiden mweftlichen Provinzen auf den Grund der Katafters 
Abfchägungen gefunden werden Fonnte, dahin, daß in der Regel mit 
der fleigenden Dichtigfeit der Bevölkerung nicht nur die auf den Flaͤ⸗ 
cheninhalt (auf die Duadratmeile) treffende, fondern auch, wiewohl in 
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minderem Maafe, der auf jeden Kopf der Bevölkerung zu berechnende 
Steuerfaß fich erhoͤhet. u 

Die beiden Endpunfte der Gtufenleiter des Steueraufkommens 
nach dem Flächeninhalt finden fich in der Provinz Preußen, welche nur 
934 Rthlri, und in der Rdeinprovinz, welche 4355 Rthlr. für die Duo- 
dratmeile an Grundfteiier aufbringt. 

Preußen bat mit 1753 Menfchen auf der Duadraftmeile noch nicht 
die niedrigſte Stelle unter den Provinzen, da Pommern mit 1643 Men- 
fhen noch etwas niedriger ſteht. Die Nheinprovinz hingegen rechtfertigt 
die hoͤchſte Stelle, welche fie in dem ÖSteuerauffommen nah dem Flä: 
cheninhalt einnimmt, auch durch die höchfte Dichtigfeit der Bevölkerung 
— 4633 Menfchen auf die Duadratmeile. 

Das Grundjteuer-Auffommen, vom Kopfe der Bevölferung, diffe- 
rirt von 14 Sgr. 6 Pf., welche in, Pofen, bis zu 40 Sgr. 5 Pf., welche 
in Sachfen auffommen. Die Nheinprovinz flieht in dieſer Beziehung 
den beiden — Sachſen und Weſtphalen nach, mit Schleſien 
ungefaͤhr gleich. erglichen gegen Pommern und Brandenburg, ſteht 
das Grundſteuer⸗Aufkommen, vom Kopfe der Bevoͤlkerung, der beiden 
weltlichen Provinzen in. dem Werbältnif von 21 zu 29 kaum weiter 
auseinander, als weiter oben in Bezug auf die Stenerbeiträge des Ne: 
gierungsbezirfs Trier gegen den Regierungsbezirk Cöln gefunden il; 
und dennoch möchte bei richtiger Würdigung aller der Momente, welche 
auf die Beſtimmung des Nein-Ertrags vom Grund und Boden Einfluß 
baben, fich das Urtheil wohl dahin neigen, daß der Unterfchied zwiſchen 
den beiden weftlichen Provinzen auf der einen, und den beiden Provin⸗ 
zen Brandenburg und Pommern auf der andern Geite, ein viel merk⸗ 
ficherer und wefentlicherer fei, alg — Trier und Coͤln. 

Es find der vorgedachten Ueberficht in einer Schluß-Rolonne auch 
noch die Preife eines Scheffeld Roggen, wie fie fi nach dem Durd- 
ſchnitt der leßtern 14 Jahre (mit Weglaffung der beiden theuerften und 
der beiden wohlfeilften Sabre) in jeder Provinz geftellt Haben, beigefügt; 
indem auch diefe (wie e8 bier die Bergleichung mit dem SteuersErtrage 
der einzelnen Provinzen betätigt) ein immerhin nicht unerheblicher Mo: 
ment find zur Schägung des Geld;Ertrages vom Grund und Boden. 
Daß aber die Steuer weder bei der Bertheilung nach Duadratmeilen, 
"noch bei der Berechnung auf Kopfzahl genau im Werbältnig zu diefen 
Durchſchnittspreiſen fleigt und fällt, wird ebenfalld nicht auffallen, da 
jenes fratiftifche Datum eben nur ein Moment zur Beurtheilung des 

einsErtrages iff, und neben diefem noch andere nicht minder voicitige, 
ja viel wefentlichere im beachten bleiben, von denen bier nur beifpiele- 
weife die durch die Einmirfung der Flimatifchen Verhältniffe und durch 
die mehr oder mindere Dichtigfeit der Bevölferung bedingte Werfchieden- 
beit des auf die Duadratmeile Flächen-Irhalts treffenden Maßes der 
angebaueten Ländereien, die Möglichkeit oder Erfchwerung des Abſatze 
anderer als der eigentlichen AckerbausErzeugniffe ıc. — bleiben. 

Mögen nun alle die im Vorſtehenden aufgeſtellten Vergleichungs⸗ 
punkte, deren Zahl fih, wenn es darauf anfäme, noch um ein anfehn: 
liches vermehren Liege, — mag ferner das ganze Bild von dem Zu: 
ftande des Ackerbaues und der gefammten Landesfultur in den weſtli⸗ 
chen gegen die nordöftlichen Provinzen, und die in diefem Bilde fich dar- 
fiellende größere Wohlbabenheit der Einwohner des Weſtlandes, immer 
noch nicht einen — mathematiſchen Beweis daruͤber zu liefern 
im Stande ſein, daß die Grundſteuer mit dem — welchen ſie im 
Wefien und im Oſten aufbringt, im völlig gleichen Verhaͤltniß zu dem 
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Rein⸗Ertrage des Grund und Bodens in dem einen wie in dem andern 
Landes: Abfchnitt fiehe: fo wird die unbefangene Prüfung der zufam- 
mengeftellten Daten wenigſtens die Ueberzeugung zu begründen geeignet 
fein, daß die beantragte Steuer -Parififation, irgend eine wefentliche 
Steuer-Abminderung in den beiden weftlichen Provinzen um fo weniger 
würde herbeiführen fönnen, als man eine folche Ausgleichung (wie weit 
fie überall ausführbar) dann nicht blos auf einen Theil der Öffentlichen 
Abgaben, fondern auf deren Gefammtbeit wuͤrde erfirecfen müffen, und 
daß die Wormeinung, als feien die öftlihen Provinzen zu Laſten der 
weftlichen in den Gtaatslaften und namentlich in der Grundfeuer be- 
uͤnſtigt, nur auf einer unvollitändigen Kenntniß von den thatfächlichen 
Berbälfniffen und auf der Annahme eines Vertbeilungs: Mafftabes be- 
rubet, deflen Srrtbiimlichfeit durch Theorie und Erfahrung übereinftim- 
mend nachzumeifen iſt. | 
Bei den nicht minder einleuchtenden wefentlichen Werfchiedenheiten, 
welche in der Bertheilung und Benutzung des Grund und Bodens und 
in dem Verhaͤltniß der dem Grundeigenthbum naͤchſt den eigentlichen 
Staatsabgaben aufliegenden Laften, nicht nur zwifchen den weftlichen und 
öftlichen Provinzen, fondern auch nicht minder zwifchen den letzteren felbit 
obmwalten, muß fich aber auch der Zweifel aufdringen, ob denn überall 
die Anlage eines Grundfleuer » Katafters für die Sälichen Provinzen in 
dem Mafe eine Wohlthat fein würde, wie fie fich in den weftlichen Lan- 
destheilen nad) den dorf vorausgegangenen nn Erfchütterungen 
und Veränderungen der Eigenthums⸗ und Steuer-Berhältniffe als wohl: 
v und nuͤtzlich erwieſen bat. 
bgeſehen aber hiervon, wuͤrde es in der That kaum moͤglich und 
ausfuͤhrbar fein, die Grundſaͤtze und Formen einer Steuer-Reviſion in 
den oͤſtlichen Provinzen den hierüber in den weftlichen Landestheilen zur 
Anwendung gebrashten Vorſchriften fo anzupaffen, daß darauf eine Steuer: 
Ausgleichung zwiſchen diefen und jenen Provinzen unmittelbar und in 
gleicher Art begründet werden fönnte, wie fie zwifchen der Rheinprovinz 
und Weſtphalen auf die eigenen Übereinflimmenden Anträge der Stände 
beider Provinzen durchgeführt worden ill. 


Es bandelt fich Hier um etwas Zufünftiget, jeßt zur legislativen 


Berathung noch nicht Gereiftet, worüber im Voraus abzufprechen, ver: 
meffen wäre. 

Aber der Wunfc und die zuverfichtliche Hoffnung werden hier 
zum Schluſſe ihre paffende Stelle finden: 

es möge bei dermaliger Erörterung folcher Fragen nirgend unerwo- 


gen bleiben, daß die Richtung, m welcher eine mit Nube und Ber. 


fonnenbeit zum Beſſern firebende Regierung bierin vorzufchreiten 
für. zweckmaͤßig erachtet, wefentlich diefelbe fein wird, aber anfchei- 
nend febr verfihiedenartig ſich darjtellen fann; je Hachden es fich 
um die zeitgemäße Umbildung eines feit Jahrhunderten feſtſtehen— 
den, oder um die Feftffellung eines durch die heftigeren Bemegun- 
gen der Vergangenheit gefiörten Belig- und umgewändelten Nechts- 
zuſtandes handelt. 

Berlin, den 1. Mai 1834. 


Maafen. 
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Anlage D. . 


Dentfbrift 
über den Antrag, den Verkauf größerer Staats-Waldungen 
in der Rheinprovinz nicht weiter flattfinden zu laffen. 


In der Rheinprovinz waren früher. die Kommunal Waldungen un. 
ter die Aufficht der Iandesherrlichen. Forfibeamten geftellt und die Ge: 
meinen verpflichtet, daflır verbältnigmäßige Beiträge zu dem Befoldungs; 
Aufwande zu leiten. Durch diefe Beiträge wurden die Koften, welche 
die Wdminiftration fleiner Tandesherrlicher —— verurfacht, 
theifmweife auf die Gemeine» Waldungen übertragen. Als jene, von den 
Gemeinen drüdend gefundene Einrichtung dur das Geſetz vom 24. 
December 1816. aufgehoben wurde, fonnten die fleinen Parzellen, aus 
denen die Landesherrlihen Forſten zum großen Theile dort beftanden, 
wicht mehr ohne unverhältnigmäßige Koflen verwaltet und geſchuͤtzt wers 
ben; fie waren zur Anftellung befonderer Beamten zu Flein und wegen 
ihrer Entlegenheit doc; auch nicht zu angemeffenen Schugbezirfen zu vers 
einigen. 

9 Da Aberbies diefe Forfigrundftüce in Folge der fhmwierigen Beaufs 
fihtigung fehon durch Diebftahl oder die Aushbung übermäßiger Ser, 
vitute zum Theil fehr verfihlechtert und in den meiften Fällen zur lands 
wirtbfhaftlichen Benugung geeignet waren, fo wurden folche nach forg« 
fältiger örtlicher Prüfung, ſowohl im Intereffe der Landes: Kultur, ale 
der Staats-Kaſſe, von den zur Adminiftration ar Königl. Fore 
ſten ausgefondert. Es find Folche — Stuͤcke nur noch, tbeils 
u Gervitut-Abfindungen, theils zum Verkauf, von noch ungefähr 8000 

reuß. Morgen ausgeſetzt. Die Abtretung größerer Forſten iſt (nicht 
beabfichtigt worden, gefchmeige denn gefchehen. Vielmehr find die An— 
träge der Ermerbungsluftigen und einzelnen Zofal:Behörden, welche auf 
eine folche Ausdehnung der Forfiverdußerüngen gerichtet waren, von 
mir ſtets zurüchgewiefen worden. Dabei wird durch Kultur und zweck 
mäßige Wirthfchafts » Einrichtungen unausgefeßt auf die Erhaltung und 
Verbefferung der Iandesberrlichen Forften hingewirkt. 

Die Fonds, die früher mit auf jene unmwichtigen Parzellen verwen. 
det werden mußten, fließen jegt den zur Beibehaltung beſtimmten Fors 
fen ungetheilt zu, fo daß in letzteren ihre Beſtimmung defio vollſtaͤndi⸗ 
ger erreicht wird. In den Königl. Forſten der Rheinprovinz werden 
jegt jährlich gegen 10,000 Morgen Blößen mjt Holz angebaut, und 
über 40,000 Ruthen Entmäfferungs» und Gchonungsgräben angelegt, 
die Meliorationen mithin in einer Ausdehnung betrieben, wie fie zu feis 
ner "Zeit noch dort ftattgefunden haben. 

Durch diefe Erhöhung der Produktion der bleibenden Forften wird 
der Abgang der verdußerten bei weitem überwogen. Es koͤnnen jegt 
176,000 Klafter Holz jährlich abgenutzt werden. J— 

Die Stände der Nheinprovin, Werden hieraus die Ueberzeugung 
entnehmen, daß die bisherigen Forftveräußerungen der Befriedigung des 
Holzbeduͤrfniſſes nicht Eintrag thun, im Gegentheile die Befriedigung 
durch das, was gefcheben, erleichtert ift. Diefen Zweck überall zu fichern, 
vermag jedoch die Verwaltung der landesherrlichen Forften nicht. 

Die Königl. Forften machen in der Rheinprovinz nur ungefähr J 
der gefammten MWaldfläche aus; $ von diefer beflcht in den Kommus 

Unnalen. Heft ll. 1836. Fi 
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nal⸗, Inſtituts⸗, ſtandeshertlichen, Marken» und Privat » Waldungen. 
Die erfieren find_ nicht giuämißie tiber das Land vertheilt, fondern 
nehmen nur die Haupt-Gebirgszüge und Hochebenen ein; in den tiefe⸗ 
ren und angebauteren Gr enden find Die leßteren ‚gelegen. 

Bei diefen Berbältniffen fönnen die lanidesherrlichen Forfien in der 
Nheinproving den Holzbedarf des Landes nicht decken. Es ift dazu die 
Mitwirfung der übrigen Waldbefiger erforderlih, und fo lange dieſe 
verfagt wird, iſt felbft die Erhaltung der vorhandenen landesherrlichen 
Forfien gefährdet, da nad) der, aus einer ganz ungebundenen Beband- 
lung der nicht unter Aufitcht. der Staats-Regierung fiebenden Waldun⸗ 
‚gen häufig bervorgehenden Erfhöpfung derfelben, die Befriedigung der, 
mit auf die leßteren verwieſenen Bedürfniffe gemöhnlich den Königlichen 
Korften allein zur Laft fällt und deren zweckmaͤhigen Bemirtbfchaftung 
unüberfteigliche Dinderniffe in den Weg legt. 8* 

Berlin, den 26. Maͤrz 1834 ° 

Maafßen. 


r Ynlage.E 


Ein Gefeß über die Kontrolle des Feingehalts der Gold: und Sit, 
berwaaren erfihien bisher bedenklich, da es an einem zuverlaͤſſigen Wer: 
fahren zur Fefifiellung des Feingehalts mangelte, 

Im Jahre 1830. erfand Gay-Luffac ein ſolches Die erſte Ab- 
handlung darüber wurde im September 1830. gedrudt und gelangte 
im November hierher. Nach den fofort angefleliten Verſuchen zeigte 
dieſe Methode jedoch wenig praftifchen Werth, indem die dabei ange: 
wendete Flüffigfeit fich fo ſchnell mit der atmosphärifchen Luft in 
rübrung feßte, daß, um richtige Nefultate zu A erh bei jedem Ver⸗ 
fuche frifche Flüffigfeit mit der größten Genauigfeit zubereitet werden 
mußte. Inzwiſchen wurde befannt, daß Gay-Luffac feine Erfindung 
durch neue Entdeckungen vervollfommnet babe, und damit befchäftigt 
fei, fie ausführlich zu befchreiben. Seine im Jahre 1832. mit Kupfern 
herausgegebene Infiruftion erhielten wir Anfangs 1833.; der zu ibrer 
Anwendung 'erforderliche Apparat kam erft im Zuni an. Bom Juli 
bis September find WVerfuche gemacht, im September ift Auftrag *8 
Verfertigung von Menfur-Stäben nah Preußiſchem Maße und Ges 
echte Bu worden, die im Januar des laufenden Jahres abgelies 
ert find. 

Das in Rede fiehende Geſetz iſt eins von denen, deſſen Yusfüb- 
rung durch mancherlei Worfehrungen eingeleitet werden muß, damit 
durch Zuverläffigfeit des Apparats und dur richtige Behandlung def- 
felben jeder Zweifel über die Gerechtigkeit der darauf fich gründenden 
Entfcheibung befeitigt werde. \\ 

Berlin, den 15. Mär; 1834. 

v. Schudmann. 
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Zweiter Abſchnitt. 
I. | 
Auswärtige 


Geſetzgebung. 





1. 
Cirkulare der Kaiſerl. Koͤnigl. Landesregierung im Erz⸗ 
herzogthume Oeſterreich unter der Enns, mit der Baus 
Ordnung fuͤr die Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. 





Hi Bedürfnif einer klaren und bündigen Zufammenftellung 
aller für Privat: Bauführungen inner den Linien Wiens beftehen- 
den, theils auf ausdrüdlichen Normal: Verordnungen älterer und 
neuer Zeit beruhenden, theil® in einer vieljährigen Obfervanz ge: 
gründeten Vorfchriften, hat fich vorzüglic in der neuern Zeit, wo 
die Bauluft bedeutend zunahm, fo dringend ausgefprodyen, daß bie 
Regierung, um demfelben abzuhelfen, ſich beſtimmt fand, alle zer: 
fireuten Bau:Borfchriften unter dem Titel eiiee Bau: Ordnung 
für Wien zufammen zu faſſen. 

Diefe Bau: Drdaung, nach welcher fih auf das Genauefie 
zu achten ift, wird hiermit nachftehend zue allgemeinen Kenntniß 
gebracht. 

Wien, den 13. Dezember 1829. , 

Franz Graf v. Klebelsberg, 
Nieder sDefter. Regierungs : Präfident. 
Johann Freiherr v. Bartenftein, 
Nieder: Defter. Negierungsrath und Stadthaupfmann. 
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Bauordnung 
für die koak. Haupt- und Reſidenzſtadt Wien. 


Die wichtigen Ruͤckſichten der Öffentlichen Sicherheit, der Negelmds 
figfeit und des Ebenmaßes bei den Gebäuden der Hauptitadt, haben die 
ÖStaatsverwaltung von jeher beflimmt, die Privat: Bauführungen inner 
den Linien Wiens befonderen gefeßlichen Beſtimmungen zu unterwerfen. 

Um die gehörige Handhabung diefer in verfchiedenen Zeitpunften 
erlaffenen Anordnungen ficher zu ftellen, findet fich die Landesftelle 
zu einer erneuerten, zufammenhängenden Befanntmachung derfelben bes 
wogen. - 

Die gegenwärtige Bauordnung ift beflimmt, diefen Zweck zu ers 
füllen, und ſonach ſowohl den Bauherren und bauführenden Gewerbs⸗ 
— Be den Lofalbehörden, zur fünftigen Richtfehnur zu dienen. 

ie-begreift: 


1. Abſchnitt. 


Die Befimmungen über den vor Unternehmung eines 

Baues zu beobakhtenden Gang der’ Berbandlung. 

8. 1. Keine Privat-Bauführung darf ohne obrigkeitliche Bewilli⸗ 
gung unternommen werden. | 

. 2. Neue Bauten hängen von ber —— der Landes⸗ 
ſtelle ab. Unter neuen Bauten werden hier diejenigen Baufuͤhrungen 
verſtanden, welche die Erbauung eines ganz neuen Hauſes, oder die Auf⸗ 
fegung von Stockwerken, oder endlich den Zubau eines Traktes oder 
Flüges an ein fehon beftehendes Gebäude zum Zwecke haben. 

Außerdem gehört die Bewilligung augergewöhnlicher Baufuͤb⸗ 
rungen, wenn auch der Bau nicht als neu, fondern bloß als eine 
Adaptirung betrachtet werden kann, in den Wirfungsfreid der Landes« 
fielle; als 3. B. die Herſtellung eines Thurmes, Bauführungen in einem 
Schaufpielhaufe, die Herſtellung eines Feftfaales in einem fhon beſtehen⸗ 
den Gebäude u. f. w. 

Endlich ift zu allen nachfolgenden Abänderungen an ben 
von der Regierung bereitd genehmigten Bauriffen, gleichfals die Regie⸗ 
rungd Bewilligung einzubolen. 

$. 3. Zu allen übrigen Bauführungen ift der Konfens der Orts⸗ 
obrigfeit, und zwar: im flädtifchen Burgfrieden und auf den- magis 
firatifchen Freigründen, von Seite des Magiftrats, und auf den übrigen 
Zreigründen, von Geite der betreffenden Derrfchaft erforderlich. _ 

Hierher gebören alle Haupt: Reparaturen, das ift folche, die zur 
Erhaltung des Bauftandes an dem ganzen, oder an den Hauptbeſtand⸗ 
tbeilen ded Gebäudes vorgenommen werden, alle Umftaltungen der Aus 
feren Fronte, und alle diejenigen Baulichfeiten, wodurch der befiebende 
Baufland dur Pinmegnahme, Hinzuflgung oder Umftaltung von Baus 
beftandtheilen irgend eine Weränderung erleidet, die auf die Feſligkeit, 
Feuerficherheit, auf das Außere Anfeben des Gebäudes, oder auf die 
Mechte der Nachbarn Einfluß nehmen Fann. 

Da nicht alle hierher gehörigen fpeziellen Fälle aufgezählt werden 
fönnen, fo wird fich zur näheren Erläuterung bloß auf die beifpielsweife 
Anfuͤhrung folgender Baulichfeiten befchränft: 


Alle Abbrehungen vom beſtehenden Mauerwerfe; alle neue Auf⸗ 
mauerungen ; 
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Die — neuer Thuͤren und Fenſter gegen die Gaſſe oder 
gegen die Nachbarshaͤuſer: — u 
Erdausgrabungen ın der Nähe oder innerhalb eines Gebäudes ; 

die Heritellung neuer Feuerungs⸗Apparate; 

die Umftaltungen von Wohnungen in Gewölbe ; 

die Aufitellung von Bligableitern; 

Umfialtungen der Rauchfänge,; 

Abänderungen in der Nichtung in-den Dimenfionen oder im Ges 
fälle der Hauskanaͤle u. f. w. 

8.4. Zu Reparaturen, die bloß die Ausbefferung einzelner ſchad⸗ 
bafter Gegenftände, ohne Abänderung des befiehenden Bauandes, zum 
Zwede haben, ift fein Konfens erforderlich. 

Bei neuen Bauten und bei größeren Bauveränderungen find 
die Gefuche der Baumerber mit gebörigen Bauplanen zu belegen, die 
den Grundriß aller Gefchoße, den Aufrid und das Profil mit dem Nis 
veau genau bdarftellen, und von dem Baumeiſter, der die Leitung des 
Baues unternimmt, gefertigt feyn müffen. 

In Fällen neuer Bauführungen find jedesinal vier gleiche geſtem⸗ 
pelte Eremplare des Bauriffes vorzulegen, wovon eines bei Ertheilung, 
ded Baufonfenfes der Partei mit der Vidirung der Landesftelle zurü 
geftellt werden wird. un 

. 6. Zur Erbebung ber Lofalverhältniffe ift vor Ertheilung bes 
Baufonfenfes ein Bauaugenfchein vorzunehmen, wobei außer den 
sum Einfluffe berufenen Behörden, auch die Nachbarn, fo oft es ſich 
um einen neuen Bau, oder um eine ihr Sntereffe berübrende Bauver⸗ 
— handelt, zuzuziehen find. 

8. 7. Wenn die Nachbarn gegen den angetragenen Bau Einwen⸗ 
dungen machen, die ſich auf ihre Wrivatrechte bezieben, und im gütlichen 
Wege nicht gefchlichtet werden fönnen, fo ift der Streit auf den Nechte- 
weg zn vermweifen. Db jedoch, und in wie fern bei einem ſolchen ‚Eins 
fpruche bi8 zum Ausgange des Nechtöftreites der Bau zu filliren, oder, 
ob ein Baufonfens, und mit welcher allfälligen Befchränfung zu ertheis 
Ien? haben die politifchen Behörden zu entfcheiden. 

8.8. In Fällen, wo gegen die bereits erfolgte Genehmigung eines 
Baues ein Nefurs ergriffen wird, ift die Bauführung- bis zur höheren 
Entfcheidung in der Regel einzuftellen. = 

$. 9. Zur Abtheilung unverbauter Gründe auf Bauftellen ift, bes 
vor die Konfenfe für die einzelnen Gebäude angefucht werden, die Ge: 
nebmigung der Landegftelle einzuholen, und zu diefem Ende der Abtheis 
lungs:Entwurf in einem ordentlichen Situations- und Niveau: Plane 
darzuffellen. 

, Um in foldhen Fällen bie "rei Beobachtung der vorgefchriebenen- 
Dimenfionen und Richtungen für die neuen Gaffenanlagen gehörig ficher - 
zu flellen, bat der wirklichen Werbauung die obrigfeitliche Ausſteckung 
mit fefiftehenden Pflöcken voraus zu geben, und werden die Obrigfeiten 
für die Nichtigkeit der Vermeſſung, und für deren genaue Uebereinflims 
ie mit den genehmigten Entwürfen, verantwortlich gemacht. 

ebrigens wird als Regel feftgeitellt, daß jede neu angetragene Fahrt: 
ſtraße wenigſtens fünf Klafter breit fein muß. 

S. 10. Sn der Umgebung eines f. k. Hofgartens oder Schloffes iſt 
die Aufführung von Gebäuden, die auf die Ausficht Einfluß nehmen, 
durch die Zuftimmung der fompetenten ?. f. Hofbehörde bedingt. 

$. 11. Neue Bauführungen in der Gegend des Linienwalled wer⸗ 
den nur gegen — einer Entfernung von achtzehn Klaftern von 
der Graͤte der Wallmauer geſtattet. 
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8. 12. Wenn 08 fich bei der Wiedererbauung eines alten Gebäu- 
des um die Zuruͤckruͤckung der Baulinie aus Öffentlichen Nückfichten hans 
delt, fo wird über die Ausmittelung der allfälligen, Entfchädigung von 
Fall zu Fall eine befondere Verhandlung gepflogen. werden. 

n einem folchen Falle darf jedoch der angefuchte Baufonfeng erft dann 
ausgefertiget werden, wenn über den Betrag der von dem Bauwerber für 
den zur Ötraßenermeiterung abgetretenen Grundflächenraum geforderten 
Entfhädigung definitiv abgefprochen worden fein, und der Baumwerber 
ſich mit der dießfälligen Entfcheidunng zufrieden geßeät baben wird. 

. 13. Die Baufonfenfe find in_der Regel nur auf drei Jahre 
gültig, und müffen nach Ablauf diefer Frift neuerdings angefucht werden. 


1. Abſſchnitt. 


VBorfhriften in Anſehung bes Baues felbf. 


$. 14. Die Bauherren baben ſich bei ihren Bauführungen nur 
der hierzu gefeglich befugten Bau: und Zimmermeiſter zu bedienen. 

$. 15. Die Bauherren, fo wie die Baumeifter, find für die genauefte 
Beobachtung der — Bauriſſe verantwortlich, und wird jede 
Abweichung, bei Vermeidung der Demolirung, und der außerdem vers 
wirften aefeglichen Strafen, auf das Strengite unterfagt. 

8. 16, In Auðſicht auf die bei Baulichfeiten zu beobachtenden Vor⸗ 
fihten, und über die Bauführung felbit, enthält ſowohl das Strafs 

efegbud in fhweren PolizeisUebertretungen, als die für 
irn beftebende Feuerloͤſch-Ordnung, die wefentlichiten Beſtim⸗ 
mungen, Die, da fie ihrem Öegenitande nach, auch in der Bauordnung 
ihren Plaß finden müffen, hier unter gehöriger Beachtung der durch fpäs 
tere Verordnungen eingetretenen Abaͤnderungen wiederbolt in Erinnerung 
gebracht werden. Sie beftchen in folgenden Vorfchriften: 

a) Wenn ein Gebäude in irgend einem Theile den Einſturz droßet, 
fo it von dem Eigenthuͤmer, oder von dem mit der Aufficht Beaufs 
tragten fogleich ein Baumeifter zur Befihtigung und vorläufigen Siche⸗ 
rung berbei zu rufen. 

b) Bei neuen Bauten und bei Reparaturen auf einer gegen die 
Öffentliche Paſſage gefebrten Seite des Haufes, find jedesmal die vorge 
fhriebenen DBoRAunge I nee; und in allen Fällen, wo tiber Nacht 
Baumaterialien oder Kequifiten im Freien gelaffen werden müffen, bes 
leuchtete Laternen nach Bedarf aufzuftellen. 

Vor Auffiellung der Baugeruͤſte ift dem Stadt-Interfammeramte, 
und in den Vorftadtgründen dem Grundgerichte die Baueinleitung ans 
zugeigen, damit in Anfehung ber Öffentlichen Paffage, und der allfälligen 
Ubänderungen der gewöhnlichen Straßenbeleuchtung, das Nöthige vor- 
gefehrt werde. wa 

ce) Bei neuen Bauten, fo wie bei bedeutenden Bauveränderungen 
find alle zur Beheitzung beflimmten Xheile des Hauſes, mit eigenen 
fchliefbaren Rauchfängen zu verfehen, die im inmendigen Fichte wenig⸗ 
ftens achtzehn Zoll weit, aus Wauermerf von einem halben Schub Dice 
aufgeführt, und wenigſtens vier Schub über das Dach erhöhet fein 
müffen. Die Zufammenziebung mehrerer Nauchfänge, und die Anwen» 
dung eiferner Oefenröhren bei neuen Bauten wird nicht geſtattet. 

d) Die Holzlagen, fie mögen unter der Erde oder im Hofraume 
angefragen werden, müffen jederzeit von Mauerwerf und gewoͤlbt 
bergeftellt werden, und es muß für jede Wohnung eine eigene Holzlage 
vorbehalten bleiben. 
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Die Stiegen müffen bis unter das Dach von Stein bergeftelit, alle 


Fenſter mit Stein xerfeßt, die Böden unter dem Dache, dann in den 


Küchen, Magazinen, mit Ziegeln gepflaftert, die Dachitühle mit Ziegeln, 
Schiefer. oder. Dachblechen eingededt, und alle Verfchallungen, Riegel 
und Pfoftenwände ſowohl in den Wohnungen als auf den Dachboͤben 
ag? werden: 

ie Errichtung neuer Schindeldächer, Schindelfäume und bölzerner 


Dachgefimfe, dann fogenannter Franzöfifcher Dächer mit aufgeftelltem 


Sparrwerfe, fo. wie die Anbringung von Bodens oder Dachzimmern, 
wird nicht geſtattet. 

Sn das Gemäuer der Rauchfänge darf weder bad Dachſparrwerk, 
noch ein Bundtram oder Dippelbaum "eingelaffen werden. | 

©) Jedes neue Gebäude iſt mit einem eigenen Brunnen zu 
verfeben. Hieraus folgt, daß in den feltenen Fällen, wo «8 an 
dem unterirdifhen Wafferzufluffe fehlt, Ciſternen zur Sammlung 
m Fr mit den nöthigen WBerficherungen angelegt werden 
müffen. . 
f) Alle ebenerdigen Gebäubetheile find bei neuen Bauführungen 
in der Stadt und in den Vorfiädten Wiens gewoͤlbt herzuſtellen. Eine 
Ausnahme findet nur bei derjenigen Gattung von Schupfen Statt, die 
ganı offen bleiben, das beißt: bei folchen, die nur aus gemanerten Pfeis 
we mit einem Ziegeldache, jedoch obne Tramboden, erbauet werben 
wolen. } 

8. 17. Neue Käufer dürfen hoͤchſtens vier Stockwerke hoch ges 
bauet. werden. . 

5. 18. Bei neuen Bauführungen. und bei Herftellungen, die einem 
neuen Baue gleich gehalten werden fönnen, it in der Regel ein gemaus 
erter Dausfanal anzulegen, und nur in denjenigen Gegenden, mo fich 
dermal noch Fein Kommunalfanal befindet, wird ausnahmsweiſe die 


GHerſtellung einer Senfgrube, jedoch nur in fo lange geitattet, als dem 


— 


Mangel eines Kommunalfanales noch nicht abgeholfen iſt. 

.$. 19. Die Errihtung von Wetterdächern, Vorlegftufen, Barrieren 
auf den Gäffen, dann die Auffiellung ſchwerer Körper ald Verzierungen 
ober den Dachgefimfen, als: Statuen, Vaſen u. d. gl., ift in der Vier 
gel nicht geflattet. Ausnahmsweiſe Bewilligungen find von Fall zu 
Ball — Re 

8. 20. Alle neu zu erbauenden Häufer find gegen die Straße mit 
wenigitens zehn Zoll breiten Dachrinnen von Kupfer, Blech oder Zinf, 
ober oder unter dem Dachſaume zu verfeben. 

8. 21. Die Bauführer find firenge gehalten, nur vollfommen gute 
Materialien, nämlich: gehörig ausgebrannte Ziegel, reinen Sand und 
unvermifchten Kalf zu verwenden. Die. PVolizeis Bezirfds Direftionen, 
das Stadt-Unterfammeramt und die Grundgerichte find angemwiefen, bei 
ihren Nachfichten die Bauführer in diefer Beziehung genau zu Fontrollis 
ren, und, fobald fie fchlechte Materialien vorfinden, fogleih die Amts, 
handlung gegen die Bauführer einzuleiten. 

$. 22. Die Erdgefchoße aller neu aufzuführenden Wohngebäude 
müffen zur Verhinderung der, fowohl dem Gefundheitszuftande, ald dem 
Bauzuflande der Däufer gleich nachtbeiligen Feuchtigkeit, ale ‚auch zur 
Erzielung der nöthigen Öleichförmigfeit fo angelegt werden, daß die 
Fußböden in -dem Innern der Stadt und auch in jenen Worfiädten, 
wo die Straßen gepflaftert find, ſechs Zoll über den Horizont des 
Pflaſters zu liegen-fommen. = 

In den Vorflädten, deren Straßen noch nicht gepflaftert find, wird 
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die — — verpflichtet, das bei neu *2* 
Gebäuden zu beobachtende Niveau, mit Ruͤckſicht auf: Die Lokalverhaͤlt⸗ 
niffe, bei dem Augenfcheine auszumitteln und feftzuftellen, und diefem 
in mehrfacher Beziehung fehr wichtigen Gegenflande ihre befondere Auf⸗ 
merffamfeit zu widmen. ' 

In den der Ueberſchwemmung ausgefeßten Worftabtgründen wird 
die Erbauung neuer Haͤuſer nur unter der Bedingung geftattet, daß die 
HDausflur mit Nüdficht auf den MWafferftand bei Ueberfhwenmungen, 
und mit Beachtung der Lofalverhältniffe, nach den Beflimmuhgen der 
Behörden angemeffen erböhet werde. Der Erhöhungsantrag ift jedesmal 
in dem Bauplane erfichtlich zu machen. 

8.3. Zur Vermeidung nachtheiliger Einwirfungen auf bie Ge 
fundpeit, mäffen die Haushäfe und die Wohnungsfiücke bei neuen Haus⸗ 
bauten zureichend geräumig angetragen werden. Bei der großen Bers 
fihiedenbeit der Lofalverhältniffe und der Zwecke der Gebäude wird fich 
zwar bier darauf befchränft, im Allgemeinen nur die bereits beſtehende 
Obſervanz ald Regel feftzufegen, daß die Höhe der nicht gemölbten Woh⸗ 


nungsftäce auf feinen Fall unter 9, und der gewölbten nicht unter zehn ' 


Schuh betragen dürfe. Allein die Behörden find angemwiefen, in jedem 
einzelnen alle bei ra ae Bauriffe und bei Ertheilung der Kons 
‘fenfe zu _beurtbeilen, ob die ——— und Hofraͤume mit der in Sa⸗ 
nitätd: Ruͤckſichten erforderlichen Geraͤumigkeit angetragen find, und im 
entgegengeſetzten Falle die entſprechende Erweiterung ald Bedingung des 
Baufonfenfes vorzuzeichnen. KEN 
; Das wefentlihfie Erfordernig folider Gebäude ift die 
Mauerfiärfe. : 3. 
Die gehörige Beſtimmung derſelben-haͤngt jedoch von fo verſchiede⸗ 
nen einwirkenden Verhaͤltniſſen, als: von der Hoͤhe der Stockwerke, von 
den Dimenſionen der Gewoͤlbungen, von der Tiefe der Trakte u. ſ. w. 
ob, daß ſich auch Hier darauf beſchraͤnkt wird, die bereits als Obſervanz 
befiehende Regel ald Anhaltspunft vorzugeichnen, wonach die Dide der 
Hauptmauer ım oberften Stockwerke wenigftens ein und einen hals 
ben bis zwei Schuh zu betragen hat, mit jedem Gefchoße abwärts 
wenigftiend um 3 Zoll zu verflärfen, im Fundamente aber wenigftens 
um 6 Zoll im Vergleiche mit dem Erdgefchoße flärfer zu halten if. _ 
Jedoch wird nach der Ausdehnung und Struktur des Baues, die 
in den vorfommenden einzelnen Fällen erforderliche größere Stärfe von 
den Architeften oder Baumeiftern in den Bauentwürfen nach Bedarf in 
Untrag zu bringen, und bei den Amtlichen Bauaugenfcheinen firenge zu 


prüfen feyn. . 

5.2. Die Erbauung von bölzgernen Schupfen und Hütten darf 
unter, feinem Vorwande Statt finden; ferner dürfen die offenen —— 
in den Stockwerken, inſofern ſie zur Verbindung der Wohnungsbeſtand⸗ 
theile mit der Stiege dienen, bei allen neuen Baufuͤhrungen in ihrer 
ganzen Subſtanz nur von feuerfeſtem Materiale hergeſtellt werden. 

8. Die Baukonſenſe werden im Allgemeinen nur gegen genaue 
Zuhaltung der in den vorſtehenden Paragraphen ausgeſprochenen geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften ertheilt. 

Da jedoch bei der Verſchiedenheit der von Fall zu Fall vorkommen⸗ 
den Umflände und Verhaͤltniſſe, die öffentlichen Ruͤckſichten der Feuers 
ficherbeit, der Feftigfeit und Negelmäßigfeit noch außerdem befondere 
Beflimmungen erbeifchen koͤnnen, fo behält fich die Öffentliche Verwal⸗ 
tung vor, nach Erforderniß foldhe nähere Beflimmungen in ein elnen 
Faͤllen bei Prüfung der Bauplane vorzuzeichnen, hiernach die Abändes 


— 
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rung der Bauriffe zu verlangen, und erft nach erfolgter Berichtigung bie 
Baukonfenfe zu erteilen. . 

Fälle biefer Art Können fich vorzüglich in Anfebung der in den 85. 
23; und 24. abgebandelten Punkte, welche die Geräumigfeit der Bobs 
nungen und die Mauerftärfe betreffen, er eben. - 

Die Bauberren und Bauführer haben fich ſolchen Unordnungen 
unweigerlich zu fügen; es bleibt ihnen jedoch, Falls fie ſich dadurch bes 
fchwert finden, der Weg der Berufung an die höhere Behörde offen. 


m abſchnitt. 


Nach dem Baue zu beobahtende Vorfhriften. 


8. 77. Nach Vollendung eines Baues it von dem Bauführer, der 
fogleich die Wegräumung alles Schuttes, Holzwerkes, und überhaupt 
aller die Paſſage hindernden Gegenflände vor dem Haufe, fo wie die 
— — alles desjenigen, was der Bauführung wegen in der 
Umgebung des Baues eine Veränderung erlitten bat, und wozu. insbes 
fondere die gebdrige Herftellung des aufgeriffenen Straßenpflafter6 gehört, 
auf feine eigenen Koften zu veranflalten. 

Neu-erbaute Wohnungen und Gewölbe dürfen nicht früher 
bezogen und wermiethet werden, als bis hierzu von der Ortsobrigfeit der 
Bewohnungsfonfens ertheilt wird. Zu diefem Behufe haben die 
Bauberren bei der Obrigkeit um die Vornahme des Sanität6-Wugens 
fcheines anzulangen, wobei fich ‚mit Zugiebung des Stadt-Phyfifus in 
der inneren Stadt, und der eh sg: eek in den Worflädten, von 
dem ns ausgetrodneten und der efundheit unfchädlichen Zuftande 
der Wohnungen und Gewölbe, die Heberzeugung zu verfchaffen ift. 

5. 29. Bei Gelegenheit Diefer Sanitäts-Wugenfcheine haben die 
Ortsobrigfeiten gleichzeitig durch eine genaue Befichtigung aller Theile 
de8 Gebäudes, eine firenge Kontrolle über die Beobachtun der genebs 
migten Bauriffe zu üben, zu welchem Ende. bei diefen Yugenfcheinen 
jedasmal ein unpartheiiſcher auverftändiger beizuziehen ift, der die Aus⸗ 
führung in allen ihren Theilen mit den Bellimmungen des Bauplanes 
genau zu vergleichen bat. Außerdem find auch die ämmtlichen Polizei⸗ 
Bezirks⸗ Direktionen zur Ausuͤbung diefer Kontrolle an ewiefen. . 

. 30. MUebertretungen der in ber gegenwärtigen Bauordnung ents 

baltenen Borfhriften, werden an den Bauherren und Bauführern uns. 
nachfichtlich geftraft werden. 
- Das Straf:Ausmaß iſt in Anfehung der meiften der bierber gehoͤ⸗ 
rigen Uebertretungsfälle, in dem II. heile des Strafgeegbucht 88. 
133, 134, 135, 136, 137, 138, 139, 174, 176, 185, 186, 187, 1%, 
dann in der Feuerlöfchordnung vom Jahre 1818., enthalten. 

Bei den fibrigen Webertretungsfällen haben nach Befchaffenheit der 
Umſtaͤnde an ** Geld» und Arreſtſtrafen, die von der Ortsobrig⸗ 
feit in erfter Inftanz zu verhängen find, Pla zu greifen. 

Wien, am 13. Dezember 1829. 

Franz Graf von Klebelsberg. 
Nied. Def. Regierungs : Präftdent. 
Jo hann Freiherr von artenflein, 
Nied. Def. Negierungsrath und Stadthauptmann. 
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Broßperugti Badenſche Verordnung uͤber die Beob⸗ 
achtung der Polizei⸗ oder Feierabendſtunde. 





Zur Beſeitigung einer bisher ſtattgehabten verſchiedenartigen 
Anwendung der beſtehenden Verordnungen über die Polizei: oder 
Keierabendftunde und die Beftrafung ihrer Webertretung, und aus 
Gründen. der ‚öffentlihen Sicherheit und der Ordnung, fo mie der 
Sittlichfeit überhaupt, fehen wir Uns veranlaßt, Nachftehendes zu 
berorönen: 


$. 1. Die Befuche der,‘ Wirth, der Kaffees und Bier⸗ 
häufer, gefellfchaftliche Zufammenfünfte, Tänze u. f- mw. in folchen 
und an öffentlihen Beluftigungsorten follen in der Regel nicht 
über die Polizei: oder Feierabendftunde andauern. 


$. 2. Die Polizeiftunde wird in den Landgemeinden und 
in den kleinern Städten unter 4000 Seelen auf 10 Uhr des 
Abends, in den größern Städten auf 11 Uhr beftimmt. 
8.3. Ausnahmen finden fatt: 

1) bei Fremden, welche in Gafthäufern logiren, infofern fie ein 
anftändiges Benehmen beobachten; 

2) für gefchloffene Privatgefellfchaften, die fi) auf längere Zeit 
und mit Vorwiſſen der Polizeibehörden Fonftituirt haben, aud) 
in ihren Statuten und Mitgliedern eine Geröähr für Ordnung 

und Gitte finden laffen. 

Bon den Vorſtehern folcher Gefellfchaften wird erwartet, 
daß fie allem Mißbrauch diefer Vergünſtigung entgegen wir: 
fen werden. ° Im entgegengefegten Falle, und wenn fie von 
der Polizeibehörde des Bezirfs (Bezirfsamt, Polizeiamt) zwei 

mal in einem Fahr wegen Mißbrauchs diefer Begünftigung 
vergeblich gewarnt worden find, werden die obgenannten Bes 
börden bei der dritten Wiederholung ermächtiget, diefes Ge: 
fellfchaftslofale, gleich den Wirthshäufern, unter die in dieſer 
Verordnung vorgefchriebene polizeiliche Aufficht zu fielen. 
3) Bei Hochzeit, herkömmlichen Kaftnacht:, Kirchweih:, Erndtes 
und Herbft-Tänzen, und bei andern befondern Beranlaffungen. 
Hier kann jedoh nur das Bezirks- oder Polizeiamt bei dem 

Nachſuchen um Tanz ˖Erlaubniß die Feierabendſtunde auf eine ſpä— 

tere, aber ausdrücklich zu beſtimmende Zeit verlegen. 

Es wird dem vernünftigen und billigen Ermeſſen dieſer Be— 
hörden überlaſſen, wo und in wie weit ſie von dieſer Ermächtigung 
Gebrauch machen können. Im Allgemeinen aber iſt die Erlaub— 
niß zu Tanzbeluſtigungen nur ſparſam zu ertheilen, und mit ſelte— 
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nen Ausnahmen auf die oben erwähnten zu befchränfen. Diefe Er: 
laubniß ift wenigftens auf eine Zeitlang: zu verfagen; da, wo ein 
hinreichender Grund vorhanden ift, Mißbrauch zu befürchten, bes 
fonders in Gemeinden, in welchen zufällig Mißverhältniffe unter 
der Bürgerfchaft herrfchen, oder in welchen bei folchen Beluftiguns 
gen häufig Streithändel ftatt gefunden haben. Den Aemtern 
und Bürgermeiftern werden in dieſer Hinficht die 6%. 8 und 9 
der Derordnung über die weltliche Feier der Sonntage (Regies 
rungeblatt von 1805., Nr. 1.) dringend eingefchärft. - 

$: 4. Der Einteitt der -Polizeiftunde ift eine Viertelſtunde 
vorher, alfo um dreiviertel auf zehn, bezüglich auf eilf Uhr, durch 
das Länten einer vernehmbaren Glode zu verfünden. 

In Gemeinden, wo biefes nicht ausführbar oder nach dem 
Ermeſſen des Bezirfsamts aus andern Gründen nachzufehen und 
deßfalls eine Ausnahme ausdrüdlich zu befiimmen ift, muß die 
Anfündigung des Eintritts der Polizeiftunde in den Virthetaͤuſern 
durch die Srto potize geſchehen. 

$ 5. ' In auſſerordentlichen Fällen ſteht es jeder Drtspolis 
zeibehörde zu, die Keierabendftunde auf eine frühere Zeit zu bes 
flimmen. 

$. 6. Nach eingetretener Polizeiftunde find die Wirthshäufer 
durch die Polizeimannfchaft zu vifitiren. Alle noch darin. befinds 
liche Säfte, d. h. Weberfiger, find ebenfo wie der Wirth, der fie 
geduldet hat, firafbar, und erftere find zu diefem Zweck aufzus 
zeichnen. Die Polizei hat die Ueberſitzer auszuweiſen, unfolafame 
aber mittelft Zwangs oder Verhaftung zu entfernen, wenn fie die 
öffentliche Ruhe und Ordnung durch Gefihrei, lautes Singen oder 
fonftigen Unfug beeinträdhtigen. 

Die Angaben eines verpflichteten Polizeidieners haben volle 


Beweiskraft. 


$. 7. Das Herumziehen in Geſellſchaft in den Straßen 


iſt nach der Polizeiſtunde bei Strafe von einem Gulden unterſagt. 


* 


Die Uebertreter ſind von der Polizei aufzuzeichnen und heim zu 
weiſen. 

Nachtſchwärmer, welche durch Schreien, Jubel * ſonſtigen 
Unfug die Nachtruhe ſtören, find zu verhaften, und das erſte⸗ und 
zweitemal mit 24ftündigem Arreft zu beflvafen. Bei dem dritten 
und weiteren Frevel innerhalb des Laufs eines Jahres unterliegen 
diefelben einer Gefängnißftrafe bis zu 8 Tagen, vorbehaltlich der 
weitern Strafe wegen eines bei 'der Nochtfchwaͤrmeret begangenen 
fonftigen Bergehene. 

$. 8 Die Wirthe, melde UWeberfiger dulden, find in Lands 


-gemeinden und Städten unter 4000 Seelen mit drei Gulden, 


in geößern Städten mit- fünf Gulden zu beitrafen. 
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Weenn die Strafe im Lauf eines Zahres viermal gegen einen 
Wirth erfannt worden ift, fo fann im fünften Fall das in "den 
66. 23. und 24. der Wirthfchaftsordnung vom 16. Oftober 1834. 
vorgefchriebene Verfahren wegen Berluft der Wirthſchaſts / Kongeſ⸗ 
ſion gegen ihn eingeleitet werden. 

Bei Wirthen, welche ihre Gäſte nach der Polizeiſtunde ver⸗ 
heimlichen, oder dem Polizeiperſonal den Einlaß zur Nachſchau ver⸗ 
weigern oder erſchweren, werden die Geldſtrafen verdoppelt. 

Die aufgeſchriebenen Ueberſi itzer unterliegen einer Geldſtrafe 
von einem Gulden, vorbehaltlich der weitern Strafe wegen fons 
fligen, von ihnen begangenen Unfug. 

. Die Bürgermeifter, oder. in den größern Städten die 
»Polizeiämter, unterfuchen und beftrafen die Uebertretungen der Po⸗ 


= lizeiftunde. 


MWenn. der Wirth bereits viermal im Lauf eines Jahres vom 
Bürgermeifter geftraft ift, fo muß der weitere Uebertretungsfall 
dem Bezirksamt zur Unterfuhung und Erledigung angezeigt wer 
den, welches die Strafe zu erfennen und weiter auch nach Umftäns 
den das in $. 8. bezeichnete. Verfahren einzuleiten hat. 

Nachtſchwärmer, die wegen Störung der öffentlichen Ruhe 
fhon zweimal im Laufe des Jahres vom Bücrgermeiſter beftraft 
worden, find dem Bezirfsamte zur meitern Beſtrafung anzuzeigen. 

$. 10. Im Fall der Vermögenslofigfeit der Beftraften find 
die Geldfirafen fogleich in bürgerliches Gefängniß zu verwandeln, 
und ſchnell und nachfichtslos zu vollziehen. 

$. 11. Wenn das -Polizeiperfonale die Anzeige einer ihm 
zur Kenntniß gekommenen Webertretung der Feierabendftunde; oder 
die Nachſchau in Straßen und Wirthshäufern unterläßt, fo wird 
daffelbe beim erftenmal mit dreitägigem Arreſt, beim zweitenmal 
mit Dienftentlaffung beſtraft. 

Die Unterloffung des Läutens oder des Anfagens der Poli: 
zeiftunde in den Gemeinden, wo dies ſtatt des Läutens angeordnet 
ift, wird mit angemeſſener Gelds oder Gefängnißftrafe bei den 
hiezu Beauftragten gerügt. MWebrigens Tann diefe Unterlaffung 
niemals als Entfhuldigung bon den Mebertretern der Polizeiftunde 
benußt werden. 

$. 12.. Bon. allen Geldftrafen bis zum Betrag eines Gul—⸗ 
dene einſchließlich erhält der Anzeiger die Haͤlfte, von den höhern 
aber ein Drittel. 

13. Die Gendarmerie iſt beauftragt, die Thätigkeit der 
Ortspolizeidiener zu kontroliren und ſie gegen Uebertreter, welche 
die öffentliche Ruhe beeinträchtigen, zu unterſtützen. Sie hat dem: 
nady von den Webertretungen diefer Verordnung bei ihren Nacht: 
patrouillen Kenntniß zu nehmen, und folhe dem Bürgermeifter, bes 
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züglich dem Polizeiamt und dem Bezirfsamt, welchem ber Bür⸗ 
germeifter untergeordnet iſt, anzuzeigen. 

$. 14. ° Borfiehende Verordnung iſt in die Anzeige und 
Lofalblätter einzurüden und in den Gemeinden gehörig zu ver. 
künden. 

Die Vorſchriften über die Anwendung derſelben und zur Kon⸗ 
trolirung des ſchnellen und richtigen Strafvollzugs werden durch 
eine beſondere Inſtruktion für die Bezirfs- und Polizeiämte, Bürs 
germeifter und Polizeidiener beftimmt werden. . 

Karlsruhe, den 8. Juli 1836. 

Minifterium des Innern. 
Winter. 
Vdt. Sold. 


— 
3. 


Großherzoglich Badenſche Verordnung, die Beräußer 
tung von Gemeinde⸗Waldungen betreffend. 





Bei — von Liegenſchaften der Gemeinden, welche 
nach dem $. 151. der Gemeindeordnung der Staatsgenehmigung 
bedürfen, find zur Ertheilung der legtern nach dem $.- 1. der Ver⸗ 
ordnung vom 17. Zuli 1833. Negierungsblatt Nr. 32. die Bes 
zirfsämter fompetent. 

Da übrigens in den Fällen, wo eine Gemeinde eine Wals 
dung veräuffern will, auf Ertheilung oder Berfagung der Staats: 
genehmigung auch forfipolizeilihe Gründe Einfluß haben 
müffen, und ohne ganz außerordentliche Gründe die Berminderung 
des Waldſtandes einer Gemeinde in der Art, daß das Feuerungs⸗ 
bedürfuiß der. Gemeindebürger darunter Noth leidet, nicht zugeges 
er werden fann, fo fieht man fich veranlaßt, Folgendes: ‚zu ver⸗ 
ordnen: 

$. 1. Die Bezirfsämter haben, ehe fie der Beräufferung 
einer Gemeindewaldung die Staatsgenehmigung ertheilen, das be« 
treffende Forſtamt darüber zu vernehmen: 

a) wie viel die Waldungen, welche die Gemeinde nach Abrechnung 
der zu veräußernden noch behalte, nachhaltig ertragen, 

b) wie viel die Gemeinde außer dem Bürgergabholz alljährlich 
an Sol bedürfe für Bauunterhaltungen, für Brüden, Stege 

u. dg 

c) ob und welche Bedenken in forftpolizeilicher Hinficht der ber 
abfühtigten Waldveräußerung entgegenftehen, 


498 


d) auch welchen Beftand und Werth der zu: veräußernde Wald 
habe. 
$. 2. Wenn der nachhaltige Ertrag der. der — nach 
der Veräußerung noch. verbleibenden MWaldungen nicht. fo weit reicht, 
daß daraus, nach Abzug des eigenen Holzbedürfniffes der Gemeinde 
($..1..b.); jedem Bürger noch zwei Klafter Gabholz verabfolgt 
werden könnten, fo hat das Bezirfsamt die Staatsgenehmigung 
jedesmal zu verfagen, andernfalls. aber je nach den fonfligen Ver⸗ 
hältniffen darüber zu. ‚befchließen, und dabei, wenn die Veräuße— 
rung im Sntereffe der Gemeinde ‘gegründet ift, die Ertheilung der 
Staatsgenchmigung immerhin an die Bedingung zu Enüpfen, daß 
wenigftens neun Zehntel des vom Forftamte mitgetheilten Werth 
Rn 6 1. d.) erlöft werde. 
$. 3. Sind in einem einzelnen Falle, in welchem nach Maß- 
gabe des "vorhergehenden Paragraphen wegen Unzulänglichfeit des 
nachhaltigen Ertrags der übrigbleibenden Gemeindewaldungen die 
Genehmigung zu verfagen ift, oder in welchem nicht weniaftens 
2 des forfiamtlichen Werthanfchlags erlöft werden, ganz befons 
dert Gründe vorhanden, aus welchen die Veräußerung für die Ge- 
“meinde demohngeachtet als Höchft dringend erfcheint, ſo iſt eine 
ausnahmsmweife Nachfichtsbereilligung gegen die Verfügung des vors 
hergehenden Paragraphen bei ber Kreisregierung nachzuſuchen, "welche 
darüber, unter Kommunikation mit der Forſtpolizei⸗ Direttien, be⸗ 
ſchließen wird. 
$. 4. Auch da, mo nach $,.151. I Nr. 1. der Gemeinde: 
ordnung feine Staatsgenehmigung erforderlich if, wenn nemlid) 
in Städten von 3000 Seelen oder darüber eine den Aufchlag von 
1000 Fl. nicht überfteigende Waldung veräußert werden fol, ift 
gleichwohl vom Gemeinderath in allen Fällen ein forfkamtlicher 
Werthanſchlag einzuholen, welcher darüber, ob nach $..151. der 
Gemeindeordnung die Staatsgenehmigung erfordert werde, maßge⸗ 
bend und fodann der Veräußerung felbft zu Grund zu legen it. 
Karlsruhe, den 16. März 1836. 
Miniſterium des Innern. 
Winter. 
Vdt. Stemmler. 


4. 


Koͤnigl. Wuͤrttembergiſches Geſetz wider den Buͤcher⸗ 
nachdruck. 


Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Württemberg. 
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Bis zum Erfcheinen eines definitiven Gefehes gegen den Bür 
chernachdrud verordnen und verfügen Wir, nach Anhörung Unferes 
Geheimen: Raths — unter — Unferer getreuen Stände, 

wie; folgt: 

. Artı 1. Die von: Angehörigen. eines im dautſchen Bunde 
begriffenen Staats verfaßten oder verlegten Schriften genießen, 
ohne Unterſchied, ob ſie bei Verkündigung dieſes Geſetzes bereits 
erſchienen find: oder erſt künftig erſcheinen, von der Zeit ihrer Er: 
ſcheinens an ſechs Jahre lang ohne Entrichtung einer Abgabe ge⸗ 
ſetzlichen Schutz gegen den Nachdruck in gleicher Weiſe, wie wenn 
denſelben nach dem Geſetze vom 25. Februar 1815. ein befonde: 
res Privilegium deshalb verliehen worden märe. 

Art. 2. Die zur Zeit.der Derfündigung dieſes Gefeges be- 
reits veranftalteten Machdrüde vom Werfen, welche nad) der Be: 
flimmung des Art. 1. unter dem Schuge des Nachdrudverbots ſte⸗ 
hen, fönnen zwar aud) noch wührend der Dauer diefes Schußes, 
jedod nur in pofizeilich geftempelten Eremplaren, zum Abſatz ges 
bracht werden. 

Den polizeilichen Stempel erhalten diejenigen. Sremplare, welche 
binnen dreißig Tagen von der: Verfündigung dieſes Geſetzes an 
von dem Machdrucker ‚oder Händler dem Bezirks-Polizeiamt feines 
Wohnorts mit dem erforderlichen. Nachweis über ‚ihren fchen vor 
der re dieſes Geſetzes beranfioßieten Abdrud worgelegt 
werden 

Für die polizeiliche Stempelung findet die Entrichtung einer 
Abgabe nicht ftatt. 

Art. 3. Die nad) Maßgabe der bisherigen Geſetze für ein⸗ 
zelne Schriften verliehenen befonderen Privilegien ‚gegen den Nachs 
deud bleiben, fofern fie den. Betheiligten größere Vortheile, als 
das gegenwärtige Gefeb, gewähren follten, auch fernerhin in Kraft. 

Unjer Minifterium des Innern ift mit der — die⸗ 
ſes Geſetzes beauftragt. 

Gegeben Bad · Gaſtein, den 22. Juli 1836. 


Wilhelm:- 
Der proviforifche Chef des Departe: Auf Befehl‘ des ini 
ments des Innern. Der Staats⸗Sekreta 
Gecheimer Rath Schlayer. Vellnagel. 
5. 


adrigl Bürstembergifie Deinifterial Verfügung in eben 
derfelben Angelegenheit. 


In Betreff der Vollziehung des proviforifihen Geſetzes gegen 
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den Büchernachdruck dom 22. Zuli d. 3. werben folgende Bor: 
fehriften ertheilt:.. N 


= 


Als: zur Zeit der Derfündigung des Geſetzes veranftaltet kann 
nur ein folcher Nachdrud betrachtet werden, mit defjen Aus: 
führung in dem gedachten Zeitpunft. mindeftens in’ fo weit 
ein Anfang gemacht war, daß der Drudfag bereits begon« 
nen hatte. 


9) Die Bezirfs:Poligeiftellen Haben das Geſetz vom 22. Juli d. 
IJ. unmittelbar nah dem Empfange der dafjelbe 


enthaltendew Nummer des NRegierungsblatts 
den Buchdrudern und Händlern ihrer Bezirke in einem ur: 
Fundlichen Akt zu eröffnen, mit welchem für diefelben die drei: 
ßigtägige Frift für Vorlegung der bereits veranftalteten Nadys 
drude zur Stempelung zu’ laufen beginnt. t 
Bei: diefer Eröffnung iſt zugleich jeder Buchdruder und 


Händler, welcher von der in Frage ſtehenden Beftimmung 


3) 


4) 


5) 


des Art. 2. des proviforifchen Geſetzes Gebrauch zu machen 


in dem Falle ift, zur vorläufigen Anzeige der Werfe, von 
welchen er bereits. vollendete Nachdrude befigen oder, deren 
Nachdrud er bereits veranftaltet haben will, fo wie. im leß« 
teren Falle zur Anzeige davon, wie weit die Beranftaltung 
des Nachdrucks bereits gediehen fei, aufzufordern. 
Der Stempel befteht in dem Amtsfiegel der Bezirfs:Polis 
zeibehörde und wird dem Titelbogen der Schrift mittelft 
Druderfchwärze aufgedrudt. | 
Jedes einzelne zum Abſatz zu bringende. Eremplar muß 
mit dem Stempel verfehen fein. Ä 
Weber den Alt der Stempelung iſt ein Protokoll aufzus 
nehmen, welches die geftempelten Werke, die Zahl der Erems 
plare und die Perfonen, für welche die Stempelung gefchehen, 
nachweift- 
Der Nachdrud einer Schrift, welche ein befonderes, zur Zeit 
der Derfündigung des Geſetzes noch nicht abgelaufenes Pris 
pilegium gegen den Nachdurck erhalten hat, fann die polizei« 
lihe Stempelung nicht erhalten. 
Gegen den Verkehr mit ungeftempelten Eremplaren eines 
Nachdrucks von Schriften, denen das in Art. 1. des Geſetzes 


. ausgefprochene Nachdrucdsverbot zu flatten kommt, wird wie 


gegen Nachdrucke befonders privilegirter Schriften nad) Maß: 
gabe der $$. 5. und 6. des Gefeges vom 5. Februar 1815. 
eingefchritten. 
Stuttgart, den 26. Juli 1836. 
Minifterium des Innern. 
’ Schlaher. 
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König. Wuͤrttembergiſches Geſetz, die Haltung von 
Hebammen in den Gemeinden betreffend. 





Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Württemberg. 

Zu befferer Beftellung der Geburtshülfe in den Gemeinden 
des Königreichs verordnen und verfügen Wir, nah Anhörung 
Unferes Geheimen Raths und mit Zuftimmung Unferer getreuen 
Stände, wie folgt: 

„Art. 1. Jeder Gemeinde liegt ob, dafür zu forgen, daß in 
ihrer Mitte immer eine den örtlihen Bedürfniffen entfprechende 
Zahl von Hebammen vorhanden fey. 

Für diefen Zwed find nöthigenfalls auf Koften der Gemeinde 
Frauensperfonen in der Geburtshülfe unterrichten zu laffen, und 
MWartgelder für obrigkeitlich beftellte Hebammen aus den örtlichen 
Kaſſen abzureichen. 

Art. 2. Die Wahl der auf öffentliche Koften in der Ges 
burtshülfe zu unterrichtenden Frauensperfonen, fo wie die Wahl 
der obrigfeitlich zu beftellenden Hebammen und die Verleihung der 
für diefe ausgefegten Gehalte, ſteht dem Stiftungsrathe zu. 

Art. 3. Wählbar find alle Frauensperfonen, welche einen 
unbefcholtenen Ruf haben, und fich über ihre Bildungsfähigfeit für 
den Beruf einer Hebamme oder über die bereits erlangte Befähis 
gung zu Ausübung diefed Berufs ausmweifen fönnen. 

Art. 4. Der Unterricht einer Hebamme auf Koften der Ge- 
meinde darf nur in einer Öffentlichen (mit einem Gebärhaus in 
Verbindung gefegten) Hebammenſchule ftattfinden. 

Art. 5. Für die Unterhaltung folder Schulen wird vom 
Staate geforgt. Die Ertheilung des Unterrichts in denfelben ift 
unentgeldlih. Für die übrigen Bedürfniffe, welche von der Ans 
ftalt beforgt werden, ifi derfelben von den Gemeinden ein Averfal: 
erfaß zu leiften, der nach den jeweiligen Preifen der Dinge be: 
ſtimmt wird. J | 

Unfer Minifterium des Innern ift mit: der Vollziehung 
obiger Beftimmungen beauftragt. 

Gegeben Bad-Gaftein, den 22. Zuli 1836. 


Pr Wilhelm. _ I 
Der proviforifhe Chef des Departe: * Auf Befehl des Königs: 
ments des Jnnern: Der Staats-Sekretair: 
Geheimer Rath Schlayer. Bellnagel. 





Annalen Heft II. 1836. ARE 
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T. 
Verordnung der Königl. Hanndverfchen Landdroſtei zu 
Stade, die Ausübung ber Thierheilfunde betreffend. 


Nachdem für nöthig erachtet worden, gewiffe gleichmäßige Grund: 
fäße feſtzuſtellen, nach welchen fünftig in Unferem Verwaltungs-Bezırfe 
die Ausübung der Thierbeilfunde gejtattet werden fol, um den Unter-. 
thanen Gelegenheit F geben, ſich in vorkommenden Faͤllen die thieraͤrzt⸗ 
liche Huͤlfe zweckmaͤßig zu verſchaffen; fo werden mit Vorwiſſen und 
Genebmigung des Königl. Minifterii des Innern folgende Beſtimmun— 
gen zur allgemeinen Nachachtung biemit befannt gemacht. 

‚+ 1. Die Ausübung der Thierheilkunde wird den Gcharfrichtern 
binfichtlih fAmmtlicher Thierarten, den Dufs und Kurfchmieden rüc- 
fihtlich der Pferde, den Hirten ruͤckſichtlich der Thierart, welche fie bü- 
ten, und zwar ohne Befchränfung auf ihre Heerde, geftattet. 

8. 2. Das eigene Vieh ärztlich zu behandeln, ſteht einem jeden 
Eigenthümer frei. 

. 3. Allen übrigen Perfonen ſteht die Befugniß zur Ausuͤbung 
der fraglichen Kunft als Gewerbe und gegen Vergütung nur dann zu, 
wenn fie mit einer ihnen bereits ertbeilten Regiminal⸗Konzeſſion verfes 
ben find, oder wenn eine folche ihnen von Uns ertheilt wird. 

—— welcher um eine desfallſige Konzeſſion bei Uns nachſucht, 
hat ſeiner Vorſtellung Zeugniſſe ſowohl der in ſeiner Kunſt erworbenen 
Kenntniſſe, als über fein bisheriges untadelhaftes Betragen beizufuͤgen. 

Diejenigen, welche ohne dazu befugt zu fein, aus der Tbier—⸗ 
heilfunde ein Gewerbe machen, werden für jeden Kontraventionsfall mit 
einer Geldfirafe von fünf Thalern, oder mit verbältnigmäßiger Gefäng- 
nißftrafe belegt ; im MWiederbolungsfalle wird die Strafe verdoppelt. 

$. 5. Es bleibt ausdräcdtich vorbehalten, die Ertheilung etwa nach⸗ 

efuchter „Konzeffionen auf folche Difirifte zu verweigern, welche mit 
Zhierärgfen bereits überfüllt find, auch den Fonzeffionirten oder den fonft 
ur Thierbeilfunde befugten Perfonen die fernere Praris zu unterfagen, 
bald felbige durch grobe Fahrläftigfeit, Unwiſſenheit, unverhältnigmä- 
Fige Forderungen für ihre Bemühungen, oder für die von ibnen den 
franfen Thieren verabreichten Arzeneien, die ihnen zur Dispenfation vers 
.. find, oder durch ſonſtige Pflihtwidrigfeiten dazu Veranlaſſung 

even. . 
8. 6. Sämmtlichen zur Ausübung der Thierheilkunde befugten 
Verfonen wird es bei Verluft der Praris zur Pflicht gemacht, von den 
zu ihrer Kenntnig fommenden Sranfheitsfällen, wo irgend — wenn 
auch nur entfernte — Gefahr von Anſteckung zu befürchten if, der 
DrtssObrigfeit fofortige Anzeige zu machen, fo mie, wenn die Kranfheit 
völlig beendet ift, auch dieſes der Obrigkeit anzuzeigen, ohne für dieſe 
Bemühungen eine Vergütung verlangen zu Fönnen. ; 

Saͤmmtliche Obrigfeiten, und alle, die es angeht, haben auf die 
pünftliche Befolgung obiger Vorfihriften genau zw ashten. 

Stade, den 8. Dezember 1836. 

Koͤnigl. Hanndverfhe Landdroſiei. 


i. 
Literatur, 


1. 


Cirfular:Reffript des Königl. Minifteriums des Innern 

und der Polizei, an fämmtliche Königl. Regierungen, 

ausfchließlich derjenigen zu Stralfund, die Herausgabe 

des Provinzialrechts für Meuvorpommern und Rügen 
Ä betreffend. 





Im Anftrage des Koͤnigl. Juſtizminiſterii für die Geſetzreviſion ift 
von einer dazu ernannten Kommiffion die Sammlung und Bearbeitung 
des Provinzialrechts für das Derzogthum Neu:Vorpommern und Fürs 
ſtenthum —28* erfolgt. Die Herausgabe dieſes Werkes ſoll nunmehr 
—— und hat der Buchhändler Koch zu Greifswald den Verlag für 

en Ball uͤbernommen, daß die Druckkoſten durch eine hinreichende An: 
zahl von Subſkribenien gedeckt werden follten, weshalb berfelbe zur 
Gubffription einladet. 

Der Umfang ded Werkes wird ungefähr 150 bis 170 Druckbogen 
ade und das Ganze in Drei Bänden erfcheinen, “ 
gef = Gubffriptiongpreis ift für den Drudbogen zu 1 Sgr. 3 Pf. 
geſetzt. 

‚Indem das unterzeichnete Miniſterium auf dieſes Werk mit dem 
Beifügen aufmerffam macht, daß es nicht allein für die Juſtizbeamten 
der betreffenden Provinz ein nuͤtzliches Hülfsmittel, fondern auch für 
Alle, welche fich mit den beflehenden Provinzialrechten näher befannt 
machen wollen, von allgemeinem Intereffe if, wird die Königl. Regie: 
rung aufgefordert, das in Rede fiehende Unternehmen fo viel ald thun⸗ 
lich zu befördern. 

Berlin, den 29. Zuli 18306. j 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
Koehler. 
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Cirkular⸗Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern 

und der Polizei, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, 

die Anfchaffung des Pinderfchen Werfs über das Pros 


dinzialrecht der vormals Sächfifchen, jegt Preußifchen 
Landestheile betreffend. 


Der Dberlandesgerichtsraty Dr. Pinder zu Naumburg bat im 
Auftrage des Königl. Initizminifterii das Provinzialrecht der vormals 
Saͤchſiſchen, jegt Preußifchen Landestheile, mit Ausfchluß der Laufig, 
nebſt Beweisftellen, Gründen und Bemerfungen bearbeitet. Diefes Werk, 
welches vom Königl. Juſtizminiſterio empfohlen wird, wird zu Oftern 
e. im ®erlage von Leopold Voß zu Leipzig erſcheinen und es können 
Gubffriptionss Anzeigen, die zugleich den Inhalt des Werks näher dar: 
legen, von den Buchhandlungen abgefordert werden. 

Indem ich die Königl. Megierung auf diefes Werk aufmerffam 
mache, empfehle ich ſolches zur Anfchaffung für die dortige Regierunge- 
Bibliothef mit dem u daß zur angemeffenen Verbreitung des 
Werkes der Weg der Gubifription rg ift, und daß es von Sub» 
ſtribenten zu dem Preife von — 2 Rthlr. — durch die nächte Buchs 
bandlung zu beziehen ift. | 

Berlin, den 20. Januar 1836. 

Der Minifier des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 


3. 


Cirkular⸗Reſkript des König. Minifteriums des Innern 

und der Polizei, an fammeliche Königl. Regierungen, 

die Herausgabe des Provinzialrechts des Marfgrafthums 
Niederlauſitz betreffend. 


Sm Verlage der Hofbuchdrucerei von Trowitzſch und Sohn zu 
Sranffurt a. d. O. fol im Laufe dieſes Jahres das Provinzialrecht des 
Markgrafthums Niederlaufig in zwei Abtheilungen, nebit einer Dar: 
fiellung der früheren Niederlaufigifchen Verfaſſung ald Einleitung, im 
Auftrage des Herm Juſtizminiſters v Kampitz Excellenz, bearbeitet 
von dem Juſtizkommiſſarius J. Wild. Neumann zu Lübben, erfchei- 
nen. Der Gubffriptiontpreis beträgt 2 Rthlr., der fpätere Ladenpreis 
aber 2 Rthlr. 20 Sgr. Ich mache die Königl. Regierung auf dieſes 
nügliche Unternehmen mit der Aufforderung aufmerffam, daffelbe fo viel 
als moͤglich au befördern. 

Berlin, den 30. September 1836. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 
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Berlin, gedeuct/bei Zohann Friedrich Staärcke. 
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